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Üte die Folgen d’eF ExMiMriiCatlp^ta^jöt ,' “ 

. j von Daijicapitular W. Molitor zu Speyer. ( 

" Das Cöncilium Von Tnentnertrrt 1 bekanntlich {c i . ,; 2.Se38i , X'XVj 
de ref.) Öle Exeotomunictotioh dfen Ndri* der KirChenZüÖht lind'eiü 
sehr heilsames Mittel, 'hm' das 1 christliche Völk in' den Schranke« 
de* Pflicht' zu liklten. Dabei Warbt es aber ^br'ti bereUtCr Anwen¬ 
dung ‘derselben, indem es 'ähf 1 die Erfahirbng 1 hinweist, : da'äö -dieses 
Züchtmittel, wenn ei leichtfertig und gerhrget Dinge' wegen angewen* 
det Werde ; 1 Inehr ‘geribggeschätzt als 1 'gefürchtet sei“ ob <1 eher zum 
Verderben''als“zum Weile gereiche. • •« * 1 ••• ••• »«*« » *• »'«i .i** 

' ' ‘Eis scheint wohl nicht zu viel behauptet,' wenn man* amWratnt, 
cfetss heute zu'Tüge diese 'Mahnung der' Kirche ; rl wie 1 sie das letetd 
»llgeiheine Concil ausgeaptöeheb hat , um vor 1 411z« ’ wenig < umsichti* 
ger Anwendung dieser 1 'Centeur'^su 1 warnen v 1 bpeiilgbr nothwendigüseij 
als 1 gerade die entgegengesetzte, wodurch 'zur ernsten' nndnbesonneneh 
Handhabung dieses Zuchtmittels aufgefordert würde. Denn es‘ lässt 
sich nicht in Abrede stellen-, ‘dass "die kirchlich« Praxis"«kr/Gegen¬ 
wart in dieser Beziehung vielfach eine zu milde geworden, Welphe 
wedigef des Atosspradhles'-des ©oncilS' goderiktyhwonach die.;Excora- 
municafion als 1 ein sehr hCiteathes Mittel - 4er Kirchenzucht btzetetaet 
wkdv Wir tragen 'bezüglich 1 dieser Praxis den" : kirchlichen ■i Verhält-/ 
nissen der Gegenwart gerne alle Rechnung) “Und«erkennen!'wohl, -dass 
in den letzten Jahrzehnten-' seit- der Säkularisation 1 die-'Handhabung 
der Kirchenzucht theflweise Unterbunden,* itheihveisfe sogar* >fötinlü& 
nikaögBch gemacht lw*r. «■ Ein« ' strengerSlAnwendung dec iOensureli 
hätte bei“solcher 'Sachlage seht" oft nur wachtheilig Wirkern, könmem 
Dagegen wütischen 1 wir auch, dass man* 1 unsnander«i«eits «vrirätune, des 
freiere Standpunkt, welchen -dien Kirche Umbfestrditbaru nach Aussen 
wieder gewönne» hat) und* das im SChoosse “der ‘EU r«he>i Selbst neu 
erwachte 1 Ettoeh fördere‘in 1 fielen Fällen < ««bedingt < «eine entdobieddnere 
Führung‘des HiCche»Fflgimehtes<)i und'erfcieiseberaantiigfach in dringen¬ 
der Weise die heilsame Anwendung der Censur. .m .i/u.i 

Dagegen 1 werden nicht sehen ‘ in der Praixis “Bedenken erhoben, 
von welchen uns übrigens .nur - «ln einziges"‘der Widerlegung «würdig 
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erscheint. Es ist jenes Bedenken, welches geltend zu machen sucht, 
dass der Standpunkt der canonischen Gesetzgebung in dieser Materie 
ein solcher sei, dass eine Anwendung in der Gegenwart nicht mehr 
möglich erscheine. Die kirchenrechtlichen Bestimmungen über die 
Folgen der Excommunicatio major — denn von dieser allein handelt 
es sich dabei — seien der Art, so wird behauptet, dass sie theil- 
weise gar nicht mehr ausführbar seien. Daraus wird dann geschlos¬ 
sen, es könne der Kirchenzucht nur verderblich sein, wenn sich deren 
Ohnmacht erweise, einer ausgesprochenen Censur Nachdruck und 
Durchführung zu geben. Desshalb wird es dann als ein kleineres 
Hebel angesehen, die Censur nicht zu verhängen, als dieselbe auszy- 
sprechen und ihr «keinen Vollzug gesichert zu sehen. 

Es scheint; demgemäss ganz zweckmässig, zu untersuchen, wie 
es mit diesen Folgen derExcommuoicatio major nach kanonischem 
Hechte bestellt sei, und welche dieser; Folgen heute %u Tage nicht 
mehr einzutceten vermögen, oder wenigstens nur unter Modificationen 
eintreten können. Lässt sich sodann nachweisen, dass hierdurch einer¬ 
seits, die wesentliche Wirkung der Excommunicatipn nicht beeinträch¬ 
tigt wird, andererseits aber die Disciplin ebensowenig Schaden leidet, 
als das canonische Recht in seiner Geltung geschmälert wird: so 
dürfte sich jenes Hauptbedenken als gehoben darstellen , und für ein. 
sicheres Voranschreiten in der Praxis der entsprechende Boden bereit 
tet.sein; 

Welches sind nun die .canonischen .Folgen der Excommunicatio 
major? ;• - . ... ; . i 

Offenbar , trägt die Erörterung des eigentlichen Wesens der Ex<r 
eommunkation wenig zur praktischen Beantwortung dieser Frage bei. 
Wir lassen daher auch jene bei Beite und beschränken uns au# die 
Darlegung, der. Feigen selbst.,, : . . 

v Beijfmstuel, In lihr.i .V. Decr* tit. XXXIX. §, II. ,- r ! ; 

schickt, der eingehenden Beantwortung unserer, Frage , eine allgemeinere 
Betrachtung der öemeinsiihaft der Gläubigen und des Verlustes der¬ 
selben durch die Jüicommunication voraus, wobei er dem heib Tho¬ 
mas und heil, s BenavCntura i. folgt. Die Gemeinschaft der Gläubigen 
hat für ihn dreierlei Bezug und; ist. demgemäss eine,dreifache:; die 
rein innerliche,, dfe rflin äusserliche, und» die gemischte. 

, Notaadum, itaque,, triplicem esse Gommuaionem Fide.hu w, qua 
inter se communieanti, videlioet pure? internam, pure externem fit 
mixtam. .... J. \ ft 

Die,' rein, innerliche Gemeinschaft der. Gläubigen besteht dann 
in dem Bande,des./Glaubens, der Hoffnung und der -Liebe* wodurch 
I -• ■ ■ ■ « ■ • 
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sie Alle unter sieh vereinigt,sind. Gemäss. dieser Gemeinschaft kann 
der eine Gläubige nach dem Masse seines Verdienstes dem anderen 

.'ui;. )• i i “■.! ■ i : ')ir ... misrnfiu : niTTf- 

Gnaden erbitten,, ui^ demselben, wenn dieser dapi, ^Shig ist die 
Früchte der eigenen guten f .Werke jZiiwendep .u. ( g. w., Die rein 
äusserliche Gemeinschaft der Gläubigen bestellten ,dem t äusscj'ep Zu¬ 
sammenleben derselben, also in allen Beziehungen, welche dadurch 

dir; .<! !•! ; . :-‘i ff i .•'»•<; uü;i nr.fTTn'ü f . iitriTju.iiii. 

pitstehen, .dass die Kirche, n^ch ei^erj Seite hin eine wirkliche äusser- 
licb sichtbare menschliche Gesellschaft ist. Die gemischte, Gemein¬ 
schaft .der Glänbigen ^ ist endlich jene, welche uuf gewisse . ^ussere 
H^ijdlung^n und Gebräuche des kirchlichen Lebens pe^pg s hat, .^ab^i 
pber gemäss .der .kirchlichen Ordnppg besjtinpnie inppljcjie geistige 
Früchte^ willst. Hierher gehört die^ Verwaltung und der 

Sacraipeptej, die Gebete, w^che. die jKirphjS dep Opfer der Ijfep^ 
Und dem übrigen öffentlichen pottesdienste, .verachtet ^jHie.ther gehö¬ 
ren, auch die Gnadenschätze, welche dp Kirchy in den, ^.blässeai vyr- 
p^ltet und ,den pläubigen spendet. , , t 

( \^as nun . die. W^k^gen^der ^xcppmunioatip! be^ifit, so f steht 
es unbestreitbar fest, dass dieselbe den Excommunicirten (wenn er 
picht, wig es in der Regel^dp. Fpjl spn. w^rd^, ^lyon durch eigne 
Schuld es wäre) nicht von der jfiemeinschafb welche ; jenCj conimuiijo 
pure ; interu^ upifassi, pusschljesp upd j au^s<;hli^£jsc^i Ipaun. Denn der 
Gnade, durch welche ( , wir in jenejn inncrljchep geistigen ^erbami der 
Kirche, aufgenommen perdep, können wir. durch keinen^äpyäqrlichep 

.ejuzig ^und ‘pllejn,, durch ^ödsün^e 'v^ 


' U '/ Li >{j 


■ d C fW x^t^ M ft'(jjlari^^^iall’ .pon ni ? i pe^jp^am ( cu|p^ 

, Iii. Ä 

i( yplc^t: et dura etiam per^pyp^ppu^ cplpaiu amitti^nr^ recji^rarj 

,potest,per,, 

jj. catlope, ,gup for/an jnuodatus ^tU^., Befens^li ^,■ t() : , 
So wie man heute das cauonische RecJitj f upd 
kirchlichen Gesetzgebung ^nzusehep poch vielfach gewöhn^ ist ^ wird 
ipan, leicht zu, dp Meinung pch ve/iührgp, lassenp $ei eine solche 
Ayuffapung, ßino^ peuerp, und lape sich ^mit dem f .pittelalter,liehen 
Gejsp djis .Decrfitpienr^chtei pic^t.,wol}l yß^einigen. Jjlin,i&ck inline 
der^cretalen ibm^enz 

.7* F?r. 2 $ ... . 

kupp, japs .ejpes Bessern bplejppn^ ( $er jgrpssft ( ^ Gesetzgeber 
ifft siph^der ^^utupg. ppd jies,. i Umjfapgs / dei )( ^ijjchlichen dutjsdi^tion 
pold bewusst* und peh^.ipjSpnp pprettde pitj g^wojjmtp.Klarheit 
und Bestimmtheit dpei^S^rapkfjp. «• >, , ä j ( 

..*1^. 
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„judicium Dei veritatl, quae non Fallit, nee fallitur, semper inni- 
„titur; judicium autem ecclesiae honnunquam opinionem sequitur, 
„quam et fallere saepe contingit, et falli. Fropter quod contingit 
„int er dum, ut qüi ligatus est apud Deum, apud ecclesiam sit so¬ 
lutus , et qui über est apud Deum, ecclesiastica sit sententiä 
„innodatus. Vinculuin ergo, quo peccator ligatus est apud Deum, 
„in culpae remissione dissolvitur; illud autem, quo ligatus est 
„apud ecclesiam, quum Sententiä remittitur, relaxatur — c. c.“ 

1 feine Folge davon ist, dass die Excommunication auch nicht 
der Frucht der Gebete und der andern guten Werke beraubt, welche 
von den Gläubigen in ihrer Friva tan dacht und in' eigenem Kamen 
vor Gott dem Eicommünicirten zugewendet werden. Nur " von 'der 
Theilnahme an den Früchten des öffentlichen Gebetes und Gottes¬ 
dienstes der Kirche, welche jedem iin kirchlichen Verbände stehenden 
Gläubigen zii Gute kommen, bleibt der Excommünicirte ausgeschlos¬ 
sen. Demgemäss ist es ausser Frage, dass es dem Einzelnen erlaubt 
und verdienstlich sei, seine Gebete und gute Werke für den Excom- 
municirten aufzuopfern. 

Anders steht es aber mit der Theilnahme an jenen Gütern und 
mit jenen Beziehungen, welche durch die coihmunio mirfa und' pure 
externa vermittelt Werden; und hiemit beschäftigt sich eigentlich die 
canonische Frage nach den Folgen der Excommunicatio major. Diese 
ist und bleibt, wie sie ISuarez definirt, jene Censur, durch welche 
jemand von der kirchlichen ‘ Gemeinschaft der Gläubigen aüiges'Chie- 
den wird — qua quispiam separater ab ecclesiastica commuhiöne 
fidelium. Aber diese Ausscheidung bleibt, wie uns Innocenz III. be¬ 
lehrt hat, ein judicium ecclesiae und ist kein judiciUm Döi; desShalb 
berührt es buch nicht direct und tihmittelbar [Wie man nach der Defi¬ 
nition bei Kober,' Kirchenbann S. 32. glauben könnte] das • Gebiet 1 des 
Gnadenlebens, welches ein rein geistiges ist, Und voh Gott allein'voll- 
kommen beherrscht wird.' 

Die Canonisten zählen aber insgetbein, 

Suarez , de Censuris. 'Disp. IX. seqq. Avila, de Cenäuris.' Cap. 1 
VI. Disp. III. seqq. Fdidanus, EnChyridion de censhris. cap.' IV. 

‘ Vgolini, de Censuris, Fab. TI. cap. VI. seqq. [Dedicastiltb, iract! 
de censuris Antverpiae 1662. pag. 101 Seqq. tir.‘ 365 seqq! Aoft'ct*, 
Kirchenbann Kap. 6. S. 238 tt. SihifHng, Kirchenbann 161 ff. 
Feister, Kirchenbann iind seine Fölgeh. 2. Aufl. Wien 1860.] 
‘ J CönI.' Fa gnahi, Repert. voce Excombi. eflfectuä. Pttkintf in h. tlti 
; (V/‘39.) Öect. I. §. IH. Mgel hbhV ttt. Reffenstkiil : ih 

h. tit. §. 2. 5. Schmalzgrueber in h. Üt. $. 2. ! ‘ 1 1 a 
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folgende Wirkungen .der Excommunicatio majpr auf, wobjßi s^e nur 
verschiedene Eintheilungen gebrauchen. , , i , .. 

. _ 1. .Die Excommunicatio macht dpr Früchte der Gebejte un<i 

Spcrämeutalien verlustig , ,wel.che die . Kirche in ihrem öffentlichen 
Gottesdienste für, die Gläubigen verrichtet. . , 

Caus. XI. quaest. III. c. 28. c. 38. X. de Sent. excomm. (V. 39.) 
2.' Sie schliesst von Empfang und Spendung der Sacra- 
Diente aus. '" 

De clerico excommunicato, deposito vel interdicto mihistrante. X. 
(V. 27.) c. 32. X. de's^nt. excomm. (V. 39.) c. 59. ibid. * 

3*. ’ Nicht minder’ schliesst sie'' voh der Theilnahme an dem 
öSfeUtficbeia Gottesdiensteaüs. ■' " 3 ' 

' er T8. e.’ 43. X. de teilte excomm. (V. 39.) c. 2. ; Giern. eorf; 

■ ■ ifr.'io.)- ' • ' ■■ 

Jedoeh darf den Excommunicirten gepredigt 'werden, aber tu 
einer Zeit, vfo kein öffentlicher Gotteediebst Statt hat. ’ So hat ltomP 
cenz III. auf eine Anfrage des Bischöfe von Ferrara' ausdrücklich 
entschieden. ‘ c. 44. X. de sent. excomm. (V. 39.) ' 

Zur Zeit, wo kein Gottesdienst in der* Kirche Statt hat, 'darf 
ebenfalls: der fixcenmumicirtö süe> > besuchen,, um- daselbst, sein: Gebet 
Mv.Afeniohteh; -so wie<:«t auch zumiBnjvatgehcte dea Officiums ver¬ 
pflichtet bleibt, wenn et 1 dazu cancftisCh verbunden ist. Dies ist 
wenigstens die allgemeine • Ansicht der CanODisten. ■ . . V ; 

Schmalzgrueber 1. c. Nr. 131.Ü33.' •• •■ • .n7 :<i 

• - «. -4. Das» daher auch dem Ewmtnwoicirten'dus kirchlich« Be- 
gcäbniss verweigert, istergibt sich , aus dem,.Wiese» der ExeommPfl 
meatiou, und»/dem bisher Geeggten, vemneibst, und ^st der uralte 
djpxch.das DecretaJ^nrecht bestätigte Gebrauch der Kirche. . i, 

c. e. jUb X., de Sepult. (UI. 28.) q. 7. X. de Opnseer. Eccles. 
(III. 40.) c. 1. Clem. de Sepult. (III. 7.) ; . , , , . * 

5. Sodann macht die Exeppampnicjatiftn unfähig, irgend. ein 
Kiroheoamt m erhalten, sp .da^ jede Ajr-g von Verleih.uug einer kirch¬ 
lichen Würde, welche an einen Excommunicirtpp geschieht, ungijl- 
fig-ist*, c. 7 r ,„X. 4e des. exeowm. ministe. (V, 27.) 

Der Früchte des Beneficiums beraubt aber die Excommumcption 
nicht an sich und pnnaitjtelbpr, wenn auph selbstverständlich (fern Ex- 
Cppimunicirten die distributioues quotidianae entzogen bleiben. 

c» um. in VI. ffe. Gier, non resid. (III. 3-) c. 12. Trid. Sess. 
XXIV. de reform. Conf. Reiffenstytel und Schmalzgrueber 1. c. 
über, die Controverse bezüglich des Verlustes der Früchte des 
Beneficiums. 
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Hin 


b. ferner entzieht die Excommunication dem Expommuiiipirten 
jede kirchliche Jurisdiction in foro interno et extemo. 

l)nu ioL, i i- . i .<• ' ■<’ * 

c, 4. Caus. xxry. qu. 1. c, 24. X- De Seqt. et re iud. (II. 27.) 
c. 1. m VI. de suppl. neglfg, Prael. (I. 8,) c,. 1. m VL. de off. 
, .View. (I. 13.) c, 10 . ln YJ. de officio Pcleg. '(I. 14.1” 

En^impg Jpv^4i|?tipn erstreckt ; . sif;h aber nur auf 
Diejenigen , welche excommunicati vitandi sind, so lange nicjit gegen, 

?j! 1.7 : ... .. C ' 

ConL. Reiffenstyiel ^ni^Schmalzgrueper l.c. - . 


treib ln. Wqs,., dw q AqsBchjieesui^ des; i, Excqmmunicirten/ vog den 
öffentlichen Aemtern betrifft, so ist wohl.,nicht in Abrede ^ustelleg^ 
ffcpsS dftfqmittelaUerliqhenv Praxis io dieser Beziehung der Satz zu 
Grunde lag, es sei der Excommunicirte von allen solchen, Aeudern 
?S entfernen, rßasa es, nfcj^t vollständig' durchführbar fwaj?, lehrt die 
Geschichte.,, .Abc*; i auch: -die Dqctrin acheint, diesen, Grundsatz nie, bis 
W.iftHen9ei«ie Cenfle^henzen verfelgt zu ihaben* / u.. .. . 

Suarez Disp. XV. XVL In Rtiflienviuel ,'l. e. Nr. 71.. Schmalz- 
'ul&niebtr l. c. Nr;ii J79»j,seqq. j.n .4 .,v 

v. f . 0Die' kirchliche Gesetzgebung'igeht in diesem Punkte nieht wel-i 
te*V akt'dusb 1 Melden 1 'Excommühiehrtan Wb jedem 1 richterlichen 1 Amt» 
fcrid jeglichem gerichtlichen ‘Auftreten ausfahliess*. < 1 

c. 7. X. de judioiis (II. • ■!J) •• ü. 21 Xv de exoept: .(IL 25.) c. 8* 
in VI. de sent. exeomm. (Vv:il.)T ; r ■' •' ' ">■ •*. 

•i!l '»Xtiiliaiiitr trifft l ‘dfesfe l AuskhWiissrtJt1g hurJerta' 1 welbhe Cxcom- 
iti'uiifeäti' vitärMi rinä; v obWohl ! kucli gegehJene, welche ex eotn mutticSQ 
töletiti 'sind, exiijfitt - Werden' kämi 1 . ‘ -Dass* aus dieser Ausschließung 1 
dem Excommunieirten 1 kein Vorth elf entstehen dürfe, ubd' daSser dktb 
her ^tits 1 als Beklagtet vor Gerieht gezogen werden körnte, halt schon 
Alexander III. statuirt. • •! • ' h • ! * 


««* c!"T>Vit. X . 11 W Jttditiis ftt'l;)' '• ‘ "• ' • ' •• 

1 ’ 1 Eifdilch ikt^dCin 7 E^comUiunicirten der bürgerliche Verkehr 

mit 4en Gläubigen Untersagt. 1 ’ . ’ , ! 1 " • l ’ 1 * 1 

c. 16. Caus. XI: quaesit: 3. s ‘c. X: de senk excomml (V. 3&:j 
,! /C. ibid.■' ’■ 

' ^ 'Xicfiis' desto weniger‘sind hach der allgemeineren Ansicht deif 
Canonisten bürgerliche Rechtshandlungen Und Verträge, welche der 
Exconlmuhicirte eingeht, wenn auch untersagt, doch' nicht'ungültig. 
Schmalzarueber I. c. Nr. 174. 175. 1 ‘ 

i-'-i 1 * - 5 'j t;' t * ♦., t' , 1 ’! r ■ ( ■ .t , 1 . 

9. Fügen wir endlich noch bei, dass gegen Den, welcher hart¬ 
näckig die Excommunication ein Jahr lang auf sich ruhen lässt, ohne 
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die entsprechenden Schritte zii thun, sich mit' der Kitche m verSöMen, 
wegen Verdaut der Häresie eingeschritten Werden kann. 

e. 3. Trid. Sess. 'XXV. de reform.’ c. 7. in VT. de Hserctlcii 
■(V. 8.) e,'- 13. X.' de Häereticis (V. 7.) ' ‘i-!-.* 

löu Auch ist' der Excommünieirte unfähige in irgend einet 
Sache eine Entscheidung des päpstlichen Stuhles zu erhalten, und die 
nichts destoweniger erhaltene ist null:'es sei'denn , 1 dass ha sfch um 
die Sat&e der 1 Excommiinfcation selber handle. , : ' ! .i.-M'-.h 
©.26. X. de Reäcr.'(I: 3.) ! c.‘ 1. ln ^VT. de liesCrl {I. 3:>' : 

' ' 'Dieses sind der Hhuptsache nach 'die Wirkungen, welche die 

Excotinöuniehtio majör ' bezüglich ■ des 'ExcoUimuhiCirteny' den siC Wk 
dem Kirchenverbande auscheidet, zur Folge hat. 

• SetraChtSen wir diese 'einzelnen Wirkungen aubneirksämW, so 
werden* Wir hne baldtiberzfeugeü, dafes jene Bedenken^’'Welche' gegen 
die praktisch^ Anwendbarkeit' dieser Censür ln der Gegenwart 7 geltend 
gemacht Werden,‘ bis hierher von nicht 1 Sehr ‘bedeutender Art sind. 
Ja eS scheibt, dass dieselben gänzlich'beseitigt Weiden können. ^ 

Es bedarf keiner 1 weiteren Auseinandersetzung, dass jene etBte 
der von uhs aufgefffhrten Wirkungen der Excömmunicätion, wodurch 
der Excomtnunieirte vön dCh iVüchten der Gebete und Sacramehtälieh 
ausgeschlossen wird, 1 stets iri Voller Wirkung bestehen wird. Es be¬ 
wegt steh “dieser Verlust aitf rein geistigem' Gebiete, wo die Schlüssbl- 
'g&valt 1 der KiTche tinantastbär ist.’ ’Uöi namentlich die Feier öflknt- 
lichen' Gottesdienstes für Exconimutiicirte in geeigneter Weise zu Ver¬ 
hindern, dazu stehen der Kirche hinreichende Mittel' zu' Gebote.' DaaS 
‘sidh nichts desto’weniger Pflichtvergessene hn ifclertis ! finden kÖrinen, 
welche däs Kirchengesetz frevelhaft verletzen, kann und muss zuge- 
gbbeh werdet!. Aber gegen’ solche Geistliche hat die Kirche noch 
'Züchtnüttel genug, wetln sie dieselben nur anwenderi will. ; ! " 

Ganz dasselbe gilt von dem Ausschluss von Empfang Und Speit* 
düng der, Sacramente. Auch hier fehlt es der Kirche an Zuchtmitteln 
nicht, und es sind deren selbst iin canonischen Rechte sehon vor¬ 
gesehen. 1 ’ . •' 

" Öohf. SchrHälzgruebe* I. c. Nr. T28. 129. - • 

ij/ Was däs Versagen des kirchlichen Begräbnisses betrifft', So ist 
gleichfalls dieser Wirkung der Excommuriication auch heute zu Tage hin- 
lädglich ihre Durchführung gesichert. Wo gemeinschaftliche Kirchhöfe 
beistehen, oder das Grab für einenExcomtnunicirten auf einem katholischen 
Kirchhofe mit Gewalt erzwungen Wird, sollte man stets 1 zu dem ein¬ 
zig consequenten Auskunftsmittel greifen, und das einzelne Grab ein¬ 
segnen. Es steht hiemit, wie mit den steinernen Denkmälern des 
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$ 

JflMliffBreBtifl»u8,'deM •öfculltaflkircheo.': I» de«'meisten. Wäre;OS|>ane||» 
viel zweckmässiger und -heilsamer, wenn man ' sie ikaändisclmr. Seit« 
lp<hgliob ! alfi Gvtebetr achtete, Wo. ntan vorübergehend die , heiligen 
Geheimnisse feiert, als daBs toaft IbrnalidheAltäre fdarin, «rjflhtete, 
ftrßd^ diß ciEruflharistie' als oivilnechtliohes • Mittel; benützte i,/ dem > Besitz- 
Btandnip seiöhfl». Kirchete!«« waihren* i n; ; ; •„ •. n<hi.^ 

mir rljöcht mhjderairtd ijene Wlrkungen -det Excoaj*fcanicati(tfi.ja(OCh 
durchführbar, welche die ilnhdbilMSU zp igpetetliehen > ABmtfcrn ;i »iiitl 
Entzieh/tingdeder ^prifdiction,.pm Folge, ihabem Detm.ldie/.canonischen 

sich l 'auch , bier ftuf'feotcbemiBodeia v ; ,wo die 
ßjM-chpngowalt,,JlGttftli;gwwg besitzt, ,rum idiaf Cftpooes,aufrecht uwtnw- 
halten. . t,- r l -cf. '1 .. .!•’ • h . roh 

o; t -.-SliP:,;!Abd»r(¥3 •jist.-iflhiiBit -.dier-xE^i^lig-!i^eniiljA«?;-.Aemter. 
Abe^ wforhftben, gesehen, dass, von eyier vollkommenen, JHrohftilmmg 
idM&ffr ■ ,Exppwmu»i<fatiün; :ee}b6t,, WP Mittelalter ;nh?hf 4te 

Jlg4e WP* ,upd,fln i dgr TJoctnip ^ie Meinungen -über 4ie, Ausdehnung 
dieser , fleh^nktfln. Zpgcgek«n,.werden, muss, dawider Ag*- 

^lpsfl .Ypn allen, gerichtlichen Aemtew und- jeglichem Auftreten vor 
iftswbtr ia,^«^h:ücJdichcw \ canooiacbe^ ^stimwwgeb begründ# frft. 
^^. ^^ipht^fiihiibaTkeit dieoer.r^fs^ppnHBgepi scheint,, (derwj^ 
appenr anderweitigen Anwendung jr*Wpr Cpnsur durchs nicht at^rend 

ip» Wm* Z« sein..., ; $ie: ApsfülwTmg .diesefi.Wjrtwig der ^xpomnwmb- 
q^ipp bezüglich den. weltlichen i Gewehte : , eptet das -<«gf y.frhälteh* 
AwMhen.-fttgat- und&uche eprw^.wie.esi iw Mifrelalteryorh^ndf# 
s9,,wio)di)g f^giiehc^canooieche Be^thpwwg dew Principe, nach 
die^efl,-|Vgrb^nis|. ( pls , fretisch- bestehend'! vorfnflflotzt. ,iEs, ,wifre ,rbpi 
jenew yfwhä)^s^e,,ejpe StPFV»ug volli[dpr-'inacbtbeiligflipn FfllgWdgfn 
h^f n >ri Wfipn . difr), welldichie: .Ordnung nicht Hand /in HwdvWt^ 
geistlichen (frdnung,, gegangen wäre. •rNichtndeptowenigerj z#jgthd9 
hP^frrtP.-njdqnr-l ■■-/ •.•»:'• -»/ , : ». ", • Ü<; -h ■ ; 

*W,VI' - 4 * f 9 Nt.:.EW>fMÄ. .. .,J. : 

4w ^jeeihflt.tiip'Mittelalter ejnef; g^etzlipheni, Sitrpfbeatiipwaagoher 

durfte, um den fraglichen Grundsatz bezüglich der weltlichen Gerichte 
in Geltung zu erhalten. . .Gegen wjärtjg ist phet. iwe^ .engo Vethhhniss 
fWießhen? t K4rehe und Staaft gelöst . oder, . wenn man yor dew Aus- 
Äjwucihe ’ieipes geschichtlichen..Factums allzu bedemkijch .«?)dt<rtwhwh$> 
wenigflt«w>s ßpilnchpr geworden, da^s yon. einer Solidarität, beider Gec 
wnltennleider .nicht,,mphr gesprochen «werden kaum, Gau# , eher 
quch, der Grupd des ,Gesetzes weg und mit .ihm desseni Anwendbarkeit 
gelbst ,naph, der ,jßeßht3regei : Cpflsante lpgis ratjope, ceseM lpx ipsa- 
DipsejJt^.^T Michigesc^e% ^hpe.. das? 4ep ührjg,ew<wnonischen 
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ipid dieser selbst,, ein.Eintrag gß?$phft 
W« §läpbjgen ( i^ 4 pn, #»ei ß teljupg zu so^c^en. ^comfpuaipj^eu rfnr 
Jj&cipiehrieme Art’dft? twgerfjfihep Verhehrpa auffaepep, und dieRe- 

ggln r tve^e , 4 efoei, ,pg^er,,^en zur ,^\sf^d]^ 

^pn 4 , .^(1 . ^^, iwi^> J^^commaiiaMtirtfwr a^ A»Wh>l»e ge?totf 
^.werd 6 fl,,au^ ba*r FflaiP. greifen:müsse?».„ ; , - . -., 

; r ,r;i Riep,fUhrt upa ; apftdie: PcautWUtupg^dpr l?t#ppJFrage, diß uoa 
^(|iäw|icl>[,j#pe, Wfohungide*: E^oroumpicetion zu 
sichern sei, wodurch der Excommunicirte vom bürgerlichen) VerkehTP 
ausgeschlossen wird. Ganz gleich behapdeiu / ist die Frage,, wie 
das Verbot der Theilnahme an dem öffentlichen Gottesdienste besügr 
4 ^idWa^^n»wicig^,!fuaawfü^raniisei > ,| J)\fl»in .die. eigentlich prak- 
4scbe Softe/dipsenEragei ist,, .weniger, jepR.inaehi demdiesfallsigpH 
Verhalten des Excomihunicirten gegenüber den,, übrigen Gliedert der 
Kirche, [Babaad^lt'.vdch;. hier yielmehr.uip die Art und Weise., wie 
von diesen Letzteren das kirchliche Verbot aufrecht erhalten werden 
solle..rt^epp^ rffrffepdfi,pioh.:»u 4 ächst-die-Kirche, und verpflichtet 
sie strenge, sich ihrerseits jedes Verkehres im bürgerlichen ^upd jeder 
.-fri whipdien, Lehen ,zn ,enthalte!...; Wir, werden also 
pqfcliepfljiieh djei F r agPiZPi erörterB.haben, wozu die Kirche, di$ Gläu¬ 
bigen gegenüber dem,,IJircownupicirtep, bezüglich, des büicgerlichepj 
Verkehres und der Gemeinschaft des kirchlichen Leben? > verpflichte, 
wad dann cbeuftdlfl noch unierpuQhen,; müs^ ln wie weit eich diesen 
WirkungWndflPnKÄCPmwnn^Mion, bei,,ihrer heutigen praktischen Ab¬ 
wendbarkeit eine Schwierigkeit entgegenstelle. .: i • 

Die uns,, hipr,, ,zperst. enigegentretende Untersuchung über die 
UutprsRhöMhUg ^when jJenen, welche Excoraipunicati tolerati, und 
dppen, welche, i .vitftudi: sind,! dürfe» Wir als' völlig bereinigt anpehmeu, 
t #, dass eiue^w^lbpre. Contruverse nicht mphr besteht; Excommppicati 
tolerati sind Die, mit welchen,, obgleich, sie; mit dem Kirchenbanne 
- bptegMjpd f'fdie iK it flh«l dem Gdüubigien .den, ^bürgerlichen'und 1 kirch¬ 
lichen Verkehr nicht,,untersagt 5 ,yttandi dagegen diene,, welche,,nicht 
nur selber diesen Verkehr mit den Gläubigen zu; meiden habenv son¬ 
dern auch von diesen zu meiden ajnd.,,,, :| >-\ ,;.i <■:•> ; Jr, . 

,, 5l )i ,Kie!Cb‘>lflheretP .Rechte waren aile iE^eommwikprte »,1 deren Censur 
44wtU<?h bekannt (war, öffentlich*. Jone aber, ,bei welchen dies nicht 
de? ,Fall war, nur ivon Denen zp meiden,; pnd< zwar im Stillen, welche 
der Excommunication wussten, . Durch die.hekaupte Constitution 
hdarthM .V» „A4 evitandft,“ welche auf dem Keetpizer Copcil erlassen 
rewrde, arldelt,,jedoch die?-ältere ,Recht eine Jfllderupg.., Um vielfäl- 
rfg«4uYfiwirtifÄige?., und . ,dw Refiag ßtwp& vorzubeugen, 
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Molitor. Folgen der fexeoffimariieatio major. 


b'estimnit diesei 1 caihönlsche Gesetz,'"äksS forta# 'hur " fateht' Jdhö' als 
Excom'miihWkti 'Wtan'di 'ani'ü'sehleh ; gin$, ,; 'welbhe namentlich Und piV- 
8ttilich : vbiii gdlkflichete Rftfhter dxdötüinhhfelrt^ und'als sölbhe ! 'öfffetitt 
Hch bekattnt 'gegeben' Mfid.' f 'Von' feiten '‘übrigen Fällen ^ 'Exeoiff- 
öffkÜtM^''als 1 eXcdtiiintthieirt 'bekhhht 1 Gegebene^ 
nur Jener gleichgesetzt urid''deSStoaÄi ebedfilfs ’ali 4jtändh^' l bCkei@h t 
ttet, Welcher 1 durch hoftWlsobb 1 SchWereÖabdatileguhg : ah einen 1 Kleri- 
ker ,; de» ‘BKCötnwuhicafcio^ Cdnotlis ' hich' Öer Döfcfetale' liefe 1 PapStete 


lnnocehz IL< ! ■ “■ " 1 

" c. *29'.'Cafe. >3tVlfcf quWWt. «*. J ' : ' 

v^Mlefl'iöt'J “ ' 1, :) jif/fir. .f» ■ I 




’• ! Öid trf Meihttü'g," wfeTche ’ utlte^ 1 dfetr 1 'Begriff 1 ’deö ' e'X’Cdrtiniuhictltüfe 
yit&ndus hoch dbddbe'Fälte'' silbsüttlrren 1 Will, kann alfe vbWig teldei*- 
lefet'befeeidfiheü 'We^fen'i •!* -' h / 

■ Göni. SclkritildgAietÜt l'. ?! c.' , &fi ,, 722.’ "'RÜtffeftitiudh. c. !! §. r '1P. 

v f > ;Nj>, 137', 1‘38.' : ' " '-' u: '-,1 il/! -cb ich •!>;; •,! *? • *:<.. 


tridhäf efntstihiedhir ! dis honstahtC'GeWöhiibeitsfeclit gegeti'dibh. ■ 

’ jRkpfamti l tl ’ >•>'< ' »•htv-Y >-.?• .i ;!/• " •«< 

' ' Was VnM T, Öie Frägb'betrifft ,ih Wetehe^'Wfefse dife eVcouttnüni 1 - 
cöti VitahdiVön' deh Übrigen' Gfähbigeiizü foeidertsieien 1 , so hat'eich 


dih Schute 'nach' eihek Cahon des PSeüdöisiäor 1 ' '*• -l 

/*;'! i(ii'>:rp7 ( , Cau#/ “ -’J* - ■!■ 




Jenen MemörifidverS gebildet 1 ,"‘in 1 'Wtflghetti die eidkelneh Arten 'der 
Verweigerung 'der 1 LieberisgenMnSehaft’ 11 öiif 11 den 1 Exefemnkiniefrteri iti- 


sammengefasst sind. •' n->r ; 

■ : i' " : i v 1 ' ös, örareJ, vdle, ! cOmröunlh, ,, mfe!isk negatur. " '*•' 1 

• Unter :„<js Ä Verstehen die" Gkrtönisten f jede ! Ärt'yon ; freutidsfcbafo- 
«eher Beziehung und' liiebisbeieuguhg/' namentlich’ abeb' 'den ttiünd* 
’Kc'hett' Und 1 ’Schriftlibhett' r Verkehbj Was 'Alles deba GFlKübigen, gtige»- 
1iber ! dem J^cötWmUhteirten'/vefreigt iSt;^• ' r *l 

■ Öurch'dent- , A'usift^uck‘ , '„vate i: ♦ r 'Soll^ , dank jedeArtVon Vliretbihti- 
’gW'od^^undetÄaftliehtel'Bhgtöesüng verbbten'feein. 

'• -Schnfatkgvvkbt#' lv<c. f, KÄ ,r 'l i t f Äl ' ' 

macht übrigens hiezu die BemerkÜngY' 1 ,|V » 

1 »„Probabite•'ttfütetf (, m Jlifcihum esse ‘issurgene 1 ex-eothmiinicato, 
^eiaput # aperife/ lbduni 'böneedere;' Ueet 1 enim'hätec* 4iht ^udedSna 
ektbriOr Salutatioi eonsuettidine tauten vMentur '"habere ratiönehi ■ säld- 
tatiöidb tioh t&ttT yoluntfetriae,"^haiö tiecessarfab, ’ndti Ut" per lata 'dsf- 
communi'catas ) hönbrettri*, : sed ne itthonoretor et 1 contenani videatrrt^: 
quod a fortiori' pröCedll, Si exioUnhuhlcätns te prihö'saiutetg' ttmcVmäi 
(beasAUtkl^yidetur dehifu'btt piSebUiÜ^ekcöuHnttnieati safütatihueml.' 4 1 




MiUtor.^'Tiigeä def «'xcottötflikatio inajdr. 


11 


' f! " MBF 1 „Öötfanilnil8 M;;! und „Mensa“ wird jedes gemeinschaftliche 
Geschäft und die gemeinschaftliche Lebenswfeise’ zü Haube und ausser 

dem Hause verstanden, was natürlich Alles auch unter jenes Verbot 

' '• v ' ■ i| ' ! '- r " •■■■• '* 

Wis so soil äätait das Verbot ausgedrftekt 

lmfUWkä''tor dl’e' Giäftbi^er/ bfeSfeht; fri 1 irgend eine gottesdfensb 
lf(Jh^ ! GMi4iffichiaft ttfa’d ähsSterlPelfei GfebetSvereinigung' 'mit dem Kx- 


communicirten zu treten. 


Was nach d€|r ^Doctrip geschehen soll, wenn sich f ein Excom- 
municirterWhn* ötfentlichen Gottesdienste ^ihfindet, fasst 


rrro 


-- f* <nf r 
t * »>i[*i; i, j » -n ’•*«* 
-I'-VI-I 


feeiffensiuel Y c. §. V. üfr. 144. 

Fpl^enaein^ zusammen. 

®P^ e f ia P 11 , in grediatut ^fissam au- 
diturus excommunicatus vitandus, moneri potest et debet, ut exeat: 
sj jerp mp|nitjis ( exire, recusat f npvam ^xcommunicationem Papae reser- 

: n&'ffiyh'h.ti per vin > Si 

,p ( ec hac. fortan ( ob potentiam, ejus, ab j ecdesia expelli po- 
fepit, , er^nt :i officia i^ivina j praesertim vero missa, ommittenda: dum- 
mo^o jSacerdoSj nondu^i yenerit, ap Canonem ? vel, ut alii volunt, ad 
Cpnpecr^ti^ne^jj tune^enini. j oportet, eum, pergere usque ad Sumptio- 
n$m, ne^Sacrificium maneat incpmplqtum. Peracta, tarnen Sumptione 
calicis Sacerdos debet discedere^ac reliqua. peragere in Sacristia, v.el 
pep^tus^ qmittere,, pi, Jalis locus non adsit Verum, reliqui fideles, ex- 
cepto ministro Altaris, statim, ,,ut. appajet, excommunicatum monituip 
pec, veljle egredi, nec posse, expelli, ab epclesia debent discedere; quia 
alioquin participarent in Divinis cum excommunicato, sieque peccarent, 
et jpxcommumca^^em , saltep minprepa , jpsimet ipeurrereptj,“ 

Dieser bürgerliche und kirchliche Verkehr mit dem Ex<?ommu- 
nicirten, der emyitppdufj, j^ M bjeity dfmGläubigen nach der gewöhn- 
Upbfp.,A»f ic } 1 )* l ,dei|; Eyopraumnicptio minor verboten. 


c. 29. X. de sent. exc. (V. 39.) c. 3. in V. de sent. exc< (V. IE) 
iiv \39.I>X. 'de! cI&et. ' (L 6.) «Sucrez. de Censuris Disp. XXIV. 
SJect, ^hnjMhgpueber \\ Nr.: 182. , \ 

Wer jedouh^ mit! dein Excommunteirten bezüglich des Verbre- 
ehenaywegendtessendieGensör verhängt worden ist, in solch« Ver¬ 
bindung tritt, da*i er als, wenn auch nur intelleetueller,' Theilnehmer 
an der Schuld zu erachten ist ——.‘rif quis eommuniCef in crimine cri- 
rnimwö: einen Solchen trtfft die grössere Excommunicatiota. 

" 6. 29. 'Xi 'de' ^ent: fexc. (V. 39.) c. 55. X. eöd. 7 c. 3. in VI. eod. 
Ebenso trifft den Kleriker die grbsSiSre Excommünication, welcher mit 
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«ih&tn Solchen. verkehrt,,vder vpm, ,&apstß fönnUfi^,, flfld «»fl^ntlich 
«KComntunicirt vrwfan ,ifstv, ,>< :•>.] | il( ! > -i?-.:.. • .,;f> |,. m •• 

!■>•!«: IS, X. de.seot., .fff. .„ T,/ y„;H 

Schon vor dem Decretalenrechte ward die Strenge des Gesetz 
hesügü^i den dVefkeiwesiMpa^ jJ^c^mtwcigten,, Jbpdeuteqd gepaüdert 

dwtehJ dio Beattonwg ,,i die ,Qpegcg (! Y^i^f. de% r^igc^n, P<>R$> 

vom rJdhre;, 1078, ; gesoffen,. i( wvl f^WKVfMMW; 

nommen hat. urin ir; « «nf iiiiiü'iin i'» 

iji-i; j <,(i ( i,, iH ,«y/ 

Der Papst gtyXiflMifffflR 11 J&MA #bimrm 
„Quoniam multos peccatis ny^tps ^ig^ntibus c^usa.^^com- 

municationis perire quotidie cernimus, partim ^orantia, pa^tiiA , ny^nia» 

simplicitate. partim timore,. partim etiam necessitate, deviciti misen- 

■W f; ,. jr '^ ' u j;tr,o{hni io' L i". J>on< )- . 

cordia anathematis sentenham ad tempus, proiit posstunus, opportune 

: m [. * »io(| ir* f ?o(fr f riiFnuUi ' wrfrft-W.nnjiffinr/o ^tninih 

temperamu$. 

.Sodann gestattet er'äem (ratteii^ 1 den ’J^inderii Unfällen Unter¬ 
gebern des föxcommumcir|en den /Vermehr mit* diesem ;* eben^ s^Hibt 
er Jene von .Schuld frei, U Welche* un ! wissentlich 1 mit^fexcbmm^nibir]{^ 
Gremeinßcliai^ pflegen’ und «Jene, r ‘ welcheWiit*Soiishen'ver^ebfren» di$ 
mit fepominuhicirten Gemeinscliaift fcaben^^Sicfelt 1 minder' sollen kef- 
sende in den nbtbwenäigen if erltehr * mit * Excommtimcirt’en ‘ treten * ibn- 

«»?mtj*i*ft ■ ' l • i*.i .yo •> 1 i 4 ;ff.ff?t»'r»• i!*r*>f.^ ;n» .rr:>!* 

nen; auch das Almosen, welches man dem Excommumcirten aus 

LÜ/ . «J* : i. v 'i •»■'! -Un.f.ii u x *)f, .. o>ihF> •oHv»r:-hiliv» 

Barmherzigkeit, reicht, spll erlaubt sem. 

' 'Das* Öecretalenrec^t fuhrt' sodann^ dies^' 1 ‘ Liderung Öer aifed 

quMf ;'’;ü e i W uMiiii !'■.»/■* v'u-qun-ijLL, .tnhuu / o tt-i ;mi om n 

Disciplin noch weiter in emzelnen Fallen aus. 

n: "si: ir'&/k. r äe '»,fl '^-'X 

(II ^ .‘'‘«‘ ;, 'i;Mni r flio */ r, i UIW) ni hr'iMyi’.irn;:! •;!<* pO.fr; 

Die Schule 1 tat' beMjlnAilicii "AiÄse 'Äüsnahmsfarie in' jenen Äfe- 
ÜoriäNerfe tüik^iilk/ ,hYri hfl " '" w,h ' ;il 

,,J » ! 'ütife’, te; ! h\nÜSl&, f^^ndfktä'/'h^sd.’'' r " • 
en ^ o"flUj'«di^stalMleri*^^ll^rtfe^üngiil' 1 d^f"Calnotiisien 
veffol^t: '* ( ■ r *?* . / in . ‘ .*» * , x f \ v > . : ii-#^ .0« .■» 

7 'Stiar^ Disp.i 'XV. 1 A>inla, Picts. ll'. Öap. » V'D Dfep, >XI.'- ?Pitfiing 
1. c. Sect. IV. Eng& 11 c.'^r; 1 fl. ^ V. 

- - Nr; 160 : ;;^4hf?»a^9rM$hefftik/6i. Nr^»188nso^qi|> .j i ,11 
so erkrCutot man nicht, mur» diei MiWe der canonischon Geset^gobungi in 
diester Maftfcri^ sioondorp auch). da4si di© Doctrid in gUidhem; Gei«tei /der 
Milde dieee Matpriö, awsgcbildeh habe, i-i .■?. i.biH >. >-r. 

Führen wiri.nur, einige Beispie]e an, ' Weil die^ anaerdm Zwecäw 
genügt/und uns vo}lkonynen,darüber; verständigt, ,.prie,jda§,- c^oni^che 
iÄfC^ ;! if. diese^j^F^^^^iret. , ;L , - ;I ..j, r ; 0 j-i 
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' Setfensiäel t & a !ft i . l ‘ ! f 5 & ,,il,i ■> •* . 

spricht über die Ausnahme vötf i jÖhfem‘ ,, Vfert)öte, 11 welcHe^-iwi«sicbdip 
CandniktöttäÜsfirfttjkeA^diifdi NtfthWehdigkfeH herbeigeführt 1 wfrd, in 
fel^eh&r W^isd:’ ,l " 1! ' ld d , ; 

1Quinta Qaüsä,* per ly 1 ^eÜesse 1 'indfeatä, ’ riecesSit&s quaöcifn- 
qup' nölabilis, sive se'töneai' eij’ijafte* b'xcouitnühicafl vitäüdiy eiVd 6x 
parie, ( 20 mmunicantis',vel a aitenusj J iiWti# 1 nece^itas ähifiiae, cbrpbri^ 
vei faihäe, vel fortünae: idque ’sive 'hec'eBsifäV’ ’fj/ovfc'niak" ex ’Violentia; 
vel ineiu ’grqvi injuste n, inc'ussoi, ~i3tv$“a!ftu'nde ! ^ix ; flfef^fctu siibditorütn 
vitae, victus, vestitus, me^cinäe,*Uoiiiijfii"'a!ux!iii' höcesöärii fete. Hine 
polest p,\) ‘ excoftimiriiiea to' 1 eieemos'yhen*’*pdfö' et abcipi, ' l ljüäWäo ( qüis fn» 
tilget :potesi etiam cum'lrfo c'ömrtiüh'iciti in' ldfco, 1 ‘tibi adhüc est bonsh 
iftunae, si alibqüin t6rW iAfamanflüs‘i* ,l iiötekt v ihst/per ab ed aliquod peti 
necessarium consiliüm' viel aüiiluhn,' si 'dlibHdfe häberi hon pdtest. rf: 

In ähnlicher Weise spricht sich 'derselbe bewährte Canönist, 
dessen Ansichten man. sicher. joigen darf, über das ’^Ültile“ aus'.’ llM 
rtPrfipta,,igjtypr (fausp ( (ob, qpaffl. ä. peccatq et excommunicatione 
WÄWMP*- ,m,\ ( c W üM c ?fflRW ic ft^. yita «49 compaunicat) per ljf 
flppqtata^Afät y^^Ju^fe^^r^lis,, tum ^pirjtualis tum excow- 

l^neFW- ^^ «U|| w *4 T. s , co “: 

Ytf*i««Mffl.: et .,T/ ?s Wfi8 nt 3ftP a v#u® H cum Ü}°,conversari d ej illis, '^uae 
pqrtinppt )l .ad qbqtdhtiun^p ^tu .cxpr^soj c.^Cum voluntate 54. h. tj 

Debitor exigere T Si 

ve ^ .84 4„ t - M >4^?, c -: IntelieximusJ. dp jud, 

Äl .ffPf*, «je^ctoam vel 
,#}W> i Hb 1 ,^f|que «itilitcr. consulere 

. .1 J.nh dlil ii.;ii I-I'ivi, , .» .i'i |i ■ i'dr t , |, 

-iii iü Mani, sieht),, eagbflfnig- isjt.idiesp Au^p^qng, (bircl^ipj. nicht; ,pip 

fphpiht iYwlwcbr, «) weit, idws i^tbst dm ÄBg^ii£hjätp,,Ge,wi?*eq. $14 

Beruhigung.,flich äuwcrp» J^bppsMPrh^tni«^ i, bpwcgpn kön : 

PW*i vw far, MmtmgrBtt ,Spkh<*i»i ^cl»q ^xqqpmmni/;ati sind^ unver- 
tqeidliphniet., ,Pe#ft qhnqiÄeiqhtfertig.iftH /Wer4pn, v^rird, piqh, djp^er .Vft,- 
kabrdsehr,pft .wUnVoUm.iRfiQht# ahs .dem,.Gesichtsipm^te d^ in ytilp“ 
fmdl d«9 äNpßWse^ ftte ev4«b)t/ayjßf^efl l^fl .qnd ,wfr ^recbnep, hier¬ 
her auch wwneAtUqhijdteo^ibmtyoA.ÄR ^«le%,idtr Gtäubigc zu exjcom; 
mimiptetißn.KBftamtea^idei^a^jthftpiAttqp bann. , Im Ganzen aber 

W«d» t w.pit Jsd iijJo-iiuxiiii s'uf.l'i... i. ;,i/ , ;k i. 

ScAradhjpnieätfir/li itijiNfwIil^SjMei-ie.iuii -• ,h h. . t . ., , 

tfbttbfüstiaittieWj tw Behatodlurig 1 diese^ Matelrie sagt« L«l 



u 




ecclesiastica benigna est, ideoque illiug~ ,-qblig^tio qe^s^ N ^ gfavis 
>atetiftä exK«jqsdem obwtviaiqne.^q^al^., , 7 if , , , (Jjl ‘" 

Wem» -wir '-daher jmin auob »hier VP#gKck, jkg, VejrpfljpbyyigfcHj 
welche das canonische Recht den Gläubigen betreffs des ; y$pgang? umj 
Verkehres mit den» Excoramunicirten auflegt, die Frage stellei}, welche 
Sphwiejigkeiten sich etwa erheben könnten gegen die ^a^dhabung 
^dieser panonischen Vorsphriften in der Gegenwart: so müssen wir ohne 
Zweifel darauf dip Antworf gebe»», dass sich keinerlei Schwierigkeiten 
von solcher Art : erheben, welche es auch nur von.ferne rathlich er- 

1 ' ‘ ' ’ ’ ' : ■ • . '*!,■- < - ■ i l : 1 1 , i *'/ * j i)i i ■ , 4 * » / 

achointii |a.ssen könnten, um ihretwillen die Disciplin locker werden 
z,u lassen und die Cenpr der Excommunicatio major gar nicht anzu¬ 
wenden. Wir yrenigstep vermögen uns keine Verhältnpse in detjj 
modernen sopialpn Lehen zu denken, wo die. Plichten, , welche di« 
Verhängung der Excomqiunipatio major den Nichtexcommunicirten auf¬ 
erlegt, so schwer zu erfüllen wären, dass sie den Letzteren als eine 
unerträgliche Beeinträchtigung erscheinen könnten. Wo nur' immer 
im Entferntesten dem Gläubigen aus diesem Verbote ein Nachiheil 
entspringenJ'eine Verlegenheit durch dasselbe Entstehen könnte, hat 


die canonische Gesetzgebung und Doctrin selber schon vorgesbrgf 1 urid 
die Strenge des Verbotes gemildert hnd gehoben. Die’ Fatnilie ’mni 
alle Untergebenen' des Excommunicirten im weitesten Sinne' dfeä Wöfr 
tes sind von dem Verbote adsgenommen; es entschuldigtdie UnWiä^ 
senKeit und zwar sowohl ignorähtiä juris als 'factiJ'* wo ’iditnef der 
Gläubige, wenn er dein Verbote nachkäme, ‘in Schaden geriethie j ja, 
wo es der geistliche und zeitliche Nutzen' deä Excommtinicitttfn * er¬ 
heischt; wo immer sich' der Gläubige genöthigt 1 sieht, inft dbto Ex¬ 
communicirten in’Verkehr zu treten,'' soferiie es nir '41s ’tdflfe’wirklich^ 
Nothwendigkeit gerechtfertigt Werden kann: ih aHen' diesen ‘ Fällen iist 


das Verbot gehoben und die Gemeinschaft mit dem Excommunicirted 
Von aller Schuld' Und Strafe frei'. Ber 1 solcher-Sachlage dttr ^anoni- 
Sfehen Gesetzgebung kahn daher 1 wohl vön einer Nichb«4fährb»keil 
der 'canoniSchen'BestiÄunungen' nicht ’lähger die Rede '' 8 eiii.i;«»‘g.diu-.il 
11 Nur daS Verhaften-der Genleinde beim ’öflentftebeb 1 Gottesdienste j 
wie es die Doctrib 1 verfangt, "wenn sich' in 1 diesen ein 'Excomihutiidin 
ter eindrängt, kötiute als eine Sache betrachtet Werden, Öle Schwie^ 
rigkeiten und Verlegenheiten bereiten köttnt^; ■ Aber nähw' befrachtet^ 
Werden die Schwierigkeiten Sich auch hiet - 1 beseitigen lassen. ■’ •** - > • 

Vor AllOni ist hier Zu bemerken, dass daS 1 fraglrohe l 'VOtt’ : UhS 
oben mitgetheilte Verfahren, welches einzutreten hat, -WeiW eto 'Ex J 
communicatus vitandus es unternimmt; ölend öffenklicttenvGottesdienste 


beifcuwohnen,; kein/, sojcbee i«tt,. ifreJchw auf eine#», bestuaurtpu .gtpßpfa 







% ^ t , di ??,¥^ li f? h J i « *¥ i $?¥ hn ¥ t 

Kirche. Ob sie so allgemein festgestanden, des? es einer Legislativen 
Bestiqimqng ( p|c^ } bedurf^. 9 ^r ob jler Gesetzgeber es nicht für 
zwyßfdjtpissig^ er;a,pht£t habe, ^iny „s^lcj^jß geben,, wollen yrtr dahin* 
ge^Ht seipJ^sep..' 1( , tiii ,, ,, i( , ' ; \ ..... ' " ' 

Allerdings setzt das Decretalenrecht 
c. 2. Clem. de sent. exeomm. (Y. 70.) ..,. 

<jjp?en| ( Gebrauch voraus f un<| ; eys. jbiete^ dijese Decretale den Beleg, 
dass damals das fragliche Verfahren ejngehaUen. wurde. 

Nonnnlli quoque ipsorum suis, plecurqque subjectis, ne, ‘licet 
excpmmmiicati^pis vel intendiert septentia^ publipe sint innodati, de 
ecclesiis, dum in ipsis missaruip celebrantur solennia, instantibus ctiatp 
eplebrapti^us, expant,. p^aeeipere nop ( verentyr, ex quo frequenter con- 
tipgjt,, quod non $y^e. De j pffenga cleriqpe ßc populi scandalo ipsa 
missprum so^empp reipan^t lin^pl^ta, , , , 

... M ^er einp 4n? r( lftWfj dieses Verfajir^ns enthält diese Deeretalp 
nicht, so, »rie puph spnst |seiue weiter? gesetzliche Verfügung darüber 
vorhanden ist. Schqn, • . • . 

Suqrez jöisp, XIL jSect. . l. , ' (1 . ^ 

spricht,dfes ^us, wo dj^ Controyerse, behandelt, ob der Priester, 
wenn ein Excommunicirter bei der heiligen Messe erscheine, die hei¬ 
lige .^andlqng noph pbzpbrechen^habe, yrepn dpr Canon schon be- 

gopneni^t,, ,, .• ■, . -. 

Res es^.quidfim^ubia^ et ex iitraqpe parte probabilis, quia nul- 
lum dehoy pabemus jus espre/ssum. Suarez v \. e f ( 

, JJefsüglicb der Fngty ofy.d|p Gl^obigen den |Gottesdienst jzu ver¬ 
lassen hätten,,, wenp ein Ejtcymmunicatqs yitandus dabei erscheine^ 
führt dann Suarez die Ansicht durch, dass es eigentlich keine Ge* 
ipyolvire, wqpn ejn G^^^ef, jpit ejpem Excompnunicirten 
z* gleicher #eit,,f}epfp Gottesdienste bfiwqhnp, da eine communicatiq 
in. diyin^ ip. ^ojlchen) Fajlq, nur zwis^en .dem. ,Priester und jedem Ein¬ 
zelnen, Reicher deFheüigdp Hapdlpng beiwp|int, bestehe. Für diese 
Ansicht führt fiMpres den Durapti^ als sejpen Gewährsmann an, wel- 
chff iijbrigenaj ebensQ.wia er. .ftell^t, ppgi^t^^das^ die ; eptgegengesetzt^ 
,$e pllgepfeip angenppiniene .sei., u , . . , , 

TVifl dep Sber aucjjiS^ei,, spyiel geht ,yu«h hieraus hervor, ,das? 
fp sich hier pj^t, .um, eip kirchliphe? (jresqtz,. .sondern , nur um ein 
f^wc^ettfge^ x h£$elß i ;, wje v de.un 5 a^qh ^Sufirez^ am !y angeführtep 

hüll • >. t'i ;(/ Mit i . I •«! // . , , , . , |,v 

ifa, certa ? sicu» 
4WyWes Wl j /# 8ed colligitm; sol.pin % 
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illo generali principio, quod cum' excommunlfeato conhmurtttanfhiin hon 
est, praesertim in divinis. : ’ 1:4 ' 1 ‘ 

Wenn sich die Sache aber so verhält, 'ko Steht zu untersnchefi', 
oh sich dieses Gewohnheitsrecht noch'bis auf unkkrfe v Zeit erhaltet 
habe, und dies wird schwerlich nachgewiesen werden köhndii. '&chdri 
die Glosse sagt ' " ! ' "’ ’ ‘‘' 11 f ' 

in c. fin. ( X. de consuet. '(t. I.) 1 ' * 

dass es sehr schwierig, die Gewohnheit hachzuWeisetiquod difffcild 
sit, probare consuetüdinem^ Und' 1 " i. • . h i.l> 

' Reiffenstuel Kt. §. : ^’Xr.' 20 '"' . '' ‘ 
nennt dies eine treffende Bemerkung. Wenn aber f irg|fehd feihfeiri 
Falle , so wird in dem ünserigen der Beweis des nöch bfesteheiideti 
Gewohnheitsrechtes Wohl unmöglich 'sein, da züdehfii/i 6 ht' Jahrzehnte,’ 
wie die Canonistch in der fee gel lur die Begründung einef GeWöhii- 
heit verlangen, sondern Jahrhunderte daiWiScheii Ufe'geA', Seit’ jeii'fek 
Verfahren gegen in (len Gottesdienst Gngfediühgehfe Eicoiriftitinicirte 
allgemein stattgefimden haben mag.' Ist 1 äbe*r' ‘dies 1 GfewÜhnheitsfeclit 
nicht mehr in Kraft, so wäre lediglich der F^ll gegebeii/'id' irgehd 
anderer Weise dafür Sorge zu tragen, *däis ’ daä jenfehi' Vörbotfe der 

bommunic'atio in divinis zu Grunde liegend^ Ffiiicii) aufrecht 1 ’ efhäitdri 

: ' i ii viii i k! i i’dil'iiumin* </. t ,n i n .-, 7 / 

W6rQ6. 

! Üebrigehs dürfte auch däs mittelalterlli^fie ''Vötrahfeh 1 nicht W 
unausführbar sein, wie es dem ersten Anblicke nach erscheint .' 11 Vbr 
Allem ist hier ssu beachtCh,' Was ISuarei ä. äl 'ÖJ'beii'i'erkti '.‘‘ ul 

„Oportet autetn, *ut ornnes advertaht,' ut’eXfeoriittiüni , n , atuk’adM l (f 
formaliter (uf sic dicam) ad' audiendam "eähdfetai biisskm 1 :' naih licet 
ibi , vel prope adäit aliud 1 agenS , 1 non 1 proptfeteä ' 7 cohnifnnicäbitüt 

cum illo. '' ■ . . > •*"< 

1,1 Es 'lasst dies' kwat Äeii ’Böfth&s ‘in’, däsS atichliü' Zfeftdn u tffeif 
$uarez die Ordnung iiü ' Ghtteshäii&fe' * nicht itifmer * • äd gfeHändhatot 
wurde , '"wife’ es sich' ziemt; ‘ sonst hättb diesfet Fäll 1 nicht 1 ufitbfstellt 
werden können. Äbef der' Satz ist : in sich dö'dh richtig: bs 1 'kaüh 'iiitf 
dann von einer comhiünicätio ui dirütifä 'die 'Sprache üeiii j Wfehn ddr 
Excommuhicirte' in der föräilichfen Absicht, der"hüili l gkn fiahdldhg hiei- 
zuwohnen, zur Kirche kömmt.' tn^ dei* gdgen^ärtlgöh Z'dit'Ötirtte'dl/s 
wohl fein sehr seltenerFall sein. Sollte ‘er aber d^ih^oCh'eidif^ten — 
und wir wollen die Möglichkeit dütbhaifs ’hfcHt 'läiighfen r — sd 'wifd 
durch die Mahnung' des'GfeisGichfeh/'wdl^he cfiieiitttch Wf‘(Set Gfemleiiiiid 
zu geschehen hat, wohl meistens Abhülfe geschafft und der i -Exc , di‘n- 
municirte zur fentfemtihg vferffibcht Werdfeft. ‘S 6 'llte'dbfePderk#lbe dieser 
Mahnung trdfzfeh, so‘ wtii'de' slfeher'Üdh ‘‘dih Bdföpie^ bines 
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ebenen und nicht vollendeten Gottesdienstes für ein ganzem Bisthumj 
und weit über die Grenzen desselben hinaus genügen, um einen zwei¬ 
ten Versuch in die Kirche einzudringen unmöglich zu machen. Denn 
dafür sorgte in unseren Tagen schon die Öeffentlichkeit. Unter ge¬ 
wissen Umständen wird man auch äussere Mittel anwenden können, 
um den Excommunicirten zu entfernen, und selbst die Obrigkeit wird 
sich nicht immer der Pflicht zu entziehen vermögen, in dieser Bezie¬ 
hung Ordnung im Gottesdienste zu schaffen. 

Entgegnet man, dass heute zu Tage das Volk sich nicht werde 
bewegen lassen, um eines Excommunicirten wegen, die Kirche zu 
verlassen ; so antworten wir, dass dies unbestreitbar ganz auf die Be¬ 
lehrung und Aufklärung des Volkes ankomme. Findet in einer Ge¬ 
meinde der traurige Fall Statt, dass eine Excommunication verhängt 
werden muss, so wird bei gehöriger Belehrung des Volkes sicherlich! 
weitaus der grössere Theil der Gemeinde der kirchlichen Vorschrift 
Folge leisten. Solche, die dem kirchlichen Gebote Trotz bieten, hat 
es zu allen Zeiten, auch im gläubigen Mittelalter gegeben und das 
Decretalenrecht liefert die Beweise hiezu. Dass diese in die exeommuni- 
catio minor verfallen, scheint dann ein kleinerer Nachtheil zu , sein, als 
das Preisgeben der Kirchendisciplin; zumal da es, wie gesagt, die grösste 
Wahrscheinlichkeit für sich hat, dass ein solches Beispiel des unter« 
lassenen oder abgebrochenen Gottesdienstes hinreichend sein werdet 
jedem solchem weiteren Versuche Schranken zu setzen. 

Es ist klar { dass diese Frage in ihrem ganzen Umfange, nament¬ 
lich aber bezüglich des letzten Punktes werth sei, zuerst in Diöcesau-r 
synoden erwogen und dann auf Frovincialsynoden zur bestimmten 
Lösung gebracht zu werden. Gleichmässige Handhabung der Dis- 
ciplin durch eine ganze Kirchenprovinz gibt für den einzelnen Fall 
Sicherheit und Entschiedenheit Durch Entschiedenheit in der Handr 
habung der Disciplin erscheint aber selbst ein strengeres Verfahren, 
was ausserdem nie den Geist der Liebe zu beeinträchtigen öder aus- 
zuschliessen braucht in versöhnlicherem Lichte und wird unzweifel¬ 
haft weniger Aergerniss erregt, als durch die lässigere Anwendung 
der kirchlichen Zuchtmittel. 

Ob endlich der Fall gegeben sei, die Frage dem römischen Stuhle 
vorzutragen, und um authentische Interpretation der Canones in den 
bedenklichen Punkten zu bitten, das zu erwägen, wäre gerade die 
Sache eines Provincialconcils. 


Artbi? flf KlMbtnrnhi. II. 
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id Verfing. Me k*tho«9tM!!rcMftheii VsrWÖtefisse hb Fttstenth. Waldeck. 

Die katholisch-kirchlichen Verhältnisse im Fürstensthnm Waldeck, 

von Professor Dr. Friedrich Vering. 

J ■ ‘ ' ' - I ’ * i ■ 

Durch die Fürsorge des hochwtirdigsten Bischofs Dr. Conrad 
Martin zu Paderborn und das freundliche Entgegenkommen der 
fürstlichen Regierung zu Arolsen ist im Jahre 1861 den Katho¬ 
liken . in Waldeck durch Aufhebung des protestantischen Pfyrr- 
zwangs eine wesentliche Erleichterung in ihrem kirchlichen Verhält¬ 
nissen zu Theil geworden. Der Ausübung der katholischen .Pfarr- 
reclite in den beiden katholischen Pfarren zu Arolsen und Eppe wurde 
schon vorher kein Hinderniss gelegt. Von den etwa 1000 Katholiken 
im Fürstenthum Wfildeck gehören gegen 600 in jene beiden Pfarreien. 
Alle übrigen wurden als in die betreffenden evangelischen Gemeinden 
ihres Wohnorts eingepfarrt betrachtet und behandelt. Das Nähere 
ergibt sich aas folgendem bischöflichen Schreiben: 

An Se. Diprchlam^ht den Herrn regierenden Fürsten von Waldeck 

zu Arolsen. 

Durchlauchtigster Fürst! 

Aller gnädig ster Fürst und M°.rrl 

Seit dem Antritte meines bischöflichen Amtes habe- ich es immer'dankbar 
anerkannt« dass von. der Regierung Euer Fürstlichen Durchlaucht den katholischen 
Pfarrern zu Arolsen und Eppe, sowie den Mitgliedern der beiden Gemeinden hin» 
sichtlich der Uebung ihrer Religion und Ausübung ihrer Pflichten und Rechte kein 
Hinderniss in den Weg gelegt, dieselbe vielmehr mit landesväterlicher Gerechtig¬ 
keit und Milde geschützt werden. Doch habe ich mit Besorgniss des Umstandes 
gedacht, dass ausserhalb der den beiden vorgenannten Pfarreien zttgewiesenen 
Bezirke einige Hundert katholische Untertanen Euer Fürstlichen Durchlaucht 
wohnen, welche keiner der beiden Pfarreien überwiesen als Mitglieder der ,£vgn? 
gglischen Pfarrei, in welcher sie ihr Domicil haben, betrachtet und tbeilwpise 
behandelt werden. Denn sie sind hinsichtlich der pfarramtlichen Handlungen, als 
Taufen, Trauungen und Beerdigungen an die evangelischen Pfarrer ihres Wöhn- 
prts gewiesen und von dem guten Willen derselben abhängig, wofern sie diese 
Handlungen von einem Geistlichen ihrer Religion vprgenommen wünschen. Ini 
Falle, dass diese Erlaubnis auch erlheiit und die amtliche Handlung von einenj 
der katholischen Pfarrer vorgenommen wird, sind doch sämmtiiche Gebühren an 
den evangelischen Pfarrer and Küster zu entrichten, und empfängt der katho¬ 
lische Pfarrer, für welchen die Ausübung der Handlung' in einem entfernten Orte 
mit Mühe und Auslagen verbunden war, entweder gar, keine Entschädigung, oder 
4er katholische Einwohner sieht sich,genöthigt, doppelte Gebühren zu entrichten, 
und so sein Verlangen, die kirchliche Handlung, durch einen Geistlichen seiner 
Religion verrichtet zu sehen, theuer zu bezahlen. Eine andere Folge dieses Ver¬ 
hältnisses ist dann, dass diese katholischen Einwohner zu allen lökaleh kirch¬ 
lichen Abgaben gleich den evangelischen Pfarrangehörigen herangezogen, selbst 
für das an manchen Orten übliehe Standgeld in der Kirche in Anspruch genom¬ 
men werden, obgleich kein inneres Band sie an diese Kirche bindet und sie ge* 
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ntthigtslud, dfe Belehrungen, Tröstungen und Segnungen ihrei’ Religion in einer 
anderen Kirehe zu suchen. In theilwefse trifft dieses selbst die nach Eppe ein* 
gepfarrten Katholiken, obgleich sie ihr eigenes Pfarrhaus und Schule haben, für 
deren bauliche Unterhaltung sie zu sorgen haben, sind dieselben noch gehalten, 
Ihr die Bedürfnisse des evangelischen Pfarrsystemes dort mit aufzukommen. 

Es fallt in die Augen, dass eines Tbeils die nicht eingepfarhen katholischen 
Einwohner als vereinsammt und in religiöser und kirchlicher Hinsicht verwahr¬ 
lost dastehen; denn wenn es ihnen auch unbenommen ist, dem Gottesdienste in 
einer katholischen Kirche anzuwohnen, so oft ihre Verhältnisse es gestatten, so 
fehlt ihnen doch der segensreiche Verband mit einer Gemeinde und einem Seel¬ 
sorger, und die religiöse Theilnahme, welche ihnen einer der katholischen Pfarrer 
erweiset, ruht nicht apf Recht und Pflicht, wird darum in vielen Füllen nicht be¬ 
gehrt werden und Unterbleiben und in anderen Fallen, wenn auch erwiesen, doch 
ohne Frucht und Erfolg sein. Der Bussere Verband aber mit der evangelischem 
Pferre ihres Wohnorts bleibt für sie ohne Segen und sie empfinden davon nur 
den Druck und Zwang; die Nothwendigkeit, die religiösen Handlungen für - sieh 
und ihre Familie von einem Pfarrer vornehmen zu lassen, dessen Glaube nicht 
der ihrige ist, und dessen Autorität anzuerkennen nur eine Macht sie zwingt, ist 
schmerzlich für sie und wird in Vielen einen inneren Zwiespalt Hervorrufen; die 
Verpflichtung aber, zu den kirchlichen Bedürfnissen der evangelischen Gemeinden 
(deich ihren evangelischen Mitbürgern beizutragen, ist für sie eine stete Erin¬ 
nerung, dass sie, obgleich an Treue gegen ihren Fürsten und in den Opfern für 
des Landes Wohl und Bedürfhiss ihren evangelischen Mitbürgern nicht nachstehend, 
hinsichtlich des Rechts mit ihnen nicht gleichgestellt sind, und diesen Vorrechte 
Omen gegenüber zustehen, welcbe weder in der Natur der Sache, noch in dom 
Ünterthanen-Verb&ltnisse, noch in den geltenden allgemeinen gesetzlichen Bestim¬ 
mungen einen Grund haben. 

Diese letzteren sprechen alle gegen den eben beregten Pfarrzwang und 
legen den Angehörigen der verschiedenen geistlichen Copfessionen gleiche Rechte 
bei. leb-will nicht in die früheren Jahrhunderte und auf den westphülisehen Frieden 
und dessen Bestimmung: »quod uni paril Justtim eilt, alter! quoque sit justum« 
zurückgehen. Ich erlaube mir nur hinzuweisen auf die Rheinbundsakte und die 
Verhandlung vom 18. April 1807, wodurch der Durchlauchtigste Fürst von Waldeck 
derselben beigetreten ist, und welche die Bestimmung enthält: »L’exerciee de 
culte catholique sera, dans toutes les possessions de Leurs Altesses. Serdnissimes, 
plejnement assimild ä l’exercice de culte luthdrien,. et les sujets de deux religions 
jouiront aans restriction des mdmes droits civils et poütiques.« Die deutsche 
Bandesakte vom 8. Juni 1815 bestimmt ebenfalls in Art. lft:: »Ble Verschieden¬ 
heit der christlichen Religionsparteien kann in den Landern und Gebieten des 
deutschen Bundes keinen Unterschied ln dem Genüsse der bürgerlichen und poli¬ 
tischen Rechte begründen.« Die darin ausgesprochene Gleichstellung der verschie¬ 
denen christlichen Confessionen ist fast von allen deutschen Regierungen aner¬ 
kannt and durch die verschiedenen Landesgesetze zur Ausführung gebracht. Ich 
erlaube mir nur hinzuweisen auf die KOnigl. Preussische Regierung und deren 
Erlasse über die religiöse Freiheit ihrer katholischen Unterthanen, sowie auf die 
Bestimmungen der Kaiserl. Oesterreichischen Regierung in Betreff der religiösen 
Verhältnisse und Rechte der evangelischen Lendesangehörigen. In den letzten 
Jahren bat auch der Durchlauchtigste Fürst von der Lippe, dessen katho¬ 
lische Unterthanen ebenfalls der Diöcese Paderborn angeboren, diejenigen drücken* 
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den nnd einengenden Schranken, welche durch aus conflessionell aufgeregter wd 
gewalttätiger Zeit herrührende Bestimmungen die katholischen Einwohner des 
Fürstentums ibi*er religiösen Freiheit und der Gleichstellung mit den evauge^ 
liechen Mitbürgern beraubten, in gerechtigkeitsliebender und hochherziger Gesin* 
hung aufgehoben und seine katholischen Untertanen sich zu innigem und ewigen 
Danke verpflichtet. Das betreffende Dekret vom 9. März 1854 erlaube ich mir 
zur Vervollständigung dieser ehrerbietigsten Eingabe in Abschrift hier beizufügen 1 ). 
Der bekannten Gerechtigkeitsliebe und landesväterlichen Gesinnung Eoer 
Hscbfürstlichen Durchlaucht vertrauend, nahe ich Allerhöchst denselben im Ge¬ 
fühle meiner Pflicht als kirchlicher Vorgesetzter der katholischen Einwohner dor* 
tigeu Landes mit der ehrfurchtsvollsten Bitte, den bestehenden Pfarrzwang Aller- 
gnädigst zu beseitigen, den bisher festgehaltenen äusseren Verband der zerstreut 
wohnenden katholischen Unterthanen mit den evangelischen Pfarren ihres Demi* 
cUa und .die daraus gefolgerte Verpflichtung derselben, die pfarramtliohen Hand* 
Hingen durch, die evangelischen Pfarrer vornehmen zu lassen und denselben €e- 


1) Der Inhalt desselben ist mitgetbeilt in der Zugabe zur Deutschen 
To Iba halle (Köln) 1855. Nr* 259: Das „Edikt, die Aufhebung der Consistorialver- 
epdnung vom ». Februar 1851, die Vertretung der Kirchengemeinden, den Kirchen«* 
Vorstand und die Besetzung der Pfarrstellen betreffend vom 9. Marx 1854“ (ä Artikel) 
ist enthalten in der Gesetzsammlung für das Fürstenthum Lappe 1854 Nr. 6. vom 11* 
März 1854, das „Edikt, die gesetzliche Gleichstellung der katholischen Kirche mit der 
evangelischen Landeskirche betreffend vom 9. März 1854“ (13 Artikel, wobei zu Artikel 7. 
zu vergleichen ist die Erläuterung durch das Edikt vom 7. October 1857) in der Ge-* 
setzsammiung 1854 Nr. 13. Durch Erections-Circumscriptions-Urkunde vom 30. No¬ 
vember 1854 errichtete der selige Bischof Franz Drepper von Paderborn fünf katho¬ 
lische Pfarreien und zwar nach dem Wunsche der Regierung so, dass die Grenzen 
derselben möglichst mit den bürgerlichen Gemeinden, d. h. Amtsbezirken zusammen* 
fällen. Die landesherrliche Bestätigung erfolgte unter dem 10. Januar 1865, und wurde 
durch ein Edikt vom 24. Februar 1855 in der Gesetzsammlung für das Fürstentum, 
Lippe 1855 Nr- 4. vom-3. März pubücirt. Unter, dem 28. Februar 1856 erging naek 
dem Wunsche der fürstlichen Regierung eine .bischöfliche Verordnung en die Pfarr* 
geistlichkeit des Fürstenthums über Proclamation und Copulation (11 Artikel). Weitere 
Verhandlungen fanden in den letzten Jahren zwischen dem Bischof vop Paderborn 
und der fürstlichen Regierung noch statt über Führung der Kirchenbücher, Abhaltung 
von Processionen, Verwaltung des Kirchenvermögens (wo die Regierung eine Revi¬ 
sion der Rechnungen In Anspruch nehmen wollte, sich aber mit der ihr gestatteten 
blossen Einsicht in die Verwaltung begnügte) und über die Anerkennung der katho¬ 
lischen Schulen als öffentlicher, d. h. die auch aus den Staatssteaern Unterstützung 
erhalten (welches letztere zu erreichen noch im Jahre 1862 die Verhandlungen des 
bischöflichen Stuhles fortdauerten). In der Nähe von Lippstadt liegt ein vom preusn 
sischen Gebiete eingeschlossener kleiner zum Fürstentum Lippe gehöriger Bezirk 
mit einer katholischen Pfarrei in Kappel, einem ganz katholischen Orte* upd einer 
im Jahre 1861 errichteten katholischen Missionsstation in Lipperode. Von der Dorf 
gemeinde Lipperode gehört der dritte Theil zur katholischen Kirche. Der dortige 
Kirchhof steht im Eigenthum der bürgerlichen Gemeinde, die in neuerer Zeit auch 
die Kosten einer Erweiterung desselben trug, und es hatte desshalb der Pfarrer von 
LippStadt die Beerdigung eines Katholiken in Lipperode mit den entsprechenden 
kirchlichen Feierlichkeiten vorgenommen. Die Protestanten besehwerdeten sieh darüber 
und das fürstliohe Consistorinm zu Deitmold untersagte darauf 1852 dem katholischen 1 
Missionar zu Lipperode; die Vornahme kirchlicher Feierlichkeiten bei Begräbnissen! 
auf dem dortigen Friedhofe. 
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. .... . * 

bflhren dafür zu entrichten, sowie zu den kirchlichen Lasten der betreffenden 

Pfarren beizntragen, aufheben und buldreichst erlauben zu wollen, dass dieselben 
den' katholischen Pfarren zugewiesen werden. Die katholischen Unterthanen wer¬ 
den mit allem Danke den Akt landesväterlicher Gerechtigkeit und Milde aner¬ 
kennen und durch ibfe fortgesetzte Treue und Anhänglichkeit beweisen, dass sie 
derselben nicht unwürdig waren. 

Ich füge die Versicherung der aufrichtigsten Verehrung bei, in welcher 
ich beharre . , , . 

Ew, Hochfürstlichen Durchlaucht , ,, 

. , . .... , - : ganz gehorsamster 

Dr. Conrad Martin, Bischof. , 
Paderborn^ den 30. December 1859., ' 

In dtaeta kurzen Schreiben vom '4. Oetober 1860 wiederholte 
der Bischof von Paderborn, da ihm auf obiges Gesuch noch keine 
Antwort ertheilt worden war, seine Bitte um gnädige Aufhebung des 
auf den katholischen Lasdosangehörigen ruhenden Pfarrzwanges. Da» 
rauf erging unter dem 14. November 1860 ein Antwortsschreiben der 
Fürstlich Waldeck’sdien Regierarig*(gez. Regierurtgsrath'Winterberg). 
Was die Regierung darnach zu gewähren sich geneigt zeigte, und 
was sie nicht gewähren zu können glaubte (nämlich nicht das Auf¬ 
hören der Beiträge der Katholiken zu den für die evangelischen Pfar¬ 
ren aufzubringenden Kosten) ergibt sich aus den nachstehenden beiden 
fürstlichen Verordnungen vom 21. März 1861, welche wir dem Fürst¬ 
lich Waldeck’schen Regierungsblatt vom 9. April 1861. Nr. 8. ent¬ 
nehmen: 


. > ,?iro rinig, 

dl« Aufhebung des rüeksiehtlieh der in dem hiesigen Furstenthume aerstrent wohnen¬ 
den Katholiken bis dahin bestandenen Paroohialzwanges betreffende 

Mit höchster Genehmigung wird hierdurch verordnet, was folgt: 

H $. 1. Der im Hiesigen Fürstenthumt! bisher bestandene Parochialzwang, 
zuf»l#e dessen alle ausserhalb der katholischen Pfarreien von Eppe und Arolsen 
zerstreut wohnenden Katholiken bei Verrichtung von Taufen, Copulationen and Be¬ 
erdigungen an die betreffenden evangelischen Pfarrer gebunden gewesen, ist 
aufgehoben. 

$. 2. Die in dem Kreise des Eisenbergs zerstreut wohnenden Katholiken 
werden behüte der Befriedigung ihrer religiösen Bedürfnisse der katholischen 
Pfarrei zn Eppe; dagegen diejenigen, welche in den Kreisen der Twiste und der 
Eder wohnen, der katholischen Pfarrei zu Arolsen zugewiesen, resp. dabin ein- 
gepfarrt. 

$. 3. Die katholischen Geistlichen zu Eppe und zn Arolsen sind demnach 
berechtigt, beziehungsweise verpflichtet, ohne besonders einzuholende Zustimmang 
der betreffenden evangelischen Parochi eigentlichen die religiösen Amtshandlungen 
bei den zerstreut wohnenden Katholiken sowohl in deren Wohnungen, als auch 
einerseits in der SimaKanfcirehezo Eppe and andererseits in der katholischen 
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Kirche zu Arolsen zn verrichten; die bezüglichen Akte in die katholischen Kit* 
chenbücber einzutragen nnd daraus amtliche Bescheinigungen zu ertheilen, •. 

$. 4. Die Beerdigung von Verstorbenen katholischer Confession auf dem 
Todtenhofe einer evangelischen Gemeinde mit Begleitung des betreffenden katho» 
lfschen Geistlichen ist unter der Voraussetzung gestattet, dass dabei die allge* 
meinen kircbenpolizeiliehen und die besonderen ortsüblichen Normen und Vor* 
Schriften beobachtet werden und dass die Katholiken irgend welche GebSude oder 
besondere confessionelle Symbole ohne ausdrückliche Genehmigung der zustän- 
digen weltlichen Oberaufsicbtsbehürde nicht errichten, bezw. anbringen. 

$. 5- Die zerstreut wohnenden Katholiken bleiben zur Entrichtung der 
bisher üblich gewesenen Stolgebühren noch so lange verpflichtet, als sich die 
gegenwärtig zum Bezüge jener Gebühren berechtigten Geistlichen und Küster in 
dem betreffenden Dienste befinden. Den Amtsnachfolgern derselben stehet im 
Einvernehmen fürstlichen Cqpfistprfums ein Anspruch daffuf nicht so. 

Cebrigens bleiben 

§. 6. selbstverstfindlich alle sonstigen Berechtigungen und Bezüge, welche 
den Kirchen, Pfarreien und Schulen, resp. Küstereien evangelischer Confession 
den katholischen LandesangeMrigen gegenüber competiren, unverändert und un- 
geschmtygri fort bestehen 1 ). 

Gegenwärtige Verordnung tritt vom 1. Mai d. J. an in Kraft. 

Arolsen, den 21. März 1861. 

' ' 1 Fürstlich Waldeckische Regierung: Winterberg. 

In Pyrmont wurde im Jahre 1860 eine selbstständige Mis¬ 
sionsstelle errichtet, während bis dahin ein benachbarter Geistlicher 
in der Badezeit dprt den Gottesdienst versah. Darauf bezieht sich 
die 

Verordnung, 

die Aufhebung des besüglich der im Fürstenthum Pyrmont wohnenden Katholiken bis 
dahin bestandenen Pfarrzwangest, (sowie Ae BDduqg einer katholisehen Gemeinde in 

dar Stadt Pyrmont betreffend. 

Mit Höchster Genehmigung wird im Einverständnis des Bischofs zu Pa¬ 
derborn hierdurch verordnet: 

|,1. Die in der Stadt Pyrmont und in den übrigen Orten des Fürsten¬ 
thums Pyrmont wohnenden Katholiken werden zu einer besonderen Gemeinde 
vereinigt, bei welcher die geistlichen bezw. kirchlichen Amtsverrichtungen durch 
einen von dem Bischof zu Paderborn zu entsendenden katholischen Pfarrer, zu 
versehen sind. 

$. 2. Der rücksicbtlieb der Katholiken bisher bestandene Pfarrzwang im 
Fürstenthum Pyrmont wird unter den nämlichen Bedingungen, wie durch die 


1) Unter Anderem müssen die Katholiken in Eppe zum Bau, resp. Unterhaltung 
des protestantischen Pfarrhauses beitragen, eine Verpflichtung, die vor mehreren Jahren 
(vor 1859) vom Waideckischen Landtage als zu Recht bestehend anerkannt wurde. 
Augenblicklich (Ootober 1862) sind Verhandlungen eingeleitet, um diese auf der Ge¬ 
meinde Eppe ruhende sehr odiose Last durch eine Aversionalsnmme abzulösen. Ans 
der Btaatscasse bezog der katholische Pfarrer zu Eppe bis auf freien Widerruf einen 
Zuschuss von 107 Thalera 25 Sgr. und 7 Pfennigen. Pieser Widerruf ist in Beziehung 
auf einen Theil dieser Bezüge im Jahre 186? wirklich eiqgetretyn. 
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besondere Verordnung vom heutigen Tag* im Fürstenibum Waldeck geschehen 
ist, jedoch mit der Einschränkung, aufgehoben, dass die Führung der Standes? 
böcher der Katholiken einstweilen den evangelischen Pfarpern zugewiesen bleibt 
and der in Pyrmont fungirende katholische Geistliche verpflichtet ist, jene dazu 
durch jedesmalige zeitige Mittheilung der nöthigen Notizen in den Stand zu setzen« 

J. 3. Ausserdem ist der Dach Pyrmont zu entsendende katholische Geist¬ 
liche von dem-Bischof zu, Paderborn der hiesigen Regierung jedesmal vorher an¬ 
zuzeigen uad ihr etwgiger Einspruch gegen die bezeichnete Person zu berück¬ 
sichtigen, sowie der gedachte Pfarrer auch in allen nicht rein geistlichen Ange- 
EpgCbheiten den hiesigen Staatsgesetzen unterstehet und auf die Verfassungsurkunde 
zu verpflichten ist ■ < i . . 

= Djgse Vewrdjunng. tritt mit. dem 1. Mai d. J. an in Kraft 
Arolsen, den ; 21, März 1861. , 

Fürstlich Waldeckische Regierung: Winterberg. 

Von Seiten des hochw. Bischofs von Paderborn erging in Folge 
der (Regierungsverordnungen yom .21- März 1861 folgende Circum,- 
scriptions- und,JBrections-Urkunde der Pfarreien Arolsen und Eppe,:., 

O e ir tl, 

durch Gottes Erbarmung u. s. w. 

Alten die Gegenwärtiges 1 lesen oder hären,;Unseren Grass und Segen vom 
Herrn. , , . , _ - 

Nachdem die Gnade des Allerhöchsten Unsere oberhirtliche Fürsorge und 
Unsere Bemühungen für diejenigen Mitglieder Unserer heiligen Kirche und Un¬ 
seres Bisthums im Fürstenthum Waldeck, welche bisher keiner der dort bestehen¬ 
den katholischen Pfarren zugetheilt waren, gesegnet und das Einverständnis der 
Hochfürstlich Waldeckischen Regierung es uns möglich gemacht hat, denselben 
kirchlich bevollmächtigte Seelsorger und Pfarrer zu bestellen, verordnen wir zu 
dem Ende wie folgt: 

1. Alle in den Kreisen der Twiste nnd der Eder des Fürstentbumes Wal¬ 
decks wohnenden Katholiken werden hiermit der Pfarre Arolsen einverleibt (die¬ 
selbe umfasst daher jetzt ungefähr 12 Q. M. statt früher 7 Q. M.) und Wird die 
pfarrliche Seelsorge für dieselben dem Pfarrer daselbst übertragen. Dieselben 
haben daher die Kirche ad s. Joannem Bapt. zu Arolsen als ihre Pfarrkirche und 
den an denselben von Uns bestellten Pfarrer als ihren Pfarrer und Seelsorger 
zu betrachten, gegen denselben die Pflichten treuer Pfarrkinder zu erfüllen, die 
bei ihnen vorkommenden pfarramtlichen Handlungen von demselben verrichten 
zu lassen und ihm und dem Küster die üblichen Gebühren davon zu entrichten. 

2. Ungleichen werden alle im Kreise des Eisenbergs wohnenden Katho¬ 
liken der Pfarre zu Eppe einverleibt und wird die pfarrliche Seelsorge für die¬ 
selben dem Pfarrer daselbst übertragen. Dieselben haben daher die Pfarrkirche 
ad S. Petrum et Paulum Apost. zu Eppe als ihre Pfarrkirche und den an der¬ 
selben von Uns bestellten Pfarrer als ihren rechtmässigen Pfarrer und Seelsorger 
zu betrachten, gegen denselben die Pflichten getreuer Pfarrkinder zu erfüllen, die 
bei ihnen vorkommenden pfarramtliehen Handlungen durch denselben vornehmen 
zu lassen und ihm nnd dem Küster die üblichen Gebühren davon zu entrichten, 

3. Die Pfarrer , zu Arolsen und m Eppe haben die pfarramtliche Seel¬ 
sorge für die ihnen hierdurch zugewiesenen Pfarrkinder mit aller Liebe und> 
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Sorgfalt zu führen, denselben das Wett Gottes zu verkünden, die heiligen Sa¬ 
kramente zu spenden, die bei denselben vorkommenden Taufen, Copulationen und 
Beerdigungen vorzunebmen und diese Akte in die Kirchenbücher sorgfältig ein» 
Zutragen, überhaupt alle Pflichten eines katholischen Pfarrers gegen dieselben 
gewissenhaft zu erfüllen. 

Gegeben Paderborn 26. April 1862. 

(L. S.) Der Bischof, 

f Conrad. 

Nach einer Mitteilung der Fürstlich Waldeck’schen Regierung 
vom 16. Mai 1861 wurde die seither vom Fürstlichen Consisto? 
rium zu Arolsen besorgte Verwaltung der Angelegenheiten der Ka¬ 
tholiken im Fürstenthum Waldeck vom 1. Jüni 1861 an die Fürst¬ 
liche Regierung Abtheilung des Innern überwiesen. Durch 
Schreiben des General-Vicariates zu Paderborn vom 27. Mai 1861 
würden die katholischen Pfarrer zu Arolsen, Eppe und Pyrmont da¬ 
von in Kentitniss gesetzt, damit dieselben diejenigen Eingaben, welche 
sie etwa bisher an das Consistorium einzureichen hatten, künftig an 
die Regierung richten. 

Die Verfassungsurkunde für das Ftirstenthum Wal¬ 
deck vom 17. August 1852, auf welche wie der Pfarrer von 
Pyrmont, so auch die von Arolsen und Eppe vereidet werden, be¬ 
stimmt: 

$. 40. Die Staatsangehörigen haben volle Glaubens- und Gewis¬ 
sensfreiheit und sind unbesebr&nkt in der häuslichen Uebung ihrer Religion. 

Sie sind berechtigt, sich zu Religionsgenossenschaften zu vereinigen, denen 
die gemeinsame Religionsübung, jedoch ohne öffentlichen Charakter zustebt, Calis 
sie keine Corporationsrecbte besitzen. 

§. 41. ReligionsgeseUscbaften, welche Corporationsrecbte nicht besitzen, 
oder sich erst neu bilden, können diese Rechte nur durch besondere Gesetze 
erlangen. 

Verbrechen und Vergeben, welche bei der Ausübung dieser Freiheit be¬ 
gangen werden, sind nach den Gesetzen zu bestrafen. 

DerGenuss der bürgerlichen und staatsbürgerlicben Rechte 
wird durch das religiöse Bekenntniss weder bedingt, noch beschränkt. Den staats¬ 
bürgerlichen Pflichten darf dasselbe aber keinen Abbruch thun. 

In wiefern bei Religionsverschiedenheit eine bürgerliche Ehe statt¬ 
finden kann, soll durch das Gesetz bestimmt werden 1 ). 

$. 42. Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie jede 
andere Religionsgesellschaft bleibt im. Besitze und Genuss der für ähre Cultus-, 
Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und 
Yermögensstüeke und ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbsständig, 
ist aber den allgemeinen Landesgesetzen unterworfen. 


1) Regierungsvorlagen oder Kammerverbandltmgen Uber Einführung der Civil- 
ehe haben bisher nicht stattgefunden. 
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8. 48. Da« Vermögen der Religionsgesellsehaften,. Wobk 
thätigkeits- upd Unterrichtsanstalten darf dem Staa(svermögen (lieht 
einverleibt, noch überhaupt seinen bestimmangsroässigen, allgemeinen Zwecken 
entzogen werden, so lange dieselben hoch irgend zu erreichen sind. 

Ist letzteres nicht der Fall, so muss das Vermögen verwandten oder ähn¬ 
lichen Zwecken gewidmet werden. Es bedarf hierzu indessen der Zustimmung 
der nach den Grundsätzen des Privatrechts zur Disposition berechtigten, und be^ 
Landesanstalten der Züstimmung der Stände. 

44. Das Unterrichts- und Erziehung«wesen -steht unter der 
Oberaufsicht des Staates und wird durch besondere Gesetze geregelt, welche 
zugleich die Stellung der Kirche zur Schule, sowie die Betbeiligung der Gemein¬ 
den bei der Anstellung der Voiksschullehrer ordnen. 

Als einen Ausfluss der staatlichen Hoheitsrechte betrachtet die 
Regierung im Widerspruch mit §. 42. u. 43. der Verf.-Urk. die Ober¬ 
aufsicht über die Verwaltung des katholischen Kirchenvqr.- 
mögens, ebenso wie des protestantischen, und muss in Folge dessen 
der Pfarrer von Eppe jährlich die Kirchenrechnungen dem Amt zu 
Corbach zur Revision einreichen. An den Pfayrer zu Arolsen ist 
(wenigstens bis jetzt) in Betreff der Pfarre in Arolsen noch nie ein 
Ansinnen um Einreichung von Rechnungen über Kirchen- oder Pfarr- 
vermögen gestellt worden, vielleicht aus dem Grunde, weil wie zu 
vermuthen ist, nichts oder wenig zu verwalten ist. 

Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen ist geregelt durch die Verordnung vom 28. März 1827,. wor-. 
nach sämmtlicbe Kinder in der Religion des Vaters erzogen werden 
sollen, wofern nicht in gemeinschaftlichem Einverständniss eine an¬ 
dere Verabredung von den Eltern getroffen ist. 

Eine heue Schulordnung von 190 Paragraphen an Stelle 
des Gesetzes vom 30. Januar 1846 ist unter dem 9. Juli 1855 er¬ 
lassen. (Reg.-Bl. 1855. Nr: 14.) Die Schulgesetze gestatten weder 
eine öffentliche noch ei#e Privatschtile, hoch auch Privatunterricht 
ohne Erlaubnis des Staates, resp. der Oberschulbehörde. Nach §. 89. 
der Schulordnung findet auch in den katholischen Schulen des Landes 
jährlich eine Inspection durch den Kreisaufseher Statt, die sich aber 
auf die Religionssachen nicht erstreckt. Durch Regierungs-Ent- 
schliessung vom 24. Januar 1856 wurde anerkannt, die katholische 
Privatschule zu Arolsen sollte von Ostern desselben Jahres ab als 
öffentliche Confessiönsschule der Minderheit gelten, jedoch unter den 
Bedingungen, dass 1) so lange der in. §. 10. der Schulordnung vor¬ 
gesehene Fall nicht eintrete, d. h. die -Zahl der Schulkinder nicht 50 
erreiche, kein Anspruch auf Unterstützung an die Stadt Arolsen aus 
dieser Anerkennung hergeleitet werden dürfe, und dass 2). dip Schilift 
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sich dfen Bestimmungen der Schulordnung zu unterwerfen habe. Den¬ 
selben Bestimmungen unterliegen die bereits früher bestandenen drei 
katholischen Schulen der Pfarre zu Eppe. 


Die kirchlichen Verhältnisse in Baden nach den Gesetzen vom 
9. 0ct 1860 und den Vereinbarungen mit der Kirche, 

Ton Dr. H. Maas, erzbischöflichem Kanzleidirektor in Freiburg. 

(Fortsetzung, vgl. Archiv VII. 8. 40—59, 233—356. VIII, 123—140.) 

$. 11. 7. Kirchliche Vereine (Klöster). 

Das bad. IV. Org.-Ed. vom 14. Februar 1803 und der $. 21. 
des I. Const-Ed. von 1807 haben die kirchlichen Vereine, insbeson¬ 
dere die Klöster, zugelassen, deren Errichtung und Bestand aber von 
dem damals herrschenden Placet abhängig gemacht. In den „Frank¬ 
furter Grundzügen“ §. 28. verpflichteten sich die Regierungen, „die 
Verbindlichkeit“ nicht zu „übernehmen, Klöster zu erhallen, wieder¬ 
herzustellen, oder neue zu errichten. Auch werden die Regierungen 
die Aufnahme und Wiederherstellung keiner im vormaligen deutschen 
Reiche aufgehobenen Ordensgesellschaft zulassen *).“ Diese Stipulation 
wurde indessen weder in die dem heiligen Stuhl vorgelegte Decla¬ 
ration, noch in die oft citirte Verordnung von 1830 aufgenommen 1 2 3 ). 
In Baden und Bayern 3) insbesondere mischte sich aber^ der Staat in 
die. Leitung der Klöster und setzte er sich im erstem Lande an die 
Stelle des Ordinarius. Dieses geschah durch das „Regulativ für die katho¬ 
lischen weiblichen Lehr- und Erziehungs-Institute“ vom 16. Septem¬ 
ber 1811 4 ). Es fand über diese Verordnung ein Einvernehmen zwi¬ 
schen der Regierung und den damaligen Geoeralvicariaten, jedoch 
nur bezüglich der Ablegung der Gelübde und der sog. rein geist¬ 
liehen Angelegenheiten statt, und es ist jetzt actenmässig constatirt, 
dass auch hierin diese mit der Regierung nicht übereinstimmten und 
das Regulativ nur „ad evitanda majora mala“ d. h. um die gänzMche 

1) Württ. Comm.-Ber. über die Convention S. 13.; dagegen v. Bümelin , Motiv 
»um I. württ. Gesetzentwurf S. 16., wonach die Kloster als öffentliche kirchliche Ver¬ 
eine zuzulassen sind. 

2) Kirchen- und Staatsfreund an alle gute deutsche Christen. Jena 1818. S. 18. 
Die neuesten Grundlagen der deutsch-katholischen Kirchen Verfassung in Actenstücken 
und aohten Notizen. Stuttgart 1821." S. 300. 

3) §. 14. dev bayerischen Verordnung von 1852. tienncr a. a. O. S. 86 ff. 
Archiv VIII, 417. 

4) Rbl. 1811. Nr. XXV. S. 111 ff. Erl. des Minist, d. Innern vom 27. November 
18fo Mr. 1&J07& 
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Auflösung. det Klöster ms veiWiideni, zuHwmb : Kid»- 
Ordnung ist die Aufnahme und Entlassung ö»r „Leferfrauea,“ welch» 
nur auf 3 Jahre sogenanateGclübde ablflgen, die Aufsicht über das 
Institut, seine Tbätigkeit, seine Mitglieder und seih Vermögen der 
Regierung zugeschrieben, welche Sich sogar in die Gebetbücher, Exn 
hortafionen u. s,w. der „Lehrfrauen“ einmuicbte. Der Ordinasiuä Ist 
qur bei 4er Ablegung der Gelübde, bei deniFrüfhbgen und rein.geist¬ 
lichen Angelegenheiten des Instituts dotcb »einen C wmmss ör ves* 
treten. '*• : 

Indessen ist die erwähnte dem staatskürchhcben Bevormundungs- 
Systeme entspamngene Verordnung dem jetzt zur allgemeinen Gehaag 
gekommenen freien Associationsrechte zuwider und kann dieses 
Recht jedes Staatsbürgers durch eine, solche vorbeugende 
Massregel nicht mehr beschränkt werden 3 ). Gemäss den jetzt 
bestehenden Vereinsgesetzen können; Vereide, wie die Klöster, da sie 
nur gesetzlich erlaubte Zwecke vetfalgen, welche „den' Staatsgesetzen 
nicht zuwiderlaufen oder die öffentliche Sicherheit, dss öffentliche 
Wohl gefährden,“ vom Staate weder gehemmt noch beschränkt wer,«- 
den. Nach, dem RundesbCschlusse vom 13. Juli 1864 3 ) können 
kirchliche Vereine, wie Klöster, als nicht politische, ohne obrig* 
keitliehe Erlaubniss existiren, ja sie bedürfen sogar hiernach 
keiner Statuten und Vorsteher und haben diese erst, wenn solche 
existiren, der Behörde anzuzeigeh. Biese Grundsätze sind in dem 
bad. Vereinsgetze vom 14. Februar 18&1 ausgesprochen. ■ •’> 

Die „religiösen Orden und Congregationen 4 )“. sind bekanntlich 


1) H. v. Andlaw , offenes; Schreiben, Freiburg 25. November 1861. Zell, Dr. C.> 
Die Klosterfrage zu Freiburg im Breisgau. Freiburg, Herder 1861 und 1862, Zett, 
Dr. €., Die Klosterfrage zu Freiburg im Breisgau noch einmal. Frei bürg, Herder 
1862. (Diese, mit grpsser Feinheit und Schärfe verfassten Schriften betreffen die 
Einsprache, welche der städtische Gemeinderath gegen einige die Beichte» das Gebet 
nnd die Clausur der Nonnenklöster betreffende erzbischöflichen Anordnungen erhob. 
Der Gemeinderath verengte, dass die Freiburger Frauenklöster in Gemässheit jenes 
Regulativs von 1811 „aufgeklärt und der josephinischen Richtung zugethan“ seien. 

p>. *0) 

2) Belgische Verf.-Urk. 1881. §,20. Schweizerische Bundesverfassung 1848.. 
§. 46. Deutsche Grundrechte §.. 29. 30. Deutsche Beiohsverfassung 1849. §.162. 
Preuss. Verf^Urk. 1850. §. 30. Oldenb. Verf.-Urk. 1852. Art 61. §. 1. Anhalt*Bernh. 
Verf.-Urk. 1850 §. 10. Sachsen-Coburg-Gothaische Verf.-Urk. 1862. §. 46. Freusa. 
Vereinsgeset* vom 11. Marz 1850. Sächsisches vom 3. Juni 1860. Bayerisches vom 
26. Februar 1850. Badisches Rbl. 1861. Nr. XIV. RbL 1852, Nr. XXXVH. ef, Bad. 
Vereinsgeseta tom 26. Ootober 1883. Rbl. Nr. XXXVIH. 

3) ZÖjjfl, Staatsrecht H. S. 837. 

4) In, ersteren werden feierliche and ewige Gelübde abgelegt,^in letzteren 
nicht. Bauix, tract de jure regul. (Pariaiis. Jac. Lecofirö)1857. L p, 182. Mitten 

ThMM»» WM} 8. u. . , ». ... .n . 
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freiwiHige-VferbindungeTivoti 'Katholiken, kirchliche Prf- 
vatvareiae, dere* Glieder nach reiflicher Prüfuhg ihres Willens, 
ihres Berufes nand ihrer Kräfte in einer bestimmten gemeinsamen Le¬ 
bensweise nach bestimmten, vom heiligen Stühle genehmigten Statute« 
untfer Aufsicht> und' Leitung ihrer hiernach verordneten Vorgesetzte« 
durch das drdifaehe Gelübde der Axmutbj der ehelosen Keüsbhheft Und 
des Gehorsams gebunden ein -religiöses 'Leben führen und dadurch 
die Augeidasty die Fleischesin^t und die Hoffart des Lebens Cu beeiö-‘ 
gen streben. <- 

•••« Es >*st hifer flieht der Ort , nachzuweisen, wie nützlich solche 
Vereine der Kirche sind für die Seelsorge, Exerdtien,' Missionen, Et s 
Ziehung des Klerus, Weckung und Erhaltung des religiösen Lebend 
und der christlichen Tugend; wie enorm sie die Wissenschaft fötderü 
und, sie unter dem. Kletus und dem ‘Volke verbreiten, wie sie die 
Verbindung «wischen Glauben und A Wissenschaft hegen, wie’das Bei¬ 
spiel ihres» ascetbchen Lebens auf die durch die Genusssucht entnervte 
Generation, wie ihr Gebet und ihre 'Tugenden aneifernd und tröstend 
wirken. Es kann hier auch nicht weiter ausgeführt werden, was die 
Kl öster für die‘Erziehung und Bildung der Jugend, für 
den Ackerbau, für die Armen^ und Krankenpflege, wie über¬ 
haupt für die leidende Menschheit Gutes, ja Unersetzliches 
edsten *). • ' 

Soviel steht jedenfalls fest, dass die'Klöster nach den bestehen¬ 
den Vereinsgesetzen, wie alle Privatvereine, welche weder in -die 
Rechte des Staats, noch der Staatsbürger eingreifen, zu existiren und 
zwar ohne Staatsbevormundung zu existiren das Recht 
haben. Dasselbe folgt aus den bestehenden Grundsätzen der per¬ 
sönlichen Freiheit, wornach Jeder, so lange er nicht allgemeine 
Gesetz« verlässt, seine Lebensweise einrichten kann, wie er will und 
demnach allein öder mit Mehreren in einem Hause nach freigewählten 
Regeln leben darf 4 ). - • 

1) Montalembert in den bist pol. Blättern 1861. Aprilheft. Portalis in der 
cit Bede bet Ueberreichung der organischen Artikel: „Diejenigen, welche keinen 
idnern Beweggrund haben, ihrer Pflicht nachzukommen, können unmöglich Personen 
ersetzen, die ein Grundsatz belebt, der über alle Gefühle der Natur erhaben, allein 
zu jeder Aufopferung antreibt 4 ' 

8) Bischof von Ktttder, Soll die Kirche allein rechtlos sein ? Mainz, Kirch- 
heicn 1861. S. 15.: „Wenn es allgemeines Hecht iBt, sich zu vereinigen zu allen denk¬ 
baren Zwecken> wie will maA, ohne mit zwei' Maas&en zu messen, von der 
Consequenz loskommen, dass auch religiöse Vereine mit religiösen Zwecken Sich bil¬ 
den. dürfen? u Die politischen, formell gegen das bestehende Vereinsgesetz verstossen- 
den, Vereine, sogar die 1 durah frühere Verordnung untersagten gehenden Vereine be¬ 
stehen jetzt ohne jegliobb Beeinflussung derBegierung, weZshalb tnan die ; tfösteriiehen 
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Per hepäge Rechts&chafestast kann das Bestehen der Klöster 
endlich desshalb nicht hemmen, weil er die k&thalisohe Kirche 
mit ihrem Dogma und ihrer Verfassung,fcnerkamU hai, die 
Klöster aber hiernach ein blüthenrtieher Zweig ihres Organis 4 
mu s sind, und die. Kirche desshalh berechtigt b^. 'dieee^Institnte-ebenso 
staatsunbeyprmnndct zu besitzen and zu leiten* wie die übrigen kirchh 
liehen Anstalten 1 ). ■ ■ . • 

,Auf diese Grnndskrise gestützt, haben die ^oberrheinischen Bh 
schöfe das Aufbüren des polizeilichen* pröveaßven Drucke» 
gegen die Klöster hr. ihren Denkschriften ym 1Ä51 «ud 1859 
verlangt. .In,der That sindJn allen Rechtsstaaten, m-Nordamerika, 
England, Belgien, Oesterreich, Pfenasen, Bayern, Hessen* 
und Hannover die Klöster., wie andere Vereine, ohne besondere 
Staatsgenehmigong jetzt zngdassen;. dasselbe gilt in Frankreich* 
Spanien, NeapehToseana, Russland, jasogar in der Türkei’). 

Der „Art. IV. Kr, 6. der Bad. Convention hatdieses Recht 
der Kirche zu Dunsten des. Staates in der Richtung bes chfcänkt* 

durchaus staatsungefährlichen Vereine nicht unter eine specialgeset^liche Staats« 
bevortaunduirg stellen kann. ’ ' r ' ' 

- Eigeuthümlich klingt der iooh Cdmm.JJeiichfc »zur bad. Conrentioti und In der 
bad. Kammer erhobene Eiaw%n^: die L«jdeagesetzgabui% garantife „die Freiheit dei[ 
Person, die Fähigkeit zum Erwerb .... von Vermögen, dap Recht, eine Ehe einzu¬ 
gehen; hiemit stehe die kirchliche’Disciplin (betreffs der Klöster) im Widerspruche.* 
Die Mitglieder der Orden und Congregattonen verlieren ja diese bürgerlichen Rechte! 
durchaus nicht. Der Staat hat sieh nirgends verpflichtet, sie zum eheloSCq Leben, 
zur Keuschheit und zum Gehorsam gegen ihre Obern zu zwingen. Jeder Staatsbür¬ 
ger kann auf seine Priratrechte verzichten und kann ehelos leben. Wer den Ge¬ 
brauch dieser -Freiheit hemmen will f der gerade handelt gegen die Gesetze. 
Kann man nach den bestehenden Gesetzen ehae Handelsgesellschaft vioUeioht desahalb 
unterdrücken oder unter Staatsbevormundung stellen, weil die Mitglieder derselben 
zur Erreichung des Gesellsebaftszweckes ibr ges&mmtes Vermögen der Gesellschaft 
abtreten, sich zum ehelosen Leben verpflichten und ihrem Chef gehorchen? 

1) Sogar die kirchenfeindliche Broschüre: ^Beleuchtung -der Denkschrift dem 
Episcopat 8 der oberrheinischen Kirchenprovinz“ Leipzig 1853. gesteht S. 43 zu: „Klö¬ 
ster können dßr katholischen Kirche nicht verweigert werden, weil sie eine uralte^ 
von ihr gutgßheissene und ihren Zwecken förderliche Institution Ist.“ 

Das österreichische Copcordat und; die pronzeische Gesetzgebung (Regensburg, 
Pustet 1859.) S. 44 ff. Kirche und Staat in Bayern S. 348 *ff. Das Reeht der Kirehtt 
in Bayern 8. 209 ff. 

2) Historisch-politische Blätter. 1859. Heft X. 8. 878 ff* Oesterr. Concordat 

Art. XXVI1L und XXIX. Schreiben des österr. Unterrichts-Ministers vom 25. Januar 
18fi6 h 0 Archiv I. Kais. Kön. Min.-Verord. vom 3. Juni »1858 bei Rieder, HancH 
buch der k. k. Gesetze (Linz, 1859) HI. S. 249 ff. Preuss. Verf-Urk. Art. 12. Verürd^ 
vom 1. August 1850 und 2& Februar 1851 in, den oitirten Beiträgen L S. 46. 56. 
Sichter in Dove , s Zeitschrift für Kirchenrecht L S. 115. 121. Bayer. Concordat und 
cib, Verordnung von 1852. Seit* <a.*a». 0. S.114 ff. Verf.-Urk. vonHannovßr §. 65flV 
Bouix a. a. O. spanisches Coacescdat Arb XXX. Neap. Conoordat Art. XlVt Tose.? 
Qoncordat von 1851 Arg-Art* VJL Euas. Oeneerdatt ArbXÄ<k • v - 
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dass er dein Erzbischöfe die Verpffichtnng auferlegt, bei läer ' ferrich- 
tang von Klöstern «Ich mit der Regierung „ih*s Einvernehmen ztf 
setzert“ undwie es in der Instruction heisst, hiebei „im gemeinsamen 
Einverständnisse“ mit dieser zu handeln. Die Regierung hat nudi 
dem Vorgänge der Verordnung vom 13. März 18i5*) Ober dem Or* 
den'der barmherzigen Schwestern iti der SchMssndte vom 25. Juni 
1859 hiebei erklärt, sie „verkenne nicht, wie erspriesdlich religiöse 
Genossenschaften fttrdas Seelenheil der Gläubigen’ wirken 'können, 
de werde < sich der SSnführüng kirchlicher Ordert "und der Gründung 
klösterlicher Institute ohne gegründete Ursache nicht wideräetzeö, So 
dass die Unterhandlungen , welche der Erzbischof hierüber mit ihr 
pflegen i#ird, hu Ganzen nicht erfolglos ; bleiben Werden.“’ Allerdings 
ist in der päpstlichen Instrüction die freie fintsdbüessung' des Oftfi- 
närius gewahrt, und kann derselbe, wein das „Einvernehmen*)“ er¬ 
folglos bleibt, sich auf das allgemeine Vereinsrecht stützen. Es 
Springt aber in die Augen, dass hieraus in jedem Ralle ein Conflict 
entstanden wäre, wobei sich'die Regierung auf die ihr in der "Con¬ 
vention gemachte Concession berufen hätte. Würde aber der Or di¬ 
narius die Einsprache der Regierung beachtet haben, so wäre er 
es gewesen, welcher die Einführung eines Ordens oder 
Klosters verboten hätte, weil ohne seine Genehmigung ein sol¬ 
cher Verein in der Diöcese nicht bestehen darf 1 2 3 4 ) und die Regierung 
hätte hiernach das allgemeine Gesetz über das Vereins wesen nicht 
Verletzt*). 


1) Regierungsbl. 1846. Nr. VH. S. 65 ff., wo die Statuten des Orden* der 

barmherzigen Schwestern abgedruckt sind. Sie erhielten dadurch nicht bios die Zu¬ 
lassung, sondern Corporationsrecht in Baden. Die vom Ordinarius erlassenen Statu¬ 
ten wurden nach dem damaligen Usus von der Regierung genehmigt. Der Ordetf 
steht hiernach nur unter der allgemeinen Staatsaufsicht und ist desshalb nur au Grund- 
•tocksveränderungen die Staatsgenehmigung, sowie zur Wahl der Ordensoberh erfor¬ 
derlich, welch* letztere Genehmigung jedoch „ohne erhebliche Grunde nicht zu ver¬ 
sagend ist. # 

2 ) Ueber die Bedeutung des Wortes „Einvernehmen — consilia conferte® 
vergt. Vergottini, Analyse des österr. Concordats. Leipzig, Kollmahn 1861. S. 775 ff. 
Man kann offenbar darunter nichts Anderes verstehen, als die freundliche Verstän¬ 
digung (amicabilis compositio) zweier selbstständiger Contrahenten. 

3) Constit Clement; P. VIII. „Quoniäm ad institut“ vom 23. Juli 1603. Gregor 

XIV. „Cum Alias 44 vom 17. August 1622. Urban VIII. „Rom. Pontif.“ vom 28. August 
1624. Conc. Trid. Sessio XXV. 04 3. de regulär. Reiffenstuel jufe canon. 1 . HL 
e. 48. §. 2. < 

4) Desshalb bemerkt die citirte officiöse Beleuchtung des Concordats in der 
Karlsruher Zeitung (besonderer Abdruck S. 3.) in praktischer Hinflicht wohl nicht 
ganz unrichtig: „Hiernach ist klar, 4ass ohne Einwilligung dfer Regierung Weder ein 
religiöser Orden eingefUhrt, noch eine einzelne Anstatt eines eingeführten Ordens er¬ 
richtet werden kann. Dagegen hat die Gt. Regieruag zöge sagt, sie Werde von ihrem' 
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Diese Concession der Kirche ist indessen mit der Besekiguitg 
der Convention ,entfallen. Der $. 11. des Gesetzes steht zwar, wie 
die RegieEungs-Entsehliessuog vom 5. März 1853 und der §. 21. des 
I. bad. Const -Ed. auf dem dem Bevormundungastaate 1 ) entnommenen 
Grundsätze*, dass zur Einführung der. fraglichen Vereine die staatliehe 
„widerrufliche Genehmigung erforderlich sei!“ Dieses Gesetz wider¬ 
spricht aber den berührten Principien des Rechtssohutestaates, dem 
bestehenden Vereinsgesetze. und sogar dem $. 1. & und 7. des Ge-, 
seti^es yum 9., O.etober 186ft. Die Motive zu dem erwähnten §. 11. 
erkennen, deasbaib bereits, an, „dass diese, Zulassung unter keinen andem 
Bedingungen stattfinden kann, als unter vollständiger Aufrechthaltung 
der bestehenden Gesetze, insbesondere der bürgerlichen Gesetzgebung. “ 
Trotz dieser Ausnahmebestimmung ist die Regierung ,desahafh durch 
die bestehenden Gesetze und die erwähnten §§. ihres eigenen Gesetzes 
gedrungen, die von ihr angesprochenei Genehmigung nur 
aus sehr wichtigen, von ihr allein zu verantwortenden 
Gründen zu versagen 3 ), um so mehr, da privilegia^odiosa stri- 
etissimae interpretationis sind. Während diese Bestimmung in prak¬ 
tischer Hinsicht, wie erwähnt, mit der Convention nicht dis- 
harmonirt, wird es jetzt die Regierung sein, welche die Einfüh¬ 
rung solcher Vereine untersagt. Der Ordinarius hat in seiner „Denk¬ 
schrift vom 2. Juli 1860“ gegen dieses Ausnahmsgesetz protestirt; 
Wenn er. ohne Regierungs-Genehmigung ein Kloster errichten will, so 
kann er desshalb sich auf s die allgemeinen Gesetze berufen und es 

Einwilligungsrecht einen solchen Gebrauch machen, dass überhaupt religiöse Orden 
im Lande bestehen werden.“ 

1) von Mohl, Comm.-Berisht zu den Gesetzentwürfen S. 23. gesteht, dass die 
Protestanten „einzelne Orden, die zur Bekämpfung der protestantischen Kirche be¬ 
stimmt sind“ nicht wollen, und „Bettelorden eine Anomalie (?) in ungern Zuständen 
seien,“ dass aber durch das bad. Gesetz „Willkür nicht entfernt und Veranlassungen 
zu Besehwerden nicht vorgebeugt“ wurde. 

von Stotzingen (Verhandlungen der I. Kammer über d. Ges. S. 17.): »Der 
oonfessionelle Friede werde besser erhalten werden, wenn die Regierung die Errich¬ 
tung der Klöster in Anerkennung der Berechtigung der katholischen Kirche ge¬ 
statte, als wenn sie sich nach den Anschauungen einer andern Confessfon 
richte und dieselben unterdrücke.“ 

2) von Mohl eit. Comm.-Bericht: „Es kann darauf gerechnet werden, dass, in 
allen, selbst nur zweifelhaften Fällen die Genehmigung nicht verweigert und noch 
weniger eine ertheilte Erlaubnis zurückgezogen werden wird. Welches Interesse 
hätte die Regierung, sich dem Bestehen unschädlicher (!) geistlicher Corporationen 
zu widersetzen, z. B. fast sämmtlicher Arten von weiblichen Orden oder auch solcher 
Mannsklöster, deren Zweck Krankenpflege . . . . ist.“ 

Geh. Rath Lamey (Verhandlungen der II. Kammer S. 22.): „Wenn die KKjster 
wohlthätige Zwecke verfolgen, so könne man denselben seinen Beifall nicht versagen. 
Eine principielle Ausschliessung einzelner Orden solle man nicht in das Gesetz auf- 
nehmeru“ k , 
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jrird und trmae hiernach auch bei nns dahin kommen, dass kirch¬ 
lich« Vereine dem'Belieben der Polizei nicht mehr über¬ 
lassen Werden und dass nur dann, wenn solche Corporations- 
reehte beanspruchen, hierwegen die Mitwirkung des Staats erfordere 
Müh 'ist Selbstverständlich haben sich diese Vereine, wie alle im 
Staate bestehenden, in den staatlichen und bürgerlichen Rechtsver¬ 
hältnissen nach den Staatsgesetzen zu richten i), während die Regie¬ 
rung auch nach dem-cititten $: 11. des neuen Gesetzes sich in die 
inneren Vereinsangelegenheiten und Statuten derselben nicht 
einmlachen darf. 1 2 Desshalb ist schon dureh dieses Gesetz das Regu¬ 
lativ von 1811 aufgehoben. 

‘ ' • ; . ■ •' 1 . >. I', •: . ■ 

§. 12.' 8. kirchliche Weihegewalt (Concursprüfung). 

Die bad. .Tafeltitelordnung von 1801, die §§. 29. 30. 41. der 
kath. Kirchencomm.-Ordnung, der §. 12. der Hofr.-Instr: von 1794, 
die VerOrdnung vom 3. Februar 1810 (Rbl. Nr. 7.), sowie der, dem 
Art IV. der Declaration entnommene §. 27. der cit. Verordnung vom 
30; Januar 1830, endlich der §. 8. der Verordnung vom 3. März 
1853») bestimmten, dass der Landesherr den Tischtitel auf die 
kirchlichen 3 ) Fonds zu verleihen habe, die Ertheilung der Weihen 
solle von, der Verleihung dieses sog. landesherrlichen Tischtitels ab¬ 
hängig sein und demnach unter dem Arbitrium der Regierung stehen, 
ln der oft citüten esposizione von 1819 protestirte der heilige Stuhl 
gegen diese Bevormundung der bischöflichen Weihegewalt; dasselbe 
thaten die Bischöfe der oberrheinischen Kirchenprovinz, insbesondere 


1) Die Statuten dürfen desshalb in den genannten Rechtsverhältnissen die 
allgemeinen Staatsgesetze nicht verletzen, so bezüglioh der Ausländer resp. des 
Gastrechts, Comm.-Bericht der II. Kammer zu den Ges. S. 8. „Ausländer werden, da 
bezüglich ihrer keine Ausnahme gemacht ist, Mitglieder von Orden sein können.“ 
Motive zum württ. I. Ge$.-E»tw. vom 4. März 1881. S. 17. „Die Aufgabe der Staats^ 
gewalt wird nur die sein, die Norm festzusetzen, unter welcher des Bestehen solcher 
tpstjtute - mit den allgemeinen Staatsgesetzen im Einklang steht.“ 

2) Diese Verordnung erkannte zwar an, dass der Bischof auf einen genügen¬ 
den'canonischen Titel, wenn es auch nicht der landesherrliche Tischtitel war, weihen 
könne, sehrieb aber der Regierung sowohl die Entscheidung darüber, als über die 
Trage zu, wer zmn Diöcesanklems gehöre. Die Verwechslung des letztem, rein bi¬ 
schöflichen Rechts mit der Ertheihmg des Indige na ts ist indessen durch den Kirchen- 
confiict von 1853 beseitigt <nnd hat jetzt lediglich der Erzbischof das Recht der Aufr 
nähme unter den Diöcesanklems. Bad. Centralvörord.-Bl. 1859. Nr. 6. Erzb. Anz.- 
Bi. 1858. Nr. 20. 

3) Der Landesherr gab diesen Tischtitel nicht aus dem Staats- oder säculari- 
sirt&n Kirchen-, nicht einmal ans dem katholischen Stiftungsvermögen, sondern ledig¬ 
lich ans den Intercal&rfonds. Richter a. a. O. §. 108. Note 9. 
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in den Denkschriften von 1851 und 1853 *). Daq jKirchenrecht 
schreibt allerdings vor, dass yir ErthcUuqg der höher« ..Weihen ,eb» 
Titnlns (beneficii, p&tnmopii,, pensionis oder p&upertatis) erforderlich ist 
Von .einem „landesherrlichen Tipchtitel“ weiß dasselbe aber pichte und 
wenn der Bischof ohne einpn Titel weiht, pp liegt ihm .hiernach die 
standesgemäße Sustentation des Geweihten in sn lange oh, als dieser 
nicht im Besitze einer Pfründe ist 3 ). Hiernach, sowie nach,den oben 
S- 1. erörterten Grundsätzen df« heutigen Repbtpechptzstasdß mtW s 
es lediglich dem weihenden Bischöfe überlassen werden, wie, er in 
dieser rein kirchlichen,! Angelegenheit, seiner, kirchlichen Amtspflicht 
nach Vorschrift der kirchlichen Bestimmungen zu entsprechen für ; gut 
findet Dieses Hecht des. Bischofs ist nicht nur durch die oft citirUc 
Concordate, sondern durch; die. ncupre .proussische, , hessische, 
württembergische, oltjenburgische, sächsische Gesetzgebung 
restituirt worden. Seit,, 1853, «reibt der Erzbischof von Fr«|bw r g 
durchaus selbstständig Und. lediglich auf die canouischen Titel, resp. 
auf den von ihm auf das .Kirchenvermögen 4 ), erthefiten sog. Tisehtitel. 

Gegen die Bestimmung des Art. tV. Nr. 4. der Cönveb- 
tion, wornacii der Erzbischof für berechtigt erklärt ist, „die heiligen 
Weihen auf die bestehenden canonischen, sowie auf den Tisclititel zu 
ertheileny* ist denn auch 1 2 weder in den Commissionsberichten dCr 
Kammer über die Gesetzentwürfe, noch in den Debatten hierüber 
etwas bemerkt, solche vielmehr durch §. 7. des neuen Gesetzes 
sanctionirt worden. 

Das Kirchenrecht stellt indessen ausser dem canonischen Titel 
noch andere Erfordernisse zur Ertheilung der Weihen auf, so: das männ- 


1) Es ist hier insbesondere hervorgehoben, dass die Bischöfe „für das Seelen* 
heil der ihrer Obhut an vertrauten Gläubigen verantwortlich seien, hieraus folge ihre 
Freiheit und Selbstständigkeit in der Erziehung, Prüfung und Auswahl der Kleriker, 
wesshalb sie in der Ertheilung der heiligen Weihen an dieselben vollkommen freie 
Hand haben müssen.* 

2) Cone. Trid. Sess. 21. cap. 2. de reform. Schutte, System S. 123 ff. Engel, 
Coli. univ. jur. can. 1. I. T. XIV. §. 1. 

3) Gap. IV. de praeb. HI. 5. ln einem grossen Theile Deutschlands, wie in 
Preussen und in der oberrheinischen Kirchenprovinz wird in Ermangelung anderer 
Titel ein solcher anf die Intercalar* oder Seminarfonds ertheilt ln der dt. 
päpstlichen Instruction ist der Erzbischof von Freiburg hiezu ermäohtigt. 

4) Hiemit sowie dtth*h §. 7. des Ges. vom 9. üctober 1860 ist auch die unca- 
nonische Bestimmung der cit. Verordnung voh 1830 entfallen, dass der Titel 
durch verschuldete Dienstunfähigkeit verloren gehe und demnach ein 
Gdstlieher ohne Sostentation belassen werde. FUr solche Demeriten wird jetzt 
ans allgemeinen kirchlichen Mitteln ein Demerltenhaus inWeiterdingenbei fingen 
errichtet. 

ktthii ttu Klicksnmbt IX. $ 


/ 



Maat. BtetireWkftfn VerhfilWisse in Baden. 


% 

-?litÄe' l * G%4iSlÄ^cht 4 5 * * 8 9 10 ) | die Ta(ife a ) tind Firmung 3 ), ^Unbescholtenheit 1 *), 
CheHöhc '(rebütt»), das gesetzliche Alter 0 ), nämlich das vollendete 
5l. : j*ähV übüi BtibdiacoiBat, das vollendete ‘22. äabr zum Diaeonat 
!j ®fc voBttiflete SM*. Jahr 2 ütil FresbytCriat, denMangel au jeder Idrch- 
^Ifcbotf ‘Ceilfeut* 1 odel Irregularität *), Freiheit ron’civilen oder dem ehe- 
1 flohen Manfle r&Sp. Verpflichtungen', endlich wisserischaftlicfco Vorbil- 
^flttttg 1 uhd ^öfoglschC Ausbildung *); sowie kdrpefliche und geistige 
Heßhigung 'itini'PtieslferstaUde'*) i . DesShälb finden vor der Weibe 
l, die Pili f ungern über" die "Cb eh er Wähnten Eigens c haften des 
J dU l ^’OtdWiretidbd Und’ über die! BCftignias des weihenden 'ßfechofs 
'«fctt»*).“'Bte*iOoötet'. s rti «1.* • ‘^Um ex säcrornm“ von'1461 1 *) droht 
, ÄOft J ihit i< liObhrtretöng‘dieser ‘Cariohisöhen Vorschriften geweihten‘PHt 1 - 
:St4m 1 fliC suspehSio PeSp'. prfvaHö beileficü, ebenso den Bisdhöfbn, 
Wdlthfe ' öhfth ‘ Efspens''von' ehter solchen Irregularität weihen, die 
^fa^nkiotvA öft' der' Spfenättng der Weihen 1 *). 1 " ' 

•M- •■* DW ’Kfrehe'hät ÜerhnaCft für -die 1 Heranbildung eines ’ wisse ti- 
•kdhhftlfeh gebildeten Klents SO 1 gesorgt, 1 'dass sie der' ihr oft sehr 
-tfhttUfcheg, Njachbilfe .‘des. Staates nicht bedarf. ;: . _ :. 

,i i, ,Pa ,überdies,, wie ermähnt, dar , Bischof für die durch seine Stell- 
„yeiitueter (die,,QgustUche«) -besorgte Verwaltung der (kirchlichen. Rechte 
^d.JWöhteu ,weruutJ«ortlich ist, der Rechtsstaat die Selbstständigkeit 
iddri &irchey ,sowie di« aus ihrer Existenz fliessende Verfassung.der¬ 
selben anerkannt hat» ao stellt es dem heutigen iteohtaachutzstaaee 

1) Can. 19. D. 32. 

. 1 2) Ca»,. 59. C. (lnjja. 1. , 

. , 3) j Conc. 'Ijnd. &eff. ifi. c, de, ref. , , , 

4) Can. 5. D. 24. Conc. Trid. Sess. 23. c. 5. de ref. Schulte a. a. O. §. 0. 

5) Selbstverständlich in einer kirchlich gültigen Ehe. Dispens soll nur in 
wichtigen Fällen ertheilt werden. 

v . 6 ) Conc. Trid.. Sess. ^3. eajp, 12. de ref. , , , _ ,. t . 

* . ** ; 7) Sclmlte a. a. ül S. 108. . . 

8) _ Can. 1 ff. I>. 36. Conc. Trjd. Sess. 23. 9 ap. 7. u. }2. d,e ref. Ponfif. liom. 

Tit. de ord. Subdiac. Prosp. Lambert . (Benedict. XIV.) Instit, eccles. hisjt. 
Htiffemtutb jua can. lib. l. v Tit. Xll. . ( .. 

9) Tit. 20. 1. I. x. de corp. vit. Engel h. t. ß., ; i 

10) Solch?, ReicheJkjeine pipces^nen $ind, können nur upt pelegatjo» (dimis- 

sojriales) ihres Bischofs geweiht, werden, wenn der weihend? Bischof nipbf m^er 
Naehwei? eines Titels in steine jpjuc^e ^ufnehmen will. pouß, t TricU .$?ss. 23. c. ^ö. 
de ref. Pontif. Kom. tit. de ordin. pnicou, et Pf eajpy t. c., 4. D. ^3» Q- 9. qu. 2. c. 4. 
de teinp. ord. Conp. /IJrid. Sess, l,4. ( eap. 2. S. 23. eap. 8. 4? „ 

4 11) Bullar. K|Om. f. 1. cpn$t. 7. ( , 

1%) ^ }• JÖlossa ibid. f veybo t : ^snsp^denl»^ Uet)yffw } jn;a,henef f tit. 

Cler. ad Sacr. ord. inal^ proipot. Epist. encyclioa P. B^ped. XlV, d* 3. Decem]>pr 
; .fönst, p. itnd Cle^e^t. XX1J. de 1^. Segt. Qons^,,^.,. (ftuU. Bp»>, J^oy. 

T. 1. p. 32.): „melius est, pauciores habere ministros, sed probos, sed idon^ ,atiiue 
utiles, quam jlures .... vitiosos “ 



Die kjrcjtiliebe Weihegewalt (Cojtcanj^rarbn^). 




nicjt zu, <jiie aus d^r bischöflichen Weiheg^walt flies 

Bischofs zu beschränken oder zu bevormunden, die Bedingungen 
^ur W^ihe seiner künfti^n Gphülfen zu prüfen 

Gegen die unter dem Bevormundunjgpsystenp ernannten staat¬ 
lichen Verordnungen 2 ), worpach die Prüfungen pro Seminario und 
pro beneficiis zum Staatsr^ssort gezogen wurden, remopstrjrten die 
jägerischen und dje oberrheinischen Bischöfe 3 ). Mit Unrecht machte 
dye Erwiderung der oberrheinischen Regierungen vom 5. März 1853 
hiegegep geltend, dass die durch $. 8. der Verordnung von 1853 und 
die Beilage C. hiezu verlangt? Betheiligung der Regierung bei diesen 
Prüfungen sich auf das Staatsinteresse und darauf stütze, dass die 
Geistlichen auch staatliche Functionen (Führung der Standesbücher) 
ausüben. Das fragliche Literesse ist duijch die kirchlichein jPriifongen 
gewahrt und involvirt solches noch keine Staatsbevormundung der 
selbstständigen Thätigkeit der Staatsbürger und Korporationen. Es 
steht der Regierung frei, die Standes buch beamten als solche zu 

tl V Yi > ' ■ t! ' I Ii: . '> , I) ) ) 1 

prüfen, was indessen nicht nothwendig erscheint, da diese Angelegen¬ 
heit hinlänglich durch die bestehenden Verordnungen geregelt ist. 

Die neueren Verfassungen und Staatsgesetze 4 ) von Belgien, 
Frankreich, Preussen, Oesterreich, Hannover, Sachsen, 

. ■ 1 1 ’ i i » ■ f ■ ii* ' * *» 


1) Dip Zusage.* wetyty* z. ß. dqr.£. ÖL,der wyrtt. Verfapsuj^ macht, getgäfs 
§. 35. u. 36. d. R. D f H. durch Errichtung von Emeriten- und Demeritenhäusern für 
dienstuntaugliche Priester zu sorgen, i^tzWar von Men* otierrheiniscWu Regierungen 
in den .Verträgen (Bullen) von 1621 Und 1827 gelascht, aber nirgends äuf Staats¬ 
mittel effectuirt worden. Yfire dieses ^bpr aucji geschehen, po stunde diese Lef^u^g 
mit der fraglichen Prüfung in keiner Causalität, da die Dienstunfähigkeit durch kor- 
{verliehe Leiden, also nicht duroh die Prüfungen bedingt ist 1 , abgesehen davoti, dkss 

4uruh 1 die JIrftUlung einer Rechtspflidht nicht ein droit gar; nicht zusamiUtU- 
hängendes neues Recht erlangen kann. ( 

2) §. lz. des I. Const. Ed. §. 12. der Hofr. Instr. Art. IV. VL—VHI. X. der Tafel- 
titeteordnuhg von 1801.' §. 35. der Kirch. - Couitn. - Ordnung. §. 29. 30. Verordnung 
4f$0. Verordnung vom 40. Aprjl 1840. i Begternogdbl.J3. 89u 

3) Dasselbe , that sohon der erste Erzbischof (Boll) von Freiburg in seiner Be¬ 
schwerde vom 4. April 1835 Kr. 6507a* 

4) Gintcl, Die Pfarrconcursprüfung. Wien 1855. Der Pfarrconcurs. Düsseldorf 
1859. Beiträge zum preuss. Kirchenrecht I. 8. 3 ff. 11. 13. 15. 23. IL 9. 8. 
Schnitt . a. a. O. S. 340. Studien über das österr. Conoordat S. 153. Htnrion , 
oode eecles. fran 9 * n. Nr. 495. Bouix , de parocho (Paris. 1855.) p. 354 ff. Kölner 
Concursverordnung vom 2. Januar 1849 (bei Podesta. Sam ml. 8. 189 ff.) Gtflach, 
Paderborner Diöcesanrecht §. 18. 21. Bayerische Verordnung vom 27. August 1843. 

1. 18. April 1852. Ziff. 15. and vom 18. September 1864. Munebner Qrdin.- 
Verord. vom 23. October 1854. ( Richter a. a. O. 8. 292. Nr. $0.) Seit* tu tu O. 
8. 61 ff. Mainzer Concursverordnung vom 9. Februar 1854. Nr. 325. im bischöfl. 
Mainzer Verordnnngsbl. 1854. Nr. 50. Rottenburger Concursverordnung vom J2. 
November 1858. Oesterr. Protestanten-Patent and bad. prot. Kirchenverf. von 1861« 
§§. 8. ?9. 98. u. 110. 
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Bayern, Oldenburg, Hessen und Württemberg, sowie die Con¬ 
cordate, z. B. Art. XI. des neapolitanischen und Art. XXVI. 
des neuen spanischen resfituiren das Recht der Bischöfe, die Dienst¬ 
prüfungen der Geistlichen nach den Bestimmungen des Kirchen¬ 
rechts ohne Mitwirkung der Staatsbehörde vorzunehmen. Der 
Art. IV. Nr. ,3. der bad. Convention und die päpstliche Instruction 
hiezu, ist durch die §. 7. bis 9. des bad. Gesetzes vom 9. 
Öctober F8 60 1 ) beibehalten worden. Der in diesem Gesetze 
verlangte Nachweis der wissenschaftlichen Vorbildung 
der Geistlichen ist dadurch erbracht, dass nur solche in das 
Erzb. theologische Conviet aui'genommen und so zum geist¬ 
lichen Stande zugelasseii werden, welche sich hierüber auswei- 
Ven/und dass in der Regel die Aspiranten des geistlichen Standes 
die Lyceen besuchen oder eine Maturitätsprüfung bestehen. Der mit 
diesen von den Cominissären des Erzbischofs jedes Jahr abgehaltene 
Concursus pro äeminario verschafft die weitere Gewissheit, dass uur 
solche in das l’riestersemin&r ausgenommen und geweiht 
werden, welche diese Prüfung in allen Fächern der Theologie 
niitTErfolg bestanden haben 2 ). 

Gemäss den hiernach zu Recht bestellenden, erwähnten Bestim¬ 
mungen der Convention und der päpstlichen „litterae instructivae de 
Concursu pärochiali instituendo* vom 30. November 1859 ist neben 
dem modificirten trideutinischen Concurs über die Befähigung für 
ein bestimmtes Amt der in Deutschland übliche allgemeine 
Couleurs Uber die allgemeine Anstellungsfähigkeit der 
concurrirenden Geistlichen hi der Erzdiöcese Freiburg eingeführt 
werden 3 ). Hiernach, sowie auf Grund der Bestimmungen Conc. Trid$ 
Ö. 24. c. 18. de reform. der Bulle Pii V. „in conferendis“ vom 18. 
März 15t»7 4 ) und der Encyclica Bened. XIV. „de concursu et exa- 
mine habendo“ vom 14. Deceuiber 1742 5 ) werden auf den Vorschlag 

1) So auch in den Motiven zu dem §. 9. Das Ges. in dem Comm-Ber. der 
11. Kantiner S. 7. Verhandl. S. 21. Comm.-Ber. der 1. Kammer S. 21. Erzb. Denk¬ 
schrift’S. 17. 

2) Die Theologen müssen ausserdem bei den Professoren der Universität, wo 
sie studiren, Semestralprüfungen machen mid werden nur dann zum Concursus pro 
Seminario zagelassen, wenn sie solche „gut u bestanden haben. 

$) Die-Erzb. Verord. vom 19. Januar 1860 hierüber ist Abgedruckt im Ani.- 
BI. für die Erzdiöcese Preiburg 1860 Nr. 2. cf. eod. 1861. Nr. 17. die Erzb. Verord¬ 
nung Uber die Ausstellung von DienstzeugniBsen für Geistliche. 

4) Abgedruckt in der Ausgabe des Cone. Trid. von Richter und Schutte. Leip¬ 
zig, Tauehnitz 1853. 8. 576 ff. 

• • > 5) Ebendaselbst 8. 578. Constit Bened. XIV. 9. April 1746. Ebendaselbst 

8. 586 ff. uud dio resol« et deolar. Congreg. Conc, Trid. zu Sessiu 24. c. 18. de ref. 
Bened. XIV. de bynodo dioec. 1. IV. c. 7 ff. Ferraris pr. bibl. v. concursus. 
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des Ordinarius von der Synode, oder in Ermanglung derselben^ .von 
dem Erzbischöfe cwn consenfcu Capituli die zu beeidigepflen, 1 ), 
Synodal- resp. Prosynodal-Examina(oren aufgesteljt, Reiche 
nach der Bestimmung der Erzb. Verordnung vom 19, Januar u 186p. 
die Pfarrconcursprüfung vornehmen. Diese, gilt indessen, nur 
für sechs Jahre „zur Erlangung einer Pfrijnde.“ befreit aber die, 
welche noch keine solche haben, vom Examen ,pro cura ?). Priester, 
welche sich durch Amt. und Stellung oder durch langjährige, dex; 
Kirche geleistete ruhmwürdige Dienste atiszeichnen ^ind, mehr als 
genügsame Beweise ihrer Kenntnisse gegeben haben,, werden ( vom 
Ordinarius nach Anhörung dei* Examinatoren von der Verbindlichkeit 
zum Concurs dispensirt. ’ 

Durch diese Bestimmungen über den Titel, die Weihen, und 
die Concurse sind die früheren landesherrlichen Verordnungen auf¬ 
gehoben. .< 

(Schluss folgt.") 


Das katholische Kirchengut in Württemberg 

vom htefbößlehen Syndikus und Kanzleivorstand Yojrt .in,RotyenJnuyr. 
Ueber die Ausscheidung des katholischen Kirchenvermögens vom 
Staatsvermögen handelt ein eigener Paragraph der Württembergischen 
Verfassnngsurkunde nnd es ist ' diese Frage früher, wenn .es sich nm 
die Regelung der Verhältnisse der katholischen Kirche in Württemberg 
handelte, stets in ; erster Litric in Betracht 1 gezogen wbrden; im laufe 
der Zeit aber mehr in den Hintergrund getreten. 

■ Wir stellen'im Folgenden•;dar, was über die-Ausmittlung eines 
heRondeieh Fonds für allgemeine kirchliche Zwecke aus den Staatsdo¬ 
mänen. von der Zeit der Erwerbung katfaolischetr Landosthdloichirfch 
Württemberg bis auf unsere Tare verhandelt worden ist. Ausser der 
Darstellung in der Einleitung zu der Sammlung der kSthol Kirehetigesetze 
von Prof. Dr. Lang (Bd. X. der Rfeyschelr’ sehen' Gesetzessammlung) Und 
der kurzen »Skizze im $. 219. des Wii rtterabergischöu S taatjt 

. - i —r» k ; r , 

1 ) Die rmch §. 4. det* cit. erzb. Verordnung 2 U geschehende Beeidigung 

der 1 Examinatoren ist als „forma bubstantialfo* vorgeschdeben. :Conc.'T*rid. »S: 
24. e, 18. de *ef. C teticafa discordjae Por. disc. 69. de hen , Mas$obriu$ inprap. 
habende ooncurs. requis. 14 dub. 1. Barbo&a , dp paroobo o. 2 . Nr. 76. Monacello f 
formul. pract. I. 1. t. 7. form. VII. Bened. XfV. de Svh. Dioec. 1. IV. c. 7. n. 6. 1 I. 
285. Heber die Porm Und den Inhalt des Eisamens bestimmt die erwähnte 'Krab' 
Verordnung das Nähere, ef. decr. Congr. Cono. 10. Januar £721. uqd $ r 7 ./ 16 ., Const. 
Bened. XIV. cit. quum illud, in der dt. Ausgabe des Trid. p. 580. 578 ff. 

2) In der Erzdiöcese Preiburg müssen nämlich alle Priester, welche noch keine 

Pfründfe haben, vbn Zdt an Zeit pro admüdione üd tUrofik schriftliche Arbeiten 
Vorlagen. * : _ , , r . . . . 
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rechte« von Robert Mohl ist dieser Gegenstand noch nirgends 
behandelt worden. 

^ ; ♦ , f 1 . 1 * i ■ I ( ’ 4 ■ . I , y i-- 

Dürfte einerseits schon gegenüber den Männern, die gerade auch 
über diese wichtige Frage in einer Zeit ihre Stimme erhoben haben, 
wo kurz zuvor noch ^in freies Wort mit persönlicher Gefahr verbun¬ 
den war und Niemand darüber Gewissheit haben konnte, ob clie Weh- 

• *$•>*.-' { i t . f ( j ■ • t r i; > ' * ■ f. * 1 , , , 1 »■ . 

düng zum Besseren Bestand haben werde, eine gewisse Püicht vor- 
iiegen, ihr diesfallsigcs Verdienst an das Licht zu stellen, so ist an¬ 
dererseits der Gegenstand an sich von sehr grosser Bedeutung unü 
es ist namentlich auch von entschiedenem Werth, zu sehen, welches 
lebendige Rechtsbewusstsein in einer der Reichsveranderung so nahen 
Zeit die gesetzgebenden. .Factoren von den verschiedenen auf 1 das katho¬ 
lische Rirchengut zu übernehmenden Leistungen gehakt haben, wäh¬ 
rend sich neuerlich ah die Steile der damals allseitig anerkannten 
rechtlichen Verpüichtung die Ansicht .festsetzen möchte, als shi die 
Existenz der katholischen Kirche in Württemberg dem Verwilligungs* 
recht der Landstände überantwortet. 

Die Darsteflung selbst tlnlift sich Üh Bes&h ih d^ei Z^träume ab, 

1) von der ReichsVerätfdOrungbls zur VerfäsäOngsUrkühde Vöh 1819, 

2) Von tßt bla ihr Etridhtöög dei Bisffimris Rottenburg —* 1828 

Ütid ■ ' 1 '■ 

8) Von da bis tfttfdie neheste Zeit. 


L Ton de# Reichs Veränderung bis zur VeTfassungsur* 

kunde von 1819. 

Es r Mt bekannt, ddss Württemberg seinfe kathoüächen Dandes- 
thfeife tfiirch die StiatsViferäriddiimgfen zu Anftrng dieäe» Jahrhunderts 
cfrbaften'hdt. Es f erfühlt ddtcR den Pariähr Friödöh Vom 27. März 

1802 und zufolge des ReichsÖepntatidfisschlussfes vöifa 25. Febrttär 

1803 die f Pröfitei EliVr angcn, die Abteien ZWrcfaltön, Ro*ttU-» 
biütiBtet, Schönthdl rind HeiligkleUzthäl;' das 'Stift' OOm- 
bbTg lind Bas Kloster M'argRre t he nhfc.uk en und neun Reichs¬ 
städte , [worunter die katholischen .Rotweil, Gmünd und Weil 
der Stadt; durch den Pressburger Frieden vom 26. Dez. 1805 die 
ötöete rind biedere (xrafschaft Hohen h er g mft den Cbüegiatfetiftdn 
Rottenburg und Horb, die fünf .Donaustädte Ehingen, Mün- 
derkingen, Riedlingen, Mengen und Saulgau, die Land¬ 
vogtei Al tdörf; tfnrchdie Rheiribundehäcte Vom 12. 'Jufi 1806 dfe 
Herrschaft Wiesensteig, die Abtei Wiblingen, die Grafschaft 
Schelklin'gen, die Städte Waldsee und Biberach, die Deutscb- 
ordenscommenden Kaplenburg und Altshau sen; endlich durch 




Von der RridtsrevanAeiaup/l^; Ver|. ü$,. vpn 181#. 

den Wiener Frieden yom 14.Qkt. 1809 und dop darauf , 

von Compiegne vom 24. April .1810 und den $taat?\^j$|ag npt^jj^yn, 

vom 18- Mai 1810 die Stadt Ulm, mit Jom; Kloster denkeng.ßp t j 

die Landgerichtsbezirke Tettqang, Bn^ho,^.n A . 

vensbujrg, L,^utkircb, Söflingen^ und,Tbeile J^ndgeräftf^hf*-; 

zirks Dinkelsbühl, sowie den grösste^ .Thefl jfä dente0hm.eteterMi(9ken| 

Fürstenthums Mergpnthej<m»., ausser jsm,;;:u[ie },8Q6 dje 

über ansehnliche medietisirten Fürsten t> Grafen, upd Uerrppv zugppdp 330 $ 

katholische^Territorien. • , , v v 

Von den- in den gepaunten Gebiete» beßndjicjtej» Med^t-Klc^lpfp, 
sollen noch genannt werden die Augustinerklöster in Gmün.di iPfcWls 

dorf, Ufctenw,eile?f und Weil der $ta.d,t t die CRTWeÜtetklÖster in 
HejlbROnp, .^ayen^butg, upd, Rottop^urg, die ^omijajkappr,,.!* 
htergentheim »und JRottyreil,,, die Franzj/äkaparty^ter, ?p 
Ehingen, Hort» Spflin&eu». Sa,ul gau, Wal ^ seey dip Kapnzmflrr- 
klöstea: in Biberach, , Cpmburg,. Ellw.angen,,,,£angenarg.ein* 
Mergentheim, JRayen.abur.gv Bdedlipgenp. BqjttunbMrg^jRoMi 

weil* Wapgen, sodann die Frauenklöstpr B,ernatein, .W,a^iRbergv 
Urspring, Heilbronn,,. S.öfljngep,. ; B,VPfdo,j:fv. ß°titte,saulli 
Horb, ^irohb.erg^ Löwepthal, Oberndorf,.JRoiturieil,,, ^b.fti 
rach, Qmünd, Leutkireh,; .KarvPflisbnrg^iWfcesiansteigrtj...•> 
;• Hatte Württemberg durch diesen, aneehqlichen, Ztngachsü^atbolip 
sehen Gebiets,. wom#,ian J^chea^tern, eipe,.jährMebOi.f#r bedeutende 
Revenüe verbunden war, an sich die Verpflichtung erhalten, füfh idte 
kirchlichen Bedürfnisse .der betreffenden Einwohner.^» Wgen„so war 
dies vermöge des Rekbadejratationsrecflsses und 4gs Pressbvrffer ffbder 
dens und in Folge- dessen, des Landeeübergebswttumepts swsrepty-» 
liehen Verbindlichkeit geworden < ■ k • ' . "vwfw* 

Jenes. Reichsgeseta bestimmte in $».. 35.? r^te iUüteU der.ltefiri 
dielen Stifter, Abteien und, Klöster werden der freien und,volleo,f)*y- 
Position dm respeotiven Landesherren sowohl\zum (Behuf ..deSiAnfwieW“ 
des für Gottesdienst, Unterricht und andere gemeinnützige Aaeteltemi 
ah zur Erleichterung ihrer Finanzen überlassen,i /unter, dem > bestimmt- 
ten Vorbehalt der festen und bleibenden Ausstattungder Demkirefcem 
welche worden beibehalten .wenden: ,u. .so-.iw.* „iSodaum im<(§. «die 
enz- und WsehJfltehen Diöceaen verbleibe* in ihrem' bisherigen i Z»r 
Stande bis eine andeee Diäeesaneinrteht«ng' auf, retehsgeaetelicbe, iAtti 
getroffen seht wtod, iwovon' d*no auch die,,.Einrichiwug der-ütefeerk 
Domkapitel abHtagb* Bnfflieh. te* §i 63.: „die bisherige , ; Re%tomy. 
Übung, eines jeden Landes .aall gtegen, Aufhebaug und Kränkung aRm 
Aifcugteehütaii, sein; insfcesouderc i jeder ,< ReögiftO dm Besitz «ftd 
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' störte Genuss ihres eigentümlichen Eirchengutes, auch Schulfonds 
nach derVorschrift des Westphälischen Friedens ungestört verbleiben.“ 
Durch den Pressbnrger Frieden aber trat Oesterreich die betreffenden 
Landestheile nur so ab, wie es dieselben selbst besessen hatte, so¬ 
mit blieben die zu solchen gehörigen Klöster, sowie die mit diesen 
Landen übergegangenen Parcellen des sogenannten Vorderösterreichi- 
schCtt 1 Religions- und Studienfonds Eigenthum jenes Landestheiles zu 
kirchlichen Zwecken und Unterrichtsanstalten, wie sie es zu Oester¬ 
reichs Zeiten gewesen waren, nachdem dasr Kaiserhaus zufolge Hof- 
decrets vom 1. November 1790 zum Besten des Landes darauf ver¬ 
zichtet hatte. 

So sehr einerseits anzuerkennen ist, dass König Friedrich, nach¬ 
dem er Äh- und Neuwürttemberg zu Einem Ganzen vereinigt hatte, 
dks ef mit unumschränktem Scepter regierte, den Wünschen seiner 
neudii katholischen Ünterthanen gerecht zu werden dadurch bemüht 
war, dass er durch Unterhandlungen mit dem heiligen Stuhle die 
Gründung einer inländischen kirchlichen Oberbehörde anstrebtfe, däs 
Generalvicariat Ellwangen mit Priesterseminar und die katholische 
Universität daselbst 'gründete u. s. w.) so ungünstig war andererseits 
die 1 finanzielle Lage, in welche die katholische Kirche durch diCSÄ* 
cularisation gerade in dem' württembergischeta Gebiet gekommen War, 
80 Spärlich und mangelhaft sind die durch die Reichsgesetze über¬ 
nommenen Verpflichtungen unter König Friedrichs Regierung erfüllt 
worden. 

Auf den incaiherirten geistlichen Gütern hafteten mancherlei 
Verbindlichkeiten, die ' Bestreitung von CultkoSten und aller auf den 
Cult Bezug habenden Gegenstände, soVie manche andere besondere 
Stiftungen. Allein ohne diese Verpflichtungen, ohne c(ie auf den ge¬ 
rauchten Erwerbungen haftenden Stiftungen, Ohne den Zweck lind die 
Absicht derselben zu berücksichtigen, würden sie ohne allen Unter¬ 
schied incamerirt und' der ganze Erfrag dieser Stiftungen' zu gerne 
fremdartigen Zwecken verwendet. So-sind viele tausend Messen und 
Jahrtagsstiftungen, Alfflosenspenden etc. damit verbünd«» gewesen, an 
deren Erfüllung man nie gedacht hat, ja oft wurden dergleichen La^ 
sfcen noch auf andere überwälzt, ohne' ihnen eine Entschädigung an- 
rnweiSen. So waren, um nur eines anzuführen, die Klöster zu tem¬ 
porärer Aushülfe'in der Seelsorge bestimmt, wie z. B. die GUrmCliter 
zu Roittenhurg, deren Fond sich'über 120,000 fl. belauf«» hat ; nun 
wurden statt dieser sogenannte Kapitelävlbsrien bestellt, deren Kosten 
aber nicht aus den KfostergÜtern bestritten, sondern den Pfarrern 
aofgebirrdet. Pfnindfeinkünfte 1 wurden von Orion, für die sie fandnrt 



Von der ReichsVeränderung bis zur WQrttembergisclien Verf. Urk. von 1819. 4l 

waren, weggenommen nrid zur Salarirung von Stellen verwendet, die 
aus den eingezogenen Kirchengütern zu dotiren gewesen wären. t)ie 
Studienanstalteu in. den Klöstern hörten mit diesen auf und damit eine 
reichliche Gelegenheit für diejenigen, die ihre Söhne nicht blos dem. 
Studium der Theologie, sondern auch anderen Fäqbqrn widmen woll¬ 
ten, 'denn in allen, anch den unbedeutendsten Klöstern konnten 20—40 
Jüngjinge theils ganz unentgeldlioli, theils mit einem geringen Kost¬ 
geld von 20-T-6Q fl. ; Aufnahme finden. Neue dergleichen Anstalten 
wurden nicht gegründet.* Die Angehörigen der aufgehobenen Klöster 
wurden neben sonstiger rücksichtsloser Behandlung mit Pensionen be¬ 
dacht, die zum, T^ejl selbst hinter dem in dem Reichsgesetz gestell¬ 
ten Mindestbetrag .zurückblieben. Den vormaligen Klöstern incorpo- 
rirten Pfarreien wurden zum Theil.sehr ungenügende Besoldungen ange¬ 
wiesen und selbst der grössere Theil der Besoldungen der geistlichen Räthe, 
der Professoren, und des Regens in Ellwangen nicht einmal vom 
Staat gegeben» sondern durch Anweisung von theilweise weitentfernten 
Pfarreien aufgebracht, so dass die betreffenden Orte sich mit einem 
Viear behelfen ujussten. 

Auch.die bis dahin stets unangetastet gebliebenen Kirchenpflegen 
wurden den Kameralämtern untergeordnet und es gestaltete sich die Art 
der Administration derselben zu einem Gegenstand allgemeiner Klage, 
dem matiChe solcher Pflegen, die zur Bestreitung der Cultkosten aus- 
gcbeücht hättCta, 1 verarmten, manche, die jährliche Ueberschüsse gehabt 
hätten,' zeigteni ein jährhehes Deficit, die Pfarrer wurden von der Theil- 
nsbme ba vdw Verwaltung, ja sogar von der Einsichtnahme der Rech¬ 
nungen" mehr ahd mehr zu entfernen gesucht, andererseits aber die 
GoKbedörfnistrfeair Wachs, Oel u. drgl. mit einer Sparsamkeit zuge- 
tBessen, dass der Gottesdienst kaum nach dem-kirchlich vorgeschrie- 
benen Ritus abgehalten werden konnte. 

.< 'Unter dieeen Umständen war es natürlich, dass als König Fried¬ 
rich itn Jahre .1815 sich ^entschloss, dem Lande eine Verfassung zu 
geben und damit seine Absieht kund gab, den Beschwerden seiner 
Usterthanen abzuhelfen, auch Seitens der Katholiken Württembergs 
ihre' Beschwerden in kirchlicher Beziehung laut wurden. Unter den 
auf solche sieb stützenden Bitten mussten aber unter dem starken Ein- 
dcaek der bei den kirchlichen Fonds waltenden Willkühr das Verlangen 
auf Ausscheidung eines besondere Fonds zur Bestreitung allgemeiner 
kirchlicher Zwecke um so mehr in den Vordergrund treten, als auch 
die , protestantische Kirche durch die Incamerirung ihres von alter Zeit 
her abgesondert :vom Staatsgut verwalteten Kirchengutes sich sehr 
beschwert fiihlte und auf dessen Herausgabe drang. Das bezeichnete 



w ... Vogt Pas katholische Kircheognt in Württemberg. , , 

Verlangen machte sich dann auch alsbald in d«sr auf den 15. März, 
1815 ein berufenen Stände Versammlung geltend. , , . . , 

tn der Sitzung vom 24'. April brachte der Generalvicär Von 
EllWangen, Fürst' von HOhenlohe, Bischof 1 vort 'fefhpe in 
Verbindung mit dem geistlichen Rath Und Dekan SfeigtÖtesck iH eiher 
die katholisch-kirchlichen Verhältnisse betreffen deh VöVlage die Ver¬ 
waltung des Kirchenguts und Herstellung 'eines reichsdeputatinnsmässi- 
gen Zustandes zur Sprache, Worauf daniV, (well hierin das Augenmerk 
mehr auf die örtlichen Fonds gerichtet, in einer um 2Ö. Mai Vdf- 
getragenen Collectivertelärung von 15 katholischen' StÜndeAiifgliedCrn 
aber die Ansscheidungsfrage nicht ganz gründlich * Gebändelt wäV)’iti‘ 
der Sitzung vom 24. Mai der Abgeordnete Seih old von Gmünd das 
bezeichnete Verlangen unter einlässlicher Berufung auf die Reichsge¬ 
setze rechtlich begründete und den Antrag stellte, dass ein Bisthum 
mit vollständiger Diöcesaneinrichfung gegründet und die zur Erhaltung 
der Kirchen und Schulen und ihrer Diener fundirten Einkünfte und 
Güter auf dem Fuss, wie es vor 1803 gewesen, wiederhergestellt und 
folglich auf eine vom Staatseigenthnm ganz separate ^eise pnter Con- 
currenz der geistlichen Vorstellung verwaltet und unter die Garantie 
der Landstände gestellt werden sollten. , i 

Wie in der octroirten Ver fassungsnrkundC mir im ÄllgemeiaeA 
dfe Zusicherung hinreichender Fürsorge für die* katholische • Kirche 
gegeben worden war; so war auch eine* solche wor unter de» 14 Artikeln 
enthalten, welche von dem König inf'Septemb«'>lF815 >det nhch längotee 
Vertagung wieder einhernfenen Ständeversämmlmrg als Basis weiterer 
Verhandlungen übergehen wurden, ehWohl in jenen Artifcelnven Aöb- 
Scheidung des evangelischen KfTchengutes die Rede W4r. Gleichwohl 
nahm in der Sitzung vom 19. Mai 1816 def Bischof to« Tert'pe den 
Antrag auf Ausscheidung auch des katholischen Kirchenguts in bestimm¬ 
ter Weise auf und sprach' unter dem 29: Maf der Abgeordnete Kurts 
von Horb die Herausgabe' der Fonds der * 1806 Incamerirten- Klöster 
an; aber auch in Adressen, die der'StändCVCrsammlnng Überreicht.wur¬ 
den, fand das in Rede stehende Begehren eiben sehr lebhaften Aue« 
druck. Solche Adressen liefen ein Seitens der GeberalticairiÄtBräthe 
v. Metz, Wagner, Bestlin und HuberlCh, Seitens 1 der Geisfr* 
lichköit dCr Landkapitel Lcutkiroh und Wangen Wfd'Insbesondere 
hat der Decan lind-Stadtpfarrer DT. V an o 11 i' in Ehingen $n Oincr 
umfassenden, sehr freimüthigen Eingabe, WClchOr dife Obeh atffgeWilrteh 
Beschwerdepnnkte grosSentbeilS entnoiüttiert sind,' Sich 1 über tKe htilftn 
bedürftige Lage der ftathofischOh KAche fti' Würtkethberg tkmsMndüeb 
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verbreitet üncl insbesondere auch verschiedene Bedürfnisse, für welche 
das fea/hofische fcrchengut einzustehen hätte, namhaft gemacht. V 

Bekanntlich wurde in der &tändeversammlung von 1815 die 
Feststellung der Verfassung von königlichen und ständischen Cöm- 
missarien berathe'n, welche letzteren von einem ständischen Instructiöns- 
comitd geleitet wurden, aus dessen Beschlüssen sich der spätere stän¬ 
dische Verfässungsentwurf bildete, gleichwie die Prop'ositi'oneh der könig¬ 
lichen Kommissäre zur Grundlage des Bntwurles dienten, den ldl7 
der fcohig den Ständen mittheilte. 

ln den Berathungen der beiderseitigen. Commissäre iiun wurde 
über den in Rede#stehenden Gegenstand der Satz aufgenommen: 

tiie katholische ferche solle neben der Flotation des noch zu 
errichtenden löisthums und der bischöflichen Ciirie einen eigenthüm- 
lidheh, %n der YWWältüng der Staatsschuld abgesonderten allgemei- 
ÖSfl K^ch^hföh’d erhalten, kiis Welchem die kirchlichen Bedürfnisse, 
vfdfeu hdife helne ijokätfonds voiliäiiden seien oder wozu diese nicht 
hinreichen und besonders die Kosten der geistlichen höh ereil Lehrän- 
sthltki fcir bestreiten äeibn. 'Äh diesem Pbhd gehöre insbesondere, 
hiäfe aH fertitClii und Gefällen der Wh iaht 1808 säcularisirten Stifter, 
AbteiÖn ilhd Klöster kii Folg'e dies damaligen Vdrbehalts für die an- 
^iielgt^h'Sfhrefike tterdÖ Sükgbsetzt Wetddii, sb Wie der zu den vor- 
ihüib Österredchl^cK^n Landektheilen gehörige sog. Religions - und 

SifhdidäÄ : 

Yöti dtti’ Wa'thdlikdheh Stähdeniftgliedehi Wurde fü Absicht auf 
dt& feWdhbhgtit; : hih'e 'GB^ehptöhofeltion Vor'gelegt, die Sich iii hilf Pa¬ 


ragraphen über den Gegenstand verbreitete. Solche ISt, dä dhs In- 
sttftilctthhscbttilfd hiiiCn Bbs&iltisiä lifiWübtir nicht TiSstC, so Wie sie ein¬ 
gegeben worden; Bfefti Itähdischeti Verfassurigsentwurf aiigehängt. Der 
Vlfriää^äh^erftWbff äböf, welcher häeh König Friedrichs Ableben der 
Stth'deVB'räadWillülig Ydfg8Te)^t WÄ'fde und in Welchem für dfe Herstel¬ 
lung : üH8 dbgdsöhderte VerWälttihg elftes katholischen Kirchen gtfts ein 
efg&fek Stktüt 1 btithähreh Vär, hät uhfer der Bestimmung, dass der Fond 
IfegHfaeh ftrififfleft Und Rbalgdfällen bestehen solle, die obeh an- 
gtfffehrtbn, Vftft fleh C6nftttiäSäi@fi ’aflfgWi füllten Grundsätze im “Wesent- 
lfbhbn fö SidH Ä^fgeWthhmWi. ’Zu feihefr VeWlklrdlüng hierüber kam es 
1817 nicht, da tfiC 8tlfed#keWfaft««Wftg ain 5. Jtnri 1817 'äiifgelöst 
fpfodW, nadfederiisde 'däs 'änf Ättrfahtoe des königlichen Verfassungs- 
tffltwüris gestellte vfhrtitmih ferWotfeti hatte. 

GetrCu Hem Wötte ides K'Öntgs WlFh'elfa, den abgelChirteh 
fctftwWf gMUfchWoHl für Stühle RsgieiWwg als ridaassgebend zu betrach¬ 
ten, WUrctoWafc AnfeSs der Yeriägtiafe des GwerolVicariats uwd des 
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Seminars von Ellwangen nach Rottenburg und der katholischen Fa- 
cultät nach Tübingen eine Commission niedergesetzt mit dem Auftrag, 
sich mit Ausscheidung des Rottenburger Jesuitenfonds,. sowie des noch 
in Wien befindlichen diesseitigen Antheils des vorderösterreichischen 
Religionsfonds, als für jene Institute ganz geeignet, zu befassen. Diese 
Commission bestand aus dem Bischof von Evaca, zwei Kirchen¬ 
rathsmitgliedern /v. Schmitz-Grollenburg und Werkmeister) 
und zwei Oberfinanzräthen (Herdegen und Sterk). Ihre Arbeiten 
wurden bald unterbrochen, ohne dass sie über vorbereitende Recher¬ 
chen hinausgekommen waren, die sich im Wesentlichen nur auf den 
Bedarf der genannten Institute bezogen. 

Dagegen fand die auf Ausscheidung des allgemeinen Kirchenguts 
gerichtete Absicht wieder einen, ganz bestimmten Ausdruck in dem 
Verfassungsentwurf, wie sich solcher in der von König Wilhelm im 
Jahr 1819 neu einberufenen Ständeversammlung durch die Berathungen 
der bestellten königlichen und ständischen Commissäre gestaltete,,Jes¬ 
sen §. 78. folgendermassen lautete: 

„Die katholische Kirche erhält zur Bestreitung derjenigen 'kirch¬ 
lichen Bedürfnisse, wozu keine örtlichen Fonds vorhanden sind, 
oder die vorhandenen nicht zureiqhen,' und besonders .für die Ko¬ 
sten der höhern Lehranstalten, einen eigenen, diesen Zwecken ge¬ 
widmeten Kirchenfond. Zum Behuf der , Ausscheidung desselben 
vom Staatsgut und der näheren Bestimmungen der künftigen Ver¬ 
waltungsweise, wird auf gleiche Art, wie oben bei dem altwürttem- 
bergischen Kirchengute festgesetzt ist, eine Commission niederge¬ 
setzt werden.“ 

Da sich auf den die Ausscheidung des eyangelisehen Kirchen¬ 
guts betreffenden •§. 73. bezogen wird, welcher besagt: 

-Die abgesonderte Verwaltung des evangelischen Kirchengats 
des vormaligen Herzogthums Württemberg wird wieder hergestellt. 
Zu dem Ende wird ungesäumt eine gemeinschaftliche .Commission 
niedergesetzt, welche zuvörderst mit der Ausscheidung, des Eigeq- 
thums dieser Kirche in dem alten Land und mit Bestimmung der 
Theilnahme der Kirche gleicher Confession in den neuen Landes- 
theilen sich zu beschäftigen und sodann über, die künftige Ver¬ 
waltungsart desselben Vorschläge zu machen hat.“ , ; . ,.. 

so ist es geboten, nur in Kürze zu erwähnen , dass bei der 
Berathung der Ständeversammlung über diesen Paragraphen eine vom 
dem Abgeordneten Hehl ausgesprochene Ansieht, das.,protestantische 
Kirchengut nur in quali et qu&nto auf dem Papier herzustellen und 
den kirchlichen Aufwand aus der Staatskasse zu bestreiten, eben so 
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entschiedenen Widerspruch fand, als jein Antrag des Abgeordneten 
Kessler, die von dem evangelischen and katholischen Kirchengut 
handelnden Paragraphen in Einen zu verschmelzen und den christ¬ 
lichen Kirchen alle mögliche Unterstützung vom Staat zuzusichern, 
auf das lebhafteste beikämpft und allseitig verworfen wurde, wobei der 
Abgeordnete' S chott gerade diese beiden Paragraphen als die Kleino¬ 
dien der Verfassung bezeichnete. 

Der $. 73. des Entwurfs ging daher 'ungeändert in die Ver¬ 
fassungsurkunde $. 77. 'über. 

Bei der Ber&thung über den §. 73. des Entwurfs machte Decan 
Dr. Vanotti von Ehingen, der als ältester Decan der Versammlung 
anwohnte, einen'Äenderungsvorschlag. Er beantragte, da dieser Para¬ 
graph, wie er dastehe, obwohl er das in dem Reichsgesetz begrün¬ 
dete Recht''der katholischen Kirche auf ein eigenes reines Kirchengut 
anzüerkennen scheine, den gerechten Wünschen der Katholiken nicht 
ganz entsprechen dürfte, 'zu setzen: »die katholische Kirche erhält 
zur Bestreitung ihrer allgemeinen und besondern Bedürfnisse, auch 
besonders für die Kosten der höheren und niederen Lehranstalten 
einen eigdhen, diesen Zwecken ausschliesslich gewidmeten, aus Grand- 
gefallen (Realitäten) bestehenden hinreichenden Kirchenfond. “ 

Derselbe begründete dieses Amendement mit Folgendem: die 
Clausel, -wozu keine örtlichen Fonds vorhanden seien oder die vor- 

: -s j ; ;> < » ‘ “ • *• * ... * > ■ - • - - : 

handenen nicht zureichend beziehe sich entweder auf die örtlichen 
kirchlichen Bedürfnisse und dann sei sie überflüssig, da sich die Be¬ 
streitung der Örtlichen kirchlichen Bedürfnisse aus den örtlichen 
Fonds Von selbst verstehe, oder ihr Sinn sei, den wahren oder nur er¬ 
zwungenen Ueberschuss der örtlichen kirchlichen {Stiftungen zu den 
allgemeinen kirchlichen Bedürfnissen zu verwenden und dann wäre 
dies gegen die den Gemeinden gewährte Zusicherung ungeschmälerter 
Verwendung ihrer Foncls zu örtlichen’ Zwecken, wäre ein Eingriff in 
die rechtlichen Ansprüche der Katholiken, weil eine Last, die auf dem 
dermalen in den Händen des Staats befindlichen Kirchengute laste, 
auf die noch wenigen übrigen Localfonds hinübergewälzt werden wollte. 
Sodann sei es nach Wegfall der vormaligen Klosterschulen ein höchst 
dringendes Bedürfniss,’dass auch untere lateinische Schulen, untere 

, t . > , f 1 i , . ' * 

und obere Gymnasien gegründet.werden, damit man nicht genöthigt 
sei, Söhne, die sich den Studien widmen wollen, mit zehn Jahren 
unter grossen Kosten nach dem entfernten Ellwangen oder Rottweil 
zu senden. Dass aber die Dotation der Barche in Realitäten bestehen 
solle, sei um desswillen. bestimmt auszudrücken, da in einem abzu- 

.1 f . • it ' *7 .... '/>: \ * i 

schliessenden Hauptvertrag nichts unbestimmt sein dürfe. 



4ß Vogt* kathoösfhe Jo HWWfcte . 


Der Vipepr^dept fy. ^eiajjaa^ ftäiMfto.ltfm di^ AjffÄ 
ment an, da daa jyeglpsep dßs Apjjjih^ps de,r öflfiicbflp Fg^jdts $e 
Meinung erwecken gönnte, als seipp ^ie^elbep gar jpjpjit gp jtfpgfc- 
sichtigen, wpdprch $e üfor^n ^Ißatsgepossgn ^euß^ihi#, ^fr^fp 
könnten, was zu vermeiden sei, ga^> ^m U^rigpn die yerp^herpgg, 
dass bei Fassung des Entwurfs^ einp y^r^epdupg dfa U^bepäcfyn^es 
örtlicher Fonds su allgemeinen kirch^hep 3i w f$Ft en pjpbt gedacht 
worden sei. Andererseits wurdp abej: ^er Vaaotti’gchp .Antrag 
unterstützt, insbesondere von dem Freiern von Cjjer ju^ sodapp 
auch mit der vpp dem Gr^afep vyn ^chäs L |)erg yo^gpschjagenen 
und von Vanotti selbst adoptirten Aen^erpng ptajtt ^pied^rg Scfyulepf 
zu setzen ^mittlere Sfhu\fn“ vop der y^ppnlupg n#t. jpo jgjjp^p 


gegen 8 angenommen. (| 

Die Staatsregierung fand jedoch <^np Abänderung d^f. Eqtpflpßs 
nicht motivirt, weil in solchepi bereits au8gje<jrücl^ sei, dass dpr Fpnd 
für die katholische KJirche auf gleiche "yVeise, jyie das p^pngeliscpe 
Kirchengut vom Staatsgut, das aus Gefällen bestehe, ^usgescjiie^n 
und bestimmt werden SjOllp. |; , 

Es wurde daher der §. 78. $es Ent^prfs nicht geändert und 
bildet in der oben wörtlich angeführten Fassung <|en £. 8$. der Ver- 
fassungsurkunde. 


II. Von der Verfassungsurkunde bis zur Errichtung des 
Bisthums Rottenburg. 

Gleich auf dem Landtag von 1820 beantragte der fjeneralvicar 
Johann Baptist von Keller, Bischof yon Evara die Voll¬ 
ziehung des §. 82. der Verfassungsurkunde in einer besonderen 
in den ständischen Verhandlungen nicht abgedruckten — Motion 
und es wurde in der Sitzung vom 9. Februar ohne alle De¬ 
batte beschlossen, ganz wie es zuyor schon bezüglich des evan¬ 
gelischen Kirchenguts geschehen yar, die Ausscheidung des katho¬ 
lischen Kirchenguts bei der Köpigl. Staatsregjerung in Anregung 
zu bringen. 

Bei diesem Anlass wurde auf eine Bemerkung des Decans 

* • < ; J T < > , 1 ' t: ' 

Vanotti, wornach dieser es als auffallend gezeichnete, dass in dem 
den Hauptfinanzetat betreffenden Vortrag des Finanznpnisters . von 
dem „mit den Staatsdomänen vereinigten evangelischen Kirchengut“ 
Erwähnung geschehe, während doch auch das katholische unter den¬ 
selben begriffen sei, von dem Prälaten Schmid auf den Unterschied 
zwischen beiden Kirchengütern hingewiesen, indem die katholischen 
Kirchengüter — allerdings mit der Verbindlichkeit, von deren Ertrag 
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die B'iflttrftiisse dei^ Kirche Zü bestreiten —säeularisirt, das altwürt- 
tembergienihe'' Kirchengut aber die ' atifgeböben und für Staatseigen- 
thtun erklärt, «podem nur incamerirt worden sei, womit jedoch, fügte 
dbc. (Prälat bei; 4er fiate selbst Irregen Arassoheidung des katholischen 
JBkclwngats, 1 iwesütter < in6r Eine Meinung sdi und sein könne’, aueh 
nScbt-auf ldie iMdfehrteBte lWwae bestritten werde, worauf Becan Va- 
moltti eraliedarte, dastt die katholischen Güter auf zweierlei Erwer- 
ibungaBi .beruhete, dach weichen ihnelrecirtliöhen Verhältnisse zu beur- 
ibeSlen seien, haeti i dem ßeidksdeputationsrecess nämlich bestehe die 
Verbindiicbkeit'übpr Ausfelcheidung des zu den 1 allgemeinen kirchlichen 
JBediifniesen EMcbrderdiühen', : während bei den Erwerbungen durch den 
Pressburger Frieden das bekannte Uti possidetis eintrete, so dass 
etW«*i«f<Atfißbu ^..i^eht idinwial, Auseeheldung die Bede sein 
-frÖPhte, sondern 414 üpkgabei des, Ganze« .gefordert werden müsste. 
: ®*eswr Xheil des, dtatboiaehe» Kirghengutes stehe demnach mit dem 
Hf^ggelifftheiti J^rchengat ,jven : Württemberg in ganz gltfohem Ver- 
.Wltftias. .iBieeei ErörtewmgiiT—/ heisst; es dann: in dem ständischen 
—- fend^ichtuden geringBfiftn Widörapruoh. 

1 'Nün machW'diiä ’Re^rung dertVersuch, die Behandlung des 
kattudlschen ’Kirch&hgtftes von der des evangelischen zu trennen. Es 
rdsdriMHe ‘ tiändibh flaS Ministerium, 11 1 

dass ! die Kircirehgütäausseheidung thbils ] von der bleibenden Orga¬ 
nisation def käthöliöidienKirche ln J Wüfttediberg, mithin von dedi 
Ausg'ang der 1 mit denk röniischen Hof desswegen angeknüpften 
( ¥erhandlungeh,' 1 theils von dem 'Erfelg der Einleitungen bei dem 
kaiserlich •‘öitefteiehischen Hofe -wegen des württembergisChen An- 
theils an dem vorderösterreichischen Höligionsfond abhänge, wess- 
* 1: 'kalb 'bis- jetzt 1 noch! keine UommisSiOn 'für dieses 1 Geschäft -ernannt 
worden sei. : 1 - \ 

"" Gdgeii diesbund beziehungsweise Verschiebung der 
Säche ^fdtestlttiln ln ,l dW‘ Sitzung voin 25.' Februar der Bischof 
vön Evai - aGenOrälvicäi-iatsräth Wagner und Decän Vanotfi 
auf das Kräftigste ttnd äer voü Letzteren gestellte in ausführlicher 
'K^ie tiegrüh'd^ AnitW^'‘ ’ ■ 

den König in einer eigenen Adresse um gleichbaldige gleichzeitig 
lief deö' '4VAh'gells'cheh Ktrchengütes vorzuttehmetide Aüsschei- 
1 'diujg’kes' katholischen Kirchengutes zu bitten, 

1 1 1 i; . 1 ' ff I!»t | t i ! 1 1; ‘) II », 1 ‘ • t» . J f ,»‘ * ’ - t ■ > ft - • * - >• r . -1 

fand allgemeine Unterstützung, wobei ein Abgeordneter — Kurz von 
Horb — sogar äusserte, er glaube, dass der Cultüsminister in An¬ 
klagestand zu V^rsetzOli' sei',’ weil er Kier offenbar die Verfassung zu 
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verletzen gesucht habe. Es wurde auch sogleich eine ; Cqqunissipn 
von sieben Mitgliedern zur Entwertung der Adresse gewählt 

Diese Kundgebungen hatten einen zunächst gegen; Decan Ya- 
notti gerichteten — solchen Mangel an Vertrauens gegen die Btaats- 
regierung scharf tadelnden halbofBciellen Artikel in der Stuttgarter 
Zeitung nur Folge, scheinen aber do^h Eindruck gemacht und die 
Regierung bestimmt zu haben, einen anderen Weg einzudehlagen, denn 
es liess dieselbe schon unter dem 4. März ehe die beschlossene 
Adresse abgegangen war — den Ständen die Aufforderung zugehen, 
zu einer zum Zweck der Berathung der Vollziehungsweise des $. 82. 
zu bestellenden königlichen und ständischen Commission Commis s löse 
zu .wählen. - . .. . i 

Dies geschah in der Kammer der Abgeordneten und die Standes¬ 
herren schlossen sich dem Dange der Sache an. Die tttändisrche-Com¬ 
mission bestand aus dem Grafen von Schädberg, Fürsten von 
Hohen]ohe-Jaxtberg und dem Fürsten von Waldburg-Zoll, 
dem Bischdf von Evara, Decan Vanotti und den Abgeordneten 
Mosthaf, von Ow und Steinhäuser; tOn der Staatsregierang aber 
wurden zu Commissären ernannt Staatsrath Schmitz-Grollenburg, 
Director Kamme rer, Obqrkirchenr&th Schedler, die, Qbejrfinang- 
räthe Frisch und Autenrieth und der Oberrecfinupgarath Herzog. 

Die landständisehen Commissäre schritten sogleich, ah dos Werk, 
beriethen zuerst miteinander und stellten sodann der ftgf. Commi S8 * ön 
ihre Anträge, welche sich über die vier Hauptfragen yerbreitetpn: 

. 1. Was bedarf die kathqlische Kirche Württembergs , «m in 
ihren .kirchlichen, religiösen Bedürfnissen gedeckte und für die Zukunft 
möglichst gesichert zu sein? 

2. Wie hoch beläuft .sich der künftige Kostenbetrag, der betref¬ 
fenden Institute und Anstalten? 

3. Wie können und sollen die erforderlichen Summen gedeckt, 
welche Fonds ausgemittelt und ausgeschieden werben, um die Be¬ 
dürfnisse der katholischen Kirche auf fine sichere, doch aber dem 
»Staat minder lästige Weise auch für die Zukunft zfi bestreiten? , 

4. Endlich, wie soll dieser ausgeschiedene katholische Iprchen- 
fond verwaltet werden? 

; < . 1 ‘: * 4.1 ■ ' » • - * * 

Das Resultat der gepflogenen gemeinschaftlichen Berathungen 
war folgendes: Vorangestellt wurde der Satz:, das katholische Kirchen¬ 
gut hat die kirchlichen Bedürfnisse der katholischen Bürger Württem¬ 
bergs zu decken. 

Als solche Bedürfnisse aber wurden aufgeführt: 
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4- Erziehung und möglichste Bildung der Jugend in den unteren 
oder deutschen Volksschulen und hi$rnnter .begriffen: 

a) Ergänzung der zu geringen Sehulgehalte auf die Gebühr. 

b) Ein Schallehrereeminar. ... 

c) Pensionen für Schullehrer und deren Witteren und 1 Waisen. 

d) Ausserordentliche Beiträge izu Erbauung von Sobulhäusern. 

e) Beiträge-, zu i den iDBuekkoeten allgemeiner Lehr« Mind Lese« 

. <bä«b«r;. ». r • 

^..BelehtfungenfiiräieSchuänspectoren. ! 
ig) Jährliche Prämien für ausgezeichnete. Leh*er. . 

Hieranreihtedie Commfesiorr die Fürsorge für die Pväceptorate 
in den Oberamtsstädten, indem sie sich dafür au&spraöh, dass hiezu 
die diepdhibeln. HüHspiiesterstellen (KaplaneiCn) verwendet' 1 Werden 
können und wobei der Grundsatz angenommen 1 wurde, dass überhaupt 
zu diesen Zwecken ursprünglich bestimmte Loealfonds< und Mittel zu¬ 
nächst verwendet und'nur das Fehlende von-dem Kirchengut ergänzt 

Werden : solle. • ■ *• -• »s ' - . . • < m 

.Bf Gelegenheit tmd MittCl'Zü Bildung künftiger katholischer Ee- 

Hgionsdiener. ' ' • ■' ' 1 - 

Hierunter wurden begriffen: die katholischen Gymnasien, das 
höhere Convict (Wilhelmsstift), Zwei niedere Convicte, sowie das Prie¬ 
sterseminar. ' 1 

C. Begründung eines Bisthums und der damit wesentlich ver¬ 
bundenen Institute. 

Unter dieser.Rubrik wurden von den ständischen Commissären 
aufgeführt: , 

1) , Beitrag zg dem Erzbisthum. . 

2) . Einkommen des : Bischofs und des Domcapitels. 

3) Besoldungen des Kanzleipersonals und Bestreitung der Kanz¬ 
leierfordernisse. ' , 

4) Domkirche. 

5) Finntmgsreisen des Bischofs. , , 

6) Decanatsvisitationen. 

7) Entschädigung für Schreibmaterialien der Decane. , 

ß) Prämien JEür jährlich von den Geistlichen zu bearbeitende 
Preiss^ufgaben. , 

9) Beiträge zu Kirchen , Pfarr- und Schulbäusern für arme Ge¬ 
meinden,, denen die Bäulast obliegt. 

JO) Correctionsanstalt für Geistliche, sowie nöthiger Unterhalt 
.solcher,, .dip wegen Vergehen ihres Am(es entsetzt wurden 

AkUt Ar Wrchenrwht. U. 4 
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ohne Ihre** geistlichen Würde verlustig zu werden, nach §. 

' 81. der Verfassungsurkunde. 

II') Versorgnng’- solcher GeistBeher, die ohne ihr Verschulden 
durch Alter oder Krankheit,- dienstuntttchtig werde«, §. 74. 
der‘VevfMSuUgsnrkinde. ' 

12) - < Bestreitung - des Aufwands der Fastoration der Badeorte 
'■ i "Willibald und Tctoach während der Kurzeit. 

13) Ein Reserve- oder Dispositionsfond für unvorhergesehene, zum 
Theil wandelbare Auslagen, z.B.> Entschädigung der ohne 
ihr Verschulden versetzten 1 Vtearien-, desgleichen für Geist- 

- üuhe, die> in «ntferafce protestaatisohe Orte zur Pautoration 
. berufen .werden. •• n •; ■ ; ; 

Die königlichen Commissarien erkannten die >Notbwendigkeit und 
•Billigkeit dieser Forderungen»an, nur sollten naeh< deren Ansiebt ,dib 
Firumngeretsdcosten von dem Bishofi aus seinem Dieusteinkommeu, 
die Kosten der Pasterationin Wildbad und Teinach aber' als Localr 
anstalten von den betreffenden Cameralämtern bestritten werden; ,da- 
-gegea, brachten die könjglijch|en Cpuupi^s|jre einige weitere, Ausgaben 
in Antrag, die die ständischen unter dem Reservefond begriffen halten, 
nämlich. 

, a) Wahlbe$tätiguugs- und Weihungskosten des Bischofs, resp. 
der Domcapitulare, 

b) Synoden, , 

c) Beiträge zu Pfarrinvestituren, 

d) ausserordentliche Decanatscommissionen, 

e) "Beiträge zu ällgetneinen liturgischen Druckschriften, Gesang¬ 
büchern und Katechismen. 

D. Die Bestimmung der Besoldung von Pfarrstellen und zwar 

1) §olcher, die keine eigene Fonds haben, sondern bisher aus 
der Staitkasse unterhalfen wurden, wie Stuttgart, Ludwigsburg etc., 

2) solcher, deren eigene ursprüngliche Pfarrfonds dufreh Incor- 
poration an Klöster oder Commenden gekommen und durch die Säcu- 
larisation mit diesen an die kgl.KamrAer übergingen, und 

3) die Aufbesserung gering dotirter Pfarreien auf die Cöugruä. 

Da sich : in * dieser letztern 1 Beziehung von den königlichen Com- 

inisiaren äuf" den IntetCalarfond bezögen wurde Und' sich hiebei die 
ständischen Commissäre um so eher beruhigen zu können glaubten, 
"als der katholische IntCrcalärfond Von dem Ertrag der erledigten Kir¬ 
chenstellen herrührend, so seine Bestimmung erfüllen 'und ganz zweck¬ 
mässig 'ohne weitere Belastung des allgemeinen Kirchenguts verwendet 
würde, ‘ so kam dieser Punkt nicht weiter in Betracht. Aber auch 
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bezüglich der Zu ZHf. 2. beddclmeten'Pfamierifwraafcn Se ila n sidiBtvkgl. 
Staatsregierung Bedenken erhoben und geltend gemacht* das* dieErgä»- 
emg'dieser Gehalte tritt dem allgemeinen Kirchengntnicht iai /Yeb- 
bindung stehe und diesfoHs die Ergebnwse der FrankfürteBi Verhand¬ 
lungen abgewartet weiden müssen,, wogegend». ständische* Cbro- 
sttissüre auf ihrer diesfaUbigen Ansicht beharrten und'sich nur.'durch 
die wiedeiholten Versicherungen > beruhigen: Ressen, : das» 'diesbr.ßegeri- 
staiid gleichlaufend mit der übrigen Ausscheiduhg behandelt und zum 
Abschluss gebracht werden solle. *.: • >. • <: . 

Anlangerid die erforderlichen’ Sninmen, so würde es die diefeer 
Abhandlung worgeStecktCn Grensön weit überschreiten ,, worin die! <ari- 
gestellten Berechnungen des näheren dargelegt würden sollten;! E&mag 
genügen, nrir in Kürze zu erwähhen, dass- der jährliche* Aufwand für 
die Volksschulzwedkc duf <42,800 fl., der für PrätfCptorate und örym- 
nasieri -**■ ausschliesslich schon auf dem Etat: laufender 87ÜÜfl.*i.zU- 
Ufichet zu 20*420 fl., der Aufwand für das Wilhelmsstift iund die, bflt- 
den niederen Convicte zusammen' 1 zu 63,487: fl., der für idas äeuMuar 
Zu 10,814 fl., und solcher für .düs Bist hum .und die übrigen zu C. 
aufgeführten Einrichtungen zu 50,910 fl., der Aufwand endtfcth für 
die unter Lit, D. 1. bezeichnten Pfarreien auf 10,790 .fl* berechnet 
wurden ‘ist. Bezüglich der unter Lit D. 2. angeführten'. Stollen 
wurde weder der bestehende noch der zur Aufbesserung erfordetrliclfce 
Aufwand berechnet. i • . 7. , t 

In Betreff 1 der wirklichen Ausscheidung, a«s;deö; Staatsdomänen 
ünd ; hinsichtlich der 'künftigen Verwaltung*weise der* ausgelschtedenen 
Funds wurden von ''der ständischen Ceihmiasiob der ifcönigliehei» Re¬ 
gierung Vorschläge'gemacht, diS! dahin gingen^ .. .*,■>■■■; .n?\ 

•' l) da4s vorerst die fan' Land befindlichen Theile des ehemals 
■ vorderbsterreichischen Religio ns- ond ßtiidieüfonde, Soweit 
‘ dieselben (disponibel, dem.katholwßhenJKirchongnt zage wiesen, 

2) der weitere Bedarf durch die Zuweisung idor.aäiitmtlichen 

Einkünfte so vieler Oarnoialäauter; als. naeh.rioaO Bettag der 
Summen erforderlich* gedeckt Und . ■ . »! ,■ 

3) die Administration dieses Fonds* ■«-» mit Annahme ? der: für 

die Volksschulen undGymaataien ..fen i verwundenden 'Summen 
— durch eigene Kirchengutsbeamte unter Aufsicht «ndi Lei¬ 
tung‘des Bisdhofs und Domcapiteta, jedoch den Staätirechten 
unbeschadet, fetter besonderen diesfalls. tu bobthnmerideri iN-ar- 
men und Beschränkungen geschehen sollte. >;; . ... ,L. :■ 

Die königliche ti v Commlssäre erkannten die Rodtwendigk«*, auf 
fliese Pünkte als Thfeüe der gememsohaftttoheni HiarathUnffi efnzugdhap, 

4 * 
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glaubten aber, tfcsa die» erst dann weide geschehen? -können ^ wen* 
einerseits die i Gegenstände, 'die auf i das katholische Kirchengut begrüur 
deVwecdeto «ollten, nebst ; dem Bedarf genau bestimmt «ein würden und 
andererVeite bis die .Modalitäten der > Ausscheidung, and Verwaltungs¬ 
wege bei dem evattgelischenKirqhengut zu. $. 77. der Verfassungs- 
urkunde in Vollzug gesetzt sein würden, da die. hiebei zur Geltung 
kommenden Grundsätze dann von selbst massgebend sein würden. \ 
.1 Als aber, nachdem der Bischof von Evarain der Sitzung 
vom 19. September anlässlich einer Bitte an diw Regierung um Aus¬ 
scheidung des evangelischen Kivehengutes die gleiche Behandlung des 
katholischen in Antrag gebracht hatte, ohne, dasa.es hierüberzu 
einem 1 Beschluss gekommen .wäre, die Commission anf die Ausschei¬ 
dung drang und die Cameralämter Bottenburg, Hoxb, Rottenmiinster, 
Eilwuhgen und Weingarten als diejenigen beztdchnete, auf deren 
Einkünfte die Ausscheidung bezogen werden sollte, sicherte die königr 
liche Cotnmission «in. spcctftcirtes. Verzeichniss der Einkünfte der ge¬ 
nannten Aemter au. Solches, wurde auch angefertigt, war:aber.der 
ständischen Commission am. 23. Mai >1821 noch nicht übergeben 
•worden. • • i ........ 

An diese!» Tag . erstattete diese ihren zweitem Bericht über den 
Gbng des Geschäfts an die Kammer and beantragte eine Adresse mit 
der' Bitt*:-> <■ f ■ ■ • ■/. : . ■ ... 

den Abschluss der Verhandlungen über die Kirchengutsausschei- 
>' dang im Allgemeinen beschleunigen zu lassen und die Erledigung 
.(’i. dev< übrigen Gegenstände-.— namentlich der Adminiatrationsnormen 
* nnd der Ueberreiehung der Güter den .betreffenden Behöiden ; ,auf- 
zntragen, die Ergänzung der: Besoldungen der vormals inwrpa- 
i ' iriheo Pfarteteü anzuordnen , die ■ Organisation der Lehranstalten 
i! t aber Sogleich vornehmen zu lassen.. und bis zu Au&cheidung des 
■i” 1 Kirebengutesdienöthigen Summen anf. den allgemeinen Reserve- 
' . fond anzuweiseBi' . ... . ... •• t 

t*i- Dort letztgenannte. Antrag wurde' gleicbbald von der Finanz¬ 
commission behandelt und. . dadurch erledigt, . dass die. Kammer für 
Präeeptorate und diei Gymnasien Rottweil, EUwangen und Ehingen 
statt der Von der KiichengUteeeramission beantragten Summe von 
«röteren 11,720/11. KHsammen.7(M)l) fl. bewilligte. 

< -. Die beiden ernten Anträge erhielten in der,Sitzung, vom 8. Juni 
-lft21;>itn< wetehet'iDeean-Vanottdodie Notwendigkeit eindringlich 
darlegte, das Geschäft .sot >zu beschleunigen) dass ea der nächsten 
‘Gtäniovmuaanmlung zur deflnitiven Erledigung;vorgelegt .werden könne 
und der Bigchof bemerkte, dass von der reellen Ausscheidung des 

i 
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Kärehengwtes die in' der Verfass uiigsurkunde i ausgesprochene /Selbst* 
ständigkeit der 1 katholischen Einehe wesentlich Abhänge»:; di«; jeiöfitiUV 
mige Genehmigung 1 der Kamürer and wurde die betreffende Adresse 
der königlichen StaatSregierüng übergeben.: 

Auf dem Landtag 1823/24 wurde durch' Geheimeratksrescripi 
vom 12. Dpcember die Versammlung aufgefordert, ständische Com- 
missäre zu wählen, damit solche in Gemeinschaft mit der königlichen 
Commission die Geschäfte in Betreff der Kirchengütsausscheidung ^bei 
beiden Confessioqen) wieder aufnehme und fortsetze. Es wurden sofort 
ständischer Seits Commissäre gewählt und der Regierung hievon An¬ 
zeige gemacht, am 26. Äprii, da bis, dahin eine Antwort nicht erfolgt 
war, . ein Mpnitorium beschlossen, worauf am 29!' Mai endlich ein 

' ■ . .. • ? - fl-- , « 4 , ; ; t ; f , t 

Rescript erfolgte,, dass , die königlichen Commissarien am 14'. März 
angewiesen worden seien, mit den ständischen zusammenzutreten, Die 
gemeinschaftliche Commission hielt nun zwei Sitzungen und stellte 
dann den . Antrag, das Geschäft nach Beendigung des Landtags fort- 
setzen zu dürfen, damit bis zum nächsten Landtag Alles vorbereitet 
und dann zur Verabschiedung gebracht werden' könne. Die Stande- 
versammlung hiess dies gut und beschloss am 7. Juli in diesem 
Sinn, pine Adresse an die Regierung, welche ihrerseits den Vorschlag 
ebenfalls mit dem Bemerken genehmigte, dass die Commissionsvor¬ 
stände den Zusammentritt unter Berücksichtigung der' eintretenden 
Verhältnisse bestimmen sollen. JEs geschah aber nichts! " 

r - : ‘ ' *f 1 1. ’ * 1 " ■ !' i e - ; s . 

Auf dem Landtag 1826/27 wurde; die ä&idhe iw eitler gemein¬ 
schaftlichen Sitenug beider Kammern am 17. DCttOmber Votl rdem 
Bischof angeregt und abermals eine Commission gewählt« Es erfolgte 
aber auch diesmal nichts Weiteres* so dass , der Bischof den Gegen¬ 
stand am 12. Juni 1827 autfs Neue in Anregung brachte oüd die 
Commission den Antrag stellte^ das Geschäft Mtastetelbar lach Been-i 
digung des Landtags vorzunehmen, indem sie dessen Dringlichkeit 
nach' achtjähriger Verzögerung ' mit dem Bemerken 'bte verhob., ■ dass 
die in' naher Aussicht stehende Besetzung’des Bisthums in dieses 
Geschäft nicht störend einwirken könne, solche vielmehr eih vneuer 
Grund sein müsse, der Kirche • das ihr durch die Verfassung ®uer- 
kaunte Eigenthum zu sichern und 1 Are Selbstetändigkeit< auf meiner 
Grundlage festzustellen, welche sie für die Zukunft aieht jodeln Zu¬ 
fall, jeder Veränderung aassetue« Zwarh erging mb >2s iJuli iin idem 
bezeichneten Sinn eine Adresse an die Regierung, welche zufolgeRe- 
scripta, vom ö j Juli Ihrerseits die Genehmigung ertheikoyalleirt die 
gemdinichaftitehe Goi»atIaö»&tr*t auch. dteomal t niiht . in Stätigkeit. 
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; Auf dem auggetwdehtlichen Landtag vom Jahr 1828 wurde ein 
Mbnitörtuttt an Ale Regfertmg nicht filr geeignet gefunden. 

'> ftn ‘i«h^e"}8^8 'trat die anf Grnnd der ani h6. April 1831 er¬ 
lassenen Bolle „Provida solers^oe“ < und der Bolle 9 ad Dominiei greb 
gi^ custodiam“ vom 11. April 1827 geschehenen Errichtong des Bis- 
thump Rottenburg in Wirksamkeit. Am 19, Mai 1828 erfolgte die 
feierliche Installation des Bischofs von Keller und d,es Domcapitels. 

Durch die Dotation des Bisthums war nun bezüglich eines we- 

1 1 ' _ '' 11 j > f • t; ■ • i ; •, • i • , , 

s^ntlicheq Theils, der auf dem allgemeinen Kirchengut ruhenden Ver¬ 
pflichtungen besondere Fürsorge getroffen worden nnd steht ebendess- 
halb die Frage, in welcher Weise dies geschehen sei, mit der Kir- 
chengntf^rage. ip. nächster Verbindung. 

Apph bei der Dotirung des Bisthums wurde die Ausscheidung 
vqq Grgndeigenthum und Einkünften aus solchem als Grundsatz hin : 
gestellt, aber nicht ganz vollzogen, denn hur die nöthigen Grebäu- 
lich^eiten mit. den dazu gehörigen Gärten wurden dem Bisthum zu¬ 
gewiesen, ( die günstigen Bpzüge aber — allerdings mittelst besonderer 
Versejireibpng bestimmter Staatseinkünfte sicher gestellt — wurden 
von ^en bejdpn Cameralärotem Rottenburg und Horb auf Rechnung 
der Staatscasse verabfolgt. 

In der deip Papst übergebenen Declaration der deutschen Regie¬ 
rungen von 18|8 war gesagt worden: 

„episcopatibus vero, capitulis cathedralibus ac seminarns fupda- 
tiones per summos imperantes adsignabuntur et quidem in bonis 
ae fundis'immobilitnis aut j ubi omni ex. parth id: öerivneqhit, in 
;i ’redttibus stabiBlhis süfficienter tutis* Ita diotationes & borde do- 
1 ' nianialibus separat»«, in ecelesiam transcriptae eiquetraditae sub 
inspeetiorneepiscopladministrabuatur.“ I 

■'i' > i> Die {Ball* .Fnrrida/solersque* enthält den Auftrag an den Exa- 
cutor* der Buihj: Bischef von Keller: - i, ,i i 

t ,Jut ad' sUpradict&rum Eeeleeiartrai, Capitnlorum ettSeininakionim ih 
■bonte, 1 fondisqae stabibbus, alMeque reditibns cum jure Hypothe- 
• eae 'spectalifc, et in fundos\ pottmotima ac bena utabiUa conver t» 
"tendt* ab 4ü 4n pt^ofirietate pdssidendiset adrhinistrandis re«p6- 
•tetinam dototionbn' pr&cedM, modo et -formä, quibus aSerCaässH 
miäPrinoipibus, quorum sub dittone eingulae Dioeceses sunt positae 
. oblalba; et texpressa ftferurib per wfra nlemorastda Instrumenta legi* 
i tima fotina; eiorata et ad noA transmissa, 
sodann' ferner1 < » <.. ■> ' > . , 

'»■'b Rdttüaburgtosis Ecclesia Episeepalis gaudeWt retltibus singulatim 
.udlahcri^fis in Instiumeale, rex; speeioli Mandätoaatedicti Regie 
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Wirtembergensis die decima JVovembris auni millesimi pctipgen- 
teskni yigppimi copfecto,. qui quidpm ita a prgpdjcto E^ecutore 
dividendj crupt, ut etc.“ . . . , , ,, 

Das h}e,r .angezogene Jn^tium^ vo.m 1$, ^ovieip^r .1820 be¬ 
sagt. aber:.. , , ...... , ... 

„ompes et singulae partes hpjus do^ationis in aedißciis,, fundis, 

. reditjbps anuuis in commodurn et pro .bopo Epjacopatps Rotten- 
, bürgen sis assignaptpr,. Ompesproventus in Quaestorjs assignati 
, cma jure hypothecae ip boni§yfundis et redUibus dominic^Iibus 
Quaestorp ip ^ottepbuxg et il}ius i« Hort| fundantur. et partim in 
fundos, partim in reditus ex fundis itpmobilibus pro pretijp in 
posterum commutabuntur. “ . , 

Der Erlass des Bischofs von Evara die Vollziehung der Bullen 
betreffend vom 25. Octobör'1827 bestimmt sodann in dieser Richtung: 
„Die Gründung öder Dotation dieses Bisthums nehmen wir an, 
sowie das apostolische Schreiben sie ausspricht Und Wie sie in 
der von Stuttgart, unterm 10. November 182Ö nach Rom ge¬ 
schickten Urkunde beschrieben ist“ u. s. w. ' 

und: 

„Es ist zwar wahr, dass selbst auch diese Art von Ausstattung 
oder Dotation der Kirche, Wie sie* ihr dargebracht worden, der 
Art, wie solche 1 in dem apostolischen Schreibern enthalten and in 
der Bulle vörgeschrteben ist (womach die der Kirche 'angewiese¬ 
nen Einkünfte in Gründe und beständige Güter zu verwandeln 
sind und von ihnen — nämlich den Kathedralen und Seminarfeh} 
als Eigenthum zu besitzen und zu verwalten nicht eutsptoeh^ 
allein, wenn die 1 Dotation, auf einen öffentlichen Vertrag, nämlich 
auf eine Uebereinkunft mit‘ dem heiligen Stuhl gestützt, zwar 1 nur 
in allgemeinen Ausdrücken schon an sich alle Sicherheit auadrtickt, 
so kommt dieper kirobUchep Dotation doch pps, einer ganz besonderen 
Rücksicht ein bellerep Liebt, ja selbst dqr Art ibgep Versicherung ein 
gröaeeres Gewicht dadurch zu, daas <vers«bMWW 

Verhandlungen, welche wir »it der Regierung besonders in. d# 1 
. Jahren, 1822 upd 1824 gfpÖQgep upd m|t allem Nachdruck , verr 
folgt haben, für diesenZwepk ganz besonder^ .günstige Zugeständr 
nisse vorzüglich. durch jene besondere königliche Bewilligung, .be¬ 
wirkt haben« weiche ups unterm 15. Mai 1825 eröffnet wwdO*» 
wodurch die Kirche mit. wahrhaft königlichem Wohlwollen»;, darpit 
für die ; kirchlichen; Bedürfuisen UP rechter Zeit Vorsorge, geschehe, 
soviel cs,,pur, immer. difl ; Verhältnisse der Zeit pnd, IJmstäpde zur 
lassoo, aWe püiglipbC §ichciibeii ; geleistet M* W&AW??, ff* 
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die Art, dass am Ende der Urkunde ausdrücklich festgesetzt wor¬ 
den: Wenn in der Folge es sich zutrage, dass sich die Bedürf¬ 
nisse der Kirche vermehren sollten, vorzüglich wenn Unter einem 
besonderen Titel von Leistungen, z. B. wegen vermehrter Anzahl 
der Alumnen im Diöcesanseminarium jene in dem apostolischen 
Schreiben bezeichnete Summe nicht zureichen würde, so sei es 
der königliche Wille und die Absicht der Regierung, diese, sowie 
alle jene Bedürfnisse der Barche zu befriedigen, welche die Kirche 
ku ihrer Erleichterung entweder im Ganzen oder im Einzelnen 
nöthig hat, selbst wenn sie in der ersten Gründung oder Ausstat¬ 
tung nicht angezeigt worden wären.* 

Es heisst jn besagtem Erlass dann weiter: 1 ' . 

' ' ' (' ■ ’ - I 

„Wenngleich Se. Heiligkeit gleich bei der Gründung vollkommene, 

Sicherheit gewünscht hätte — so habe er doch zu der Dotation 
zugestimmt, jedoch mit Vorbehalt der Verwandlung derselben und 
Umbesserung in wirkliches Eigenthum und Besitz der Güter. und 
Gründe sobald als möglich* u. s. w. (salva tarnen redituum in 
bona et fundos proprietate possidendos mutatione sive conversione, 
quam primum possibile efficienda seu perficienda.) 

' Der Executor erklärt sodann die Dotation für jetzt für .ent¬ 
sprechend, bemerkt aber nochmals: „Da endlich, durch dieselbe Ueber- 
einknnft und königliche Bewilligung Vorsorge getroffen und in be¬ 
stimmten .Worten ausgesprochen ist, dass diese Stiftung oder durch 
Pfand gesicherte Dotation nur indessen gültig sei, bis zu . seiner Zeit 
dieselbe , zum Theil in liegende Grundstücke zum Theil in Einkünfte 
aus, unbeweglichen Gütern nach ihrem Werth verwandelt, werden., so 
vertrauen wir» dass dadurch dem Inhalt des apostolischen Schreibens 
Genüge t geleistet werde.“ 

Eg übrigt mW noch, den Inhalt des Fundationsinstrumeüts vom 
14. Mai 1828 zu erwähnen, dahin gehend: Zur bleibenden Begrün¬ 
dung'dieses Biathums and seiner Anstalt haben wir demselben zur 
Ausstattung angewiesen: 1. an GehäUden u. s. w. 2. an liegenden 
Gründen etc. 3. an jährlichen Einkünften etc. Die vorstehende Do¬ 
tation ah Gebäuden, Grundstücken und- Einkünften soll nach allen 
ihren Theilen unter der Mitaufsicht des 1 Bischofs in ihrer Vollstän¬ 
digkeit erhalten und nichts davon auf irgend 'eine Weise zu andern 
ials katholischen kirchlichen Zwecken verwendet werden. 'Für die auf 
die Kameralämter Rottenbarg und Hort) angewiesenen Einkünfte haf- 
' ten die in den beiliegenden Auszügen' aus den Grundbüchern dieser 
CamCrÜläditer beschriebenen Domänialgtiter und Gefälle als Unter- 
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pfftnd. ‘Wir Wolfen jedoch Uns und Unseren Nachfolgend Vorbehalten, 
jene Einkünfte in Grtndeigenthum oder in Einkünfte ans demselben 
umzuwandCln“ etc. — 

Wenn sonach' in dieser Urkunde die in dem Instrument vom 10. 
November 1 $20 bestimmt' ausgedrückte Zusicherung der Verwandlung 
der Bezüge lii liegende Gründe und Einkünfte aus solchen (omnes pro- 
VentusCtc. in pobtdrum' bömmutabnntur) in weniger bestimmterWeise 
äls Vorbehalt 1 ihren Ausdruck geftmden hat, so geht doch aus all’ 
dem Angeftihrten hervor, dass für die Dotation des Bfethums die be- 
zeichnCte Umwandlung 1 ih Aussicht genommen worden ist. —- 

* * > i ’ '»s *! r i' ■ : ‘ 1 :. ‘ 1 .' 3 ‘ *’ ’ ■ ' ‘ ■ * . * 

IQj Von Errichtung des Bisthums Rottenburg bis auf 
' i;die neueste Zeit. 

Als ih' dieser Weise für das Ölsthum und das mit solchem in 
Verbindung Stehende' Kleiricalseminar Fürsorge getroffen war , wurde 
die Ausscheidung des katholisch») Kirchenguts von keiner Seite mehr 
mit 'Nachdruck betrieben: ’ 

• Zwar ist ih' der Verordnung vom 80. Januar 1880 noch von 
einem' allgemeinen katholischen Kirchenfond die Rede, indem der $. 89. 
derselben besagt, dass 1 in jedem der vereinten Staaten, sobald es thun- 
Wch sei,' ein‘ iofeher' gebildet werden solle, aus welchem solche katho¬ 
lisch-kirchliche Bedürfnisse aushülfsweise zu bestreiten seien, zu deren 
Befriedigung Niemand eine gesetzliche Verbindlichkeit habe oder keine 
Mittel vorhanden seien; "Hess aber die Clausel „so bald thunlich* 
voraussetZeri, es WetdC mit Gründung eines solchen Fonds nicht eben 
geeilt w'erden, so enthält selbst die ganze Fassung dieses Paragraphen 
nicht einmal das AnCrkenntniss einer rechtlich begründeten Verpflich¬ 
tung ' des Staates Und’Hisst es selbst zweifelhaft, ob überhaupt der 
fragliche''fWd 1 aus Staatsmittelngegründet werden solle. 

Auch kam der- Bischof 'von Keller auf dem Landtag von 
1830,' als' es sich um die Ausmfttelung einer festen Rente für die 
evangefisehe Kirche an der Stfelle 1 des eingezogenen evangelischen 
Kirchen gutes " Handelte, auf • das Ausscheidungsgeschäft zu sprechen, 
die durch'ihn veranlasst» Adresse beschränkte sich aber darauf, der 
Staatsregierung gegenüber 1 die Hoffnung auszusprechen, dass, nachdem 
die Gründung des Bisthums vollzögen, nun auch die Vollendung der 
Ausscheidung des 'Kirchengutes ihrem Ziele näher geführt werden 
werde, Und Um die Einbringung eines Gesetzesentwurfs zu bitten, auf 
welchen hin die Bedürfnisse der katholischen Kirche vollständig er¬ 
hoben, znm Vollzug des §. 82. ansgeschieden uud die Kirche diesfalls 
so sicher gestellt werden "wie diesbei Fundirung des Bistbums in 
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Folge der in Mitte liegenden Ueb^reifikun|t mif depfQberhaupV der 
k^tholisphen Kirche dvirphzu^ihre^ apgeor4q^|,w;pr4ep;89b - 

Ein derartiger Gesetzesentwurf wurde inzwischen nicht eing^- 
bracht und in der Stsrndfevcraammlung der Gegenstand fortan nicht 
weiter angeregt; weder die!-Motion .fles Freiherrn vop. Horns.teiu 
die Aufhebung djer Verordnung von 18ß0 betreffend, diq, im , Jahre 
1830/ eingebracht, auf dem Eandtsg, 1833, ihre Erledigung fapd, poch 
die des Bischofs, von Keller im. Jahre 1341 thatfn.der.Kirphen- 
gutsausscheidung Erwähnung, ! .. )" ) ,,/ , v : 

Seitens des bischöflichen Ordinariats, wurde d^ S,achp pbepfalls 
lange nicht weiter ventilirt, denn die Verhandlungen mit dem katho¬ 
lischen Kirchenrath, welche die Abgrenzung > 'der 1 beiderseitigen Be-i 
fugnisse oder, wie sie betitelt vhirden, die Geschäftsabtheilung zum 
Gegenstand hatten ruvd die, sieh von 1828,, bis 1841,ohne alles Er- 
giebniss hinzogen, kamen ,nie auf diesen Punkt; ztr reden,,und die 
Vorlage an , die Staatsregierpug,, welche der; bischöflichen!Motion, nach¬ 
folgte, sprach in Verbindung mit drei speciellen die Bisthumsdotatiopsr 
Verwaltung ,betreffenden Wünschen nur 1 ganz allgemein davon, es 
müsse die ganze Ausbezahlung der Dotation, so wie überhaupt die 
reelle Ausscheidung des Kirchengutes in Anspruch genommen werden. 
Die hierauf ergangene Entscbüessung vom 1<Q. Juli,! 1844 nahm von 
dies» Andeutung völlig Umgang, , , , , .. :. . 

Unser.jetziger Hochwürdigster Bischof yop Lipp, auf das Eifr 
rigste bemüht, der Kirche die . ihr gebührenden Rechte m verschaffst*, 
nahm auch die Frage der Kirohengutsausscheidtmg wieder auf. . 

Die Denkschrift der zu Würzburg versammelten, Erzbischöfe und . 
Bischöfe Deutschlands vom November 1848, nahm die, selbstständige 
Verwendung und, Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens in 
Anspruch undL die damals in Geltung stehenden , deutschen, Grupdr 
rechte hatten der Kirohe die selbstständige Verwaltung ihrer* Ange¬ 
legenheiten zugest&nden. Eben damit) schien manche Schranke, die 
der frei») Bewegung, der. Kirche::bis dahin entgegengeatanden,.von 
.selbst , beseitigt und in Anknüpfung hieran. stellte der Bischof , mit 
einer Reihe anderer die 'kirchlichen Verhältnisse betreffenden Forde¬ 
rungen auf den Grund, früherer,: Staats vertrage , und des §> 82. der 
Verfassnngsurbunde auch die. der Ausscheidung dpa, katholischen Kirr 
cheogutes in Realitäten und bleibenden Einkünften ms solchem 

Unter die allgemeinen Bedürfnisse, worden ganz , im Anschluss 
an die früheren diesfallsigen Erörterungen subaumirt: , . 

1) Das Bisthum i einschliesslich des Semimrs» 

, 2) die Kosten*, dWiibiscbÖflichm^ Fwmwtgsrfliseu; 
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3) di* Kosten-dbr Abhaltung von Synoden; 

4) ‘ kAtholisch-thftqlogische Facultät/ höheres Gonvict (Wilhelms¬ 
stift) und die beiden niederen Cenviete; 

5) Decanatsvisitationen und Visitationen der Pfarrer und Kaplane 
durch die Deoane; • 

ft) Entschädigung -für Schreibmaterialien der Becane ; 

7) Fiämfen für von den Geistlichen jährlieh an bearbeitende 

, i i Breissaufgahen; . • 

8) Beiträge zu Kiroben- und Pfarrhausbanten für arme Ge- 
m meinden, denen idie Bwdust oblieg*; 

ä) Con»etionaanstalt fite. Geistliche, sowie 

10) Unterhalt ihres Amts entsetzter Geistlicher nach §. 81. der 
• Vesteesungsuriumde; <. 

11) Veworgmng ebne/ ihr Yevsghulden diehstuntüehtiger Geist¬ 
licher nach §. 74. der Verfassungsurkunde; 

1$)'Beiträge! zu. allgemeinen liturgischen Druckschriften, Gesang- 
hü eitern und Katechismen; 

13) Belohnung von Geistliehen für die Pastoration armer .Katho¬ 
liken in ; entfernten. protestantischen Orten ; 

14) . deegleiohen für Krtheilung des Religions • und resp. Gommn- 
h mcantenuntefirichtes. an Kinder ans entfernten evangelischen 

Gemeinden; 

... 13) Umzugskosten der ohne ihr Verschulden versetzten.Vicarien-, 
,! . Pfam und. Kaplaneiuörweser; «: 

il^Koatön der Faetoration der Badeorte Wildbad und.Teinach; 
U7) Reserve- and Dispositionsfonds für unvorhergesehene Fälle; 
.18) Besoldungen, reap.Cultkosten der auf-Rechnung, des allge- 
■<meinen Kfrebengnte» .vom Staat gegründeten Pfarreien, wie 
.! -,<!,Slbttgnrt,u,.w wli. , . ■ < 

Eine Vergleichung dieser Aufzählung der allgemeinen kirch- 
liöhenBedürfniasendt der auf.idem Landtag 1821 erfolgten ergibt, 
dass derAufwand: für die» Scftnleastalten und die.Besoldungen der 
vofimals Klöstern incarporirten Pfarreien neuerlich nicht mehr erwähnt 
wftrde, jenes, deeshalb nicht, weil i die. Schulen, obwohl früher als mit 
der Kirche in unmittelbarer Verbindung stehend allseitig anerkannt, 
im Lanfe der. Zeit, ala Sache der Gemeinden erklärt wurden und der 
Staut m «weiter Linie die Obsmsge für dieselben als ihm obliegend 
anerkennt und wohl aHch foftan anerkennen wird, dieses nicht, weil wie 
ethem Mohl ip «einem Württemberg! sehen Staatsreeht mit vollem 
Recht bemerkt«, die vormals isborporirten Pfarreien nicht mit dem all¬ 
gemeinen Kirchaigutm Verbind ung stsbend anzuaehen sind, sondern 



60 


Yögti Dw Jrtrthotiflcfce Ktrcbeogiit ln W&ittfentt»& 


deren Salarirung als eine Verpflichtung des betreffenden partiellen 
Gutseomplexes erscheint> bezüglich dessen der • 'Staat Nachfolger des 
betreffenden Stifts oder Klosters geworden und daher 1 in dessen Ver¬ 
pflichtungen eingetreten ist. : 1 1 *• : 1 

Waren diese beiden Punkte hinweggefollety sodferatdagegen ein 
anderer hervor, nämlich die Entschädigung < der 'duriÖidfe Äblifeungs- 
gesefze in ihrem Einkommen geschmälerten Kirchenstetten aas der 
Staatskasse und ist denn auch diese Forderung der'aaf 'dle'Kirchen- 
gutsausscheidung gerichteten angereiht worden. 1 5 >•• • ! 

Für den Fall, dass der AnsScheitfong de» Eirchengutes unüber- 
steigliche Hindernisse entgegen* teheii sblken j 1 wurden zum • mindesten 
hi Anspruch genommen t 1 , 

grundgesetzliche Gewährleistung der Bietlinmsdotaitlen und der 
übrigen anf 'das KiCchengut felieiiden Anstalten and' Einrichtungen 
sowie ' ‘ •- ■: 

Verweisung der attf Rechnung des ! aHgemlehien Kirchengutes fun- 
dirten, desgleichen der vormals kicerpbritteh 'Pfarreien «4 die Ein¬ 
künfte bestimmter CTameralämter and Behandlung der Salarirung 
derselben als ElementaraUfwUndj so dass 1 solche • ans den 1 Revenuen 
der vormaligen Klbstergüter vornweg* ! zu bestrettenwären y nicht 
•aber je und je der ständl^eheb VerwttHgung Unterstellt werden 
sollten. ' ' :>l ' ■ ’ 

In dieser letzteren ■ Beziehung 1 ist noch subenterken; 'dass das 
Generalvicariat schon im Jahre : 1823 dieselbe Förderung gestellt hat 
und der betreffende Abtrag auch Seitens des Kirchenraths sowohl als 
des : Ministeriums des ■ Innern’ unterstützt' wurde’, letzteres ■ aber 'bezüg¬ 
lich der abweichendem AnfeichtdesPfeanzministeriomseine höchste 
Entscheidung um ’deswillen nicht herbeifühMe^ weft'aueh'bei Beibe¬ 
haltung der seitherigen Einrichtung für die katholische' Kirche kein 
Naehthcil erwachse. '■> »*-' • "«> v« / 

Die gedachten Forderungen ''«teilte das bischöfliche Ordinariat 
im Januar 1849. EinOErwieÖertmgdes' königlichen Cuhraiinisteriums, 
welche die einzelnen : Ansprüche zum' Gegenstand gehabt hütte, erfolgte 
nicht, es wurde vielmehr daräuf 1 hingewiesen, dass* zunächst) die Re¬ 
vision der Bestimmungerider VerfaS8uhgWfrktinde "VOn dem'Verhätt* 
niss der Kirche zürn Staate'abzuwarten sei,' ümsodattn nach'der ge*- 
Wonnenen neuen Grundlage zur Auseinandersetzung des Einzelnen zu 
schreiten.' • ' ■ ‘ 1 ' >’ ■■ <•” ’ ’■ ! - '* 11 11 1 1 

1)7 Eine Revision der Verfassung' ‘durch die ; in den Jahtfen'18*49 
und 1850 «inberufenen sogenannten" Landesversammlungen kam bm 
hMutlicb nichts« 'Standejvos^ wirddataer genügen, in Kürz«' su>«on- 
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,fwie meiner zu.Bepatfhung der 
«nf die kirchlichen Verhältnisse,, Beeng' habenden Paragraphen des 
revidüten Yerfassungaeniwnrfs. im< .September .184#, von der Staats- 
regieruugberufenen.Commission durch, den.Poracapitplar Dr. v. Oehler, 
so auch während ,den» Eand£ß Versammlungen ßelfrst,. de® königlichen 
jMinisterjum gegenüber dp» luterees« der, katholischen Kirche in allen 
eieechlägigen .Eeeiehengen auf. das Kräftigste wahrte. Der Entwurf 
b»tte ,iB tAjrt.i.5 ( 4. die, Be8tiiömnng. }n .«ch ;ftufgenommen r dass zur 
BrfßUuugi der, Verbindlichkeiten,)) di«nin ; der, Verfassung von 1829 
gegen die .evangelische» und katholische, Kirche, übernommen werden, 
#esen beiden; Kfeeheu,' eine,nach, dem,dermsflgienLeistungen des Staates 
und mit,.Rücksicht auf etwaige iwrfttere; bereits, .vorhandene kirchliche 
Bedürfnisse zu bemesscadj» awf dem Staatskammergut ruhende unab¬ 
änderliche jährliche Hentet. apsgflworfem. werden; solle. Diese Bestim¬ 
mung; wurde einlässlich erörtert, und,; io, Betracht » dass dermalen 
.der, Intercalarfond manches, bestreite, was .dem ,auazusqheidendan Kir- 
chengut rechtlich obliegen würde, dose bei dem Gange,, den die Ge¬ 
setzgebung Privatrechten gegenüber eingeschlageu * eine nach den 
jetzigen Bedürfnissen bemessenet Beute , künftig ganz ungeuügend 
werden könnte;, idass sonach „durch die Fassung, des Entwurfs dm 
reichsgesetzlichCP Verpflichtung, und der Verfassungaurkupde von 1819 
keineswegs i Genüge gneuhehep würde» eine entsprechende Aenderung 
dieses Artikels beantragt, ,,, , 

L Nachdem iim,- Hoi, - 18flljdie, ,Btändpvweammlung, wieder auf 
Grund (der yerfasauogsurkunde,, xon.i» 1819 einberufen worden war 
und demgemäss., die. Vertreter der ,Kirche ihre Sitae im, Stände¬ 
saal zu; Stuttgart wieder , eingenommen hatten , benützte der. Ab¬ 
geordnete des DomcapMftbb, Dwncapdtujar,,von Oehler, einen sich 
bald ergehenden, Anlass, .dsgu,, (die ,Kirchengutsfrage picht in Vergessen¬ 
heit gerathen. zn lassen.? .Ale »es, sich nämlich in, der : Sitzung;vom 14- 
Jutü und später, in der vom jtJpMember 18 hl . um die Frage wegen 
Ppbeooabmei der, l uLs su b abmm ; auf; das i .Grundstocks vermögen handelte» 
motivitte von Qehler seine,,diese, Frage verneinende Abstimmung 
durch die Hinweisung auf,daa,grosse,Interesse,,das die Kirche hiebei 
habe, und, das er. nu vertreten verpflichtet sei. Zwar, seien; sagte er, 
die vpn, den Kirchengütern .handelnden.;•§§.■ 3i7. und 82. der Verfae- 
sungsmkbndo; noch ,picht in ^Vollzug gekommen, allein es habe desa- 
halb die Klrebe ihren, Anspruch darauf picht a,ufgcgeben ^ Me 
U» nicht anfgpben,, .es, sei daher,,, du , der, Grundstock au dem Kirchen- 
vwmögen in.,Bsaiehwtgi4^e, ider^f,«i ibultw»! .dass derselbe auch 
im,jStmide .tibiha»i.v«He;(Si«heibeit.45U,geb.ejaf.;dei-;,$i;lft2. der Vor- 
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fassungsurkunde Spreche VOn Grundstücken, ' Gefällen ! und ! mrtabären 
Rechten, die vom König neü erworben worden seien Und' die eite zum 
Kammergat gehörig bezeichnet werden. Eben diese Objecte seien es>, 
hinsichtlich welcher: die Katholiken völkerreehtHöhe Ansprüche auf 
Znscheidung eines Kircheüguts haben. Wenn' es nun durch Ueber- 
nahme von Staatseisenbahnen geschehen sollte, dass das 'Kammergut 
im Laufe der Zeit einen anderen Bestand erhielte, wenndte&e Grund¬ 
stücke, Gefälle und nutzbaren Rechte nach und naeh dahfns eh winden 
würden, dann würde eben auch der Anspruch auf das Kirobengut 
schwinden oder jedenfalls sehr fas Zweifel gesbgen -Werdern In der 
Sitzung vom 80. October, in- der -es 1 sich von deta Etat des Gult- 
departements und einer erfolgten und in Felge der AbtösifagpgeSetze 
noch zu gewärtigenden Steigerung desselben handelte, gab Voh 
Oehler der Befürchtung einen sehr lebhaften Ausdruck, dass die 
Kirchendiener mit einem sehr namhaften Theii ihrer jährliChen'Bezüge 
von den Zufälligkeiten der KamtnermUjoritäten abhängen werden. 
„Ich fürchte,“ bemerkte derselbe, „dass'' es nicht daran fehlen wird, 
dass man den Steuerpflichtigen sagt: seht! SU Viel kosten Euch Euere 
Geistlichen, da flieSst Euer Geld hin, seht da Euere Last! Ich -ftiTChte 
ferner, dass es in kommenden Zetten nicht an sölcheh fehlen Wird, 
welche nichts Volkstümlicheres thun m können glauben,' als dass 
in irgend einer bewegten Zeit, vor welcher übrigens uns 1 Gbtt bewäh¬ 
ren wolle, sie in diesen Saal den Antrag schleudern : Streich! zuerst 
das, was auf dem Cultdepartemeüt steht! iDann wird man vergessen 
haben, welche Summen einst der Kirche entzogen worden sind. !( Ieh 
kann mich gar Wohl erinnern, was man vor drei Jahren sagte, ‘ um 
die Geistlichen zu trösten, dass die Ablösungen eintreteh 'sollen: inan 
sagte, euer Verhältnis wird 1 jetzt 1 ■ ewereü Pfartangehörigen ohne 

Zweifel ein viel 1 friedlicheres werden, *der Barner 1 wird 1 euch nicht niete 
als diejenigen anschen, denen er einen 1 guten Thei! seines- Brridte- 
ertrags in die ßcheuneZa geben 'hat Und 1 * so fo&. *fet l friher 1 vielleicht 
in einem oder dem anderen Falle teitt' Geiethcher den Bauetto >als'binfe 
solche Last gegenüber gestanden, SO werden jetzt die ganzen' Kirchetf- 
gesellschaften als solche denStaatsatigehürigen im Ganzen eOtgegeh- 
stehen. Dcsswegen kann ich ketaen? grösseren 'Wunsch 1, haben; als 
dass ich Von dieser Befürchtung befreit werde 1 , Was 1 aber nur daun 
geschieht, wenn einmal für die 'katholisehe'filrChe ,,, der der 

Verfassungsurkunde über die 1 AtfSschefdung' des KffChengntes zum 
Vollzug kommt. Es ist von' allen Staatsmännern anerkaritit 1 daife 
man der Kirche keinen ungünstigeren Standpunkt geben kan» , ats 
wenn sie mR Demjenigen, was ei« au ihrem Wöthtgeni Bedaribrauebt, 
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ittttöer wiedervön den Ständen ahhängt und damit in die politischen 
Schwankungen hineingezogen wird. 4 '' J '• * 

Mehrere Mitglieder, wie von Khuen, Decan Maier, Zim¬ 
mermann, welcher bemerkte, dass die Kirche namentlich auch auf 
der Grundlage materiellen Wohlstandes ihre Freiheit begründen müsse, 
denn eine arme Kirche sei nicht frei, weil sie nicht selbstständig sei, 
Wiest von Saulgäu, sowie 1 Pra 1 ä 1 .von Mehring bezüglich der 
evangelischen Kirche,, schlossen sich' der’ Ansicht des Domcapitulars 
an. Die Steilung eines bestimmten Antrages aber war nicht möglich, 
weil, worauf der Cultdepartementschef Staatsrath von Wächter- 
Spittler unter Anerkennung der Wichtigkeit der Erledigung der 
Kirchengutsfrage sogleich hiiiwies, auch bei diesem Landtag von der 
Staatsregierung ein revidirter'Verfassungsentwurf eingebracht worden 
war, der aber gar nicht zur Berathung gekommen ist. 

•’ ■ > li » i • J »t:. Hi ’ ?•.« • •< , • . * * ‘ ’ 

Auf diesem wie aqf den folgenden Landtagen wurden von Dom- 
eapitularvpnpefrler.und vom Jahre ,1355.,au von Domcapitular 
ypn IRitz zp ,wi|cd^rhpl|^ugialeni wenn uicht direct die Ausscheidung 
des KirchfUgnteu, .doch 1 , die rechts verbindliche Verpflichtung des 
Stabes, .für die ^lgem^iaep der katholischen Kircfle zu 

sorgen,. der Stäudeverspnupluag, yor die Augen geführt und dagegen 
angekänipft, dass die Vepwilligupg ,fles. betreffenden Aufwandes — und 
.der Bisthumsdotation insbesondere. t— in das Belieben der Kammern 

gestellt sein solle. /, . . 

• .i Aber auch von. Seiten de* Bischofs wurde die Auescheidungs- 
frsge .*r— wiewohl im; Wesentücheu mit Beschränkung, auf die Bis- 
thmnsdotatjAm der Staaisregierung gegenüber angeregt. 

1 Im März 185Ü’^hatten 1 sibh der Erzbischof und' die Bischöfe der 
oberrheinischen KirehCnprovin« in Freiburg versammelt, um zur Er¬ 
langung der der katholischen Kirche gebührenden Rechte gemeinsame 
Schritte zu thUn.Sle brachten in 'ihrer ©enksehrift an die betreffenden 
Regierungen in der Reihe der übrigen Forderungen unter-Berufung auf 
deU ReiChsdeputationShauptsehhiss > eine der Bulle „Provida solersque“ 
entsprechende bleibende Dotation in Antrag, damit die den katholi¬ 
schen ünterthanen gegebene völkerrechtliche Zusicherung ■> eine Wahr¬ 
heit uttd den Bbthümern die im $ 35. de« ReiohsgeseUzes verheisseue 
feite' Und’»irihere Ausstattung mittelst Aushöheidung eines hinreiohen- 
'dfen''GütereomplSKes aüeden"Gütern der- eingezögewenßtifter, Abteien 
und’ Klöster in WirkHehkeit bereitetwerde. d* 1 

In der nach gemeihschäftlichei' BetatKfmg tiör betreffenden Re- 
gierungefl ergangenen' Verordnung vom März 185$' wffrdd bezüglich 
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dieses Punktes bemerkt, dass auf §. 35. des Reichsdeput^tlqpshaBptr 
schlusses die Ausscheidung eines Gütercompfexes ; nicht g^t,ütpt /Wer¬ 
den könne, da solcher nur von fester und bleibender Ausstattung der 
Domkirchen spreche und darauf hingewiesen,, dass mit den Stipu¬ 
lationen der Bulle „Provida solersque,“ welche eine künftige Ver¬ 
wandlung der Dotation nach ihren Geldbeträgen theils in Grundeigen¬ 
thum theils in Einkünften aus solchen festsetze, der in das Funda- 
tionsinstrument vom 14. Mai 1828 hierwegen aufgenommene Vorbe¬ 
halt ganz im Einklang stehe, zugleich - aber darauf aufmerksam ge¬ 
macht, dass, nachdem die Einkünfte des Staates aus Grundeigenthum 
(Zehnten und Gefälle) in Folge der neuesten poetischen Ereignisse 
die bekannte Umwandlung und Schmälerung erlitten haben, die Aus 
führung jenes Vorbehalts für den Augenblick unlösbaren Schwierig¬ 
keiten unterliege. 

Die ausführliche Denkschrift des Episcopats vom 18. Juni i853 
wiederholte den bfezeichneten Anspruch, der dänn auch eiheil Tbeil 
der Seitens des Bischofs von Lipp am 16. Juli 1853 an das Ctlt- 
ministeräum'eingerteichtfcn SeparatVorlage bildete, indem ih dieser, Wie 
sie bei den Convicten auf die als Folge der lncamerirting der Kloster¬ 
güter staatlich anerkannte Verpflichtung zu dem Aufwandfür diesel¬ 
ben hin wies, so die reelle Ausstattung 1 des Bisthums gefordert und 
bis zu deren Ermöglichung die Wahrung des stiftungsmässigen Cha¬ 
rakters der Bisthumsaosstattung gegenüber ! dem ständischen Verwif- 
ligungsrechte in Anspruch genommen wurde. " : ’• 

Selbstverständlich fand such dieser Pankt 4n der den Conflict 
zwischen Kirche und Staat abschneidenden Uebereinkunft zwischen 
Seiner Majestät dem König und dem Bischef vom Deeember 18S8 
eine Stelle, im Wesentlichen gleichlautend mit der aqf frogUcbeiUeber- 
einkunft sieh gründenden Convention mit dem heiligen Stuhl,, welche 
in Art. III. besagt: Kegium guberniam non deerit obligationi, quam 
semper agnovit, dotandi in fundis stabilibus Episcopatum, uW primum 
permiserit temporis ratio. . > . . . 

In den Motiven zu dem.Gesetuesentworf, welcltei.uuf Grund 
der Convention bei den Ständen Angebracht wurde,,ist enthalten, es 
habe/sich die königliche Regierung dem Ansinnen, diese früheren Zu¬ 
sicherungen zu erneuern, nicht entziehen, können, wobei es kaum aus¬ 
drücklich erwähnt zu werden brauche, dass, dienVollziehung der Zu¬ 
sage nur im Wege ständischer j »Verabschiedjeng erfolgen,, könne. Wenn 
sodann der Termin für eine solche Verwandlung dcrBisthupusdota 
tkm in realen besitz in der Bulle:. „Pro,yida solersque“ put dem un- 
hegtiupwteq Ausdruck .postmodmn, in der j^op^eqticfp .uüt ^en Werten ; 
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»#bi i Bri^p^ ^rn^efRt, f tWRorM ratfo“bezeichnet worden .m.sojsei, 
einerseits darin; .anerkannt dass, auch,, schon die dermalige Abstattung 
des Bistinwns der Kirche bei den be#ebe»de».Verhältnissen eins ,*|i. 
keiwr BesojJgjdss., Anlass gehende Bürgschaft hietej ü»d, andererseits 
werden damit, die Schwierigkeiten ; aogedeutet,,, die, der. BrfftUwg.jener 
Zusicherung, der NatutuderiSwjJie nach ^ .Wege-ifitflken- Diese q bfw 
siebe» /vorzugsweise darin, dass ea .i einmal 

einen Güjtercomplps;.zu. es pittein, welcher eine genau bestimmte Sporne, 
in. jäfclichem, Durchschnitt erfrag®, sodann,deS 8 die,Kosten der^.Ver- 
Wfdtang^ .die, sieb, *ei, dp»Staate auf,, das,Ganze dernDopäniaJverTi 
wAipBg.nVe^tbeiien ,„i,bei, pnpr, abgesonderte», Ptatapdf^sebait ,a»w 
Nachtheil des Staates oder der Kirche sich,.verehren münzen.,, d*Wi 
der. Staat die »Ausfälle, die sich,[etwa in nige einer, minder zweck¬ 
mässigen Verwaltung oder .anfälliger.,Verlud;ierg^)en t .konnten,; nicht 
verbunden .sein könne,, zu decken und andererseits., doch apch di»- 
Kirche -nicht in der, Lag» wäre, den Abpapgel zu .ejpitbehren od^i 
anderweitig zu decken, womit .freilich h inw i®derum eine Unausfuhr- 
harkeit der Sache keineswegs behauptet werden wolle. = 

. . ■ Nachdem nun. neuerlich die Convention, jvon . den. [Ständen, niphti 
anerkannt ond auf Grund dessen splcheaucb yon der königliche»' 
Regierung preissgegeben worden, sieht sich die katholische Kirche in 
Württemberg' bezüglich der Bisthumsdotation wieder , auf. die Buhe ;. 
„Rrpvi/da, solewgue“ und die, damit zusammenhängenden früheren Er¬ 
klärungen, ,der Sfaatsregierung, beziehungsweise bezüglich ,des. allge¬ 
meinen, Rircheugut^ »nd. dessen Ausscheidung, auf ^den §., 82. der. 
Veifasaung&nrknnde »pd dessen reichsgesetzliphe, Grundlage hittge; 

, 'üese»| (V I. ... \t . ■[• ' 1 1 

i Diese ReehtsqueUee worden, bei Rerathung des, ®f^ s des C»R. 
dqeartemente,, pro 18&1/64 ; in .der Kammersitzqng vom 4, October 
Lggl, Seitens des Domeapitel’schenIAhgeprdoetep,,,Doprcepitulars von; 
Ritz, in, sehr hervQrtretender Weise zur Sprache gebracht. Derselbe, 
hat,.es jflämlich; und gewiss, mit, yollateoi; Recht — 1» Rücksicht, 
anf.den,auffallenden,Schritt der htehrhcit,der Eipanzcommlsaipn, welche 
die,Begutachtung.: des Aufwandes für die; katholische; Kirche ausge^. 
setzt »nd,beantragt,hatte, Ws z», förmBchP^i 2 ^^^^ 11 ^,Co®n» 

v#ntion;girf 4ie katholische, Kirche mcRtSjZü yerwilligfm,., ju Rücksicht 

apf die, Bedenken, Voraussetzungen und Redingncge»; mit d,ene» (! sie ; 
daw spiüer difi .Vorwilligungsapfrägei.jpngab , sowie i», Rücksicht, e»f> 
Aensserungen, ;Wd. Behauptungen : ip. ,dpr Camper, ursche fen Rindr»pk; 
heryor^ufen, ipussten^ als babe/ die evangelische wie. die,ih a th®|lische, 
W», g«r ais.häjw, 

AnUv Ai KiNhnfHbl. IX. 5 
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es lediglich von dessen Beheben ab, ob und waä etetwa derKircho 
geben wolle, so dass die VCrwÜBgimg gleichsam alt» eia Almosen 
erscheine, das man ' einem Bettlet halt Widerwille und (»Hier allerlei 
scharfen httd spitzigen Bemerkungen htewerfe — für nöihig erachtet; 
die Ineämerirüng «ihr Kirchehgüter und did hi dem ReiehSdeputations J 
haüptschlnss enthaltene Verpflichtung der Fürsorge für die katholische 
Kirche in dÄs Gredäehtnfss tuhäeksunrfeu, sowie darauf hhmtiwvfeeri, 
das»" die Kirchengiiter in demdureh den Fresaborger Frieden äber^ 
gegangenen Gebiet eigentlich gaC nicht hatten eingezegen werden aoRi 
lehy'endBehauch die Behauptung ztt Widetfsgen, dass daB IncaweriMW 
KiTühengut ent Bestreitung de# Aufwandes für'die katholische Kfcehe 
nicht einmal ausreichend sri.’ i v. *> - 

Im Vetläufder hierdurch vCranlassten Debatte Wurde den vort 1 
anderer Beite vorgebeftchten Einwendungen, wornaeh die bettiahnet# 
Verbindlichkeit 1 theils ganz bestritten, thells 'mir mit-grosser Beschrän¬ 
kung zugegeben worden'Ist, vOn den Abgeordneten W iast uöd* 
Probst in einlässlicher ganz überzeugender Welse entgegewgetreten.- 
Hinsichtlich des Betrags tmd der Leistungsfähigkeit der eingezogenCn 
KirCherigiitCr bezog sich Von Ritz auf die seiner Zeit 'von Decan 
Vanotfi gegfebenö BereChnutig Vbn* #60,000 fl.',- 1 indem er Zugleich 
mit vollem Recht auf die damaligen überaus niederen FreissC hinwies 
und'brachte mit dieser {Summe die Etatsposition pro* 1868/01: ;i mit 
circa 200,000 fl. in Vergleichung; Wogegen der Berichterstatter Du- 
vernoy den jetzigen Auftoand zu 372,728 fl. annahm, nhter Weichet 
Summe aber Über 150,000 fl. Besoldungen vormals Stiftern nndKNR 
stem incotpörirter Pfarreien begriffen Sind, did''insofern nicht gerech-' 
net werden können, als sie, wie jetzt von den betreffenden CameraR 
ämtern, so vör' der SfiCtjJaTisatiön voh Uten KlöSterri ZU' verausgaben 
waren und ebendaher 1 als auf den einzelnen Klostergfitern haftende 
Lasten zuverlässig bei der' Revenuentaxation nicht■ gerechnet worden 5 
sind. Wäre’ demgemäss auch nur ’ die Vanotti’scbe Taxation' 
angenommen — immerhin der in dem Reiehsgeäetz mit anfgeftihrte 
Zweck „zur Erleichterung der Finanzen“ keineswegs unerreicht ge 1 ' 
blieben', So kommt noch ftr Betracht, dass jene Reventtehtaxatfon äus*- 
drflcklich als eine sehr niedrig gehaltene bezeichnet und wedeZ in dCr 
StändCvefSaihmhing Von 1815/17 ; nöch ln der voh - ’ 1819 ‘hiegegeU' 
irgend ehie Erwledertingerhoben Worden ist,' Was 1h jener^ dev 
RCichsveränderung s'O nahen Zfeit gewiss nicht*' unterblieben > wäre,' 
Wenn jene' Taxation eme l, Ueber8chätZttn'g' gewesen Wäre,- sö dass^ 
was die Abgeordneten Probst und' Wies t mit* Recht bemerkten, 1 •' 
Veit Cfaet anzunehmeh ist, daäs in jener Berechnung Manches avssCr ! 
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Äfcbt' gelassen wiirife,' 'Ink 1 ' insbesondere bCkügBCh 5 ’dC'r'ih' 1 manchen 
Klöstefn befindlichen reichen Fahrnis s 1 züttelten Wird, ttüfl 1 dass jene 
Einkünfte bei 8er gTokseh Zahl- dbr säChlarlffitteh Stifter - WnÜ Klöster 
in Württemberg — ohne die eigentlichen StaatarevedttWr' HCT ’ teiUfs^ 
unmittelbare* ÄWCWft in dAsAugeinftssCh siöh 1 ' 'Ansehnlich 
höher belaufen haben tÄttesen. ‘ ‘ i! :<i " : "> ' ,,u 

Am SchfetBAe der aWsfallStgft» ECft tÜhfttg Hfr »f Krfflaffär Wlfe# 
der Abgeordtrtte Wiest Alich ilö&i Auf deÜ 8Ü. 8Öf Vttftiaisftngmir- 
kflnde hin, dBsAt« WöttlAut er der Kttottber mit 'den* Ahfügentmy 
hielt, dass hierdurch ein KirtehetrfÖttdzngeSithert sei ttrtd daher der 
Staat , 1 wen* ef einen solchen nicht awsseheldeü Welle oder körnte, ! 
nach allen Rechtagröhdsätkeu' verpflichtet seih müsse) «In Öbrtbgat zu 
leisten, nämHeh flir tRe in '§. 82. befceichtieten 'BWCfefce die Geldmittel 
zu gewähren, Während 'Pttobst"darauf aufmerksam machte, daSawi# 
vbn katholischer Seite noch' nie- bei' ExigehzOB ftir die ptWfMfairtietfte 
Kirche Schwierigkeiten gemacht worden 1 seien, Bö «ücfc der katholi¬ 
schen Ihre Mittel umstoweßiger beuMiandet werde» sollt**, ald auch 
de» mter ealarfond manches leiste, Was eigentlich dCta > Staate obliegen 

würde; •• • ' -t* ! • * •. >t • ■ »• * ? » • - 

fiiemft sddieesen sich die btsherigen Verhandlungen übrr diesen 
Gegenstand, dsun In dem Gesetz» 1 v«m dO.JAnuar 1862 betreffend 
die' Regelung i des VerbäHnieses der Staatsgewalt Zur katholischen 
Kirche geschieht: ! des Kirehenguts und denied Aoiotbekhuig keine 
Erwähnung; .'i.'' • *< t •*> t,-J'l ■< ’i .'.ävm 

Es wird nun noch angemessen sdlhy rin i£lfez* sw>towifime*)‘‘’iii 
welcher Weise die mit idriii) attgeskeHien KivebengUt) iw Beziehung 
Stehenden ©«ftirfaishe befriedigt'werden i ■ H- • 

<■'< Vow soifcheiv'Wie si4 in der oben'atogdföhrtew Vorldgo deap'Bi** 
sehofd vossi LifppVom Jafluar 184« aufgeffihrt weTdeni, werden 

'a^ rüai Staate bestritte*: -u. .-i i« : •>'!.... «»dt.-l 

1) des' Btsthbm, dessens Dotation) ekiathlsesWich > desi KDrioal« 

se rn f Wars nach Abzug des aus localem kirchlichen Vermögen flieseenM 
Betröge tvon ßhW'fl. 24 hr. 42)132 ß.' ;3B . kr; beträgt; t Zti die¬ 
ser fundationsmXssigen Summe! wurden in den Etat tpsto 1361/64 zur 
Vermeidung eines sich ergebenden Defieits bei «ter» nur in 8093 #; 
bestehenden BbtAtlo ns summe fürdas deririsiar ünd zuHötbaitsäufbes- 
settmgeü itagelegt 423ffl. 14 kn, zusammen' . 4^66^ fli 61 kr* 

2 ) katholisch-theologische Facultät . . •• 9600 fl. 

8} Wilhelms«tift in'Tübingen ündidiebeideto ikie^ 

derenConviotehi' Ehingen whd Bdtowe® . >m-. 63,000; ft.» 

4} EfarrVisitationew . v •■•.-•avU v-v;*-: vidBitA 
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f f..i'mj 6 ^ 5nteeh#digwg : wi Dft^^^ni^VifywAr« ...» , ;i34°ft!& 

, jS) ^ ., ,-v -i ,1 uiftO'.fti 

■!•»♦-;;( X) MmnwtoWß'ifit-iXfomv Äep(«Wt«>f.?%rr.Bnf!.;. .i;i 

.7-.>i:.;f.;— U“''- ‘*‘l(IT4!t <h|| .»i.iK. • %/I'k! , •,.: SP® flf' 

j,,! .Abgaben f|i«^dpn N Gott^die 8 *t iijiik^^heiji,^,,. 

Kirchen, die in evangelischen Orten erri^tetilwwAWf.tfdftr. „. : .,; ,.,: ^ 
OQßJt» erbtet wegdqn, sowie fvK i d^^o^sd^n^t;jn, B^le^. 

Oftea, ; wägend dflr Kurbelt ;~ eiwcWteteJteh, j$dqQh.,p#n n . . M. v.:. 
Cpltkaeten,, 4»e auf; den Panxej-aJ^terD,al^ Jieallasten haften , ., ,8,0Qp .fl. 
t‘,b 3);i-Besoldungen»., fast.., .Gsis^ichw:;jwd .ÄfewmAfit ,'nb 

n^r^teten PXarrcuiatien,-.. !V .. •.*. * „■ 2§14,,fl. 4Q,.kr^ 

J; . lj; ^a) t Be^diwgen,fUsrdje,a^^f^vng.4a«^Ug«öWinwl •!;>, .{•.<.:= 
pBChflflgttte^ierjicbtetcn»EfarjfsteWep n#g.en „t>egrifl^ni stein 
unter dor «mietet» (dte^yepw^igeft.J^oet^te^etew ^fttef- i; ;; w/ , 
teudeo Summ« vw .|l . 10 ;#..,»»^, u : • .:■>» - ., ;: 6 ,P,P 0 „fl., 

; lliy | hioz« .kommen, neuerliche. •: < , : • -..i-.wl 

11 ) E»teäb£digtu]geo förnAWösungsvertoate . •., 36*450 ifL 

i, hd2) «in'Aufbesäeiittagi.voiv Kircbenatellätei! ,.n i-., 1,33,260 §4, 
so dass die Leistungen des Staates — da zu den genannten PoflUtor. 
neuÄuehiinoeh tniteorder Vflir (ffe .katholischei CQnfeflfliön nleht. beson- 
ders ausgeschiedenen. Etxigenz Jür Kirchen* und PfarrhaUsbaubeterögeU 1 
ani .unbemittelte rßemeinden «uriges hinzukemmt, an- runder Summej sich, 
auf ,<3ir(»;i212^lOöOifl. belaufen!»mögen*■,ausschliesslich, ;wie» - schon- her 
merkt, der Besoldungen der vormaligen Klosterpfarreien, dteudW ialiH 
gemeinenKirehengutTnioht/beriihreBt i :. i.-eu .u-i i-.w 
x um. tb)*;Vom Intercakurfohd werden^ bestritten:•.: . > . ■'< 

1) die Sustentation solch»» Geistliehen,: die ihtes. Amtes entsotet 

worden sind^ i wofur näeb dem, ausdrücklichen Inhalt dee §,. 84. der 
Verfaasi<mgHurlcuhdev.der sStaat einzuteeten hätte.».<>Die Auslagen hfefär 
haben einschliesslich der ebenfalls auf den IntercalarJond (übernomme¬ 
nen.! Tfschtttel und- anderer Uintexatüteungen im Jäbrei 1838/60 be¬ 
tragenen „ • ' : •« ' * ' k. J' ' •> » 1 .i I V 1 • i'i, -V**> . * , IM ! A »)•>■'.'* 3640. ifi* 

2) Baubeiträge ian Kirchettstellen und arme Gemeinden 1 14,556 -04 

i 3)lfür! Baqtonratlon . armer.:Katholiken in enlferfeten... ». ui v.-- 

paotoetan tischen Orten, .. .» * ... . . _■ ,18641.' 

: 4 ) Erth 0 ÜungM des Beügtonsunterrichtesi iaai Kiöder i, »u i > d 
und Verpflegung von Neucommnnicanten an sölchen Orten. .638 fl.»57 kr. 

t sodann gehören . ; ; . ,! 

5) noch ihierher -voni den Beiträgßn ifiir Vlcariate mit 7988 fl. 
dtejenigen, welche , an alterssclhwaohei oder iwggßn; Kfankheitu di«m#tf 
utetiditig gewordene Pfarrer abgegeben werden^>ida derir^l 74- der 
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Verfassungsurkttode, der idfen Geistlichen ein Anrecht auf PCnsiohi- 
rung aus Staatsmitteln! gibt» bis jetzt-»och' riicht zum Vollzug ge¬ 
kommen ist. Wenn früher einzelne Geistliche Pensionen aus der 
Staatscasse erhielten, scr waren dies vormalige Klostergeistliche, denen 
nach eingetretener Diensten tüphtigkeit ihre vQtm&Jigen, reichsgesptz^ 
massigen Ruhegehalte wieder gegeben wurden; e$mttsBten> aber-auch 
zu diesen wegen ihres ungenügenden Betrüg« stets aus dem Inter- 
calarfond Zuschiisse gemacht werden. Ueberhaupt leistet der Inter- 
calarfond ausser den aufgeführten ständigen Ausgaben noch gar Vieles 
an der Stelle des allgemeinen Kirchengutes an Cultkosten, Beiträgen 
für arme Gemeinden, und insbesondere sind es sehr erhebliche Sum¬ 
men, ' die aUs dem'Intercalatrfbnd zur Dotation neuer'Stellen, Herstel¬ 
lung neuer Kirchen! u. 's. w. Abgegeben worden sind. 

Für die unter a..und,boipht genannten Punkte, der oben err 
wähnten bischöflichen Vorlage ist eine besondere Fürsorge nicht getroffen, 
da die betreffenden Einriehtungen nicht; in’s Leben getreten sind. Die 
Firmungskostfen werdCn' aus 7 der Bfsthumscasse , beziehungsweise vom 
Bischöfe selbst bestritten.“ ’ ‘ . ! 

Aus dem Angeführten ergibt sicb, dass für die m Rede stehen* 
den Bedürfnisse überhaupt, gesorgt wird, und dass solche namentlich 
auch'von Beiten de« Staates ita 1 änerkftnrtensworther Wefoö zur* Befried 
digung gelangen.' Eben hierin liegt Wohl“ auch wesentlich der Grund^ 
dass das Verlangen nach Ausscheidung des. Kirchengutes imLaufft 
der Zeit weniger entschieden: aufgetreten ist y als dies, früher der Fall 
war., • Man wird auch kaum irten^ wehn> matt’ in/Rücksicht aufdieiiir 
den oben' Angeführten' ‘MötivieH de4 zur Ausführung der' Convention' 
ei'ngebräehten GCsetzesehtWurfs dargelegten J Bedenken und Schwierig¬ 
keiten und nach der ganzen Gestaltung des Staatshaushaltes die Fragp„ 
ob die Ausscheidung des katholischen Kirchengutes überhaupt) noch 
erfolgen werde, eher verneint, als die Verdirklichttngdleaer 1 Maass^ 
regc4 ’iii' : AtJSSfcht' wimüit j' 1 düs abef sbllte' jedenfalls erreicht 1 werdfti,' 
dass die Landstände im Hinblick auf die dem Staatsvermögen züge-, 
flossenen äpsehnlipheu Kirchengüter jdie,.,Bestreitung der allgepeinjepj 
Bedürfnisse der. katholischen Kirche als eine rechtliche Verpflichtung 
anerkennen mid das 8 daher «4nc engherzige Zürne »teng oder gar VerwMt' 
gcrung , beZwedkÖiiäe ’ErörtCrtu]gefi’tinÜeriW4Sheh, , dürcH' M tri!che die Gferfiifl' 
ther der im' Bewusstsein ihres guten Rechtes befindlichen" katholischen 
Staatsangehörige W i :, anf de Schmerzli^hatc berührt werden müssten. 

v*im> v . 3 *./* . t:,^- :• r' rf u •# .!*■ » f- h r : ; 

. i ;ü 0 1 ;., 1 J >' < r ; v ' ! 
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Di& östeuÄiGtejscbc GdsetBgeboBg hiaBioWiich tierBe&treitung 
' defKirchen- and PTarrfeaukosten. 

A. Bis zum Jahre 1848. 

1 ’ l, Da dip canbnischeri Bestimmungen über die kirchliche Bautest (vgl. Ar- 
elAt 8mu 4ÖO ffi) «Ifcü aof die aligetiiehWn Grundsätze beschränken, so hat dich 
ihidastefreich abon seit langdr Zeit da* 1 Bedürfnis» einer Näherbesfimmang der 
Frage, gp\temd gemacht, weg za den. .Kosten eines Kirchen- oder Pfarrbaues 
beizutragen hebe, ferner in welchem Maspe und jo welcher Ordnung die einzelnen 
Beitragspflichtigen zur Bestreitung dieser Kosten heranzuziehen seien. 

• ; i:>i • ., .j •" H .1 :• ■ - ' , i", ■ • 

1 , -i-* !;'«• I. In -Mihpen unti Schlesien. .. <• • - • 

Sehnb> unter dem 38» Mäiz 1754 mritess de Kaiserin Maria Theresit an die 
Rpgt^fl n,aüo, »i und Kammer.in Mähren die jpcbstehende, daseihst mit dppi Allex¬ 
höchsten Patente vorn 27. April 1750 Hundgemachte Verordnung: 

»Wir befinden den wegen benöthigter Reparirüng der Pfarreien gemachten 
Vorschlag um so mehr, 1 ate sotdhef den (“ähontschen Rechten und besonders dem 
GawMHo TrldetMno gfinzilcb «odfttrm fct, ! abergnSdlgst Zu fcpprobteen, dass näm¬ 
lich’ de|dei Repawdiopes v4» Allem ans dem Kirotanärariö, so eigebUiih biemi gd- 
^idmet.jpt, i/ 9d?r, 1 WP. fotcjjes nicht, hifü$jgüch wäre, sodat^p von den Pfarreien 
oder Rectoribus Ecclesiae, welche daselbst ein Beneflcium haben, und ein Mehre- 
res, als die portio eanonica austrägt, gemessen, mithin ultra victum et amictum 
iltl Ueberschusie ^tefreh, torgenommen und bestritten, sofern' aber es sowohl an 
4bm KtochenäPtW*,' als dar bwUängttclen portio rahaulca gebreeh«, ■ i allererst die 
Reparationen vpi) ,dmn Patr«öa und den Pprocbianis auf ihre JJnkoaten, bewirkt 
werden,, es wjlre ^enp, ein «pd anderen Ortes ?ime Particularconvemion 
Vorhin in Solchem getroffen worden, allermassen solchen Falles das also getrof¬ 
fene' AbkHinmen pro cjrttteUra genommen werden müsste.« 

■ * fflemaeh ^oheh zor HersttSiong von' Pfhrlhöfbatrten ftj erster Linie das 
Eltrigaiss des bei ier.Kirche usd Pfründe vorhandenen tttrcbdhgnte« 
und kn Egwangippg d^s*ibejvwo eine p,prticu|ar,conventten ,piept besteht, 
der Patron und die Pafochiauep in Anspruch genommen werdep, upfl wird 
dieser Vorgang als den gemeinen geistlichen Rechten vollkommen entsprechend 
abgesehen.' ' 1 u ' ' • ’ '' 1 ' 

11 Btt das EWrägntes-4eo Klrchengstes ergiebiger zu machen, waren durch 
den. Alterhftebttgenehmigfon taadfagsasbluta vom 14; November lß44die Pfamr 
verpflichtet worden, m ihtgp letzttyiliigen Anordnungen den dritten, Theil Ihres 
Vermögens der Kircji.e pgzuwendeu. In casibus intestati verfügte ferner die Alien- 
höchste Vorschrift vom 3Q. Mai 1754, dass die pfarrherrliche Venlassenschaft ohne 
ühtersrtiied des Vermögens, ob es prilrimtmtele, ädventitium oder benefieiaie sei, 
ZWHBMe den nächste« Verwandten desVeCstorbene« zugewendet, (he andere 
Hilft», aber, in zwei Ihetlo gatheilt.Werda, wovon einer! der :litthe, der aftdeae 
dem B'sekflf d? s WWCTMKflk jfcWft..der«dde- 

sischen ,und ungarischen Grenze Aufgestellten Missionäre uyd Localqapiäne bestrei¬ 
ten zu können. ’ 

1 net DöWfhien, als eln^r CenCuri^nzpnrtd! hei 4Kn Ktecbehbauten, ge- 
sebiebt zuerst in einer Allerhöchsten Anordnung Erwähnung, welche unter dem 
ät>. Februar 1782 an das königliche Amt in Schlesien mit dem Aufträge erlassen 
worde, hiernach erforderlichen Falles entscheidend fürzugehen. Zufolge dieser 
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Anordnung battenSeine k k. Majestät 4n Anbetracht aller künftig aichergeben* 
den Kirchen-, Pfarrhof- und SchulbaitiSUe (zur Mäbeybestimwung des Verhältnisses 
der Concurrenz des Patrones und der Pfarrkinder) folgende Entschliessung , za 
schöpfen geruht, dass es diessfals bei« der allgemein bestehenden Hegel (des ge* 
meinen canonischen Rechts), aqch in dem Herzogthume Schlesien zu verbleiben 
habe, vermöge welcher in dem. Falle, ,als der Pfarrer keinen Ueherschuss h«4 
noch die Pfarrkirche kein Vermögen besitzt, vorzüglich der patronus die hiezu 
aötbigen Kirchen- und Pfarrgebäude (für deren Erhaltung der Patron „ wenn er 
aucbven dem betreffenden Pfarrorle keine namhaften Einkünfte bezieht , wegen 
des ihm zustehenden Prösenlationsrechtes zu sorgen verpflichtet ist). mit Concor? 
rena der Pfarrkinder mit den Zug* und Handroboten (welche nach dem Berichte 
des. Troppauer königlichen Amtes damals fast bei jedem Hau die Hüfte des g*n? 
aeo Erfordernisses ansmachten und nach der Ansässigkeit repartlrt werden sollten) 
herzustellen schuldig ist; nur in dem Falle, wenn einige Dominien selbst, nicht 
etwa ihre Unterthgnen aU^in eingepfarrt sind, sollen,dieselben,von Billigkeit we* 
gen (weil ihnen die Pfarre für, ihre Personen* Hausgenossen und Beamte die Vor* 
{.heile der Seelserge gewährt) um so mehr etwas z,u den Gebäudep an Material 
5i>w ß hl , als an, Geld beizuiragen verblenden -sein, als, fie sonst, ganz fiel durch* 
kommen und leichter als ihre eiugepfarrlenUulertftaneu gehalten würden; jedpeh 
habe, auch in diesem Falle der Beitrag s^Iqbe^ eiugepfarrten Dominien niemals 
das Drittel des. Material- und Gelderfordernisses zu übersteigen und sei der Pa¬ 
tron wenigstens allzeit zu dem Beitrage von zwei Dritteln zu verhalten. Sollten 
aper diese eingepfarrten Dominien mit ihren in der Pfarre, befindlichen Besitzun¬ 
gen im Entgegenhalle der Besitzungen des Patroni nicht das. Drittel erreichen, 
so würden solche auch mit ihren Material- und Geldbeiträgen nur pro rata ihrer 
Besitzungen (und zwar wie das Troppauer königliche Amt beantragte, nach dem 
Steuerfusse and respective, nach der inkateslrirtpn Waldnutzung) beizuziehen seift; 
bei weich’ Allem es sich jedoch yon selbst verstehe, dass, wenn ein eingepfames 
Dominium einen höheren Beitrag, oder auch nur .eine Gemeinde einen Beitrag in 
Geld bdef Material freiwillig leisten, wollte, solches aUerdings erlaubt sei. 

Nach dem Anträge des Troppauer königlichen Amtes sollte, dje Ross* und 
Handarbeit von den eingepfarrten Gemeinden nach dem , Verhältnisse der Auster 
sigkeit und Bespannung geleistet werden.. Sollte sich der Fall ergehen, dassxu 
der betreffenden Pfarre etwa nur ein einziges, oder auch mehrere gar schwache 
Dominien eingepfarrt wären, welche mit dem Elften Drittel der Geld- und Mate* 
riaterfordernisse offenbar überladen würden, so käme es nach dem weiteren Vor* 
schlage des genannten königlichen Amtes jedesmal auf eine billige Beurtheilung 
an, in wiefern sie zum Beitrage nach ihrem Kräftenmasse angehalten werden 
mögen, gleichwie es sich auf jenen fall, wenn ausser dem Kirchenpatrone gar 
kein Dominium in die betreffende Kirche gehörte, von selbst verstünde, dass die 
Gemeinden nebst den Ross* und Handdiensten mit einem Drittel der baaren.Geld- 
erfordernisse (weiches nach den SteuerTSuhrepartitjonen incüvidualiter auf Sie m* 
vertheilen wäre), und wenn sie eigene Waldangen bestes*». nach Proportion der 
tokatastrirfesi Waldnutzung auch mH..einem Drittel. des, erforderliche »Bauholzes 
concurriren müssen. « j . , . . ' 

Zufolgedes de» Linderstellen von< Böhmen', Möhre», ob der Enns, Steier¬ 
mark, Kraft;, ©örn, Triest, Tirol, VorterösterMfch, Galizien , Niederösterreich zu« 
gegangenen Hofdecretes vöift 24. Deeember 1782 , 1 Zi 288. , hatten Seine k. k 
Mntestttt'Wflgft^driift da der Be 11gitns>PU»dds n«#’ worzüglfehnufdi» 
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Dntlrang^der Pfarrei geeignet feei, die Kireben nnd'GeMude beiden 
neuzu errichtenden Pfarren undLocalcaplaneien (man wendete aber diese 
Veraehrift bald Aueh anf altgestiftete Pfarren an, was 1 die Hofkanzlei in einem 
Erlasse an das Gratzer Gobernimn vom 20. September 1804, Z. 15,885, für ge« 
setflicberkannte) von den Patronen ’ond Grundobrigkeiten (weiche. 
Wenn sie das Patronat nicht übernahmen, behufs der Erleichterung des Religion»* 
Pondes zu einiger Concnrrenz mit den Materialien anfgfenrantert und angeetttM 
Werden sollten}, es möge solches dasCamerale, den Stadienfond oder Partienlam 
betregen, hergestellt und auch von ihnen die Kosten zu bestreiten seien. Hiernach 
sfeHten sich die Landesstellen in verkommenden Fällen der Regel naeh achten, 
und nur wenn besondere ümsttnde obwalten, solche anzeigen. Doch wurde' unter 
dem 1. Jänner'1786, Z. 628. der ob der Enns’schen ReglernBg erkürt, ee ven- 
Atehe sicfa von selbst; das» auch'das entbehrliche 1 Kirchenpeeutium, wo ein 
solches vorhanden 1 ist, mit zu Hilfe zu nehmen sei. 

Mit dem ah die vorerwähnten Linderstelien ergangenem Hofdecrete vom 
29. Dinner 1783 wurde dieses Normale wegen der Kirchen* und neuen Pfhrrge- 
bfiude dahin erläutert', dassT. fn Solchen Orten, wo die Pfarr* oder sonst schon 
bestehenden Kircheti ein eigfehes Ytermögen besitzen, hieVon ein Theil iur Erbatt- 
tag und Herstellung der tieafen , und Reptrirung ! der Filialen und so aoeh vice 
versa verwendet, 1 2'. (dieser Pttnct befindet sich in dem ‘bezogenen Hofdecrete 
bloss für Mähren und BÖhmen) aus dem alten mährischen Reiigiofnsföndo (in Böh* 
meli'aus der CaSsa'saliS) bei ganz armen Kirchen und Gemeinden hievon 
ebenfalls die Hälfte oder ein Drittbeil genommen und 81 die Gemeinden selbst; 
in dereh Behuf die 1 neuen Pfhrren errichtet Werden und denen eigentlich die 
grösste Wohltbat dadurch zugeht, mit dem Drittheile oder doch mit unentgeltlh- 
dien Hand* und Zagarbfeitta zur Coneurrenz gezogen werden sollen, damit den 
Grundobrigkeiten und Pbtronis, das Patronatsrecht mag in Händen des' Landes* 
PBtsten ! oder Voh Privaten Sehl, in Tragung der diessfälligen Last die ‘mögliche 
Erleichterung ziigeWendef werde. ■ • »- ! 1 ; ‘ 1 1 '• 

Ueber die Tragweite dieser Vorschrift findet sich in dem im das böhmische 
Oubernium aus -einem besonderen Ablässe ergangenen Hofdecrete vÖm 3. Juni 
1T88,' Z. 1034; eine Auskunft. Her Inhalt dieses Hofdecretes ist folgender: '»Mäh 
ferhllt von dem mährischen Landesguhemiuni die Nachricht, dass dasselbe (böh¬ 
mische Guberniom) unter Bezug' auf eine Verordnung vom 29. Jänner 1788 Ab* 
itsnd nehme, das Stift Braunau als Patroh der Pfarre Oflau im Teschner Kreist 
Zfer^Hersteildng des dasigen kehf baufälligen KiTchenlhürnies zu Verhallen und 
feinen Th'eil der diefesfäliigfen f; KöAten der dasigeti, das Patrtaat hifebt besitzenden 
Obrigkeit auMagen wolffe; gleichwie jedofc'h feiüersfeits sotha ne Verordnung nur 
vbh den neuen Pfarren redet, welcher Fall hier noch obwaltfet,' und andere^ 
sfelts es von ebon difesfer Verordnung durch die später bei der allgemeinen Pftrt* 
elritffehtnög getroffene Verfügung, wo mdti " dfen ’ Obrigkeiten das PfetrOnafarfetilri 
Angeboten und sie nur imFaife dessen Annfebmung zur Herstefinng und CobSfeW 
virung der'Pfarr- undKirehetigebiude verhalten hat, abgekdffltnen, atfeh eine he‘ 
Kannte dem Gdberntaffl vielmal erinnerte und in allgemeiner Beobachtung 
stehendeSache ist, dass Pfarr* und Kirchengebäude von den' PatrWnls; 
sie,mögen nun zugleich Ortaohrigkeiten seiaoder nicht,'mit Zu* 
hjif/tnehraung dje s entb,ehrlichen Kirchenpeeuüi und- der u nitofc 
geldlichen iArbeit en de r El« r rgftjn ein de* h« eg e* be 1 Ui .werden mgsaea 4 
al4!)batu da* fiubeinivm, dwnSBOr Bomegitisginen OWiegentaiti iß .eiinaeist h»m 
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demselben die. baldige’Ropatirang dieses Thurmes auftfttragen, dsmit .steht- etwa 
mit längerem Zn warten det Schaden und Kostenaufwand grösser werden ><■. 

•:•* Das-in. Sachen der Pfarreierriehtnng in Mähren und Schlesien erlassene Hof* 
deeret- vom 2«. Juni 1784, Z. 138«. enthielt nämlich hierüber folgende Beatinfr- 
moag: »Die Herstellung der nöthigen Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude hat an 
jenen Orten, wo den Stiftern die Exponirung ihrer Geistlichen und damitjdaa 
PrlsentaHdnsrecht eingeräumt wird, von ihnen als Patronls nach der allgemeinen 
Regel-au geschehen. Bei den übrige n Sind von den betreffenden Obrigkeiten die 
Erklärungen vorläufig abzufordern, ob sie:sieh hiesn in der Betrachtung, dass 
diese Ausgabe mit dem Wohl ihrer Untmhänen so enge verbunden sei, und ihnen 
der fortwährige Unterhalt des Seelsorgers' nicht zur Last falle , sondern solcher 
von dem Religionsfundo bestritten werde, freiwillig gegen dem herbeilassen woll¬ 
ten,!: dass man ihnen (das jus Patronatus ahL die neuen Pfarren-oder LMalcapfa» 
neben einräumte, Wörden nun hiezaieinig« sich, nicht einverstehen , so hat das 
jus Patronatusubet dem ReUgiosfende zu verbleiben und die diessf&Higen!Unkosten 
sind»vton,daher zu.bestreiten.«.; . •- ! 

Durch das Patent vom 27. April 1750 war für Mähren angeordnet worden* 
dass in erster Liniedas zugängliche; Kirehenpeeulinm, bei dessen Unzulänglichkeit 
aber die Pfarrer ,oder Reetores Ecclesiarum, deren Einkünfte die portlonem 
canonicam nüra victum et amlctuei,übersteigen, olle Reparationen an den Pförn- 
gebäuden ohne Unterschied allein zu, bestreiten haben. im. Jahre 1770 entspann 
sieb eine Verhandlung darüber, ab eine gleiche ousschliessende Verpflichtung ca 
Gunsten der sonst m Anspruch zu nehmenden Patrone auch den Pfarrern in Bäte 
men aufzuerlegen sei. Das erzbischöfliche ConsBiomnn zu Prag verfocht di« 
Ansicht, dass, die Pfarrer in Löhmen von dieser Verpflichtung frei zu bleiben hät¬ 
ten, qnd.ii) den, Eälle,p, jwq. weder eine Enectionsurkunde noch ein, anderer, Vefi? 
trag etwfö Andere. I'esut^t, d»e Patppne. zpr, unentgeltlichen, Abreichting i#f 
Esnmateriajieiv djg , l'farrkindef itur bedang dpr Fuhren ,.und Landarbeiten,,,))« 
verhalten, die, baarpn,Auslagen aher aus(deip Peeulio.der Kirchen, und,in de$s,et) 
Ennguglupg um iSO. mehr,von den Patronen zu bestreiten w'ärqp , : als diqse, npcb 
gipgip ; alttaergel>r* c !dejn». dntr^ta. Synodal-CaosiUiiUooen bestätigten, Rechte ; bai den 
Ugi^tatverlassenscbaftcn, der Patronatageistiichkeit ,in |.ej;tja, parle JienoTHm. suppe- 
dirtefl, Auch von anderen Spiien ward darauf h|pgewiesen k dass nach dpr, bnpb.- 
Stpbjitjben ddSlSgmjg der Vorschrift des Conciliums.vpn Trient (Se/ss^. d^iWr 
forn). cap, .;7.) bei ,d,er Unzuibngiicbkejt, des Kirchenvepmdsens .AlleT, wieich? ,i;or 
der Kirche einen Nutzen jtieheu; also pirht dpr, Pfarrer allein,, sondern.,dieser 
t)pd dpr .Pgtr.on mit Zpziebung der Pfarrgeme.inde zuFplge des, diese, drei ,£qoj 
currenten umschlingenden Geseliscbaftsbandes zn ,dem ihnen gemeinsamen pnus 
rpparationis verpflichtet seien, wobei es jedoch,hei dem allgemeinen Landesbrapche 
aj,. bplassen,wäre, nach welchem die Pfarrjfinder« um, si«!'«ihrdff äahfPSSrf.und 
Contributionsstande nicht zu schwächen, nur zur unenigeglichen Yerritbttffg der 
benötbigten Fuhren.upd ( Handarbpjtep’verhalten werden. ... ^ 

.. Hierüber ist unter dem 25. Mal 1770 nachstehende Al|erhöeb5ie!y£tfpgt)tig 
an das kdnJglicb böhmische Qobermum und auf Grapd. derselben das.JPfltepf yom 
ll. Juni 1^70.erlasse® worden: ,, , . ■ . ; , 

-i-, > , i»Demnaeh die Erfahrung bewihret. dass bisher in Unserem lEDbrKönlgretchs 
Böhmen die Repwrirung der PfarrwohniHtgen 'und der dazu gehörigen Gebäude 
äusserst vernachlässigt und hierwegen öfters zwischen den Pfarrern und ihren 
Pfarrkindermi oder idcreweUm ährigkeiten i and: PatHmfriBeatesiie; Streitigkeiten 
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erregt ■werdet»:'so haben Wtt für sötblg befunden, hiermfsils Mgende Macsregeln 
zn bestimmen und festzuketzen, weite» dnd> befehlen daher goldigst, dass 

; 1. Jene Reparationes, wozu der Pfarrer eigene oder der ihrigen Schuld, 

Nachlässigkeit oder Verwahrlosung Anlass gegeben, noch ihnen allein, ohne alle 
weitere Cftmurrenz de» Klrehenvermögensoder de» Patron! obKegen; dahin* 
wegen-- *»• - * • - • - ■■ 

2. «Me übrigen Reparationes, die wpgenLinge der Zeit, steten Gebrauehtt 
oder unvorhergesehener Zufllfe zor Nothwendigfceit werden, voczQglfeb ans dem 
Kirchen-Aerario, hs soweit solches zureichend ist, bestritten, wann ober dasselbe 
nicht hinlänglich wäre, sodann sowohl der Patronus, als der Pfarrer, Letzterer 
jedoch dergestalt dazu beigezogen werden solle, dass 

1 3. jene Pfarrer, welche über die portionem rononicam Und über die Unter* 

baltong der thefls wegen WeiilSufigkeit ihrer Pfarreien, theils wegen aufhaben* 
der mehrerer geistlicher Obliegenheiten oder eigener LeibessCbwacbheit und Ge* 
brechlichkeit des Pfarrers z*r Seelsorge gleich nothweadigen Capl&ne in keinem 
Uebersehusse stehen, von allem Beitrag zu Herstellung der Pfarrgebäude .freige¬ 
lassen, folgsam 

' 4. sotbaher Beitrag nur von dem wirklichen Uebersehuss abgenommen und 
nach Mass der grösseren Einkünfte auch mehr erhöht, söthaner Uebersehuss je* 
doch nicht so genau berechnet, sondern om dem Pfarrer aaf alle unvorhergesehe¬ 
nen Zufälle seine portionem canonicam sicher zu stellen, ein gewisses Qoantum 
dieses Uebersrbüsses zum Grunde genommen, und nach Mass, als dieser ansteiget, 
auch der Beitrag bis zu einem gleichen Yethliloiss mitdem Patroso ausgemessen 
werde, mithin zufolge dieser Mossregei 

5. zu den Separationen der pfarrliehen Wohngebäude, hl soweit solche 
ans dem Vermögen der Kirche nicht bestritten werden' können dhd ausser den 
von den PfarTkindern dabei unentgeltlich zu verrichten habenden Führen Und 
Handarbeiten, die Pfarrer, welche öber die portionem Canonicam und über die 
Unterhaltung der nöthigen Capläne an Pfarreinkünfien 100 bis 200 Gulden be¬ 
ziehen, den zehnten, wann aber dieser Uebersehuss 800 bis 400 Gulden betrtgt; 
deh fünften, wann solcher 500 bis 600 Gulderf abwirft, den vierten, wahn er 
srcÜ Suf 700 bis 800 Gulden beifiuft, den driften Theil, uhd endlich wo derselbe 
auf 9000 bfs lOOO Gulden und darüber ansteigt, die Hüfte der sowohl für die 
Baumaterialien, als übrigen Auslagen erforderlichen Reparationskosten, niemals 
über ein MehrCres, auch dieses nur also und mit der billig massigen Eintheilüng, 
dass ihnen Sllemal ihre Cöngrua und das'Unterhaltsquantum für die nöthigen 
Captine frei bleibe, beizütragen, sondern das üebrige die Patroni, sowie in dem 
FZttC, wo kein Wenigstens das Quantum Von 100 Gulden erreichender Uebersehuss 
verbanden Ist, den ganzen Aufwand, doch allemal' mit Beiziehöng der Pflarrklnder 
zu den unentgeltlichen Fuhren und Handarbeiten,' zu beatreiten sebuMHg sein söt¬ 
ten. Wohingegen ' , 

6. in jenen Orten, allwo dieserhalbeh' Particular-Convenlionen uiid beson- 

derb von den Patronis oder Pfarrkindefn übernommene Verbindlichkeiten bestehen, 
Met in Zukunft hbi Erreichtung neuer Pfarreien mit Genehmbaltong der geist¬ 
lichen und weltlichen Obrigkeit darüber eingegangen worden, es auch dabei seih 
Bewenden haben muss, widrigens aber. Wo pro futnro Werwegen kein"Einver- 
stlndhiss getroffen werden kann, Unserer obigen Pficheschnur Mchgetebt werden 
sotL Damit jedweh •’*?* • . . " f ‘' •■ 

■i'-v./g.' die Pltoigebludeiiaileneit hei gutemt Bi« «rtfaKeö'krod^te<nOihlgen, oft 
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mit geringen Unkosten in -bewirkenden Repmatümes nicht . aim Nachlilsigkeit der 
Pfarrer oder Beamten in: der Zeit verabsäumt werden mögen, .so verordnen Wir 
biemit, dass «lij&hrUctk bei Abhörung der Kircbenrechnungen, wobei nicht allein 
ex psrte Consi^torii der Vicarius foraneus, sondern auch der Palronus oder dessen 
Beamte zugegen sein müssen, deren allenfalls nöthig findende Reparation nach 
gegenwärtig Unserer höchsten Vorschrift oder der bestehenden besonderen Com- 
vention veranstaltet, nach der Beftand and Ueherschjag von ermeldeten Vicario 
foraneo dem Consisforio vorgelegt, von diesem aber keine unnötbigen Umtriebe 
und Verzögerungen veranlasst werden sollen; wie dann nicbt minder 

B. bei Absterben der geistlichen Beneficiaten sonderheftlich die Gebäude 
jedesmal genau untersucht, und das Mangelhafte, wozu des Verstorbenen oder 
der ^einigen Schuld, Nachlässigkeit oder Verwahrlosung Anlass gegeben, allen¬ 
falls aus dem zurückgelassenen Vermögen hergestellt, annebst auch bei den er¬ 
träglichen Pfarreien, wenn es auf einen grösseren Bau anköittmt , der Kosten¬ 
betrag mit vorläufiger Einverständnis des Consislorü und Patron!, oder wo es 
um die a collaiione regia abbängenden Pfarreien zu Uran Ist, mit Euerer Einver- 
ständniss aufgenommen und nach der oben angeordneten Ausmessung desjenigen 
Beitrages, welchen der Pfairer, doch niemals weiter als bis auf die Hälfe der 
Kosten, zu leisten hat, in billigem Masse auf mehr oder weniger Jahre eingetheilt 
werden solle, in welchem sodann dem neuen Pfarrer und so auch seinem Nach¬ 
folger die Tilgung obliegen wird.«' ‘ 

Hiemit waren die Bestimmungen des für Mähren erlassenen Patentes vom 
27. April 1750, nach welchem in Ermanglung des Kircbenvermögens die Pfarrer 
ihren gesummten Congruaüberschuss zur Herstellung aller, wie immer ent¬ 
standener Gehrechen der Pfarrgebäude verwenden sollten, für die Pfarrer in 
Böhmen, gemässiget Eine gleiche Ermässigung wurde auch Tür Mähren und 
Schlesien angestrebt und laut des an das mährisch-schlesische Gubernium unter 
dem 7. Jänner 1797 ergangenen Hofdecretes zugestanden. Laut dieses Hofkanz* 
leidecretes war von dem genannten Gubernium vorgesjeilt worden, dass das ia 
Mähren bestehende Patent vom 27. April 1750 die billige Grenzlinie zwischen den 
' Reparationen und Anschaffungen, welche jeder Pfarrer und Localcaplan aus Eige* 
nem zu bewirken, und jenen, wozu der Patron beizutragen hat, nicht enthalte; 
dann dass es den Seelsorgern, welche über die Congrua dotirt stad, empfindlich 
fallen muss, ihren ganzen Congruaüberschuss auf die Reparationen des Pfarrge-* 
bäudes zu verwenden. . Hierauf erfolgte die Allerhöchste Enlschliessung, dass das 
für Böhmen vorgeschriebene Patent vqm 11. Jura 1770, weiches über diesen 
Gegenstand Ziel und Mass gibt, allerdings auch für Mähren und Schlesien anzur 
wenden seinur mit dem Unterschiede, dass den Seelsorgern, welche Ober die 
Congrua und Über den Unterhalt für die Capläne, einen Ueberschuss haben, folg^ 
lieh zu den grösseren Reparationen beitragen müssen, noch allemal ein Drittel 
dieses, Überschusses ganz freizulassen sei, und sie nur von den anderen zwei 
Dritteln, nach den für Böhmen angeordneten Abstufungen in’s Mitleid gezogen 
werden sollen. Mit derselben Allerhöchsten Entschliessung ist ferner erklär! 
worden, dass jene;. Seelsorger, die bloss mit ,der .Congrua, caqonica dotirt sind, zu 
keinen anderen, als solchen Baureparationen, die jedem Inwohner eines gemietbe-i 
teq.^ausies ,aus Efgenem zu tragen obliegen, keineswegs aber zu, der ,schon immer: 
me,brei;eM Kostenaufwand fordernden Dochfiesteigung beizuaieben seien.,s . . * 

•M.oadMtf >Krund dessea im ;v«ifccdem jnäl^sei^scki«8adMn l^esgttbernlwn 
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Otter dt«; Massregeh» ibef’den 1 e p arat uren d er P fa r rgeb Riide' unter dort 
tV Jänner 1-7117 nachstehendes Clrctilwr erfassen worden:- > . -o i n. 

”• :i,; Wh dem Allerhöchsten’Patente Vom 27.'April 1750 sitid zwar ' dfa Grand- 
Sätze vorgeschrieben, nach welchen' sich bei' vorkommenden Reparationen der 
Pfarreien zu befoehmen sei, lind wer zu den dazu erforderlichen' kosten nach 
Umständen beizntragen habet ’ • , - 

Da aber einestheils die billige Grenzlinie zwischen den Reparationen und 
Anschaffungen, welche jeder Pfarrer und Localcaplan aus Eigenem zu bewirken, 
und jenen, wozu der Patron beizutragen hat, darin nicht gezogen ist, und andern- 
theils dpn Seelsprgeri^ iveJche Qher die Congrua dotirt sind , empfindlich fallen 
muss, ihreft, ganzen Congruaüberschuss auf die Reparation -des Ptarrgebäudes zu 
verwendent so .haben Seine Majestät sowohl für Mähren, als den diesseitigen An? 
tbcü.Schlttfiens, Allerhöchst vorzuschrethen befunden; . -n, 

„•i1., D,ass jene Reparaturen, wozu der Pfarrer und Localen eigene, oder ihrer 
piensGeule,,Schuld, Nachlässigkeit oder. Verwahrlosung Anlass gegeben, hat, von 
Ihnen aljein, ohne alle weitere; Concurrenz des. Kircbenvennögen* oder des Pa* 
trpns pestritton.«allen;, ebenso,,sind . . , . ..i 

2, kleinere Reparaturen, die jedem Inwohner eines gemietheten Hauag#. aus 
RigoaeJm zn.trggcn obliogein, als: Einsetzung einiger Fensterscheiben,; Kacheln.in 
den liefen, Ausbesserung der Thören, Schlösser und Uieilweisea Fensterstftcke> 
Ausdielung einiger Bretter in den FussbOden, kQnftig vou den Pfarrern- und Lo¬ 
calen, ohne Rücksicht, ob sie einen oder keinen CongruaQberschuss haben, ganz 
SHein, und ohne einen anderweiten Beitrag zu' bestreiten; ' ' 

•"•n , ! 3 ."glle übrigen Reparationen ,' die wegen Länge der Zeit, steten’ debraucb, 
düfclf feudhte'Lagd bder uhvorgeSehene'Zufälle zur Nothwendigkeit Werdet), sitid 
Vorzüglich aUS deih Klrclienvermögen, welches eigentlich', in sow eit es zureicht, 
Öatli bestimmt ist,' 1 za bestreiten; wenn dasselbe aber nicht hinreichend wäre, 
Sollen die FfaPrPr und Localen, Welche von ihrem Beneficio, mehr als'die Portio 
Canonici« beträgt, geniesseh, nach dein lin folgenden Absätze'zu bestimmenden 
MasS; 'und endlich; wenn Weder das Kirclienvermögen noch das Uebermass der 
Cohgruai zitlängtd, auch die Kirchenpatrone mit den nölliigen Beiträgen, und dig 
Pfhrggerttein'deh, welche die Kräfte hiezu haben,'mH denunenfgeitlichehHand- 
ühd iugarbeiten zugezogen werden; 1 ' ' : " • i: ’ *' l! 

1 , r - 4. jene PTarrär, welche 1 Über die Portionem Cänohicäiri Und 'fibhi' 'Uiifetk 
häRöttg der ’th-elis' wegeh 'Weitläufigkeit ihrer Pfarreien, ’ theils wegen' abfhaben-' 
der mehrerer geistlichen Obliegenheiten nothw endigen Cäpiäne keinen UebferscbuSs 
bftbew, sind* voh ; allem'Beitrage' zhi grösseren' tteparlrung ütid 1 Herstellung deP 
FWfrgebände-frei za lassen/ ''' ' '* " , ’’ i ’• '• 

*••••■ 1 ’ 3. Es'Sind demnach diese-Beiträge huf von deih wirklichen Ueberscliusse 
zö :, Hehmen, und naeb' ddirt'Verüältnisäe deP Einkünfte'depgestaltkü leisten,'‘dass,’ 
dm' d^m'PfaPPelr auf unvorhergesehene Fblie 1 steine’ Pörtibhem'Canönicani 'sicher 
zo 'Stelfen, eirf getWSseä' 'QuantuVrt- des UrberSthüssPs zum Gtartäfe gendnituen,' 
Undhaeh 'Mass, aiS dieser steigt', HUth'der ^Beitrag'heitimibt'Wterile; 1 in dieser 
GerirtssheH sihd "•" ' ''' “ ' ' ' J " " ' 

1!V 1 ''6. jene PlSWer, 1 dit'fibet'Ihre Chhgftiaih üiid däs ttestlmntte unterhaltahgs- 
qöimum der öötfilgen tfaplfine kelhen'die Süinttib voh 100 II. erreichenden tfeber- 
UChüS* ihreP Einkünfte'haben, viril flllemBerttage zu ertthebeh; jene Pfarrer'dbtir', 
welebe anlbren'Einkünften einen 'die 1 ’Stftnttie itdr/ 'löo Rj libersteigenden’ Cön- 
gmaflheraehuhsi JtDbeo,isoHetai nath Abschlag eine» > Drittels -roh iWsedi Wngrua- 



Dfe JKffiöen- iWd Pfarrhnnsbftuhu*in Mfthren, nud^te?!*» Kf 


Ihne» gen» (jrej^.fg^sp.^t, jfffthihmMi ««k, v$*& ftrWelP, 
dergestalt j»’s MhleWon„gejsagw^^verden, dassi i?« ;vm,dem .VebgrscUwsse V <W 
WO,hiS; 200 11, den., zehnten, von 8fi0 bis ,400den fünften, vn» 3OO bis ßPQ.JL, 
im vierteln von,700>hja 800 fl, den drittenv -HRd .e^adlirb^ von 900 . Ws ,1000 -fle. 
und darüber dteHälfte der sowohl auf die Baumaterialien ,nlSi,übrigen Ansage» 
er/^rli^ep^JB^aratious^sifp, aber.sdml- 

digjfio^h [, , ./ ,r ... ,. .( r. •..) | !: .<!,», ■:■,!■?> 

7. -Wenn jedoch ,an einigen Orten dieserwegen schon ParticuJarconveh;, 
tif> m ^d , besonders von, dm» Patronen ojder Pfarrkindera öher^orämene Yer- 
hindl/cbkeiten beslündep,, fldey, in, Zukunft, brt Errichtung nyner. pfjarreie^ ^it 
fipehrnhfijlung der Behörden; ejngegangen würden * ; so soll .es auch) (fj|bet seify 
Bewenden,haben;, ausserdem aber, sich, bloss,,nach, obtyejnpideter Rjc^^uip; ^er, 
achtet werden. 

. '8.‘ Soll Kein Pfarrei* oder tocaicaplan 'sich dnterfangen ’ eigenmächtig und 
<rfme vorläufige Anmeldung tihfl erhaltend Genehmigung der Landessfelle einige' 
grossere/lind ihnen nicht seihst durch den zweiten Absatz zugewiesene' Repara- 
th'r uhd 1 Baulichkeit vorzunehmen, öder das ‘kirdhe^nVermögen dazu zu verweb- 1 
den! Sollte aber gleichwohl eine solche iVepariilürsvörnehmuhg oder öeldver- 
wendung ohne erhaltene vorläufige Genehmigung geschehen, so soll sie Demjeni¬ 
gen älWIh zur Last' faHen, der sie ohne Bewilligung, 1 folglich auf eigene'Gefahr 
und ‘Rechfiöng dntertomtoen hat. 1 ; • 1 : .( * 

9. Damit Jedoch diePfarrgebäude allzeit in gulerti Baustande erhalten, unä. 
die r.Öthigen oft mit geringen Kosten zu bewirkenden Reparationen' nicht aus,' 
Nachlässigkeit der Pfarrer und Localen oder der Beamten 'in der Zeit verabsäumt 
Werden mögen: wird hiemit verordnet, dass alle Jahre bei den Visitationen und 
thtersuehüngen derkirclienreChnungeb, bei welchen nicht allein der Länddechanr, 
den es betrifft / Sondern auch der Patron oder dessen repräsentirender Beamte 
gegenwärtig sein muss, sicli pünktlich nach den bestellenden Generalien benom¬ 
men, somit die Pfarrgebfiude ordentlich beaugenscheiniget, und deren nöthtgftn- 
^nde; nach tjjeser gegenwäi^igen Ausmass oder den bestehenden besonderen 
Cjunveptionep zu Vjeransfaltende Reparationen, sowohl von dein LanddecJ)«« als, 
dem. den,, Patron repräseptirenden Wirthschaftsbeamten ihrer Behörde und ivo« 
dieser-der .Landesstelle, um. so gewisser binnen acht Wechbn. nach erhobenem. 
Befund angegeigt werden sollen, als im widrigen, und wenn durch die längere 
Verzögerung den Gebäuden ein grösserer Schaden zugeht , die Untersuchenden 
und deF Patron dafür zu haften haben werden. . 

10.,Ebenso sollen bei Absterben der Pfarrer und. Localen die Gebäfjde 
jpdesmaj insbesondere genau untersucht, und das Mangelhafte, wog« des Verr, 
stnrbenen oder.der-Seiniften Nachlässigkeit, Schuld; oder Verwahrlosung ierwiese- 
nennassen Anlass .gegeben bat , allenfalls aus., dwn. aurückgelassenen Vermögen! 
hevgestellt Werdern . ...,- 

• ,! M. Damit jedoch diese hier angeordnete Beaugenscheinigung der Gebäude 

desto sicherer’und verlässlicher votgenommert, auch derBefund. in wasfür eineiO 1 
Stande *sfc''stch befinden, dann ob lind was für Reparationen zb veranstalten! 
sein, ördeptlicB erhoben und. zur Abhilfe vorgelegt werden könne, wird in der 
Anlage das Formular des luventarn, nach1 welchem die ursprjlngliche Untersuchung [ 
U.nd Pfschf^hu^gj der Pfärrgebä.ude .«tygeprdngt werden /st, zju dym. £nds, fjsigfo, 
scblpssen„:damit hei, döh yorgeschriehenen jürchenvisitadmien und. don nach^ljh. 
sterben eines Pfarrers oder.J.ocals, yarzunehmenden. Untersuchungen nach, «inem 
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gtelchett itfgeutelnen Richtmass vorgegangen, und ob Alles in dfcm Bestand, wie 
störheir das gemachte lnventÄriuöt darstellt, wirkRtfi vorhanden, oflef ob und 
was für eine Reparation nothwendlg, dann was deren Anlass, somit von Weltf 
sie ru bestreiten sei; getneftiscttäftlicfc beanheftt, und chWch die Behörden der 
Landesstelfe tur Abmittlung oder sonstigen Verfügung vorgetegt werden mögen. 

ti. Wenn es auf einett grösseren Btiu ankötomt, ist vorher der Üeber- 
sehlag durch den Kirchenpatron verfassen zu lassen, und dort, wo die Verge¬ 
bung der Pfarreien und Löcälien von dem Landesfürsten abhfingt, der Landes- 
stelle zur Prüfung und Bestätigung einzusenden, woranf Sodann der hfcch der 
oben $. 6. angeordneten Ausmessung von den Pfarrern und Localen zu leistende 
Beitrag Im billigen Masse Auf inehr oder weniger Jahre eingefheilt Werden soll,' 
in weichen dem Pfarrer oder seinem Nachfolger die Tilgung obliegen wird*).* 

Aus Anlass eines besonderen Falles ist dem mährisch-schlesischen Guber- 
nium mit dem Hofkanzleidecrete vom 11. April 1806, t. 4516 bedeutet worden, 
dass die eben dargelegte Circularverordnung vom Jahre 1797 nicht bloss bei Re¬ 
paraturen, sondern auch bei jedem neuen Bau in der Art, als es der $. 12. 
vorschreibt, sich ein- für allemal gegenwärtig zii halten und bei vorkommenden 
Fällen zur Richtschnur zu nehmen sei. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass es ein Irrthum sei, wenn man die 
Circula. Verordnung des mährisch-schlesischen Guberniums vom 21. Jänner 1797 
als eine allgemeine Norm für sämmtliche Bauherstellungen an Kirchen- und 
Pfarrgebäuden erklärt. Seinem Wortlaute und seiner Lntslehung nach hat dieses 
Circular nur die Reparaturen der Pfarrgebäude, und selbst bezüglich dieser vor¬ 
zugsweise nur den Umfang und das }[ass der Bauconcurrenz der kirchlichen 
Pfründner zum Gegenstände, Hinsichtlich der Kirchenbaulichkeiten hat man 
in Mähren stets an dem Grundsätze gehalten, dass die hiezu erforderlichen Kosten, 
ohne Beiziehung des kirchlichen Pfründners, aus dem Kirchenvermögen und bei 


" ''' :: f) Ättr Erläuterung des Absatzes 6. des voransteheuden Circulares ist mit dem 
CuKuSmimsterialerlasse vom 28. Jäftner 1861, Z. 665, Folgendes erklärt worden: „ln 
der für Mähren* geltenden Bauvorschrift vom 21. Jänner 1797 ist sowohl die Frage, 
weiche Pfarrer oder Beaeflciaten, so wie auch die Frag«, nach welchem ttassstabe 
dieselben sm de« Kosten der Pfarrhofbaulichkeiten za ooncwriren haben , genau be¬ 
antwortet* ^ Heben* die erster© Frage entscheidet der Anfang des Absatzes 6. wo ca 
heisst, dass jene Pfarrer, die Uber ihre Congruam und das bestimmte Unterhaltsquan-, 
tum der nöthigen Capläne keinen die Summe von 100 fl. erreichenden UeberschusS 
ihr& Einkünfte häbehvon allem Beitrage zu entheben sind. Aus dem Gegensätze 
dieser Bestimmung folgt von selbst, Wer mit zu concurrfren bat, nämlich Jene, bei 
denen sich ein die Summe von 100 fl.' Übersteigender Ueberschuss zeigt. Die zweite 
Flag« ist ln demselben-Absätze beantwortet, nad hiebei * zaotwt^der Grundsatz atffge- 
stellt worden, dass dem Pfarrer von dem Congrnaüberschusse nooh ein • Drittel ganz 
frei zu las&vu ist; danuAßt der Massstob aagegebe«, nach welchem ehe übrigen zwei 
Djrittheile; iu’s Mitleid zu ziehen sind, nämUchwenn der, Ueberschuss 1Q0 bis 20p 
beträgt, der zehnte 'fheil der Kosten u. s. w. Hier heisst es ausdrücklich der Ueber¬ 
schuss und nicht der Ueberscbussrest oder die zwei Drittheile des Ueberschusses. 
Es ist also bei der Berechnung, ob der 10., 5., 4., 3. Theil oder ob die Hälfte der 
Kosten von Seite des Pfarrers zu bestreiten kommen, der ganze Ueberschuss 
und nicht bloss die nach Abzug des frei zu lassenden Drittels von dem ganzen Ueber- 
sChusse verbleibenden zVre! Drittheile, welche nur bei der Frage In Betracht' 
kommen was wirklich zu verwenden kt, zu berücksichtigen. 4 
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dessen Unzulänglichkeit von den Patrone bestritten, and von den ParoehUuren 
die erforderlichen Hand--und-Zagdienste geleistet werden. 

Im Jahre 1812 überzeugte man sich, dass durch die Anwendung' dieses 
Grundsatzes die mit zahlreichen Patronaten belasteten Öffentlichen Fonde hart' 
mitgenommen worden, wesshalb ln Erwägurtg gezogen Würde, Ob nicht 1 die Ver¬ 
ordnung vom 6. Jänner 1787, welche bei Schulbaulichkellen den Grdndobrigkei- 
ten die Beistellung der Baumaterialien auferlegte, auch auf Kifehen- und 
Pfarrbaulichkeiten auszudehnen sei. Hierwegen'ist derf* Länderstelieii von Böh¬ 
men, Mähren und Schlesien, Galizien, Steiermark und Oesterreich ob der Enns 
durch das Hofkanzleideeret vom 9. Juli 1812, Z. 9828, Folgendes bedeutet wori 
deh: »Um iü den Fällen, Wo nach den bestehenden Vorschriften den Kirchen¬ 
patronen Überhaupt, wenn die nicht zugleich Grandobrigkeiten sind, bei Kirehen- 
und Pfarrbaulichkeiten die Herbeischaffung der Baumaterialien obliegt, 
diese Last in einem Zeitpunkte, in welchem die letzteren zu so Ungeheuren 
Preissen gestiegen sind, möglichst zu erleichtern, hat die Landesstelle den zu ; 
solchen Kirchen und Pfarren eingepfarrten Dominien und Grundobrigkeiten^ mit¬ 
telst eines gedruckten Circulares zu erklären: Die Staatsverwaltung versehe Sich 
zu ihren guten Gesinnungen und zu ihrem erprobten Religionseifer, dass sie bei 
den vorfallenden Kirchen- und Pfarrbaulichkeiten, um das die Ehre Got¬ 
tes und ihr eigenes, dann ihrer Cnterthanen Seelenheil zunt Gegenstände habende 
heilige Werk mit vereinten Kräften zu fördern, sich herbeilossen werden, zu 
Kirchen - und PforrgebäUden jene Materialien, welche sie, als Steine, Ziegeln, 
Kalk und Bauholz in ihrem Bezirke besitzen, um den Erzeugnngspreis oder sonst 
in anderen billigen Preisen abzureichen. Hiernach hat die Landessielle denn auch 
bei allen den den öffentlichen Fanden als Patronen obliegenden Kirchen- nnd 
Pfarrbaulichkeiten auf diese Aufforderung um so grössere Rücksicht zu trogen, 
als ihnen die Kosten zu solchen Bauten ohnehin beinahe unerschwinglich werden.« 
An die niederösterreiehische Landesregierung ist dieses Hofdecret nicht ergangen, 
well'ohnehin auf die Beziehung der Dominien za Kirchen- and Pfarrhofbaulletr«' 
keilen in dem für Oesterreich unter der Enns erflossenen Coneurrenz-Normale 
vom Jahre 1809 fürgedacht war. 

Hierdurch ist es wohl ausser Zweifel gestellt, dass lri Mähren eine gesetz¬ 
liche Vorschrift nicht bestand, welche die Dominien bei Kirchen- und'Pfarrhaa-' 
lichkeiten zur Leistung von Beiträgen verpflichtet hätte, dann dass die oben er-’ 
wähnte, für Schlesien erlassene Vorschrift vom 26. Februar 1782, zufolge deren 
die Dominien bei solchen Baulichkeiten pfliehtm&Ssig zu Cnneurriren hatten, nach 
dem Hofkanzleideerete vom 9. Juli 1812, ja schon nach dem Gubemial-Circulare 
vom Jahre 1797 nicht mehr zur Anwendung gekommen ist. Endlich ist noetr 
das an das mährisch-scMesisrhe Landesguberniutn erlassene Hofdecret vom 6. 8ep- 
tember 1787, Z. 2f8l, zu erwähnen, mit welchem verordnet wurde, dass desto 
Erzbischöfe von Ohnütz bei den PfWhiden liberae coilationis die Baufübrungen' 
nicht zuZümuihen, sondern dass bei diesen sogenannten Cohationspfarren, die der 1 
Erzbischof nur jure episcopali vergibt und wo eigentlich kein Patronüs vorhanden 
Ist, das Pätronat am ersten dem DouGnie anznbfeten nnd in dessen Entstehung’ 
von dem Religionsfond mit den dasselbe begleitenden Vorzügen und Obliegenhei¬ 
ten zu übernehmen sei. 


2. In Böhmen. 

ln welcher Weise-in Böhmen durch das Patent vom (l. Juni 1770 die- 
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Bestreitung derKosten.zw flerstelluug dcr.Gfbrocbeuder Ef«rwnÖn«ngeu und 
der dazu gehörigen Gebäude geregelt wurde, istsub (S, 71 fr.)dargsthan worden* 

, In, dqn pcbtzigpr Jahren ,des vorig,ei) Jahrhunderts finden sieh hierüber 
einige an <^as.böhmische Guberuium erüosseoe Parti,cularenfseheidungen der, Hof^ 
Kgnzlei, und zwar: a) vom ,10, iupi 1783, /. 11 39 , »Der .ping/jTatbene Baubei- 
tpagj . per ,1122 Q,.,jflkr den„.Pf# / f r ho.f ge ff. fcaqn nielp bewillige,twenlen, da 
Vftpöge. fifjerhtytatijt Resolution, die pfa#-Jieben „Gebäude von den Obrigkeiten! 
eoppurrenter mit dep , Gemeinden bergesteljt werden sollen (^ie Salzcasse vorzüg?. 
ljcji fu, dem,Baue dqr .Kirchen gewidmet ist), und der Anschlag dieses Pfarrhofes 
ip.einer Gegend ,,yto Baumaterialien gepijg vorhanden sind, apch etwas Zfi hoch 
befunden wird;* b) ,vpm 19. August 1783,, Z. 15ü6. ,»^eine ,Majestät' haimp' 
wegen Bestrebung, der Unkostenfüp die.,pfarrlicken, Gebhude die AJ|er)iöchsie 
Resolution dahin , zu fassen geruht, dass, solche in allen, Fällen vqu d.en. Patronen! 
bestritten , wepdeq ,soilpu, wenn , sie nfchjt dps Patronaisrecht verlieren wollen, 
Dieser■ Allerhöfbstpn Entsebjiessitnggemäss hat sonach weder der vom Gubernium, 
zur Herstellung, der fetrowitzer Pfarrkirche auf 2000 fl. ex Capsf.. saUs einge- 
ratbene Beitrag, noch künftighin ein solcher..in regula Statt, sondern die Unkosten 
ijer Kirchen und pfarrlichen Gebäude, sind,,von. den. Patronis mit der dem Gulter- 
nium schon bekannt gemachten Zuhilfenehmung des embelirjicben peculii Ecclesjae 
upd der freiwilligen, Arbeiten der Unterihanen zu, bestreiten, wenn sie sich nicht 
des juris pa|ronatus verlustig machen, wollen.« 

... . Mit dem-Ho/decrete vom 24. September 1785 erging hinsichtlich der Pfarr-; 
etnrwhtuag in Böhmen ein Generale an das dortige Gubernium. ln demselben, 
finden sich hinsichtlich 1 der Herstellung der, Kirchen- und Pfarrgebäude die mit 
dem Hofdecrete vom 26, Juni 1784, Z. 1386. für Mähren und Schlesien erlasse,-, 
nen Bestimmmtgen mit dem Beisatze: *lu allen Fällen.über,sind die Obrigkeiten, 
danin aufzuimintern, dass sie wenigstens mit einem vexbällnissmässigen Aniheile 
in Herbeischaffung der Materialien,, so wie es die Lago, und Umstände zulassen, 
dazu ooncurriren, gleichwie dama auch .die- Pfarrkipder die fuhren und flapd-, 
arbeiten verhältBisamässig,zu; leisten hätten, und wenn, ein. eigenthpmliches Ver¬ 
mögen der Kirche vorhanden ist, solches, in soweit es zu den täglichen Erfor¬ 
dernissen entbehrt werden mag, zu Hilfe zu nehmen sein wird, um durch diese 
al|seitige Mitwirkung dep Aufwand , der Kosten für einen jfiden Theil nach Mög¬ 
lichkeit, zu erleichtern.« . 

ii ,v ' Im Einklänge, hiemit erklärte das /an das /böhmische Gubernium erlassene, 
Hofdeeret vom 30. September f786„ Z. 2329: »Die wegen des Patronatsrechtes, 
von. den Obrigkeiten im Leitmeritzer Kreise angezeigten .Erklärungen dienen zur 
Nachricht, und. da die Kirche, zu A. ein so Ansehnliches .Vermögen besitzt, kann, 
der Obrigkeit das Patrouatsrecht und, die,Zuhilfenehmung des entbehrlichen peculii 
atterdinga gestattet werden, respeem, T. und R.aber, da das Vermögen beider 
Kirchen ohnehin unbedeutend, ist, bat das Gubernium denselben zu erinnern, es,; 
könne nicht gestattet werden, die Kirchen, von ihrem peeuiu zu entbljissen, ,wo 
sie sodann ihre, eigenen Erfordernisse zu bestreiten nicht im, Stande .sein; würden-, 
Oer Sinn, der zu gestattenden, Zuhilfenehmung des Kirchenvermögeos zu den Ge-,, 
bäuden könne nur auf das/Entbehrliche abzielen, nicht aber dass map die ganze, 
Last dahin wälze und damit die Kirchen ganz ausser Stand ihrer Subsistenz setze.«, 
Mit dem an das böhmische Gubernium erlassenen Hofdecrete vom 22. No¬ 
vember 1786, Z. 3030, wurde die Ausführung mehrerer Kirchen- und Pfarrhof- 
bauten mit dem, Beifügen angearduet, ,dgss, ,sosw$it ( idie Kirchen ein, Vermögen 
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bmftzen, Mieles, in soft me erahne Abbruch der Cumnt-Erforddrnidse geschehen 
mag, bk HUft io nehmen, die Obrigkeiten daher tu einiger freiwilliger CoUöUri- 
renz nach Umatänden und nach der Lage mit Baumaterialien und die Vnterthaneit 
mit guter Art, ehoe sie in ihrem Contributions- und Wirthsehaftsstand zurüdkaa* 
setzen, zu Leistung der Fahren und Handarbeiten aufzumsUtern seien, das Uebrige 
aber von Patronatswegen aus dem fundo reiigionis bestritten "werden solle. Ond 
mit dem Hofdecrete vom 15. Hai 1787, Z. Mä, wurde dem bobmischen Gilbet* 
nima aufgegeben, dabin tu trachten, dass die Ausgabe (aus dem Relfgtonsftude 
zur Herstellung der Pftrr- und fUrchengehlnde) durch die Cotfcutrehz der Ge 1 - 
raeioden, der Dominien und des entbehrlichen Kirchen vermöge 1 !» dem Fond 1 mög*. 
liehst erleichtert werde. 

Das Hofdecret vom 9. März 1789, Z. 289 (an die'’ StaatsgQter-AdmfntaTrt* 
tioeen, mit Ausnahme fnnertstmeichs, dann an die sftnmdlichen Landesgubernftn 
-und Landesregierungen), vertagte, dass die Pfarrer und Localisten * die Repara* 
tur der Wirthschafis- und Stallgebftude auf eigene Kosten tu bestrei¬ 
ten haben, dagegen aber von dem Nachfolger eine misslge Ablösung fordert 
Unsen. (Diese Bestimmung ist durch Punkt 13. des im Jahre 1806 fDr Böh¬ 
men festgestellten Kirchen- und Pftrrbau- Normales ausser Wirksamkeit gesetzt 
worden.) 

Ans Anlass eines alleruntertbönigsten Vortrages votn 18. September 1864, 
mit weichem die Einführung des fDr Mähren erlassenen Baunormales vom 21. 
Jänner 1707 in den innerösterreichischen Provinzen mit dem Beisatze beantragt 
ward«, dass bei Herstellung der den Pfarrern allein tum Vonheile gereichenden 
Wirtschaftsgebäude die Pfarrer zur Bestreitung der ganzen Herstellungs¬ 
kosten nach der Hofverordnung vom 9. März 1789 zu verhalten wären, geneh¬ 
migten Seine Majestät diesen Antrag mit der Weisung, dass die Hofkanalei sich 
zu jtosseru habe, ob das erwähnte mährisch-schlesische Baunormale nicht auch 
in (ftn anderen Erbländern eingefQhrt werden könne« :■ 

Auf Grund der hierauf gepflogenen Verhandlungen ist an dtts böhmische 
Gobemium das Hofkanzleidecret vom 18. April 1806, Z. 22,616,'nachstehenden 
Inhaltes erflossen: »Da in Ansehung der Concurrenz zu den Reparaturen bM 
Pfarrgebäuden unterm 21. Jänner 1797 mit Allerhöchster Genehmigung nede 
Massregeln für die Provinz Mähren erlassen worden sind, und' man befinden 
bat, die darin festgesetzten Grundsätze auch in Böhmen zur Beobachtung VorzU- 
sefareifcen, so wird dem Gubernium das für Mähren erflossene CiCcutare zur Kund- 
maebimg mit dem zugefertiget, dass es hiedurch von der diesoriigenV Obel diesen 
Gegenstand erlassenen Verordnung vom 9. März 1789 abkomihe.« ' 1 

Diese Kundmachung geschah durch das Circular des böhmischen Landes- 
gubernktms vom 28. Mai 1806, welches von dem sufe I. angeführten Patente vom 
11. Joni 1770 ausgeht und fast wörtlich mit dem Circular des tnäbriscb-scfriesf- 
seben Gubemium» vom Jahre 1797 öbereinstimfirt; nur ist ehV 13. Punkt beige- 
fügt, zufolge dessen es sich von selbst versteht; dass es dilreh gegenwärtige 
Verordnung von dem Hofdecrete vom 9. März 1789 abkömntt; Vermöge Welchefti 
die Pfarrer und Locahstcn auch die Reparatur derWIrthsehafls- und'StaWgebffude 
auf eigene Kesten zu bestreiten batten, dagegen aber vott dem Nachfolger eftlb 
mässige Ablösung fordern konnten. 1 1, ‘ ‘ u ' , ' - 1 

Das Patent vom'Jahre 1770 üttd das ßaunornrate vom Jahre 180Ö betrifft 
nur die Reparaturen der Pfarr- ünd Locaüegebftode. ; Hfnsichttich der Kirühenher- 
otellungen < bestehen- zwar betöglleb 1 der ■ Bauconfcurrenz!' mehrere - Hohlerrete 
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( 29 , JInner 1788vt*’Augastt7«8 ( *4. Sdptemfcer 1788? St Jänner 178», 14.MM 
tgfÖ* X 15^>2Ä), .weiche re fflWU'zur HehtrthJng 'der KlrehengebäÖcK zanäobtt 
dem Kirebenptlrone zuvreisen, demdas entbehrliche KfreheiivettBOgferi'frfitf-'dte 
u nen t g eltlichen Hand- und I zagerbeben der' Ei«g*pfhrrten zur Erleichterung M 
dienen, beben; Eine Verachzift jedoch, wek:be den fall , dass 1 das entbehrlich« 
Kirrhenvermögen die . Kosten der HerateliOngganz zubestreiten vermag, und die 
Frage, et» ln diesem, Fälle das/Kirebenfcermftgdn »Heri Übrigen‘BettMfgdpflfthMge«, 
aruch den : Gemeinden, >«u Güte komme, «im Gegenstände hätte, fhtotet Sieb «MM 
vor, wesahatb das böhmische G*bemiftmim>J«hrtr 1845 1 die ’ Ansicht auSsgrdUtv 
es aptteae -diese Frage;nach der* Analogie 1 der'bezüglich der pfarrgebätnfe bestehe»*- 
den Vorschriften und nach dem vermutheten Willen des Gesetzgebers; 'weHcbet 
gewiss,die eigentliche- Natur und Widfitning des KirChenvermagensdnl' Aidg'e batte, 
.entschieden weiden.,. Hinsichtlich der Herstellungen der Pfarrgebflndfe dtrfteatoh 
ngfh der Meinung des Gutiemiums die, Ansicht rechtfertigen 4asseh r dass der Bet- 
tggg der,Eirebe und. des ßeneflciaten dem; PatTOtoe und den Eirtgepfarrlen nach 
Venhältniss, ihrer ConcunienzUeiträge zu Gute zu kommen habe, so das« 1 von 
dgtg auf den Patron entfallendem Koetenbelragder verhftltnissinässlge Anthelf defe 
peswnmtbe4rag.es der.Kirche und des PßründifCrbv und eben so von-den!durch 
die Eingepfarrten zu bestreitenden Zug- und Handarbeiten der Ueberreshdes 
^eUgedachten Gesqmmtbehrages.nbausebiagen wäret' -i ■ 
v. Im Laufe derzeit Wurde in Böhmen der Abgang etnes geSetilieh^n 'M^S- 
atabes idr die Urtilage der Handund 1 Zugarbeiten bet KircHen-, PfärrhoF- Ünd 
Sctarigebäuden fDblboi-. ' Blesem Mangel 1 Ist? dufreh das an dasböhmfstfife Gobef- 
niajB erlassene Hofkanzteideeret vom 24.- Jlini 1840, Z’. 19,605, abgetiolfdn : Wor¬ 
den. ;Es lautet r •. •• .. '■ ■« •<•••' 

»Seihe 1. -kl- Majestät babenmit Allerhöchster Efifsthliessung vbm'20. Jtrtö 
1840 nfr genehmigen gernit; da« ln 1 Bbbihen ZüdehHahd-tmd Zugarbeiten bei 
Kirchen- und Pfarrhoftoaafichkeitdn alle zu einer Kirche eingepftirt'tdh 
tgid bei ßcKnlb.aateo alle' za einer Schule; eingeachutteo Gfemeindöglieder in 
deip ija^e beizutragen haben<,als sie der Grund-. Gebäude- »derEnwerbsteuer 
unterliegen. Die Inwohner und Empbyteuten sind dazu gleichfalls beizmifehbd, 
e^stpre, in soferoe sie nicht etwa aus dem Armenlnstltüte. betheilt, Werden, iltk 
der Hälfte der letzten: Ciasse der Gebäudesteuer und die letzteren: mitiftlteksieHt 
auf,die nothwepdige Ausglekhung der bei dem,'isländischen Colifgwm;>zu ienMF 
telnden Pifferenz zwischen, dem Qrdinariumundfirtraordifrariuta, dadasiietetdpe, 
.welches entweder, die, Emphyteuteni selbst oder-die Obrigkeiten fMr sie:, entrichten, 
niedriger entfällt... In der Hauptstadt Prag hat die GebiadesinssteUeralr'khtf- 
lagsniasssttib in Anwendung zu kommen. , ; ■■■■<’• 

»Yon der Vertxindlichkeit . der LeisUing der Hand-'' und &ngapheät T isdhjn 
.auch von de F Umlage der an,, .ihre I stelle, itretenden, wach 'obigem, Massstabe. teti 
.zahlende, Geldrelultton werden ajuszunehmem soiui, die Be*itz«:r von iDoiiwt»r- 
catkdrper.n,, alle landesfürstligben, städtischen and obrigkeitlichen,Beamtet!, 
^^p.japrg.^, S,ch.m.iehrer, .die v gepel«ligh:/von den ,R«hot . Befreiten;, und idte 
gna dem Arniepinstituie .betbeiitep Arm#«;' Bei dieser.-Ausnahme „gilt jedoch die 
P^schränkung,/in ndfecne die,Ausgpnojnmenen.picht »usser ihrer amtlieheni-Dat»- 
tion ein der Grund- und Haussteuer unterliegende* (Arcalebesnzeniodef/btteioem 
iwlcrst i ^an4e».,ffewfirbe. bathedigt:8i*d,-;„/ : ‘t ■ ü 

.... ; ,»Die Ffiblr dndi^nderhelinn stpddHrebaps.m Qeid.,zu. wnensphtoge* und 
«enebWKtep WwaPtbSuü« rnRnriiPSBs'iwogegen .es,den,daaui,V«apflkh- 
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iftten bhn&iii 1 nach Ihrer indi vMaelleri ! Cdnetmtnz frtl steht' Ihr'e GeWfcefrhge 
4ftfweder selbst öder durch verdingte Nfituraiörbelterl Widder in’s 'Verdienen rU 
bringen. Durch diese Vorsicht wird die Norm aufrecht erhalten, dass der Unter 1 
than ohne seift# Zustimmung nicht gehalten weirden non, die'Ihm obliegende Na- 
tfttdtieiStuftg iita Gelde 2u'reldireti: ■ '* : ■> > -'i- . > ■» u». 

' •' ' »Wenn übrigens die Robotsehuidigen ift' elfter anderen ‘Art der VbrtheilUng 
IhtehSchaldigkeit nachkommen wollen, urtd Wenn zwischen ihnen keiti Slfeit be¬ 
steht’’so ist Auch die NothWendigkeit hiebt verbanden,’ den HasSStäb der Sieder, 
wie'er’hihr bestimmt wird, in Anwendung zu bribgen.<’ ; 

■i ) i : : [ > ' •»' ■ ♦ ' - ' " • il ' . 5 ; ■ • 

1 3. ln Niederösterreich* - 

Ueber einen Bericht, der niederösterrelchischen fiegierung wegen Baufäiüg- 
keit ei|ier landesförstiiehen Patronatskirche wurde mit Allerhöchster Besolütiöh 
vom 4 Anglist (Hofdecret vom il. August 1770) im Allgemeinen erklärt, dass 
Ihre Majestät die zur Herstellung der damals hervorgekpmmenen Gebrechen An 
Kirchen und Pfarren des erwähnten Patronates erforderUchen Hauptunkoöleri äii's 
Dero Aerariö dergestalten jedoch bestreiten lassen wollen, dass zu solchen die 
betreffenden Eingepfarrlen, nämlich die Uijiterthanen, Herrschaften jrnd fenind- 
obrigkejten sowohl, als die Pfarrer einen Beitrag leisten. Die Kaiserin spricht 
Ihren Willen au«, dass die Unterthanen zur Leistung der Hand- lind Zugrobot, ih 
soweit es ohne Hemmung ihrer Wirtschaft und ohne Nacktheit ihrer Herrschaft 
geschehen möge, die Herrschaften und Grundobrigkeiten aber zur HerheischaffÜng 
einiger Baiun^terialien, als Steine, Ziegel, Kalk and Bauholz, um dieses die Ehre 
Gottes*und ihrer eigenen Seelen Heil zum Gegenstände habende heilige Werk mit 
vereinigten Kräften befördern zu können, nachdrucksam anzumahnen, auch allen- 
feWs* hieiu Inässgebig zu verhalten Wären, wo hingegen jene Pfarrer, dfcfcih Kirche 
oder’PfaCrhof eitler Repärtftiöii bedürföh, die Hälfte des nach Abschlag der ^dri- 
‘grnä noch erübrigenden Jährlichen Pfarrefträgdisses iö dreijährigen Fr&fefi ' bdf- 
züträgen’ ünd damit der währe Beitrag nach dem wahren Veridögen betirtfiefft 
Werden könne, binnen Jahr und Tag ein getreues Bekenntniss aller ihför sättiirh- 
liöben EfärreinkÜnfte suh ffde säcerdotaii . . . Cinzareicbeh hätten. 1 Was äbieir elfe 
Kütiftlgö Erhaltung obiger Gebäude in gutem bäustandp betreffe, sö härte dte 
Kaiserin beschlössen, dass fhr das künftige nur die Hadpt^epäritüren, t. B: dÖr 
Hauptmauern, ganzer Dachungen, Gewölbungen aus dem Allerhöchsten Aerariö, 
dahingegen die Kleineren Reparationen^ als an Thhreb, Oefen, Eehstefn, Fussbö- 
heb, 'MCnern ü. dgl. von den zeitlichen" Pfarren gänzlich . ♦ . ohne NächsiClit he- 
stritlhnj öüch daher nach Absterben eines jeden Pfarrers aus dessen Verlasseri- 
Scdaft yörzüglich alles Dasjenige hergestellt werden soll, wäs aif '(jergleichen 
hieinen Reparationen mangelhaft befunden, würde. ‘ ,, , 

r In dem in Sachen der Pfarreinrichtung an die niederbsterreichische Kegip- 
ruiig erlassenen Hofdecrete vom 20, Juli 1783, Z. 1383^ finden sich nachstehende 
Bestimmungen: »t)ie Herstellung der nöthiged Eirchen- und Pfarrgebäude kanh 
zwar ‘den Öhrigkeiten befehlsweise mit Billigkeit nicht wohl aufgetragen werden, 
jedoch sinh sie hiezu durch die Betrachtung, dass diese Aüfgätjö mit jfeih Wöhle 
ihrer Unterthanen sd enge verbunden sei, und dass ihnen der fortwährende 
Unterhalt des Seelsorgers nicht zur Last falle, sondern solcher allein vop dem 
aligemeinen Rehgionsfond bestritten werdet mit dem Beisätze äufzumünlafn, dass 
man innen Üebefnehmung sotbaner Unkosten das jus, patronatus, auf die 
Pfarre eW&umen würde. Sollten sich einige Obrigkeiten demungeachtet' hiezu 
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nicht ein verstehen wellen, so sind alsdann die diesfäliigen Unkosten aus dem' 
fttndo reügienis zu beistreiten, lind das jus patronatps hat dem LandesfQrsten 
heünzufallen.« , v 

Im Jahre |18<>4,prbat, siph die niederösterreichische Regierung nkhere Be¬ 
stimmungen Ober die Coneurrenz des Patrons, der Grundobrigkeiten und Gemein¬ 
den zu dep Kirchen- qnd Pfarrhofbaulichkeiten. Die Regierung bemerkte, dass 
allerdings bezüglich der Scbulbaulicbkeiten die Normalvorschrift vom 15. Septem¬ 
ber 178$ bestehe, . vermöge welcher die Pfarrpatrone die Professioniatpnkosten, 
die Grundobrigkeiten das.. Material, und die eingeschulten Gemeinden die Zug.* 
und Handrobol zu leisten hätten; allein es sei in Niederösterreich kein Gesetz 
nachweisbar, welches diese. Cynosur io, ihrer ganzen Strenge auf die Kirchen- 
pnd Pfprrbaulicbkeiten ausdehne. Die Beilragspflicht des Patrons stütze sich ent¬ 
weder auf den Besitz eines Gutes, an welchem diese Pflicht haftet oder vordem 
haftete, oder auf die freiwillige Uebernahme der Rechte und Pflichten des Kir- 
cßenpatrouatps. Ein. solcher Leistungstitel sei bei den Grundobrigkeiten nicht 
vorhanden. Auch die Hofkanzlei bemerkte in ihrem hierwegen erstatteten aller- 
unterthänigsten Vortrage, dass eigentlich keine Verordnung bestehe, welche die 
Grundobrigkeiten zur Beischaffung der Materialien bei Pfarr- und Kirchengcbäu- 
dan verhielte, indem das oben sub 1. angeführte Hofdecret vom 24. December 
1782 pur auf die erste Herstellung der Gebäude bei den neu errichteten Curatien 
Bezug hat, und Qberdiess die Grundobrigkeiten zur Lieferung von Materialien nur 
eingeladen wissen will. Desshalb beantragte die Hofkanzlei, dass das für Böhmen 
erlassene Patent vom 11. Juli 1770 in der nämlichen Weise für Niederösterreich 
adaptirt werden möge, wie es mittelst des mährisch • schlesischen Gubernialcircu- 
lares vom Jahre 1797 für Mähren und Schlesien geschehen ist. 

: Dem Anträge gemäss eröfTnete die Hofkanziei unter dem 6. December 
lß04, Z, 21,947, der niederösterreichischen Regierung, Seiue Majestät h&Uen be¬ 
schlossen, dass in Ansehung der Coneurrenz des Patrons, der Grundobrigkeiten 
und Gemeinden bei den Baulichkeiten der Kirchen- und Pfarrgebäude das für 
Mähren erlassene Circular auch für Niederösterreich mit dem Beisatze adaptirt 
werden soll, dass die Grundobrigkeiten, welche Baumaterialien, als: Steine, Zie¬ 
gel, Kalk und Bauholz in ihrem Bezirke besitzen, aufgelordert werden sollen, 
solche zu Kirchen- und Pfarrgebäuden um den Erzeugungspreis abfolgen zu 
lassen." .. ; 

In dem Entwürfe des in dieser Richtung zu erlassenden Circulares glaubte 
die niederösterreichische Regierung zwischen Kirchen- und PfarrbauDebkeiten 
unterscheiden und feststellen zu sollen, dass die Pfarrer bei den ersten, obgleich 
einige ältere Verordnungen sie auch da zur Coneurrenz verpflichten, nichts bei¬ 
zutragen haben, weil auf einem solchen Beitrage nur in dem Falle zu bestehen 
wäre, wo der Pfarrer den. ganzen Zehent oder doch zwei Drittheile desselben, 
folglich auch das in den ältesten Zeiten pro fabrica Ecclesiae bestimmte Drittel 
geniesst. Ferner wurde beantragt, dass die Grundobrigkeiten zur Lieferung der 
Baumaterialien um den Erzeugungspreis nicht bloss aufgefordert, sondern ver¬ 
halten werden, weil sie von der Existenz der Kirchen und Pfarren in verschie¬ 
dener Rücksicht Vortheil ziehen, wogegen man bemerkte, dass in den ältesten 
Verordnungen eines Beitrages der Grundobrigkeiten gar keine Erwähnung ge¬ 
schieht und nach dem Kirchengesetze nur die Zebentherren zu einem Beitrage 
mit vollem Rechte verhalten werden können. In Ansehung der von den Gemein¬ 
den zu leistenden Zug- und Handrobot erachtete man, dass die Gemeinden diese 
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Robot nur zu leisten bitten, in soweit sie es ohne Hemmung'ihrer Wirtbscbaft 
bei notbwendigen Arbeiten und ohne NatbtheH ihrer Herrschaft vermögen; wo* 
gegen, man erinnerte, dass die Gemeinden von der Kirche undPfarre den gröss¬ 
ten Nutzen ziehen, sohin au den erwihnten Leistungen unbedingt zn verhalten 
wirem ■ • v > . ...• 

Mit dem Hofkcneleideerete vom 22. Mai 1805, Z. »742, wurde der nieder* 
österreichischen Regierang unter Rbekste&ung des von ihr vorgelegteo Entwurfes 
bedeutet, dass, nachdem Seine Majestät in der ergangenen höchsten Bntscbiiessung 
die Dominien und Grnndobrigkeiten zur Abreicbung der Baumaterialien zu dem 
Erzengnngspreise selbst nur aufzufordern befohlen haben, hierwegen auch in der 
zu erlassenden Verordnung keine Abänderung getroffen werden könne. Wegen 
der unentgeltlichen Fuhren und Handarbeiten der Pfarrgemeinden hat es bei der 
steten Beobachtung zu bleiben, dass sie solche in der Regel bei Kirchen- und 
Pfarrgebäuden ohne Unterschied zu leisten haben. In besonderen und seltenen 
Fällen and bei eintretenden besonderen rpcksichtswQrdigen Umständen wird es 
ohnehin von der Benrtheilung der Stellen abhängen, ihnen nach Befund der Sache 
eine angemessene Erleichterung auf ihr Ansuchen zu bewilligen, welches jedoch 
der Regel und Schuldigkeit im Allgemeinen keinen Abbruch machen kann. 

Hiernach ist das Circular der niederösterreichischen Landesregierung vom 
27. Juni 1805 veröffentlicht worden, welches die Massregeln für die Bestreitung 
der Kosten bei Kirchen- und Pfarrbaulichkeiten in nachstehender von dem mäh¬ 
rischen Kirchenbau-Normale zum Theiie abweichender Weise darlegt: 

»Es sind zwar dnrch die höchsten Verordnungen, welche von Zeit zu Zeit 
in Ansehung der Bestreitung der Kosten bei Kirchen- und Pfarrhofbaulichkeiten 
erschienen sind, die Grundsätze vorgeschrieben, nach welchen sich in dieser An¬ 
gelegenheit zn benehmen ist, und wer zu diesen Kosten nach Umständen beizu¬ 
tragen hat. 

Um aber diese einzelnen Verordnungen im Zusammenhänge darzustellen, 
und dadurch allen Anständen und Zweifeln, weiche sich von Zeit zu Zeit hierin 
ergeben haben, für die Zukunft vorzubeugen, haben Seine Majestät zu Folge eines 
hohen Hofdecretes vom 22. v., erhalten 18. d. M., Folgendes zur künftigen unab¬ 
änderlichen Richtschnur verordnet : 

1. In Ansehung der Kirchenbaulichkeiten ist der allgemeine auf dem ea- 
nonischen Rechte, und den älteren Verordnungen, als jener vom 10. August 1733 
und 27. Februar 1786, beruhende Grundsatz zu beobachten, dass zur Herstellung 
und Erhaltung der Kirchengebäude der Kirchenschatz, so weit er Ober die Be¬ 
deckung der Stiftungen und der jährlichen Currentausgaben vorhanden ist, und 
in dessen Ermanglung der Patron die Kosten zn bestreiten habe. Jedoch ver¬ 
sehen sich Seine Majestät zu der guten Gesinnung der zu einer Kirche einge- 
pfarrten Dominien und Grnndobrigkeiten, welehe Baumaterialien, als: Steine, Zie¬ 
gel, Kalk und Bauholz in ihrem Bezirke besitzen, dass sie solche; um dieses die 
Ehre Gottes, and ihrer eigenen and ihrer Ünterthanen Seelenheil zum Gegenstände 
habende heilige Werk mit vereinigten Kräften zu befördern, zu Kirchengebäuden 
um den Erzengnngspreis abfolgen lassen werden. Die Pfarrgemeinden müssen, 
nach den ohnehin bestehenden Verordnungen und.der steten Beobachtung, mit 
den unentgeltlichen Hand- and Zagarbeiten zugeZOgen werden. 

2. In Ansehung der Pfarrhofbaulichkeiten sind diejenigen Reparaturen, 
wezu der Pfarrer, Localeaplan oder sonstige Beneflciat durch seine eigene oder 
seiner DienstleateSehuld,Naehlässigkeit oder Verwahrlosung Veranlassung gege- 
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benbat^von ibm alJein, ohne alle weitqre.Concurrenz des Jürch^pvprjnögaps 
oder des Patrons, zu >bpstfeitea.,, Eben ; so sind, ..... ; , ,,< 

S. kleinere Reparaturen, die jedem Inwohner eines gsenäethete»: Hause« 
•usElgenem za trafen oMtegen,ais:Einseteuiigeinigeri Fensterscheiben toi» 
einiger StQcke in die Oefen, Aasbesserung der Thüren, Schlösser und theilweieen 
Fensterstöcke, Ausdielung einiger Bretter in den Fussböden, künftig von den Pfar- 
refnrLoealeaplänentmd sonstigen Beneflelate» ohne Rücksicht, ob sie ^inen odec 
keinen Congroa*UeÖerschU 83 ' haben, ganz allein, und ebne einen änderten Heitbag 
«i bestreiten. ; •••>• .; ■ • »• . •-'! m • *. •>:!» 

• ' •" KbCn dieses gilt bei Beneflden, weiche' mit Bealitaten dotlift sind ;■ lb Ab* 
sebdng der bei den Wirthschäftsgebänden voifaileddön kleineren‘Reparaturen: * 

4. Uni aber zu verhindern^ dass derlei klefneReparatlonert nicht zu lange 

unterlassen werden,'müssen diejenigen Pfarrer oder Beneflciatett. welchen nach 
den pingelegten Fassionen oder älteren Installations-Instrumenten, eine jährliche 
bestipimte Summe auf kleinere Reparationen zugewiesen ist, durch ordentliche 
Aufschreibung und Aufbewahrung der von den Arbeifsleuten ausgestellten Coriten 
sich ih den Stand sei zen, dass sie auf jeden Fall über die Verwendung jener 
Summen sich ausweisen-können, wie solches unterm 10. März 1804 bereits ver¬ 
ordnet wurde. In dieser Hinsicht wird die unterm 4. August 1770 geschehene 
Aufhebung des jährlichen Reparationsquanli zurückgenommen. Wenn jedoch in 
einem Jahre solche Reparationen sich ergeben, die der BeneÖciat nach dem vori¬ 
gen Paragraphen aus Eigenem zu bestreiten hat, und die sich höher, als das 
jährlich dazu bestimmte Quantum belaufen, so wird der Beneficiat das höhere 
Quantum der Kosten an dem für das künftige Jahr bestimmten Betrage abrechneh 
können. ‘ " , ' *' '' ". .. 

5. Alle übrigen Reparationen, die wegen Länge, der Zeit, steten Gebrauch, 
durch, fauchte J^ge pdpr unvorhergesehen,e Zufälle, cur Nptbwendigkejt werden, 
sind vorzüglich aps dem Kirchenvermögep, welches die, Wohnungen des bpi der 
Kirche angestellten Benpflciaten eben so, als jas Kirchpngqbäude seihet zu erhal¬ 
ten bestimmt ißt, in soweit es über die, jährlichen fixen Auslagen hinreicht, und 
mit Ausnahme der Stiftungscapitalien zu bestreiten. Wo. der bare Casseübprschuss 
hierzu nicht hinreicht, ist entweder der entbehrliche Theil de« Stammvermögens 
durch Eintreibung der bei Privaten haftenden Capitalien, oder durch Veräusserung 
von Obligationen und minder einträglichen Realitäten zu verwenden, oder durch 
Aufnehmung von Passivcapitalien auf die zur Hypothek dienenden Realitäten der 
nöthige Betrag beizuschaffen, worüber jedoch von der Landesstelle allemal, die 
vorläufige Bewilligung, arigesycbtwerden muss. 

.fi f ;, Ip spfegne, das entbehrliche Kirrbqnveripögen nicht hinreicht, die. Kosten 
jdei; Pfarjhotbaulichkeit .ganz zu tragen , spllen-, die Pfarrer,, Localcapiäne .oder 
andere Bencflciatgn,. welche .itfin ihrem Bepcficip ,mehr, «lq,.die POJtfp .Cgponica 
gßpie^en, nfc?» folgernden Grqndsätzep ,beigezogen .^efden,: . . <!ti , 
:a) Zur Bestimmung) der Einkünfte des Pfarrers oder Benefiowtcm.(muss die 
. . Fassion, jedoch, mit .billiger Rücksicht auf die den Zeitumständen angemesr 

i; senO* Preise der -Dinge, zum Grunde gelegt; davon müssen die Ausladen* 
welche sowohl auf die rWirtbschaft, als auch auf dte Landesanlagen,::daun 
m i> . auf die Unterhaltung der tbeils wegen Weitläufigkeit ihrer Pfarreien, theils 
.wegen.mehreren egeisilichen Obliegenheiten notbwendigten Caidäne Bin »«&■ 
- ■, ,-ä Ständen; «sind, ithgezogwn .und . hieraus- puss i der Ueheüsehuss üfeardiepcr-r 
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tionem etuMBiiMi, imtfcheiin rdinonSOO 'fl. 'ia' -tKeitetien feÄt/ bimesseD 

• f WerdAB. ■>) (I• I■ . !; :< y .7 •>!(•!<> !>.’!' ■ > 1 - .i!< 

>i») Dfejenigm'Pfarr«andBenefkiäteh,iwelcheHMb'dte9er'Bfere«htHihg kei- 
> nbft> Ueberschuss über die porttonem canonie&m Haben, oder 1 tfel'‘welchen 
„• dew allfällige Ueberschassdie Summe' von 100 fl.jäWlleh nicht übersteigt, 
.sind von allem Beitrage i»ur "grosseren Beparlrang* tondHerstellong der 
■ Gebäude -frei du lassen; tr -> *<i ‘»..m *•>-•: i ;• 

c) Bei welchen sich aber ein die Summe von 100 fl/hberBWlgefider 1 Ueber- 

- r iscbuss zeigt, diese"haben 'zw defoi sowohl: auf OteBatitnaterialterr als auf 

- die übrigen Auslagen erforderlichen Reparationskosten in dem Verhältnisse 
: . beizutragen; dass 1 von dem Congraa-Ueberschusse ihnen noch ein Dritthell 
ganz freigelassen; von zvfrei! Dritteln, Wenn der Uebersehoss 100 bis 200 fl. 
beträgt; den zehnten; wo der Ueberschuss v*ott '800 b(S 400'fl, fst, den 
.m fünften) wo er 500 bisi.OOa fl. ausmacht, 1 den vierten; wenn er sieb auf 
70O;bis 800 11. belauft;’den dritten; und endlich; wenn er sieh von 900 

- . W*1000 11. und: darüber erstreckte, die Hälfte aller' Über den Rirdhenbei- 
:. i trag noeh .Bäthigen KoOten, niemals aber «Sn Mebreres zu bestreiten ihnen 

• ■.zuerkannt werde. '.: 1 

•ie>d) Nachdem ab« diese! Beitrüge vorn den-Pfarrern und BeneflddtetS'oft nicht 
- auf einmal werden geWistet werden können, so werden hierbei nach den 
älteren Verordnungen, und/,namentlich nach der vdm 21.. Jänner 1789 ond 
vom JO, November 1775, Baubfigfe zu errichten sein, an denen jährlich 
^in bestimmter Beitrag bjs zur gänzlichen Tilgung abgefDbrt werden .muss, 
-i 7. ..-.Alle übrigen .Kosten der Herstellung oder grösseren Reparation det 
Pfangßbftudes, zu deren Bestreitung, das entbehrliche Kirchenvermögen nicht bin* 
reicht, und welche, über, die,nach dem vorhergehenden Paragraph von den Pfar* 
rem oder Beneflqiaten, ,cu, leistenden , Beiträge .noch erforderlich. Stad, bat der 
Patron.der.Pfarre, nach der Natur des Patronates, und nach den ältesten Verordn 
Bungen, .aus Eigenem zu tragen. , ■ ; .• . •!.•::« 1 

■ ., „ 8. Zur Schonung des KirchetuviWinögena and.zur-Erleichterung dar’Bene* 
ficnlen und Pfarrpatreue erwartea Seine Majestät jedoch ebenfalls von der guten 
DaHnnung der zu einer Pfacro gehörenden Dominien, und in dem Pfarrbezirke 
einige GrundhuWefl -besitzender Gruudobrigkejten,. dass, sie,in; der Betrachtung 
der "Wichtigkeit des Seelsorgeramtes die Baumaterialien, welche sie in ihrem De* 
zirke-.besitzen, zu den Pfazrgebäuüen, wie oben $. 1 , von den KircbenbauUeiw 
kettent geaagt worden iat, tun den.Erzeugungspreis ahfolgqn .lassen werden. Die 
etogfipfawten^emetadons haben,: zu den .PCarrhofbauhcbkieiteB inh der nlmiicken 
Art, wie zu den Pfarrkirchen, die unentgeltlichen Hand- und Zugarbeitefts zu 

MMWmii.v.-uv« .1-1, ‘ . • •••- 

! i, > . 9 . 1 ,', DfWqe nun,, festgesetztes Bauvorschriften sind. otaae ; Unterschied wem 
das Patrppat zus|ehe, T bei;allen-von nun.an vorfallendes: Kirchen* und Pfarrhsf» 
bauliebkeiten im ganzen .Lande, zq beobachten., • :r>:> .1 - 

. 10 .. .Wenn jedoch aa einigen Orten dieserwegen schon.RartkUlar-Conven- 
Üoucn .sund besondere von den Patronen , oder Pfarrkindem übernommene Vfcrbind* 
Ufhkeilan bestehen,, oder in, Zukunft bei Errichtung neuer. Pfarreti.mit Getonten* 
haitPPg der Behörden eingegangen worden, so soll es bei-dlenselben ohne Bück* 
sicht auf die gegenwärtiges Vorschriften auch ferner sein Verbleiben haben. 

/ 11. Um,jeder Wilikürlicbkett in Führung.der Gebäude.zom NacMbeietdes 

U^kttQWWbGefdibdeb dgc. .Patron« /vwwbeageiH 1 soll 11 ,; >.. t,. 1 . , ■, 
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«> kein Pftrrtff, Loemnplon .oder.anderer Bertefldat Mi mterfangen, eigen- 
mächtig and ohne vorläufige Anmeldung and erhaltene Genehmigung der 
Lnndesstelle einige grossere, and ihnen nicht selbst durch den 2. und 3. 
Paragraph dieser Verordnung zogewiesene Reparatur and Baulichkeit vor¬ 
zunehmen, oder das Kirchenvermögen dazu za verwenden. Sollte aber 
.eine solche Handlang geschehen, so soll sie Demjenigen allein zar Last 
fallen, der sie ohne Bewilligung, folglich auf eigene Gefahr and Rechnung, 
unternommen hat. . ; 

b) Auch kein .Privatpatron.darf irgend eine Reparatur einer Kirche oder eines 
Pfairgebäudes aus. dem Stamm vermögen der seinem Privatpatronate unter¬ 
stehenden Kirche vornehmen lassen, ohne hierzu die Bewilligung der Lan¬ 
desstelle angesucht und erhalten zu haben, widrigenfalls hatte er dem 
Stamm vermögen der Kirche die verwendete Summe zu ersetzen. 

c) Kein Bauführer darf, ohne von der Landesstelle die Erlaubniss erhalten 
zu haben, von dem genehmigten Riese im Wesentlichen abweieben. 

d) Und da die Reparirung der Pfarrgebfiade immer dem Kirchenvermögen zur 
Last .fallt, wenn sie auch ohne Zuziehung desselben etwa von einem ver- 
möglichen Pfarrer oder Patron zuerst ganz neu hergestellt worden, so darf 
auch keine bedeutende Vergrösserung eines Pfarrbofes, wenn sie auch 

. .ganz auf Kosten das Beneflciaten oder de» Patron» geschähe; ohne Geneh- 
•> mtgtKg der Landesstelle vorgenommen werden. 

12. Um für die Erhellung der Kirchen- and Prarrhofgebautle im guten 
Baustande ztf sorgen, Und die nöthlgen oft mit geringen Kosten zu bewirkenden 
Reparationen nicht aus Nachlässigkeit der Pfarrer, Loealcapläne, Beneflciaten oder 
der: Beamten za lang ausgesetzt zu lassen, sollen bei der nach dem Kirchen- 
patehle vom 8. Deeember 1759 jährlich in Gegenwart der Vogtherrschaft, oder 
ihres Abgeordneten Commisstrs aofzunehmenden Kirchenrechnung, welcher auch 
nzcfc, Ht. 1. tract. de jur. incorp. $. 14., der Patron beizawohnen berechtigt l»t, 
die Kirchen- und Pfarrgebaude ordentlich beaugenscheiniget, und deren nötbig 
befundene, nach den gegenwärtigen Bestimmungen oder den bestehenden beson¬ 
deren Conventionen zu veranstaltende Reparationen dem Kreisamle, und von dte* 
sem der Landesstelle um so gewisser binnen 8 Wochen nach erhobenem Befunde 
angezeigt werden, als im widrigen Falle, und wenn durch die längere Verzögerung 
den Gebäuden ein grösserer Schaden zugebt, die Untersuchenden und der Potroh 
dkftir za haften haben werden. Bei Pfarren oder Beneflcien, wo eine jährliche 
Somme zur Verwendung auf die Geböod« bestimmt ist, hot sieh der Pfarrer oder 
BeneAciat bei der Kirchenrecbnong über die richtige Verwendung dieser Somme 
raszaweiseB. 

Eben so sollen die Decbante bei ihren Visitationen auf den Boastand Mkfc* 
steht nehmen, and die entdeckten Gebrechen dem Consistol4o; and dieses der 
L«nide8Stelte anzelgen. Endlich haben auch die Kreisömter bei den Kreisberet* 
sungen auf den Baustand dieser Gebäude genau za sehen; 1 

■ 1& Bei Absterben eines Pfarrers, Localeaplans oder Benefknateii' sollen, 
Wie schon verlangst and neoerlich am 3. October 1801 und am * t. MBlt 1804 
verordnet worden ist, die Pfarrgebäude jedesmal genau untersucht, und dos 
Ifimgelhafte, wozu des Verstorbenen oder der Seinlgett Nachlässigkeit, Scboid 
oder Verwabrlbsdhg erwefslfchermassen Veratflassdng gegeben bat, und vor¬ 
züglich, wodörch die nach dem $. 4. In Ansehung' des verwendeten Betrages 
oafzabewahrenden Schriften, die wirkliche Verwendung desselben ‘nicht «wage* 
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wieseh werten kann, ans dem allenfalls zarüekgelassenen Vermögen bergest eHt 
werden. 

14. Daher ist aueb jeder Pfarrer, Locakaplan oder Benefldat, der einen 

Posten antritt, verbanden, sogleich die Anzeige zu machen, wenn er die Neth- 
Wendigkeit einer grösseren Reparation an den Pfarrgeb&uden bemerkt, im Unter* 
lassnngsfblle dieser Anzeige würde er für den daraus entstehenden Nachtheil ver- 
antwortlieb sein. ' 

15. Um aber diese befohlene Aufmerksamkeit auf die Kirchen- und Pfbrr- 
gebäude in der nöthlgen Gleichförmigkeit zu erhalten ,Jst bei allen Pfarren, Lo- 
ealien oder Benedeien des Landes nach dem beigeschlossenen Formulare ein 
eigenes Inventarium über den Zustand der Geblude sogleich, unter Ferti¬ 
gung des Patrons oder seines Abgeordneten und des angestellten Seelsorgers 
aufZunehmen, und in die Kirchenlade zu himerlegen, welches bei der jährlichen 
Kirrhenrecbnung mit dem neuerdings befundenen Zustande zu vergleichen, und 
besonders bei sieb ergebenden Todfallen, oder einer sonstigen Veränderung der 
Benefieiaien, zur Grundlage der Untersuchung, ob er während seiner Amtsjahre 
für die Gebinde gehörig gesorgt habe oder nicht, zu gebrauchen ist.« 

Aus $. 1. dieser Vorschrift folgt, dass bei Kircbenbaulichkeiten der Pfarrer 
unter allen Umständen ausser Concurrenz gelassen wird. Hinsichtlich der Pfarr- 
baulichkeiten verfügt $. 5. und 6., dass nur in Ermanglung des entbehrlichen 
Kirchenvermögens der Pfarrer aus seinen Einkünften beizutragen habe; wenn 
demnach ein entbehrliches Kircbenvermögen vorhanden ist, so wird der Pfarrer 
bezüglich seines Congruaüberschusses freigelassen. Den eingepfarrten Gemeinden 
hingegen kömmt die Bestreitung der Kosten der Kirchen- und Pfarrhofbaulichkei- 
len aus dem Kirchenvermögen nie zu Guten, indem sie nach $• 1. und 2. des Cir¬ 
culares stets und ohne Ausnahme die unentgeltlichen Zug- und Handarbeiten zu 
leisten haben. Was endlich die Dominien betrifft, so sind sie nach $. 1. und 8. 
des Circulares zu einer Beitragsleistung überhaupt gesetzlich nicht verbunden. 

Zur Erläuterung des f. 6. des in Rede stehenden Circulares hat das Cuk 
tusministerium unter dem 18. April 1852, Z. 186d, der niederösterreiefaiseben 
Stattbaiterei erklirt: »Was die angeregte Frage wegen Bemessung der Beitrags¬ 
quote der Pfründner zu den Kosten der Pfarrfaofbaulidikeiten anbelangt, se ist 
nach dem mit Hofkanzleidecret vom 22. Mai 1805 genehmigten Cireoiarentwnrfe 
$. I. Bt. c), hiebei der eigentliche Congruaüberschuss, nicht aber der 
nach Abzug des dem Pfarrer freizulassenden Drittels dieses Congrnaüberscbnsses 
verbleibende Rest als Massstab anznnehmen; wobei aufmerksam gemacht wird, 
dass die Worte des gedruckten Circulares: wenn der Ueberschuss 100 bis 
200 fl. beträgt, in dem von der vereinigten Hofkanzlei genehmigtet Circular- 
entwürfe, welcher der biederösterreicUschtn Regierung zur Drucklegung mitge- 
theilt worden ist, richtiger also lauten: wenn der Ueberschuss über 100 
bis 200 1 beträgt.« 

Hitt9iehtlieb der Art der Umlage der Leistung der Zug- und Handdtbeften 
bei Kirchen- und Pfhrrhofbanliehkelten batte die Hofkanzlei toter dem 17. De- 
eembef 1816, Z. 23,012, in einem besonderen Falle entschieden, dass es zwar 
dun Gemeinden ZU überlassen sei, unter sieb Ober die Art, Gemeindelasten zu be¬ 
streiten, ein freiwilliges Uebereinkommen zu treffen , wenn aber dieses nicht zu 
Stande Umritt, oder, da es getroffen war, wenn darüber Streitigkeiten entstehen, 
s» s«S dfe Gdnetadetest nach dem Steaergttlden vert&eiK werden. Der 
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1821, Z. 14,925, aufrecht erhalten und znr Anwendung gebracht. .. .„ i; . „ 

! •: kn Jahre;1827 kaaa.die!frage.,Rir Sprache^ wesshalb die tflfr.iKircfipn- und 
P8at»ho£baulicbkeUien bestehenden GoBCurrenzversohriften hinsichtlich • der Handt 
tmdFUhrfr atmen in Wien nicht.zur, Anwendung. jMuajnen. MU'dem,Hofkapzleide<? 
«rete votn 18: October 1827, Z,,,23,938, ist hierwegen der niederdsterreichischeo 
Regierung Nachstehendes bedeutet worden: 1. Die »Verbindlichkeit deri£f*npgft* 
roeh^Biin Wiqu,zu den P/arrbfuUcJdtpitftn z^.f^t#ujirep ist ber^ts in» Allge¬ 
meinen selbst vqn Seiner Majestät .(I8J18,, Zi 71 . 73 ), ausgesprocbep >Y,o^en fi . Yfln 
Kirchen,, u[e7cl}e jieine Pfarrkirchen sind., . yar : jp dem .HQfde.crete vo.jn J,0. ,|jU>jr- 
oung, 1820 keinp Bede. Es ist ,demnach oyr, $. die, Frage, „qb bpi qi nigea.upd 
bei ,weleben.Pfarrkirchen djp Hepaeipien und .in tviejferpe yoq pipser Copcifr-, 
fenepflichtigkeit befreit, spien. .Hiebei.b/Jt tjer Grupdsgi^zq gelteq,. «Japs pur,,^«« 
Jemanden aus ejnem besnndern R,ß.chtstitei.,die Verbindlichkeit».pile,, 
auch die Hqnd.- pnd Fubrkosten zu, trpgeA), .obliegt, dip Gepieipdeu, von diese,p 
Beiträgep ffpi, sjnd, In dgr^nwendupg diesps Grundsatzes 1( giii,dieses bej.,der 
Carls-Kirche .der^pgasiinpr flof-, upd der, Hp.fbifrgkiFCbp. „Für prsierp b^dfi «P# 
in Fojge besonderer Stipulationen, und zwar bei St. Carl theils dem Aerar, theils 
dem preuzherrn-Örden, bei 'den Augustinern aber theils depi Aeral> theils dem 
Allerhöchsten Hofe, Und zwar schon vor der Zeit, als sie Pfarrkirche Würde, ob, 
die Bestreitung ihrer Kosten ?u tragen; die zugegelienen Pfafrreehte haben die 
Kosten der Baulichkeiten nicht verdiehrt, und kpnhen daher fpr die Gemeinde, 
so lange diese Verhältnisse bestehen, keine neue Last begründen. Ein 
gleicher Fall tritt bei den Kloster Pfarrkirchen ein; denn, dadurch, dass sie 
Pfarrkirchen wurdest, entsteht für’dieselben keine Vefmehruiig derposten zu Bau¬ 
lichkeiten und ^at daher {ias Kloster' diese Kosten wi.e ziivor ‘zu bestfeiten, so 
iange diese Verhältnisse forftläuern, d, b.'a) so, lange das Kloster besteht; dehn 
hört bpeh de^eb Aufhebung die Kirche auf'eihe Klosterkirche y 'zu seih','so trit 
sie ih die Ctasse d£r Säcuiarkirclien und ist nacii den für diese 'letzteren beste¬ 
henden Nonnen zu behandeln; b) wenn idas Kloster -diese Kosten' zu bestreiten 
uottermögend wird denn! .wäre-die Kirche keine, Pfarrkirche, ao bestünde in: die« 
sem 'Falle igftr .keine . Veabindhchkeit;. sie zu erhalten; diese geht -ans. ihrer Natur 
ais PfarrläBBhe'iherwr uUd begrtwdet dadurch' die'.Forderung iant die' dabei alleip 
ioteressifte* Gemeinden.:<8 .i F4)p Wie Retpartition • der'Hand- undiZtigkosttnspttcht 
da» GeaetZy:dass.sie lvob> der. Pfarrge-roeiaSde! zu geschehen habe. ..Baad ea ifl 
Wienüaewdhbiiikder stadt.ais ln den Vorstädten Ffarrgemeinden ^ibtV'udtait 
lieg W keinem. Zweifel; Isiden Yuratädim wiedvaich aueban-diese Regel gehalten; 
eiferthat:daher, auch für Hie Pfaraigemeinäen.Sn.tfer. Stadtio.* soferae e^t lege ge? 
sprachen weiden; soll, zu\ge)tt*f| (nur..wind/es >äera. Prhiateinkomnien! überlasten, 
otkitum nllftUigentJnnukömmhctoMteß,»HaZuwafhen,ieiebb atatnift werden >welle; 
dass -die: Pfarrgeraainden. der Stadt ;in Absicht*, auf. die GemfehidekOsten an Kirchen« 
und Pfarrbaulichkeiten sich als in eine Gemeinde vereinigt;behandelnv daher 
f»f, i^ef,jn^eii Sla(^pifw?p|Vpj^OiBim^ep, i) uml / dpp.pforr«Wfiinde ob- 
U^ejH^eu^ostpp.jedpsppaji ppf djp „RfarigBrneiptlpp 

i;e»pftiren ^sen, woilPh-. Diq^lefbbotelß 'Anprdwng, wegen vSt* Stephan, 
WCb^dagpgmp.gpgeÄlp-t,werden,, Wieili diese Wrcjje^a^,^in-,Gie,njei Bfityt MOP «ABI 
^iep, anzus.ehpn, erklärt, wurden. ist ppd d#he* n in. ^etlediglichibr f fair pk. i eA h Wl* 
„.vyejjcfte -jbfqP.ÄPBftU.jbegj-eivttun,Bezirk.tb^hepi, b^beheprifio^NwmflP 

Vfft* Mb^g^ uTieTtJep, }t#w. a ,W»s. e*dlg*h (jl. ^ |fajaäWÜ#W(^* 
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trifft* sa-dveltetbei jhr.aMerdipgs dAs beso^e. Y^ltflis^ »!),. «^SS/K^Wi 
ausgeschnitten .HirM.llNa.if*» ,?«Pderp ,eipe .in der ,g«p?en„^adii zejffjtce^ 
PfpwsepMnAe) b*t,.wsjcbe„?|c!>, *^,«1»' a* d^n.Pftnrgjejnemdeia^^fliQbtigi 

ZtJSßbeahaG,., *1 ■ • • ■«I « .hl ;,n t: .:■• • ;..(>iMk ii ..: in ii •u<<tn , M 
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4 , In Oesterreich ob der Enns., 
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,s '■ A*S.i eines» Betiebtei dar» oh derf^nsischeB iandesegieniaghvoat 2i Qetadn 
her’ 1788-geht hdrvstv daa* bis dhhin in. .Ober Österreich hinsichtlich ;derJ Adf- 
brtrtgang derKircbehbaokdsttnüneloer eigenthümliehen Weise; vorgegeben wurde. 
Die Regierung versichert, dass, so oft dortlandes;eine Baureparation bei waa lmücr 
fOr' einem Gotteshause voraunebmen nöthig war der Bedarf aus den eigenen 
Mftlfeln der Kirche genommen wurde. In Abgang eigener Mittel mussten die Fiila» 
lfen der Mutterkirche und so wechselseitig aUsheifen; wäre#aber dk Multerkinche 
Uhd* die Filialen'mittellos, sb blieb, kein anderer Ausweg* dlsdenKostenbedUrf 
attf'«lte Ueberscbftsfce der dortländigen GotteshSaser anszuschreiben* mit weleheih 
rar .jedes Gotteshaus m particnlari unbedeutenden Beitrage eine verarmte Kirche 
wieddr in baulichen Stand bergestellt. .wurde. Gleichwie non auf solche Art die 
Kirchen coHatronis liberse anderen Gotteshäusern aushelfen, so* konnte auch eine 
verarmte Kirche coitationis liberae: bei einem entstandenen <Nothfall ' billig >eineft 
gleichen Bestand fordern; und da hei dieser bis zum Jahre 1782 im Lande dorsh» 
gebends und untlhierbroclren bestandenen Gewohnheit 'kein PrlvaCpatronJe* 
mal's verhaften'werden konnte, die Kirchenreparationen aus seinem eige- 
hen’Vdrlnöget»' zu bestsreiten, so konnte auch aus de» gleichen Ursache eine solche 
Forderung Bezüglich der' Bei Pfründen Kbefae CollfUionis vorfindigen KirChert 
nicht'ah den Ordinarius gesteht werden. Die Regierung beantragt, dasd auch IH 
Hinkunft dem Bischöfe nicht zugeiftuthet werde, abs.seinembischöflichem Elnkünft 
teff'^ift-'&üafltmg solcher Kirchen beizutrage«? t- < *« »».;•* .v.:»-:ira.<.* 
■ 1 ’ in der erwähnten Observanz wurde; bezüglich >der Bestreitung der Itei de» 
Brrtcütftng neuer Curatien erwachsenden Kircbenbaukosten; .durch! die'oben sab 
f.’a’Bgeffthrten Allerhöchsten Resolutionen vom 24. December 1782 uhd 29. JUh* 
ner 1783 eine Aenderung herbelgeführfv Die drstbiverlangt,'dass die KlreheH und 
Gebhude bei den neu ■za errichtenden Pfarrert; und Localcaplaneien von* den Pa- 
fiotetn and Grutrdobrigkeiten bestrhten wendsenr Naeh der;zweiten soHten beiailen 
dich ^ereignenden Klrrttenbaureparattonen die Kirche ein Drittel der Kostet! yi dl« 
Gemeinde"desgleichen einDriMet. .und das dritte Drittel der Panron und die Grand* 
dbrigfceltr tragen. Dieses letzte Drittel "Wurde .-von der Regierung' den Vogtetem auf» 
erlegtä wogegen sich diese sräubten; weil sie hiebt Patrone seiend .f- *id 
■' • Mit dem Hofdeerete vom d4.-Jänner 17BJ f z. 14; wurde dbr ob der Bond« 
sAeh' Regierung zuf‘AufkläTangi des aufgeworfttnen ZWeifeis, oft 1 ata ddn 'Kirtbeti* 
tüld'TfbrtgeWiUden der Patrontis öder der Vogtherr zti concurrtren' haben, .he* 
WHrtety'fflhss der Sinn der angeftttM-ten Atierhöchsten VerordtfaBgen dahin gehet 
dass zur fleüstellung ddr fSirehen* und Pfavrgebüudedie 1 Patronin ünd 1 nicht tüfe 
Voglherren, die von;ihrer MOhewaUtwg'keinenyortb9il i :b«bmt,,gutiveshaHenseien, 
wobei aber sich von. selbst versteh« dass »wo. die Kwebe' ein eigenthümIi.qbo* 
■Vermögen besitzt, solches «einer Bestimmung gemöa* in soweit «rHüfer genwc 
meu werden könne t < als es za de»,täglichen < Erfordernissen;entbehrlich ist. Vfa 
feber - der Fair onus nicht zugleich <Grundobrigkeit* U t ,da< wäre 4iuch: diese letztere 
e» etoeri verhütoiismähsigen Goiwurrene mit Beschaffung. ider ; BanmaterialiennwR 
dw.tageinnd dBK Umständen aaftwtnw«er»i nwoiudiß YemmsHdluiWi wezüg^eg 
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mit dem Woble ihrer Cnterthanen verbunden ist; und endlich bitten auch in al¬ 
len Pillen die Pfarrklnder die angemessenen Fuhren und Handarbeiten va leisten, 
durch welche allseitig gemeinschaftliche Mitwirkung die Unkasten bet einer ver¬ 
nünftigen Ausgleichung sich allemal dergestalt würden tbeilen lassen, 'dass van 
keiner Seite eine gegründete Beschwerde übrig bliebe. Bei den Pfarren col- 
iationis liberae hingegen seien derlei Unkosten aus dem eigenen Kirehenver- 
mftgen zu bestreiten, und in soweit eine solche Kirche mittellos wlre, kftnne auch 
eine Unterstützung bei anderen reicheren Kirchen im NothMie angasocbt und 
von dem eigenihümlichen, mit keinen Stiftungen, behafteten' Vermögen derselben 
nach Erforderniss geleistet werden. ' , . r; 

Das binsiebtlich der Pfarreinrichtung an di« ob der Enns’sche Regierung 
erlassene Hofdecret vom 6. Mint 1784 enthalt bezüglich der Herstellung <d$r Kir¬ 
chen- und Pfarrgeblude genau dieselben Bestimmungen, welche in dem nach 
Mübren ergangenen Hofdecrete vom 27. Juni 1784, Z. 1386, Vorkommen. In dem 
Hofdecrete vom I.October 1784, (Justizgesetz-Sammlung Nr. 846.) wird insbeson¬ 
dere bemerkt, dass es in Ansehung der Stifte und Klöster, welchen das jus prae» 
sentandi zusteht, und wo dieselben noch ferner ihre eigenen und geprüften Geist¬ 
lichen aussetzen, bei der dermaligen Verfassung noch ferner zu verbleiben babe 4 
dass das pfarrliche Vermögen zwar dem betreffenden Stifte anheimfaüen. dürfe* 
dasselbe aber dagegen wie vorbin, den Seelsorger , sowie dessen Pfarrhaus ond 
Kirche sammt allen Erfordernissen au erholten schuldig sein solle. 

Eine unter den ständischen Beschwerden vorgekommene Klage der Patrone 
wegen Auferlegung einer neuen, bis dahin ungewohnten Last wurde mit dem 
Hofdecrete vom 18. April 1786, Z. 606, in folgender Weise erlediget: ln der 
Hauptsache ist die Obliegenheit der Patrone, für die Herstellung der Pfarr- and 
Kircbengebiude zu sorgen, nicht neu, sondern sie ist von jeher in den Reckten 
gegründet, und in dieser Rücksicht nicht kränkend. in der Anwendung sacht 
man.Urnen die diesllllige Last dnrch die erlaubte Zuhllfenehmung des entbehr¬ 
lichen Kirchenpecuüi, durch die Coneurrenz der Obrigkeiten bei den Schulgeblu¬ 
den und durch die von den Unterthanen zu leistenden unentgeltlichen Fohren 
und Handarbeiten nach Thunliebkeit zu erleichtern. 

Und da man einerseits den Privatpatronen bei Kirchen- und Pfarrgebtu* 
den keine besonderen Baupläne vorschreibt, nach welchen sie sich unumgüngUch 
zu richten bitten, sondern dieses ihrer eigenen Auswahl überiisst, somit der Fall 
eines, ihnen zugemutbeten überflüssigen Aufwandes nicht wohl eintreten kann, 
und andererseits der vernünftigen Beurtheilung der Landesstelle immer Vorbehal¬ 
ten bleibt, in FBlien, wo einen und den nämlichen Patron mehrere Gebinde zu¬ 
gleich treffen, ihn nicht nur durch zu grosse UebereUung auf allen Säten zu¬ 
gleich in das Anfliegen zu bringen, sondern vorzüglich dort auf die Zustande- 
bringung zu dringen, wo der Bau am nothwendigslen ist, und in diesem Verhüt- 
piss nach und nach vorzurüeken: so behebt sieb mit einer schicklichen Anwendung 
der Vorschrift die Beschwerde der Stände in diesem Punkte von seihst. >. 

Da der Regierang mit dem Hofdecrete vom 12. Mal 1786 erinnert worden 
war, dass die Grundobrigkeiten und Unterthanen zu unentgeltlichen Beitrigen zn 
den' neuen Pfarr- and Kirchengebäuden 'lucht za zwingen, sondern durch eine 
anstlndige Vorstellung ihres hiebei obwaltenden selbsteigenen Vortheites bloss 
anzueifern seien: so ergab es sieb, dass die Paroctdanen mitunter die Zug- und 
Handarbeiten verweigerten. Ueber eine bierwegen gestellte. Anfrage ward der 
Regierung ntt dem Hofdecrete vom 24. November 1786, Z. 1807, erwiedert, eie 
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sei vollkommen recht daran, dass die Unterthanen bei den Pfarr- and Kirchen* 
gtb&tiden die unentgeltlichen Fahren and Handarbeiten allerdings zn leisten haben, 
and wenn sie sich hiezu gutwillig nicht bequemen wollen» sie in den gehörigen 
Wegen hiezu zu verhalten seien, indem die Verordnung vom lg. Mai 1786 nicht 
v«q diesen Arbeiten der Unterthanen, sondern nur von den Geldbeiträgen zu die* 
senGebäuden redet und zu verstehen ist, die man ihnen in regula nicht zuum- 
then kann, wenn sie sich nicht freiwillig dazu einversteben oder durch voraus* 
gegangene Verhandlungen sich dazu verbindlich gemacht haben. 

Ferner wurde durch das Hofdecret vom 10. Jänner 1792, Z. I7Q2, erklirt, 
dass fllr die Beischaffung des Grwjdes zum Pfarrhof* und Kirchenbau der Patron 
zu sorgen habe, wobei es sich jedoch von seihst verstehe, dass ihm erlaubt sei, 
zu dieser, sowie zu den übrigen Patronatsauslagen das entbehrliche Kirchenperu- 
lium, wenn eines, vorhanden ist. zu Hilfe zu nehmen. 

Ueber, den allerunterthänigsten Vortrag der Hofkanzlei vom 13. September 
1804 wurde von derselben die Aeusserung abverlangt, ob die für Mahren erlas* 
sene liormalvorschrift über die Concurrenzpflicbt bei pfarriicben Gebäuden in den 
österreichischen Staaten nicht überall, wo sie bisher noch nicht besteht, einge- 
führt werden könne. Die hierüber einvernommene ob der Enns’sehe Regierung 
meinte, dass die erwähnte Vorschrift in OberÖstefreieh nicht vollständig anwend* 
bar sei, weil daselbst a) die Stiftspfarren von den Stiftern selbst erhalten wer* 
den; dasselbe gelte auch b) bei den Weltgeistlichen rücksichtlich ihrer Gebäude, 
wo nicht besondere Verträge obwalten, indem zu Herstellungen'an diesen Gebäu¬ 
den nur bei grösseren unvorhergesehenen Fällen Beiträge geleistet werden; dann 
wurde c) bemerkt, dass den auf dem Religionsfonds-Pätronate angestellten Seel¬ 
sorgern die im $. 2. des mährischen Circulares bezeichneten kleineren Reparatu¬ 
ren in Oberösterreich nicbt obliegen, und d) daselbst bei Kirchen* und Pfarrbatt* 
ten auch die Grundobrigkeiten in’s Mitleid gezogen werden. 

. Mit dem Hofkanzleidecrele vom 24. April 1807, Z. 7889, ist hierauf der 
ob der Enns’scben Regierung auf Grund Allerhöchster EmsebHessung eröffnet 
worden, dass es in Oesterreich ob der Enns bei der dort bisher üblich gewesenen 
Concurrenz bei Reparaturen und Herstellungen der Pfarr-, Wohn* and Wirth* 
sehaftsgebfiude sein Verbleiben haben solle. ' 1 ,;I ' 

In Folge dessen hat die Landesregierang ln Oesterreich ob der Endo unter 
dem 3. Juli 1807 das nachstehende Circular veröffentlicht: 

»Seine. Majestät haben vermöge hteher gelangten hohett Hofkänzfcidecrets 
vom 24. April und Empfang 7. Mai d. J. gnädigst zu verordnen geruht , dass' es 
bei Reparaturen der Pfarr-, Wohn- und Wlrthschaftsgebände im Lande c/b der 
Enns bei der bisher üblichen Concurrenz sein Verbleiben haben soll. 1 ' > 

Zugleich wurde dieser LandessteRe dem weiteren Inhalte dieser höchsten 
Entscheidung gemäss aufgetragen, vorzüglich den Krefsämtern, darin den Vogfei- 
commissärs und Dechanten unter strenger eigenen Häftling einzubinden; aüf den 
Zustand dieser Gebäude bei ihren Bereisungen ttrid Visitationen genauest Zu sehen, 
and das diessfalls Nöthlge entweder selbst sogleich zuvefarilassen oder hierüber 
an' die Behörden die ungesäumte Anzeige zu machen. 

, , r (.Dieser höchsten Entscbliessnng zn Folge sind: 

1, .Die bisher hierlandes bestandenen Verträge, Privatconveritiörien und 
Verbindlichkeiten, vermöge welchen hie und da die Kirchen, Dominien, Gemein¬ 
den oder wer sonst die Pfarrgebäude ohne Anspruch auf fremde Beiträge her- 
zuhalten,haben, fortan aufrecht zu erhalten. 



'Ötst^iichWÖie CeSeitÄ'Öl^r'KTrtÄiiü- ttnfl frflüTflttfeteCenj' ; 


' f 1 i flhbeh Jfe sflfter lihd' KIft'stei 1 dfe tSätahjäfc'HM'- «öeB 
alten uhd’neuPrrichteten Pfarreien ftte hinter auf ^igettef' iCtrtterf' and itl 1 dPfMs* 
her bestandene®/ Art inf bähUchen'Stande berzuhtflteft’ondherzastellen.' ' !, i| 

" ,i ' 1 ' * Die’ Phlrrtf'' und "töcaflW der fleu ferrlchleten €uratien MQMefl"Jedt 

Rfefaltätüfen,'Wo2Ü ibre oder* ihrer 'DftfMeirtä'-'Sdhiitd 1 ,' Nachlässigkeit Wp- 

Mhrlosbfig Aölass gegeben "hdt, ganz allein und' dlmefrgehtPein^mfaetaden 
Difträge’be’sti/eitert'. Dagegen' werden" 1 " '* ' •■' ,fi “ >* " ■ 

4. alle OWigert Reparation^ bdi diesdn neuefricHtetett'SeWsorkeWtatfcmert. 
vfl^febeK'lleV h ö‘ch$tüiV J VöWühV ifri ii' Vdnf'44;'Wderttber '1782; 2». Jän- 
WeV u iVBd;' l'.' jfäiftrer'17dd‘’und‘ W. NoVlmiber Tfttf gemä&v ' Mts deta Kir«tenve**- 
TrlSg’eh ,' 1 wei'cttes" eigentftifi, irf soWeft '£s' zrirdtefrtdazu bestimmt’ ist; bestritten'; 
iü's'Afernl Iber dieselbe riftht'tihrelcht, t üii<f did KfrChen 1 durch derlei Aasfageb 
in,ihren Currenterfordernissen'zürÖck'gesetzf würden, 'wfftt die normaltnisSlge 
lifd'pariititfn'ahf Dä(ron- j' firuitdübrigkeitien und Prarrgemeindeh dergestalt einge¬ 
leitet, dass die''Patrone 1 die PFofessionistenäuslagbnzö befreiten,'‘die ‘Örtmdobrlg- 
iefoek die; Bäürfiate'fiäliert belzusciiaffeh, ’ und die 'PrdrrgeMehide'rf die 1 fUirr^n lind 
Handarbeiten iinen/gelriicti zu leisten'lifaben.’ U!1 - 

( |i jBeballen^ die JPfarrer auf alten ^farreien* die' vorige Verbindlichkdlt, 
ihrg ^farr.T,; yfqltn- ’,ppii Wirtschaftsgebäude auf eigene' Kosten im baulichen 
Stande Jiefzuhalt,en ? ohne jla^s ihnen ajits^dem Kircbenvermögen j oder Von dem 
^affou jund dep,,Q^rig,en, Copcijrrqnten hiezp ein beitrag geleistet wird. $ur bei 
^p^sejten, Reparptioftpii, die ohne iluj Vefschulden und Vernachlässigung Wegen 
.f^Bge der, Zeit,, stpUjin Gebfauch, durch feuchte Lage, oder unvorhergesehene Zu- 
.^^.Ungjücksfäll.e zur. Notwendigkeit werden f oder bei unausweichlichen ganz 
H/erst,e)luf)ggpt werden, Beiträge, au^^em eigenen ,Kirchenverinögen)' wo es 
zureicht, oder Bauschiilingsgelder-Auinahme^, \on anderen vermögliclien Kirchen, 
..^(pl^e dpr Pfarrer pnd qppie, Nachfolger jn ‘ angemessenen' iV bestimmenden 
^ujjilckzuzgJflenjhgüiuij .bevvfUiget; wo aber ein derlei entbehrliches kirchen- 
,}[ßf0Jüg/en. HijPbt vprhqpden* upd au?iipdig ^eriacht werden kann, oder der Pfair- 
| y^, jjpinepi Bfrü nd,qn-Ertrage qje^ jährlic|te Bauschillingssurpine rückzuzahlen 
nicht im Stande wäre, wird die Repar(jtipP auf ^atrpiij' Cfujidoljrigkeiten und Ge- 

^ 4. hier oben "apg^nihrteii 

Art eingeleitet. n .. 

■•hiBfxi’KFllW ffV,f (l .pfW|e^en peparalipn^ jind Herstellungen ohne Aus¬ 
wahl))#,, bei .wqlcft^w , ( ^s ^ircbehyerfliögeci'z^ Hilfe gepoipmen wir^’, odjer die 
JRgptftUipn, jipvertneddlicbi. eigtreW ^inpss,.' ’sii^d ,,von^er’, geist-.’ und! weltlichep 
, Vogtei ordentjhphe lieberschl.äge .durch WefkvprstSndige vorsciiriftinässig verhassep 
fa^fjpn, tm/i, mit,.dejn Gutachten, »egen Bestreitung der Kosten durch das’Kreis- 
.^tnti^ur,. vorläufigen peurtbeilting und Begenebmigupg der Landes^tellp vorzplegeif, 
■Afff glfiicfie Art sin4 vop d^jenigen, grösseren^Reparqtipnen .nn^ Herstellungen, 
Ntqfqhq.die, Pfarrer auf. eigene Kosten,,zu bewprkslejiigen f^ben, ; fiie yebersphläge 
^pifjTdiessartigen jeföfiing und ,BestäiigpDgi za .Bpter^iehefl,. ^njjt 4ie Nachfolger 
nicht mit unzweckmässigen .ppni, j^berflü^igen, Gp^udep ui)^,, derep, jierhpltüpjsr 
beschwert werden. i ... '* 

, , „ 7, Damit jedoch die Pfarfgeiiäüde allezeit im guten''Bäüslandfe’ erhalten, 
upd di^ nöthi^p ofl pit ^erin^en Kpsten zu bewirkenden Reparationen nicht aus 
Äj^hlfissifke^t der .^fa^or (n der '^eit versäumt werden' mögen ’ haben ‘ sich ; d(e 
Vogteien und Dechante unter strenger eigener Haftung angelegen zu halten^ ^asi 
sie sich pünktUch nach den diessfalls schon bestehenden Verordnungen 



Dtr€Wto»feh» , 9fld IWhrrlHiiftis. 96 


Vödr74:Dec«mbef t7Ö4i»l{htJHörritmg l«#8 fand 34i Nbveaiberr 1SM. itSehmen, 
Sfiterit’dRi PMrrgeMädejäbrHrh' bei 'Gelegenheit der Deeanntsi' SSChulVIsitation 
gemeinschaftlich 1 und’ordentlich beaugenscheinigen, die'f«»t*1g befundenen Repa¬ 
rationen 'und HersteHtmge»ehtwtoer isedbsts'dogteidi'VmiHassBfv oder nach Mass- 
gffbe dieser ■ Vorschrift' durchdafs ’ svorgfesdtate kl ft:• Hreteamptan diese Landesstelle 
MtätllgenV so'Wie'die 1 k. ! k> Kreisdnüier rlerplKehtet bleibe»i belMIren Bereisungen 
dnfdehZustand dlesk Gebende trtter gleich ‘strenger Haftung-genauest zu sehen. 

' ' 8. raikbb 1 Solle* ! »Wtf , 'A»8tdrb»n «oder- senstigenr AostWtte' eine»'Pfarrers 

biRT^LobaieA' dle Gebäude jedesmal-insbesondere : nSchdenhlezuucbon be- 
AlVl§ndWn Vdr'SChrtft«« vbffl' 41u iutn i?7& uhd“30.>AOgust MV® genau 
»tit'ersaeht', and dhb' SlaflgfelHafle, 'Wozh des > VIrstottxnfeh odebAüstreteödsn, oder 
Ihrer' 1 DreCfstleute ^acMSds^keit;- Schuld ■ oder ^drwahrtbsuftf o erwffesehermassen 
Äfflass gegeben-hart, htte dedlVerlassenscljaft- oder 'dem- VSermögon' des Austreten- 
4Wl'''bei^esWellt 1, werdettV''i)ilher'fst auch'jeder' Pfarrer,' Loealeapla» oder Bene- 
■fWit.' flef feinen TOstew 1 Antritt; Verbände«,;'sogFekh'-die' Ahzeige^Zu machen, wenn 
ofdle Nöth weridigkelt kfferHgVöSSerki ^Reparation dn den PfarrgebSudeh' bemerkt. 
Im Unterlassungsfälle dieser Anzeige würde er filr detv darkus enl stell öhdeh Nach- 
vwahtwottHcb sem. ! • '•■»> »«->b n* w# n-"i; ’-v.u rt i»*« i'**»•n*;t «* 
j-.rvj ■ $ i'rh fethef 1 diese hier 'Sflgeärtffietfe’'Beaugenscheinigung der 1 ' Gebäude 
‘desto ‘ähherer und TeWSssIgev ^örnehTnenv auch deH"Beftfnd,'‘ ih >’Sf«? ’f» einem 
'Stande sie' SiUH befinden, dem»'ob ulid was Tür Reparationen "Üu veranstalten 
«feien, ordeMliCh erheben uHd'ttöthigerifaHs aiir Abhilfe' Vortege» ztr'kdnhfen, wird 
tfl |l dk AMagfe "das 1 Formriflair des Inventars, : liäett welchem' die ursprüngliche 
ÖWeTsuchurig «hd 1 Beschreibung der Pfarrgebäüde vortranehmert ist, »dttem Ende 
bfeigeschldssen,' damit bei den ■terg’esfcbti ebenen' jährlichen' 'Beaugenscheinigungen 
trrid< den nach Absterbeit oderAustritt eines Pfarrers oder Löcnldnvörzunehmen- 
■dfeA Utitersttchüngen ;i rtÄWi eibett gleichen allgemeinen Richtmasse VoCgegangen, 
feW4‘ öb A»es In 'dem 1 Bestände ," w$ Soklien das gehiachte Inventar därgestellt, 
itltölicb'vorhanden 1 , oder 1 ob, tirtdwasfüreihe ReparttibH »othwendig, dann 
dörert Aölass; somit von woni'sie zu bedtrehen »ei j genreinscbtfftlteh beur- 
Ihfeltt, urtÄ Aas 1 dlessfallS Nhthige fehtWedfer selbst iogleicfi verhntaisst' Odfer durch 
das k J -k. ■ KTeisaittti : dieser LähdessffeRe - zur Abtotttltfng oder feimitigen Verfügung 
wn^o'gewisser voitelegf werden möge*- alsimwtörigen", nnd wenn törch die 
’VknachMsslgtfng der ungeordneten Untersuchung' und Anzeige, bder'doCCh deren 
längere Verzögerung de» Gebäuden 'ein'' grösserer Sdbatferi- zhginge;" l dft daran 
ÄdraMtragenden rfaftir zu'haften haheni' ••;’> « in ‘ t> ih (•* 

> ' Welche»’hiete« sämmfHchfen Kreisärnffern,Vogtelea; GrunfldbWgkeiten, 
‘Fhtroneh, Decbahten hnd Pfarrehr'Zur 'WiSSen6ehafti'üWl ß l>Üt4ktfkhs<>eri''baruacli- 
ncbthng 1 bekannt gemadbt' wird/» ©iesfem-CkkälarVfar dfts FoCMülakdes mähri* 
beben Baasfahds-ftfventarimns aogesthibssen. ' 1 ' '<»•>»•«»1 luiM no 

hic u!Ufeber''den TnhaftM des 1 öbrtdr'KWis’selieh '•törtöeltöattiübhcükeb'zttoriiiales 
ist Nachstehendes zu bemerken. .i'uuind;: 

bajiflaChiTdefcseltieh 'babeft Üid"Sl!«e 'hrtä>' KlöslVr’-dle Sebftilde :: dk tönen in- 
’ r 'ii •''Tew-porirteh 1 akedi und ttfeft'')«irttchtke«-11lu^nfvdereh lt eitehdtt^'nlHV^ 
- ' '»*deV Gröeh'isrv'WWtttk# die Seeesorge-durcfi ein' als HPfarrvertveser'besieH- 
■'!» ’iiCes-' OrdetwfelieduttbLs wfe bisher kiff elgenfe Kdstitö llrkl , lh'-'dfei"Bishfek , ' I Wl- 
* b !< w*hddneri‘ Art ’hli bäBliebetf Sfeifde" hferatfttÄlteb 'flfld hfera&tete«.^ 

'* i 'inBegtüiidungiidlbder Verftflictkuog htlttei die'HömkZIfel ># !l lhreth :i äHerUn'lefs. 
; . nthäüigfeCen JVorkagfei v*nf<*Z8;ilduni f80#'belheVkt', : flhds* in der'Vtkteikafe 
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Zehenten, für des Klents und die Kirchen bestanden and ans denselben 
die Pfhrrlehen hervorgegangen seien, von deren Erträgnisse der dritte oder 
vierte Theil pro fabriea gewidmet war. Hit diesen Pfarrleben seien noch 
Stifte and Kloster dotirt worden, wobei der Unterschied zwischen der In* 
Corporation qnoad temporalia und der jure pleno wahrzanehmen sei. Bei 
der ersteren habe das Stift zwei Drittheile des Zehents, nämlich pro fabriea 
et pro paoperibos empfangen and ein Drittheil sei dem. auf die Präsenta¬ 
tion des Stiftsvorstehers aiigestellten Shcnlarpfarrer verblieben. Bei der 
letzteren habe das Stift, welches die Seelserge dnrcb einen ans seiner 
Hüte bestellten und unterhaltenen Pfarrverweser verwalte, den ganzen 
Zehent erhalten, ln Jedem Falle habe das mit den Pfarrleben dotirte Stift 
, mit dem commodo des Lehens sueh das darauf haftende onus sustentatio- 
nis fabricae überkommen, zu welcher ein Theil der erlangten Einkünfte 
ans der Natur der ursprünglichen Stiftung bestimmt war. Dazu kömmt; 
dass die Stifte nicht gehalten sind, das Intercalareinkonunen der incorpor 
ritten Pfarrer an den Religionafond .abzugeben und sie darüber keine Rech¬ 
nung zu legen haben. 

b) Hinsichtlich der Reparaturen wird in dem oberösterreichischen Baunormale 
. # zwischen den neoerrichteten Seelsorgsstationen und den alten Pfarreien 

unterschieden. Bei jenen sind alle weder durch den Seelsorger noch durch 
seine Dienslleute verschuldeten Reparationen aus dem Kirchen vermögen 
oder bei dessen Unznlfinglicbkeit durch die Bauconcurrenz zu bestreiten, 
wogegen die Plärrer auf allen Pfarreien verpflichtet bleiben, ihre Pfanr-, 
Wohn* und Wirtschaftsgebäude auf eigene Kosten im baulichen Stande 
za erhalten. Nur bei grösseren Reparationen oder bei unausweichlichen 
ganz neuen Herstellungen sollen Beiträge aus dem eigenen Kirchen vermö- 
gen, wo es zureicht, oder Bauscbiliingsgelder-Aufhahmen von anderen Kir¬ 
chen bewilliget werden, welche der Pfarrer und seine Nachfolger raten¬ 
weise oft durch mehrere Pecennien zurückzuzahlen haben; weil das ober- 
ÜSterretehische Baunoruule keine Bestimmung enthält, bei welcher Ziffer- 
, gcftsse des Coogruaüberscluisses und mit welchem bestimmten Quotienten 
: nach Verhältnis des CpngfuaQberschusaes die Pfründner derlei grössere 
Baalasten und resp, Bauschillingsgelder zu bestreiten haben; nur wo diese 
.Auskunftsmittel nicht anwendbar sind, soll die gesetzliche Concurrenz des 
Patrons, der Dominien und der Pfarrgemeinde eintreten, bei welcher 

c) die Grundobrigkeiten die Baumaterialien beizuschaffen haben, 

wozu sie auch zwangsweise verhalten werden können, wie diess später 
durch das Hofkanzleidecret vom 12. October 1820, Z. 26,158, ausdrücklich 
erklärt worden ist. Die im 6, des mährischen Baunorraales nach Hass¬ 
gabe des Einkommens stufenweise bemessene Beitragspflicht der 
Beneficiaten ist in das bezogene Circular für Oberösterreieb nicht anf- 
genommen. \ 

Da kein Gesetz besteht, nach welchem der disponible Betrag ans dem 
Khrcbenvermbgen bloss za Gunsten des Patrones bei Baulichkeiten verwendet 
werden dürfte, so ergibt es sieh, dass sämmtiicbe Baoconeurrenten auf das dis¬ 
ponible Vermögen der Kirche bei Bauten einen Anspruch haben und mit dem 
HoTkanzleidecrete vom 2. December 1834, Z. 30,629, wunde die Beitragspflicbt 
der concurr|repden Dominien im Innkreise als keine definitive Verbindlichkeit 
ausgesprochen, sondern den Dominien ausdrücklich das Recbt Vorbehalten, das 
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bis nun Geleistete nnd ferner noch zu Leistende seiner Zeit, wenn die. Kirchen 
einen Theil oder das ganze Vermißen evindren sollten, ans diesem Vermögen 
rückersetzen za lassen, mithin vor der Hand ihre Beiträge nur als Vorschüsse 
gegen einstigen Ersatz zu leisten. 

Biese für Kirchen and Pfarrböfe bestehenden Vorschriften gelten auch von 
Baulichkeiten für Messn erhäuser, die Kircheneigenthum und zugleich Sohul- 
häuser sind. Bei diesen Gebäuden ist zufolge Allerhöchster Entschliessung vom 
2®. Februar 1842 (Studienhofcomm, 25. April . 1842, Z. 2522) zwischen dem 
Eigentümer des Gebäudes und der Schulbauconeurrenz das Uebereinkommen zu 
(reifen, ob der Bau entweder anf Kosten des Eigenthümers oder ob er mit Zu¬ 
ziehung der Schulbauconeurrenz herzustellen sei. , 

Zur Umlage der den Dominien und Gemeinden obliegenden Leistungen 
fehlte es an einem festen Massstabe. Die ob der Enns’scbe Regierung bezeich¬ 
nte als solchen den gesa mmten Dominical- und den gesammten Rusrtcal-Steuer- 
gulden. Es wurde Ober diesen Antrag derselben mit dem Hofkanzleidecrete vom 
1. October 1839, Z. 27,620, Nachstehendes eröffnet : «Seine Majestät haben mit 
Allerhöchster Entschliessung vom 24. August 1889 za genehmigen geruht, dass 
im Lande ob der Enns die gesetzlichen Beiträge der Dominien und Gemeinden 
zu Kirchen-, Pfarrhof- und Schulgebäuden nach dem bei dem allgemeinen Coa- 
currenzkataster der Provinz bestehenden Umlagsmassstabe, wie ihn die Regierung 
in ihrem Berichte umständlich nachgewiesen hat, vertheilt werden.« Hiernach 
waren zu den Beiträgen der Dominien an Baumateriale berufen alle Dominical- 
Grund-, und alle Dominical-Hausbesitzer, dann alle Urbarial- und Doiuinical-Zehent- 
inhaber, endlich jene Erwerbsteuerpflichtigen, welche diese Steuer von Dominical* 
nutzungen und Gewerben entrichteten. Zu den Beiträgen der Gemeinden sollten 
coneurriren alle Rustical-, Grund- und Hausbesitzer, die nicht dominicaliter inlie,- 
gen, dann alle Rustiealzehentbesitzer, endlich alle Erwerbsteuerpflichtigen, in wie¬ 
ferne sie nicht in di« zuerst bezeichnte Kategorie gebären. 

Im Salzkammergute besteht das bisher besprochene Baunormale, und laut 
der Allerhöchsten Entschliessung vom 28. November 1840 hat das Salinen-Aerar 
nur als Patron und Dominium zu coneurriren und die Gemeinden des Salzkam¬ 
mergutes haben zu den Kirchen- und Pfarrhofbaulichkeiten mit der Hand- und 
Zugrobot ebenso beizutragen, wie alle übrigen Gemeinden ob der Enns. 

(Fortsetzung folgt.) 


Das Provincialconcil zu Gran vom 19. September bis 3. Octo- 

ber 1858 1 ). . 

Es wurde im Archiv IV., 604—636, 721—745 bereits aas den Beschlüssen 
des Wiener Provipcials vom 21. October bis 9. November 1858 das für das 
kirchliche Recht Wichtigere mitgetbeilt. Das Gran er Provincialconcil, seit zwei 
Jahrhunderten wieder daa erste in Ungarn, wurde .schon vorher, vom 19. Septem- 

. 1) Dfioreta et Acta Concilii Provinciae Sfcrigoniensis anno .Domini 1858, a Do¬ 
minica XVII. usque XIX. post Pentecosten (a die 19 Septembris usque 3 Octobris) in 
primatiali Basilica Strigoniensi oelebrati. Pestini 1859. Typis J, Beimei et Bas Ui i 
Kozma. VI et 234 pagg. fol. minor. 

Arcblr Ar KJickeancM. U. 7 
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ber bis 8. OctobeT 1858 gehalten 1 2 ). Die vorliegenden Akten desselben enthalten: 
t) ein Inhaltsverzeicbniss; 2) das Publicatlonsschreiben des CardinaMPri* 
mas Fürst-Erzbiscbof Scitowsky vom 24. Februar 1859*) (p. 1—3.); 8) die 
literae der zur Synode vereinigten Bischöfe Ungarns, worin die Approbation der 
Decrete durch den päpstlichen Stuhl erbeten wurde, d. d. Slrigonii Festo S. Fran- 
dsd Seraphici C. 1858 (p. 4.); 4) das päpstliche Bestätigungsbreve vom 31. 
Januar 1859 (p. 5—7.); 5) Schreiben des Präferten der Congreg. CondUi, Cardin. 
Cagiano vom 27. Januar 1859 Ober die Bestätigung der Beschlösse des Provin- 
cialconclls (p. 8—10.). Darauf folgen 0) die Decreta in X Titeln (p. 13— 
134.) Ober die wir unten nfther berichten werden; 7) die Acta Concilii (p. 
135—184.), nämlich das Yerzeichniss der Bischöfe, Theologen und Canonisten und 
Ofdensobern, welche an dem Conril Theil nahmen 3 * * * * * 9 ), und die Protokolle der Ver¬ 
handlungen, welche in fönf congregationes generales und drei feierlichen Publi- 
catlonssltzungen stattfanden. Den Schluss bildet 8) ein Appendix (p. 185—234.), 
ttorin eine Auswahl werthvoller Documente, ältere allgemeine Concilienschlösse, 
päpstliche Constitutionen u. s. w. abgedruckt sind, von denen einige vor und 
nach auch in unserem Archiv Platz finden sollen. 

Von den Decreten des Concils, von welchen wir im Folgenden das 
Wichtigere theils wörtlich, theils im Auszuge mitlheilen, werden in dem oben 
(unter Nr. 4.) erwähnten Schreiben des Cardinal-Pfäfecten Cagiano an den Car- 
dinal-Erzbischof besonders belobt die de SSma trinitate aliisque articulis 
ftdei (tit. 11.), de sacramentis (lit. II!.), „de , Hierarchiae EcclesiasUcae 
ordine, in quo ante omnia de Summo Pontifice ea statuistis , quae a 
filiis obsequentissimis communi Patrl debentur u (tit. V.), de perfectione 
cleri, de Seminariis Maioribus , de Seminariis puerorum (tit. VI.), de 
perfectione populi, de missionibus popularibus, de Societate S. Ste¬ 
phani Regis, de unione Sodalium f de scholis parochialibus (tit. VIII.), 
de adhibenda cautione in vitae communicatione Catholicorum cum 
Acatholicis et Judaeis (tit. IX. c. 4.), de instauranda, exacto triennio, 
Synodi celebratione (tit. IX. c. 5. tit. X.). 


1) DurchHirtenschreiben vom25. Juli 1860 berief der Fürsterzbischof von 
Gran, Cardinal Scitowsky auch eine Diö cesan sy n ode, welche vom 24.—28. 
September 1862 abgehalten wurde. Die Statute a derselben wurden mit bischöflichem 
Schreiben vom Feste Reinigung Mariä 1861 dem Klerus übersandt. Wir hoffen die¬ 
selben ebenfalls zu erhalten, was bis jetzt noch nicht der Fall war, und werden sie 
dann so bald als möglich im Archiv naohtragen. 

2) Von den Publicationserlassen der Suöraganbischöfe liegt uns nur der des 
Buohofs von Fünfkirehen vom 10. Peoember 1869 vor, 

3) Es nahmen mit Decisiwotum an dem Provinoialconcil Theil und Unterzeich¬ 

neten dasselbe (vgl. p. 134. 147 ff.): 1) der Cardinal Joh. Scitowsky, Erzbischof 

von Gran und Primas des Königreichs; 2) Jos. Qaganecz, griechisch-katholischer 

Bischof von Eperies, zugleich Vertreter des wegen körperlicher Schwäche am Erschei¬ 

nen verhinderten griechisch-katholischen Bischofs Basilius Popovics von Mun- 
kacs; 3) Johannes Ranolder, Bischof von Vesprim; 4) Stephan Moyses, 
Bischof von Neusohl; 5) Augustinus Roskov&ny, Bischof von Waitzen (jetzt 

von Neutra); 6) Emericus Farkas, Bischof von Stuhlweissenburg; 7) Georg 
Girk, Bischof von Fünfkirchen; 8) Franz Szenczy, Bischof von Stein am Anger ; 

9) Johannes Simor, Bischof von Raab; 10) Michael Rimely, Archiabbas S. 
Martini de S. Monte Pannoniae et separat! territorn Arohi-Abbatialis Ordinarius; 11) 
Andreas Mesmäros, Capitular-Vlcar von Neutra. 



I. Decreta formam ConcRii atttnentia; Q. D« öde. 


9 « 


TU. I. (p. 14—18.) enthält die altherkömmlichen, hauptsächlich den Akten 
der Mailänder Kirche entnommenen, tbeils gerade so, theiia ähnlich auch anf dexa 
Wiener und Kölner Provibcialconcil wiederkehrenden Decreta formam Concilii 
attinentia: de jodieibus synodalibos; de servando aecreto; de modo vivendi; de 
non praejndirando 1 2 ); de non discedendo; de aperiendo ConcUio; de pcofesslone 
fidei (in prima sessione emittenda) *); de residentia 3 ). 

TU. II. handelt de flde (vgl. Wiener Provincialconcil lit. 1., im 
Archiv IV., 607 ff., Kölner Provincialconcil 1. Theü) und zwar 1) de 
Deo uno, et trino (p. 19—24.), 2) de ecclesia Christi (p. 24—27.), ff) de 
jrrofessione fidei (p. 27—29.). Es wird gemäss Trident, sess. XXIV. c 12. de 
ref. die Ablegung des Glaubensbekenntnisses, und zwar des, in der Const. tnjna- 
ctum nobis vom 13. November 1564 von Pius IV. vorgeschriebenen symbolum 
Tridentinum (bekanntlich einer Zusammenfassung des Nicenisch'Constantinopolita* 
nischen Symbols mit den dogmatischen Entscheidungen des Concils von Trient), 
den folgenden Personen in der nachstehenden Weise ausdrücklich anbefohlen: 

Concilii Tndentini (sess. 24. c. 12. de ref.) Decreto obsequi cupientes, for* 
mala Pii Papae IV. coram Nobis, aut Ylcariis Generalibus professionem PJdei 
edere jubemus: 

1. Omnes, quos in Catbedralibus Ecclesiis de Dignitate, Canonieatu, aut 
beneflciis resideniialibus provideri contigerit, tum coram Nobis Episcopis aut Vica- 
riis Nostris Generalibus, tum etiam coram Capitulo, id est coram Canonicis capi- 
tulariter congregatis 4 ) ordine non necessario servato, coram quo prius aut poste¬ 
rius emittalur; neque coram Nobis aut Vicariis Nostris repetenda, si Capitulo in- 
terfuerimus, dum emittetur 5 ). 

2. Quicumque curam animarum obtinent, sub quocumqne titulo, scilicet 
Parochi vel Administratores, vel Capellani locales. 

3. Superiores etiam tarn majorum, quam minorum Seminariorum, et qui¬ 
cumque Coilegiis, aliisve institutis ab Ordinario praefieiantur, nec non Examinato- 
res synodales. 

4. Quicumque disciplinas Sacras sive theoiogicas in Universitate aut Lyct’is 
episcopalibus vel reguiaribus. quicumque item doctrinam Religionis in Gymnasiis 
publicis vel Institutis privatis legitima auctoritate fundatis docuerint. 

5. Concionatores etiam Reguläres. 

6. Denique Ludimagisfri pariter ad manus V. A. D. eam professionem fldei 
deponent. 

1) r . . deoemimUBquod si contingeret hic aliquem, ut membrum Synodi 
adesse, non tarnen jure admissum esse, vel aliquem loco non sno, gradui 1 vel officio 
sno haud convenienti, sedere; vel aliquem non «fffi oompetente otdiae proloqni et sen- 
tentiam dioere, nemo Rio fast» eibi jus aliquod aoquirat, ant de praebabito jure amät- 
tat, sed onmia in illo statu rata firmaque maneant, in quo aide oelebrationem Con- 
cilii hu jus Provinoialis erant.“ V. aot. eool. Mediolau. Pars VIII. de praqj. non afferendo. 

2) „ ... ad exemplum Patrnm, inprimis S. S. Concilii Trid. (sess. 3. de Symb. 
fidei cf. sess. 25. c. 2. de ref.) decernit haec Synodus, praemittendam esse Omnibus 
aliis tractatibus catholicae fidei professionem, et quidem a Pio IV. Pontifice Maximo 
praescriptam . .“ (of. Append. p. 170 sqq.). Ebenso wurde auch in der ersten Sitzung 
des Wiener ConcüS vom Jahre 1858 (cf. p. 24 sqq.) nnd des Kölner Concils vom 
Jahre 1800 (unten 1 S.108 ff.) das Tridentinisehe Glaubensbekenntnis abgelegt. 

3) Cono. Trid. decreta sess. 6. c. 1. de ref. et sess. 23. c. 1. de ref. publicata sunt. 

4) Trid. Sess. 24. de Reform, csp. 12. 

5) Sacr. Cong. Coac. in una Segnatioa ref. fiarbosa de Qff. et pot, Episc. 

7* 
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De Canonieatu, Dignitate aut benefldo Curato provisi professionem Fidei 
Intra duos saltem menses a die obtentae possessionis per se ipsos, et non per 
interpositum procuratorem emittant, etiamsi eadem pröfessione emissa ad aUum 
Canonicatum Dignitatem vel ad aliam parochialem Ecclesiara promoveanlor 1 ). Ca¬ 
nonici caeterique ad residentiam obligati contra facientes, fructus omnes suae 
praebendae post dictos duos menses elapsos, suos non faciant, et si reditus om* 
nes in quotidianis consistant distributionibus, eos amittant absque alia sententia 
declaratoria; quos fructus et respective distributiones pauperibus vel fabricae Ec- 
etesiae cedere tenebuntor , regola de trlennali possessione iis minime suffragante, 
nfsi-'Sacri Conrilii Congregatio remissionem indulgeat, prout in praeattacto casü 
distributionum, injoncta professione, concedere solet 2 ). Caetera vero poenis a S. 
Conciliis et praelaadata Constitutione Pii IV. inlentatis, mulctabuntur. Quamvis 
vero Canonici Collegiatarum Ecclesiarum ab bujusmodi obligatione fldei 
professionem eliciendi sint exempti, illos tarnen ad bujusmodi professionem nun- 
cupandam praesentis Decreti vigore obligamus, seu potius consuetudinem hac parte 
apud nos vigentem ultro omnino observari mandamus, prima vero Dignitas in 
Collegiatls Ecclesiis ad emlttendam professionem fldei non tantum e consueludine, 
sed de stylo Datariae obligatur. 

Tit. III.: De säcramentis (p. 30.—35.). f. Conc. Prov. Viennens. 1858. 
tit. 3. (Archiv IV:, 1631 ff.), Coloniens. 1860 part. I. tit. VIII.). 

1. De Sacramentis in genere. . . . . i. Curatores animarum, coete- 
fique Sacerdotes doctrinam de Sacramentis solerter repetant, utentes in specie 
aureo libro catechetico, quem ex Decreto Concilii Tridentini in usum Parocboruin 
beatae memoriae Pontifices S. Pius V., et Clemens XIII. edi jusserunt. Magnum 
iilud, quod doctrinae de Sacramentis inest, momentum exigit, ut eadem doctrina 
in sacris sermonibus fldeli populo integra et frequentius exponatur, una indigite- 
tur etiam signiflcatio caeremoniarum, quibus Ecclesia in Sacramentorum administra- 
tlone uti consoevit. 

2. Sacerdotes Sacramenta administraturi conscientiam suam a peccati labe 
sacra Confessione, aut si Confessarii copia non adesset, contritione perfecta pur¬ 
gare festinent, preces ad Deum fundant, et brevi meditatione perpendant dignita¬ 
tem et sanctitatem rei, quain tractaturi sunt. 

3. Fideles moneantur, ut ad Sacramenta conscientia pura, mente devota, 
ae toto corporis habitü ad otnnem externam pietatem et munditiem compositi ac- 
cedant. 

4. Locus, ubi Sacramenta adwinistrantur, porro vasa, librj, vestes, quae 
adbibentur, eo polleant nitore, i qui rei,, quae tractatur, dignitati maxime conyepit. 

5. Impensius praeoipit Synodus,. ut in Sacramentorum administratione ritus 

et rubricae ecclesiasticae sive in Missali Romano sive in Ritualibus eontentae om¬ 
nes et singulae ad amussim observentur: porro, ut Curatores animarum iis, nec 
aliis utantur llbrts ritualibus, quam quoS Ordinatii locorum in usus sacros speda- 
tim designarunt, nec audeant linguam latinam vernacula linguä seu ex toto, seu 
ex parte commutare. Qui huic praecepto non obediverit, teöieritatis suae' poenas 
dabit. . , . 

6. ,Igitur in memprian) revocat Synodus Canonem decimum tertipm. Con¬ 
cilii Tridentini Sess. 7. qui sic sonnt: Si quis dixerit reeeptos et adiurpbutos Eccle- 


1) Sacr. Conc. Calagnritana 26. Sej)t: 1696. 

'2) 8. Congr. Conc. in Nullins seu Taurin. 8. Mali 1682. 





III. Decreta desacramentis in genere, da baptismo. ■ i 101 

siae Catholieae. Ritus in solemni Saeramentoram administratione adhiberi consuetos, 
aut contemni, aut sine peccato a ministris pro libito omitti, aut in novos alias 
per quemcumque Ecclesiarum pastorem mutari posse, anathema sit. 

2. De Baptismo: .... 1. Parochi moneant parentes, ut infantes, quam- 
priinum fleri poterit, ad Ecclesiam deferant baptizandos, ne secus eos periculo 
amittendae salutis qeternäe exponant. / 

2. In privatis domibus, excepto tarnen manifesto necessltatis casu,et tune etiam 
exposito inter duos cereos Cruciflxo, Baptismus nuraquam conferatur: Caveantitaque 
Curatores animarum ab hac reguia sive ob importunas preces. sive ob aiios respectus re- 
cedere.Si vero propier mortis pericuium ab obstetrice, velalia persona Baptismus neces¬ 
sitatis fuerat collatus, diligenter inquirant de illius validitate, cujns si certiores 
sint, sufficiat preces ritusque Ecclesiae consuetos supplere. Sin untern,' sub condi- 
tione conferatur boc Sacramentum. Ita baptizandi sunt etiam infantes expositi, 
etiamsi reperiatur scriptum, quod eos baptizatos esse testetur, nisi indicetur paro- 
chia, ubi baptizatus füerit infans, et inrentum sestimonhun concordet cum notatis 
in Libro matrieulari. 

3. Sectae Socinianorum seu Unitariorum addjcti, ad sinum Catholieae Ec- 
desiae venirq cupientes yel saltem matrimonium com catholieo individuo inire 
desiderantes, ob gravia, quae validitaU Baptlamatis apud eos coltati obstant, dubia 
sub conditione baptizentur. 

4. Quoad patrinos identidem incidcat Synodus legem Goncüii Tfidentini 

statucntis:ut unus tantum sive vir sive muRer juxta Sacrorum Canonuminstituta 
vel ad summuni unus et una baptizatumde Baptismo suscipiant 1 ). Horum munus 
Concüium Prov. Strigon. anno 1560. r* 3< $. 6. sic exponit: »Meminerint. cornpa- 
tres obligatos sc esse, quando ab aliis id minime fleret, infantem a se Sacro 
Baptismatis fonte susceptum in Rebgione Christiane institnere, eumque Orationem 
Dominicam, Salutaöonem Angelioam, Symbolum praeterea Apostolicom docere ; in 
aijisque rebus, quae vel ad Chrtetfanam Reiigionem, vel ad mores informandos 
attinent, diligenter erudire« 2 ). Cujus quidem; muneris patrinos admonere parochi 
non iiucrmittant. 1 1 •• , ■ . 

5. Ex hoc patrinorum munere faeile inteüigitur, cuinam hominnm generi 
sauctae hujns tutelae administratio committenda non; sit, nimirum iis, quieam .ge¬ 
rne, aut fideiiter nolint, aut sedulo et acourate non queant, nt observat Catecbia- 
mus ex Decreto Concilii Tridentini ad parochos editus 3 ). Arcendos itaque prae- 
cipit haec Synodus a munere patrinorum: infideles, haeretieos, scbismaticos, exi 
communicatos, et interdktos, manifestos et notorios concubinarios, aliosque noto- 
rios peccatores, in specie etiam illos Adele», qui mixtum matrimonium iUicite 
ineuntes consensum suum dederunl, ut proles ex mixto boc matrimonio progi- 
gnendae in alia praeterquam Catbolica Rebgione educentur. Sed nee mutt aut 
sana mente destituti, porr* nee pueri^ qui conflrmati aut ad prirnam saitem com- 

. monionem admissi hand sunt, adroittantnr. Religiosos a patrinorum munere. pa- 
nones arcent 4 ); Clericos autem in Sacris Ordinibus constitutos bortatur haec Sy- 
nodos, : ut munus , boc ob vitandum specialiorepi enm. familiis >nexum, aliasque 
rationes, declinent. 

6. Catbolica Ecclesia vult, ut nomen baptizando dandum <sumatur ab aliquo, 


1) Trid. Sess. 24. c. 2. de reform. Matrim. •> 

2) C. 105. Dist. IV. de Consecr. 

3) De Patrinis Baptizandorum- ' 

4) C. 103. 104. D. IV. de Conseev. H 
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qui propter exeellentem anhni pletatem et reHgfonem hi Sanctorum namerum re- 
Ifftas est. Ha enim facile flet, ut quivia nominis sitnilitadine ad virlulis et saneti- 
tatls imitationem exdtetur, ae praeterea quem Imitari studeat, eum quoque preee- 
tur, et speret slbi advocatum ad salutem tum animi tarn corporis defendendam 
venloram esse *)• Quare vetat baec Synodos, ne baptizandis nomina imponantur, 
quae in Martyrologio Romano aut aliis probatis Menologiis non laudantor. Ne 
autem eadem in nna famtlia babeantur continuo nomina, consnlant parochi fldeli- 
bus prole benedietta, ut nomina, Äanetorum in fhmllla nondum existentia eligant. 

7. Benedictio mulieris post partum nnnqaam in privatis domibus, sed 
semper in templot quo eadem juxta piam et laudabilem consuetudinem infamem 
oblatura, et pro incolumltate Deo gratias actora comparet, peragatur. 

8 De Conflrmatione: .... Ad sascipiendum hoc Sacramentam non ad* 
mittantur, ntst qui necessitate medif et praecepti scitu neeessarfa et in spede 
dwctrinam de hujus Sacramenti natura, et effectu probe noverint. Si autem qui 
teneriori aetate sacramentam ipsuin nondam sasceperunt: sacramentali Oonfes- 
sione prius mundent animas suas, et Sacrosancta Eucharistia se reflckmt, si forte 
ad eam antea füerint admissr. 

Patrini munos in Conflrmatione obeat unos tantum sive vir, sive nmlier 
iuxtasexum conflrmandi, sitque Conflrmationis Sacramento manitos*), et si Red 
potest di versus a patrino Baptismi 1 2 3 4 ). 

4 . De Eucharistia: .... Hortatur Synodus omnes Cbrisöfideies, ut: 

1. Pro more in Catholiea Ecclesia semper recepto latriae cultum, qui Deo 
debetur, taute Sanetissimo Sacramento iu veneratione exhtbeant, sive illud in Sa* 
crari* asssrvetur, sive publice exponatur, sive deniqae ad infirmos defera* 
tur*). .... 

2. Paterao affleetu admonet baec Synodus, hortatur, rogat et obseerat per 
viscera misertcordiae Bei Nostri, o > t omnes et stnguii, qui Cbrfstiano nomine een- 
sentur, In boc vinculo charitarts, in boc concordiae symboio convenfant et eon- 
cordent 5 ), frequentius, et digne praeparati accedentes ad mensam Domini. Se* 
nioribus autem in memoriam revocat legem 6 ) Sacri Contiiii Lateranensis IV. a 
Condiio Tridentino identidem inculcalam 7 ) qua praecipitur ut omnes utriusque 
sexus Cbristifideles, postquam ad annos diseretfonls pemnerint, omnia sua pec- 
cata saitem semel in anno fldetlter conflteantur proprio Sacerdoti, aut alteri ab 
Ordinario adprobato ad audiendas Confessiones, suscipientes reverenter adminus in 
Pascha Eucharistiae Sacramentum. Quo saiutare statutum frequenter in Ecclesia 
publicetur. Caeterum communio baec Pascbalis in Parocbia propria fleri debet. 
nisi consuetudo legitim« communionem in alia parocbia vei Ecclesia Regularium 
(die tarnen Pasctahtis excepto) licite posse peragf dedaret. Id quod consentienti* 
bas Episcopis apud nos quoque obtinet. 

8. Singulärem solertf am Paroeborum exigit prima communio parvalorum, 
a qua saepe totius vitae Tatio pendet, ipsaqne adeo aeterna salus; phirimum 


1) Catech. Conc. Trid. de precationibus, ritibns et caeremoniis Baptismi pro 
pennltimo. 

2) C. 100. DiSt. i. de CosseCr. 

3) C. 100- Diät. 4. de Consecr. 

4) cfr. Trid. Sess. 13. oap. 5. 

5) Trid. Sess. 13. cap. 8. 

6) C. 18. de Poenitent et Bern. X. (5, 38.) 

7) Trid. Sess. 18. caa. 9. et Sess. 14. eaa» 8.' i . > , 
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quippe interest, qnaota animi, corporjsve praeparatione aecedant parvuü ad arbo- 
rem vitae in medio Paradisi plantatam, cujus fructus iromortalttatem praestat 
edentibos, nt in fortitudine eibi iliius ambulantes, ex huius miserae peregrinationis 
itinere ad coeiestem patriam oiim pervenlre mereentur. Quapropter praecipit Sy- 
nodus haec, nt ad primam comipunionem nonnisi ü admittantur, qui rite edocti 
sunt sublimitatem et pretium coelestis panis, quem appetont. Ante Sacram Synaxim 
piis exereitanionibus praeparentnr; confessionem peragant de omnibus tntius vitae 
peccaiis; die autem Commqnipnis, quae slt omnio solemnis, in nnnm collecti, in 
proeessiooe ad Ecclesiam inter preces et cantica deducantur, vota Baptismatis 
renovent, adstantibus, si fteri polest, etiam parentibus, patrinis, et cognatis. 

4. Memores sint Parpchi, adorandam Encharistiam esse viaticum in Domino 
morientinm: itaque sollicite curent, ut fideles aegre decumbentes boc viatico ma- 
tore roborentur. Idcirco renovat Syppdos legem 1 ), qno statoilur: nt Corpus Domini 
Noatri Jesu Christi in peregrinorum atqne inßrmorum gratiam, ne ullo unquam 
tempore tanto illos bono fraudari contingat, in sacrario sub fldeü custodia, aß- 
Mbitis clavibus, ne pogait ad iilud manus temeraria extendi, munde ac reverenter 
asservetur, ac saepe renovetur. Coram Sacrario, in quo Eucbaristia asservatur, 
lampas seutper ardeat. Dum autem Sacrum Viaticum ad inflrmos defertur, Sacer- 
dotem praecedat quidam, pprtando ardentem ccreum in lampade, et campanula 
praetereantea ad adorationem provocando. Contendant Parochi cohortatione sua 
efficere, ut sub baldachino deferendum ad inflrmos Viaticum, complures comi- 
entur. 

5. Curahuat Episcopi, ut abusus in expositione publica Venerabilis Sacra- 
menti toliantur. 

G„ Turn Sacerdotes, tum laici Sacram Coenam accedentes praeter debitam 
aoimae puritatem, et humüem ac devotum corporis extripsecum babitum, a media 
nocte Sacram Communionem praecedente inviolabiliter observent jejunipm naturale, 
quod parvitatem materiae neutiquam odmittit 

7. Quanta eura adbibenda slt, ut Sacrosanctum Missae Sacrificium omni 
Reiigionis cultu ac veneratione celebretur, quivis facile existimare poterit, qui co- 
gitaverit, maledictum in Sarris Literis eum vpcari, qui facit opus Dei negligenter. 
Nullum alliud opus adeo sanctum ac divinum a Christifldelibus tractari potest, 
quam hoc ipsum tremendum Mysterium, quo viviflca lila hostia, qua Deo Patri 
reconciliati sumus, in altari per Sacerdotes quotidie immolatur 2 ). Hortatur idcirco 
Synodus omnes Sacerdotes Jesu Christi, ut solerter legant, cordi imprimant, et 
opere exequantur ea omnia et singula, quae Sacrosanctum Concilium Tridentinum 
Sess. 22. de hoc novae legis adorando Sacriflcio eloquitur, et quae rubricae Mis- 
salis continent. Praeterea mqnet haec Synodus, ut diebus Domini et festis unus, 
quisque Presbyter altare Domini accedat, nisi gravi impedimento, uti est coecjtas- 
nimia nervorum debilitas, alia gratis infirmitas, prohibeatur; qui autem curam 
animarum habent, etiam diebus cpmmunibus tarn frequenter celebreat, ut suo 
muneri satisfaciant, quod ad fovendam in se, et fideli populo pietatem, ac ad 
exorandas a Domino gratias frequentius fiat. 

9 . De poenitentia: .... 1 . Vehementer optat Synodus baec Provin- 
eialis, ut fideles per anni decursum saeplus conseientias suas hoc salutifero lachry- 
marum lavacro mundare satagant, eos autem, qui salutis suae cura minus tan- 


1) Synod. Prov. StrjgoB. 1560. c, 5. Peterffy Conc. Huag. B. II, p. 67. 

2) Trid. Sasa. 22. Decret. de observan.dii et avitandi« in celabr, tfiaeaf. 
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guntur, etiam obseerat, ut identidem in anno festis imprimis majoribus, et enitui 
bei Genitricis Immacutatae sacralis, praecipue antem sacro illo et maxime arte* 
ptabili tempore Quadragesimae 1 ) et Adventns peccata sua fonfiteantur, et injun- 
ctam poenitentiam studeant adimplere. Sacerdotibus antem, quorum officium est 
Missae Sacrificinm crebrius offerre. frequentiorem ad minus menslruam Confessio- 
nem injungimus, ne si impuri accedant, judicium siW manducent, damnationemqoe 
adqnirant. 

2. Summa solertia et prudentia instituant Parocbi imprimis tenellam per* ■ 
tionem gregis sui. Ubi nimirum parvuli ad annos discretionis pervencrint, man- 
durantur in faciendo conscientiae examine, nt confessio eorom Integra sit; ne 
secus per incuriam primi institutoris ad sacrilegas olim Confessiones via pareinr. 
Adolescens enim juxta viam suam, etiam cum sensnerit, non recedet ab ea 2 ). 

3. Finito tempore Confessionis et Coinmunionis Paschaiis testimonia super 
liis eoiligantnr, et quoad eos, qui praecepto Ecclesiae non satisfecissent, sententia 
OrdinariOrum expetatur. 

6. De extrema Unctione: .... 1. Monendi sunt 1 fideles, ut dum ad- 
huc nienlis compotes sunt, hoc praesidio eo imprimis tempore, quo tentatio ad* 
versarii nostri vehementissima est, se roborare, satagant, nec existiment Sacer* 
dotem, Extremae Unctionis Sacramentum administraturum, proximae mortis esse 
nunciiim, verum potius perpendant effectus illos salutares, quorum parlirfpes red* 
duntur, qui hoc Sacramentum digne suscipiunt. Caetera antem Curatores in ad- 
ministrando hoc sacramento Riluali Dioecesano se conforment. 

2. Administranda iest Extrema Unetio inflrmis praesertm illis, qui tarn 
periculose decumbunt, ut in exitu vitae constiluti videantur 3 ), nequaquam autem 
illis, qui cum sano sint corpore, probabile aut etiam cerfum adeunt vitae pericu- 
lum, quales sunt iter maritimum ingressi, proeiium commissuri, ultimo supplicio 
plectendi, foeminae partui proximae, nisi alia insuper aecesserit eXtraordinaria 
aut lethaiis corporis aegritudo 4 ). Pueris doli et cnlpae capaeibus etiam ante pri- 
mam Communionem, nec non adultis, qui aliquando usum rationis babuerunt, et 
postea in plirenesim aut amentiam inciderunt, eonferri debet hoc sacramentum; 
minime vero amentibus, qui nuiium ab ortu lucidum intervallum obtinueront. 
Moribundi autem sensibus destituti, licet communionem non possint recipere, si 
ante petierint aut saltem Christiane vixerint, hoc salutis praesidio muniamtur; de 
quolibet enim fideli, nisi contrarium constet, praesumendum est fuisse hoc Sacra¬ 
mentum petiturum 3 ). Quod de liaereticis, et notoriis impoenitentfbusque pecca- 
toribus praesumi nequaquam potest. 

7. De Otdine: .... Episcopi hujus Provinciae dabunt operam: 

1. Ut erectis puerorum Seminariis tum in hornm tiim in Clericorum Semi- 
niinarils, eam nanciscantur Candidati educationem et institutionem, quam celsitudo 
Hujus mmisterii exigir. 

I! ( 2. Ut ad sacros Ordines unice digni promoveantur: curabunt Episcopi, ul 
jtixta legem Tridentinam de Ordinandorum aetate, natalibus, moribus et vita a 
viris ßde dignis sufflciens obtineri queat testimonium 6 ). 

■■ Tf -C - 1 -»■■■» — - P . * »' 

1) Cs 12* de, Poenitent X, (5, 38.) item Trid. Sesa. 14. cup. 5. 

2 ) Prov. 22 , 6* f , 

3) Conc. Trid. Sees. 14. Cap. 3. de Minis, h. Sacr. 

4) Bened. XIV. de Syn. Dioec. L. 8. c. 5. N. 1. et sequ. 
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3. Quamvis condigna laude ornandd sitit eorum Clericorum juhiorum eona* 
mina, qui io arte oratoria et cateebetica privatim se exeteetit • probibent tarnen 
Patres Clerlcis ad Subdiaconatum nec dam promotis ln Ecclesia sacrom sermonem 
ad popalum habere vel ibidem institutionem catechetieam fldeübüs impertfre. 
Sacri denique muneris dignitas postulat, ut derlei nec dnm Subdiaeoni ab omni 
functione Offlciantis omnino abstineant. Vult tarnen Synodus, nt Clerici juniores 
Sacerdötibus sacras fanctiones peragentibus reverenter ministrent. 

4. A primitlis neomystarutf» omnes pompae saecnlares et eonvivia strepi- 
tosa nbsint. 

8. De Matrimonio: .... decemit baec Synodus: 

1. Ut sponsns et sponsa praevia institntione dillgenter praepareniur ad 
Sacramentnrn hoc digne suseipiendum edoeeanturque ofDcia, qnae ipsos tum re- 
Jate ad invicem, tum relate ad prolis soscipiendae educationem manent, nt illa 
in timore Domini crescat. 

2. Cum dicente S. Augustino quaestio de eonjugiis iroplicatissima sit: 
praecipit synodus', ut Curatores animarum ieges, quas ecclesiastica potestas de 
matrimonio ecüdit, solerter diseant, fflasque ad amussim observent. 

3. Ut deelaratio consensus et benediefio sponsorum matutinis — quantum 
fieri poterit — horis, non vero a meridie aut plane snb vespertinum crepuseulum 
peragatur. Porro propter fnfringendae legis ecclesiasticae perieuium nnptfates 
solemnitates diebus abstinentiae non relebrentur. 

4. Optat Synodus graviter monendos esse eos, qoi nuptias ineunt, ut tem- 
pestive ante Matrifnonium Sacram Confessionem peragant, atque ut rite ad Eu- 
charisticam Communionem accedanf. 

De Mixtis Matrimoniis. 

Primum, quod in Matrimonio quaeritur, juxta S. Ambrosium, est religio. 
Hinc prout lege mosaica Hebraeis matrimonia cum exteris, praesertim cum Cha- 
nanaeis propter perieuium perversionis severe interdicta fberunt, ita Ecclesia quo- 
que nostra omni tempore prohibnit, ne Catbolid cum Acatholicis boe sacro foe- 
dere jungerentur. Praesertim Sedes Apo^toiica conjugla mixta seu cum Acatho¬ 
licis inita vehemente* se'mper improbavit, neque illa indulgenda existimavit, nisi 
ex gravissfmls causls, et sub eertis conditionibus; imprfmis ne conjux cathoticus 
ab haeTetico perverti possit, quin potius Ille teneri se sciret ad huhc pro viribtis 
ab errore' retrabendum; tum etiam, ut proles utriusque sexus ex eo matrimonio 
procreanda, in catbolicae religionis sanctitate omnino eduearetur ‘j- 

Certe conjugium jam e sua institutione postulat , ut qui boc vinculo jun* 
gunlur, non solum conjugil nexn, sed etiam religionis sensu sint una earo, unum 
cor et una quasi anrma. Intima baec animorum cunjunctio Inter eos sperart non 
potest, qui'in re gravissima et sacerrima dissentiunt, ita ut, quod alter summa 
venerattonC collt ac frequeniat, altert rldicültira, superstitiosunti vel omnino idolo- 
latrieum videatuf: Unde saepissime evenlre consuevit, ut conjuges ea, quam In¬ 
tima inter eos vitae societas exiglt, fiducia deStituti, aut tristem inter ebntinua 
dissldia vWaitt' ducant, aut pars catboliea, ad indHTerentismuih vel plane defectio- 
nem a flde detapsa, salutis perieuium subeat, atque sic magnum boc Sacramen- 
tum omni sna dignftate 'et sanctitate exnatur. Tum vero quam pronum, ut : iw 
educanda proie, quod una pars aedificat, altera si non directe, saltem indJreete 


1) Bened. XIV. „Magnae nobis.“ Vid, Concil. pror. Etrigdn. Appeod. Br, 6. 




100 Das ProvincialcracU zu Gran vom 19. Sept. bis 3. Oet. 1358. 

destraat, ipsaque proles arbitretur param referre, quam religionem quisque teneat; 
quocidiana experientia id sat superque docet. 

Deniqne qua ratione eonjuges diversae religionis se fautuo aediflcare pos- 
sent, inter quos nec precum, nee Sacramentornm eommunio obtinet; verum potius 
dum v. g. uxor catholiea S. Sacramenta frequeutat, id quasi clam et furtive 
faeere debet, ne maritum ad impia dicteria provocet *). 

Hinc quantacumque sit charitas, qua disseniiemes a nobis in rebus religio¬ 
nis concives nostros prosequimur, non possumos tarnen non vebementius dolere, 
mixta matrimonia adeo invaluisse, ut exinde religioni catholieae multiplicia, eaqne 
atroeissima vulnera inflicta cernamus. 

Quia vero de animabus, quae ancipiti hoc commercio pereunt, coratn justo 
Judice stricta a nobis olim reddenda erit ratio, catbolicos parentes per viscera 
misericordiae Dei, per prolis suae salutem oramus et obtestamor, imo qua Episcopi 
animarum mandamus etiam, ut omni meliori modo prolem suam ab ineundis mix* 
tis matrimoniis avocare et arcere studeant. Hunc in flnem implorato Spiritus S. 
auxilio, in se ipsis sensom vivae fldei resuscitare studeant, ac intime sibi per* 
suadeant, non esse in aiio aliquo salutem, quam in Jesu Cbristo, ejusque Sancta 
Ecclesia. Hunc vivae fldei sensum proli etiam suae jam in tenera aetate tum 
verbo tum exemplo instillare adlaborent. Adelescentulas praecipue vigili oeulo 
comitentur, neque permittant cnm hujusmodi familiarius versari, quibus vitae con- 
jugalis vinculo aliquando consociari nef'as est. Nec decipianlur earnmdem tene* 
riori aetate, nam» experientia docet, nisum nubendi in aliquibus maturius excitari. 
Eo magis Intendant pubescenübus puellis, periculosa enim et difflcilis est animo* 
rum violenta separatio, si longiori consuetudine sibi jnvicem quasi adglutinati 
sunt. Aiioquin advertere potuerunt pluribus in casibus non tarn conjugem quam 
potius conjugis vires et facultates temporales , vel saltem divitem haereditatem 
ambiri. 

Parocbi vero et omnes, quibus animarum cura caromissa est, tarn publieis 
quam privatis sermonibus, omni tarnen cum disrretione, cbaritate et mausuetudine 
doctrinam Ecclesiae de mixtis connubjis opportune propojiant, dumque charitatis 
christianae universalem characterem explicabunt, simul ejusdem limites divinis 
legibus deflxos clare edisserant. Tum vero assiduis Deum exoreqt precibus, quo 
fldem in mentibus fldelium suorum augere, eosdemque ab omni fidel naufragio 
praeservare misericorditer dignetur. Vita praeterea moribusque suis Ecclesiam 
Jesu Cbristi amabilem personamque suam venerandam reddant, ut emergente 
mixti matrimonii casu, verba et adbortationes ipsorum non in irritum cadant. 

Si qui tarnen e fidelibus ab hujusmodi matrimoniq ineundo prorsus desistere 
noilent, eo conatus suos dirigant, ut pars acatholica legalem cautionem praestet 
de catholiea omnis prolis eduoatione, simolque dispiciant, num fldes catholieae 
partis ab omni perversionis periculo immunis fulura censeri possit. , Tantum bis 
praehabitis adornent recursum ad Ordinariatum pro pbtinendn in inipedimento 
vetiti raixtae religionis dispensatione Sedis Apostolicae, sine i qua ne denunciare 
quidem audeant hujusmodi matrimonia. 

Si autem postulata securitas non praebeatur, cum in casu hqc magnopere 
intersit, ut uniformis in procedendo modue, isque aclivam sacerdptU cooperatio- 
nem, quantum possibik est, exeiudens observetur, scopo hoc sequentes statniuws 
regvdas. ....... . 
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1. Matrimonio hujusmodi trinae promulgation es praemittantur, inter pro* 
mulgandum tarnen religionis, cui partes addictae sunt, mentio non flat. 

2. Tarn ante, quam praeprimis intermedio promulgationum tempore in- 
stitutio omni cum mansuetudine et sollicitudine impertienda parti catholicae non 
subtrahatur, quin potius illa, qua licet, diligentia tribuatur. 

3. Cum pars catholica in proposito casu non tantum in canonicas sanetio- 
nes, sed etiam in legem naturalem et divinam gravissime peccet: in tribunali 
Poenitentiae sacramentaliter absolvi non potest. Si tarnen in matrimonio jam 
constituta in cor suum redeat, sincera reatus sul poenitudfne ducatur, et, quan- 
tnra in se est, malum ab se causatum reparare studeat, absolvenda est; cum S. 
Mater Ecclesia viscera misericordiae nunquam praecludat vere poenitentibus. 

4. Matrimonium hujusmodi non quidem in loco sacro, loco tarnen decente, 
in aedibus v. g. parochlalibus ineatur, et parochus, vel cum ejus Ijcentia alius 
sacerdos, nullis quidem sacrts vestibus, adeoque non stola, non rocheto, habitu 
tarnen ecclesiastico indutus, et ad modestam gratitatem compositus citra facien- 
dum Hbri Ritualis, vel precum sacrarum, aut ritus sacri usum, coram duobus aut 
tribus testibus deelaratiohem mutui in matrimonium consensus excipiat. 

5. Üt haec mutui consensus declaratio nullt exceptioni obnoxia sit, eam 
vir hls aut simiübus verbis exprimat: »Ego NN. in conjugem accipio NN. honestam 
personam, non ipsam deseram usque meam et illius mortem in quacunque vicis- 
situdine. Sic me Deus adjuvet.« Deinde consensum suum sponsa catholica sie 
enunciabit: »Ego NN. in marilum accipio NN. honestum juvenem vel virum, non 
ipsum deseram usque meam et illius mortem in quacunque vicissitudine. Sic me 
Deus adjuvet, Beata Virgo, et omnes Sancti.c 

6. Postquam haec peracta sunt, Parochus Matrimonium hoc eadem, qua 
in aliis matrimoniis inserendis oportet, solertia libro Copulatorum inserat. Forma 
immatriculationis aliis praescriptis rubricis plene conformis tenenda est; unice in 
rubricam »Copulans« inserenda erunt haec verba: Mutuum in matrimonium ron* 
sensum declararant coram Parecho proprio NN. vel delegato Sacerdote NN. in 
aedibus Parochialibus NN. 

7. Moneat conjuges, quod matrimonio valido conjuncti sint, cujus indfsso- 
lubilitas aliique legitimi effectus non secus ac in aliis Matrimoniis extra omne 
dubium positi sint. 

8. Si vero sponsi mixtae religionis ab assistentia Passiva acceptanda pror* 
sus alieni forent, et ad Ulam deelinandam non obstantibus Parochi monitis et 
hortamentis ministrum acatbolicum flne contrahendi coram ipso Matrimonii adire 
mallent, in hoc proposito impediri non possunt, concedendaeque sunt ipsis testi* 
moniales literae id solum enunciantes, quod, peractis tribus denunciationibus, nui- 
lnm tale impedimentum, ob quod matrimonium inter hos sponsos valide contrahi 
non posset, detectum sit, nihil ultro addendo, unde consensus vel adprobatio 
Sacerdotis: testimonium dantis subinferri posset. 

9. lntroductio seu benedictio hujusmodi mufleris post nuptias tarn parum 
adhibenda est, quam parum adhiberi potuit benedictio tempore miU matrimonii; 
haec enim utrobique adprobationem auctoritate Ecclesiae ; factam indicat. Intro- 
duetio autem puerperae cum prole, quae apud Catholicos baptizata est, et Ecde- 
siae Catholicae succresclt, fleri potest. In casu nihllominus, quo proles apud 
Acatholieos baptizatur, et ab Ecclesia Catholica abstrahitur, introductio fleri non 
potest, 

(Fortsetzung folgt.) 
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Das Kölner Provincialcoacil vom 28. April bis 12. Mai 1860 *). 

Wir können unseren Bericht über dieses denkwürdige Provincialcoacil, das 
erste, welches seit ; J 154ö‘ 1 2 ) in Köln wieder gehalten wprde, nicht besser beginnen, 
als mit den Worten aus dein Schreiben unseres glorreich regierenden Papstes 
vom 7. April 1861 an den Cardinalerzbischof von Geissei und dessen Provin- 
cialbischöfe: aEtenim singulari animi Nostri consolatione magis magisque intel- 
leximus, quae git eximia vestra religio, virtus, quaeque egregia sanevestrum opi- 
nium erga Nos et hnnc Petri Cathedram, omnium ecclesiarum mattem et magis- 
tram, lides, amor, Studium et observantia. Atque etiam noyimus, quo domus et 
gloriae Del et animarum salulis zelo Vos, dilecte Fili Röster ac Yenerahiles Fra¬ 
tres, in^ensi in podem ^ynodice conventu, collatis int er Yos conajliis, ea statuenda 
curaveritis, quibus ip Yestris dioecesibus, quotidie magis sanctissimae fidei Nastra 
depoptum integrum inviolatumque custodiatur, et calholicae Ecclesia propugnetur 
ac promoveatur, et cleri disciplina servetur, ei populorum religio, pietas morumr 
que honestas foveatur, excitetur, et quod aegrotum sit, sanetur, quod confractum, 
alligetur, quod abjectum, reducatur, et quod perierat, quaeratur. Quum autem 
Vobis apprime, notae sini nefarjae ac muitiplices insidiae et monstrosa opinionum 
portenta, quibus Dei hominumque hostes in hac tanta temporum asperitate et ini- 
quitqte omnimp animos mentesque corrumpere et acerrimum catfyolicae Ecclesiae 
ei huic Apostolicae Sedi bellum inferre et juria omnia divina et humana delere, 
connituntur, idcirco prospectata Vestra pastorali sollicitudine in eadem synodo 
baud omisigtig, iniupjcorum fraudes detegere et errores hisce pr^esertim infelicis- 
simis temporibus serpentes notare, reellere et coarguere, ne tarn dirae contagia 
pestis oves curae Vestrae commissas inficiant ac perdant. Itaque, Dilecte Fili 
Noster ac Venerabiles Fratres, Nobis temperare non possumus, quin banc Vobis 
scribamus epistolam, qua Vobis etiam atque etiain ex animo gratulamur ac maxi- 
mas meritasque tribuimus laudes, quod in commemurata provinciali synodo 
vestram omnem episcopalem vigilantiara explicantes intentissimo Studio ea om- 
nia peragenda curastis, quae ad majorem Dei gloriam ejusque sanctae Ecclesiae 
et istarum dioecesium utilitatem pertinere posse existimastis.« 

Wir übergeben hier die weiteren in den p Acta u enthaltenen Aktenstücke 
über die Vorbereitung des Concils (p. I—XXVI.), wie den ordo ad celebran- 


1) Acta et Decreia Concüii Provinciae Colomensis in Civitate Coloniensi 
anno Di. 186Ö, Pontifioatus Pii P. P. IX. decimoquarto celebrati. Coloniae ex officina 
Typographica Joannis Petri Baohemii 1862. LXXXVI und 256 S. kl. fol. (2 Thlr. im 
Buchhandel; vom Kölner erzbischöflichen Seminar für 1 Thlr. zu beziehen.) 

2) Die letzte Provincialsynode der alten Kölner Kirchenprovinz im Jahre 1549 

wurde vom Erzbischof Adolph III., Grafen von Schauenburg, mit den Bischö¬ 
fen vön LBttich, Minden, Munster, Osnabrück und Ütreoht abgehalten. 
An der ersten Provinoialsynode der jetzigen Kölner Kirchenprovinz im Jahre 1860 
nahmen als Väter des Concils Theil: 1) der Cardinal Johann v, Geissel, Erz- 
biaohqf von Wilhelm Amoldi, Biaehaf von Trier; 8) JoKapn 

Georg Müller, Bischpf yon Münster; 4) Eduard Jakob Wedekin,, Bi¬ 
schof von Hildeaheim,; 5) Conrad Martin, Bischof von Paderborn; ö) 
Paul Melchers, Bischof, von Osnabrück. Die exemten Bischöfe von Hil¬ 
desheim und Osnabrück schlossen sich dem Concjl der ihnen benachbarten Kölner 
Kirchenprovinz an und definirten und unterschrieben mit den Mitgliedern der Provinz. 
Endlich schloss sich 7) als nicht mitunterzeichneter^Synodalis honorarius Heinrich 
Förster, Fürstbischof von^Breslau den Vätern des Concils an. 




Die Act« Concilii, Uebersleht des‘Inhalts der* Detter«. 


dum concttium, den catalogus' sypodaUum Cp. XXV(—XXIX. vgl. oben 
S. 108. Note 2.), und die Von den Secretären und apostolischen Notaren Busge¬ 
fertigten atta V. congregationum generalium et IV. sessionum genera 
lium (p. XXIX—LXXVII.) Znf Vorbereitung der Gegenstände werden bekannt¬ 
lich besondere Congregationen bestellt (deren zu Köln sechs aus je 6—7 Con- 
sultoren und einem Bischof als Vorsitzenden bestehend gebildet wurden); das 
Ergebnis der Berathungen der Partlcularcongtegationen wird durch den Erzbi¬ 
schof vor" die Congregatio' generalis gebracht,' von dieser aufS Neüe 1 durchbe- 
rathen, und endlich werden durch die Bischöfe die Decrete gefasst, urtd hierauf 
in den in der Metropolitankirche abgehaltenen feierlichen Sitzuhgen vor alleti 
Tbeilnehmern am Concil feierlich verkündigt. In der ersten congregatio genera¬ 
lis des Kötaei- Concils wurden namentlich auch, wie auf der' Wiener ! und Graner 
Provineiaisynode vom Jahre 1858 (vgl. oben 8. 99.), die altherkömmlichen de- 
creta de judicibas querelaruUi et exeusationum, de aperiendo conctiio 1 ,' de profes 2 
sione fldei emittenda, de praejddicio non nfferendo, de modo vivendi in concilio, 
de non discddendo für die Abhaltung des Concils verkündigt. Aus der vierten 
und fünften Congregatio generalis werden wir die dariti Widerlegten Einwen¬ 
dungen gegen den Vorrang der Weihbischöfe unter den Domcapitülaren (zu Cap. 
2. des II. Thelles) und bezüglich der den Domcapitularefl (in Kap. 5. des III. 
Theiies) auferlegten Verpflichtungen dem Abdruck der betreffenden Decrete bei¬ 
fügen. Den Schluss ddr Acta bildet die nach Abhaltung des Concils geführte 
Correspondenz des Cardinais mit Rom," darunter das oben angeführte päpstliche 
Schreiben, und der Promulgationserlass des Cardinais (p. LXXVII—LXXXVl.). 

Wir «'enden uns sogleich zu den Decreten des Concils. Dieselben 
zerfallen in zwei Theile: 1. De Doctrina catholica, 2. de Disciplina Eccle- 
siastica. 

Der erste Th eil (p. 1—82.) zerfällt in 9 Titel: 1. De Religione et flde 
generaiira; 2. de Deo uno Personarumqüe Trinitate; 3. de Creatione; 4. de bö- 
mine; 5. de Christo humani generis reparatore; 6. de Christi Ecclesia; 7. de 
gratia; 8. de Sacramentis; 9. de altera vita. 

Voraus geht ein Prooemium, welches vom Glauben, seiner NothWendlgkelt 
und seinen Wirkungen handelt, und mit Hinweisung auf das Beispiel der Märty¬ 
rer und die Standhaftigkeit, womit die Kirche seit einer Reihe von Jahrhunderten 
die heftigsten Verfolgungen erduldet, uns auffofdert, tait gleicher Lauterkeit und 
gleichem Muthe den katholischen Glauben zu bekennen. »Sine flde impossibile 
est placere Deö,« sagt das CönCII mit dem heiligen Paulus <). »Credere enim 
oportet accedentem ad Deum, qoia est, et inquirentibus se remunerator sit.« 
Fides est Iucerna illa, quae lucens in »caliginoso loco 2 )« generi bumano super- 
nam ostendit eivitatem, quae peregrinantibüs nobis propoSita est meta intineris.... 
Fides et viam ostendit, quam oporteat ingredi, et periculo quae slnt fUgienda. 
Fides remedia exhlbet, quibus, ne quis lassus ln itinere deflciat, 'sit utendum. 
Hoc afctissimo nos vincalo Deo adstringit, »in captivitatem redigentes omnem in- 
tellectum in obsequium Christi 8 ).« 

1 Wir'heben diese Worte des Eingangs hervor, weil sie massgebend erschei¬ 
nen'für die wichtigsten der nachfolgenden Entscheidungen. 


lj Hebr. 11, 6. 

2) H Petr. 1, 19. 

3) Hebr. 11, 1. 
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Der erste Titel handelt in acht Kapiteln von dem Dasein Gattes als dem 
Fundament der Religion, ven der übernatürlichen Offenbarung, von der doppelten 
Quelle derselben, deren Fülle von Christus der Kirche anvertraut worden, von 
der Nothwendigkeit des göttlichen Glaubens, von dem Unterschied, und dem 
freundlichen Wechselverhältniss zwischen Glauben und Wissen, von der noth- 
wendigen Verbannung des Rationalismus aus dem Glanben, von der Nothwendig- 
keit des äusseren Bekenntnisses und von der Verminderung der dem Glauben 
drohenden Gefahren. Wunderschön wird in Bezog auf den Beweis vom Dasein 
Gottes, den die äussere Natur sowohl als das Gewissen und der unzerstörbare 
Glückseligkeitstrieb im Inneren des Menschen bezeuge, gesagt, dass Diejenigen, 
welche der Materie ein selbstständiges Dasein zuschreiben und deren Urheber 
längnen, weil sie nur den materiellen Interessen naehgehend 2 der Materie gänz* 
lieh dienstbar geworden sind, den Völkern des Alterthums gleichen, welche die 
Laster, denen sie ergeben waren, zu Gottheiten machten. Von Gott ihrer eige¬ 
nen Verkehrtheit überlassen, loschen sie das Licht ihrer Seelen aus und machen 
sich der Materie gleich, so dass sie sehend nicht zu sehen behaupten. »Und 
wahrhaftig sehen sie mit offenen Augen nicht die da läugnen, dass durch diese 
sichtbare, die höchste Weisheit kundgebende Welt ein höchst weiser Urheber 
derselben erkennbar werde. Mit offenen Ohren hOren sie nicht Die da die Völ- 
kerstimmen nicht gewahr werden, welche einstimmig das Dasein eines obersten 
Herrn bezeugen. Mit Gefühl begabt fühlen sie nicht Die, welche das Gewissen, das 
die Furcht des höchsten Richters dem Menschen trotz alles Widerstrebens ein- 
flösst, nicht vernehmen. Mit Verstand begabt verstehen sie nicht Die, welche 
den nothwendigen Gesetzen des Denkens, denen sie in menschlichen Dingen fol¬ 
gen, die Beweiskraft absprechen, sobald man damit die Existenz einer von der 
Welt verschiedenen ersten Ursache oder eines persönlichen Gottes nachweiset.« 

Im zweiten Kapitel wird auf eben so schlagende wie einleuchtende 
Weise dargelegt, dass diese natürliche Offenbarung Gottes doch weder der natür¬ 
lichen Schwäche des Menschen, noch der unendlichen Güte Gottes hinlänglich 
entspreche. Um jener Schwäche willen war eine übernatürliche Offenbarung 
selbst der natürlichen Wahrheiten, welche die menschliche Vernunft aus der An¬ 
schauung der Natur durch sich selbst zu gewinnen vermocht hätte, moralisch 
nothwendig. Um der übernatürlichen Glückseligkeit willen, zu welcher Er den 
Menschen bestimmt hatte und welche in der klaren und unmittelbaren Anschau¬ 
ung Gottes besteht, war eine übernatürliche Offenbarung auch den übernatürlichen 
Wahrheiten, nämlich Gottes als Urhebers der Gnade, unbedingt nothwendig. Denn 
diese allein konnte dem Menschen die Mittel gewähren, zu seinem übernatürlichen 
Ziele zu gelangen. 

Im dritten Kapitel sehen wir, wie diese übernatürliche Offenbarung, 
von Christus seiner Kirche als Depositum anvertraut, von den Aposteln zuerst 
mündlich verkündet, dann unter Eingebung des heiligen Geistes theilweise auch 
schriftlich aufgezeichnet wurde, so doch, dass nie Alles in der Schrift begriffen 
sein sollte und selbst das Aufgezeichnete nur durch die Ueberlieferung (Traditio) 
verbürgt ist. Schrift und Tradition seien aber der Kirche nicht darum anver¬ 
traut worden, dass sie von jedem Einzelnen nach seinem eigenen Dafürhalten 
gedeutet würden. Denn damit wäre Christi Auftrag an die Apostel, alle Völker 
zu lehren vereitelt. Damit könnte .weder die Einheit des Glaubens, welche Chri¬ 
stus und die Apostel so sehr eingeschärft, noch könnte damit die Kirche bestehen. 

Im vierten Kapitel wird gegen die heut zu Tage so gepriesene »Reli- 
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gfon des ehrlichen Mannes« und den Intftfflereniismus die Notwendigkeit des 
göttlichen Glaubens hervorgehoben. Denn wenn Gott za den Menschen rede, so 
geschehe es mit der Absicht, dass man ihm glaube, und diesen Glauben könne 
man nicht versagen, ohne entweder Gottes Wahrhaftigkeit, oder dessen Weisheit 
oder dessen Oberb errlichkeit zu bestreiten nnd damit sich der ewigen Verdamm* 
nlss schuldig za marhen. Zudem sei der Glauben nicht bloss wegen des gött* 
Iirhen Gebotes, sondern auch als Mittel zum Zwecke nothwendig zum Seelenheile. 
Denn zu einem übernatürlichen Ziele seien auch übernatürliche Mittel erforder* 
lieh. Bei der Gelegenheit wird mit Berufung auf den heiligen Vrocenz von Lucca 
die Anmassung und Verblendung Derjenigen zarechtgewiesen, die dem angeblich 
altersschwach gewordenen Glauben mittels der Wissenschaft aufhelfen nnd ihn 
einer höheren Vollendung entgegenfuhren zu können und zu sollen wähnen. 

Wissenschaft und Glauben sind, nie das fünfte Kapitel nachweiset, 
sowohl dem Motiv, als vielfältig auch dem Gegenstände und endlich ihrem Prin* 
cip nach verschieden; aber weit entfernt, dass beide zu einander in feindlichem 
Gegensätze stünden, ist es vielmehr die Vernunft, das Organ der Wissenschaft, 
welche zum Glauben den Weg bahnt. Denn, wir glauben nicht, ausser insoferne 
wir durch die Vernunft erkennen, dass Gott zu glauben ist und dass er gespro¬ 
chen hat. Auf dieser Ueberzeugung, dass Gott wirklich gesprochen hat, beruht 
die Festigkeit des Glaubens, obwohl diese Gewissheit dann durch die Gnade und 
den Einfluss des Willens erhöbt wird. Auf diese Weise ,gebt der Gebrauch der 
Vernunft dem Glauben voran und führt den Menschen zu demselben mit Hilfe 
der Offenbarung und der Gnade. 

Ausführlich verbreitet sieb das sechste Kapitel über das Thema, dass 
der Rationalismus vom Glauben ferne zu bleiben habe. Unter Rationalismus ver¬ 
stehen aber die Vater des Concils 1) die unvernünftige Uebertreibung, wonach 
man zum Beweise der Offenbarung solche Gründe verlangt, dass nicht nur jeder 
vernünftige ZwerfH. sondern sogar die Möglichkeit des Zweifels durch deren Evi¬ 
denz ausgeschlossen würde. 2) Die Freiheit, welche die Hermes‘sche Schule für 
den Menschen tn Anspruch nahm, den göttlichen Glauben abzulegen oder einst¬ 
weilen bei Seite zu setzen, um vorläufig die Gründe, die zum Glauben bewog», 
zu untersuchen. 3) Den Anspruch, alle Geheimnisse aus der Religion zu verban¬ 
nen mit der Behauptung, dass Alles, was durch die Offenbarung uns vorgesteHt 
wird, durch die Vernunft auch als gewiss'nactagewiesen werden könne. Denn 
es gibt Geheimnisse, welche die Vernunft durch sieh selbst weder erkennen, noch, 
nachdem sie geoffenbart sind,' aus inneren gewissen Gründen erklären kam. 
Weder das Wie noch das Warum derselben vermögen wir zu ergründen. 4) 
Das Prfticip der freien Untersuchung, vermöge dessen man ohne Rücksicht auf 
Das, was (He Kirche bisher gelehrt hat, allerlei Lehren und Systeme aufstellt 
und erst, wenn die Kirche sie verworfen hat, von denselben abstebt. Man sollte 
aber nichts versuchen, was ddr bisherigen Lehre der Kirche widerstreitet; denn 
ihr gebührt es zu lehren und den Gläubigen die Leuchte voranzutrngen und sie, 
die zu hören haben, sind von vornherein schuldig ihre Vernunft dem, was Me 
bisher gelehrt hat, zu unterwerfen. Die menschliche Vernunft und die Philo¬ 
sophie, sagen die Väter des Concilinnis ausdrücklich mit den Worten Ptas IX. 
(Schreiben an den Erzbischof von Köln vom 15. Juni 1857) haben ln religiösen 
Dingen durchaus nicht zu herrschen, sondern zu dienen (anrillari). Die Pbitose«- 
phie wird dadurch in Ihrem Fortschritt nicht nur nicht gehemmt, sondern viel¬ 
mehr unterstützt und gefordert; denn es ist kein geringerVorthett, bei einer 
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Untersuchung gewisse Sitze za kennen, die, als sicher falsch, gleichwie Klippen 
zu vermeiden sind. 

Das siebente Kapitel dringt auf die Nothwendigkeit, den, katholischen 
Glauben namentlich auch durch Beobachtung der Kirchengebote äusserlich zu be¬ 
kennen und erneuert die Vorschrift des Tridentinum (Sess. XXIV. de ref. c. 12.) 
Ober die Ablegung des Glaubensbekenntnisses. 

Im achten Kapitel wird den Seelsorgern.an's Herz gelegt, für die reli¬ 
giöse Erziehung der Kinder und gute Auswahl der Lehrer namentlich durch Ein¬ 
wirkung auf die Eltern zu sorgen, die Gläubigen vom Lesen schlechter Zeitungen, 
Romane u. dgl. abzuhallen, der Verbreitung und dem Gebrauche anderer als von 
der Kirche approbirter Ausgaben und Uebersetzungen der heiligen Schrift ent¬ 
gegenzuwirken, selbst aber ihre eigene Belehrung nur aus lauteren Quellen zu 
schöpfen, in ihren Ansichten und Meinungen sich möglichst dem Geiste der Kirche 
anzuschliessen und selbst in der Wahl des Ausdrucks behutsam zu sein, endlich 
aber durch gute Werke und häufigen Gebrauch der Sacramente dem Irrthum bei 
sich den Eingang zu verwehren. 

Titel II., de Deo uno Personarumque Trinitate, ist rein dogmatischen In¬ 
halts, Sn Kapitel X., de erroribus nonnullis in SS. Trinitatis expliratione vitandis 
besonders gegen die Gtkmher'sche Schule gerichtet. 

Der III. Titel, de Creattone, enthält im Kapitel XI., de Deo rerum om- 
nimn uno principio contra absurdes pantheismi doctrinas, auch eine Verwahrung 
gegen die Missverständnisse, wozu einzelne Steilen in den Kirchenvätern Anlass 
gegeben, und gegen die Vorwürfe, die mit Unrecht der scholastischen Schule 
gemacht worden. Kapitel XII. und XIII., de Dei in rebus creundis libertate und 
de mundi creati fine, weisen mit unübertrefflicher Klarheit und Einfachheit die 
Ober diese Fragen in neuerer Zeit in Schwung gekommenen philosophischen Miss¬ 
griffe zurück. 

Titel IV., de bomine, bat wieder spedell die GOnther’sche Schule im 
Auge,' weiset aber auch zugleich die gegen die Abstammung des Menschenge¬ 
schlechtes von einem Paare und gegen die Unsterblichkeit der menschlichen Seele 
erhobenen Zweifel und Einwarfe zurQck. Ferner wird der Unterschied des Stan¬ 
des der Natur und der Gnade mit aller Schärfe hervorgehehen, die Lehre vom 
Sfindenfall und der Erbsünde in ihrer ächten Bedeutung den modernen Missver¬ 
ständnissen gegenQbergestellt und endlich im Kapitel XVII., de peccati original« 
effectibus nec restringendis nec exaggerandis, nach Thom, Aquin. gezeigt, dass, 
da die Wirkungen des Sündenfalles lediglich darin bestehen, dass die Kräfte des 
Menschen von der rechten Richtung abgewichen, die Vernunft von der Richtung 
auf die Wahrheit, der Wille von der Richtung auf das Gute, der Mutb yon 4er 
Richtung auf das Anstrengende, das Begebrungsvermögea von. der Richtung auf 
das vernünftig Ergötzliche,, der gefallene Mensch zwar schon um seiner Schwäche 
willen der Offenbarung und der Gnade bedarf, aber es eben so gefehlt ist, die 
Kräfte des Menschen, wie die Rationalisten, thun, ungebührlich zu erheben, als 
Me mit den sogenannten Reformatoren des 18. Jahrhunderts zu sehr zu unter- 
schätzen oder wohl gar für gänzlich erloschen zu erklären. Daher die Väter 
des ConciUums ans voller Seele dem Anssprucbe Pius IX. beistimmen: Ratiocinatio 
Dei existentiam, animae Spiritualitäten), hominis lihertatem cum certitudine pro-' 
bare potest. 

im Titel V., de Christo bumani generis reparatore, wird (Kapitel XVIII., 
de incamatt Mfe caosis), dem modernen Deismus gegenüber gezeigt, dass, wenn 
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Gott volle Genngthuung verlangend, die Gerechtigkeit sowohl als die Barmherzig* 
keit durch seine Offenbarung hersteilen wollte, Niemand ihm genngthnn konnte, 
als Einer, der Gott und Mensch zugleich wäre. Kapitel XIX., de duabus in Chri¬ 
sto natnris unaqne persona, ist wieder vorzüglich gegen die Irrthümer der GQn- 
ther’scben Schule gerichtet. Kapitel XX., de B. Maria, Deipara Virgin? perpetua, 
omnfs labis experte, fasst in prägnanter Kürze die kirchliche Tradition über die¬ 
sen Punkt zusammen und hebt hervor, wie die Universität KOln schon im . Jahre 
1494 zur Vertheidignng der unbefleckten Empfängniss ihre Glieder eidlich, ver¬ 
pflichtete und die Domcapitularen von Küln schon von Alters her auf ihrem 
Pectoralkreuze das Bild der Jungfrau mit der Inschrift: Virgo sine labe eoncepta 
trugen. 

Im VI. Titel, de Christi Ecclesia, wird gegen den Sabjectivismos unserer 
Zeit zuerst hervorgehoben, wie diejenige Form der Religion allein die wahre und 
von Allen zu ergreifende sein kann, die Christus selbst für alle Zeiten gegründet 
bat. Es wird sodann der Missbrauch, der proteslantischerseUs mit dem Begriffe 
der unsichtbaren Kirche getrieben wind, so wie die Lehre von einem einstigen 
Aufgehen der Kirche im Staate und von der gepriesenen Kirche der Zukunft 
zurüekgewiesen. Im folgenden (XX1L) Kapitel wird die kirchliche Lehre vom 
päpstlichen Primat mit allem möglichen Nachdruck dargestellt und schliesslich 
auch noch gegen die Kränkungen, welchen der Papst in unseren Tagen ausge- 
setzt ist, und gegen die räuberische Wegnahme seines weltlichen Gebietes, das 
ihm durch besondere Fügung der Vorsehung zur Sicherung seiner eigenen und 
der kirchlichen Freiheit überhaupt zu Theil geworden, auf das Kräftigste pre- 
testiit. Im XXIII. Kapitel werden die Rechte und Pflichten der Bischöfe als Nach¬ 
folger der Apostel in beredter Weise dargestellt. Das XXIV. Kapitel handelt von 
dem unfehlbaren Lebramte der Kirche, dessen Werth and Bedentung die Seel¬ 
sorger den Gläubigen möglichst nahe zu legen dringend aufgefordert werden. |m 
XXV. Kapitel wird die Regierungsgewalt und Hierarchie der Kirche dargestellt 
und hiebei von vornherein hervorgehoben,> dass in der von Christus seiner Kirche 
übertragenen Binde- und Lösegewalt auch die Gewalt enthalten sei, Gesetze. zu 
geben und die Untergebenen zu deren Befolgung anzuhalten, ja die Widerspensti¬ 
gen selbst durch. heilsame Strafen zu zwingen, indem Derjenige * welcher sich 
des Gehorsams weigerte, nach Christi Ausspruch gleich wie eilt Heide und Zöll¬ 
ner zu betrachten wäre Die Ansicht Derjenigen, welche das Recht der Kirche 
auf Rathscbläge, Ueberredung und Ermahnung beschränken und ihr die Strafge- 
walt absprechen, wird nach Pius VI. Bulle Auctorem fldei als ketzerisch bezeich¬ 
net. Die Kirche habe diese Gewalt von Christas und nicht vpm Staate empfan¬ 
gen, dem sie als vollkommene. Gesellschaft selbstständig gegenüberstehe und von 
dem sie sich durch ihren Ursprung, durch ihren Zweck, durch ihre Mittel ugd 
durch ihre Verfassung unterscheide. Denn sie habe von Christas eine bestimmte 
und unwandelbare Form erhalten, die Verfassung des Staates aber sei wandel¬ 
bar. Trotz der Verschiedenheit beider Gewalten, der Kirche und des Staates, 
wünsche doch die Kirche eine freundliche Verbindung beider and yenipreche sich 
nichts Gates, weder für die Religion noch für die weltliche Obrigkeit von den 
Wünschen Derjenigen, welche die Trennung der Kirche vom Staate begehren und 
die Eintracht zwischen Regierung and Geistlichkeit zerstört sehen möchten. Die 
Meinung Derjenigen, die da behaupten, die Kirche könnte ihre Gewalt zn befehlen 
missbrauchen und eine gefährliche oder schädliche Disefplin einrühren, wird nach 
dem Aassprach Pius VI. als eine vermessene, die Kirche und den heiliget! Geist 
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beleidigende und mindestens irrige erklärt. Die Versammlung erkennt an, dass 
der Papst eine wahre bischöfliche Jurisdiction über die ganze Kirche habe, und 
erklärt als Ketzer Diejenigen, welche behaupten, der Papst habe nicht von Chri¬ 
stus in der Person Petri, sondern von der Kirche die potestas minlsterii empfan¬ 
gen. Im XXVI. Kapitel, welches die Üeberscbrift trägt: Ünam solam esse veram 
Christi Ecclesiam, wird mit Kraft die Vorstellung zurückgewiesen, als sei die 
Wahre Kirche aus den verschiedenen unter sich so widersprechenden Sekten zu¬ 
sammengesetzt oder als werde die Kirche der Zukunft, von der Manche als von 
eitler höheren träumen, einst dieselben alle umschliessen, indem die einzelnen 
Sekten nur verschiedene Formen der wahren Kirche und verschiedene Ausflüsse 
einer und derselben gemeinsamen Wahrheit seien. Es wird gezeigt, wlfe diess 
weder mit der Idee der Kirche noch mit den Worten Christi sich vereinigen 
lasse, insbesondere aber auch darauf aufmerksam gemacht, dass Diejenigen, die 
von der Errichtung einer Aber der gegenwärtigen sich erhebenden künftigen 
Kirche reden, entweder annehmen müssen, dass Christus überhaupt keine Kirche 
gegründet 1 ), oder dass er die von ihm gegründete mangelhaft Unterlassen habe. 
DM» die von Christas gegründete Kirche keine andere als die katholische sdi, 
Wird an Ihren Merkmalen naebgewiesen. Wer nun sage, es sei gleichgültig, 
welche form der christlichen Religion oder religiöse Gesellschaft Jemand erwähl», 
der behaupte entweder sb viel als, man habe einer göttlichen Vorschrift nicht 
«i gehorchen, oder er läugne, dass die christliche Religion geoffenbart sei. Nach¬ 
dem Christus die Apostel mR der Gewalt, den Glauben zu verkünden, die Saerä- 
mente zu verwarten und die Menschen auf dem Wege des Helles zu leiten be¬ 
kleidet habe, sei kein Zweifel, dass Derjenige, welcher dieser erkannten Gewalt 
Mcb entziehe oder widerstrebe, Christo in einer höchst wichtigen Sache den Ge¬ 
horsam versage. Wer aber gegen Gott sich auflehr.e, was könne der für eine 
Hoffnung des Heiles haben, falls er sich nicht bekehre? So gewiss übrigens die 
Kirtfie den Satz ausspreche, dass für Di», welche der erkannten Kirche nicht 
folgen, kein Heil sei, eben so gewiss steile sie auch Gott, der allein die Herzen 
der Einzelnen erforscht, das ürtheit über die Schuld Derjenigen, die irren, anheim. 

" Titel VII. handelt von der Gnade und zwar zuerst von deren Nothwen- 
digkeit zum Helle, dann von der Rechtfertigung. Zurückgewiesen werden hier 
in ersterer Beziehung die Irrthümer Demjenigen, wölche die Gnade nicht in einer 
übernatürlichen Gabe, sondern in jedweder Einwirkung Gottes auf die Creator 
bestehen lassen, ferner Derjenigen, welche die Gnade nur zu dem Glaaben, ktraft 
dessen man recht lebt, nicht aber m dem, welcher der Rechtfertigung vorangebt, 
flir nOthwendig erklären. 

Endlich wird unter Hinweisung auf die Entscheidungen des päpstlichen 
Stuhles gegen Bajns, Quesneü u. A. hervorgehoben, dass selbst den 'Ungläubigen, 
sogar Denen, welchen niemals das Evangelium verkündet worden, die hinrei¬ 
chende Gnade za Theii werde, dass sie zum Glauben und zum Heile gelangen 
können. Gott werde demnach die Ungläubigen in solcher Weise erleubhlen und 
bewegen, dass sie, wenn sie diesen Antrieben folgen, auf irgend eine Weise end¬ 
lich zum Glauben gelangen. Folgen sie ihnen nicht, so sündigen sie gegen Gott 
durch Ungehorsam und Verletzung des Naturgesetzes; dessen ungeachtet werde 

1) Hätte »her Christus keine Kirche gegründet, dann wäre er auch nicht Got¬ 
tes Sohn; denn er hätte, seine Lehre den willkürlichen Deutungen und schwankenden 
. Meinungen der Menschen überlassend, nicht nur wie ein Mensch, sondern sogar wie 
ein unbedachtsanier und leichtsinniger Mensch gehandelt' (Anm. d. Red.) 
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aber ihr Unglauben an sieb noch nicht Sünde setn, da sie nietit wissen, dass hie 
durch ihren Widerstand gegen jene Antriebe der Gnade der Wohllhat des Glau¬ 
bens vertusdg zn gehen haben. 

Was die Rechtfertigung anbelangt, so werden die einschlägigen Aussprüche 
des Tridentinuin wiederholt und die daraus gegen die noch unter den protestan¬ 
tischen Theologen gangbaren Irrthümer sich ergebenden Folgerungen (gezogen. 

Im Titel de Sacramentis, welcher die Kapitel 29—37. umfasst, wo durch 
Bezugnahme auf das übereinstimmende Zeugniss sowohl der orientalischen Kirche 
als der Sekten der ersten Jahrhunderte, die Siebenzahi der Sacramente vindicirt 
und dann die Natur und Bedeutung jedes Einzelnen dargelegt. Dabei wird die 
Eucharistie sowohl als Opfer, tyie als Sacrament erörtert und gezeigt,, wie durch 
Darlegung dieser doppelten Bedeutung und der Früchte des Opfers die Gläubigen 
zum eifrigen Besuche der heiligen Messe nicht pur an Feiertagen, sondern auch 
sonst veranlasst werden können. Im Anschluss an die Busse , wird auch die Lehre 
von dem Gebrauche der Ablässe gegen die Verdrehungen sowohl der Reforma¬ 
tionszeit als der neueren Zeit sichergestellt und die Befolgung 4er Tridentinischen 
Vorschriften gegen die allenfallsigen Missbräuche hierbei eingeschärft. Bezüglich 
der Ehe endlich wird, besonders die selbstständig?}, nicht vom Staate überkom- 
mene, ja ausschliessliche Gewalt der Kirfhe, ,trennende Ehehindernisse zu setzen, 
hervorgehoben und mit Nachdruck erklärt, dass kirchlich ungültige, jedoch den 
Staatsgesetzen gemäss geschlossene Ehen nicht mir kein Sacrament, sondern 
auch keine wahren und rechtmässigen Verbindungen 6elen, weil zwischen Gläubigen 
keine Ehe möglich, die nicht zugleich Sacrament sei, und jede Verbindung, die 
nicht Sacrament, nichts als ein schnöder und seetenverderbiieber Concubinat sei. 

In dem neunten und letzten Titel des I. Theiles, welcher de altera 
vita überschrieben ist und von der Anrufung der Heiligen und der Verehrung 
ihrer Reliquien und Bilder, von dem Glauben an ein jenseitiges Leben als der 
Leuchte des diesseitigen und von dem Fegefeuer handelt, werden namentlich die 
Seelsorger aufgefordert, die Menschen, die nur nach den vergänglichen Gütern 
trachten, an ihr weit höheres, nur von der Ewigkeit umschriebenes Ziel zu erin¬ 
nern, Und Denjenigen, welche, eitlen Träumen irdischer Glückseligkeit nachjagend, 
die bestehende Ordnung der Dinge von Grand aus umzustürzen und eine neue 
als Grundlage gemeiner Wohlfahrt einzuführen trachten, zu zeigen, dass, wenn 
die sogenannten Uebel und besonders die Ungleichheit der Vermögensstände aus 
der Weit, wie es in der That nicht geschehen kann, entfernt würden. Alle zu¬ 
sammen gerade der fruchtbarsten Gelegenheit zur Erlangung der wahren Güter, 
welche den Nothleidenden die Armuth, den Wohlhabenden die Macht jene zu 
unterstützen gewährt, verlustig gehen müssten. Bezüglich des Fegefeuers wer¬ 
den die Erklärungen und Vorschriften des Conciliums von Trient wiederholt. 

Wer diese auf die Irrthümer und Vorurtheile unserer Zelt meisterhaft be¬ 
rechnete Darlegung der katholischen Lehre überblickt, in welcher die Macht der 
Gründe so glänzend das Gewicht der Autorität unterstützt, der wird die Er«ude 
und den Trost begreifen, die unser heiliger Vater darüber empfunden. Sie er¬ 
scheint uns wie eine von jenem wundervollen, aus kunstreichen Darstell ungen 
zusammengefügten undurchdringlichen Schilde, in xjeren Beschreibung, eich die 
grossen Dichter des Altertbums gefallen. . Hinter diesen? Schild? ftteü* sich unan¬ 
greifbar die Macht der praktischen Beschlüsse über die DiscipUn «afi : > 

Der zweite Th eil des Kölner Conciia: de rlittiplina ec&dsiastica 
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bandelt in 3 Titeln, die in 38 Kapitel zerfallen (p, 83—155), de perspnis epcie- 
siastids, de ministeriis ecclesiasticis, de vita, et honestate clericorum. 

Wir bemerken hier zunächst noch, dass ein Anbang (p. 156—24?.) eine 
Reibe dogmatischer and kirchenrechtlicher Urkunden vom 5. bis zam 9. Jahrhun¬ 
dert enthält; nnd endlich (p. 243—256.) ein Sachregister zu dem Inhalte der 
Decrefe den Schluss des nach Form und Inhalt gleich ausgezeichneten Werkes 
bildet. Wir möchten aber bei dieser Gelegenheit alle Redactoren der Beschlüsse 
künftiger Synoden bitten, die einzelnen Punkte durch Paragraphenzahlen abzu- 
theilen, um dadurch das Citiren derselben zu erleichtern. 

1 Wir theilen nun im Folgenden die pars secunda: de disciplina ecclesiastica 
mit Weglassung des prooemium wörtlich mit und heben dabei die besonders be- 
merkenstverthen Bestimmungen mit Oursivschrift hervor, wie z. B. gleich im 
Tit. I. cap. 1. die Bestimmungen über die Seminarien und gegen die 
schlechte Presse und im cap. 2. de episcopis suffraganeis auxiliaribus 
und im cap. 5. de capitulis cathedralibus die Punkte, welche nach eingehen¬ 
der Widerlegung der dagegen erhobenen am betreffenden Orte von uns hinzu¬ 
gefügten Einwendungen von den Vätern des Conclls beschlossen wurden. 

Titnlns I. De persohis ecclesiasticis. 

Caput I. De Episcopis. 

Quoniam, ut animadvertit S. Augustinus, Episcopatus »nomen est operis, 
ood honoris« 1 ), qui Episcopi munus, angelicis etiam humeris formidandum, in se 
susceperunt, quae suae sint partes , videant, ac se non sibi, sed Deo et Ecelesiae 
vocatos esse agnoscant. Quibus igitur virtutibus se instructos praebere, quo animo 
in sanctuario stare debeant, serio meminerint. Etenim, ut ait Apostolus, oportet 
Episcopum sine criihine esse, sicut Dei dispensatorem, non superbum, non iracun- 
dum, non vinolentum, non litigiosum, non percussorem, non turpis lucri cupidum; 
sed irreprehensibilem, hospitalem, benignum, sobrium, prudentem, ornatum, pudi- 
cum, modeslum, domui suae bene praepositum, justum, sanctum, continentem, 
doctorem, amplectentem eum, qui secundum doctrinam est, fldelem sermonem, ut 
potens sit exhortari in doctrina sana, et eos, qui cöntradicunt, arguere; atque in 
omnibus seipsum praebeat exemplum bonorum operum, in doctrina, in integritate, 
in gravitate 2 ). Haec sane tanta lamque gravia sunt, ut in homine inveniri et ab 
homine praestari vix posse videantur. Sed quum ditissima sit Dei omnipotentis 
gratia, qui infinna eligit, ut fortia confundat, per quem et virtns in iniirmitate 
perflcitur: quod nostra non Valet debilitas, coeleste supplebit perficietque auxiiium. 
Hac igitur fTeti fiducia Episcopi omnem, quam par est, continuo operam impen¬ 
dent, ut, Apostoli et praecepta secuti et aemulati exempla, in omni christianae 
virtutis opere formam se gregis exhibeant 3 ). ' 

Muneris quidera, quod Episcopi subeunt, partes, quas, ut recte expleant, 
Jugi ipsos meditatione versare oportet, amplissimae sunt et gravissimae 4 )! Decla- 
rat enim sancta Synodus Tridentina, »praeter ceteros ecclesiasticos gradus F.pis- 
«opos, qui in Apostdlorum locum successerunt, ad . . hierarchicutn ordinem prae- 
cipue pertinere, et positos, sicut . . Apostolus ait, a Splritu sancto regere Eccie- 

Um — * — 

1) De civ. Del Hb. XIX. cap. 19. 

«) Tfe. 1, 7-9. 9; t. 'J*. I. Um. 3, 2—4. 

8) L Petr. 5, 8. 

4) part. L cap. 23. 
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siam Dei eosqne presbyteris superiores esse, ac sacramentam conflrmationls conferre, 
ministros Ecclesiae ordinäre atque alia pleraque peragere IpsoS posse, qaarum 
runctionum potestatem reliqui inferioils ordinis nullam ttabent« 1 ). Quaedam tarnen 
harum partium capita veluti praecipua attentiorem meditation'em, qao accuratius 
expieantnr, sibi exposcunt, 

Praecipua muneris Episcoporum pars est manuum impositiq. Etenim 
impositio manuum est ostium, : per quod intrant, qui in sanctuarium vocantur 2 ). 
Ostii’hujUs custodes vigilantissimi Apostoii fherunt eorumque diseipull. Quum fi- 
delium multitudo ita crevisset, ut Apostoii, quin ofationi et verbl divini praedica- 
tioni deessent, mensarum ministerio jam amplius non sufficerent, convocata disci- 
pulornm muititudine proposuerunt, ut septem viri boni testimonii et pleni Spiritu 
sancto ac sapientia diaconi sibi adjungerentur. Et elegerunt Stephanum, virum 
Plenum fide et Spiritu sanctö et reliquos; hos statuerunt ante conspectum Apos- 
tolorum: et orantes imposuerunt eis manus 3 ). Unde intelligitur, quos tantum viros 
cooptandos censuerint. In eandem rem S. Paulus monet Timotheum: »Quae audisti 
a me.... haec commenda fidelibus hominibus, qui idonei erunt et allos docere;« 
et alio in loco : »Manus cito nemini imposueris, neque communicaveris peccatis 
alienis« 4 ). Sedulo igitur curabunt Episcopi, ut ad ministerium sanctum illos solos 
vocent adolescentes, quos omnibus, quibus opus est, animi et corporis dotibus 
praeditos, bono testlmonio et sapientia ornatos, scientia, pietate et spiritn clericali 
imbutos esse maturiori examine cognoverint, quosque aliquando gregi ’lpsis com- 
misso bonos vigilesque pastores et omnibus pietate castisque moribus christianae 
\itae exemplo futuros esse possint confidere 5 ). Vehementer igitur cavendum est 
Episcopis, ne importuna quadam erga tirones indulgentia crudelitatis se reos fa- 
ciant in populum, mercenarios, non pastores constituendo gregibus aut adeo lupos 
inducendo in ovile. 

Ut autem tirones sacerdotii spiritu certius imbuantur, Episcopi 
in eorum educationem et institutionem solerti cura intenti erunt. 
Quum enim adolescentium aetas, nisi recte instituatur, prona sit ad mundi volup-' 
tates sequendas, et nisi a teneris annis ad pietatem et religionem informetur, 
antequam vitiorum habitus totos homines possideat, nunquam perfecte, nec sine 
maximo ac singulari propemodum Dei omnipotentis auxilio in discipiina ecclesiaS- 
tica perseveret: Episcopi pro modo facultatum et dioeceseos amplitudine semina- 
ria, in quibus certus puerorum numerus educetur et instituatur, erigere et jam 
erecta promovere curabunt 6 ). Pari modo ad doctrinam religiosam in scholis supe- 
rioribus tradendam atientius animum advertent jugiterque invigilabunt, ut discipuli 
sana doctrina imbnti et religionis subsidiis muniti, vitam bene moratam catholi- 
camque agere assuescant. Eandem et majorem etiam animi curam in disciplinas 
theologicas convertent, ut scientia sacra, cujus florem nulio non tempore Ecclesia 
quam maxlme eioptavft ac promovit, nova in dies capiat incrementa; curabunt- 
que, ut tum in theologia tarn in philosophia arceantur oinnia, quae doctrinae ca- 
tboBcae adversentur, sed potius, devitatis vanilbqUiis ac profanis vocum novitati- 
büs et falsi nominis scientiae oppositionibus, juventus vero scientiae spiritu 


1) Seas. HHL de aacr. ord. eap. 4. 

2) ,Conc. pfov. Coionien. a. 1536, de mua. episcop. oap. 1. 

3) Act. 6, 6. 

4) II. Tim. 2, 2. — I. Tim. 5, 22. 

5) Conc. Trid. 3ess. XXITT. de reform. cap. 14. 

6) Cdab. IVid. 8edA ^LilSL de xsförm. oap. 18. 
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imbqatur et ad ea, quae ad didlcerit, exequenda indicetor. Maxime wtem 
attentione Episcopi prosequentur seminaria majora * quibus ea, quae ad 
excqlendos levitas ineepta et peracta hucusque fuerant, perflcieoda sunt. 
Unde alumni non solum pleniori sacrae doetrinae dlsciplinaeqae, sacra- 
menlorum, imprimis poenitentiae, rituum et eaeremoniarum ac verbi divini 
praedicandi cognitione, sed etiam orationis ac meditationis spiritu, sincera 
demom in Deuip sanctamque Ecclesiam pietate et flagrantissimo animarnm zelo 
imbnendi et efformandi sunt. Säepe etiam, quantum per tempus licebit, seminaria 
visitabunt, ut alumnos ad majores in pietate et scientia progressus excitent . et 
quos accuratiori cognitione invenerint dignos, majori cum flducia ad sacram mili- 
tiam possint admiuere. 

Dolendum sumraopere est, nullo unquam tempore acrius, quam nunc, reli- 
gionem et Ecclesiam impugnatam fuisse libris, epbemeridibus scriptisque innumeris, 
quae plena dolo venenoque mortifero per urbes et oppida vicosque ipsos spar* 
guntur. Quamobrem vigilantissimam Episcopi curam gerant admonendo, increpando 
nullique labori parcendo, ut a fldelibus pestifera lmjus furfuris opera procul ar-, 
ceantur. Quodsi ipai catholici, quod abait, ejusmodi libros vel epheme- 
ride8 ederent, propagarent vel quomodocunque foverent, eoa,aimoniti 
resipiacere noluerint, cenauria quoque eccleaiaaticia puniendos ease 
aciant. Adversus impietatis ac mendacii propugnatores religionis ac veritatis re- 
gnum gladio spiritus, quod est verbum Dei, acrius etiam propugnandum est, et 
qup studiosius inimicus homo et pseudoapostoli seminant zizania, eo solertius et 
constantius divini verbi seges spargenda et protegenda est, ut mendaciis veritas, 
perfidis bominum cojumentis doctrina coelestis, incredulitati Ildes, impietati pietas 
opponantur. Ne igitur Christi fideles maximeque Juventus in errorum et increduli- 
tatis laqueos incidant, Episcopi non solum pro opportunitate, nisi legitime fuerint 
impediti, ipsi verbum divinum exponent ,, sed sedulo etiam curabunt, ut Ulud in 
ecclesiis tarn catbedralibus quam parocbialibus ceterjsque annexis statuto tempore 
exponatur, et doctrina cbristiana tum in ecclesia tum in scbolis elementaribus 
explicetur, ne videlicet impleatur iüud: »Parvuli petierunt panem, et non erat, 
qui frangeret eis« *)• Quod si quis eorum, quorum est, hac in re partes suas 
negligat, sollicitudo pastoralis exigit, ut Episcopi eensuris ecclesiasticis aliisque 
poenis utantur 1 2 ). 

Sed certius et efficaeius, quam verb », exempto praedkatur. Quare qui 
sacrae militiae nonien dederunt, vita omni ex parte mtegra et religiös» ubique 
praelucere ne obliviscantur. Tamquam pastores et patres in Dei grege et familia 
se constitutos meminerint, qui bonos mor.es, obedientiam, pacem et concordiam 
disciplina sancta tueantur omnesque aediflcent. Sed quomodo tuebuotur, quod ipsi 
violare non verentur; et quomodo aedificabuut, si, quod praedicand» in animis 
construxerant, exemplo ipsi destruunt et apud fideles eosque, qui foris sunt, in 
ludibrium vertunt ? Quod ne eveniat, Episcopi vigilantissimam impendent soliicitik- 
diqem. Idcirco curabunt non solum, ut se ipsos sobrios, castos, splendid* non sectautes 
cultu victuque modestos, erga egenos miserkordes bospitalesque erga fratres et 
ubique vineae dominicae cultores indefessos exhibeant, sed etiam ut discipiinam 
saiutarem in dero et populo promoveant. Quod ut recte Bat, pme oculis 
habebunt illa, quibus memintsoe monentur, »se pastores, non percussores 

1) Jerem. Thren. 4, 4. 

2) Cono. Trid. Soaa. V. de .rpform-Vq?. 2. — Ss» v d* refonn. ,o»p. 1. 
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esse...atque ita praeesse »bi sobditis oportere, ut bod in eisdominentur, 
sed illos tanquain filios et fratres diligant, elaborentque, ut bortando et monendQ 
ab illicitis deterreant, ne, ubi deliquerint, debitis eos poenis coereere cogantur, 
Quos tarnen si quid, per humaqam fragilitatem peccare contigerit, illa Apostoli est 
ab eis servanda praeceptio, ut illos arguant, obsecrent, increpent in omni boni- 
tate et patientia; quum saepe plus erga corrigendos agat benevolentia, quam.po- 
testas.. Sin autem ob delicti gravitatem virga opus fuerit, tune cum mansuetudine 
rigor, cum misericordja, judicium, cum lenitate severitas adbibenda est,. ut sine 
asperitate disciplina populis salutaris ac necessaria conservetur, et qui correpti 
ftierint, efflendeptur,, aut si resipiscere noluerint, ceteri salubri in eps animadver- 
sionis exemplo a vitiis deterreantur« <). < . 

Quum innumeris hodie populus ßdelis ciogatur pericuUs, innumerisque Juven¬ 
tus praecipue a via salutis seducatur insidiis, catholici, ut bonum certamen per* 
taptes ac fidem servaptes ad flnem usque perseverent, fortitudine indigent et 
eppstantia, quam gratiam conflrmationis sacramento elargitur Ecclesia. Itaqme 
Episcopis, quorum est debiles affirmare, illius sacramenti administratio praecipue 
cordi esse debet. Ut inajor ea in re fidelibus praebeatur opportunitas, dioecesin 
pro ejus amplitudine et confirmandorum numero ita distribuent, ut quotannis, nisi 
legitime impediti fuerint, cobgruatn ejds partem vei ipsi vel Episcopi eorum auxiliäres 
obeant. Nec mipori sqllicitudine sknui Visitationen* dioecesanam instituent, 
qua quid tarn in dero quam in populo quoad institutionem religiosam, sacramen«- 
torum. administrationem, officium divinum aliasque vitae christianae et disciplioae 
partps desideretur, ipsi perspiciant et secundum concessam ipsis postestatem ea 
ordinandi, saoderandi, puniendi et exequendi, quae Ulis ex prudentia sua pro-sab- 
ditofem emendatione ac dieecesis suae utilkate necessaria videbaatur, vitiis et 
abusibus, quos inveueiint, omni appelatioae seu qaerela poatposita , eerrigendia 
pmideant*)^ 

Caput II. De Episcopis suftraganeis auxiliaribus. 

»Inspeetls . . dioecesium Borussici regni amplitudine ac magno dioecetano- 
rum nuinero, quum diffidle admodum esset Archiepiscopis et Episcopis, conflrraa- 
tionis sacramentom Christi fidelibus admmistrare aliaque pontiflcalia nrunera sine 
alterius Episcopi opera et auxilio exercere, binc Nos conflrmantes Suffraganeatus 
in dloecesibus regi Borussiae, in quibus constituti reperiuntur, eos in Coloniensi 
ac Trevirensl dioecesibus redintegramus et de novo constituimus« 1 2 3 ). — Provida 
bac apostolica constitutione singulis dioecesium provinciae nostrae Ordinariis Epis* 
copj in partibus infidelium titulares assistunt, quorum opera et auxilio ba exercen- 
dis muneribus pontificalibus Praesules dioecesani utantur. Proinde quum dioecesi- 
bus nostris fidelium numerus ac rerum admimstrandarum copia vel marxime ae- 
creverit, hmc Episcopi auxiliäres semper praesto erunt, ut eo, quo par est, libentl 
anffoo et labore omnia munera pontiflcalia subeanf, quae ipsis Episfcopf dioecesani 
in cathedrafi vel affis tffoecesls ecclesiis exercenda commiserint. Quotiescunque 
Episcopi auxiliäres diebus ab Ordinario designatis, aut ceteroquin ex speciali man- 
dato vices ejus gerentes sacrura solemne vel vesperas solemnes celebrant, indu* 
mentis et insignibus pontificalibus ae faldistorio, baculo vero solum cumOrdinarii licen- 
tia utenlur, quQd etiam in administranda conflrmatione confereadisqoe saerteerdinibus 

1) Conc. Trid. Sesa. XIII. de reform. cap. 1. 

2) Conc. Trid. Seas. XXIV. , de gaferaa. e^>. 10. > 

3) Pit VIL Consttt. De salute anmar, <L d. 16. Juiii 1821. 
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et aiiis Äiiiitionibus pröprfe pontftfcalibaS ’flet;' fti'Teliqüis vbro onmlbas abfnfcignlbus et 
iniümentis pontificalibus abstinebunt. Pariter quoque in pontiflcalis celebrantes populo 
solemniter cum mitra et baculo benedicent, a quo tarnen absinebtmt, quotiesCun- 
que sacro Ordinarius paratus interfuerit, cujhs tune ut majoris est benedictiöneta 
impertire. Quando Episcopi auxiliäres missam solemriem vel vesperas Aiebus de- 
sigiiatis aut de Ordinarii mandato pontificaliter celebrant, presbyterum assisterttefn 
et duos ministros ex ecclesiae cathedralis vicariis habebunt; a celebratione missae 
cantätae vero et vesperarum, quae eis ex ordine sive turno in propria hebdomade 
incumbit, abstineant, sed alium in sui locum subrogare obligantur. In choro et 
ubicünque capitulum cathedrale capitulariter publice procedit , Ifrpi- 
scopi auxiliäres primam stationem seU stallum et primum locum , 
attamen absque insignibus pontificalt6iis occupdbunt x ); in s&sMotoibus 
vero capituli eufn numerum observent, qtii eis ex praebenda ipsis coU 
lata convenif. Denique quod ad vestituiö eorum dignitati convenientem spectat, 
tafa in chbro qüam extra cborum ubique vestitum ordinarium, quo Episcopi extra 
dioecesin suam et in Curia Romana utuntur, id est, roebettum supt*a subtanam 
et mantellettum violacei coioris gestabunt 2 ). 

/ • :> • *, - Caput UL De Metropolitan 

Dignitatem raetropolitanam antfquissimam esse et ad Apostolos aut aposto* 
lica ustjue tempora origine ascendere, e probatissimis liquefc testimoniis. Narnque 
primis jam saeculis inter Episcopos eminuisse videmus quosdam, quos, quura primi 
Episcopi provinciae, Episcopi primae sedis, primae catbedrae nuncuparentor, supe- 
riorem ceteris dignitätem tenutese baud dubium est 3 ). Sed et Synodus Nicaena, 
de Episcopis mettopolitanis agens, eosdem antiquitus jam institutos esse supponit, 
dum decemit, eoruai, quae ftunt, conflrroationem in unaquaque provincia a Me- 
tropolitano ßeri oportere 4 ). Pari modo Patres Antiocbeni statuerunt: »Persingulas 


1) Ex actis congtegationis generalis quartae baec addere placet (cf. Acta p. 

^Überior expositio eorum, quae ali&m ac propositam Reverendissimorum Epi- 
geopomm auxiUarium ante capitulares praecedentiam suadereut, ab uno e synodalibus 
recitata et ^pposit& est Inter varia minoris momenti, quae praecedentiae Epi- 
scopojrum au^UJanum obstarent, exppsitio memorata urgebat locum e Bulla: De salute 
anirnarum, <^ui statuit: Praeposituram in cathedralibus diguitatem esse majorein post 
pontificalem; qua de causa igitur Episcopus auxiliaris locum primum praeposito cedere 
deberet. Ad ea respondit Eminentissimus Praeses, decretorum S. R. C. in oalcc ca¬ 
pitis, de quo deliberatur, allegatorum sensum fusius exponendo, usuin Romanae Curiae 
indicando, aftqtte ürgendo, Episcopo canonico nöque stallum denegari posse, si cano- 
nieus «it, neqne praecedentiam prae cunctis capituli presbyteris, quum propter ponti- 
ficalis .dignitatis eminentiam ipsi ne liceat quidem, primam sedem sacerdoti sponte 
cedere. Üec etiam ajlegetum locum ex Bulla: De salute anirnarum obversari, quum 
in illo loco non statutum sit, praeposituram diguitatem esse m&jorem post Ordinarii 
dioecesani dignjtatem, sed tantummodo generaliter post Pontificalem, et idcirco Epi¬ 
scopis auxiliaribus, qui ut Episcopi dignitate pontificali gaudent, deberi praecedentiam 
prae dignitate praepositurae, quae quamquam dignitas, nihilominus dignitas tantum¬ 
modo presbyteralis sit atque locum dignitati pontificali cedere debeat. tt 

«' 1 2) 8. R: l CL dtecret gdmer. d. d. 27. Sept. 1650. - 3. R. C. die 15. Julii 1017. 
in GompöStell. Die Aüg. 1722. in Sarsinaten. — Die 10. April. 1728. in Ascü- 
lan. — Die 16. Mart. 1833. in Mediolan. — Die 10. Jan. 1852. in Colonien. — Caere- 
mon. Episcop. lib. II. cap. 9. 1 ' " ' ' 1 

3) Can. Apost 33. — Conb. Ottthdg. HL can. 26. 

4) C«u 4 . -Uoi ü .o’i 
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provMas Episeopos singalos srire oportet, Episcopum metropolitanura, qui praeest* 
caram et sottteitadinein totias provlnclae susceptese.... Qmpropter plaeuit, eum 
et hoaore praecellere, et nihil ultra sine ipso reliqnos EpiscopoS agere Secnndom 
aatiquuin Patrum nostrorura canonem« 1 ). 

Varia olim ftaerqnt Metropolitarum Jura, qnae tarnen labentibäs saeeolis 
nratataac denique a OenciHo Tridentino apostolteisque constitutionibbs defirttta «C' 
certis limitibus circumscripta sunt; eaque omnia baec Synodüs agnoseit ac vö- 
neratur. 

Quorum ut aliqua tanquam praecipua raemoremus, Metropolitani est, singu- 
lis trienniis eoncilium provinclale convocare 2 ), eidem praesidere, illud dirigere, in 
eodem decreta et statuta cum consilio et assensu reliquoru» ejusdem provinctae. 
Eziscoporum condere, condfta suo nomine cum eorundem assensu, postqutm (amen 
ab apostolica Sede recognita sunt, edere ac promulgare, denique si qjid dflbii bl' 
decretis promulgatis orlum fuerit, id cum consenqu eorundem Episcoporum ,solv#re> 
el explicare, salva semper Sedis. apostoücae auetoritate. t, u 

.Metropolitani qqoque est, in causis appeUationura, quuro Episcoporum/ 
ejusdem provinciae sqbditi ab Ordinariorum sententia ad ipsum provoeant, inqui- 
rere ac cognoscere®). ■ . ■ <r : , . 

niius porro est, sede suffraganea vacantev eonslituere viraruun capi* 
tularem, si sedia varanUs capitulum intra oete dies eqm non elegerit ; utKk 
etum capitulorum est, de sedis episcopalis vacatione et de vicarii capitularis elecr. 
tione Metropolitani cerliorem facere. Et si ecclesia ipsa metrepolitana füerit ctpi-- 
tulumque, ut praefertur, negligeos fuerit, tune antiquior Episcopus ex Suffraganeis 
in mqlropolirana vicarium ,capUularem idoneum constituere polest*), Quapropter 
capitjuium roetropolitanum de vacatione ecclesiae metropoütanae et electionB vi'^ 
carii capitularis eum certiorem reddpre tenetpr, - „ ; 

Gaudet potestatis insignibus, pallio nrchiepisoopali, quo - per tot am .proyinf 
ciam. in, sacris ppntiflcalibus ab ipso libere faciendis diehus designatis utitur, aeque 
ac cruce archiepiscopali, quae ante ipsum defertur,. sicut -etiam-in oronibus pror 
vinciae locis populo benedictionem solemnem j»t simplieem impertire -ac,w»aet-\ 
tarn et roebettum non coopertum gestare potest 5 ). . . 

„ . Praeierea ei competit. cathedrales ecclesia* et dioewsea ante proyinöa«. 
Episcoporum canooice visitare, quod tamqn nonnisi causa in eoneüio proYinmali' 
fognit« et.prflbata fticere potest 6 ). . - , ■> ■ 

. Ceterumquum Domiuus dicat: »Qu.i vojuerit inter vos primus esse , erit 
vester servus« 7 ), quumque omnibos proifiuciae Episcyopis cum una eademque 
sacra unctione, qua pro uno Jesu Christi populo.constituti sunt pontifices, una 
eademque sit missio, qua ad vineam dominiegm custediendam et coleudam vpeati 
sunt: singnli uqo animo in id enitentur, ut non. tarn priodpatus et subjectionis 
nmssitudine, quam mutui arooris vinculo conjuncti, tamqutm uniusuinatris Ec-- 

— ■ .. . 1 ,■ w» "v 'kt - ’ -! ■ • » • 1 - 'f! ‘ i ■ 


- l) Can. 9- Apud Gr«t ean. 2. o. DL queest. 3. 

2)€obp. Trid> 8ess.;XXIV. d e reform. cap; i2. — Genetik Sixsti Wu Jmmenaa 
d. d. 23. Ja*. 1487v— Cob*, prav, Mediojan. IV. p*rt* III, c*p/4> Dö feqpcM 

- ^ague in cW' Anttgonui 1. Xe de paotU (I f ; < » .. ••(.,». t. .. j»,. 

, ,3) Cap. npn ignoretis. 1. ö# pffio. Legff flf ; 30,). r ,, v ui , 

4) Conc. Trid. Sess. XXIV. de reform. cap. 16. 

/ » >• • ■ M ff. ’i : ''t : i! (t .f, 

5) Clement, cap. Archiepiacopo 2. de privilegiis et ezoess. privÜegiat. (V, 7.) 


6) Conc. Trid. Sees. XXIV. de reform* cap. 3. 

7) Matth. 20, 27. • ^ 
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ejesiae filii mutuo se adjuvant ei ejasdera Kcelest« Prosperität e» et gioriaas ti* 
ribus junetia promaveaat; Quum enina difficHlirois bis temporibus Ecclesiae saias 
efc< stabiUtas Huprimis in umtate reposita sit, Episcopt in gerendis, qoae ad admi* 
nistrationem dioeeesium attinent, negoliis gravioribus commonem agendi raUaaem 
sequi studebunt, saepiusque communi «ongresau onmMetrapoUte etteter se mutuo 
eeasUia confqrent, quod complurlbas iode ab annis cum ivtcto. band exigao Bert 
jam apud uea consuevit. 

.Caput IV. He ttynodo promnciali. , , 

Ct arbor tota ex eadem radice saceum haurit et vita eadem nntfttur, sin- 
gtril MteM rwnt, quutf fVondes et folia explleant, altem mrramque quasi arborem, 
iftseftam eommuni stirpi, »obis exbibent, ita etiam Ecclesia', forma vitaque per* 
fectissbna praedita, qutinvis una sit nnoqne capife connectatur, in compldres 
tarnen proVmtfss dt quasi remos sese dispamdit, quae specie qurdem itiinore 
illam, quam in Ecclesiae nniversa mrttatem conspidmas, nobts ob ocuiits ponunt 
Morts proih antiqutosimi est, ut, quemadmodum urgente afiqua cansa communi 
tottus orbisEpiscopi pratside Romano Pontifloe tei ejösdem delegato In Synodum 
oecumenicam, ita ejusdem provinciae Praesules Episcopo mefropollfano prfleside 
stetig temporibUs in synOdum conVeniant provinciafem. Licet Veto nöö toties, 
queties pfloiibns saeculis, quamdin non aeque facflis ae itönc ad sedem prfnei- 
pem patebat oditus alrasque ob cansas coneüia hujusmodf nunc cogendi nrgeat 
necessitas, tarnen nrorem iitnm antiqunm et imprimis ntitem retfnendom, et ttbi 
coilapsus esset, »pro moderandls morfbus, eorrigendis exeessibüs. cöntroversiis 
cempenendis aüisque ex sarris canonibns permissis« renovandum statuit sacra 
Synodus Trideritina atque eXigit, ut quolibet ; sattem triertniO coitdlia provindalia 
cogantur, quo Episcopi omnes et alil, qtrt de jure vei eortsuetudlne Interesse de* 
bunt, eonvenire omnino teneatftar*). 

Et sane utilissiraom esse per se et Eeelesiae constitutioni maxime con- 
gruum coneiliornm provinciatium usnm vei tune maxime apparet, si ConciHornm 
generattem ranones et deereta aut quae alias a Summo Pontiflce, communi om- 
ntam cbristianorom Patre et Doctore, constituta sunt, in iisdem prömnlgantnr, or- 
gcotor, rettovantur, ut bac ratione, quae e eommuni Ecclesiae föifte aquae spiri- 
ttteies promanarunt, perquosdam qnasi rivos in singulas pfroVincias et provinda- 
rum partes, hortum Ecclesiae totum irrigaturae dedunantilr. Sed acddere etiam 
novimus, nt doctrihae catbolleae rapita, licet Conciliis generOHbus vei Ecclesiae 
censenso satis jam definite et deetarate,' ab hominlbus rerum novarnm studiosis 
in dubium vocentor aut negentur. Halis bujusmodi, ne longius' serpant, a syno* 
dis provtedafibns eommuni Studio et aptis remediis occarrftur. 

Quae porro naturae Bumanae est inflrmitas; etsi trtficnm veritatis a ziza- 
nils erfarum purgatem est, tarnen non semper bono semineillos bonorum moram 
progigni fructus dolemus, quos si terra cordis nostri apte esset dispostte, certo 
proferret. Itaque si disciplina eedesiastka alieubi dctrimentum capere, ai cultus 
dteiai et sacri mimsterii partes non ea, qua par est, ctira et düigentte öbtri, si 
deirique languor qutdam et torpor dorporis Christi mystfci membra occupare 
vitamque debilitare videtur: tum vero‘pasfdrUM' est, maiörtttn rerhedia clrtum- 
spicere, deddes borterf, ittrpetleCe, trregre,’ et quod slngulorom prndentia et vox 
non vajeret^ id omnium simul consflia vocesque efrectura esse licet confidere. 

" ■ > . f ; / t . * 11 ■ f . ■ ■ 1 1 ' > * 

1) Seu. XXIV. de reform. eap. X. ,<>' . . t . 
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Nam ut s. Caroli Borrom&ei yerfcis qtamur, »wUusa et ntioae ipsa dacimur, ut 
in gttvmibm velwr. deiiberandis attorom eoasili» exquiramos, ni qw* amtier 
deliberaUo est, si ad nostrum jndichim rooltorom seatentia acecaserit , vel qofa 
apnd illas, qmbus emsolere maxüne rapimos , majorein aoetarUaeem ei pondus 
habet roaeaUadt», in quam plores eonsenserint 1 ).« 

Demom aretiore etiam viqcnfo oranes anius provinciae Episcopi et qal eos* 
dem eomitantur consiliarit et sacerdotes obstringuntur, si ejosdem fldei testimonio, 
eadem sententia et eadem voluntate se teneri conspiciunt; promptiore etiam ani- 
mo Odern illam, quam Episcopos communi sententia preflteri audierint, proflte- 
buntar Christi fideles pt majore Studio et alacrkate laborabunt, ut .digna se mem* 
bra t exhibeaut Ecclesia* catbolicae,, qu*e arboris procerae instar per totem teraar 
rum orbem ramos snos pandit. linde quod dudum jam in votis erat, prcvinda- 
lium conciliorum usom, qui quo diutiUs, per ttto videlket et ampüas saecula, 
intennissus erat, e* gravforlb»» premebatur diflknltatibns, Deo propitio renovare 
t andern Heere laetamnr. 

Ad eoncilium provinclale per Metropolitan) jure voeandi sunt eidemque ln* 
teresse debent lmprimis omnes Episcopi sufTraganei; voto utuntur decisive. Epi¬ 
scopi, qui nulli Archiepiscopo subjiciuntur, aiiquem vicinum Metropolitanum semel 
eligant, cujus dein synodo provinciali interesse debent ejusque statuta obsecvact 
tepentur. Episcopi ausiliares, capitula metropolitanum et caftedralia, eetlesiarom 
coiLegiatara» praepositi, faeuhates tbeotogicae, seminariorwa nwtjoram rectons* 
abbates, priores canveatuales, praepositi pravineiales regulariom, qoi animarun) 
satati vacant, jure aut coüsuetudine voeandi sunt votoqoe utontur consultivo; et 
demum, si qoi snnt aü), qni ut Interessent, e re commnnl foret, ant quorum 
oper» Episcopi uti \edent. Concilii provlnclatis decreta a Sede Romana rccognita 
ei per Metropolitan) promulgata per totam provinciam obligant, ,, . , 

Caput V. De eapitulis cathedralibus. 

Ipsis vero synodi ColoniensiS decretis, qaae spectant ad capitula cathedralia, 
subjlcere placet, quae ln congregatione generali quarta et quinta de bis rebus tractata 
sunt, ln quarta enhlf oongregatiene generali (ef. Acta p.LXU— LXV.) „ad caput hoc, 
agene de eapitulis catbedraübus, PI. KR. OD. procuratores capitnlorum cathedralinm, 
quae ipsiB delenda vel etiam mutanda viderentur et deslderarentur, instromento oon- 
soripto exposaerunt, atque praeterea omnia jura capitnlorum express« reservantes, 
poposcerunt ab Eminentissimo Praeside et Reverendissimls atque Hlustrissimis Patri- 
büs, ut tenorem decreti de hac materla fbrendj una cum tenore nunc proposito et ob- 
servatfonibua atque reservatione procuratorum, autequam decreta approbationi Sedis 
Apostollcae sUbjlcereiitur, eapitulis communioandum ipsis traderent; simulque petie- 
nmt, ut Heeret obscrvatlonum, reservatlonis jurium et petitionum suarum instrumen- 
tum actis addere. Quoad boc ultimum petitum placuit Patrlbus de more interrogatis, 
dictum instrumentum ad acta admittere, ut de singulis, quae in eo oontinentur, matu- 
rbts deliberareut, aalv» tarnen Kbertate BeeVlre n d tarii tae w wi Patrum statuendl, quae 
ipsis seeuwd—- o aa we a iu Domino sapodtr» v M ere atUt . • Protodw dictum instrutten- 
tum, cm etiam, duo.« canonici» ewlcsiao mctro poUta naa aabanrigaw it , aetto hic in- 
»Wtiwawt;, J -.•••■- 

h utmnm twm peemratorwn empUulotw». 

Motalicaac propoeitae ad caput St, paetis eecuudu» de etapitutts. 

• > Jtutändum: t) Missa oonveatnslis qaotitBe pcteolratar et appbeetur pro bene- 
faotaribua eoolasiae cathedralia, et qoi dem per «tignitarioe, o s amicoc et viearie» Jux tu. 
prweriptum atatatacnm oapitularium. 

1) Orah hab. in conc. provinc. I ,, . 




Das Kölnet Provindaleoncll vom 28. April bis 12. Maf 1860. 

Motivurt l: Ex jure comrmmi rahm converitüalis habenda Cstab omnibus bene- 
fiKla cfeoralla obtinentibus, profnde etiam‘a Vicariis. Benedictas XIV. in Constitutione ' 
Quttm ! icmper, die 19. Augusti 1744. eäfta, §• 12. ait: Efenimhujusmodi debfttrai 
(miss* oonventuatis) non quidem respicit singuläres aliqaos benefactores, sed betae- 
factores in genere cnjnslibet eccles^ae, cujus servitio addicti sunt quicumque in e&detn' 
sive dignitates sive c&nonic^tus sive, mansionariatus sive beneftda, choraliq obtinent 
et mis8am conventualem suis respcctive vitfbus celebrant. Ordo peraolvendi ljioc 
debitum praefimtur per statuta capitularia ad praescriptum Bullae: De salutc t Qrwna- 
rüm, stfb verbis: Önerum iis respective incumbentium supportatione. 

1 Mutandumi 2) Ordo missarüm a canonicis et vicariis e serie tarn feriis, quam 
dibbns dominicis ‘fet festig ln cathedrali celebrabdarum a capltulö Ordinario ’ appro- 
batötft fctafeuatdr sttictiequeobserr&nduS est, ut digüitati eCclesiae primariae populiqfce 
aedtäontkrai aaüsfiat. 

MoHvvtmt Ad praescriptum Bullae; De salute animarum. 
r , Mutanduffi; 3) Omnes sive dignitarii sive canonici sive vicarii horis, canonici» 
in choro recitandis ac missae conventuali ad praeseriptum statutorum capitularhun 
tum ferialibus tum praecipue dominiqis et festis diebus assidue intepsint 

Motivum: Constitutiones priorum saeculorum circa frequentationem chori digni- 
tärlos et canonicos respiciebant, qui humero 40 aut 50 praeter chori frequentationem 
nil officH babebant; longe aliter res Sfe habet nostro tempore nostrisquein regionibusj 
iddCque Bulla: De salute animarum, qua universa dioecesium regni Borussici con- 
stitutio nititnr, praescribit, ut pro notio et circumstantHs magis act&modato archl- 
episcopalium ■ et epteoopalium tfetferiaPum earumque chori quotiditxno servitio statuta 
atrnapjutsio sub inspectione et approbatione Episoopi oondantur. Juxta hoc praescri- 
ptpm statuta nostra oondita et per approbationem Episcpporum vim legis naeta sunt 
Dicitur quidem in Bulla: JS. Tridentini decretis et constitutionibus ApostolicU mi¬ 
nime adversantia; sed qec nostra statuta hisce constitutionibus t adversantur. Si prae- 
cipitur: canonici quantum possunt, quotidie chorum frequentabunt et diebus Dominicis 
et festis saltem sumino sacro et vesperis omnes interesse debent: statutum hujusmodi 
constitutionibus generalihu» i\an a^yersajtur, sed mofüdeiytionepp» solummodo continet, 
novjs rerum circumstantiis, ut praecipit Bulla accomodatam. Quodsi ex Beverendissi- 
mis, qui nunc proVinciae dioeceses regunt, Episcopis aliquis seqtiret, statuta oapituli 
constitutionibus geperalibua nimium derogare, conjuuctim cum cfpitulo rem sanctae 
Sedi Apostoficae decidendam proponere poaset, , Si vero per deprctpm poncilii pro- 
vincialis constitutiones generales capitulis simpliciter iuculcarentur, nullo ad statuta 
legitime condita babito respectu, capitula cathedrulia publice accusarentur, quasi obli- 
gationibus suis hucqsque minime s^itisfecissent. 

Muiandum : 4) Paragraphus: Ad ordinem sustineudum> , . videtur delenda. 
Qupd si non placuerit, solummodo dicendum esset: Capitulum aliquem praes^ntiairum 
quem vocant punctatorem constituet, qui absentes acouratq notabit et capitulo deferet. 

Motivum: Capituli qst frequentationi chori invigil^re> absentes, notare et per 
subtractioqem distributionmn corrigere, juxta Bullan): />e splnte, sub verbis : Singulo- 
rum praesentiis et absentiis notandis. r , (!i ^ 4 , , r 

. Mutandum: 5) In paragrapbo; .■Qmnn eeclesiae <eathedraUs . . . passus 
tinali#, incipieus ^ verbis; eumphlft, qai in-sehqhun * d oi e ndus v&ttoHh 

Motiv : Eabilea ecclesiae cathedraKs äd scholam choralem,' quae toti dioe* 
cesi inservit, sustentandam tantum solummodo contribuere debet, quantum oflSbium 
divinum in ipsa cathedrali et ea sohola subsidiusn ei a^tunentnm capit. Summa 
annua a capitulo determinanda erit, quia administratio fabricae capktdn odtnpetit 

. Mutandaimp j4) Paragruphus: Epiacqpi Cnrabunt . . . . l. videtur delenda, quia, 
qUQ fjnsu coqcionatQC auxüiaris neCes4arius eat>, iqter EpisoepUm et i capitulum oon* ; 
veniendum erit. Quodsi omissio non placet, in fine i dicendum:« Bemnnerationis sum «-1 
mam capitulum approbante Ordinario definiet, qui cpnoionatorem vero auxiliärem uti 
et theologum libere deputabit J Ul v ‘ ‘ 1 
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. : u Wt V «V . 5 D« .... 

Motivum uti ad Nj% 5« «. , , t : . .. ;> .. vi(1% ,., 

Mutqndum: 7) Paragraphi«: secunduiq Pontificale Bomaoupa , • * vid^tur 
ddlenda, quia sufficiet, uni vica^iprupi tanqu&m a&cristano if^peqtionem sacri^tiae, 
aedituorum et puerorum ministrautium committere. Sin minus plÄCuerit, in faß po- 
nendum erit: J^jus salarium capitulumcon^tituet. Yocabitur vero et reyocabitur ab 
eo r cui de jure et copsuetudiue competit nominare aedituQs. , .. , 

Motivum uti ad Nr, 5. Cpnciliuiq, provinziale nou intendit, t juri tertii derogare. 
Quae quum Eminentissimo et Reverepdissimo Pr^^idi et. Plqgfcjssimift. Key#- 
rendissimis Patribus concilii prpvincialis summa eum revefentia proponimus, jura ca- 
pitulorum hijspe expresse, reservamus atque bumillime petimqs, ut Eminentiasimus Me- 
tropolita et Uli^trissuni Rey^rendissimi, Episeopi tenorem decreti h&c mafcerift 
ferendi, nobiscum commpnicare gj-atiosissime yeünt. Partibus qu^ppe nostris nos satjs- 
fecisse npn putaverimps, nisi capitulis ppstiüs t^poreiq pepreti, emi$si et approbationi 
sanctae Sedis Apostolieae subjjciendi unp, cum propositio^e bap et reservatipue aostra 
atque copia capitis quinti partis secupda-e typis irapi;essi, quatenus capitulorum juribus 

praejudicium parat, exhibuprimup. H . ( , 

Coloniae die 12. Maii 1860. ; : , , , r t , ,, t ; 

. t Procuxatores capituloruBQ. eatbedaaliura: 

Franctieus Boner, «aboniouS frevirenri*, unioas proeurator eapiiuli Tte- 
YVeqsiSr « .... i« tl -i w J r 

Fridfiricu* Felix- Mmke, praeposito» Monasterieneia. • 

, Catpanis Froncipcv* Krakle, -n« 

j Joartnet Feine, caaonioua ecolesiae eatbedralis Paderberntnsi*. 

Fr «Caspar u* Drohe, canonicus eoolesiae oathedralis Poderh omeneis- 
Propositioni et reservationi snpradictis, in quantum jttra capituli mettopoUta- 
nae eodeaiae Goloniensis tangunt, accedimus: 

Beirut Nikolaus Schweitzer . Nitolaui München . 1 ' 

Senior** capttuH Metropoiitani Cölonftnrit.* ‘ ; 1 1 • * 

In congregatione generali deinde quintä (Cf. Acta p. LXVt—tiXYHI.) „Eminen- 
tlssimns Archiepiscöpus ad petita pröcuratorum capitulorum catbeÜralium exposuit, 
instrumentum, in congregatione generali.praecedenti ab eis traditum, fuisse quidem a 
Patribus Ad acta admissum, sed ea conditlone, üt nullo modo protestationis loco 
babeatur, quae Patrum libertatem in statüendls decretis ftnpedire possft,' atque tan- 
tupunodo eum ad finem, ut, exceptiones dHigentissupe ^xaminarentur; et i^ud jam 
perfectissipie factum esse. Praeter ea triplicem in iustrumentq petitiouem addj- 

tam fuisse ^ 1) üt cop^a decreti in statuds, quae typia impreasa sunt,, propositi procu- 
ratoribus capitulorum traderetur; 2) ut iisdem traderetur copia decreti de capitulis 
ferendi et approbationi Sedis Apostolieae subjiciendi'^ 3) ut exhiberetur similiter copia 
in&trumenti, Patribus ab iisdem traditi, eum in finem, ut, domum reversi, häCc omnfa 
Cum capitulis suis communicarent. Priuöquam Patrum decifiionem de boc negotio ex- 
•qafrbret, quaerendüm sibi esse, tmm duo canonici capituli oathedrails ColoniensiS Suo 
vd capituli nomine' sübsoripserint. BespCtidit PI. R. D. praepositus capituli Monsrte- 
rieusis, duos illos Colonienses o&nonicos a se rogatos, proprio nomine , nou varo eaBb 
(tuli, nomine 8nbftcripswse.' Porro fiminentiasimus Metropolita edixit f sententiam aW* 1 
rt agitata e^m esse: Si praetendi yeilet, npn esse concilii prpvincialis, sed capitu- 
iorjpu singulorum ea ordinäre, quae ad .ipsa spectent, id Jn jure pon fundari; siquidem 
Tridentinum S^ss. XXIY. cap. 12. de ref. praeter alia expresse statuisse, ut, quae ad 
debitum in divinis officiis regimeOj spectant, deque congrua in bis canendi seu inodb- 
landi ratioüe, de certa lege in choro conveniendi et permanendi, stmülque de omnibu!s 
'eccleeiae mhiistris, quae necessärik ’erunt, et t bi quae hujusinodi, synodbs pro^ndidfe 
pro cujuaque provinciae utilitate et moribus certam cuique formulam praese ri ba t . 
Hnio decreto Trideutbm, iuhaereptea, Pat^s .bujus, ooneilii sane nil aliud ,vejle, nisi 
quod pro provinoiae utilitate et rerum condition* ad abusps, « .qui^ a^in^ ^ll^pdoe 
vel praeyeniendos et ad capitulorum aestimationem äugend^ i ubiq^e cong^qmm sit et 
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bono ordinl tonvubt In deoreto de eapttuli» eathedralibul aft boc eoncflio con- 
dendo omni« ad fcflntari m facta css», qtme a procuratoribus seeundum canones expo- 
stnlan possent. Singul&s decreti p&ragraphos, non calamo et panciB exempt&ribus con- 
scripta«, sed ad tnajorem commoditatem typis exaratas, singulis procuratoribus jam 
ab fcftio concilii esse traditas et eonrm manibus per tres hebdomadas ad accor&tissi- 
mam earum examinationem esse relictas, easdemque paragraphos in cöngregatione 
diligentisshne esse examinatas, ac culque liberrimatn, quid sentlret, aperiendi faculta- 
term eoncessam ftdsse. Sed Ita procedendo oiöhta servata esse, quae a procuratoribus 
expostulari potutssent. Capitula ad eoncüium rite fnisse dtata, procuratores esse 
'aaditos, eosqcte sententiam Hberrime «perire potuisse; sed ultra ea, quae facta sint, 
capttufis null um jus competere, atque fdcirco triplieefn procuratorum petitionem ad- 
ntHÜ non posse, quin Capital ortnn procuratores et capitula ipsa idem cum Patribus 
jus, nemp* jus vottrm decisivttm in ooncHio «mittend!, sibi arrogarent; id autem fieri, 
si procuratores praetenderent, ut statuta non nisi com eorum con sensu definfrentnr, 
Utqueut ipsis statutorum oopia traderetnr, de quibus, dorm um reversi, enm oapitnüs 
circa eorum adbaesionem vel rqjectionem deliberarent Be hisce capitulorum praero- 
gativis in jure nihil inveniri. Qnae quum ita se haberent, per se liquere, procurato- 
rum petitis cedi non posse, is&mo perspectura esse, quod Patres, ejusmodi petitionibus 
eatfafacieade, man** sau« negligerent propriaqne Jura st episeopalem libertatem et 
anctoritatem laederent; id vero ipsis minime licere. Omnibus igitur perpensis, neo 
levissimam speoiem juriafanie Capital «nun petitfonf aitigtere, eodetnque jure etiam 
aeademias, decanos, paroakos «t quoaoamque tfttos* 4s qoorum oWigatlombus in eon- 
cilio proviactali statuendum esset, postnlare passe, et non soium ipsorum praevia« 
deliberationi, sed etiam eonsensui subjioerentur, ae com ipsis oommunioarentnr, quae 
Rqrereixtieeinu Patres deceraere et eanctae &ecti reeognoseenda subjieere veil ent. Qua- 
propter, ita £minentissimus Praeses expositionem conolueit, sententiam saam eam esse, 
petitionem procuratorum admitti non posse nec esse admittendam. Postea addidit, se 
nunc ex Patribus concilii quaerere t nuxn ipsis placeret, sententiam expositam appro- 
bare eique vonsentientea declarare, procuratorum petitiones admittendas non esse. 
Patres omnes seeundum ordinem responderunt: Placet. Quo facto Eminentisstmiis 
Praeses prosecutus est, se nunc ex unanimi decreto et consensu Reverendissimorum 
Patrum declarare, triplex procuratorum petitum non admittendum esse neqne admitti.“ 
dam vero ipea synpdi deoret* de CapituliaCathedraübue seqountur: 

Primopum seecmeram presbytetfte «monlcwrnm sub reguia certa vttem 
communem »gentium colfegia, CollCgils sueeesserunt capitata, e mebte Ecelostae 
senarufc nt dlgnitate venerdbdus, ita vk*tnte, srfentia nt merWs conspicutis, a qao 
cultcrt divino decor ac splendor, Episcopo in rebus gravioribus consilii ubertas et 
ftdalis atycrisque in negotiis Ecclesiae gerendis, si postulaverit, opero 1 ) ac toti 
dioecesi Sede vacante adratoistratio canonica repetatur. Quae Apgelorum et Pea- 
tarum owuum ta coelis, laudes Deo ji^iter condpeatiom, inaevum est feiicftas, 
et» Ecclesia, quae in terris qoidem mftkat, cujus vero coaversatio an coelis est, 
Jim nunc praecipit, voce« suarn ooeiestiam choris jungende Deoqoe, Sa*tctu9, 
Bmcttos, Sanctus jtigHer pmlamando. St quamvts Christfanis omnibt» offtckmi 
lipc slt commune, modo tarnen petufiari elericonrm est, qlrtppe qui Bottrtn! sdbt 
pecüllum. Inter Ipsos vero cieflcos stngulari denuo praorogativa Ecclesia partes 
tam insignes demandatas esse voluit nil coetut, qol e S. Ignattl Martyris sententta 
itd; cipgit Episcopum, ut Apostolorum collegium Jesum Christiim *)/Aequpm porro 
^ravot, quum cultus diviuus reUquis rebus pmnibus praestet dignitat^ una aüqua 


t) Gone. Trid. 8^s. SuOV. de tefomi cafp. 1% ^ Dijdo«v eestft. eecLOolonien. 
f. 18. Vid. Appetid. eonc. prov k ta. Sa 
1 ) BpiSt. «d Stojtn. ». •. 
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«äset eeclesia, quae tüe to re eeteri# prnefulger«! eaempte, No» autom pmta* 
cu Baee jure potiori deferri poterat, quam ecdesiae tottt»dtoeewees prlneipi, 
«ctesiae cathedrali. Et eertius ftnis nie obtiaeri non paterat, quam ei collegtntti 
atiquod integrum eidero vacarefc 

Omni igitur, qua par est, dignitate, reverentia ac pletate officium divinum 
a canonici« et vicariis accorate persolvatur, quaprnpter omnes in choro semper 
modestos ac devotos se exbibeant, atque imprimis omni confabnlatione abstineaot, 
ut popolo sint bono exemplo nee piis otfensioni*)• Officium miaute solemaU te- 
tum semper canundum est, nec quid quam omiWaurr aut mutiletur. Quando Epi- 
scoptts solemmter ce.iehrat ve) assistit jo eatbedraü, in aeditms apiscopalibus vet 
pro Ipci ratione in porta prim an a «ccleaiae a eapitulo recipiendu« et post raisaam 
reducendus praetereaque totum officium tarn assistendo quiw mipistrando, aeqoe 
ac ia omnibus alils semper eo, qoo in caeremooiali et pontificali Romano prae- 
srribitur, modo ad amtmim persolvendum est, Insuper omnia, quue in euere* 
moniaii Episeoporum libro i. cap. 7. 8. 9. IQ. 11. et 15, de assuteatia, cap, 28. 
de suppiendig vicibus caqonicorum, nec non qua« libro U. cap. 8. et. 8, de Epi* 
scopo celebrante vel pun celebrante noiaia supt, observabunftir. 

Missa, corwentußlis quotidie persolvatur- et appUcelur pro bene- 
factoribus ecclesiae catbedraU», et qttAdem per viees a digmtarUs et 
canonicis, qui/ppe quibus id ex benefleiis capitulßribus canoniea oblir 
gatione meumbit*). 

Ordo missarum omrtium a canonicis et vicariis e serie tarn 
feriis, quam diebus dominicis et festis in cathedrali celebrandarum 
ab Ordinario cum consilio capituli statuatur stpicteqtie observandus 
est, ut dignitati ecclesiae primariae popuiique, aedificationp satisfiaf. 
Dum sermo habetur, neqiini missam celebrare licet 1 2 3 ), 

Omnes, sive dignitarii sive canonici sive vicarii, horis canonicis 
in choro^recitandis ac missae conventuali quotidie intersint, qist quis 
ex causis in jure expressis excusatus et impeditus vel etiam propter servttium 
Ecclesiae aliasque ob causas ab Ordinario, vi faeuitatum a sancta Sede apostölica 
ad id concessarum, legitime dispensatus fuerit. Diebus vero dominlds et festis 
etiam qui pro diebus ferlalibns ab Ordinario dispensaü fuerint, tot» officio semper 
assistant nec ulti ad quaeennque in Ullis ecclesiis offleia suseipienda exire ficeut 

Ad ordinem sustinendum capitulum aliquem praesentiariwn, 
quem vocant, punctatorem e 'suo gremio aut e vicariis juxta constt 
tutiones ecclesiasticas designabit. Hic praestabit juramentum, se fide- 
liter officium suum adimpleturum, et referet eapitulo et etiam Ordi¬ 
nario, praesertim si is requirat, puncta absentium a servitio chori. 
Si canonici jntra duos jnenses non seligant punctatorem, id Cacjgt Ordinarius: et 
si punctator non fideliter administraverit officium suum, ab Ördiqajrip rqmoveatu/r, 
et ab eodem eapitulo juxta praedictam methodum alius seligatuf 4 ),... , 

(Juum abusus intolerabilis irrepserit, ut popuiu«, tfri, inw (St malleres, 
quandoque in chorum usqne penetreni, canonicosac -wcarioB ■alioaqtaelericos 

1) Conc. Trid. L c. — Bened. XIV. Instit. eocles. 107. n. 25. et 29. 

2) Conc. Trid. 1. o. — Constit. Bened. XIV. Qvwn semper oblatas d. d. 19, 
Ang. 1744. 

- 3) Conc. prov. Medio lan. IV. pari. L cap. 26. de verbi Dei praedicatione. 

4) Conc. prov. Mediolan. I. pari. II. cap. 42. de officio pnnetatoria. — Bened. 
XIV. de gyn. dioeces. lib. IV. cap. 4. n. 2. — Ejnadem Inatit eocles. 107. n. 42. 43. 
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■affet» dwtat* iaaerviente? impediant, adeoqoe eoruu» stalla ac sc&bbs oecupent 
atque ita modo importune et prorsus indigno ordinem perturbent, ad tottendwn 
bube abusum puriori diseiplinae et eanonum sauctioni tarn contrarium mandamus 
et statuimus, ut deinceps tarn viri laici quam feminae ab ingressu ehori omnhio 
et strictissime arceantur 1 ). 

Quum eeclesiae cathedrales, ut in officio divino, ita praecipue in canfa 
-fecelesiastico ceteris dioeceseos eeetesiis norm» esse et bono exemplo praelucere 
debeant, ea omnia Stricte obserVanda sibi düeant, quae de cantu ecclesiastico 
baec synodus statuenda et decernenda esse provtderit 2 ). Quamobrem Episcopi 
cum’eonSfliö capituiornm schotas' chorales, ubi Jam siiht, augebunt, et uW ttoto 
sunt, instltUent eum in Altem, ut In saneto officio aeque atque in missa cantus 
Choral is sive Gregorianus secundumEeclesiae leges et haec nostra decreta 3 ) 
quamprimum adbibeatur. Sumptus, qui in gcholarri choralem impendendi 
sunt, ä capituli8 sunt praestandi, sive e fundis ad cantores alendos 
jäm comparätis et destinatis, sive ex fabrica eeclesiae cathedralis, si 
-fuhdl particulares ei nqn destinati sunt. Summa annua, qua opus sit, ab 
Ordinario cum consilio capituli, necessitatis et subsidiorum habita ratione, definie- 
tur, simulque eadem ratione ejus distributio ad varias cantUs partes et inter illos, 
qui ad eum exercendum aut deeendum adhibentur, determtnabitur. 

Episcopi curabunt, Ut in singulis cathedralibus theologus, qui 
populo sacram Scripturam pro concione exponat, secundum, bullam 
'De salute animarum, ubi non est, constituatur; et si ex judicio Episcopi 
Unus theologus ob senectutem, infirmitatem vel quameunque aliam causam ad id 
non sufficiat, alter ei addatur concionalor auxiliaris ab Episcopo deputandus et 
a capitulo congrue remnnerandus e fabricae fbndis, salvo jure Ordinarii appro- 
bandi ac reformandi remunerationem juxta prudentiae et aequitatis regulas. 

Secundüni caeremoniale Episcoporum in quacünque ecclesia 
cathedrali et collegiata sacerdos constituendus est sacrista, qui ad 
bujusmodi officium fideliter et strenue exercendum idoneus et aptus censetur. 

Capttula cathedralia singulis .annis rationem Ordinario reddere tenentur 4 ). 

Episcopo mortuo, capituhim eeclesiae cathedralis anniversarium pro defiincto 
usque ad mortem successoris cetebrabit. Episcopi comprovineialis obitum capitu- 
lum ceteris protipeiae Episoopist et eapitulis annuntiabit, ex quo exequiae soiem- 
nes pro defuncto bi ecclesiis cathedradibus eelebrabuntur. 

'■ • (Fortsetzung folgt.) 


1) Diplom, reatitut. eccles. Colonien. §. 25. — Cap. Üt laici i. X. de vita et 

honest, cleric. (HI, 1.) — Can. Sacerdotum 30. de consecr. dist. 2. — Cono. Roman, 
a. 1725.’tlt. XXVMl cap. 4. : ' 

2) Conc. "trid. 1. c. " 

' : 'S) Cf. folVa p*rt. ü.eap.20. 

4)' Cobc. Tcid. Ren. XXH. de reform. cap. 9. 
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Ein Nachtrag zu dem Artikel Äber den Stand der katholischen 
Kirchenfrage in Bayern. 

(Vgl. Archiv, Bd. VIII. S. 395-460.) 


München 21. NoV. 1862. Ihre Veröffentlichungen über den Stand der bayeri¬ 
schen Kirchenfrage, denen die Wenigen, welche davon Kenntniss erhielten, mit 
Sehnsacht entgegengeseben haben, erregen allenthalben die grössle Sensation. 
Em Aktenstück fehlt jedorir in der Veröffentlich«ng, ohne welche die Aktenstücke 
Nr. 2—3. nicht wohl ganz verständlich sind. Es ist das ministerielle Begleit* 
schreiben zu den Gaben vom 8. April 1852 t das bald darauf zuerst das M ainz«t 
Journal-gebracht, die Augsburger Postzeitung aber bereits unterm 29. 
April 1852 abgedruckt hat. Die Allgemeine Zeitung hat es bereits am 
4. JWai 1852 in höchst bezeichnender Weise ausgebebtet ; aber auch das Buch: 
«Bas Recht der Kirche und die Staatsgewalt in Bayern« haben p. 422^—433. es 
einer starken Kritik unterzogen. (Man vgl. auch die drei Artikel 1 über die baye* 
rische Kirchenfrage in den Htstor. pol. BL B. 34.] Trotzdem scheint es in 
weiteren Kreisen nicht bekannt geworden und seither vergessen worden zu sein, 
und insoferne dürfte jene abermalige Veröffentlichung in Ihrem Archiv im Zu¬ 
sammenhang tnit dem, was Sie jüngst gebracht, nrierlSsslich sein. ’ • 

Zugleich möchte ich aber drei Punkte to den Noten berichtigen!*). <*•••.’ '"di 

1) p. 451. heisst es in Klammern: »Es wurden demgemäss nun aitcb pro* 

testantisohe Lehrer in Freising angestetlf.« öiess ist irrig. Bis jetzt ist es nodh 
nicht geschehen, allein möglich ist es wob!. ' ' .. ü'.' 

2) . p. 452. zur Nöte I. Diese Note ist etwas ungenau, indem,/wie auch 

das citirte Sehriftchen über »Wittdischmann« dtess hinlänglich" atfdeutet, Wiri- 
dtsthmannwohl gemSss dem Willen* des Königs des Referats im Ordinariat bbet 
■die Anstalten in Freising überhaupt enthoben wurde,* nflmlieh des überdas Knä- 
beasemidar und das ßymnashnn, es aber das über das Ktericalseminar Und das 
Nichts bedeutende über das Lyceum beibehiell. 1 * ! > ' '•> 

, / 3) p. 460. Note 1. Es.ist irrig, dass■ »os mit- den kirchlichen Beiträgen 

»ach Freising beim Alten geblieben« sei. Oie kirchlichen Beiträge’Wurdeh 
wkklich kirrhlicberseits zurückgezogen, nachdem das Ministerium auf die Eingabe 
des Herrn Erzbischofs Gregor unterm 4. Juni 1858 (im Archiv Bd. VIII., p. 458!) 
die Freisiuger Anstalt ausdrücklich als königliche Anstalt erklärt batte und unmUtel- 
-bar drei Professoren ernannt wurden, ohne irgendwie dem Herrn Erzbischof, 
was doch seit der Errichtung derselben immer der Fall gewesen, eine Miltheilung 
hiervon zu mäehen. Das war die entgegenkommende Antwort für das Ver¬ 
trauen des* Erzbischofs, »sich'in seinen»'Anliegen dem T*trdne : naben 
zu dürfen.« * ■' • ** ■ • 

... Dr. ST. 


Ipi Nachfolgenden qnn das 


1) Wir,bitten zugleich folgende Druckfehler kd J berichtigen*:'8. 40S Z. 21 V.’b. 
lese man Staatsigrundgese t» statt Staitsgeaeta; 1 8.48S. 425. 427: 429 muss die 
Columnenüberschrift lauten ; K*j»igl. Bayerische Verordnung vom -28. September 1854, 
die Pfarreoncursprüfong betr.; S. 441 Z. 10 v. u. lose man.I. die.Bedä'rfnisse 
jer Erz diöceaj statt Erzbischöfe; 8. 453 Z. 13 v. n. lese man Anflug einer 
katholischen Universität; S. 454 Z. 7 y. „u.jese man obwalte statt ab warte; 
8. 458 Z. 16 v. u.: 1858 statt 1859. (D. R.) 

AnUt ttr Klrckss iwbt. U. 
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(M • TllgteiWebreibeü zm# bayer. Mlülsterial-fiHdSs vom 8. Aprtl 1852. 


Begleitschreiben des Köwigi. Bayer. Ministers des Indern an dfeni 
Ministerial-Erlass vom 8. April 1852, den Vollzug des Coneordats 

betreffend. 

Als die vom 1.—20. October fn Freising versammelten Herren Erzbischöfe 
und Bischöfe die Grundlagen ihrer am 2. November desselben Jahres an Se. Ma¬ 
jestät den König Allerhöchst unmittelbar eingereichten und bald hierauf veröffent¬ 
lichten Denkschrift beriethen, waren die Nachwirkungen der unmittelbar vorher¬ 
gegangenen Jahre noch allzu fühlbar, als dass die Staatsregierung nicht gerade 
damals auf die sichernde Unterstützung aller der haltbaren und festen Grund¬ 
lagen des Slaatslebens im besonderen Grade hötte zählen .sollen. Unerwartet 
kam daher, dass eben in jenem Zeitpunkte eiae neue weittragende Frage aufge¬ 
worfen wurde und zur Entscheidung gebracht werden sollte. Noch mehr aber 
beweg zur ErwBguog die Art and Weise, in welcher diese Anregung erfüllte. 
Immerhin bitte das Auftreten des »Epteeepats als Körperschaft ,* Wenn auch als 
staatsrechtlich nicht begründet, durch die Zeitlage und das Schwanken alter Be- 
standtheiie der Gesellschaft erklärt werden können; jedenfalls aber musste der Krone 
gegenüber ein Vortrag befremdend erscheinen, wie derselbe in der Denkschrift vom 
ik November 1850 zu Tage trat. In allem Dem lag Mahnung zu reiflicher Ueber- 
legung und gewissenhafter Erwägung: der Sache; Als getreue Wächterin des 
Hechtes muss die. Krone vor Allem au den Bestimmungen des Staatsgrund- 
-gfi»eines and seinen Beilagen feslhalten,' und kann, insolange und insoweit 
.dieselben nicht auf verfassungsmässigem Wege abgeändert sind, keinem -anderen 
.Staatsgesetze, also auch nicht dem als Anhang der Verfassung publicirten Cen- 
pordate, welches Aberdiess einer bloss einseitigen Auslegung nicht unterliegen 
kann, ein Verwiegen vor dem Slaatsgrundgeselze zneTkennen. In Hand¬ 
habung des obersten Schutz- and Auffeichtsrechtes über die Kirche muss ferner 
dfcKrope gewissenhaft darauf, badacht sein, dass sie zu jeder Zeit. in. der Lage 
sei, .einerseits die Erreichung der Staatszwecke unbehindert zu verfolgen and 
andererseits den ungetrübten Frieden der christlichen Bekenntnisse kräftig zü 
wahren. Als getreuer Sohn der Kirche aber sind Se. Majestät bereit zu gewäh¬ 
ren, was unbeschadet der eben erwähnten unveränderlichen Ausgangspunkte, dw 
Kirche, blühendes uhü kräftiges Wachsen und Gedeihen bereitet, auf dass sie zum 
Woble AJier auf den Bahnen des Segens und des Friedens fortschreite, die ihr 
durch den göttlichen Stifter vorgeteiebnet sind. Se. Majestät der König haben 
daher nach gewissenhafter and reiflicher Erwigung unter dem 30. v. Mts, aller- 
gnädigst zu befehlen geruht, dass an sämmtliche Kreisregierungen die 
hier in Abschrift angefUgte Enlscbliessung, auf-so lange Allerhöchst dieselbuh 
iflicht anders verfügen, als genau;zu,befolgende Vorschrift erlasset) werde, wefehfe 
dem Hochw. Bischöfe von N. zur Kenntnissnahme und beziehungsweise 
Dar nab hach tun g unter dem Beifügen mitgelheilt wird, wie Se. Majestät der 
König sich der Hoffnung hingeben, der Hochw. Herr Bischof weide ln diesen 
Allerhöchsten Verfügungen einen Beweis Allerhöchst Ihres Wohlwollens und ge¬ 
treuen Wahrnehmung des Wohles der Kirche erblicken, auf dass das bevor¬ 
stehende, Fest der Auferstehung des Herrn der Zeitpunkt einer neueh Festigung 
allseitigen Friedens und ollein gedeihHcber. Eintracht 1 werde.. 

München, den 8. April 1852. 





Aoashirt jun. Die Vermtfgensffihigkeit der DomcSpitel,' InsbWiuLihibtirg. m 

Die Vermögensfähigkeit der Doracapitel, int besonderer Beziehung 
auf die Rechtsverhältnisse des Domcapitels zu Liipburg. 

, ; : Von Qberborgeriebtsrath Dr. F. Rossbirt zn Mapnheinv, 

' , Neben dem einzelne» Menschen, da Recht« subjßct gedacht, stehen 
als Träger von Rechts verhätousse», tun mit Sovüjny t) zu .reden, künat- 
Rche, dereh tdosse Fiebon engenommeneiäubject«, juristische , Retr 
Zonen* Sie iersohaUe», vom privatreehtliehen Standpunkte ans be t 
trachtet, nach der vom erwähnten grossen Rechtsgclehrten ■; gegebene* 
Begrifftbestimmnng als des Vermögens fähige künstlich enge* 
qpmmene Subjecte 2 ), Mit Reckt .bemerkt gedachter, Reehtsgelehrtw 
apfort nach dieser Begisffsbestmmung; „Indem new hier, das Wgaf* 
der juristischen Personen aussehfiessend) in die privatrechtUehe Eigen¬ 
schaft der Vermögausfäbigkcft getötet wird, soll damit keineswegs 
behauptet werden, dass. an den wirklich vorhandenen juristischen 
Personen nur allein diese Eigenschaft za finden .oder .doch von >W.iohr 
tigktfit wöJCO- Im Gegentbeile a«Ut sie ateta irgend einen von ihr 
vesechiedeaea selbstständigem Zweck i voraus,. der,,eben durch die Veir 
mögensfähigkeit gefördert werden soll und der an sieb oft ungleich 
wichtiger ist, als diese. Nur für das. System dos Frivatrethts sind 
sie, durchaus nichts, als Vermögens fähige änbjeete, und jede andere 
^eito ihres Wesens .liegt völlig iaesear. dessen Gninse.“ v- 

Oh nnn dio iPomcapiltd vermögen s-fähige ßübjecte in dem 
yon Sttvigny mR! diesen Worten verbundenen Sinöb seien-, ob’ ins¬ 
besondere dem Domcapitel za Rimburg die Eigebschaft der Vennögens- 
Ähigkeit beigelegt werden könne, isollL-m. utatec Ausaeraebtlassung der 
ÖffentUch-ifeebtRchen; Wirksamkeit der. gedachtem kirchlichen Institute .■•**• 
,ia diesem Aufsatz« geprüft wer dort. Es entbehrt di« beabsichtigte Fri- 
fttbg der eben aufgeworfenen Fragen der besonderen Veranlassung 
nicht. Die letztere Hegt in Folgendem. .. ■> .-■ ■ ■> 

Das Domcapitel zu Limburg lieea bei einer am 6 . Mai 164B 
■abgehalteaen Zwangsversteigerung Liegenschaften, welche einem von 
-ihm. verwalteten. Fonds verpfändet waren, fiir sich ersteigert Die 
herzoglich; Nassen ische Landoberschulthekebei (Behörde für Verwaltung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit) au. Limburg verweigerte es, dao Dem- 
Oapitel daselbst als. titöiger« annnnehinea, Weil, dasselbe t keiM Gtit- 
POratioBsmchte, besitze. Auf eine < v 6 n dem Domoapitel hierwegen er- 
-hphebe Beschwerde, ordnete das herzoglich. Nasiau’sclle Amt Lttu- 
kWf h-i Wn der Ansicht,: idass das Domcapitel erwerbsfähig sei 4 «uz- 

;T/ ' . } M il ; . v I ! i ( >. ;:i . '< <» n . \i */. 

1) System des heutigen Köm. Rechts 11. §. 85. S. 836. 


u* 



\ 9$ Oie; VermögensGhlgkeit. der Borocdp1te! v tosbes. zaLintb^ 

gebpnd —• .unter dein 19 . Mai 1862 an,: das» der Uebergang def 
fraglichen Liegenschaften auf letzteres protocollirt, dass für dasselbe 
eine Eigenthümsürkunde 1 aiisgefertigt werde, und dass die Liegen¬ 
schaften auf dessen Nämeri in das Stockbüch einzutragen seien. Da¬ 
gegen efliesö das herzoglich ' Nassau’sehe Hof- und' Appellationsgericht 
stoDillenfenrgials Aufsichtsbehördein Sagen der freiwilligen Gerichts¬ 
barkeit (ni oh t > als. Richter) unter dem 19*. September 1862 folgend^ 
Verfügung 1 » ^'Da hei der Erriehtuäg des Bfsthums »Limburg deüi 
Domcapitel desselben eine besondere juristische Persönlichkeit nicht 
ausdrücklich beigelegt worden, dieErtbeilung einer-solchen auteh nicht 
aasden Jtan Crtheiltea 'Befugnissen, feewie dem im §.21*; der Verord 1 - 
nrmg vom- 30. Januar 1860 bezeiobneten Wirkungskreise desCapitels 
zu'folgerh - tot, so habeniIwir die 'gegentheillge'EtttecheiÖüWg' deB*.heT 1 
zogliehen Amtes vom 19c *Mai k J. -aufgehoben ■und* ersuchen dasselbe 
hiCrrdn sowohl'' die herzogliche* Landoberschultheiserei, als die Interes'- 
senten in KenBtnisB zu setten." ' • • »s*>i. y. 1 

•*ii '..'Es war ■ diese - BntScMiessung j ‘ des herdogL Hof- 1 fand AppCllfttioöS- 
-gerichfe kohl* um so 1 wenige»"'Zu- erwarten y ‘ a*l ; s ■ vor einigen Jahren 
die der'Frage der' Vermögensfähigheit■ ittea 1 'D 0 mrca p i t el : s nahe* ver*- 
•wandte Fragedtr Vermögensfähigkeit! dee'Bis thttms Limburg vor 
den 'herzoglich Nassaitfsphen Behörden zur Erörterung kam, als 'Schutte 
in seiner bezüglioh<delr> letzteren Fsage im Jahie 1860 erschienenen 
dohrift: ^Diß ^Erwerbs- «nd BBsitzfähigheit 'der deutsche» katholischen 
BisthÜmer und Bischöfe überhanpt und' des Bisthutas und Bischofs 
zu Limburg: insbesondere^ die VermögfensföHigkeit der 4 BiSthümerund 
namentiieh^des iBieehumsi Limburg mit, 'wie uns scheint, völlig schla¬ 
genden Gründen' naehgewtesCn. hat, ' Und alk? das her Begliche 1 'Hof- 
und AppeHatiorisgericbtl on > Diüenburg selbst unter dem' 16. April 
£862ifolgendey 1 dien Vdrmögensfahigkeit des" BtsthumS Limburg an¬ 
erkennende Verfügung erlassen hat: „Wir finden die Bezeichnung des 
Darleihers .in dem. zurückfolgenden. Attesthte* des Feldgerichte du Ben- 
nerodmit den Worten: * „„Dem zeitliehen Herrn Bischof ^zu Limburg** 
auis dem: Grunde .ungenau,, weil die vermögen sr echtliehe 
Persönlichkeit dös < Bisthum b Limbhrg hach den Gesetzen 
des Herzogthmns .nicht allein' uud ausschliesslich vort dem zeitlichen 
Bischof reprksentirt wird^ jene Bezeichnung daher, Wenn darunter das 
Bisthom Limburg oder* idte sfundkte bischöfliche Cttthedraünrche'V%r- 
standearr Werdfen soll, leicht zn Mtesvetetäftdtiiseen ftbefr ’ die * ztte Dto- 
poidtiöre über das fragliche' Forderung«* ■ mild ■ > Pfandrecht 1 * berechnten 
Organe führen könnte, ln dem Falle übrigens das Bisthum Limburg 
oder die bischöfliche CathCdraikirche daselbst als Parleibcr in frag¬ 
te 




JlossÄtrt'Jun. ßte Vermftgehsfeiigkelt'der0omcapitei; insbes. luLimburtf. Mi 

lifcheh'Hypothek bezeidhnetwird, ißt die Ausfertigung' derselben nicht 
tu beanstanden 1 ).“ 1 . . , ;? 

Es musste der unter dem 19. September 1092 hinsichtlich der 
Vermögensfähigkeit de^ Domcapitels erlassene Bescheid wohl' insbe¬ 
sondere auch darum“ als befremdend erscheinen, weil der Entschöl- 
dungsgrund, auf "den' er sich stützt, nämlich‘der des Mangels der 
Verleihung juristischer Persönlichkeit an das Doihcapltel, mütatis 
mutandis bezüglich der Frage der VermÖgensfähigkeit 'des B is thuiüS 
geltend gemacht werden höhnte,~ auch ‘ sicherlich geltend gemacht 
wurde, d ( em oben mitgetheiten Erlasse vom lt>. Aprilt 1.862' zufolge 
aber bezüglich des Bisthums vom meh’rerwShntem Gerichtshöfe selbst 

vom 
1862 
itgehen 

''können. 1 ' "'' ' >iK v ' ,i: ' 1 " :l ; ! " ' 4 

. Anzuitihren ist hoch , ehe wir ' Uns zu' den oben' aufgeworfenen 
Fragen Wenden, dass, wie die arigdführte SeÄttZ/e’s'chii Schrift die' Vef- 
mögensfShigkeit der Bisthümer vdiikömmehins! Kläre gesetzt hat* So 
auch bezüglich der 1 VermbgensfSliigkel't dir Domcapitö'l tfer 
unseres Erachtens'richtige Weg durch' hie Schüft ' „die : jüW- 

'stiscbe Persönlichkeit der käthölischen Dodcäpitel 1h Deutschland uhd 
'ihre rechtliche Stellung. Bamiberg 1860“ gebäint wutde^ '~ l i: l1 

-*•»• • .’ i!' ’/ u ,"!;*! .1 i <.,J 

: Gehen wir nun zur Prüfung der erwähnten Frage .über, so 

werden wohl folgendezu deren Beantwortung dienliche,, sofort 
näher zu begründende Sätze, kaum der Gefahr einer Widerlegung 
ausgesetzt sein.'* "*’•>' 1 '♦> t,! -' “ !< ’ ‘ ' v '' *• 

*1: *; . ?*' y * : \ \ * i .'j i ’, . » f r . KjsiJ r \ ,; m -» , - ,J ; .-.j ’ , e i 

, Im Herzogthum Nassau gilt in privutrechtlicher 

1 ! > • - ir. 1 *. ' < r t j* nt t t . * r- • * i 4 l 1( ^ ■ r ♦ 

Beziehung r-r abgesehen von einigen, für. die vorliegenden Fragen 
bedeutungslosen, älteren Pacticularreghten. und mehreren, neueren, gleich¬ 
falls Ijierher nicht einschjßgenden, allgemeinen, tiaudesgesetzen,— da t s 
gemeine Deutsche Reehtl Eine Quelle desse Iben bildet 

^ 1 . '■ «•» : • p i.';t «•/ i(U ii.'.i iu. ln • •< .)' ••• . T f<• ■ ■ • - w 

auch da3 canpmsche Recht. Nach letzterem sind.die 

- ■> •' •••••» -J-. V-»!i J- ■ -i-' .Lj. •:>. . ;n 

^Domcapitel vermögensfähige juristische Persönlich“ 
heiten, Corporationen. Somit ist ein im HerzogithuV 

r I i i: J r' •=. / F \ ,1 ii . •' HJ ♦ U ' t; ."f \. \ , 1 

i^TTT 1 ’ 7 1 ’ , M « H I? i‘ M , M i'l '? ; 11 Ü i »i . • . i V ; .V' 

1) Pas herzogliche Hof- und Appellationsgerioht wollte, da in Nassau die Ver- 

1 WalttiiSjBf de!s Kirchengateis, insbesondere deV Dotatioi des Bisthutils ^Litaburg, nofeh 
1160 4er. ätaatsregiemug. geführt > ; wicd^ t ■ durch olii^en iärlM« »b Fasaang: d»nfra|- 
4ioh^ Ifrfypnde v^rnwd^H^ aus w^chei; gefolgert, werden gönnte, dass der 3isc^ipf 
mit Ausschluss der Staatsregierung zur Verfügung über das Darlehen berechtigt sei. 
Es hat indessen nichtsdestoweniger in gedachtem Erlasse die juristische Persönlichkeit 
des Bisthums anerkannt. [Vgl,C^uShtAhi373.n (1 



IM >M«r. U>?J>es. wWftfwf. 

Nassau rech Ui uh bestehendes Do,m.capitel ohne Weifoyof 
für vermögensfähig zu erachten. 

Eines näheren Nachweises des Richtigkeit Desjenigen, was so 
eben ü,ber die Geltung des gemeinen Deutschen Rechts 
4 nd einiger, dasselbe ergänzenden, Normen in Nassau gesagt wurde, 
bedarf es fiir solche Leser, die mit den Verhältnissen Nassau’s be¬ 
kennt sind, nicht. .Wir können uns indessen zur. Erbringung .jenes 
Nachweise# in Kür#e. puf Mittermßier’e deutsches Privatrecht L $. 19. 
Note, 21, auf den Artikel. „Herzogthum Nassau“ im Staatswörterbuch 
vpn Blwitschli upd Bf ater 6 1. u. 62. Heft ( S. 139,140, auf Schulte*t 
.angeführte Schrift S. 12, 13 berufen. Dass, die neuere Nassau’sche 
allgemeine Landesgesetzgebung ,deip. gemeinen Rechte ln den hier in 
Frage, kommenden Beziehungen .nicht derogirt habe, kann wohl, auch 
schon um daawjjlep als völlig feststehend angenommen , werden, weil 
ja sonst offenbar der betreffende Streitpunkt einfach durch Betrachtung 
der einschlägigen Geaetzcsstelle. geinet Erledigung gefunden, haben 
würde. Dass ebensowenig das in dem betreffenden Theile Nassau’«, 
hi Limburg, geltende Particulaiyecht eine dem gemeinen Rechte in der 
täglichen Hinsicht eptgegenstehende Norm geschaffen habe, ergibt 
Sich schon ohne, ein näheres Eingehen apf jenes Recht daraus , dass 
; dasselbe, da Limburg, bevor es ,an Nassau überging, zu Churtrier gehört 
hatte, das Tripjt’/fqjie Landrecht war*) und dass in einem geistlichen 
Lande, wie Churtrier, wohl offenbar keine die Bestimmungen des ge¬ 
meinen Rechtes über die Rechtsfähigkeit der Domkapitel beengende 
gesetzliche ^ Vertagung zu Tage getreten sein konnte. 

Die Gesetzeskraft des canonischen Rechts auf dem 
Gebiete des gemeinen Deutschen Civihrechts ist allgemein an¬ 
erkannt, Thibaut 1 sagt in seinem System des Pandectenrechts, nach* 
dem er (1. §. 12.) die ip Deutschland geltenden positiven Gesetze in 
recipfrte und einheimische eingetheilt und als unter die ersteren ge¬ 
hörig das canonische Recht aufgeführt, „Alle diese recipirten Gesetz¬ 
sammlungen gelten schlechthin und Im Ganzen als gemeines Recht 
in Deutschland, sofern ihnen nicht einheimische Gesetze und dereh 
Analogien im Wege stehen, doch muss natürlich die Anwendung 
derselben stets 'wegfallen, wenn und wiefern der Gegenstand, 
worauf sie geben, bei uns nicht vorhanden ist.“ Dass, um an 
diesen Ausspruch Thibauts unsere specielle Frage anzuknüpfen, die 
betreffenden, unten nähet zu besprechenden, Bestimmungen > des eane- 
nischen Rechtes nicht wegen Mangel' des Gegenstandes, worauf sie 

* * 1 - * t • - " A ’ 

1 ) MittermaUr *. vö. ,<0. 8. 0. 
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g$hen, .als b®»«R»gt erscheinen könne», ist darum kjer, weil j^ pop,- 
capite lj, darunter das'3,uLijnhurg,. dermale» b eateh-ep- Savfpny 
sagt im Systeme 4 e « hantigen Rpmjeche» Rechts I, $. J7, 7£> • 

„A»sser dem Römischen Recht kommt hier als Gesetz in Retre^ 
das cupopische Recht, ?n sofern es Rpmjschie RecRtsinsti^t^ 
fortgebildet »nd.medificirthab Den» ^jxch dies hpt> epp,gleicfi 
allgemeine, Eurppfüache Anerkepnjing. gpfcmdep, wie de» Römische.“ 
Offener hat nu» de? .c,e.»o»Mche Recht das RdmmPhe Reehtsjnatitut 
der juristischen Persönlichkeit i» .spfiprp %,tge,bildet, als es dedRreV* 
der nach Römischem Rechte mit solcher Persönlichkeit begabten ■ 
einjgppgeu <s. -dafffher SßVigny.$• G- JR.R» 248—262,} pr^eite^t 
hat.- Pt/cRta erklärt in de» Pwndectep § $ „Nebp» dem, römty^mp 
Recht ist auch das csno»j$pJm (nicht Wö? fiir kirchliche, sppflejn 
auch für weltliche Verhältnisse} gleicher .Weise v bei .pns gel¬ 
tend geworden “ Mndu bemerkt in seinem Lehrbnehe dfr 
§. „Das canpnischp Recht ist als gemeines R.ejebt, pi<?h,t blpss 
füfT kirchliche Verhältnisse* recipirt worden» spwi ees ,ipvpr- 
schiede»en im Mittelalter entstandene» $ai»mlu»gpp enthalte^ is.t, d,}® 
zusammen das S. g. cprp»s jpris canomci (cl,»»sum) bUd*»-“ Wenn 
das canpnisohe Recht, wie .es that, den Dopcapiteln jm;i,stiscbp Persön¬ 
lichkeit upd. Vermögensfähigkcit verlieh, ap tjat es damit Rcbe.rJifih 
ni,cht bloss flir kirchliche Verhältnisse verfügt, sondern ein^ i» d^s 
Privatrecht eingreifende Bestimmung. getroffen,. dig .des gp^n 

.Deutschen Ciyilreohts wurde,, upd daher, in £es| lindern, in wpl^n 
dieses Recht gilt, ebensqgQt Gesetzeskraft hat, als andere ,da,s RR- 
vahrecht betreffend®. Bestimmungen des ca»o^iscb$ n Rechtes, Dje 
Präge der Vermögeppfahigkeit ist offepbar r wie, a,pch ßchutye Jp der 
mebrerwähnten Schrift. ß. 8. und in seinem System des.Rvehcprecht 8 
(II.) S. 470. apsführtj eine Frage des .Privatrechts. , Sollte je bezweifelt 
wenden wolle», das^ die, Apschapupgs weise, des canppisctyn Rechte«, 
der zufolge den Pfimpapiteln yermögepslähigkeit. zakommh» 4*« 
bisher dargelegfe Art unbeschränkt in t d»sjgemeine Deutsche Rjyilrecht 
»bergegangen sei, sp, .lässt sich doch sicherlich unter allcn iJmständ^n 
kein Zweifel darüber, erheben,, dass jene Anscbfupng für Limbjprg» 
welche Stadt ehemals Bestandtheil des geistliche» Rerrüjpri- 
ums von Churtrier bildete, mit Gesetzeskraft galt, .jpuL. da sie ge - 
eetxlich nicht beseitigt wurde, noch gilb '• 

Dass die Domcapitel »ach kanonischem Rechte Ver¬ 
mögens fähige juristische Persönlichkeiten, Co.rpof ptionen 
sind, zeigt —* abgesehen von einzelnen Gesetzes stellen —' schon die 
Geschichte. Es ist bekannt, dass als das hauptsächlich ajif der durch 
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Chrödegän g, Bischof von Metz," entworfenen Hegel beruhende ge 1 - 
meinschaftliche Zusammenleben des Cathedralklerus, die s. g. vita 
canonica, aufgehoben würde, als die nach jener Regel gebildeten, der 
Aufsicht des Bischofs unterworfenen Congregationen des gedachten 
Klerus in selbstständige Körperschaften übergingen, auch die für den 
tlnterhalt des Bischofs und’ des Cathedralklerus bestimmten Güter 
in bischöfliche *T afelgüter (mensa episcopalis) und Capitels- 
güter geschieden wurden*), dass die Domcapitel diese Güter fortan 
inne hatten, noch bedeutende GüternAassen dazu erwarben 9 ), und dak 
in ihre Hände gelangte Gut' mit voller Hechtswirkung und unange¬ 
tastet besässen, ja da, wo sie ihres Besitzthums durch die Säcularl- 

sätion nicht entkleidet würden, noch besitzen. Selbst der Reichs- 
, . • . i ■ } 
depufations-Hauptschluss vom 25. Februar 1803 hat, indem er ln 

seinem 5-34* sagt: „Alle Güter der Domcapitel und ihrer 

Di^nitarien werden' den Domänen ' der Bischöfe einverleibt und 

gehen mit den Bisthümem auf diejenigen Fürsten über, denen’diese 

angewiesen sind“’, 'indem er also den Domcapiteln ein Eigenthum bel- 

misst,'die ‘Verraögensfähigkeit der Domcapitel klar anerkannt 3 ). 

Man unterscheidet — und hiermit wenden wir uns zum Nach¬ 
weise) dass auch canonische Gesetze die Domcapitel, indem Sie 
ihnen die auch sonst für juristische Personen gebräuchlichen Be¬ 
zeichnungen geben, ausdrücklich als solche juristische Personen aner¬ 
kennen — zwischen Corporatfönen und Stiftungen. So sagt 
Savigny a. al 0. II. $. 86. S. 213. 214. „Einige juristische Personen 
haben eine sichtbare Erscheinung in einer Anzahl einzelner Mitglieder, 
die, als eih Ganzes zusammengefasst, die juristische Person' bilden; 
andere hingegen haben eih' solches sichtbares Substrat nicht, sondern 
eine mehr ideale Existenz, die auf einem allgemeinen, durch sie zu 
erreichenden Zweck beruht Die ersten nennen wir, mit einem 
aüs dem lateinischen erborgten Ausdrucke Corporationen, welcher 
Namen daher für die Bezeichnung der juristischen Personen überhaupt 
zu eng ist. Es gehören dahin zunächst alle Gemeinden, ausserdem 
aber auch die Innungen und ebenso diejenigen Gesellschaften, welchen 
die Rechte juristischer Personen verliehen sind. — Die zweiten 
pflegt man mit dem allgemeinen Namen Stiftungen zu bezeichnen. 

J) Vgl. Uber diese Verhältnisse Walter, Kirchenrecht §. 141. Müller, hexicon 
des Kircbenrechta IL 8. 846 ff. Richter, Kirchenrecht §. 120. Schulte , System (II.) 
§§. 39. 99. Hutter a. &. 0. 88. 32—35. 42—48. 

' • 2) Huntr a. *. O. S. 46. _ . 

! 8)Vgl. R.*D.-H.-8*hL ■§. 61.: -^Mei)Regalien, bischöflichen Domänen, Dom- 
cnpitel’scheji BeBitcnngen und Einkünfte fallen dem netten bandesherf-n 
su.“ fi/auoh §.71. ' 1 ' ’*' : 




Die hauptsächlichsten Zwecke derselben bestehen in: Religionsübtang 
(wohin die höchst mätachfaltigen kirchlichen Institute gehören)', Gei¬ 
stesbildung, Wohlthätigkeit 1 2 ). u Für die Stiftungen kennen die Rechts- 
queilen einen gemeinsamen Namen nicht; in neuerer Zeit nennt man 
sie pia corpora, piae causae 3 ). Der gemeinsame Name, den das 
Römische Recht den Cofporationen beilegt, ist universitas. Ruhr. 
Dig. lib.Tll. tit.'4.’ Quod cujuscunque univertitatis nomine vel contra 
eam agatur^j. Gerade dieser Nanie wird vom canonischen Rechte, 
welches sicht desselben auch sonst noch zur Bezeichnung von Cor 1 
porationen bedient, deri Domcapiteln beigelegt, wie z. B. aus C. 9. 14. 
X. de der. non resid. HI. 4. erhelit. In der‘ersten Stelle nennt 
Tnnoceiiz III. das Capitel von Ragusa, fti der letztem tlonöriusll!. 
das von Metz „Universität “. *’ 1 ’ ’ ‘ ’ . r :t 

_ . . . " 4 , ■ J , \ 'fr 

Nachdem, wie bisher dargelegt Würde, das geltende Rechtssystefn 
selbst im Allgemeinen die Domcapitel für juristische' Personen 
erklärt hatte, bedurfte es natürlich einer Verleihung von Corporation s- 
rechten an die einzelnen Domcapitel auf dem' BoÖeri des gemeinen 
Deutschen Rechtes durchaus nicht mehr. ‘ Fs liegt in der Natur der 
Sacfte ! und ist auch allseits anerkannt,' dass juristische Personen eben¬ 
sowohl’in Folge einer allgemeinen'Rechtsvorschrift bestehen, als durch 
eihen besonderen' Act der Staatsgewalt geschaffen werden kilhneta. 
Si sagt z. B. Puehta Fand. §. 28. „Die Entstehung'einer juristischen 
Person hat zwei Voraussetzungen, 1. das Dasein der Thatsache, welche 
die Unterlage desselben bildet' u. s. w., 2. eine Rechtsvorschrift, 

welche diesem Sübjecte die Persönlichkeit beilegt; diese aber kann 
a. eine' Rechteregel seiri (ebenso wie bei den natürlichen Persdneti), 
welche also nicht blos einen individuellen Fall betrifft; hier ist in dem 
einzelnen' vorliegenden Falle nür zu untersuchen, ob die Voraus¬ 
setzungen des Recbtsgesetzes vbrhanden sind und dies ist ein Gegen¬ 
stand richterlicher ThÜtigkeit; b. eine ConceSsion (constitutio per- 
sonalis), die ntar für die einzelne juristische- Person gilt, die dadurch 
errichtet 1 Wird. 4, ' '' ' '' v ’" ' ! ! 

~ Es scheint tins dem Bisherigen zufolge klar ZU seiny däss, wenn 
in einem Gebiete, wo gemeines Deutsches Recht gilt, ein DomCäp'i tel 
in rechtlicher Weise besteht oder entsteht, demselben die Ei¬ 
genschaft einer vermögensfähigen juristischen Persön¬ 
lichkeit nicht abgesprochen werden kann. , . 

Offenbar von dieser Anschauungsweise ausgehend sagt Savigny 


1) Vgl. Puehta, Pand. §§. 26. 27. Hüller a.‘ a. O. S. 1 ff. 

2) Savigny a. a. O. EL 8. 262 ff. 

3) Vgl. L 1. pr. §• 1. 3.1. t 1. 7. §. 2. Sod. 
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& h 0 S. ,244,. nachdem ej die jOben, besprßqhpm^ 

Corporationen undStiftungeudargelegt; „Apch fuer aber %dei> $ißb 
nicht selten Uebergänge, die, eine scharfe Begrünzuug beider, ^lassyu 
ausschliessenj ja sogar Institute derselben Art*, haben in verschjpdomm 
Zeiten bald der einen bj^d der pideroy Qlasseaogehörf, S o i( g. ß, 
sind die pqmqapitel and Cho^rhp^nft^er^^wa? . k^V 
liche Institut, zpgleißh .^a>r*.P<>tPRF*M 0 JWVk 

Dass der Reichsdeputa^ions-Hawptsqhlusf, vom Jahre 180,3, welcher 
allerdings einen* grossen Thpile <}ef, dap^ If^andepe^ J)oinn*pi$ 
das nmegehabhe .Ve^ipögen entzog^, niph.t Stu^ausl» die Renht?,- 
jvq^schrjft , **aft ^eryn Pftiflgapit^ Y,£rpü.g,pn,.,hes|ta^ 
könnop* M-mgestosson hab e, werden, wjr, 4«? Näherem nicht jtyfir 
zuführen haben. Der Reichsdeputations-Hanp^chjiust|, entiüty heipe ip 
dieser Weise deutende Bestimmung und ,b»fte sicherlich apch die 
Absicht, nicht» allgemeine Recbtssä^e an ändert 1 - . üpewhtet : uns. die 

Richtigkeit der Chen vertretenen Anschauungsweise übjir allen Zfnjffd 
erhaben ZU seinsctyiitf*, eracb^ten.wir eft doehpi^jWr,nngeeign^ ,JMi 
diesem Orte auf die gänzliche Unzulässigkeit einer j^niheiligen.^ 
sicht wenigsten^ 8u£merk s W zn wanhen, indem pan dyreh pfweh- 
facbe, kirchlichen Instituten ungünstige Behanpftmgep,über .^enRephts- 
fttand; au, der. Meipnpg gedrängt,,wird, es habe Jhip upd.da die jbwfie, 
dass im dahre. 1803 gleich dem QUterbe^itza der j^rebe %uch dei;gn 
Rocht vernichtet Ttfpr.dqn J“ hohem Maasso Pljftz gegriffen,,, 

Weit devpn entfernt, eine Anschauungs weise, wie die eben bekämpfte 
an unterstützen* ist der Reiehsdeputations-Hauptechlngs vau 1808 viel¬ 
mehr geeignet, für Begründung des GqgeuatheUes jener Anschauungsweise 
geltend gemacht au werden, Errrägt man nämUcb^ dass er in, seinem jj?~ 
kannten S. 35. die „Güter der fündigen Stifter, Abteien nnd Klpster den 
Landesherren nur nnfer dem beatippten Yejrh,ekelte, dp fpstyn 
und bleibenden Ausstattung dp Dumkirphop, iWlabe beihe- 
halteu werden“, überl,äsft; erlägt,man^,da?« fl n ter, dpr„fpfl t^g undbl er¬ 
benden“ Ausstattung offenbar eine au Eigenthnm i.flupmiyeisfsmle 
oder in ähnlicher Art • ,gpaifiberte v: Dptyjou ; ffemfymjpt}i ist* .erwägt 
man endüch* d^s #0 #W>P J.fct.fW“.£*# 

ri • 1 * . - : ' I j. ■ : " f : *!, T f! t ; ■ ,»{ t i » 7 / i .* r ! ! 

1), HulUr a. a. 0. S. ^1. 56. legt d$n Cathedralcapiteln hinsich t^ch ihrer Ver¬ 
mögensverhältnisse bis zur zweiten Hälfte des zehnten Jahrhunderts den Charakter 
von Stiftungen hei, v£»'diesem IZeftpunktö a»'afber den w4hi»0i» Corpotfartiiio- 
aen. Bia ja* Mitte des lohnten Jahrhunderts tytbe r- ö^msat pr rfflr Bischof 
die Congregation des Cathedralklerus hinsichtlich ihres Vermögens vertreten, von 
jener Zeit an habe ^dyese (das Capitol) sich, selbst vertreten. lieber fye rechtliche 
Stellung, welche die Domeapitel in neuerer, Zeit, eywiGb 111 # 11 » Öuss^ert ,sy}h Hutter 
S. 81. 85. 91. 232. in der oben |psipeha|te^e^ \y©i^e. J { J 7 ' 
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drt ^Domktrcbm*, «HeJc* Wort iadera'Sianey den def Rtetclredepu*- 
latieis-HanpOeMhäs 'damit verbindet» genommen, ausmttchien, so wird 
man — namehtlidh bei BerüCksi»ht%tmg der rechtlichen Stellung, welche 
41e t DeMcapitfel «nbestrittenenm mam im : Jahre 1803 ei ns ahmen, > 

IM .dem sicheren. Schluss« gelangen, Aase der ReichsdeptKatdons-Hauptr 
sqMuss ven 4er Aasfceht ausgisg, dass die aaeh ihm bestehenden 
Xtomapitel gerade rin gut vefthBgeasQEMg Jsetrt scdlten, als diejenigen; 
die Tor ihm and bis za ihm bestanden. Wir > dürfen' uns! wohl zur 
Qa(rüflduag 4ie#eil Afisd)MMingewdae auch auf die Worte; Reiche 
beibehalteeweedenVhesiehän. öfeeprbeheu unseres Erachtens unf 
streitig dafw:, '.dass; m*n eine Continoißt EwiBcheU ideii bis; 1803 be¬ 
standene» Bfrthüraetw („Demkirohen“) ubddenjenigaa, weiche nachher, 
frgii)ch fnter. ;gao» veeänderte* Beta i t Brtrhfiknisaen bestehen würden', 
4m.; Ahge-ietthf—r ,rine^{üebtinoltit, die getnds tu deal Fortbestehen 
der älteren Rechtsverhältnisse Uwe Wörfcaag au Sktftsem hatte. 
Wenn A'orhiu devmivdie Rede'war, dassdfr Demcsgkel integrierende 
Tfceile der BtetbÄmw? oder der H Dcuakinehei»* 4 wie sich der Reichs- 
depatattowe-Sauptachhis« ausdrbekt, seien, #e beruht diese Annahme 
daBoat, dass das öemcapltel übereil 1 frfr imawgäog r lieh n*)tb- 
tw end ig angesehen werden moesi wo «es, wie damb-das C&UKtinäsohe 
XJenoordat -für DeukseUeud and bebaiwtee 'Dinge in neuerer Zeit durch 
die Bollen Bnevidn >eefrrsque «ad Ad -Dominis gregis custodiana noch 
bpbrtfcmdeps ilür die; eberrbfifdeebe AiretienproLvtnz veegescb rieben 
w«rde, den BJsdhsfza wählen hm. Anders, geartet ist des Yerhälfrias 
der. Demcapitd b» Frankreich, ,ffo dieEmchlamg voo Domcaplteiu 
jffpedrtfrfrlieb dir fetmlbativ*cUört i#, indem . 4a* Conaordat v<m 
10* September 1801,-offenbar mit Hinblick aei das »na Art- 5- dem 
-Sfretseberbaopte gewährte Recht die Bischöfe an aomisiren, im Art. 11. 
sagt: «Id» 6v&q#ßa r pwrrmt wwjfr un chqpHre > dan* lew «athddrale, 
»et m sdmwaire pour, fepr dfeehw,. »o»i jjue fr gauvernewent söhlige 

b.frs ddterf^. . . .. ,v, .... . . . . •> . f . ,• 

. Yefi l( ider Idee 4» Vwwgewfrhigjtefr der BomcepUel gehen 
noch die; Congordate, welche in neuerer ^eit ^wischen der päpstlichen 
Cbrie und detrts<dMm Staaten gescbldssrtt W4»dWh uwd die Bullen 


, 1) Jüe feqkSMAen, Cp^ardsfe yon ,4w frjq»»ö»i fr fa ft u. Bftgiaruog einseitig 

«nUssenen# e.,g- otgani*eb«n. ,Artik«l besohwiaicep wieder die Befugnis« sur JRrriei»- 
tang von Capiteln. Art 11., „Lee arehöveqiia» et les evSques pouiront <— fivec l’au- 
tartoattan i du peuvjrnefwnt — dous Jour,, dipcftoeg. des ciuipitres csd>ed«w« 

et des sfrdoures.“ Art 35. „Les archeveqnes et les evlquea qui voudrout öfter de 
U faeulte qui leur est donnee d’etablir des ohapitres ne pourr.anf le. faire «ans avuir 
rapporft, f 4# pomxmfmffit ,, taut jxair l’etfthliw«neut hd-meme que 

pour le nombfi ftt le .^huüti dgi» ACfldsiesffnuds d frffufr A l« . ,, , 
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ans,welßbd Seitens derawterenim dritten Jahrzebatd dieses JahY* 
httaderts bebufeder HorsteUnng ehier geordneten DiijbcganeinH chtUBg 
erlassen worden. Dass die erwähnten ^Bullen nicht das Ergebnis« 
einer einseitigen Thätigkeü des päpstlicfaen fiSmief sondern des statt* 
gehabter Yerewbartrngetizwischen<•• letzterer and * denbetr äffenden 
Staaten sind, hat £ek%dte i in seiner Lehre von' detf Quellen des katho* 
lischen Eirehenrechts [I.] $. 93J S. 111. < dargethan. Wir beSrietrtÄ 
an ähf seine Ausführung*). < •: «i-.r •.» ».« *•'" »•• n :>• 

- 1 ' Ist nun abe^wieebenangedeatetwtirdeaPd'BtvglefehdestfilJ- 
beten aasgofUhrtHweiden soll, nreht mnr' in den ConeorrdAten {■ sondeWt 
nach in den' vereinbarten Bülten der-' Gedanken" der 'VeftnögensfiÖiig 1 - 
keit der Doincapitd destgehalten«bvdtgibt sieh dftfftne ein 1 Äfter- 
kenntniss der Regierungen der betreffenden Staaten öber 1 das’Pbfl?- 
beetehen dek Rechtsvorschrift, vermöge i • derten • den Dttncapitalnf jdttfe 
VermögdnsflBiigkelt znkomiöen soll. ‘ 1 •••bi-v» r-nl *,! n i!. t n 

s Das Bayerische Gonfcordht -voin t>; <hfrti>‘l81’7'®) 'sAgtMf'ttrAff.'lV. 
„Reditos mensarum archiepiseopaiihta et epi^copaHom 1 iri bonis fiift- 
disque stabiltbus (vgl 1 , den Wottlaht ’dds ‘Art. 88;' des : ReicksdöpkrtAtfc- 
ons-Hauptschlusses von 1808) libetae 1 ardhieplscoporuid ‘ et episoopornm 
administrationi trstderidis ConStitUentnr. • «OHfff bonorrmt' QvMft W 
adminis trationis jure q&udebuttt eapitül& metiropobttianarurrn • cf' • cathe>- 
dralium ecdesiarurrt etr vicatii seU pr «ebenda« praedfetaratn efod#siartiin 
servitio addfeti“? die die 1 Pftenssisbhetf Verhältnisse- rflgelndeDnlle f)k 
salüte anhnaruih vom 1€. JM1' 1801 i8 ) „Saper pnbtids togni ellvfe 
ttoirtinatim designandls ‘ tot feeUStis ’äüctoiltate regia : impOttentör* cfuot 
erunt dioecese^ ddtandae, et iö fespffetiva tfüärtfitate, >et b^-iiff anMSi 
fructus ab oiünibuä, cdjnscünqüe generis,’ oneribus prörsas libete pöf- 
cipi pösdnt, qüisätfs'sirit, vel adtotejprato fp&rtttd iMtedntr^dUf* 
tionem, si nnllaro actu habeant; 1 vel ad snpplementutn ejusdem ; dota- 
tionis, si partem aliquant HiorütH ’ bonorum Adhätrpossideant 1 , ita dt 
singulae dioeceses eos annnos reditus imposterum habeant, qüi tetR- 
'ffbus pro drcbiepisc&paU ‘ lid'' vpiSdoptili 'menüa, pro 1 bäpttWo, pro 
seminürio ctiöecesano proqtre" shifragahed ' statütiö 5 • ffr qüarftitite : rfh*> 
pwhV ftifenns designanda petföCte respOndeänt,"at»pnfe hujüsmodi den- 

‘ 1> Nur soviel wollen wir betrierken, dass die ; P*eufes. CÄbliietÄord^e vom 23. 

August 1821, und das Hannoverische Bdicfc vom 20. htai 1^24 (beide abgedruökt bei 
Schulte , System, [fl.] S:* 44. 53. Walter, Font jur. hccl. p.' 264. 276.) selbst erklä¬ 
ren , dusfe die betreffenden • Brillen 1 * Be salbte animanmi und * Impensa v R6manorul!n 
Pontiflcum auf Vereinbarungen bin erlassen worden'und den Begebnissen dieser Ver¬ 
einbarungen cön form seiän. , J J v 

*• '"'-2) ; Abgedr. : b Schulte, Syst B. 1S % Ä' WäUer; FobW^br. eceL p. 20^. ' 

3) Abgeirt'^NeÄUÄe^. WO.**?#' J - i 
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»hw» p*of&ietfb§ periiihwtruWent* in.legttima' validaqke regüt/fdrma 
stipulanda et • *, praelaudato rege »uhsctibenda uriißtfiqneeoclesiae eonn 
fewtur*“ „ Es erklärt dann dieiCtrwäbnte Bulle im ■ weitesmVerlauft, 
dseef Waun etwa die Zuweisung der fragliche» eansftsi an 4 die Kirche 
UW der Staatsschulden wißen bis zusa Jahre 1&3S: nickt; ithunliah. sein 
sollte, soweit nötldgjGirundstüolie ; bu kaufen: seien, die sin das voll« 
Eignuthun» der betreffenden Kirchen: überzugeheti. hätten, („pt tot 
agvi, regiia. impensw emantur pieno > dominii jure singulisteocleeiis 
trudend») %uot necessnrii sint, .nt.eanifn seditus annoas illas snmmae 
Mtqeqiwuti quae. a«engibäs> .peneiptenäae' essen*u nisi iWpedinentuu» 
iUudninteeeassiseetA , n\u u im »o ; •>, 

,öie unter döiü/16.. August ISai fir die.oberrheinisch« 
E.irohunprOiTinui ealßeaßne-öulle Frovida soleraque 1 ) sagt; „*+- rer 
nerabili fratri Joaa»* 'jBaptistae de.fieller Episcöpo E vatfensi, qnea» 
DOfltinwUua,. aügjnras ac deputaidtis praeseotintu lrterarum nestrarum 
Esequutetrem, jooinmittiaaaui et; masndamusy ut ad supradictarum Ecole- 
sihrwa, (Japüulorwtb et fSflmiaariorinn in boni* ftmdtoque stabiUbm‘ f 
.nlüsgue Ttküäüms eur» Jure < hgpothecae'<spkcialis, et m fvmdos post* 
modum aebcmastahiüa ■ce&vertemdis,' ab w* * in ptoprUtate' possi- 
dendis et administrandis respecüvam dotatiomm procedat“ Die für 
üannov er. v bestimmte Bulle ilmpet»&' ‘ftomanorum pontificum vom 
<ä4h M&uil&BA?) 1 drückt ; sich 1 sd ■ «os>:/ „Ad. hujwmödi nuten» reditas 
«oustituendos '.(die Einkünfte., 1 'diti derJmensa eptecopalis und den! Mit¬ 
gliedern des; Capitols zukoaameh aoHeh, sindwunittelbdr Vorher ihrer 
.Quantität nach bestimmt; praetatna > Georgius Bex spopondlt intra 
.quadrienniant » idate praesentnun •: <nnaaer&ndoHi tot- fundos ac bona 
stabilia» deeimaset «enstri reales ibidem episcopo et eapitulo q a, quae 
singulis par est quantltate, ge traditurum, quot praedictis annuis ad- 
sigpatis, tedditibuaab omni cujuscumque generis onere prorgus liberis 
-et immunibus respoudeant. — Intertia vero, doüec isthaec reddituum 
adsignatio in fuhdi^ ac f l>onis stabijibus, decimis censibqsque realibus 
lopum i»abeat, meworatae sumntae episcopo et eapitulo a thesUUro 
regio qootannis ta peeunia numerata titegre ac libere erunt persol- 
vendae.“ ; Ganz ähnliche Besiimiaungen,, welche namentlich stets des 
Capitols ia» Besonderen gedenken, sind sodann für das bei Erlassung 
der Bulfe lediglich in Aussicht genommene (inzwischen bekanntlich 
errichtete| l Bisthum öspabriiek getroffen. . .. 

. r; , .Das-r-rvbefcannter Dinge auf-Betreiben■:dervKamwem. staatlicher 
Seils wieder 'ausser &rkfl" geseitzleBadischfe Cöncordät vom 28. 

jv fl ^»»dnvbi^aSd^Cc ^ ^i a WvUt* L>i. ^. 82 ?. - J 
2) Abgedr. bei Ächwti*» n o. t). iA tti W'ailef l.'e.ip. 6$f; ' 
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Juni 18&9 entkjütim Art XIV. folgte*» BMtimttnmfV „Utes vdttF, 
qaae ad Metts am Archiepiscopaiein et ad ilhid Gemonte&rum eo Ueg /ktt n , 
Meisopolitwaum TempluHa -4t ad Beminavittin pertinent, ea ftbipfed 
Arehiepisoopo vel ab todem Canonicorum eotttgio juxte GmtöideM 
Bkßctiones omnino Uber« erurtMtainiatranda, vduti etfota otaltM litt 
fundi, qui vel az «wrumdeu* bonorum admlnistratlon* vel e* Attfeft 
episcbpalia Sedis veicqjusque Metropolitan» Templi beoeftcii Wacatittb* 
supeterunt, vel ex nqvw privatorum hottfaunt tendattooibu* «otteeti 
faenmt vel in pvuteram eoltigipotoruM. Fendi vero et bte» Btabüta* 
quue * Gpbernlo pöo dote ejnritm A rc fr tepto copali» «cclesiaO jhtn 
attributa sunt, vel in posterum attribuentur, sine-GabcmH eonstm&tt 
■ec altenari, nee ulli oneri subjioi petmmnt- NibÜ vere obste», quo- 
»mus ipsum Gubernftm ideBtidem aoseexe poesi^ ntnim benwlpsa 
aarta tectaque eint“ Die in fiudeu andje Stell« des Goneordute* 
getretenen staatlichen, fci*äu*ng*n, wateba »oh überhaupt inde» praite 
tuchen i Theilen zumeist völlig an erster«» «bsoMmbmiv .aueh» 1 -«pwdt 
es eich um Kircheuyermögenund; Ffrimdebesetaung handelt«, mit der 
ErebischöÄchen Curie in Freiburg vereinbart. wurden r haben ap den 
oben wörtlich mitgethellteu Bestüntnsagen dee Conoevd&te» kn W*v 
deutlichen sichte geändert 1 ). , . > . •>• 

. Aus den angeführten Stellen der knder neueren «Zeh »wischen 
Kirche und Staat getroffenen Vereinbarungen ist Bu eAtnebnaam, dies 
bei letzteren stete der eanoniseh-rCcbtliche Gedanken der featen a«d 
bleibenden Dotation sowoW der bisehöSieben Kirchen überhaupt, nie der 
der festen, bleibenden und gesondorten Ausstattung der eteseinep, 
Bestandtheile dieser. Kirrhrn inrtmnrhrndrn, finrirbtimpwi 

“*" l) Das Gesetz über dje reohtljfih«Si«llung d«r Kirch»» )m<lkirfiWiehen Yertinp 
im Staate betr. vom 9. October i960 sagt im g. 10.: „Das Vermögen, welches den 
kirchlichen Bedürfnissen, sei ee des ganzen Landes oder gewisser Districte oder ein- 
selfler Orte, gewidmet ist, wird OCbeeShadet anderer lbOordnui%eH darob die Stifter 
#nUr gemeinsamer Leitang , der Kirche upd des Staates, verwaltet,“ EUs dss.i katho¬ 
lische Kirchenvermögen betreffende Vollzngsverordnung hiezu vom 20. November 1861 
verfügt, nachdem sie in ihrem Eingänge der init dem Herrn Erzbischöfe zu Freiburg 
stattgehabten Verständigung gnftaebt, in §j ti («Dfcs VCrmOge-o de! Brzbiäobbfiieheh 
Tisohes, des Domcapitels, der Metrofslitankicche, des Senüaars, ppifiqiden egter 
der unmittelbaren Leitung des Erzbischofs oder Domcapitels bestehenden Fonds 
wird Von dem Erzbischöfe, beziehungsweise von dem Domcapifel frei verwaltet 
werden^ ebenso dasjenige Vermögen, wekhea- fortan däreh‘‘Ersparnisse oder tneufe 
Stiftungen dem Erzbischöfe oder d«® Domeapitel gaifailpn udi'i. Dfe OtundsMi«*« 
und ständigen Fonds, welche von der Qrossherzoglichen Regierung znr Ausstattung 
der MetTopolitankirche bereits hingegebSh Wurden, oder ih Zukunft werden hingegeben 
Werden, können ohne Zostitmnuag der OressberzogSeben Regietuag' Weder ’teränssert 
noch irgendwie belltet werden. Es steht letzterer von fSeit zq,^ejt dgyon 
Kenntniss zu nehmen, ob die fraglichen Vermögenstheile in ihrem Bestand« erhalten 
seien.“ In der Praxis wird die Vermögenafäbigkeit des Domcapitels zu Feeiburg von 
den Badisohen Staatsbehördsn ln keiner Weise beanstande«, .. ..jj.-.a 
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e^coi>iffih, ehphtttaw , hib Und da seminkHUm' - 1 —' waltete. Die, wie 
tÄfch 1 hiigtttieutät' Vor vielen JahrHtlnderteh ins Leben getretene 

VrühnUng •tter a WM;tt9n)ctHeftf’ Tafälgülfer nnd Capitelsgtfter ist' festge- 
hftlteriWdrdbn. ' HSit Ahm*’'diese‘PrmihUfa^' Sthtt , 1 SO ist damit selbst 1 
VerBtühdHefr dfA VetthöghriSfättigfceit ' 1 'der ‘Domcapitel 'ausgesprochen: 
HÄtt 'fcatrti dieserAlhsbhhUhngsWmsb&tfdfi hicht hntferht entgegenhalteri, 
ftiSIMn den 1 eiWührtteb Vererabäfttn'^fl sowbhr dem Bisehofe, als den 
etÄfelneW 0 Mi^liedern dm ,i, CStrttkl d‘öt"iSiÄnni ! e^hä‘öh bestimmte Jahres 1 
gbballe AtagPsiehert* seien 5 'denh’eS 0 fei die 'Feststellung bestimmter 
jtttäftifehglr ‘Einkünfte -dfer 11 ‘bfeti'efftbdeb ’ kfrbhltcKert ’ Personen, wie sich 
ane ii dttrf' t N'ebeii'Äii»aiid4rWt'äbbV det'efhe' Solche 1 Peststellung be- 
Wtttehdbn' SatZiingfen Hirfd*' m oben atisführtich ' mitgetheilten, einO 
tWlfre Dkatiöh ’iKez^rectleWden, BeStimmüngeh kuf dds 'Klarste ergibt, 
Öffenbar Ied%Heh deöshhfb" geschehen 1 ,^""hm” 'durch das Maass der 
Jhhteseinkänfte da's Määss deT zu Iiefethdeh realen Dotation (festen 
bleibenden' Ausstattung)” zu' bestimmen' Und Um Vorläufig d. hl 
W iSWe* Lieferung' ‘diei^r 'träten ‘ DobÜiöri 1 die biä dahin unmittelbar 
äüs' deb* betreffenden StaaftSehssbÜ ‘ zu Verabreichenden Jahressummen 


Vk‘Vegfelri.' Vftftdn biSlWf 1 itf ndfeih einen 1 oder andern Staate die reale 
Dht&tloif hifehi Oder ’niiilit VolISttthdig gegebeii, ’ Ünd blieb es aus 'diesem 
Or#hde ,( befi' JahresZählUngeff ’ ku& ' ffen betreffenden' Staatskassen, so 
lÄWft dieS' l i¥atäWl j cH' ‘beih , ' R , edh'ts^iiande der in' Frage kommenden 
kft#hliehen Ihstitilte kbib^ii'^bttjag* thun’,' und' ! ihnen nicht die recht 1 
lillhe ‘ MSgliPhkbif J beHdhmehV ’ 'Wenn 1 äiich jene . ffahreszahlungen stets 
•VertOadbÜt Werdeb',’‘hfidekWoh'&f Vermögen zu erwerben und solches 
zu besitzen 1 ). Wie sehr dik'WUaie‘Dotation der Capitel und damit 
ä&erir 'V%riff}^ehSbfesiti5' , W £>ihhe der" vereinbarten Bullen lag, ‘ ergibt 
sb4lt ! darätÖ, in däs^ 8% ! ßitflkff De salute animarum und Provida solers- 
^Iid' bei''AUÜsäHIon^' dir degenStä'nde , worüber Statute zu machen 
ÜÄi•-Cal)itÄlb ,li gfe8lEälltet li S'eiii soll, der täglichen Distributionen gedenkep, 
die Steh 'doch bbne ein' dfeih 1 däpitdl eigenthümliches, in DemeinschaÄ 

Vmbileb^nes *' d. ‘ f.‘ hiebt' : ih Prkbönden gethefltes Vermog eh gar nicht 

;ilLk<uti'«*fckit~aü m 1111 •#ä t *j »1 /. .jii '•-.*« '>x> » 1 » •/ » -•"**« 

ti T‘ : * V.I u ‘! l :: / •< ‘ , . 1 .'/L> 


danken‘ lassen a )i 
■Ja...!./, 
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r t 1) Dte Kipohe war steff bemüht, dje ihr. yugesagto reale Dotyfiqa, t der Bifr- 
th&merzu erhalten. Üs musste ihr natürlich viel daran liegen, hinsichtlich der Ein- 
»Ihim ttfcgll&St Sfc»rtst!iätf lg 1 'gestellt' ^ Sein;' ’WkHteiÄ.- Cönöordat vom '8. April 
48^74 Att 3® „Begiuia Öubsimmm ^omAotrii obligÄttdni(Juam Seitipet agtiDVlt, do- 
tandi in fundis stabüibus IJpisc^patupk, ubi primunp pepmiserjt tempornm ra^io.“ (Vgl. 
*‘öben S. (>4 hj Öad. Öonc. vom 28 . Juni 1859. Art in. „Magni Ducis Gubemium cum 
primum temporum ratio permiserit, curabit, ut Archiepiscopat u y s na m dotem habest 
in bonis stabil Ibus. u ( 

2) MüUer a. a. O. S. 21,1 
§. 99. Hüller a. a. O. S. 47. 127 


: .• f : ry . - - il, S ^ ! 

I RicMefcft. a. pe §§.. 15Q. 295. Schalte &. a. O, 
—130. 137. Bouix tract. de oapitulis. p. 170 sqq. 
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Wir haben oben darauf hingewiesen, dafs die, betreffenden Bullen 
vor ihrer Erlassung vereinbart gewesen. Wir haben jetat noch daraal 
aufmerksam zu machen, dass sie nach ihrer Erlassung — upd zwar 
Unter allen Umständen in deq. Beziehungen, um die es sfeh bei vor¬ 
liegender Erörterung handelt — von den betreffenden Staataregierungeo 
angenommen wurden. Seltene,der Begieruqgen der oberrheinischen 
Kirchenprovinz erfolgte die Publicationder Annahme durch unter 
einander übereinstimmende Edicte (Würtembejg 24. October 1827, 
Baden 16. October 1837), von deqeq wir das für Hgspau.,unter dem 
9. October 1827 erlassene seinem vollen Inhalte necfr 1 ) hier folgen 
lassen: „Wir Wilhelm voq Gottes Gnaden Herzog,an fjtjaesauu.u» w- 
haben die päpstliche, ; Bqlle vom 16., August 1821 f : w^^»e ( mit, den 
Worten „Provida .^olersque“ und diejenige. yojj*, 1J. Afl>«lidf welche 
mit den Worten „Ad dominici gregjs cu$todiam u beginnt, insoweit 
solche die Bildung der oberrheinischen Kirchepprovinzdie Begren¬ 
zung, Ausstattung uud Einrichtung der tja^u gehörigen füqf Bi^r 
thiimer mit ihren Pomcflpitelp, sqwie <jlie ; Besetzung der : ergr 
bischöflichen und bischöflichen Stühle und der IlomstiitipcheqPtär 
benden zum Gegenstände haben, ^qgpnomrapn^pd diesen ,Buh¬ 
len Unsere landesherrliche Genehmigung erthpiit,. ohne dass jqdueh 
aus denselben auf irgend eiqe Weise, etwas abgeleitet oder,. begründet 
werden kann, was Unseren Hoheitsr^cfrteUi schaden oder. Urnen, Eintrag 
thun könnte, oder den Gesetzen und Verordnungen Unseres 
thums, den erzbischöflichen und bischöflichen Hechten p.^er , dpa 
Hechten der evangelischen Confession und Kirche entgegen; i^äre. 
Gegeben Biebrich den 9. October 1827.“ ; , 

Dadurch, dass die Bullen bezüglich der : Ausstattung der 
fraglichen Bisthümer und Domcajntel angenommen wurden, purde, 
wenn man die Sache nach den Regeln des Vertragsrechts j beurteilt, 
Seitens der betreffenden Staaten, aujf Alles, was .di^ Bullen in Jengf 
Beziehung enthalten, eingegangen, und es wurde spu\it auch, ■ spferpe 
die Bullen, wie sie, es thun, sagen, daas die Domcapi^el yermögpps^- 
fähig seien, diesem Satze die staatliche Anerkennung, erteilt. Hft 
der hiernach von den Regierungen angenommenen Anschauungsweise 
Adr ' Bullen stimmt auch die Nassau’sche Bisthumsdotatidrisurkunde 
vom 8. December 1827 a ) überein, indem sie.besagt „zur hleibenden 
Begründung dieses Bisthums (Limburg) und seiner Anstalten 
haben wir angewiesen als Ausstattung I. an‘Wohnungen U.s. w., 


-r 


1) S. auch Schulte f Quellen (I.) 8. 510, Note 9. 

2) 8chxüte, Erwerbs* und Besitzfiblgkeit. 8, 108. 




Roaakirt Jon. Oie Vcrin&gefiSfihlgkeifder BomcapBel/iMbes. au linftnrg: 145 

H. an Gütern, A. in- Erbbestand: Diersteiner Bofu. sj W., B. in 
Zeltbestand: das ScheurCr ? s Gut u. s. -w**, III; an Zehfitenund 
Grundzinsen: Der Heuzehnten u. s, w., IV. an baarem Gelde u. s. w., 
V. die Einkünfte der Pfarrei Limburg, VI. die Einkünfte der Pfarrei 
Bictklreherr, VH. die Einkünfte der Pfarrei zu Eltville, VUl. dle Ein 4 * 
kürrfte der Dorft- und Stadtoaplanei an Limburg, IX. die'Einkünfte 
des anderen Domcaplans, X. dter von der freien Stadt Frankfurt jäh*“ 
lieh vertra^smäseig 1 }’zu leistende Beitrag — 21*606 fl. 46 kr, Aöe* 
dieser 1 Aust&ttüngssumme 21606’ fl. 46 kr.> 1 sind < folgende * jährliche 
Ausgaben za 1 bestreiten, weleh« wir darauf anweiseb, 1) für 1 den 
bischöflichen 1 Tisch a. Bi w. .(wie in der Bulle)** *—* Fürs di« auf 
Uni er ö !; 'Herzogliche® Röeepturen * jährlich ’ange'wie J 
sehefi Einkünfte < haften die Dömanialgüter-.in- diesen 
Becepturbetlirte* •■als Unterpfand, Wir behalten-.aber 'Uns 
und Gnöeren 'Nachfolgern vor, dies-e Einkünfte in ihrem jWerthe 
in Gfan-dCig'entham als Einkünfte aus demselben umzuwandeln.** 
Fünde nun jemals'-diese-Umwandlung iri Gnmdefgenthum statt, so 
könnte dbeh der in - den Bullen- festgehaltenen Und-von den Staats** 
regierungen angenommenen canoüisch-reehtlicheo Anschauungsweise 
über die selbstständige Dotation der Dömcapitel zufolge kein Zweifel 
bestehen, dasS der auf das- Domeapitel m Limburg treffende* Antheil 
ah der Bisthums-Dotatlon in* einem Theile des anzuweisenden Grand* 
«igenAtümes unmittelbar anf das Domeapitel zu übertragen, 
wäre. Hat man aber die Möglichkeit der Uebevtragung von ‘Grund- 
eigenthum auf:das Domeapitel zugegeben, vjso hat; man,selbstverständ¬ 
lich auch dedsen Vecmögensfahigkeit zugegeben 2 ). ,* > .; ,. u 

i:. Daraus, dass das Vermögen desfifethnmakraftiataatiicher An¬ 
ordnung in Narisan von der Staatsregierurig verwaltet wird,, kann 
offenbar durchaus gar nichts ..-gegen die: Veruwigensfähigkeit des Domr 
eapitels Abgeleitet : worden, denn ^rstfiqh ist.,.dipse A^t ,def Ver¬ 
waltung, die mit der Seitens * gedachter, Ste^tsregierung ,in -der fragr 
liehen Be^hung. angenpmflaenen Bulle :P^ovida ( , sol ( ersque (^i^ie ^ie 
- oben abgedruckte Stelle, insbesondere in den Worten bonis ab iis 
[i. e. Ecclesiis, Capitulis et Seminariis] in proprietate possidendis et 
adnüniatrandis) im vollen .Widerspruche steht, unrechtmässig 5 ), und 

r —: - ■ ■ t./ . , . 

1) Verti;*g vom 24. petober 1820 abgedr. bei JSchulte a, ebenangef. 0. S. 96. 

2) Der oben im Texte mitgetheilten Stelle der Dptationsurkunde nach, die 
gewisse Domapialgüter zum Unterpfande einsetzt, erscheint das Domeapitel, welches 
einen Theil der Einkünfte, wofür jene Güter zum Unterpfande bestellt sind , zu be¬ 
ziehen hat, als Pfandgläubiger. 

3) In Baden hat der St&at diese Verwalttmgsart* aflrfgegebeh. Sie' oben S. 142. 
Note 1. 

Archiv Ar Klrchrandit DL 


10 




146 RoesUrt jun. DieVermögensahlgkeit der DoqicapUel, tnsbes. zu Limburg, 

V 

ferner, was allein sehon zur Beseitigung Jeder gegenteiligen An¬ 
schauungsweise genügen muss , beeinträchtigt doch ganz sicher der 
Umstand,! dass das Vermögen einer Person ,durch eine andere: ver¬ 
waltet wird, die Vennögensföhigkeit der erstem nicht. £•» ist; die» 
Alles Vien Schulte indessen mehrerwähnter Schrift „die Erwerbs» und 
Besitzfähigkeit“ u. s. w. §. 10. §. 68 ff., so klar des Weiteren ausgeführt 
worden, (dass wir uns hierauf beziehen können. Die Frage der Yprmögeqs- 
fahigkeit; des Bisthums fallt mit! der tjes Dpmcapitek,,in der, ein¬ 
schlägigen Beziehung zusammen. Wollte man Seitens der Gegner, 
unserer gesicht, die, Sache so, auffassen, dass eben nur ein staatlicher 
Fond zue Unterhaltung des Domcapitels, welche» selbst lediglich,; denf 
Charakter, einer, Behörde habe, geschaffen worden,sei, so,würde,man 
m den schreiendesten Widerspruch mit dem positiven 1 Beeilt#,, wie. 
solühes (Oben datgelegt wurde«, geraffte», indem nach solchem di4 
Domcapitel, keineswegs blosse Behörden 1 ;),, sondern! vermögensfähigp 
CorpOrationen: sind,;und indem die Seitens; der, Staatep^ngeppmwepe 
BullesProvida solergque sich ganz ioffenbar.nicht damit begnügte, für 
die Mitglieder der Domcajätel auf alle ^effsen blosse Besoldungen ans 
Staatsmitteln zu stipuliren 2 ). Es liegt in einer Zeit, m welchen das 
früheren Zeiten, .entstammende corporadve Element Ju den Hinter¬ 
grund gedrängt wiid, allerdings .nahe, dass map die liechte noch 
bestehender Corporationen misskenat,. jedenfalls liegt .es aber Den¬ 
jenigen, die das positive. Recht zu wahren haben,,ob», sie zur Geltung 
zu bringen. ; 

Im Hinblicke auf Erwägungen, wie sie sich in dem Bisherigen 
finden, haben sich die neuern Kirchenrechtslehrer der Ansicht angeschlos¬ 
sen, dass die durch die obenerwähnten Bullen errichteten Domcapitel in 
die durch das canonische Recht den Domcapiteln überhaupt ange¬ 
wiesene rechtliche Stellung lediglich eingetreten seien 3 ). 

Ueber die Frage, ob ein etwa ohne Einwilligung des Staates 
bestehendes Domcapitel Vermögensfähigkeit beanspruchen könne, haben 
wir nicht gesprochen. Sie ist für unsera dermaligen Zweck ganz 


1\ Dass die Idee, das Domcapitel sei lediglich ein geistliches Regierungs Col¬ 
legium mit dem Bischöfe als* Präsidenten an der Spitze, vielfach Platz gegriffen hatte, 
leuchtet aus mannigfachen, in verschiedenen Staaten ergangenen Regietungsverfügungen 
hervor. Die Unrichtigkeit solcher Anschauungen ist jetzt doch wohl man sollte 
es wenigstens hoffen — allgemein anerkannt. 

r 2) Vgl. die oben S* 143 Note 1. mitgetheilten Stellen aus dem Württemh. und 
Bad. Concordate. 1 

. ß) ßic^ter a. **. 0. §* 122. a, E. Schulte Syst, (II.) §. 40. a. E. S. 259. Hüller 
ft, *. 0. S 81. 82. 213—215. 
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unpractisch, weil bekanntermaasseo in Deutschland kein Domcapitel 
ohne Staatsgenehmigung besteht. 

Wie wir im Eingänge mittheilten, hat das herzoglich Nassau’sche 
Hof- und Appellatidnsgericht zu Dillenburg bei seiner Entschliessung 
vom 19. September 1862 darauf Gewicht gelegt, »dass bei Errichtung 
des Bisthumes Limburg dem Domcapitel desselben eine besondere 
juristische Persönlichkeit nicht ausdrücklich beigelegt worden sei.“ 
Wir haben‘in dem Vorstehenden, und zwar, wie wir glauben, .mit 
guten Gründen ausgeführt, dass es einer besonderen Verleihung der 
juristischen Persönlichkeit an das Domcapitel zu Limburg um desswillen 
nicht' bedurfte, weil diese Persönlichkeit dem im Herzogthume Nassau 
geltenden gemeinen Deutschen 'Rechte nach gedachtem Domcapitel, 
sobald es gebildet war', ohne Weiteres zukam. Wollen wir uns aber 
auf den, , von dem herzoglichen Hof- und Appellationsgericht, ein¬ 
genommenen Standpunkt stellen, so füllt doch sofort in die Angen, 
dass in den Willensacten der herzoglich Nassau’schen Staatsregierung, 
welche oben dafür, dass dieselbe die Vermögensföhigkeit des Dom- 
capitels anerkannt habe, geltend gemacht wurden, offenbar evepi 
tuell eine Verleihung .der juristischen Persönlichkeit 
an gedachtes. Domcapitel gefunden werden mussj Jene 
Acte settsen entweder — dies ist unsere. Anschauung von ihnen i — 
die gedachte juristische Persönlichkeit als . bereits .vorhanden; voraus, 
oder sie verleihen sie thatsüchlich* und stillschweigend *).. .'Die herzog- 

---: . ttt -- • 

1) Savigny sagt a. a. O. D- ,S. 275.: „Bei den übrigen juristischen Personen 
(ausser Gemeinde und Fiscus) aber ist es Regel, dass sie nicht durch die bloss£ 
Wfflkür mehrerer ausammentretender Mitglieder oder eiiies einzelnen Stifters den 
Charakter juristischer Personen erhalten können, spnderp dass d^zu die Cjenehinigue^ 
dgr höchsten Gewalt im Staate nöthig ist, welche nicht nur ausdrücklich, 
sondern auch stillschweigend, durch wissentlich© Duldung und that- 
säch liehe Anerkennung, ertheilt wenden k*nh. u Der -bekannte Streit 
Uber 4ie Recht?fahi^keit au errichtender Stiftungen, (a. 4 darüber Savigny. a, a. 0. II. 
S. 276 ff. und insbes. Mühlenbruch in der Fortsetzung des Glück" sehen Pandecten- 
commentars 39. Bd. S. 436 ff» 40* Bd. S. 2 ff.) ist für unsere Frage ganz bedeutungs¬ 
los, weil das Domcapitel eine vom Gesetze selbst für vermögensfähig erkannte Cor¬ 
poration ist und weil unter allen Umstanden die Staatsgenehmigung zu seinem Be¬ 
stehen als Corporation für ertheilt zu erachten ist. — Riner Zustimmung der Land- 
Stande, mithin eines Aktes der Gesetzgebung, bedurfte diese St&atsgenehmigung, .will 
man letztere überhaupt noeh als nöthig ansehen, nicht. Wenn das Nassau’aehe Verfas- 
sungaediot vom Jahre 1814 §. 2. * Zustimmung der Stände zu **llen, die persönliche 
Freiheit und das Eigenthum betreffenden,Gesetzen verlangt, so.kann diese Bestim¬ 
mung, welche davon ausgeht, dass das Eigenthum der Privaten bei dem betreffen¬ 
den Akte der Gesetzgebung in Frage komme, auf die Verleihung einer juristischen 
Persönlichkeit nicht bezogen werden. In Baden, dessen Verfassung §. 65. eine 
dem §. 2. der Nassau’sehen ganz confiorme Bestimmung enthält, hat die Praxis nie¬ 
mals Mitwirkung der Stände zur Verleihung der juristischen Persönlichkeit verlangt» 
Das Badische Regierungs-Blatt vom. 4. December 1862 enthält die vom Grossjherzoge 

io* 
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Ach Nassau’sche Staatsregierung konnte doch wahrlich nicht dem 
Domcapitel Limburg auf der einen Seite Vermögen Zusagen (dass 
sie dies gethan, wurde oben dargelegt), auf der anderen Seite aber 
durch Beanstandung der 1 juristischen Persönlichkeit dem Domcapitel 
den Vermögensbesitz unmöglich machen 1 ). Dem weiteren Ent¬ 
scheidungsgrunde des herzoglichen Hof- und Appellationsgerichts Dfl- 
Ienburg, welcher dahin geht, „die Ertheilung der juristischen Persön¬ 
lichkeit an das Domcapitel zu Limburg sei weder aus den diesem 
ertheilten Befugnissen, noch aus dem im §. 21. der Verordnung vom 
SO. Januar 1880 bezeichnten Wirkungskreise desselben zu folgern, 4 
ist einfach entgegen zu halten, dass eben die von uns vertheidigte 
rechtliche Stellung der Domcapitel aus anderweitig vorhandenen Et- 
kenntnissquellen, die wir oben umfassend dargelegt haben, klar erhellt, 
und dass daher davon, ob dieselbe aus den vom herzoglichen Hof- 
uhd Appellationsgerichte angegebenen Quellen abgeleitet werden kann 
oder nicht, gar nichts abhängt. Uebrigens geht, wie uns« scheint, 
gedachte Behörde schon darin zu weit, dass sie sagt, man könne die 
juristische Persönlichkeit nicht „aus den detn Domcapitel ertheilten 
Befugnissen“ ableiten. Die Befugnisse des Domcapitels können offen¬ 
bar nicht in einem willkürlich beschränkten Sinne aufgefasst, müssen 
vielmehr den oben hervorgehobenen, für die rechtliche Stellung der 
Domcapitel maassgebenden Quellen entnommen werden- Dass der 
§. 21. der Verordnung vom 30. Januar 1830 a ) diese rechtliche Stel¬ 
lung nicht beengt, bedarf wohl einer weiteren Ausführung nicht; denn 
wenn er auch sagt, „das Domcapitel bilde unter dem Bischöfe die 
oberste Verwaltungsbehörde der Diöcese,“ so ist damit noch keineswegs 
die Corporationseigenschaft des Domcapitels negirt Dasselbe kann 
recht wohl den Bischof in der Verwaltung der Diöcese unterstützen, 
dabei aber doch eine Corporation, eine juristische Person, sein. 

Ziehen wir ein Gesammtresultat aus unseren Erörterungen, so 

allein ausgögangene Verleihung juristischer Persönlichkeit an die Badische Zweig* 
Stiftung der Deutschen Schillerstiftung, ln Nassau scheint die Praxis in frühere» 
Jahren eher einer Beschränkung, als einer Erweiterung der ständischen Befugnisse 
günstig gewesen zu sein. Vgl* Bluntschli nnd Brater 8taats Wörterbuch 61. u. 69. 
Heft 8. 183. 

1) Merkwürdig ist. dass das Domcapitel zu Limburg schon im Jahre 1847 Tom 
dortigen Amte als instituirter Erbe in die Erbschaft ihmittirt, also damals ge¬ 
richtlich als Corporation anerkannt worden ist, und zwar mit* Wissen und Billigung 
der Landesregierung, des Ministeriums und des Regenten. Das allein hätte schon 
das Hofgericht zu Dillenburg von seiner monströsen Entscheidung abhalten sollen. 

* (Anm. d. Red*) 

2) Diese Verordnung ist bekanntlich in Baden und Württemberg aufgeho¬ 
ben. In den beiden Hessen scheint sie durch die Praxis gemildert worden an 
sein. W Grossherzogthum Hessen steht ihre Aufhebung in Aussicht* 

' * 3 
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füllt dasselbe {dahin aus, dass die von der herzoglich Nassau’schen 
Landesoberschultheiserei Limburg und dem herzoglich Nassau’schep 
Hof- und Appellationsgerichte zu Dillenburg über die rechtliche Stel¬ 
lung des Domeapitels zu Limburg ausgesprochene Ansicht unrichtig 
sei, diesem Dowcapitel vielmehr, gleich den übrigen Pomcapiteln, 
VermügensiahiglfeH aukomnoe. 

Diese unsere Anschauungsweise über das rechtliche Wes$i der 
PomcapRel ist, soviel uns bekannt, in Deutschland auch von der 
Praxis stets anerkannt worden. Für Frankreich ist sie durch das 
kaiserliche Decret vom 6. November 1813 sur la Conservation et 
adminfstration des biens que possöde le clergd dans plusieurs parties 
,4e l’empirq bestätigt, welches —- vop der juristischen Persönlichkeit 
4er Capitel ausgehend — im titre IH. (Art. 49—?61.) mehrere, Be¬ 
stimmungen über die Verwaltnng des CapitelsVermögens gibt!). 

Rechtsquellen und Rechtsentscheidungen. 

PreuMen, 

1. Ministerial-Bescheid vom 18. December 1861, 

die Verpflichtung zur Zahlung des Schulgelde« für Stiefkinder des Ehemannes 

betreffend. . : 

(Aus iem Preussisoben S taats an z eigar 1862. Nr. 63.) 

--Pass dem Stiefvater eine eigene Verpflichtung^ die Kosten 

der Erziehung seines Stiefsohnes zu tragen, nach den Gesetzen nicht 
phliegt, ist unzweifelhaft pnd wird von der Königlichen Regierung 
auch jetzt zugegeben. Dagegen steht die Verpflichtung der Mutter 
unbedenklich fest, und kann auch der Ehemann aus seinem maritali- 
,sehen Niessbrauch kein Recht herleiten, der Vollstreckung der Execu- 
tion iu das Vermögen der Frau zu widersprechen. Unzulässig aber 
ist es, das Vermögen des Mannes um deshalb in Anspruch qehmeu 
zu wollen, weil ihm die Arbeitskraft der Frau zu Gute kommt, 
wogegen es unbedenklich zulässig sein würde, in. den etwaigen Ar¬ 
beitsverdienst der Frau die Execudou zu vollstreekep.. 

Der Königlichen Regierung bleibt hiernach die weitere Ver¬ 
fügung überlassen. 

Berlin, den 18, December 1861, 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
Angelegenheiten: von Bethmann-Hollweg. 

1) Abgedrqckt bei DaUaz Repertoire de legislation t. XIV. p. 709. JJalloz 
sagt ebenda unter C ul te Nro. 5Ö7.: „Les chapitres cathSdraux et metropolitains ftant 
reconnus par la loi formen! dt» etablissernentS capdbUs d'acqufrir et dt posaider 
tonte espice de biens, meubles ou immeubles. Ontre les traitemens accordes a leur 
xsembres, dont nous troos d6jk parle, leur dotatlon ge oompose 1) de« biens et rentes 
non glieneg de« anciens. chapitres 1 et qui ont 6te affectes aux chapitres des diocÄses 
oft les biens sont situes on les rentes payables; 2) Des biens par elix acquis k tftre 
jpratitit,ou oawftwfr“, , v j- 
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: 2. Ministerlal-Befecheid vom 20. Deoember '1881,' 
die gastweise Zuweisung von Kindern in die von Actlen- und Ähnlichen Gesell¬ 
schaften errichteten Wertsschulen betreffend. 

(Aus dem Preusslschen Staatsanzeigor 1862. Nr. 63.) 

EW. etc. erwiedere ich atif die Vorstellung vom 30. Mai d. J., 
betreffend die Errichtung einer Gewerkschule iü N., nach Anhörung 
der Königlichen Regierung’ äu N. Folgendes. > . 

Nach Art. 6. des unter dem 3. September 1860 Allerhöchst 
bestätigten Statuten-Nachtrags liegt der von Ihnen vertretenen GeseS- 
schaft die Verpflichtung ob, für die Schulbedffrfnisse der von ihr be¬ 
schäftigten Arbeiter zu Borgen und nöthigenfalls selbst nur Gründung 
und Unterhaltung neuer Scbul-Systeme diejenigen Beträge —- nicht 
Beiträge, wie Ew. etc. citiren — zu leisten, welche von der Staaffi- 
Regierung für nothwendig erachtet werden. Dass diese Verpflfehturtg, 
deren Umfang sich lediglich nach dem jedesmaligen Bedürfhiss be¬ 
stimmt, nicht bereits durch den Bau zweier Freikuxe für Kirche und 
Schule und durch die von, der Gesellschaft an die Knappschafts-Kasse 
zu. leistenden Beiträge absorbirt wird, ist unzweifelhaft. und vermag 
ich die in dieser Hinsicht von Ihnen erhobenen Bedenken nicht als 
zutreffend zu erachten. Dagegen erkenne ich gern an, dass die Ge¬ 
sellschaft durch die Einrichtung und Unterhaltung der projectirten 
Werkschule mehr leistet, als von ihr auf Grund der erwähnten Statu¬ 
tenbestimmung würde gefordert werden können. Es ist daher unbe¬ 
denklich und auch von der Königlichen Regierung nicht in Zweifel 
gezogen worden, dass die Gesellschaft Eigenthümer in der 
auf ihre alleinigen Kosten zu errichtenden und zu unter¬ 
haltenden Schulgebäude verbleibt. Hieraus folgt je¬ 
doch nicht das unbedingte Recht der Gesellschaft, die 
gastweise Zuweisung von Kindem solcher Elfern, welche 
nicht zu den Arbeitern der Gesellschaft gehören, unter 
allen Umständen ablehnen zu können. Denn die Köhigliche 
Regierung ist kraft ihres Aufsichtsrechts befugt, der Einrichtung der 
projectirten Schule solche Bedingungen beizufügen, welche im öffent¬ 
lichen Interesse geboten sind und die Schul-Unterhaltnngslast der Ge¬ 
sellschaft nicht vergrössern. In letzterer Beziehung bemerke ich, dass 
der dieser halb von der Königlichen Regierung gestellte Vorbehalt der 
gastweisen Zuweisung fremder Kinder gegen Zahlung eines festzusetzen¬ 
den Schulgeldes dahin zu beschränken ist, dass von dieser Befugniss nur 
.insoweit Gebrauch zu machen, als dies die vorhandenen Lehrkräfte und 
Schulräumlichkeiten gestatten. Es werden daher der Gesellschaft 
durch diese Massregel keine besonderen Kosten erwachsen, wogegen 
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sie dea* Voriheil des'Bezuges des Fremden-Schulgeldes geniessen wird. 
Notbwendig ist aber diese Einrichtung, weil auf andere Weise für das 
Schulbedürfniss der Kinder der Professionisten, Gastwirtlie und Kolo¬ 
nisten zu N. und Umgegend; auf welche es vornehmlich ankommt, 
-nicht gesorgt werden kann, und'did Eltern dieser Kinder ohnehin mit 
den Werken der Gesellschaft- bereits insofern in Verbindung' stehen, 
als deren Zuzug nach N. wesentlich durch das Bedürfnis» des Hütten- 
personals hervorgerufen ist. > ■ -1 ■' . ■ i !■•'■ 

Mit der erwähnten Einschränkung muss ich daher die' von < der 
’Kötriglichen Regierung 'gestellte Bedingung aufrecht erhalten, indem 
-ich überzeugt hin, dass durch > dieses Arrangement 1 •• allen billigen An¬ 
fofderungen der von *Ew. ; etc. vertretenen Gesellschaft Genüge 'ge¬ 
schehen ist. - >< • •• •" • r • u :;i '•*. >. 

Berlin, den 20. December 1861. =* 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal* 
Angelegenheiten. In Vertretung i Lehnert. 

; 3.’ 'Ministerial-Erlass vom 3 1. December 18 61, 

die Zusammensetzung des Schulvorstandes bei Simultan- und Confessfons-Schulen 
■ i betreffend. 

■ (4a» idam Preusaiachen Staatsiumiget 1860. Nr. 63.) - > . . < 

• r Mit äec von Ew. etc; in- dem gefälligen'Bericht vom SI. Oeto- 
ber d. J:, bo wie in dem Erlass vom 20. Mai d. J. gebilligten 1 An¬ 
ordnung der Königlichen Regierung zu N.,- wegen*'Eintritts ‘katholi¬ 
scher Mitglieder in den Vorstand der Schule zu N., kann icb mich 
nicht einverstanden erklären. 1 

: Wie der genannten Regierung in den die ßcHulen zu D. und 
M. betreffenden Verfügungen Vom 80. November'1848, 30; April 1844 
- Und 22. Juli 1844 bemerklich gemacht'ist, darf der §. 9. der General- 
Gouvernements-Verordnung vom 15. Juli 1814, wonach < 

der Vorstand derjenigen Schulen, welche für verschiedene Con- 
fessions-Geuossen bestimmt sind, aus den Pfarrern der bethei¬ 
ligten Confessionen und aus- einem Sehulvorsteher von jeder 
Confessions-Gemeinde, welche mehr als 24 schulpflichtige Kinder 
in dem Schulbezirke hat, gebildet werden soll, * 

nur auf eigentliche Simultan-Schulen Anwendung finden: 

• Als solche sind aber nur diejenigen Schulen zu betrachten, 
welche in* Folge einer gemeinsame^ mit Genehmigung der geistlichen 
©bern zu Stande gekommenen, freien Entsehliessung beider Cön- 
fessions-Genossen ausdrücklich als Simnltan-Schulen anerkannt 
sind, eder doch in Folge einer hergebracbten Einrichtung alsSünul- 
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t«n»Sohulen bestehen. ,'Detatenes lat jedoehnoch nickt als vorhanden 
za erachten; wenn' «ine Schule seit: längerer Zeit von; Kindern ver¬ 
schiedene* Goufeesionen besucht worden ist, sondern es müssen bei 
derselben herkömmlich die coufessioneltan .^Beziehungen, namentlich 
hinsichtlich der Anstellung der Lehntr j unberücksichtigt /geblieben sein* 
Solche Schulen, dagegen,, welche • ursprünglich für Evangelische 
oder /ftir Katholische bestimmt sind* und deren confeseianeUer, Cha¬ 
rakter insofern festgehalten wird, als bei denselben stets i nur Lehr er 
Einer Confeasion abgestellt werden, sind, keize Simultanisondern 
i confessionelle Schulen, und verlieren diesen Charakter noch dadurch 
nicht, dass sie von Kindern der anderen Confeasion, besucht werden, 
oder das« «eine gewisse Anzahl von Kindern, der anderen. Geufession 
in dem Schulbezirk wohnt. Es kann daher auch bei diesen Scholen 
von der Anwendung des §. 9.i cit. : keine Rßdesehw : t 

Ebenso wenig 4st hierbei, massgebend» -dass; ,die, Unterhaltung einer 
Schule auf Grund . 4«^ Kaiserlichen Decrets vom 17 A/ December 1811 
und der Instruction des Ministers des Innern vom 21. Joni 1812 
auf die Ctvilgetneind» < übergegangen ist, indem .hierdurch der Cha¬ 
rakter der Schule nicht hat verändert werden können und sollen. 

Die Schule zu N. ist nachweislich von Evangelischen und für 
Evangelische gegründet worden und stets mit einem‘Lehrer derselben 
Oonfession bosetdfci (gewesen. .Den ursprünglichem Charakter einer 
evangelischen Sdhule hat sie bisher nickt verloren, namentlich hat 
ffc*'weder< idie;. jNormalisirung, noch die Zulassung der katholischen 
; Kinder zum Besuch derselben den ersteren nehmen können. Dieser 
Charakter wird ihr zurZeit selbst von der. Regierung, nicht bestritten- 
Die Schule Zu. N. ist. also keine Simultan-Sohule, und damit ist 
r- 1 mag/sie auch vom mehr als 24 katholischen Kindern besucht 
werden — die. Anwendung der Vorschrift des beregteni §. 9. auf 
dieselbe ausgeschlossen. ;. ■ . .. /. 

Der Von der Regierung angeführte und von Ew. etc. in dem 
Erlasse vom .20. Mai d. J. als entscheidendes Moment hervorgehobene 
Umstand, dass das Allerhöchste Gnadengeschenk zum Neubau des 
!<8ohulhauses ln Nl im Jahre ,1857 nicht für die evangelische, sondern 
für die Gemeindeschule daselbst. erbeten und bewilligt-sei, beruht auf 
einem Irrthum. Auf diesseitige Anfrage über die Confession der 
Schule in dar Verfügung vom 21. October 1857 hat die Regierung 
vielmehr in dem Berichte vom 19. ( ,Decepeber 1857, bestimmt erklärt, 
dass dienern zu erbauende Schule .eine evangelische Gemeindeschule 
i,s«h !und mit'Rücksicht, hierauf die ^Gewährung einer Beihülfe-zur.Her- 
ateüung derselbe«, wie des« vorzugsweise für kathebsebe .jSchuizwecke 
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bestimmten Be tgiseh aa Bdwlfenda *1« unstatthaft bezeichnet. In Folge 
dessen-ist'efa 6nadengtesehenfc ausdrücklich zum Neubau des evan¬ 
gelischen Schulhauses in N. Allerhöchsten Orts erbeten und mittels 
Cabinets-Ordre vom 23. Juli 1858 bewilligt worden. 

Demgeuräsa ersuche ich Ew, etc. ergebenst, die Regierung zu 
! N. dahin mit Anweisung zu versehen, dass sie von der angeordneten 
Einweisung katholischer Mitglieder in den Vorstand der Schule zn N. 
Abstand nehme etc. i 

Berlin, den il, Oeeember 1861. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts« und Medicinal- 
' Angetegertheiten : txm Bethmanti - Hollweg. 

An deit 'Köhigllchen Ober--Präsidenten der Rheinprovinz. 

Ä Erlass des Königl. Cultusministeriums vom 16. September 1882, 
dteAvfhebupg des Art. 44. zur Convepöon vom 26. Hessidor IX. 1 ) betr. 

Zwischen dem Herrn Caltnsmtalster and dem Herrn Oberprfisidenten der 
Kltttgl. preüssisehen Rheinprevtnz sind seit einigen Jahren über die fortdauernde 
Anwendbarkeit der'Vorschrift des Art. 44. turGonvention vom 26. Messidor IX. 
Verhandlungen gepflogen worden. 

Mittels Reseripts vom 16. September 1862 (mitgetheilt an die diesseitigen 
Regierungen-sar Xenntnissnshme and KaehacMang unter dem 22. ejd.) hat der 
MtMMer^tfrdgA dahiri entschiedln, dass es keinem Zweifel unterliege, dass 
von weiterer Anwendung des erwähnten Artikels Absehen genommen werden 
müsse. 


1) Nr. 44. der .4r£. organlques lantet wie folgt: „Lea cbapelles domestiques, 
•las oratoifes partioulfers ae pourrout €tre 4tablis aaas nne perroiesion expresse da 
, gtbvmmemeskt, eceerd$e Sur 1$ demende de l’tvSqvw. I*» Jahre 1858 batte die Königl. 
Rqgifrung,eu Köln den klösterlichen Vereinigungen in der Rheinprovin« dadurch 
Hemmnisse in den Weg za legen gesucht, dees sie jene Bestimmung der sogenannten 
prganischei^ Artikel wieder zur Geltung bringen wollte and behauptete, es bedürfe 
der Regierangsgenehmigung zur Oeffnung und Haltung einer Hauskapelle bei Priva¬ 
ten odef'Congregationen. ln anderen preussischen Provinzen war eine solche Erlaub- 
' hiss nicht verlangt and auch nie nachgesucht worden. Die Kölnische Regierung be- 
- hauptete noch in einem auf jene Angelegenheit bezüglichen Schreiben vom 25. Mai 1858 
an den Cardinalerzbischof von Köln, dass derartige sp ooi # 11 e gesetzliche Bestimmun¬ 
gen durch die Verfassungaurkunde niofet aufgehoben seien. Gegen diese auch mehr¬ 
fach vom Berliner Obertribunal ansgesprochene Ansicht spricht namentlich die allgemeine 
Anslegungsregel, dass mit der Aufhebung eines Principe auch die blossen 
Consequenzen desselben als aufgehoben behandelt werden müssen. Und 
ein solches neues Princip, das der kirchlichen Freiheit und Selbstständigkeit, hat die 
’prenssische Verfassung im Art. 15. anfgestellt. Man vgl. auch die Ausführungen von 
THcMer in : DovC's Zeitschrift für Kirehenreoht I. 110 f. Rosshirt jun. im Archiv 
VB., 12 ff. Zudendürt rerzCichneten Belegen, dass die Königl. preusstsehen Regie- 
ntlgsargan« stets dem. Art 16. des Verfaseangsurkunde als unmittelbar praktisches 
Recht behandelt haben, welobtskemeswegs erst fiser weiteren Einführung« g e s et z- 
gebung bedürfe, kommt jetzt der von uns hier mitgetheilte Ministerialerlass vom 
16. September 1869 hjwd. (An». d. Red.) 
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Auch lasst sich die Auffassung rächte tbtilea, dass die ,org»is*hpn Artikel 
.zur Convention, vom 26. Messidor IX. aty ein onf Vertrag beruhendes Specialrecht 
der katholischen Kirche in den linksrheinischen Land.estheilen und zwar derge¬ 
stalt anzusehen seien, dass letztere nur als untrennbar von detn' Inhalte dieser 
Artikel in den preussischen Staatsverband' Aufnahme gefunden bibe. Abgesehen 
davon, dass die organischen Artikel bekanntlich keinen Theil der hn Jahre 1 Ml 
livischen Frankreich uBd Rö® abgeschlossenen Convention ' .gebildet haben (vgl. 
darüber Archiv IV. S. 319 ff.), vielmehr von der damaligen Staafsregierung f'ja- 
seitig und zum Theil unter Widerspruch des Römischei). Hofes erlasset) , worden 
sind, so bat auch die Krone PreuSSens bei l d^r Öestznahnte' 'der linksrheinischen 
Landestheile nie 'daranf verzichtet, die ans der Zek der franzöfliddhen «Regierung 
überkommenen kirchlichen Einrichtungen nach pigeqetn .Beioden- aufzufassen und 
zu ordnen. Dass dabei, namentlich, soviel die Beziehungen, deg l^attipil^s^h^n 
Kirche zum Staate angeht, im Wesentlichen hur diejenigen Grundsätze'haDen 
massgebend sein können, welche dessfalls in den filteren Provinzen leitend waren, 
ergibt sich von selbst, und ist ausserdem wiederholt, am entschiedensten in der 
die Verhältnisse der katholischen 'Kirche' im ' ganzen 1 'Staate, 'einschliesslich der 
-Rhetoprovtnz, regelnden durch die Allerhöchste Ordre vom 23. i August 1821 
-poblieirten CircmnseriptionsbuUe zum Ausdruck gelangt. In völlig entsprechender 
Weise hat die Verfassungaurkunde in ihren hierher gehörigen Bestimmungen das 
gesammte Staatsgebiet im Auge gehabt, ohne darauf zu rfiaksichtigettv ob. etwa 
'in einzelnen Theilen desselben partieuläre Vorschriften vorhanden, seien, denen 
ein anderer Standpunkt zum Gonade gelegen, und «bne darauf eingehea zu, Ma¬ 
nen, dergleichen- Etezeräesttawnungen specieUftvate-darehiden Ail lOh. (geschehen, 
zuabollren. ■ • ... .... v ., ,< u , . 


LttenMnr. 

l. Gompendinm jnris eccleaiastlci cnm singulari attentlane ad läget par- 
ticulares vt conventlonis XVIII. August! 1855 Mm sede apostolloa 
inita ln Imperlo anstriaco vlgentes. Anctore Simone Alchner, 
canonici ecclesiae cathedr. Brixlni, Consillario Rev. Ordinariates nec 
non judicii pro cansis matrim • Rectore Seminar 11 deric., commfo- 
aario episcop. stndli theolog. in institnto dloecesano, et jnris eccle- 
siastici professore cnm approbatlone Rev. ordinariatos Brixlnensis. 
Brizinae et Leontii typis et snmptibui Vegerianis 1862. XVI. 686 p. 
8. c; append. p. 66. 

Diese Darstellung des nach dem Concordat in Oesterreich geltetiden katho¬ 
lischen Kfrchenrechts ist nicht nur däS Beste, was in dieser Hinsicht bisher in 
Oesterreich erschienen, sondern auch an sich so trefflich, dass es den besten 
Arbeiten der Art aus neuer Zeit überhaupt sieb würdig an die.Seite stellt. An¬ 
lass zur Herausgabe derselben war der Mangel eines für deq. Gebrauch der Se- 
minarien und der Priester genügenden lateinischen Compendiums des Kir¬ 
chenrechts 1 )- Insbesondere bat der Verfasser den Bedürfnissen der seelsnrg- 
■ lieben Praxis Rechnung getragen, and es ist'ihm in der That gelungen, ein Buch 
von grosser Reichhaltigkeit und'Kürze zngMch zu liefern. 

«. ^4) V^'fcuch Kath. Literaturzeituttg 1862. Nr. u »li *•> 1 ' ' - 
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> Di« Anlage ist lusnrat ebtfaek Nach einer kurten EinleKqng, in . welcher 
Begriff und Etatbeilung des Rechte» Oberhaupt, des , Kircbenrecbtes insbesondere 
entwickelt, Aufgabe, Methode, und Nutzen der Kirchenrechtswissenschaft bespra¬ 
chen, deren 'Hilfswissenschaften und/Hilfsmittel in Kürze angegeben werden, zer* 
legt- der Verfasser seinen. Stoff in zwei Haupttheile, einen allgemeinen und einen 
-besonderen. Der allgemeine..handelt von. den Quellen und deren Geschichte, 
dann von den göttlichen. Grundlagen ..der Kirche, ihrer Verfassung und ihrer 
Rechte, endlich'vdn dem Verhältnisse der Kirche zu. anderen Gesellschaften ausser 
ihr,'nämlich zii den Staaten und anderen Religtonsgenos?enscbaflen. Der beson¬ 
dere Tbell zerfällt, nach dem: Vorgänge Theodor Pacbmann’s, in zwei 
■ Bfloher, deren : erstes das Veriiassungs-, das zweite das Verwaltuqgsrecht der 
Kirche darstellt. Dipse, dem börgierliehen Rechte entlehnte, Eiqtheilung ist weder 

- Originell, noch tiefsinnig', aber, es lässt sich nicht iäugoen,. sie ist bequem, und 
obwohl das kirchliche Privatrecht darin scheinbar ignorirt wird, ao ist sie den¬ 
noch erschöpfend, weil, sie sowohl-im Verfassungsrecht, bei Angabe der. Rechte 

• ür kirchlichen Personen, als ina Verwaitungsrechte Raum und Gelegenheit genug 
zur>Behandlung Dessen bietet, w«b anderwärts als ; kirchliches Privatrecht., den 
. d6MeBßtj^u&->^hhfsr. .fxs^potferen _ .AJM^heiliiQgt. ,. 

In der sehr kurzen Besprechung der Quellen führt der Verfasser die Con- 
oordate und dier weltlichen'Gesetze in Kirchensachen .unter der Rubrik: Concilio- 
rum decreta et summorum Pontiflcum constitutiones mit dem Bemerken auf, dass 

- die«Geltung derselben: in der Kirche nur. auf ihrer Anerkennung und Annahme 
durch die kirchliche Autorität beruhe. Dabei erinnert der Verfasser gegen' Die- 
JeBigen, -welche die Unverbindlichkelt der Concordate für die weltlichen Regie- 
rongen behaupten, an die Verwerfung dieser Meinung von Seite: Gregors XVl- jn 

-'der Eneyelica gegen das Lamehnais’cbe Avenir im.Jahre 1838. Das Gewohnheits¬ 
recht .wird sehr kurz (S,2ü—32.), ganz 'nach Art der älteren Canonisten, ohne 
alle Rücksicht’auf die moderne Doctrin und Literatur dargestellt, was wir hier 
keineswegs tadeln wollen. (Vgl. Archhv I., .72 ff.) (Jeher das gesetzliche An¬ 
sehen der Declarationen der Congregatio Concilii Trid. interpr. verbreitet sieb der 
Verfasser ziemlich ausführlich. Bezüglich der römischen. Kanzleiregeln ist er der 
Ansicht, dass sie, so weit nicht, durch die: Concordate ihnen, derogirt wurde, ohne 
Weiteres gesetzliche Geltung 1 haben, namentlich auch im Oesterreich, trotz des sie 
abrogirendeu Hofdeeretes Kaisers Joseph’s li. vom 1. Oclober 1782, welches 
durch Art. 35, des Goneordats wieder entkräftet ist. 

• a Die i Lehre von der göttlichen Grundverfassung der, Kirche wird um so 
mehr in möglichster Kürze dargestellt, als es sieb hier für Geistliche meist nur 
um Dinge handelt, die ihnen aus der Dogmatik schon bekannt sind. Nach einem 
Paragraph, der in wenig Zeilen den Organismus der Kirche nach seiner ursprüng¬ 
lichen Gliederung schildert, folgt die Lehre von der Kirchengewalt, die zuerst 
' ihrer Natur nach als eine dreifache,, Magisterium, Ministerium, Imperium, entspre¬ 
chend d«m dreifachen Verbände-:des Glaubens, des Gebrauches der rechten Sa- 
craWente und der Unterwerfung unter die rechtmässigen Hirten, dargestellt, dann 
aber'Räch der'Alt ihrer Uehertragung und Fortpflanzung, durch 
die Weihe oder die Sendung, in die potestas ordinis et jurisdictionis gelheilt wird. 
Der von WaMer’ und Philipps angenommenen Dreitheilung wird gar nicht ge¬ 
dacht, dagegen das Verhältniss zwischen der potestas ordinis und der potestas 
jurisdietionte sehr’ klar und bündig erörtert. Dabei werden sogleich auch die 
-i Untarsctitede dor jbrisdktio fori lateral et extemi, .ordinaria et delegata bespro- 
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eben. Zum Sehtass der Lehre von der GruadveaffiMung der Kirche «erden die 
wesentlichen Rechtezusammengestellt, die sieb Ihr sie als Coralbure aas den ge¬ 
schilderten göttlichen Institutionen ergeben. An diese Lehre schliesst sich die 
vom Süsseren Rechte der Kirche an; weil, wie der Verfasser bemerkt, die Grund¬ 
sätze, durch welche dieses Recht bestimmt wird, aus der ursprünglichen Anlage 
und Gestalt, die Christus seiner Kirche aufgeprägt hat, geschöpft werden müs¬ 
sen. Um die Art, wie dies hier zuerst bezüglich des Verhältnisses zwischen 
Kirche und Staat geschieht, zu beurtbeiien, genügt es, die Uebersehriften idcr 
Paragraphen anzuführen; in welche der Verfasser den Stoff getheilt hat: 1) Binae 
potestaiee rebus humanis praesunt; 2) Binae potestates sunt ab invieem indepen- 
tes; 8) Concordia ei mutuum auxilium saeerdotii et imperii. In kurzen Noten 
wird auf die Irrtbümer hingewiesen, die hier zu bekämpfen sind. Auf diese 
principielle Darstellung des Verhältnisses zwischen Kirche and Staat folgt die Er¬ 
örterung der wechselseitigen Rechte beider Gewalten im Einzelnen. Als Princip 
und Basis dieser Erörterung stellt der Verfasser, nach kurzer Zurückweisung der 
falschen, rationalistischen Principien, die Thellung der Wirkungskreise lediglich 
nach Zweck und Aufgabe jeder der beiden Gewalten in folgenden Sätzen auf; 

Res ecclesiasticae seu causae, negötia, media, flni eeelesiaStlco eonformia, 
spectant ad ecclesiam, ntut externde et corporales sint; < • • > ■ 

res vero; quae flni civitatis eoirespondent, potestati civiH subjeetae sunt, 
lieet non sint corporales; 

res mixtae ab utraqne potestatse abaohtUntur modo titrique parti acco- 
medato. 

Zur Begründung des ersten dieser Sätze, mit welchem die beiden anderen 
notbwendig stehen oder fallen, beruft sich *der Verfasser hauptskehUcb 1> auf 
die von Christus gegründete Hierarchie and die dieser übertragene dreifache Ge¬ 
walt, indem die Kirche, wenn sie in einem Staate aufgenommen werde’, noth- 
1 wendig in dieser Ihrer eigentümlichen Gestalt und so, dass ihrem Oberen Me 
Ausübung der von Christus empfangenen Gewalten freistehe, anfgenommen wer¬ 
den müsse. 2) Auf die Bestätigung des canoniscben Rechtes darch feierflehe 
Vertrage und Ueberemkünfte. Darauf folgt die Aufzahlung der rein geistlichen 
Sachen a) in Ansehung des Magisterium Und Ministerium, b) in Ansehung der 
Discipiin. Bezüglich der Akte des Ministeriums bemerkt der Verfasser, dass 
zwar die Geistlichen von manchen gottesdienstlichen Anordnungen, z. B; Berufung 
von Missionären, die weltliche Obrigkeit In Kenntniss setzen und deren Wünschen 
rücksichilich abzuhaltender Gottesdienste und öffentlicher Andachten bereitwillig 
entgegenkommen sollen, dass aber ein Recht des Forderns oder Befehlen» daraus 
für die weltlichen Behörden nicht abgeleitet werden könne. Im Gegensätze zu 
den Beschränkungen, welchen früher die katholische Kirche in Oesterreich in 
dieser Hinsicht unterworfen war, wird auf die kaiserliche EBtschüessung vom 18. 
April 1850 nnd auf Art. lV. iit. d. ,des Coucordats verwiesen. Bezüglich der 
Discipiin geht der Verfasser von dem Satze Uns: da es den kirchlichen Hirten 
obliege, die Handlungen der Gläubigen nach ;dem Ziele der ewigen Seligkeit 1 zu 
leiten, so müsse die Regiernngsgewalt, womit sie zu dem Ende ausgerüstet sind, 
auch von jedem Hemmnisse frei sein. Daraus entwickelt der Verfasser !) ein 
Recht der Aufsicht, vermöge dessen der Papst Legateil und Nuntien sendet, die 
Bischöfe ihre Diöcesen visitiren, beide von ihren Untergebenen Berichte einfbr- 
dern. Diesen Verkehr zn hindern, wohl gar sich selbst dieses Aufsiehtsrecht 
beizomessen, wäre von Seiten der weltttchen Gewalt dar höchste Uaredtafe; £)-das 
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Recht der Gesetzgebung. Dem weltlichen Herrscher komme es wqder zu, kirch¬ 
liche Gesetze zu erlassen, noch dje Verkündung und Anwendung der geistlichen 
Gesetze zu hindern. In dieser letzteren Hinsicht, wird, der Anspruch auf das 
Recht des sogenannten Placet als nichtig und mit . der Existenz der Kirche seihst 
unvereinbar zurückgewiesen. Gegen diese. Lehre« dass das Placet zp den, wesent¬ 
lichen Majestätsrechten gehöre, wird, mit Recht bemerkt: wenn dem so wäre, so 
hätte es auch den heidnischen Kaisern in den ersten Zeiten der Kirche. zustehen 
müssen. Dann hätten aber die Apostel nicht predigen, nicht die Kirche einrich¬ 
ten und leiten können und dürfen. Hätten aber die heidnischen Kaiser nicht das 
Recht des Placet gehabt, so sei nicht abzusehen, wie .eben diese Kaiser, indem 
sie Christen geworden und als solche der kirchlichen Jurisdiction sich unterwor¬ 
fen, irgend ein neues Recht, gegen eben diese Jurisdiction hätten erwerben kön¬ 
nen. 3) Das Recht za richten und zu strafen, als eine Folge der Gesetzgebungs¬ 
gewalt, die mit dieser zugleich steht oder fällt, und mit Rücksicht auf Concil. 
Trid. Sess. XXV. c. S. de ref. Der sogenannte recursus tanquam ab abusu wird 
als eine Verletzung der Grundbegriffe des Rechtes und der Ordnung in jeder Ge¬ 
sellschaft bezeichnet und mit Verweisung auf Wolter und Philipps die Anru-; 
fung des weltlichen Richters auf die Fälle beschränkt, wo der geistliche Richter 
ganz ausserhalb seiner Qoropeten? gebandelt oder seine geistliche Amtsgewalt 
zur Verübung eines von den Staatsgesetzen verpönten Verbrechens missbraucht 
hätte. Als Folgerung aus dem Angegebenen und namentlich aus der nothwendi- 
gpa Freiheit der Kirche entwickelt der Verfasser alsdann die Rechte der Kirche 
in Rezug auf die für ihre Zwecke ihr nothwendigen Personen und Sachen. Kurz 
und* bündig und mit Hinweisung auf die. entsprechenden .Artikel des Österreich'!- 
achten Coacordats w( ir d der Kirche das Recht, zur freien Auswahl, Heranbildung 
und Anstellung ihrer Beamten und Diener und zur Gründung und Leitung geist¬ 
licher Orden und Genossenschaften vindicirt. Liest man bei . der Gelegenheit wie¬ 
der die in den Noten, angeführten Behauptungen der. Josephinismen Hofeanonisten, 
welche, der Staatsgewalt das Recht beilegtep, die Gelübde zu prüfen, und zu entr 
kräften, wepn sie dem Staate nachth^ilig wären, die Statuten und Regeln der 
Orden unter dem gleichen Gesichtspunkte pn<f, aiis dem gleichen Titel zu modis¬ 
chen u. s, w., so fällt einem unwillkürlich auf, >yie diese Freisinnigen des vori¬ 
gen Jahrhunderts den Sozialisten unserer Tage vorgearbeitet haben und wie die 
eigentliche Schutzmaner der individuellen Freiheit und Gleichheit zii allen Zeiten 
nur die katholische Ki^be war und ist. Auf gleiche Weise, wie das Recht der 
Kirche auf die ijir pothwendigep Personen, und Institutionen, wird auch das Recht 
derselben auf Erwerbung, Verwendung und Verwaltung der ihr nothwendigen 
Güter scharf und klar pegrüpdet und nachgewiesen, das entgegengesetzte angeb¬ 
liche, Säcularisptionsrecht der Regierungen aber als das, was es in der That ist, 
unter Berufung auf die Aussprüche, nicht nur der Päpste, sondern auch mancher 
gerecht denkenden Protestanten, ebarakterisirt. , Die gemischten Sachen, als 
welche der Verfasser vorzüglich die Ehe und die Schulen nennt , werden in we¬ 
nigen kurzen un4 klaren Sätzen abgethan. Ohne die Richtigkeit des hier Gesag¬ 
ten bestreiten zp,,wollen, hätten, wir. gewünscht, dass gegen das Unterrichts- 
monopgl des Staates uqd für die Autorität und Freiheit der Kirche bezüglich der 
Wissenschaft und wissenschaftlichen Anstaften gerade hier auch ein nachdrück¬ 
liches JVort gesagt worden wäre, anstatt in dem.f. de setiolis (Lib. I. Sect. IV. 
Park, special) nur gleichsam im Vorübergehen davon zu reden. Es ist das ein 
Punkt, der jn Deutschland und uaipept|ich in Oesterreich viel za wenig ffewür* 
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dlgt, rüeksiehtllCh dessen dem BOreaueratlsmus viel zu viel eTngeffluihf wird 
z'om grössten Nachtheil der Kirche nnd der Familien. Dagegen kann die inura- 
wundene Offenheit und Entschiedenheit nicht genug gelobt werden, womit 
der ■Verfasser sich Ober die Pflichten der Staatsoberhäupter gegen die Kirche 
ausspricht. (S. 102 ff.) Es wird allgemein anerkannt, dass die Regierungen die 
Öffentliche Meinung zu respectiren und dieselbe zur Richtschnur zu nehmen 
haben: es wäre Zeit, dass man vielmehr der Stimme des Öffentlichen; Gewis¬ 
sens Gehör gäbe. Bei Erörterung der Rechte des Staates in Ansehung der 
Kirche befleissigt sich der Verfasser, den billigen Forderungen desselben gerecht 
zu werden. Jedoch nicht ohne die Anmassungen der Hdfcanomsten auSder Febro- 
niauiscben Schule gebObrepd zurOckzuweisen. Wenn man doch"nur, aft inan 
solche Sötze, wie dieser Rechbergefscbe: sub advocatla eerlesiae intelllgendum 
est Jus negotia eccleslastica ad utititatem reipubllcae c'onvertehdi ac dirigehdl, 
quantum id justa ratione fleri potest, adoptirte und zu Regieruflgsrhaxlthen erhob, 
wenn man doch nur, sage ich; dermal? bedacht hatte, dass die Unterthanen' froher 
oder spater immer dem Beispiele der Regierungen folgen, und was dabCi heraus¬ 
kommen muss, wenn auch sie sich beigehen lassen, die Religion und die Kirche 
lediglich als ein Mittel zur Beförderung ihrer zeitlichen Wohlfahrt zn betrachten 
und zu benützen! Wie das Jus reformandt der Paciscenfen des wfestphäfisehen 
Friedens zuletzt jeder Freigemetndler in Preussen und anderwärts für sich in 
Anspruch genommen bat, sO haben in Oesterreich auch zuletzt'Armeelieferanten 
und Boralisten das jus advocatiac im ReChberger’schen Slnhe für sich geltend 
gemacht, d. b. ihr zeitliches Wohl Ober Alles, auch Ober das Heiligste gestellt. 

In der auf die principielle Erörterung non folgenden geschichtlichen Dar¬ 
stellung des Verhältnisses zwischen Kirche 1 und Staat wird ein eigene* 'dem 
Status rerum a Josepho II. in Austria adducttls gewidmet. 1 Dieser f. ist* unge¬ 
mein lehrreich und hebt er gleich im Eingang gebührend hervor, Wie dasJwS 
eminens, welches man zur Zeit Josephs II. dem Kaiser bbiiegte, feiten so die 
Freiheit der Privaten, wie die der Kirche vernichtete. Dieses JuS emiliens hal¬ 
ten aber die Liberalen und »Gebildeten« Unserer Zelt, als'die wflrüigen Eliten 
und Nachfolger der »Aufgeklärten« Ues vÖrigen Jahrhunderts ' unerschütterlich 
fest; sie unterscheiden sich von ihren Vorgängern nur dadurch, dass sie eS aus 
den Händen des Kaisers in die eines constitutioheilen Majoritäts-Ministeriums zd 
bringen suchen; was kann, was soll dabei die Freiheit gewinnen? Den Schluss 
der Lehre von dem Verhältnis zwischen Kirche Und Staat macht 'fehl 5."Über 
den gegenwärtigen Stand der Dinge, dem wir mit Vergnügen den letzten Säti 
entnehmen: Recordentuf sacerdotes, per novum' re'rum retiglosarum cöfhpösitlö- 
nem non solum Jura sed et obligationes sibi accrevissel Sic deihuih utiitis Om¬ 
nium viribus, opitulante supremo numine, sperare licet fore, ttt ex tänlo opere 
fructus copiosi suo tempore percipiantur! Das an difese Darstellung sich' an¬ 
schliessende Kapitel ist Oberschrieben: De relalione ecciesiae ad alienarutn cbm 
fessionum asseclas. Der Verfasser kennt also mit Recht kein Verhältnis der 
Kirche zu den sogenannten Confessioneti, sondern nur zu deren einzelnen' An¬ 
hängern. Dieses Verhältniss wird hier mit musterhafter Klarheit und 'Bestimmt 1 
heit dargestellt und wir begegnen mit Vergnügen einer eingehenden Erörterung 
Ober die communicatio in sacris, worüber die neueren Lehrbücher des Kirchen- 
rechts gewöhnlich allzu kurz und dQrftig sind. Eben so willkommen wird jedem 
Leser in Oesterreich die mit grosser Umsicht geschriebene Darstellung der Rechte 
der Akatholiken in Oesterreich sein ($. 51.)« welcher ' lti elnet Note dnfe specifetle 
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Erörterung* über.die .Niederlassung 4ef pr 0 te?f«inten in Tirol beigefögt ist* Aus 
dem bisher. Gesagten lässt sich zur Genüge ( entnehmen, in welchem Geiste und 
qiit,) wie viel Geist das Buch geschrieben. ist. 

Der.besond.ere Tfte.il,, deg nun. folgt., gibt vpneden so yjel Gelehr-, 
samkeit als praktischem Takte,Zeugnies. Das erste Huch,. welches die Verfassung, 
der Kirche darstellt, sertälDJn. sechs Abschnitte:, 1) de statu ecclesiae communi 
seu iaicaii, Z\ de statu fjericsli, 3) de statu ecclesiastico eximie t«li in.se spe- 
ctato, seu de beneficiis ecclesiasticte,, >4) de eodem statu eccles; relative ad gra- 
dus hierarchicps, ,5) de statu reljgiosQ., qui ex, observantia consiliorum evangeü- 
corum exurgit et laicos sintul pc, cleripos continet, 6) de minoribus in ecclesla 
societatihus.et; institutis.se hospitalibus pt aliis Jod« piis, s. confraternilalibus, de 
schoiis. Das zweite Buch, weiches vonder Verwaltung handelt, zerfällt .in drei 
Abschnitte t; : ,<Je administrsndo s, magisterip ,de administrando s. ministerio, de 

exercoada potestatp iS* imperii-: , 

Im ersten Boche ist mit besonderer Sorgfalt behandelt die Lehre von deq 
Irregularitäten, namentlich die des def. lenilatis, des def. famae und der Irreg. 
ex delicto. Im §. de titalo ordinationis findet man genaue Nachweisung der in 
Oesterreich und ' naiflentüch m’Ttrot Über diesen Gegenstand geltenden Bestiro- 
Btonigew; Eben so hi idem §. de ctericorum prlvilegiis. Mit grosser, dönkens- 
weither Sorgfalt -stod .ferner gearbeitet die, $. 60 ff. von den Pflichten der Geist¬ 
lichen. In der Lehm v<n» den Bdneficien sind manche kostbare Nacbweisungen, 
insbesondere auch aus Akten der Oaterrefcfcferten Gesetzgebung geliefert, in 
der Lehre voki Patiotiatretfg uud den ’dabei vorkomraendeu Streitfragen .ist der 
Verfasser Schulte und dem von Rosshirt in unserem Archiv entwickelten 
Gr|tq0ft8tzen gefolgt, ^eher^aupt hqt i^.u^er Archiv flejssig heijützt und häufig 
, Die Darstellung, der .Rechte d^ Pftpstßs ,in . Ansehung des Magisteriu^ 
papiüsfaripm ,und s.jmpemip, i^t 1 ,böudj|g,*k 1 lar ! .iiiuJ correct. Diese Rechte, so weit 
sie ,bi$her pich entyu£eU h^en, werdet) vollständig, und in logischer Ordnung 
angegeben. ,^ 0111 . Schlüsse .wird (Biucb^jlie weltliche „Herrschaft des päpstlichen 
Stuhles nach ihrer rechtlichen Begründung .sowohl als nach ihrer so zu sagen 
politischen,.Bedeutung für., dte Kirche mH kurzen, aber kräftigen Worten gewahrt. 
Pie, Rechte def, Bisqhftfe^irüCksichtiicH iiefien de£ Verfasser Bolgeni gefolgt ist, 
werden napd.’der lex ,(jioece^ai)a i upd der .lex jprisdictionis dargestellt, w obei eine 
sehr gute Erläuterung der Bedeutung dieser beiden Bezeichnungen gegeben wird 
(fc, $40.). Jp.. ^.ehr« j; yof| den Gelülfep.^er Rischöfp ist uns aufgefallen, dass 
def N Verfpsser,yjiyn ;( G^nei;alvkkr nur v.erjangt,. dass, er nicht originarius civitatis 
ppisfnpalis sei,, und einer Meinungsverschiedenheit über diesen Punkt gar nichi 
gedenkt, während doch J*ignetteÜi .,\mte|r. .Berufung auf mehrere pecrete der 
römischen Kongregationen ausdrücklich ,spgf. Originarius civitatis vel dioecesis 
non polest esse .Vicarius.,,(Siehe Archiv Bd. IV., S. 427.) Doch, wir können 
befi dem beschränkten Kaum* der uns zu Gebote steht, auf solche Einzelheiten in 
dieser Anzeige ups nicht eiqjassen. In der Sectio V, de statu religiöse ‘ ist das 
zu wissen Nöthige, ; rajt Rücksicht auf die neuesten Bestimmungen des päpstlichen 
Stuhles.sphr gut ; rusammengestpl|t. Sehr interessant, ist ferner der §. de schoiis 
.43,4«, .Aus dem zweiten Buche,.,woilen wir vor Allem, die Sectio I. de admini- 
Strando s v WSgisterio hervorheben, wo die, Bestimmungen über die Censur der 
Druckschriften und den Index mit abens.o viel Entschiedenheit als Umsicht dar* 
gestellt.und e ‘Uige der,in Deutschland in der Beziehung umlaufenden laxen Ansich¬ 
ten zurücjigewiesen werden- (m Eherecht sodanp ist besonders die Lehre von 
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den Dispensationen und von der Cohvalidation der Ehe mit grosser Sorgfalt, 
unseres Erachtens befriedigender als in irgend elnerti neueren Lebrbnehe, behan¬ 
delt. Sehr gut ist auch die Darstellung des kirchlichen Strafrechtes. In dem 
Kapitel vom kirchlichen Vermögen, welches den Schluss des gaukelt Werkes bil¬ 
det, sind die neuesten in Oesterreich Ober diesen Gegenstand erflossenen Bestim¬ 
mungen fleissig beigebracht, eine für jeden Leser, auch ausserhalb Oesterreichs 
interessante Zusammenstellung. BezQglich der Frage: Wer als Eigönthümer der 
KirchengOter zu betrachten sei, tritt der Verfasser ganz der vott Pr. Maas in 
unserem Archiv entwickelten Lehre bei, dass zwar den einzelnen Instituten, als 
morallscbe Personen betrachtet, das Eigenthum der ihnen gewidmeten Güter zu¬ 
zuerkennen, dieses Eigentbumsrecht aber kein unbeschranktes, sondern zwischen 
ihnen und der Gesammtkirehe gewissefmassen getheilt sei. 

Wir gestehen, dass wir selten ein Bueh mit solcher Befriedigung aus der 
Hand gelegt haben, wie dieses Kirchenrecht von Aichner. Der Druck ist ziem¬ 
lich correct, das Papier dürfte besser sein. 

Moy. 

2 . Enchiridloi Joris ecelesiae orientalis cctbaiioM. Pi* uso aodittrom 
Theologie« at eraditione sleri graeca-cathelici a propriis foaUbsa 
constructum. Auctore Jfosepho Papp-Ballagpl da Ulyesf&lva, 
>8. Theol. doctore, caaoaico gr. rtt. Magta-Varadieaai, akbate titidii 
8. Pantelemonis 4a BAczkew, eoasili&ria regio at inaignis ordinia 
Francisci Joseph! I. eqtrite* M. Ymdiai, typia Aleyaii Tichy. 1863* 
pagg. ?. 693. > 

Als ich meine Abhandlung über die Rechtsverhältnisse der orientaüscbeti 
Riten beendigte, war mir das Werk deS CanonicuS DrJoSeph Papp-SzilAgyi noch 
nicht zu Gesicht gekommen. Nun da dasselbe mir vöttlegt, halte iCb‘ es für an¬ 
gemessen, darüber besonders Bericht zu erstatten. Und zvtar InitAUSSehltrss 1 alles 
dessen,'was dem allgemeinen KirCbenrethle Ängehürt, zUnächSt'Über die dem 
orientalischen Kirchenrechte als solchen angehörigeii Materien.’ Ei ksinn das dm 
so eber geschehen, als das Buch sonst wenig Etgenthffmllchesi bletfet, In der Glie¬ 
derung des Stoffes den älteren in Ungarn verbrefteteh HandbÜCherri, wte de'mvOÜ 
Cherrier sich anschliessl und auch sonst in der Durchführung Jhehr : ein'prak¬ 
tisches als wissenschaftliches Interesse im Augd hat.'' ' '' ’■ 1 ' 

Der Verfasser hat ein Handbuch des Orientalischen Kirchenrechtes ange¬ 
kündigt; Zunächst aber gebt er nur auf das des grfbchifecheÜ Ritus ein, ötn! zwar 
vorzugsweise im Interesse der in der österrefCfafethCti Monarchie lebenden Uttirteri 
Griechen, für die es in der Hauptsache auch ganz brauchbar eingerichtet ist. Ed 
ist bekannt, dass die Ecclesia orientalis ' oft'sehr Vefschfeden gefh^st'und ver¬ 
standen wird und Einige die Bezeichnungen »griechische Kirche« und 1 »motgen- 
ländische Kirche« ganz identisch brauchen. Unser AtiiOf bemerkt darüber in der 
Vorrede: »Obscbon die Benennung: orientalische und ocddentalische Kirche von 
der alten Eintheilung des römischen Reiches in .das östliche und westliche sieh 
herleitet, so wird doch, da es sich gefügt, dass gleichwld im Abendland« der 
Ritus und die Disciplin der römischen Kirche hach und 1 nach fast allgemeine An¬ 
nahme gefunden hat, so auch im Morgenlande der Ritus und die Gewohnheiten 
der Kirche von Constantinopei vorherrschend wurden (praevalUeHnt), heutzutage 
die Kirche, welche den Ritus und die Disciplin der byzantinischen Kirche Beob¬ 
achtet, vorzugsweise orientalische Kirche genannt.« Allerifidgk Stand die KlrChe 
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von Constantino'pei wenigstehs seit dem fünften Jahrhandert an ’ der Spitze des 
Orients, wenn auch mehr durch Usurpation und kaiserliche Vergünstigung, als 
durch kirchliche Rechtstitel und nach dem Verfall der von den Arabern unter» 
jochten Patriarchate von Alexandrien, Antiochien und Jerusalem war sie ohnehin 
das hervorragendste Glied, ja die Königin des Orients nnd insofern sie als pars 
nobilissima erscheint mag sie den Namen »orientalische Kirche« tragen, der ihr 
strenge genommen'sicher nicht zusteht. Dazu ist aber noeh Rücksicht zu nehmen auf 
das, was der Verfasser an einem anderen Orte (p. 29. SO.) beifügt, dass die orien¬ 
talische Kirche den Namen der griechischen erhalten hat von der .griechischen 
Sprache, in der die vornehmste Kirche des Morgenlandes den Gottesdienst feiert, 
obschon andere Nationen auch sich der Landessprachen bei der Liturgie bedienen, 
and dass die anderen Patriarchate Liturgien und Disciplin von Constantinopel her 
angenommen haben, das Alles führt wieder darauf zurück, dass die orientalische 
Kirche einen Compiex von durch verschiedene Nationalitäten und Einrichtungen 
differenzirten Particularkirchen bildet, deren vornehmstes Glied die griechische 
Kirche ist, diese aber doch zu der orientalischen sich verhält, wie der (wenn 
auch hervorragendste) Theil zum Ganzen. 

In dem Verzeichnisse der »Catholici graecl ritus in anione com Ecclesia 
Romana eonstituti« (p. 185. 180.) finden wir neben den Katholiken des grie¬ 
chischen Ritus im österreichischen Kaiserstaate (Galizien, Ungarn, Siebenbürgen) 
deren Gesammizahi auf vier Millionen veranschlagt wird, den Patriarcha Melcbi- 
tarura Antiocbenus nnd den Patriarcha Maronitarain verzeichnet. Wie der letztere 
hier angeführt werden kann, vermag ich nicht einzusehen. Entweder ist hier der 
griechische Ritus* für den orientalischen überhaupt gesetzt und die Bezeichnung 
hn weitesten Sinne gebraucht und dann müssten- eben so.gut die Kopten, Syrer, 
Armenier u. s. f. anfgefübrt werden, oder es ist »griechischer Ritus« im engeren 
Sinne zu verstehen und dann können die Maroniten unmöglich hier am Plätze 
sein. Ebensowenig ist es mir erklärlich, wie vorausgesetzt werden kann, die 
maronitiscben Synodaldecrete seien auch für die Griechen verpflichtend, indem es 
p. 448. heisst: »Graeco-Catholicis tarnen regnla esse debet decretam Synodi pro- 
vincialis Maronitarum de anno 1736 per S. Sedem approbatum;« denn die Appro¬ 
bation eines Provinzialconcils durch deii römischen Stuhl gibt demselben noch 
keine andere Provinzen verpflichtende Kraft, am wenigsten ist dasselbe an sich 
Regel für Angehörige eines ganz anderen Ritas. Allein unser Autor hat geradezu 
die Maroniten zu den Griechen gerechnet; p. 422 führt er dieselbe Synode als 
»Synodns graecorum Maronitarum« an und p. 449 setzt er die Maroniten als 
griechische Provinz: »nisi agatnr de aliqua Graecorum provincia, pro qua ab Apo- 
stolica sede aliter declaratum fuerit, prout eonstat de Maronitis.« Aber sicher 
gehören die Maroniten in keiner Weise zu den Griechen. Nicht nur wird der 
maronitische Ritus in den päpstlichen Constitutionen stets als ein vom griechischen 
verschiedener aufgeführt, nicht nur ist der Anschluss der Maroniten an die rö¬ 
mische Kirche älter als der der nnirten Griechen im Concil von Florenz, sondern 
ihre ganze Disciplin kommt auch viel mehr mit der römischen überein als die 
anderer Orientalen (S. Archiv VU. S. 174. bef. Note 9.); der Nationalität nach 
sind sie ohnehin von den Griechen verschieden und werden wo von den verschie¬ 
denen Nationen die Rede ist, wie in der Constitution vom 5. Januar 1862 (hei 
unserem Autor p. 627) auch von Gräcomelchiten nnd Rnthenen unterschieden, und 
auch da wo von der Heimath, dem Idiom and der liturgischen Sprache ansge¬ 
gangen wird (Wie bei Benedikt. XIV. in dessen Archiv VU. S. 17* Note 1. angeführter 
An Uv tu KImImumU. IX. 11 
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Stelle) nicht unter diesen einbegriffen. Katholische Griechen haben maronitische 
Heilige angegriffen und erstere haben mit letzteren auch nicht den Heiligenlullender 
gemein (das. S. 199). Wenn zudem ein Decret der Maronitensynode von 1736 
die Katholischen Griechen verpflichten soll, so fragt man billig, wesshalb das nicht 
auch bei den (ihrigen der Fall ist; und doch finden sich unter ihnen solche, die 
den griechischen Brauchen entgegen sind. Ueberhaupt scheint uns der Verfasser 
die Unterschiede der einzelnen orientalischen Riten sich nicht hinlänglich klar 
geniaebt zu haben, wie wir denn auch bei ihm die ihr das Kircbenrecht so wich¬ 
tigen Bestimmungen Aber den Uebertritt Von einem Ritus zum anderen gänzlich 
vermissen. 

Glücklicher ist der Verfasser in anderen Erörterungen. Mit Recht legt er 
in der Einleitung, da wo er auf die griechischen Katholiken übergeht, das Flo- 
rentinische Ünionsdecret zu Grunde und zieht daraus (p. 43 seq.) folgende Con- 
Sequenzen: 1) Die unirten Griechen haben mit den Lateinern denselben Glauben 
und sind den dogmatischen Entscheidungen aller, auch der im Abendlande gehal¬ 
tenen, ökumenischen' Synoden unterworfen. 2) Sie können ihren vom apostolischen 
Stuhle approbirlen Ritus beibehallen, der mit Zustimmung dieses Stuhls einer 
Vervollkommnung fähig ist, nie aber ohne, päpstliche Erlaubnis in irgend einem 
Tbeile abgeändert oder ref'ormirt werden darf — »ritum cum- consensu S. Sedis 
Apostolicae perteelibilem, numquam tarnen sine permissione summi, Pontifleis in 
aliqua parte mutabUem aut reformabilem.« — 3) Der Papst hat die gleiche Ge¬ 
walt Ober die Hirten und Gläubigen aller Ritus, insbesondere das Recht die Bi¬ 
schöfe zu bestätigen, sich Gewissensfälle zu reserviren, Appellationen anzunehmen. 
4) Lateiner und Griechen haben eine gemeinsame Disciplin, ein gemeinsames Recht, 
soweit dieses auf den allgemeinen dogmatischen und ethischen Principien beruht. 
Daher muss die Auflösung des ehelichen Bandes wegen Ehebruch als dem Grund¬ 
sätze von der Indissolubilität der Ehe zuwider auch bei den Griechen ausge¬ 
schlossen Sein. 5) Wie die lateinische Kirehe viele orientalische Gebräuche auf¬ 
genommen hat, So kennte und kann die griechische Kirche mit päpstlicher Ge-, 
nehmigung auch manche Einrichtungen der Lateiner annehmen und in vielen 
Stocken ist sie zur weiteren Entwickelung ihres kirchlichen Lebens sogar dazu 
genöthigt. So verhält es sich mit der Wahl eines Capitelsvikars bei erledigtem 
bischöflichen Stuhl, mit der Errichtung der Domcapitel, mit den Diöcesansynoden, 
wovon die alten orientalischen Canones nichts haben. Das gesammte Beneflcien- 
wesen, die Organisation udd das Verfahren der geistlichen Gerichte und tausend 
andere Dinge, die das canonische Rechtsbuch der Abendländer normirt hat, finden 
sich in den alten Canonensammlungen entweder gar nicht oder erst auf der 
untersten Stufe der Entwickelung. Der Verfasser erkennt sehr wohl die hohe 
Bedeutung des canonischen Rechtsbuchs und lehrt demgemäss (p. 120): »In 
Sachen des Rechts und der Disciplin haben die Bestimmungen des Corpus juris 
canonici und des Concils von Trient, ausser den Stücken, die durch Decrete der 
Päpste ausdrücklich auch für die griechischen Katholiken, sei es für Alle, oder 
für Einzelne, vorgeschrieben sind, die Bedeutung einer subsidiären Rechtsquelle, 
da wo der Codex der orientalischen Kirche nicht ausreicht und wo dieselben ihrem 
Ritus angemessen sind;« das wird noch weiter aus L. XI. tit. I. 1.11. der Basiliken 
bestätigt. In Betreff der Verbindlichkeit der päpstlichen Conslitutionen für die 
Orientalen werden die von uns (Archiv VII. S. 198) nach Verricellus und Bene¬ 
dikt XIV. gegebenen Bestimmungen in gleicher Weise angeführt und bezüglich 
der alten Conciliencanones wird ebenso festgehalten, dass sie verpflichten > soweit 
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sie vom päpstlichen Stahle entweder positiv opprobirt oder wenigstens nicht re- 
probirt worden sind. (p. 54. 55.) 

Diesen allgemeinen Grundsätzen ist der Verfasser bei der Behandlung der 
einzelnen Materien im Ganzen treu geblieben. Ueber die verschiedenen Gruppen 
der Orientalen erhalten wir keine näheren Aufschlüsse; doch werden über die 
Wallachen in Siebenbürgen nach Porubsky einige nähere Nachrichten (p. 366. 
367. nota) mitgetheilt. Dieselben waren lange unter überwiegendem byzan¬ 
tinischen Einfluss gestanden, waren nach dem Concil von Florenz wieder von der 
Union abgezogen worden und hielten seit der Regierung des Grossfürsten Georg 
Rakoczy I., insbesondere seit 1643, ihren Gottesdienst in wallaehiseher Sprache. 
Am 21. März. 1697 trat ein grosser Theii des Klerus und des Volkes unter Bei¬ 
behaltung der Liturgie in der Muttersprache in die Union wieder ein. Kaiser 
Leopold 1. hatte sich dafür sehr eifrig bemüht und stellte in seinem Diplom vom 
16. Februar 1699 die Bedingungen der Union genau fest. (p. 496. 497.) Wir 
erfahren ferner, dass bei diesen Unirten Siebenbürgens das tridentinisebe Decret 
über die Form der Eheschliessung nicht gehörig pubiicirt (p. 466) und die Lösung 
des Ehebandes wegen Ehebruch erst spät durch den Eifer der Bisehöfe von Fogaras 
aus der Praxis verdrängt ward. (p. 497.) Viele Missbräuche begünstigte das aueh 
in Siebenbürgen reeipirte moldau-waliachische Direetorium legis oder Pravila 
(Walter KR. §. 83. S. 143. XI. Ausg.), dessen erster Theii den Nomoeanon des 
Manuel Maläxus in 417 Capiteln (eine Uebersicht derselben gibt der Autor p. 70 
—112.), der zweite eine andere Sammlung von Canonen mit den Scholien des 
Aristenus enthält. Aus dem im Anhänge (p. 631—633.) milgetheilten Erlass Maria 
Theresia’s vom 5. April 1746, in dem die den Wallachen vom Kaiserhause er¬ 
wiesenen Woblthaten aufgezählt werden und die Besorgniss, man wolle sie ge¬ 
waltsam zum lateinischen Ritus hinüberführen, als unbegründet nachgewiesen 
wird, ergibt sich, dass diese yallachen damals sich grober Excesse’gegen ihre 
Geistlichen, häufiger Bigamie und incestuöser Ehen , die auch die orientalischen 
Canones verdammten, schuldig gemacht batten. Vl ' 

Dem äusseren Umfange nach nehmen die Bestimmungen des allgemeinen 
JCIrebenrechts bei Weitem den grössten Theii unseres Encbiridion ein und viele 
Punkte der orientalischen Disciplin sind sehr kurz behandelt. Die Rechte der 
Patriarchen werden (p. 187.) einfach aufgezählt; in Bezug auf die Hierarchie zeigt 
sich sonst kein erheblicher Unterschied. Sehr gut wird der päpstliche Primat 
(pag. 131 seq.) aus Zeugnissen der griechischen Kirche nachgewiesen und dessen 
Stellung wird ganz als die gleiche hinsichtlich der Orientalen wie der Occiden- 
tslen dargestellt. Hier wäre es nicht unwichtig zu untersuchen’, in wieweit die 
Würde des Papstes, insofern er Patriarch des Abendlandes ist, auf die mitten 
nnter Lateinern wohnenden Angehörigen orientalischer Riten einen Einfluss hat; 
aber bei dem Ineinandergreifen des Gesaramtprimats und des Patriarchates im Papste 
und bei der Beschaffenheit der gesammten abendländischen Entwickelung wie der 
vorhandenen Documente ist das ziemlich schwierig zu bestimmen. Bei der Er¬ 
örterung über die Domcapitel (p. 241 seq.) hätten wir gerade von dem Verfasser, 
der selbst Domherr ist, Näheres über die Verhältnisse der griechisch-katholischen 
Canoniker im österreichischen Kaiserstaate zu vernehmen gewünscht; später 
(p. 277.) erfahren wir, dass in den griechisch-katholischen Diöcesen die Bischöfe 
meistens aus unverheirateten oder verwittibten Capitularen gewählt werden, ob- 
scbon die Wahl nicht auf die Capitularen beschränkt ist.. Bei der nominatio 
regia (p. 361.) ist von den griechjsch-katholischen Bischöfen nicht die Rede. In 
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dem Paragraphen vom Generalvicar (p. 249 seq.) wfire wohl passend auch von 
dem griechischen Viear eines lateinischen Ordinarius zu reden gewese’n. Das Qher 
die vicarii foranei und deren Consistorien sowie Qher die Protopresbyter (p. 253 
seq.) Gesagte ist unseres Erachtens etwas dürftig ausgefallen. Viel weniger ist 
das der Fall mit der Darstellung des Mönchswesens (p. 273 seq.) und der geist¬ 
lichen Standespflichten (p. 316 seq.), wobei der Verfasser der lateinischen CÖJi- 
batsdisciplin grosses Lob spendet und die wnnde Seite des orientalischen Klerus 
nichlj verschweigt. 

Am meisten treten die Eigentümlichkeiten der orientalischen Kirche In 
der Liturgie und in der Verwaltung der Sacramente hervor. Ueber erstere ist 
(p. 364—372) das Ausreichende gesagt worden [und bei den einzelnen Sakra¬ 
menten wird eine reicht gute Zusammenstellung der einzelnen Gebräuche und 
Vorschriften gegeben. ( Bei der Lehre von der Busse nimmt der Verfasser mit 
Recht die Verbindlichkeit der alten Pönitentialcanones nur da an, wo sie in Ge¬ 
brauch geblieben sind (p. 396.); in Betreff der Absolution durch Priester eines 
anderen Ritus hält er sich an das von uns (Archiv VIII. S. 169. Note 3.) eben¬ 
falls angeführte Decret der Propaganda von 1630; die Beobachtung des Beicht- 
Siegels und der Bullen gegen die absolutio complicis und gegen die Sollicitation 
im Beichtstühle schärft er (p. 401. 402.) sehr nachdrücklich ein. Die Schwierig¬ 
keiten, welche die Darstellung des orientalischen Eherechtes bietet, hat er wohl 
sehr gut gefühlt und allerdings die meisten glücklich Überwunden, wenn auch 
nicht immer mit allseitiger Berücksichtigung der verschiedenen Canonen und der 
kirchlich recipirten kaiserlichen Gesetze wie der einschlägigen Literatur. Einige 
Fragen des Eherechtes der Orientalen mögen zur Verdeutlichung dieser Schwie¬ 
rigkeiten hier ihre Erwähnung finden. 

> • 

Es ist. bekannt, dass in der orientalischen wie der lateinischen Kirche der 
Empfang einer höheren Weihe eine vor derselben abgeschlossene Ehe [nicht dirj- 
mirt, aber in der ietzteren jede nachher «ttentirte Ehe ungültig macht. Ob nqn 
auch in der orientalischen Kirche die post ordinationem eingegangene Ehe ungül¬ 
tig ist oder bloss unerlaubt, darüber wird viel gestritten. Arkudius (de matf. 
VII. 11.) und Nicolaus Comnenus Papadopoli (Praenotationes mystagogicae Patav. 
1696 p. 86.) behaupten, eine solche Ehe sei bloss unerlaubt, nicht aber ungültig. 
Sie stützen sich darauf, dass 1) die solche Ehen irritirenden lateinischen Kirchen- 
geselze sich nicht auf die Orientalen ausdehnen lassen und dass 2) die alten 
griechischen Canones nie eine solche Ungültigkeit, sondern bloss die Strafe der 
Entsetzung vom geistlichen Amte, wie Neocaes. can. 1. Trulian. can. 6., oder 
aueh nur ein einfaches Verbot wie can. ap. 27. (al. 26.) Const. apost. VI. 17. 
aassprechen. Sie machen geltend, dass Ancyr. can. 10. bloss den Diakonen, die 
zur Zeit ihrer Aufstellung und Weihe stillschweigend dazn die Verpflichtung über¬ 
nahmen, die Ehelosigkeit vorscbreibe, denen aber Ehe und geistliche Aintsübang 
gestatte, die vorher sich das Recht der Eheschliessung Vorbehalten, und nur 
erstere mit Amtsverlust bestrafe, wenn sie der übernommenen Verpflichtung ent¬ 
gegen sich später verheirateten. Andere dagegen nehmen an, jede nach der 
Ordination von einem orientalischen Majoristen eingegangene Ehe sei ebenso un¬ 
gültig wie unerlaubt. Sie stützen sich I) auf den dritten Indianischen Canon, 
welcher die Auflösung derjenigen Verbindungen befiehlt, welche von Majoristen 
mit Wittwen oder uach ihrer Weihe eingegangen wurden, 2) auf L. 45. Cod; 1. 
3. de episc. et der., wo die Kinder solcher Majoristen als ex ineesfis et nefariis 

nuptiis nati erklärt und behandelt werden; 3) auf den von Photius bearbeiteten 
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Nomoeanon Titel IX. Kap. 29., wo diese Canpnes und Gesetze wiederholt und 
eingeschärft sind; 4) auf Benedicts XIV. Erklärungen in der Constitution 129.' 
Eo quam vis §. 38. und der Constitution 57. Pastoralis; 5) auf die Synode der 
polnischen Ruthenen von 1720 Sess. IV. tit. 3. §. 8. de matrim. 6) auf die An¬ 
sicht vieler Gelehrten, wie Sanche ? (L. VII. de imped. disp. 28. n. 11. 4.). 
Diese Ansicht hat auch Assemani in der Bibliotheca juris orientalis (t. I. e. 18. 
pi 498 sq. 510 sq.) mit vielen Gründen und Autoritäten vertreten und ihr huldi : 
gen auch die römischen Tribunale. Unser Autor, dem leider das letztgenannte 
' reichhaltige Werk nicht näher bekannt worden zü sein scheint, theilt dieselbe 
Ansicht, stützt sie auch auf den dritten trullanischen Canon und erklärt nach Blasta- 
rßs das dort erwähnte nefarium conjugium (aöeojiov duvotxioiov) als ungül¬ 
tige Ehe. Er wundert sich, dass Einige wie Samuel Klein (Diss. de matrimonio. 
Vindobon. 1781) die Gültigkeit der fraglichen Ehen behaupten konnten und glaubt, 
dass Benedict XIV. in der die Kopten betreffenden Entscheidung , wo er unsere 
Frage als controvers bezeichnet, doch die letztere Meinung und die Praxis der 
römischen Tribunale entschieden vorzieht, das trennende Hinderniss des Qrdo 
voraussetzt und nur von ausnahmsweise zu erlheilenden Dispensen spricht. Er 
stützt sich auch auf Pravila I. cap. 124. — eine Stelle, die jedoch unseres Er¬ 
achtens nicht entscheidend ist, weil sie von der zweiten Ehe der Priester und 
Diaeonen handelt — sowie auf das angeführte Decret der Synode yon 1720. 
Gewiss ist aber, dass die modernen Griechen wie die Nestprianer das Verbot, 
nach Empfang einer höheren Weihe zu heirathen gar nicht mehr stricte beob¬ 
achten (Assemani 1. c. p. 514 sq ). Unser Autor erzählt uns (p. 430.), dass in 
neuerer. Zeit der Metropolit der Wallachei die »Elementa juris canonici« des 
griechischen nicht unirten Bischofs von Siebenbürgen Andreas von Schaguna 
(1855), vorzüglich desshalb proscribirte, weil er darin die Validität der post sacros 
ordines eingegangenen Ehe der Majoristen verteidigte, was dem Glauben und 
der Ueberzeugung der orientalischen Kirche wie den Canonen zuwider sei, dass 
aber jener Bischof über diese Proscription in der zweiten Vorrede seines neo- 
aufgelegten Buches (p. XI.) sich bitter beklagte. Auch bei einem flüchtigen 
Ueberblick der alten Canones, der Gesetze Justinian’s und Leo’s des Weisen, so¬ 
wie der griechischen Commentatoren kann man sich überzeugen, dass diese in 
der lateinischen Kirche sehr einfache Sache im orientalischen Kirchenrecht weit 
schwieriger ist, wenn auch die von unserem Autor vertretene Ansicht als die 
bestbegründete erscheint. 

Nicht minder verwickelt ist die Darstellung der Hindernisse der Consan- 
guinität und Affinität nach orientalischem Kirchenrecht. Befremdlich aber ist es 
dass in der' uns vorliegenden Schrift einerseits p. 448. in der Aufschrift des 
$. 109. das Princip ausgesprochen wird: »Decretum Conciiii Lateranensis IV. quoad 
gradus consanguinitatis prohibkos obligat ttiam Eedeaiam Orientale»,« anderer¬ 
seits der Schluss desselben Paragraphen p. 449. die Regel wieder auftebt, weil 
der Erlass tnnoceoz IV, für Cypsrn nicht publicirt und in die Praxis eingeführt, 
BfBPdict XIV. Anordnung aber in der Constitution Pastoralis bloss für die Kalo* 
gräci bestimmt jst. In der Sache hat der Verfasser in. den letzteren Bemerkun¬ 
gen wohl das Richtige getroffen, da die Griechen beim siebenten Grade der 
Blutsverwandtschaft (nach ihrer Computation) nnr ein sogenanntes aufschieben¬ 
des, beim achten (lat. vierten der Seitenlinie) gar kein Hinderniss anerkannten 
und ihr älteres Recht darin nicht gesetzlich abgeändert ward; aber darnach 
hätte auch die Aufschrift des Paragraphen geändert werden sollen, zji der nur 



1 

166 Literatur: Ginzel, U& ndü. des neuesten in Oesterr. gelt. Kirchenrechts. 

die oben besprochene vorgefasste Meinung, dass die Maroniten zu den Griechen 
gehören, den Anlass und Grund gegeben zu haben scheint; wenigstens wird die 
Begründung aus der maronitischen Synode von 1736 hergenommen. 

,ln Betreff des Hindernisses der öffentlichen Ehrbarkeit, soweit es aus 
Sponsalien entsteht, wird im Texte des §. 116. p. 460. die Ausdehnung uscpie ad 
primujn canonicum et secundum graecum gradum festgestellt, in der Anmerkung 
dazu aber corrigirt: rectius quartum gradum, cum restrictio hujus impedimenti a 
Concilio Trid. c. 3. Sess. XXIV. de ref. matr. ad Ecclesiam orientalem non spe- 
ctet. Und allerdings sprechen viele Data, wie das Decret des Patriarchen Johan¬ 
nes Xiphilinus (Jus Gr. Rom. t. I. p. 266 sq. ed. Leuncl.) und das Decret von 
Alexius Comnenus (ib. H. p. 126.), für die grosse Ausdehnung dieses Hindernisses 
bei den Griechen, wenn auch nicht bei allen Orientalen dieselbe Eingang gefun-* 
den hat. — Kurz wird p. 469. bemerkt, dass eine bedihgte Ebeschliessnng in 
der orientalischen Kirche nicht in Gebrauch ist. 

Die übrigen noch hieher gehörigen Abschnitte des KlrcbOnrechtes bieten 
keine besonderen Schwierigkeiten dar. Von den griechischen Festtagen tfcird 
p. 500 sq. ein Verzeichniss gegeben, das Fasten der Griechen p. 506—511. Aorg- 
fältig behandelt und noch ganz kurz p. 514. der Begräbnissritus berührt 

Wenn nun auch neben verschiedenen Mängeln in der Diction so Manches 
minder genau und minder gelungen erscheint, so bleibt das vorliegende Buch 
doch eine sehr verdienstliche Arbeit, die mit Fleiss, Eifer und richtigem Takt 
ausgeführt allenthalben eine ächt katholische Gesinnung£und gute Studien zu er¬ 
kennen gibt. Die zwischen Griechen und Lateinern controvertirten Dogmen sind 
ganz gut behandelt und ein edler Freimuth, der gerne zugesteht, dass alle durch 
das Schisma früher eingeführten und begünstigten Missbräuche audh bei den 
Unirten noch keinesw egs beseitigt sind (p. 496.), sowie ein reges Streben nach 
glücklichem Vorwärtsschreiten der Genossen des griechisch-katholischen Ritus, 
müssen dem Verfasser alle Achtung erwirken. Mir, der ich die Schwierigkeiten 
einer genauen und gründlichen Darstellung des orientalischen Kirchenrechtes in 
Folge eigener Beschäftigung mit demselben wohl kenne, liegt die Absicht durch¬ 
aus fern, den Werth dieser Arbeit zu verringern oder zu unterschätzen, die 
sicher viel Gutes stiften und auf weitere Kreise anregend wirken kann. Bei 
einer etwa bevorstehenden zweiten Auflage wird dieselbe sicher in Form und 
Inhalt noch vollendeter erscheinen und es wäre dabei zu wünschen, dass der 
Verfasser über manche der hier angedeuteten Punkte sich alsdann des Weiteren 
verbreite und noch so manche andere Fragen der orientalischen Disciplin be¬ 
spreche, die bis jetzt noch nicht hinlänglich aufgehellt worden sind. 

Prof. Dr. Hergenröther. 

•. • ■ .i » 

3. Handbiieb des neuesten ln Oesterreich geltenden Klrchenreehts für den 
praktischen Gebrauch bearbeitet von Dr. <J. A. Ginsei, Domcap. 
Tertheldiger der Ehe, Consist. und Ehegerichtsrath n. s. w. zu Leit- 
merttz. Bd. n. Abth. II. (XVm und S. 321—974 und 6 8.) Wien, 
BraumflUer. 1862. (5 Flor. 33 kr. Preiss des Ganzen 6Va Thlr.) 

Die letzte Abtheilung des Werkes (vgl. Ober das Frühere Archiv VIII., 

167 f.) behandelt unter dem Titel: »Sachenrecht,« unter welchem sich bei einer 
so weiten der juristischen Technik fremden Fassung am Ende ebenso gut das 
ganze Kirchenrecht zusammenfassen Hesse, im ersten Abschnitt: 1) als geist¬ 
liche Bachen: den kirchlichen Gottesdienst und die Satfamente, und besonders 
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das Eherecht, 2) als heilige Sachen: die gottesdienstlichen Gebäude und Ge- 
rfithschaften, die Kirchhöfe und Begräbnisse, 3) als religiöse Sachen: Klöster, 
Seminarien, Hospitäler and Schulen; im zweiten Abschnitt: das kirchliche Ver¬ 
mögensrecht; hn dritten Abschnitt: die kirchliche Rechtspflege: den canonischen 
Civilprozess besonders den Eheprozess (wofür wie über das Eherecht die Haupt¬ 
sache von Ginzel’s Darstellung in dem Abdruck der vom Cardinal Ramcher 
verfassten Anweisung für die geistlichen Gerichte besteht), die kirchlichen Ver* 
brechen und Vergehen, Strafen und den kirchlichen Strafprozess. 

Um, wie der Titel verspricht, für den praktischen Gebrauch zn genügen, 
hätte Ginzel ausser.den älteren Canonisten auch die neuere Literatur berück¬ 
sichtigen und citiren müssen. Dieses ist aber nur hie und da geschehen. Auf 
Einseinbeiten seiner Darstellung kommen wir bei späterer Gelegenheit zurück.. 
Wir bemerken nur noch, dass Ginzel statt eines ausführlichen Sachregisters 
zum Schlüsse einen hatten Druckbogen zu einer Epistel an den Unterzeichneten! 
verwendet hat, worin er Belege für das im Archiv Bd. III., S. 708. mitgetheiite 
Unheil des »Frelb. Kath. KircheBbl.« über den I. Band seines Werkes verlangt. 
Ich kannte damals den Verfasser jener Recension nicht, wohl aber kannte ich 
eine ausführliche Besprechung von Dr. Schulte über den 1. Theil von Ginzel’s 
Kirchenrecht in Haimerl ’s Magazin tür Rechts- and Staatswissenschaft Bd. XIII. 
Wien, 1856. S. 385—391, Nur aus Schonung für Herrn Ginzel, weil ich densel¬ 
ben unter den Mitarbeitern des Archivs aufgezählt fand, iheilte ich statt des in 
der Form viel schrofferen von Dr. Schulte Unterzeichneten das kurze, im Resul¬ 
tate übereinstimmende, in der Form mildere, aber auch meine Ueberzeugung 
aussprechende Urtheil des Freib. Kath'. Kirchenbl. mit. In dem ersteren Artikel 
bat Schulte aber Belege für ienes Urtheil in so reicher Fülle gegeben, dass, 
wenn auch der Form nach die Kritik in Haimerl’s Magazin zu hart war, doch 
der Sache nach es unmöglich ist, die. vielen Verstösse Ginzel’s gegen Wissen¬ 
schaft und Logik zu rechtfertigen, was dieser, wie ich der »Kath. Literaturztg.«' 
1862. Nr. 47. entnehme, in einem mir unbekannt gebliebenen Sthriftchen: »Gegen 
eine ungebührliche Kritik« (Wien, 1856. Gedruckt bei Stöckholzer und Hirschfeld) 
allerdings versucht hat. Die späteren Abschnitte in Ginzel’s Handbuch sind zwar 
sorgfältiger ausgearbeitet, und es sind die in Oesterreich geltenden und auf 
Grundlage des gemeinen Kirchenrechtes in Folge des Concordates neu erlassenen 
Bestimmungen, wenn auch nicht in jeder Beziehung vollständig, darin zusammen- 
gestellt. Dass de/ Verfasser aber seinen Stoff mit voller Selbstständigkeit be¬ 
herrsche, lässt sich auch von diesem späteren Theile nicht sagen, z. B. druckt er 
die Vorschriften des Wiener Provineialconcils über Verwaltung des Kirchenver¬ 
mögens, im Eherechte und Eheprozes der Hauptsache nach nur die einzelnen 
Paragraphen der »Anweisung für die geistlichen Gerichte« mit wenigen Zusätzen 
einfach ah, statt eine eigene Darstellung zu geben. Die Reihenfolge der einzel¬ 
nen Lehren, wie sie jetzt im Ganzen vorliegt, ist allerdings neu, ist aber mit den 
einmal feststehenden juristischen und logischen Begriffen nicht in Einklang zu 
bringen. Dies anerkennt auch die sehr gemässigt gehaltene oben erwähnte Re¬ 
cension über den II. Band in der Kath. Literaturztg. 1862. Nr. 47. Der Pfeiö 
des schön ausgestaateten Buches ist jedenfalls zu hoch. ’ 

Da wir aus Mangel an Raum das nähere Eingehen auf Einzelnheiten doch 
verschieben müssen, so registriren wir als Nachtrag zu dem Bd. VIII., S. 168. 
Bemerkten nachträglich das Erscheinen von 
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4. ct. Pbllllpe, Lehrbuch des KlroheurMbts. Zweite Abtb. NMtt Lie¬ 

ferung (Schiass). Regensbarg, JUnz 1863. XII 8. and S. 1149—1303. 
gr. 8 . (Preiss des Ganzen 71/3 Tblr.) 

Es werden in diesem Schlusshefte die Fasten, die Feier der Kirehe für die 
Verstorbenen, der Eid, das Gelübde, die religiösen Orden, die Wohlthätigkeks- 
anstalten, das Verb&ltniss der Kirche zur Staatsgewalt, letzteres zuerst historisch 
und endlich aber viel zu unvollständig für die Verhältnisse der Gegenwart dar¬ 
gestellt. Den Schluss bildet das Sachregister. 

Dnrch die tiefe innere Wärme, die das Werk von Philipps beseelt, durch 
seine fliessende schOne Darstellung wird dasselbe für Jeden, der eine kirchliche 
Gesinnung hegt, sehr anziehend and werthvoll sein, besonders für die Theologen. 
Dieses kleinere vollendete, wie das grossere unvollendete Werk von Phillips 
werden für alle Zeiten sicher eine hervorragende Stelle in der kirchenrecbt- 
liehen Literatur einnehmen, aber wenn das Lehrbuch, namentlich unter dem 
Klerus und den Studirenden weiter verbreitet werden soll, so istefne Ermässigong 
des Preises nothwendig, um so mehr als jetzt so eben ein so sehr preisswürdiges 

5. Lehrbach des katholischen Kirche^rechts auf Grundlage der kirchlichen 

Quellen und der Staatsgesetze in Oesterreich nnd den übrigen deut¬ 
schen Bundesstaaten, nebst dessen Literaturgeschichte und einer 
Statistik der katholischen Kirche in Oesterreich (mit Ausschluss 
Italiens) und den übrigen deutschen Bundesstaaten von Dr. Job. 
Friedrieb Sehulte, Prof, und Fürsterzhischöfl. Cons.-Rath zu 
Prag. Glessen, Ferber (Roth) 1863. X und 517 8. gr. 8. (3‘/* Thlr.) 
erschienen ist. An praktischer Brauchbarkeit, Vollständigkeit des Inhalts, mässi- 
gern Umfange und dabei Billigkeit fies Preisses Qbertrifft das Werk alle seine 
Vorgänger. Neu sind namentlich und sehr dankenswerth 1) die Literaturge¬ 
schichte (S. 31—113.). Jedoch zeigt sich hier, wieviel auf diesem Felde noch 
zu tbun ist. Viel ausführlicher ist bei Schulte die Geschichte der Literatur bis 
zum 16. Jahrhundert, als die der neueren Zelt behandelt. Auch wünschten wir 
grossere Uebersicbtlicbkeit. Ueber Bernhard von Pavia hätte S. 44. N. 5. auch 
Kunstmann ’s Abhandlung und Ausgabe der summula de matrimonio (im 
Archiv Bd. VI.) erwähnt werden sollen. In den alphabetische!} Uebersichtpn der 
Literatur seit dem 17. Jahrhundert vermissen wir u. A. folgende zwei werthvolle 
Werke: 

Laurentii Brancati S. R. Eeclesiae Cardinalis de Laurea, Min. Conc. S. Fran¬ 
cisei Epitome Canonum omnium, qui in conciliis generalibus u pror 
vincialibus, in decreto Gratiani, in decretglihus, in epistolis et constitutio- 
nibus Rom. pontif. usque ad nostra tempora continentur. Editio in Ger¬ 
mania prima. Coloniae Agrippinae, Sumptibus Arnold! Metternich. Bihl. 
1684. fol. (Die Approbation des Franziscanergenerals ist datirt von Rom 
3. August 1659.) 

Ferner: 

Ponsio Joseph, de antiquitatibus juris Canonici. Spoleti 1807. (in 4*f-) 
eine sehr reichhaltige innere Recbtsgeschicbte des Kirchenrechts, wovon Schulte 
wie Phillips nur den 1794 unter anderem Titel erschienenen ersten Fascikel 
verzeichnet. 

Wünschenswerth erschien uns auph für die Literaturgeschichte, wepQ 
nicht bloss der Werth der Werke kurz charakterisirt, sondern auch die etwaigen 
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Vorzüge der einen oder der »deren Ausgabe angegeben würden. Wir wmUen 
in dieser Weise in den wegen Mangel an Raum seit einiger Zeit zurückgelegteo 
kirehenrechtlichen Bibliographien im Archiv künftig auch die ältere 
eanonistische Literatur vor und nach berücksichtigen und bitten alle Freunde des 
Archivs auch in dieser Richtung um gefällige Beiträge. 

' Schulte hat in diesem »Lehrbuch,« was er in seinem Handbuch nicht ge* 
than hatte, 2) auch die Grundzüge des kirchlichen Prozesses in strelti* 
gen und Strafsachen aufgenommen, und neu und sehr zeitgemäss ist auch 
9) der Sehlussabschnitt (S. 461—467.) oder das vierte Bueh über das Recht 
des Unterricht s, bei welcher Gelegenheit wir auoh nicht versäumen woHen, ausser 
der im Archiv Bd. VII. S. 312. angeführten »Beleuchtung der Parität in 
Preussen« noch za verzeichnen die 

6. Denkschrift über die Parität an der Universität Bonn mit einem 

Hinblick auf Breslau und die übrigen preussisdhen Hochschulen. Ein Bei¬ 
trag zur Geschichte deutscher Universitäten im 13. Jahrhundert. Nebst 
; Beilagen. Freibarg, Herder 1S62. 219 S. gr. 8. (18 Sgr.) 

Durch Zahlen und Daten ist hier ausführlich nicbgewlesen, wie ah den 
preussischen Hochschulen die schreiendste Disparität zum Nachtbeile der Katho¬ 
liken geübt wird. 

Einen sehr willkommenen Anhang zu Schultet Lehrbuch bildet endlich 
4) die Statistik der katholischen Kirche ln den deutschen, slavischen und 
ungarischen Ländern Oesterreichs, in Preussen und den Übrigen deutschen Bun¬ 
desstaaten. Zu S. 485. berichtigen wir, dass der durch verschiedene ktrehen- 
rechtliche Werke ausgezeichnete Bischof A. Roskovanyi Jetzt nicht mehr Bi¬ 
schof von Waitzen, sondern von Neutra ist. 

In diesem Lehrbuche befolgt der Verfasser im Ganzen das in seinem 
früheren Handbuche des Kirchenrechts (2 Bände) zu Grunde gelegte System, Je¬ 
doch ist das Patronatrecht jetzt passender za der Lehre von der Verleihung 
der Kirchenämter, und das Vermögensrecht als drittes Bach nach der Lehre' 
von den Rechtsverhältnissen der Kirchenglieder und der kirchlichen Genossen¬ 
schaften, welche das zweite Buch bilden, gestellt. Das erste Buch behandelt die 
»Leitung der Kirche durch die Hierarchie,« worin wir namentlich auch eine neue 
Erörterung Ober die Eintbeilungen des Kirchengebietes ($. SO.dfO.) fin¬ 
den. Dem System des Kirchenrechts sind in dem Lebrbuche als Einleitung 
2 Bücher verausgeschickt, welche 1. die Grundlagen des Kirchenreehts und die 
äussere Rechtsgeschichte, 2. das Verbältniss der Kirche zu den Staaten und den 
Nichtangebörrgen, darstellen, wobei als neu insbesondere die bündige Uebersicht 
über die älteren und neueren Verträge zwischen Kirche und Staat 
($. 24. 25.) zu erwähnen Ist. Auch in vielen einzelnen Punkten enthält das Lehr¬ 
buch neue Ausführungen und Berichtigungen von Anderen oder auch früher vom 
Verfasser selbst gebrachter irrthflmer (z. B. wird jetzt §. 37. Note 12. berichtigt, 
dass die Consistorien, welche in Hanover die Gerichtsbarkeit über die Geistliehen 
haben, Staatsbehörden sind). Dass bei der Kritik fremder Ansichten in dem 
Lehrbuche jede Beimischung von Persönlichem vermieden sei, bemerkt der Ver¬ 
fasser in der Vorrede selbst. Dass in dem Lehrbuche für manches Detail auf 
das grössere Werk verwiesen werden musste, versteht sich von selbst. Ueber 
das kirchliche Strafrecht bat es uns aber gewundert, dass Schulte gerade die 
bedeutendere ältere Literatur (vgl. Archiv IX., S. 4. a. E.) namentlich den noch 
iqww in den »eisten Beziehungen unübertroffenen Suarcs 4c cenauris nicht 
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verzeichnet hat. Auch halten wir Schulte'* .sowie« auch Kober’s Ansicht (vgl/ 
die unten folgende Recension über Kober , die Suspension) von der Nichtanweadf 
barkcit des hiterdicts für unrichtig. Historische Erörterungen hat Schulte mit 
Recht in sein Lehrbuch im Allgemeinen nur da aufgenoromen, wo es zum Ven r 
siändniss der gegenwärtigen Rechtsinstitute nothwendig oder nützlich'ist. Weber 
Chorbisehöfe und Archidiaconen u. dgl. hätte aber doch unteres Erachtens wenig* 
stens mit ein paar Sätzen eine kurze Erklärung gegeben werden sollen. 

. So sehr im Ganzen das Lehrbuch von Schulte unseren Wünschen, und 
Anforderungen an ein derartiges Werk entspricht; sc können wir übrigens den 
Wunsch nicht unterdrücken, dass der. Verfasser bei .einer neuen Auflage sich ganz 
insbesondere noch einer grösseren Einfachheit .in Styl und Darstellung befleissigen 
möge. Bei dem Streben nach Kürze ist bisweilen so vielerlei in einen Satz zu-ü 
sammengedrängt, dass die leichte. Fasslichkeit der Darstellung, wenigstens für 
den Anfänger Uder auch den nicht juristisch gebildeten Geistlichen bisweilen 
darunter leidet.: Auch haben wir einige kleine Unebenheiten nnd Wiederholungen 
gefunden, z. B. schüesst $. '53. S. 2Ü0: der Satz zu Note 16. den za $. 15. schon 
t#Uigf£in; jn J. ,64. S- 234. t}ot^r lH, ,3, fällt.der Verzicht zu, Gunsten Dritter, 
für.' dun,aber such schon bei beneficia minora päpstlicher Consens nötbig ist, 
schon unter die in der Zeile vorher allgemein angemerkte Renunciation der In¬ 
halier; im 56. finden sich überhaupt überflüssige die Darstellung etwas ver¬ 
wirrende .Wiederholungen. Auf weitere Einzelheiten werden wir in vergleichen*, 
der Betrachtung dejr„Darstellungen der ührigen neueren Lehrbücher des Kirchen¬ 
rechts entgehen- Wir bemerken daher nur noch, dass ans die kurze Erklärung 
der IncqrRorationen in §. 53. unter III. a. E. S. 201. zu unvollständig, und. 
ungenügend scheint, da sich doch noch jetzt so manche praktische. Streitfragen 
OB jpne Verhältnisse anknüpfep. Endlich möchten wir unseren verehrten Freund 
bitten, wenn es sich um juristisch scharfe Definitione handelt, sieh nicht so sehr 
auf Reiffemtuel oder Schmalzgrueber und andere theologische Canonisten 
früherer Zeit zu .stützen,, wie er es in §. 70. Note 4 thun zu wollen scheint. 
A|le HocU«chlung vor .den tiefen canonistischen Kenntnissen jener Schriftsteller, 
aber die, juristische Schärfe und Technik findet .sich doch bei ihnen, nicht iw 
wünschenswerthen Masse, vor. 

v ,l%pn man von. einem dinglichen Patronatrechte reden will, so 
muss man den Nachdruck nicht auf dies »dinglich,« sondern auf das »Patronat-, 
recht*.legen. WenuReiffenstuel und Schmaligrueber sagen, dasses Patronat- 
rechte,gebe, welche mit dem Besitze eines Grundstückes verknüpft seien, (vgl. 
Schulte, Lehrt. S< 670. Note 4.) so sagen sie doch mit keinem Worte,, dass; bei 
solchen Patronatrechten die kirchliche. Natur des Patronatrechtes, in der Ding¬ 
lichkeit aufgehe, dass für solche Patronatrechte nicht, auch die. dem kirchlichen 
Hechte, entsprechenden Erfordernisse für den Erwerb und die Ausübung eines 
Patropatrechtes nöthig seien. Wir. können daher aueh dem Satze, den Schölte 1 
im Archiv VU.,S. 215 f. und im Lehrbuch §, 73. aufstelHe, dass die dinglichen 
PatrPUflte bei. der Säcujarjsation der Kirchengüte,r auf die Erwerber, 
wenn diese .sonst des Patronatrechts fähig seien, übergegangen seien, . nicht bei-, 
stlmmen. Unsere gegen diese Ansicht Schulte’s mit. Rücksicht; aaf. den Kölner 
Ratronatssireit sogleich im ArchivVIL. 227 ff. beigefügten, Gegenbemerkungen 
haben.,Veranlassung gegeben zu seiner ADhandiung- ; 

7; : "<Veb>eridie 'Snccessioii .in Phtronatrecbte säcuflarisirtergeist* 
hiiin Hoher iwstituce^vonDfc Paul i/i«.ä«Ai«.a, Gericht8asseäao# 
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und Doeent'en zu Berlin (in Döüe's Zeitschrift für Kirchen¬ 
recht n., 412—436.). 

Hiwchius nimmt es uns übel, dass wir die Art und Weise, wie der in¬ 
zwischen abgetretene preuss. Cultusminister v. Bethmann - Holfweg Patronats¬ 
ansprüche geltend machte, und zwar auch solche sog. landesherrliche Patronais¬ 
rechte, wie sie Herr Hinschius selbst früher als unbegründet nachgewiesen bat, 
eine unerhörte nannten, und andererseits macht er es (S. 414.) den Katholiken gleich¬ 
sam zum Vorwurfe, dass sie, wenn sie in ihren Rechten verletzt werden, nicht mehr 
Lärm, namentlich in den Tagesblätlern, erheben. Was die in Frage kommenden 
Rechtsgrundsätze betrifft, so meint er (S. 416 1.), weil Zweckmässigkeitsgründe 
für die Säcularisation gesprochen hätten, so sei diese damit auch juristisch ge* 
rechtfertigt, und wenn einmal durch die höchste Staatsgewalt die Conffscation 
von Kircbengut ausgesprochen sei, so könne für das staatliche Gebiet der Säcu¬ 
larisation die Anerkennung nicht versagt Werden. Diesem letzteren Satze stim¬ 
men wir bei, soweit er blosse Vermögensrechte betrifft. Auch stimmen wir 
vollkommen bei, wenn Schulte, auf den sich hier Hinschius beruft, sagt, »dasr 
alle Fragen über die rechtliche Natur der verschiedenen Vermögensobject«, 
über deren Erwerb und Besitz dem weltlichen Rechte anheimfallen und sieh nach 
dessen Grundsätzen richten.« Aber wir beschränken dieses auch rein auf die 
Vermögensrechte. Wenn es sich dagegen um Rechte, diC auf dem kirchlichen 
Gebiete geltend zu machen sind, wie um Patronatrechte, die keine Vermö¬ 
gensrechte sind, bandelt, so hat für deren Erwerb und Ausübung das Kir¬ 
chengesetz die Erfordernisse zu bestimmen. Sowenig Massnahmen und Entschei¬ 
dungen der Kircbengewait ohne Weiteres bürgerliche Folgen haben, ausser wenn 
die Staatsgewalt sie ihnen zuerkennt, ebensowenig können Hassnahmen der 
Staatsgewalt auf dem eigentümlich kirchlichen Gebiete rechtliche Wirkun¬ 
gen erzeugen, ausser wenn und insoweit die Kircbengewait sie ihnen zuerkennt. 

Obschon nun nach den oben angeführten Vorbemerkungen von lünsehtas 
zu erwarten gewesen wäre, dass er sofort den Schluss gezogen hätte: weil der 
Säcularisation auf dem staatlichen Gebiete die Anerkennung nicht versagt werden 
könne, so müsse auch die Kirche sie auf dem kirchlichen Gebiete anerken¬ 
nen, also auch die Säcularisation als gültigen Erwerbstitel eines kirchlichen 
Patronatrechtes anerkennen; obschon man diese Schlussfolgerung bei Hinschius 
sofort hätte erwarten sollen, so zieht er dieselbe doch nicht sogleich. Im Gegen- 
tbeil, er gibt zu, dass die Säcularisation »für die sich streng auf das Kirchen- 
recht gründende Anschauung ein ungültiger Erwerbstitel ist« (S. 417.). Dagegen 
glaubt er aus seinen oben angegebenen Vordersätzen die Schlussfolgerung in 
Betreff des Patronatrechtes ziehen zu dürfen, »dass nach den vom Staat zu ver¬ 
tretenden Anschauungen die Säcularisation ein gültiger Erwerbstitel ist.« Es ist 
aber auch dieses eine blosse petitio prineipii. Der Zweck der Säcularisation war 
bloss eine Vermögens- und Territorialentscbädigung, und das Patronatrerht ist 
kein Vermögensrecht und kein staatliches Recht, welches die Staatsgesetze geben 
oder nehmen können. Dass die ausserordentliche Reidisdeputation vom Jahre 
1&03 auch bloss weltliche Rechte, keine kirchlichen Rechte, insbesondere auch 
keinen Uebergang von Patronatrechten begründen wollte, hat auch Schulte im 
Archiv VII., 216 ff. und ist in den dort von uns (in Note 2.) angemerkten Ur- 
theilen der obersten Reichsgerichte aus dem Jahre 1805, (wovon Hinschius aber 
keine Notiz nahm) naehgewiesen. Hinschius hat keinerlei Beweise beigebrncht, 
dass es auch die Absicht des Reichsdeputationshauptschlusses gewesen sevifgend- 
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wie kirchliche Rechte za Überträgen; dass damals das Kirchengesetz für 
das Patronatrecht keine bürgerliche Anerkennung gehabt habe und dass das 
bürgerliche Gesetz die Sficularisation als Erwerbstitel für kirchliche Rechte auf- 
gestellt habe. Von allem Dero hat er den Beweis auch nicht einmal versucht. 
Ebenso wenig hat er Beweise dafür beigebracht, dass die Sficularisation nach 
d.en Kirehengesetzen ein Erwerbstitel von kirchlichen Rechten sei. Er er¬ 
zählt uns nur von den Usurpationen der Grundherren, denen die Kirchengesetz¬ 
gebung entgegen trat; er führt uns Stellen aus Decretalen und Schriftstellern an, 
ans denen hervorgeht, dass nach dem kirchlichen Rechte Patronairechte Vorkom¬ 
men, zu deren Erwerb und Ausübung auch der Erwerb eines bestimmten Grund¬ 
stückes gebürt. Mit keinem Worte wird in den Decretalen oder bei den filteren 
Canonislen gesagt,; dass der Besitz des Gutes das allein wesentliche Moment 
beim dinglichen Patronatrecht sei, dass das dingliche Patronatrecht seinen kirch¬ 
lichen Charakter, verliere und in der Art als Accessorium des Gutes zu betrach¬ 
ten sei, dass es auch , wie dieses als ein Vermögensstück anzuseben sei, dass 
es sieh rein nach dem weltlichen Gesetze richte. Vom kirchlichen Standpunkte 
aps wäre es eine Art Simonie, wenn man annehmen wollte, die Landesherren 
hüten als Vermögensentscbädigung Patronatrechte erhalten sollen. Dass aber 
wegen Simonie ein Kauf eines Patronatrechtes, auch der eines dinglichen, in 
Folge kirchengesetzlicher Bestimmung ungültig ist, wenn für das Patronairecht 
selbst noch eine Kaufsumme neben der für das blosse Grundstück gegeben wird: 
dieses würde Herr Hinschius auch consequ enter Weise 18 ugnen müssen, wenn in 
Betreff des Erwerbs eines dinglichen Patronatrechtes ohne Weiteres die von dem 
bürgerlichen Rechte anerkannten Yermögenserwerbstitel gelten sollten. Der Kauf 
ist ein bürgerlicher Vermögens.erwerbstitel und doch schliesst ihn das Kirchen¬ 
gesetz wegen der Kirchlichen geistlichen Natur des Patronatrechtes auch beim 
dinglichen Patronatrechte aus. Und wenn die Sficularisation als ein bürgerlicher 
Vermögenserwerbtitel gilt, so kann sie doch darum nicht auch auf kirchlichem 
Gebiete als Erwerbstitel für eigenthümlich kirchliche Rechte gelten. Ein Akt der 
Spoliation an der Kirche, der nach dem Kirchengesetze Verlust des Patronat- 
rechtes nach sieb zieht, kann nicht ein kirchlicher Erwerbstitel für das kirchliche 
Patrosatrecht sein, 

Wenden wir uns non apecieü zu Preisen, so sind dort durch den Art. 
18. der Yerfassungsurkunde ‘) auch staatlicher Seits alle früher von der Regie¬ 
rung in Anspruch genommenen Ernennungen, resp. Präsentationen zu geistlichen 
Stellen, sofern sie nicht auf dem Patronat oder einem besonderen Rechtstitei be- 
ruhen, aufgehoben. Die Einziehung der Kirchengüter und die Erfüllung der vom 
Reichsdeputationshauptschluss auferlegten. Verpflichtungen für den Gottesdienst 
und die Seelsorge, kann nach dem über den Erwerb eines Patronatrechtes gel¬ 
tenden kirchlichen Rechte kehl Patronatrecht verleihen, noch auch sonst einen 
Rechtstitei für eine Nomination bilden. Folglich sind alle früher von der Regie¬ 
rung auf Grund der Sficularisation in Anspruch «enpmmenen sog. Patronatrechte 
durch die Verfassung selbst aufgehoben. 

Hinschius thut aber so (S. 4fi0.). als hüte er, nachdem er oben das 


1) Art. 18. der preussischen VerfaesungisurknBde lautet: „Das Ernennung*-, 
Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsreoht bei Bestellung kirchlicher Stellen ist, .so¬ 
weit es dem 8taate austeilt und nicht auf dem Patronat oder besonderen Rechts titeln 
beruht, aufgehoben.“ . . ,-,u 
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Gegentheil zugestanden hatte, bewiesen, dass für das dingliche Patronatreebt 
gar nicht das Kirchengesetz in Betracht komrafe, sondern die Bestitnmnng der 
Bedingungen zum Erwerbe und zur Ausübung des dinglichen Patrönatreehtes 
lediglich dem Sfaatsgesetze anheimfalte, und dass daher mit dem Erwerbe der 
Kirchengüter durch die Säcularlsation auch ohne Weiteres das Patronatrecht 
fibergegangen sei. Darüber, dass auch die etwaigen dinglichen Patronatrechte 
der säcularisirten geistlichen Corporationen geistliche Patronate gewesen seien, 
die ohne Consens des geistlichen Obefen nteht' in iaikule' verwandelt werden 
können, setzt er sich dehn natürlich eben so leicht hinweg. Denn da das KHf- 
ebengesetz Fülle anerkenne 1 , in : denen das geistliche Patronatrecht auch Ohne 
Consens des Bischof seinen geistlichen Charakter vertieren künne (Wie z. B. 
wenn ein patronatsberechtigtes Kloster die nötbigenMittel 'zur Renovation der 
Kirche nicht aufwenderi könnte öder wollte, "önd nun eih Late die Mittel dazu 
aus seinem Vermögen hergäbe Und; nun Compatrfiln würde, so' dass ein gemisch¬ 
tes Patronatrecht entstände): so 1 meint Hinschins Könnten nun andere derartige 
Fälle eben so gut, wenigstens in Betreff deS dinglichen geistlichen Patrona¬ 
tes, von der Staatsgewalt festgesetzt werden.' 

Endlich, am Schlüsse, gebt Herr flinschids noch viel weiter;' er behauptet 
einfach, das Staatsgesetz sei nicht blos für die bürgerlichen Verhältnisse, sondern 
aüch für die eigentümlich kirchlichen Rechte; auf dem kirchlichen Gebiete bin¬ 
dend. Denn, weil die deutschen Reichsgesetze die Protestanten nicht mehr in 
bürgerlicher Beziehung als Häretiker behandeih, da überhaupt, sö hätte er bei¬ 
fügen können, in unseren paritätischen Staaten die Verschiedenheit des christ¬ 
lichen Bekenntnisses keinen Unterschied in den bürgerlichen und politischen 
Rechten begründet, so>—kann anch in kirchlichen Dingen kein Unterschied der 
Confessionen in Betracht kommen, nicht bloss die Angehörigen der katholischen 
Kirche können kirchliche Rechte im Gebiete derselben beanspruchen, sondern 
anch die Protestanten als solche. 

indem Wir unserer Seits dagegen die Verschiedenheit und Selbstständigkeit 
von Staat und Kirche, von staatlichen und kirchlichen Rechten, und den kirch¬ 
lichen Charakter des Patronatrechtes, auch des dinglichen Patronatrechtes fest- 
halten, können wir überhaupt den Protestanten keinerlei katholische Patro¬ 
natrechte, auch keine dinglichen de jure zugestehen, wenn wir auch nichts da¬ 
gegen haben, dass ihnen de facto, nicht öpinione juris oder necessitatis, sondern 
ais blosse Conveniehz, soweit der Bischof eis für gut findet, eine Präsentation 
gestattet werde, wenn sie ein Grandstück erwerben, mit welchem unter den vom 
Kirchengesetze Vorausgesetzen Eigenschaften ta der Person des Inhabers ein 
wirkliches Patronatreebt verbunden ist. 1 

8 . DieSuspensionder Kirchendiener nach das Grundsätzen des canonischen 
Rechts, dargestellt von Dr. F. Kober, o. ö. Professor an der 

katholisch - theologischen Facultät za Tübingen. Tübingen , 1869. 

Verlag der H. Lanpp’sohen Bncbhaidlnng. IX and 409 8. 8. 

Eine Fortsetzurig und Ergänzung der 1857 vori demselben Verfasser er¬ 
schienenen Lehre vom Kirchenbann (vgl. Archiv B.y 236 f.). Kober ver¬ 
spricht in dbr Vorrede eine künftige auSführtitfte Bearbeitung der poenae vin- 
dicativäe, und meint die der poenae mediclnales sei mit jenen beiden Werken ab¬ 
geschlossen, Weil das Interdict aufgehört' habe, ein lebendiger Bestandtheil der 
kirchlichen Dtselplin zd sein. Dieses Letztere ist aber irrig» Ner da» laterdictum 
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generale ist verschwunden. Schulte (Lehrb. des Kirchenrechts $. 90. a E.) 
faftlt nur mehr das interdietum personale für Geistliche (interdictum ingressus in 
eeelesiam) mit der Wirkung, dass dieselben als solche an. gottesdienstlichen Hand¬ 
lungen nicht theilnehmen dürren, noch für praktisch. Aber auch für Laien ist 
das interdict noch praktisch. So z. B. beabsichtigt man eben in einer deutschen 
DKlcese über mehrere in einer blossen sog. Civilehe .lebende Katholiken das 
.Interdict zu verhängen; d. b. die Ausschliessung von den Sacramenten und dem 
kirchlichen Begräbniss. Es kommt nämlich bei dem Interdict gar nicht auf den 
Hamen und die Form des Ausspruches an (vgl. Suarez de censirris, dispnt. 36. 
sect. 4. quae forma servanda sit in forma interdicti ferenda). Bei der Notiflca- 
tiqn von Seiten des bischöflichen Ordinariats Hesse sich allenfalls dem betreffen¬ 
den Pfarrer dabei bemerken, dass die Versagung jener kirchlichen Rechte modo 
interdicti geschehe. Die Verhängung der exeommunieatio major kann ihre Schwie¬ 
rigkeiten haben, wie etwa z. B. in dejn Falle, dass ein excommunicatus es unter¬ 
nimmt, dem Öffentlichen Gottesdienste beizuwohnen und der Gottesdienst dadurch 
unterbrochen würde (vgl. Molitor im Archiv IX., 14 ff.), und die excommuni- 
catio minor kommt in foro externo nur vor als Folge des ohne genQgenden Grund ge¬ 
pflogenen Verkehrs mit einer excommunicatus vitandus. Es können daher mannigfach 
Fälle eintreten, wo gerade das interdictum als die geeignetste kirchliche Censur er¬ 
scheint. Auch das interdictum locale ist nicht durchaus unpraktisch. So hat 
noch vor einiger Zeit der Bischof von Metz alle Kirchen seiner Diöcese inter- 
dieirt, in denen die Tabernakel nicht in gehörig verschliessbarem Zustande waren. 

Was nun das vorliegende sehr dankenswerte Werk Ober die Suspension 
betrifft, so hat der Verfasser darin, wie in seinem Werke über den Kirchenbann, 
mit liecht den Hauptnachdruck auf die historische Entwickelung und die mög¬ 
lichst erschöpfende Darlegung des jetzt geltenden Rechts gelegt. Die ältere Lite¬ 
ratur behandelt den Gegenstand theils nicht eingehend genag, wie Van Espen, 
D’Avezan und Stryk, theils vernachlässigt sie über den easuistischen Erläute¬ 
rungen die historische Recbtsentwlckelung, wie Suarez und Altervus. Auch 
sind die älteren Monographien de censuris zu wenig verbreitet und das milde 
humane und so sorgfältig ausgebildete kirchliche Strafrecht ist den Meisten, seihst 
den sonst Gebildeten und Wohlunterrichteten so völlig unbekannt, dass sie sich 
oft die irrigsten und abentheuerlichsten Vorstellungen davon machten und nament¬ 
lich den Klerus als dem jeweiligen Belieben und der Willkür ihrer Vorgesetzten 
schütz- und rechtlos preisgegeben hielten. Kober’s gründliches und gut geschrie¬ 
benes Buch legt die völlige Grundlosigkeit solcher Vorurtheile dar und führt an 
der Strafe der Suspension den Beweis, dass die Willkür des Richters nirgends 
enger gezogene Schranken und die Unschuld des Angeschuldigfen ausreichenderen 
Schutz finde, als gerade auf dem Gebiete des Strafprocesses gegen Kleriker, 
woraus dann Von selbst erhellt, dass der dem Klerus von manchen Seiten so 
'bereitwillig dargebotene Recurs an die weltlichen Behörden sich als ein höchst 
überflüssiger Aufwand von Philantropie darstellt. 

Den Theil der gegenwärtigen Schrift, der von der Suspension im Allge¬ 
meinen handelt, hatte Kober im Wesentlichen schon im Jahre 1859 in einem 
academisehen Programme (vgl. darüber Archiv VII. S. 335. Note 1.) veröffent¬ 
licht. Dagegen ist der grössere Theil des Buches,.. die genaue und vollständige 
Zusammenstellung derjenigen Vergehen, welche die Gesetzgebung mit der ipso 
jure eintretenden Suspension bedroht hat, neu hinzugekommen, Gerade für die- 
:aen praktisch: so wichtigen Punkt waren. auch die neuesten Arbeiten (wie z r B. 
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von Ferrari», prompta bUihetfa. s. v. snspensio art^ 2—5.) unvollständig, uoge- 
naa und ohne genügende GrISaterungen. 

Auf Biiizelnheiten einzUgehen, eriaubt ans leider der Baum nicht. Wir be¬ 
schränken uns darauf, noch' insbesondere kurz auf die S. *5-^75i gegebene 
historisch-dogmatische Erörterung der suspensio ex infqrmata conscientia 
zu verweisen. Kober gibt den genauen ausführlichen Nachweis, dass, die, suspen¬ 
sio ab InfOrmata conkientia nur ah erdine und ab officio, nicht tauch « keae- 
flcio, und dass sie überhaupt nur bei geheimen Vergeben', für welche es art ge¬ 
richtlichen Beweismitteln fehlt, ausgesprochen werden darf, und’ auch in diesen 
Fällen nur für eine bestimmte Zeitdauer, niemals perpetnell. Auch wird (S. 1 69 f.) 
uäher gezeigt, wie, und mit welchen Wirkungen ein Reeurs an den heiligen 
Stuhl gegen die suspettslo ex infbrmata conscientia ergriffen werden könne. 

Die Braüchbafkeif des werthvöHeh und gut ausgtestatteten 'Werfces wird 
durch eip ausführliches Sachregister erhöht., Vering. 


M i s c ;e 11 e. " 

Dove’s Zeitschrift für Kirchenrecht und die Waffen der Wissenschaft!?! 

aWenn das M oy’sche Arch.iv, ,die Politik der Concordate mit 
den MFtteln der Wissenschaft za förden bemüht ist, so wollen wir 
mit den Mitteln unserer Wissenschaft für das Recht des Staates 
einstehen.« So schrieb Herr Dove im ersten Hefte (S. 7.) seiner Zeitschrift 
für Kirchenrecht. (Berlin. Fried. Schulze 1861.) 

Nun lgs^n wir im,IV. Hefte Jahrgang Ü. S. 413. derselben Zeitschrift, am 
Schlüsse einer heftigen Diatribe gegen die Ministerien Raumer und Bethmann,- 
Hollweg wegen ihrer »Verwahrlosung der Rechte. der Staatsgewalt 
gegenüber der katholischen Kirche,« aüs der Fedef desselben Herrn 
.Dove Folgendes:,aWahn endlich wird npan in Preussen begreifen, dass der Staat 
. nimmer <. propagandischen ..kirchlichen Vereinswesen gegenüber Pflichten des 
Schutzes der Aufsicht hat? Wie lange will man sich der Tbätigkeit der Jesuiten 
‘ gegenüber (unser nachbarliches Hohenzollern mit Gorheim und den dort unter- 
gebracbten, von Garibaldi aus Sicilien verjagten Vätern der Gesellschaft Jesu 
Wissen davon Zji erzählen), mit der Fiction begnügen, dass hinsichtlich der Orden 
das.Vereinsgeseta genüge? Oder meint man, Angesichts der polnischen, doch 
gewiss rein politischen, aber mit kirchlichen Mitteln genährten Agitation noch 
immer einer Gesetzgebung gegen Missbrauch der kirchlichen Freiheit entbehren 
,,zu können? Meint man noch immer, dass da^ Strafgesetz eine zum Aufruhr 
auffordernde bischöfliche Ansprache nicht anders anzusehen habe, als einen be¬ 
liebigen, in seinen Wirkungen nicht weithinausreichenden Zeitungsartikel?« 

An einer anderen Stelle (S. 438. Note 1.)' heisst es, »unsere Schmähungen (1) 
.seien das.beste Zeugniss, welches für das Württemtfergische Gesetz Über die 
Verhältnisse der katholischen Kirche und seine Urheber abgelegt werden könne;« 
»denn die Befriedigung einer Richtung, deren Begriff von kirchlicher Freiheit durch 
ihre unverhohlenen Sympathien für die polnische Agitation 1 ) hinlänglich bezeich- 

1) Aber wo finden sieh diese im Archiv? Sollen sie in der blossen MitthM- 
lnng der russischen tyrannischen Kirchengisötue und Gewahsehritte gegen idle Kirche 
liegen ? oder in der Mittheilung der bischöfiichen und päpstliohen Erlasse gegen den 
Missbrauch kirchlicher Feierlichkeiten zu politischen Demonstrationen ? 
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net sei, würde nur den Beweis, liefern, dass die Gesetzgebung einen verhtogntss* 
vollen Fehler gemacht hätte.« 

Wir fragen: Sind das Mittel and Waffen der Wissensebaftf — Oder 
hat Herr Dove, als er sagte, er wolle mit seiner Wissenschaft für das Recht 
des Staates einstehen, unter dieser Wissenschaft ein System der Verdächtigungen, 
ein Gespinnst böser Gedanken und schlechter Absichten verstanden, die man er¬ 
sinnt, um sie dann dem Gegner in die Schuhe zu schieben und ihn zu beschim¬ 
pfen und auf diesen Grund bin ohne Anstaod massregeln lassen zu können? 
Sind das Waffen der Wissenschaft ?! 

Wir wollen von der Abgeschmacktheit nicht reden, die Herr Dove begeht, 
indem er revolutionäre Sympathien einem Manne vorwirft, der, durch die Revo¬ 
lution aus der Heimath seiner VSter vertrieben, seit bald vierzig Jahren stets und 
überall mit Schrift und Wort und That die Revolution bekämpft und nie mit ihr 
sieh abgeftnden bat, seihst da nicht, wo seine und der Seinigen Existenz auf 
dem Spiele stand. Aber was gehört für eine Gedankenlosigkeit, um nicht zu sagen 
Unverschämtheit dazu, um den Vorwurf revolutionärer Sympathien und Bestre- 
bongen det ganzen katholischen Kirche, ihren Bischöfen und ihren Orden ent¬ 
gegenzuschleudern und sie für die polnische Agitation verantwortlich zu machen, 
in dem Augenblick, wo der Papst mit dem katholischen Episcopat und den treuen 
Katholiken allein noch dem Princip der Nationalitäten und seinen revolutionären 
Consequenzen gegenüber, einsteht für das historische Recht, für die Vertragstreue 
and die Achtung vor fremdem Eigentbumü Wollte er für solche Verdächtigungen 
eine Adresse suchen, so könnte dieses einer Zeitschrift nicht schwer fallen, die in 
einer Stadt erscheint, wo ein Gesandter des Königs von Italien residirt. Denn soll 
mau es erst hervorheben, welche Ermunterung für die polnische Agitation dage¬ 
gen in der Anerkennung Italiens und in den Sympathien für Garibaldi, wie sie 
Herr Dove zu hegen scheint, liegen?! 

Armer Herr Dove, was wollen Sie denn ? Besinnen Sie sich doch! 

Um auf wissenschaftlichem Wege die Behauptung zu rechtfertigen, dass 
die einseitige gesetzliche Regelung des Verhältnisses zur katholischen Kirche 
durch die" Staatsgewalt die »einzig richtige,« »ächt verfassungsmässige und staats- 
mänmsche« Lösung dieser Frage in Württemberg und anderwärts gewesen sei, 
(a. a. 0. II. S. 413. u. 438.) müssen Sie den Beweis führen, entweder dass die 
kirchlichen Angelegenheiten, um die es sich handelt, nicht zu den kirchlichen 
Mecbtssachen der Katholiken gehören, oder dass in kirchlichen Rechtssachen das 
Volk, das katholische wenigstens, sich nur nach den Staatsgesetzen zu richten 
und unbedingt unter dieselben zu beugen habe. Diesen Beweis aber zu unter¬ 
nehmen, nur zu unternehmen, könnte ihrem wissenschaftlichem Rufe sehr ge¬ 
fährlich werden. 

Und wenn Sie dann noch mehr solche Artikel bringen, wie den Sarwey’- 
sehen, dessen Substanz darauf hinausgebt, dass ein gegebenes und angenomme¬ 
nes Wort kein Vertrag sei, den man zu halten brauche, zumal wenn man der 
»Stärkere sei, indem immer im öffentlichen Leben es die Schwächeren sind, 
welche für Heilighaltung der Verträge plädiren und sich gegen den Stärkeren 
auf die Verträge berufen;« dann dürfte bald mit der wissenschaftlichen Reputation 
auch der sonstige gute Namen Ihrer Zeitschrift sehr in Gefahr kommen. Solche 
und ähnliche Ansichten über die Natur des Vertrags, wie sie da noch ferner 
Vorkommen, als ob der Höhere mit dem Untergeordneten, weil dieser nicht gleich¬ 
berechtigt sei, keinen Vertrag schlossen könne (S. 441.), und als müsse im Ver¬ 
trag immer ein Paciscent dem anderen Gesetze geben und immer die Macht des 
anderen lähmen (S. 445.), solche Grundsätze würden, wenn man sie auf das ge¬ 
wöhnliche Leben übertrüge^ sonderbare Unzukömmlichkeiten nach sich ziehen, (he 
Md eine allgemeine Entrüstung gegen ihre Urheber und Verbreiter hervorrufen 
würden. 

Bleiben Sie in Zukunft auf dem Boden der Wissenschaft, entweihen Sie 
aber auch diesen nicht ferner mit solchen Sophistereien. 

Innsbruck, den 4. Deceinber 1832. 

Moy. 
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Die kirchlichen Verhältnisse in Baden nach den Gesetzen vom 
9. Oct. 1860 und den Vereinbarungen mit der Kirche, 

von Dr. H. Maas, erzbischöflichem KaneleidirekJor inFreiburg. 

(Schluss, vgl. Archiv VH. 8. 40-59, 233-256. VIH, 123-140, IX, .*• 26-37.) 

B. Die Versammlungsfreiheit der Kirche. 

§". 13. a. Synoden, , , . 

Entgegen der vom Rechtsschutzstaate anerkannten Versamm¬ 
lungsfreiheit der Staatsbürger zu rechtlich erlaubten Zwenken hat der 
r§. 59, der Grundzüge vom 30. April und 18. Juni 1818 §. 9. und 
.18. der Verordnung von 1830 sowie die Anlage B; §. 4. fi. der 
Verordnung vom 5. März 1853 die Provincial- und Diöeea*«TSynodeh 
unter die Staatsbevormundung gestellt.: Desshalb und weil der Staat 
„solche total influenziren“ und für seine damaligen rationalistisch-tCrxi- 
terialisti^chen .Zwecke ansbeuten wollte, weii.ferBer besonders in Baden 
ein Theil des Klerus 1 ) früher die Synoden, wie die fraoizösisch-eon- 
stitutionellen Landtage mit ihrer Kopfzahlvertretung or- 
ganisirt wünschte, konnten in diesem Jahrhundert eigentliche Synoden 
noch nicht abgehalten werden. Jetzt, wo der Bevormündungsstaat 
mk seinen landesherrlichen Cottmüssäten and mit seinem „Plaoet a 
aufgehört hat, wo ein vom Aktenstanb nicht zerfressenes, durch den 
Ulnminatismus im Innern nicht mehr kränkelndes, ein frisches, kräf¬ 
tiges Kirchenleben blüht, ist die Zeit der Synoden, der lebendigen 
Wechselwirkung der Bischöfe unter sich, des Hauptes mit den Glie¬ 
dern wieder gekehrt 2 ). 

Der Art. IV. Nr. 7. der Convention restituirt in Ueber- 
einstimmnng mit dem oft citirten neuen badischen Gesetze 


1) Die Kirche ist ein Organismus, deren Haupt in jeder Didcese der Bischof 
ist. Er repräsentirt die Diöcesankirohe, soweit seine Beftiguiss reicht, desshalb kann 
eine Mehrheit ihm untergeordneter Geistlicher ohne seine leitende Mitwirkung und 
Genehmigung der Diöcese keine Gesetze geben. c£ Die Bolle „auctorern fidei u IX—XI. 

2) Die älteren ConciHen, wie das I. Nican. c. 5. Chalcod. (c. 3 ff. Dist. XVIU.) 
.schreiben vor, dass zweimal im Jahre, die späteren, dass wenigstens alle 
drei Jahre ein Provineial-;Cei|ci1, und j ed.es Jahr eine Diöcesan*Synode 
abgehalten werden solle. (Gone. Trid. 8. 24. o, 2. de ref.) 

Archiv Ar Kirchcarecht. U. 
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§. 1. 7. dem Erzbischöfe das Recht, „Diöcesan - sowie Provincial- 
Synoden einznbernfen und abzuhalten.“ Der Regierung soll über 
Ort und Zeit der Abhaltung Anzeige erstattet werden, ohne dass die¬ 
selbe aber sich irgendwie in diese geistlichen Versammlungen ein- 
raischt 1 ). Die Provincial-Synoden 2 ), d. h. diejenigen Versammlungen 
des Metropoliten, der Provinz-Bischöfe, Regular-Obern und der Abge¬ 
ordneten der Kathedral-Capitel, welche unter dem Vorsitze des Metro¬ 
politen kirchliche Angelegenheiten' berathen und erledigen, können 
nunmehr ebenso wie die Diöcesan-Syhoden ohne Staatseinmischung 
gehalten werden. Auf den Provincial-Synoden werden insbesondere 
kirchliche Bestimmungen über die Errichtung von Seminarien, Pfarr- 
concurs, Statuten für die Domkirchen, Organisation der geistlichen 
Gerichte getroffen, während auf den Diöcesan-Synoden die vom heili¬ 
gen Stuhle und den Concilien erlassenen Gesetze verkündet und voll¬ 
zogen werden; der Klerus belehrt, ermuntert und ermahnt, die Sitten 
reformirt, die' Synodalrichter und Synodalexaminatoren bestellt, -end¬ 
lich die zu den Zwecken der Seelsorge, des Ritus und der Disciplin 
tauglichen Mittel ■ berathen und ergriffen werden. Alle diese Hand¬ 
lungen entfliessen der kirchlichen Verfassung gemäss aus der bischöfl. 
Jurisdiction; wesshafb Benediet XIV. 3 ) dem Bischöfe das Ent¬ 
scheidungsrecht auf der Diöcesan-Synode, dem versammelten 
Klerus aber (Capitel, Aebte, Prioren, Pfarrer) das Recht zuspricht, 
seinen Rath zu ertheilen 4 ). 

§.,14. b. Qultus. (Processionen, Wallfahrtem.) 

Sowohl die Josephinische Gesetzgebung, ab die Verordnungen 
vom 30. Januar ,1830 und Ablage B. der Verordnung vom Märe 1863 

1) Das nähere Uber Geschichte, Zweck, Gegenstand der Verhandlung, das 
Ausschreiben, das Recht und die Pflicht zum Erscheinen, über die Feier, Form und 
Beschlussfassung' bei den Synoden siehe bei Reiffens tuet, Ferraris, v. conc. prov. und 
gyn. dioepes., van. Espen, jus eccl. I. XX. Bouiv * du concile provine. (Paris 1858) 
und dessen Tractat. de episcopo. (Paris 1859) T. II. p. 347 ff. Bened. XIV. de syn. 
dioec. Rom. 1748. Phillips , Diöcesan-Synode. Freiburg 1849. Schmid, Bisthums- 
Synode (Regensburg 1850. 1851.) Montbach, Statuta dioeoes. eocl. Wratislaviensis 
1855. S. 85 ff., endlieh die Aoten des Wiener Concils 1859. S. 199. Cone. Colon. 1862. 
§. I ff. 

2) Dieses Coneil „potest statuta condere, non autem contra jus commune, sed 
praeter jus.* Conc: Trid. s. 23. o. 18. de ref. sess. 24. c. 12. 18. de ref. 

3) De synod. dioec. m., 12. „In synodo dioecesana solus Episcopus est Judex, 
ipse suo nomine Decreta facit et prömulgat.“ 

4) In Frankreich, Oesterreich und Preussen, sowie in Amerika werden jetxt 
Synoden nach kirchlicher Vorschrift gehalten. Archiv I. Kenner, a. a. O. S. 64 ff. 
Richter, in der cit. Dove’schen Zeitschrift I. S. 104. Cono. provine. Baltim. 1829—1840. 
Decreta Conc. provine. Paris, habita. a. 1849. (Paris 1850.) Statuta dioec. Leodien« 
(Leodli 1851.) Eine staatliche Einmischung findet hierbei nicht statt. 
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beanspruchten das Staatsplacet in dieser kirchlichen Angelegenheit 
und hemmten die Begierungen nicht selten Handlungen des, CuUus, 
insbesondere Missionen, Processionen und Wallfahrten *). 

Das positive Recht 1 2 ), die freie Religionsübung, wie die Ver¬ 
sammlungsfreiheit schliessen jede Einwirkung des Rechtsstaat^ auf 
diese kirchlichen Versammlungen aus, und geben der Regierung nur 
das Recht, die öffentliche Ordnung gegen jede Rechtsstörung zu hand¬ 
haben 3 ). Die neueren gesetzlichen Bestimmungen, wie Art 12. der 
preuss. Verfassung, §. 65. der hauhov. Verfassung, $. 1. des s&chs. 
Mandats vom 19. Februar 1827, §. 9. der hess. Convention von 
1854, §. 12. der bayer. Verordnung von 1852, Art. XH. g. des baye¬ 
rischen, Art I. und IV. des toscanischeh Concils von 1851 find Art 
IV. d. des österreichischen Concordäts garahtiren die Freiheit der 
Kirche bezüglich der „Einführung einer zweckdienlichen Gottes- 
dienstordnung, von Agendeu, Gebet- und Gesangbüchern, der 
Anordnung ihrer Festtage, Prozessionen, Wallfahrter!, sowie 
bezüglich der Spendung ihrer heiligen Sacramente, bei Abhaltung vo*n 
Priesterexercitlen und Volksmissionen.“ 

Hiemit steht der Art. IV. Nf. 5. der Convention in t/eberehl- 
stimmung. Die Instruction hiezu schreibt dem Erzbischöfe vor, dass': 
wenn „kirchliche Feierlichkeiten ausserhalb der zur Göttesverehrung 
bestimmten Orte vorgenommen werden sollen, oder wenn bei klroh- 
liehen Feierlichkeiten ein bedeutendes Zusammenströmen des Volkes 
zu erwarten ist,. derselbe hievon vorher rechtzeitig der, Grossh. Regie¬ 
rung Anzeige mache,' damit die letztere diejenigen' Massregeln Vor¬ 
kehren könne, welche sie zur Bewahrung der Würde der fraglichen 
Feierlichkeit, sowie zur Anfrechthaltung der öffentlichen Ordnung für 
nöthig Und dienlich erachtet. Bei Abhaltung von Missionen kanto 
der Erzbischof auswärtige Weltgeistliche oder Religiösen' verwenden; 
doch wird er die Namen Derjenigen, deren er sich zur Vornahme der 
fraglichen frommen Hebungen bedienen will, der Grossh. Regierung 
mittheilen.“ 

1) Ueber die von josephinischen Geistlichen eingeführten unkirchlichen Litur¬ 
gien vgl. Wiederherstellung des oan. Hechts S. 940 ff. (Jeher die Einwirkung der 
Begierungen auf Cultushandl. s. meinen Artikel „Exequieu“ im Freib. Kirchenlex. Xd. 
337 ff. Beleuchtung der Begierungsentschliessungen. Schaffhausen, Hurter. 1853. 
S. 87 ff. 

2) Thomasrini, vet. et nov. Eccl. diso. p. I. 1. ii. c. 25. Pertt,, mon. KI. 86 ff. 
112. Moter (von der Landeshoh. Geistl. S. 267.) bemerkt, dass die Anordnung der 
öffentl. Gebete, Processionen und Wallfahrten, „Alles was zum Gottesdienst gehörig, 
ein Pflioht nnd Vorrecht der Catholischen Geistlichen Obrigkeit“ sei. 

3) Das Eifern der „Durlacher Conferenx“ gegen die Processionen auf „paritä¬ 
tischen“ Strassen ist ein eigenthümliches Zeichen von Liberalismns and Toleranz. 

12 * 
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' Diese, sowohl die kirchliche Selbstständigkeit, al3 die allgemeinen 
pölizetlichen Vorschriften bei öffentlichen Versammlungen' Wahrenden 
Grundsätze sind sowöhl'' in dem württembergiäfchen *) Gesetze von 
1862, als iih §. l; des badischen Gesetzes 2 ) vom 9. October 
‘fÖ60 anerkannt, wesshalb die erwähnten Bestimmungen der Cön- 
%htl6ti‘ jetzt in praktischer Hinsicht massgebend sind. 

l;» v I!• . , j , • 

i . 0. Di.e Lehrfteiheit der Kirche. .> 

; ' ' ’■$. 15.' L Die Volks schäle. ' 

_ Bei de*} Apf^lle der katholischen Länder an Baden war die 
^y:ct|e i; popjj .fast, dur^h\veg jm ausschliesslichen Besitze der Schulen, 
sio epp^put^ diß ( Lehrer,„pbte .die. t Dispiplin über sie und erzog 
sip, •. D ( er i Lg^plan^ dif. S c h-al büp . sowie /fjlie ^Scli u 1 v i s it at i q- 
pen stände^! lipter, ihrerAutorität, t wie splghes aus den Synodalsta- 
j^en hßrvofgeht p). //Das bad- Schulpdjict vom 28. October 1790 N^. 
JI,J. die Disciplin d6$ Ordinarius „nachgeistlichen Rech¬ 

ten ex suprema cura Dioeceseos“ an,, ebeppty hat das.badische „E^- 
.^epungsjesßyjpt“ von* £9. August 1799 _#r. 11,410, das III, Orga- 
.ni^iopsedi^t ljl. ÜTfbrpag 1803 Apt. , XyiH. sowie das I. Cop- 
,a0^i,q^e4ifik ,vofp 1$, ,Mai 18,07 §. 12. ,13. 4 ) nocl^ die, religiöse 

i> * <7T“T " *!m .'.i 1 .,' • V ;j uf 'Xi- \i * 

^ jj . 1) Mjotive zuni jI. wüyttemb. Ges.-Rntw. vom 4. März 1861. S. 15. und die dort 
abgedruckte Uebereinkunft* zwischen der württemb. Regiernng'und dem Bischof vön 
•rbtt' 18 .^ 10 . J*iWar'l«5l. Art! 1XJ (AlchtV V!., 47fc) 

. / < 4> Comm.iBer, derll^ Kammer, $., 8. S. 10. Coiqm.'Ber. de/ I.Jvam- 

jnerS v 13* ( Verhandl. S*/14.: T^amey, „Die Verfassung der Kirche gehört dem inneren 
Kirchehrecht an. u Jtfoh//cit. Comm.-Ber. der I. Kämmer: „Die Kirche hat das Rec^A, 
Mfefn öffetitlfdh^n 'in'der Weist tmd ah Orten Vörzunehmeiij welche ihrem 

entstehet/. . auofe4»!«4dl)ten [Oje^neinden, m.welqbe^ bis j|et^ kein 
.t^S^ipnst dieser Art st^ttf^nd^, Gemäss r §. 1. und.3* des Ges. von 1860 ist die Kir¬ 
chenobrigkeit berechtigt, neue Ipfarreien auch in bisher protestantischen 
O^t&h 1 zu' find ton, Sb dass hietäiach dito Oi*d.-Verord. <om 30. Detodmber 1844. 
<jNrnft$484t unid vona’16. MaiJ1846. Nr<43B4. Tuber die (Pastoraten der Katholiken in 
protestantischen Orten modificirt ist. 

Ueber die weltliche Feier der Sonn- und Feiertage Regieruugsbl. 1805. 
Nr. J. 1817. Nr. XXX. Min.-Verord. 5. September 1836. Nr. 10,024. Verordnungsbl. 
Oberrh. 1840. Sr. 5. 1851. Nr. 26. 1852. Nr. 7. Regieruhgsbl. 1630. Nr. 17. Ord.- 
p Ytorördnung vom 5. October 1Ö55. Nr. 10,379. Ueber Tanzerlaub hiss Regie- 
rungsbl. i805'. Nr. t. 18k). Kr. 17. Verordnungsbl. Oberrh. 1837. Nr. 6. Ord.-Vtorord. 
18. Juni 1852. Nr. 6402. Älin.-Verord. 121. Mai 1852. Nr. 6917. cf. Heftig, Pölizeigestotzg. 
.§. 128 ff. Kirchweihen Min.-Verf. 15. October 1857. Nr. 13,175. Ord.-Verord. 23. 
October 1857. Nr. 9692. / . , ; , 

, Gebrauch der Kirchen zu profanen, Zwecken. Verord.-Bl, Oberrh. 
1845. Nr. 6. Örd.rVerord, 22. Öecemher. 1848. Nr. 6557. Beerdigung., Heftig, a. a. O. 
§* 829 ff. 835 ff. t ( ‘ 

^ 3). Cpnstit. synodi dioecesanäe Gonstantiensis (Öonstantiae 1761.) p. I. Tit. 25. 

4 ) oi. ^. 8. 9. meiner Abhandlung über die bad. Conv. Arcliiv V. S. 257 ff. 




Erziehung. der Jugend, die Ertheilung des Religionsunterrichts, ( die 
Prüfung der Schulamtscandidaten, die Disciplin über diesejbpn, sowie 
die Ernennung dqr Schularatsverwalter und die Approbation der kraftj 
des damals zur Herrschaft .gekommenen allgemeinen landesherrlichen 
Patronats voiq Staate ernannten Lehrer deq Bischöfen überlassen. 

Die neueren badischen Schulverordnungen dagegen erkennep 
zwer an, dass, die Sqhule „das, wesentlichste Mittel zur Erwerbung 
und Erweckung religiöser Kenptnis^e und (jresinoungen zur Behörde,- 
derpng der, Sittlit^ikeit sei 1 );“ dass. n de,r Religionsunterricht 
dpn wichtigsten Gegenstand der Volkserziphupg^ a,ps- 
mache 2 ).“ Die Regierung nahm, aber dje Leitung des .gesummten 
Unterrichts, die Erziehung und Bildung der Lehrer, die Disciplin jiber 
dieselben, die innere Einrichtung der Schulen, denLehrpJan upd die 
Schulbücher ausschliesslich, ip ihre Hand.. Der Kircjie wurde nu^ 
das Recht belassen, ueben der staatlichen. „Oberschulbehörde diq Mit- 
aufaicht zu führen upd ,zp diesem Zwecke au,ch Abschriften d^r 
Tagebücher, welche die, Pfarrer üher die Ertheilung des Religions¬ 
unterrichts führen, sich vorlegen ,zu lassen»“ Dje Volksschulen sind 
nach diesen Verordnungen confessionelle, der Ortsgeistliche i$t 
der yora Staate delegirte Schulinspector und Vorsitzender deg Schul¬ 
vorstandes , wie je eiji, Geistlicher eines Bezirkes von der Regierung 
zum Bezirksschulinspector ernannt wurde. . n - t . , , .[ 

Die Verordnung vqmj 3. März 1853, räuinte dem Erzbischof? 
weiter das Recht de,r Leitung des Religionsunterrichts in 
allep öffentlichen Lehranstalten und in _den katholischer; jSchullelyeR 
seminarien eip; sie erkannte ^vollkommen an, dass dps ganze Schul¬ 
wesen und namentlich die Volksschule vom Geiste des po§jtivqp 
Christenthums bestimmt und durchdrungen ßeiu und eben dar mp dcf 
Kirche auch ein wesentlicher Einfluss bierppf zustehen müsse.“ Sip 
bestinunte, dass die Zumessung und Eintheilupg der Stunden fpr flqp 
Religionsunterricht unter thunlichster Berücksichtigung dpr Wüpsphe 
der Erzbischöfl. Behörde, festzusetzen sei, sowie dass der Erzbischof 
den Religionsunterricht, an, den Volksschulen! durch die Qrtsgcistlichen, 
an den übrigen Schulen, sowie an.den Schullehrer Seminaren |dureh 
die von der Regierung, unter f Benehmen mit dem Erzbischöfl. Qrdi- 
nariat ernannten Geistlichen zu ertheilen habe. 

Der §. 5. dieser Verordnung verfügte endlich: „vor Erlassung 

. 1) Verordauug vom ,1k Mai }834. Diese, wie überhaupt die Yerardqung/en 
und Gesetze in Volksscbulsaqhen sind abgßdruqkt in: r das bad. Volk »Schulwesen. 44 
II. AufL (Karlsruhe, Braun. 1861.) , > 

2) Schulordnung vom 21. April 1837. §.. 32. - 





182 


1/m». Die kirchlichen Verhältnisse in Baden. 


wichtiger Verfügungen über das Schulwesen, soweit sie den Unter¬ 
richt in Religion und Sittlichkeit und die Förderung religiös-sittlicher 
Gesinnungs- und Handlungsweise betreffen, soll der Erzbischof gehört 
werden.“ Hiernach blieb zwar der öffentliche Unterricht immer noch 
unter der Leitung der Regierung, aber bei loyaler Auslegung und 
Anwendung dieser Bestimmung konnte dem Erzbischof die selbststän¬ 
dige Mitaufsicht über die Schulen, die Betheiligung bei 
der Ernennung der Mitglieder der Oberschulbehörde, so¬ 
wie der Lehrer, bei der Prüfung derselben und ihrer Disciplin, 
endlich bei der inneren Einrichtung, dem Lehrplan, den 
Schulbüchern und Schulprüfungen nicht mehr versagt 
werden. 

Von diesen Rechten machte der Erzbischof von Freiburg sofort 
Gebrauch, indem er die Leitung des Religionsunterrichts, sowie der 
christlichen Erziehung der Jugend durch die Verordnungen vom 15. 
März, 28. April 1854 Nr. 3250. und 14. März 1856 Nr. 2003. in 
die Hand nahm, eigene Erzbischöfliche Religionsprüfungscommissäre 
an allen Schulen aufgestellt hat, sich über die Prüfungen Bericht er¬ 
statten lässt, die Schulbücher controlirt und vorgeschrieben hat, dass 
keine solche ohne seine Approbation eingeführt werden t ). Die Erzb. 
Verordnung vom 6. November 1857 Nr. 10,132. schreibt den Geist¬ 
lichen den häufigen Schulbesuch und die eifrige Ertheilung des Re¬ 
ligionsunterrichts mit Unterstützung der Lehrer vor. 

An diesem Zustande hat der Art. VII. der Convention und die 
Instruction hiezu, sowie die Schlussnote der Regierung vom 28. Juni 
1859 principiell nichts geändert, sondern nur einige Consequenzen 
hieraus gezogen. Der cit. Art. VII. spricht denselben Grundsatz aus, 
den das bestehende bad. Schulgesetz und der §. 12. und 6. 
des Gesetzes vom 9. October 1860 adoptirt hat, dass nämlich 
dem Erzbischöfe die Leitung der religiösen Unterweisung 
und Erziehung der katholischen Jugend in allen Schulen und dess- 
halb auch die Bestimmung der Katechismen und Religions- 
lehrbücher zusteht. Hiernach ist der Erzbischof auch berechtigt, 
den Religionsunterricht überhaupt nur Solchen anzuvertrauen, denen 
er die Ermächtigung und Sendung 1 2 ) dazu verliehen und nicht 


1) In diesen Verordnungen wird den Geistlichen eingeschärft, die „katholischen 
Schulen zu Pflanzstätten katholischen Lebens zu machen, die Lehrer, welche gläubig 
und sittlich sein sollen, in dem Verhältnisse von höchst achtungswerthen Geholfen zu 
behandeln und sie zur Erkenntniss dieser ihrer Stellung und der Würde, welche die 
Kirche ihnen verleiht, zu erheben.“ 

2) Vcrgottini, a. a. 0. S. 366 fl. 
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wieder entzogen hat. Er kann insbesondere an den Seminarien 
für Elementarlehrer, wie an den höheren Schalen diese' seine Hechte 
in eigener Person oder durch Bevollmächtigte aus üben, den Prüfun¬ 
gen hiernach beiwohnen und die Schulen zu dem erwähnten Zweeke 
überwachen. Es kann ihm ein Beschwerderecht gegenüber der 
durch Lehrer oder durch den Inhalt von Schulbüchern begangenen 
Verletzung dieser kirchlichen Rechte nicht versagt werden, 
so dass in dieser Beziehung die in der Convention enthaltenen Grund¬ 
sätze auch jetzt noch massgebend sind i ). Nach der Vereinbarung 
vom 2. November 1861 steht überdiess dem Erzbischöfe die Ernen¬ 
nung der Lehrer als Messner zu, wesshalb die Regierung bei 
der Besetzung einer mit der Messnerei verbundenen Lehrerstelle (was 
fast überall der Fall ist) sich mit dem Erzbischöfe ih’s Benehmen 
setzt. Dieser ertheilt die auctoritas und missio zum kirchlichen Amt 
und hat ihm die Regierung ferner eine Vertretung bei der 
Oberschulbehörde eingeräumt 2 ). 

Mit Recht protestirten die in Würzburg 1848 versammelten; 
sowie die österreichischen, bayerischen, preussischen und oberrheini¬ 
schen Bischöfe in den Denkschriften von 1848, 1850, 1851 und 1853, 
endlich die Denkschrift des Erzbischofs von Freiburg von 1860 gegen 
das staatliche jus in scholam, gegen die ausschliessliche Lei¬ 
tung der Schulen durch den Staat. Die durch den modernen 
Polizeistaat eingeführte Monbpolisirung der Staatsschulen, 
der absolute Schulzwang, die Centralisation der Unterrichts- 
anstalten und deren ausschliessliche Leitung durch den 
Cultminister war seither noch dadurch gemässigt, dass der Kirche, 
resp. den Geistlichen noch ein bedeutender Einfluss auf die Schulen 
belassen und dass die Geistlichen, wenn auch als Staatsdiener 
die Leitung der Volksschulen besorgten. Der „Staat“ erkannte 
wenigstens (wie diese auch das badische Schulgesetz thut) den reli¬ 
giös-sittlichen Charakter der Schule an und leugnete nur die Conse- 
qucnz; oder vielmehr er bevormundete die daraus folgende Mit¬ 
leitung der Schule durch die Kirche. Der liberale Absolutis¬ 
mus dagegen will die Schule allein beherrschen, die Kirche 


1) Verhandl. der II. Kammer Uber den Ges.-Entw. 8. 21. Hiernach sollen die 
Geistlichen de facto als Local- und Bezirks-Schulvisitatoren beibehalten werden. 
von Möhlj Öomm.-Ber. der I. Kammer 8. 16.: „Die Grundlage jeder Erziehung soll 
eine religiös-sittliche sein, der Religionsunterricht macht den Kern der Bildung aus, 
jede Kirche ertheilt denselben für die ihr angehörige Jugend, bestimmt die Art des¬ 
selben und das Personal, natürlich mit Vorbehalt eines Aufdichtsrechts des Staates in 
Betreff etwaiger Rechts- und Gesetzesübertretungen. 

2) Verordnung vom 12. August 1862. (.Reg.-Bl. Nr. XXXIX. u. XLII.) 
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und: die Familie ganz davon 1 2 aussohliessen, die Lehr - und Learnfreiheit 
unterdrücken und der Kirche ausserhalb der Schule (welch’ letztere 
er als eine reine Staatsanstalt erklärt) nur den Religionsunterricht ge¬ 
statten. Er will de.'shalb die „Trennung dar Schule von der Kirche 
und Cotnmunalschnlen *);“ 

Dieses System verstösst aber gegen die Principicn des Rechts¬ 
schutsstaates. Der Staat hat überhaupt nicht die Autorität 
und die Befähigung, die Schulen ausschliesslich zu leiten, weil, 
wie* MohM) sagt: „die übersinnlichen Tendenzen des Menschen, die 
Religion und die Sittlichkeit ausser seinem Berufskreise liegen, wess- 
halib er die Besorgung des Unterrichts der Privatthätigkeit seiner 
Angehörigen zu überlassen hat und uur da einzuschreiten befugt ist, 
wo nur von der allgemeinen Staatskraft die Erreichung dieses nütz¬ 
lichen Zweckes zu erwarten ist oder aus der Art, wie die Unterrichts» 
anttalten betrieben^ werden, eine, Gefahr für die Sittlichkeit, das Recht* 
oder eine Beschädigung Dritter“ hervorgeht. Der, Staat ist nicht 
der Erzieher, sondern der Beherrscher der Völker, das Lehr- 
und Erziehuagsamt haben diejenigen Subjecte in erster Linie, in 
welchen das Moment der Sitte deponirt ist, d. h. die Kirche und die 
Familie. Eine weitere Einwirkung des Staates auf die Schuleo als. 
einerseits diese Aufsicht und anderseits die staatliche Mit Wirkung 
in der Richtung*,dass die Schulen tüchtige Staatsbürger er¬ 
ziehen, dass also- die Lehrer die hiefür nöthige Bildung und 
Moralität haben und dass jeder Staatsbürger ehe zur Erfül¬ 
lung seiner staatsbürgerlichen Pflichten nöthige Bildung, 
erlange, kann insbesondere der heutige confessionslose Rechtsschutz¬ 
staat nicht in Anspruch nehmen. 

Der Staat leitet in der That die Schulen nicht, sondern' 
die ihn beherrschende geistige RiOhtung. Ohne eine Gewis¬ 
sens- und geistige Tyrannei 3 ) kann der paritätische Staat, d. h. der 
jeweilige Cultminister seine mit der Kirche und der Familie so oft 
nicht congruente geistige Richtung den Schulen nicht mehr durch die 
seither bestandene Staätsallma.cht in denselben aufdrängen. Wenn 
er die Gewissens- und Religionsfreiheit seinem Wesen und Zwecke 


1) cf, hierüber die lehrreiche „Denkschrift über das bad. Vulksschul- 
wesen“ von bad. Geistlichen. (Freiburg, Herder. 1862.) 

2) R. v . Mohl , Staatsrecht des Königr. Württemberg (Tübingen 1829.) I. S. 9., 
1L S. 430. Der Staat wird im Bereiche der Religion und der Wissenschaft von eren. 
Trägern inspirirt. 

3) i?. c. Mohl, Polizeiwissenschaft (Tübingen 1844) S. 514.: „Die Aufstellung 
einer amtlichen Staatswahrheit ist . > widersinnig . , widerspricht dem Wesen dea 
Staats.“ 
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gemäss achten' muss, so kartn: er die Ausübung dieser Rechte in destü 
Schulen' nicht dadurch illusorisch und die geistige Unfreiheit 
dadurch permanent machen, dass er die in seinen (protestanti¬ 
schen oder jüdischen) Vertretern naturgemäss wechselnde gei¬ 
stige Und religiöse Richtung den katholischen Schulen 
aufzwängt und umgekehrt. Wie es ein schweres Unrecht gegen 
die Protestanten oder gegen die vom Staate anerkannten sog. religiöi- 
sen Vereine wäre , wenn der heutige paritätische Rechtsstaat die 
sämintlichen Schulen itn katholischen Geiste leiten wollte; so ist es 
eine Rechtsverletzung gegen die katholische Familie, die katholischen 
Schulen vom Staate ausschließlich im Geiste einer unchristlichen 
Sec te Zn leiten 

Dieses geht auch hervor: 1) aus dem religiös-sittlichen 
Zwecke der Schule, 2) aus dem Berufe und dem Rechte 
dev Kir che und 3) der Familie, wie 4) der Lehrer. 

ad 1. Die Familie erzieht und bildet den Menschen in seiner 
Kindheit,. die Kirche in seinem ganzen Lieben, die Schule in seiner 
Jugend.’ Diese drei Ractore« müssen dessbalb harraoniren und sie 
dürfen von ihrem gemeinschaftlichen Centrum, der Religion, nicht ge¬ 
trennt .werden. Die Schule 2 ) ist die Hilfsanstalt, in welcher die 
■ --- 

1) Augustin* de ciV. Del 'XVIII. *52. „an ipso (Julianus Apostata) non eat Ec* 
clesiajn perseoutus, quü ChHstümos liberales litteras docere, ae diacere vetuit.“ Ammian. 
MarceU. XXII. IQ. »Lasst uns nur die Schulen,“ sprach der preuss. Minister von 
Altenstein, „die Pracht eueres Gottesdienstes, euere hierarchische Einrichtung, euere 
Bischöfe lassen Wir euch gern . .... Ist das wesentlich Katholische im Herzen des 
Volkes erlöscht, dann fällt dif Hierarchie von selbst.“ Droste-Viwhering, über deq 
Frieden S. 250. Ueber das schädliche Wirken der absolutistischen, revolutionären 
Staatsschulen bezüglich der Erziehung und Bildung der Jugend, Portalis, in der oit. 
Rede bei üeberreiehung der organischen Artikel: Diese Trennung der Kirche 
von der Schule hat „ein verwildertes Volk“ erzeugt, statt „Denkern Zweifler gebil¬ 
det; statt religiöse, gebildete Minner“ charakterlose verwässerte Menschen, 
wie sie der rationalistische St aafes absoluti smus für seihe Maschine brauchte. 
Die Trennung der Kirche von der Schule ist das Verlassen des christlichen 
Glaubens, io welchem die moralischen Zustände ruhen, das Zurückfallen in das 
heidnische Chaos. Dasselbe gilt von den confessionell gemischten oder sog. Cora* 
munal schulen. Bluntschli, Staatsrecht 8* 572. Richter, Kirohenrocht S. 089. Krzb. 
Freib. Hirtenbr. vom 8. December 1858. Beide involviren die „IncamerirungP 
des kath. Schalvermögens. 

2) Kclln&r, Volksschulkunde. Essen, 1857. III. Aufl. Zell, im Freib. Kirchen* 
bl&tt 1860: „Die Kinder sollen in der Volksschule nicht allgemeine Menschenbildung 
studiren, sondern Lesen, Schreiben, Rechnen, die Elemente des Religionsunterrichts 
lernen und dabei an Zucht und anständige Ordnung gewöhnt werden.“ ZeU, in den 
Heidelberger Jahrb. 1853. Recension über Buss, Reform der kath. Gelehrtenbildung; 
Carl, Uber die alten und neuen Schulen. Mama, 1840. S. 19 ff. Menzel, Deutsche 
Literatmr, »uh. v. Pädagogik, Andeutungen zu einer Reform des Volksschulwesen& 
Freiburg, ^Herder 1845. 
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kirchliche und Familien-Erziehuhg und Bildung fortgesetzt and erwei¬ 
tert wird. Sie mass desshalb in einem mit der'Kirche und der 
Familie congrnenten, organischen Geiste geleitet werden. Dieser 
Geist kann in katholisehen Schalen nur der christkatholische seih. 
Die Lenkung des Gefühls, die Bestimmung des Willens^ die Regelung 
des Verstandes kann nicht blos herangebildet, sie müssen, wie alle 
Tugenden durch die Zucht, die Erziehung bewirkt werden. Diese 
beruht auf der Sitte 1 ), welche lediglich aus der Religion entspringt. 
Der höchste Gegenstand des Wissens und der letzte Grund der Wis¬ 
senschaft ist Gott. ‘ Desshalb sind : Wissen und Glauben keine Gegen¬ 
sätze, sondern sie postuliren und ergänzen sieh gegenseitig. Die 
Kirche, die Vertreterin des Glaubens, muss daher mit der katholi¬ 
schen Familie die Pflegerin des geistigen Lebens sein, welches von 
der christlichen Civilisation ausströmt, und kann die Schule als Hilfst 
anstatt kein selbstständig ausser und neben der Kirche' und 
der Familie existenter Organismus sein. 

ad 2. Der Beruf der Kirche, zu lehren und die Menschheit 
zu heiligen, erfordert, dass sie sich an der Erziehung und Bildung 
ihrer Mitglieder betheilige und sie nicht durch akatholische Schu¬ 
len von der Reinerhaltung der durch sie gelehrten Wahrheiten ab- 1 
wendig machen lassen darf 2 ). Das positive Recht unterstützt 
diese Forderung der Kirche, sie hat unbestreitbar die Schulen gegrün¬ 
det und erhalten 3 ), Wie denn diese jetzt noch theils aus rein kirch¬ 
lichen und Messnerei-Fonds, theils aus katholischen Stiftungs¬ 
mitteln, theils aus Beiträgen der katholischen Familien unter¬ 
halten werden. Noch im westphälischen Frieden und im Reichs-’ 


1) 8. Bemard. Serm. 22. sup. caut.: „discipüna moralis debet subesse, pr&esse, 
coesse. 4 Horat earm. I, 34. Quintilian. Instrt. orat. 1. II. c. 9. Riehl, Naturgeschichte 
des Volks II. S. 115 ff.: „Die Kirehe ist vor alle» Mächten zur Erlösung des Ge¬ 
schlechts ans der socialen Verwirrung berufen. Sie ist das humanisirende Element 
des Bauern. 4 Dass die Kirehe insbesondere das BUrgerthnm einerseits vor der Roh¬ 
heit, andererseits vor der hypercivilisirten Ueberweiehlichkeit au retten berufen ist, 
setzt Riehl, a. a, O. S. 307. 308. so wahr als schön auseinander. Bischof von Kette- 
ler, der Religionsunterrieht. Mainz, Kirchheim 1861. 8. 11. 14* Rolfus, die kath. 
Volksschule. Mainz, 1859* 

2) Rom. 10. 14. 17. Joh. 20. 21. Marc. 16. 15. Act. apost. 20. 28. c*n. 11. 
C. VII. qu. 1. Conc. Trid. Sess. 22. c. 8. 9. Fenilon, de l’öducatiön des fiHes. Gräfe, 
die deutsche Volksschule. Leipzig 1857. Denkschrift der österr. Bischöfe von 1856: „Die 
Kirche nimmt hinsichtlich der katholischen Jugend nicht den Religionsunterrieht allein in 
Anspruch, sie hat das Recht uud den Beruf, für die Heranbildung zum Glauben und 
zu der Liebe Sorge zu tragen. 

3) Act. 13. 1. Euseb. 1. V. c< 10. 11. Harduin. IV. 913. 1316. Thomas*. p. II. 

1. I. c. 92 ff. Pertz, III. p. 52. Hinter, Innocenz HI. T. IV. p. 388. Heppe , Ge¬ 
schichte des deutschen Volksschulwesens. Gotha, 1858. . . .. ! 
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deputationshaupthchlüsä 'wurden deshalb die Schulen als „annexuni 
religioniß,“ als kirchliche Angehörde garantirt i 2 ). 

ad 3. Die Eltern haben die Pflicht, ihre Kinder nach 
ihrem Glauben au erziehen, und daraus erwächst ihnen das 
Recht, (Hese Bildung und Erziehung ihnen entweder nach ihrer reli¬ 
giösen Ueberzeugung in den von der Kirche geleiteten Schulen 
geben zu lassen, oder in solchen Staatsschulen, in welchen durch 
die Mitwirkung der Kirche die fragliche Erziehung und Bildung 
garantirt ist. Die Gondescendenz des Staates gegen einzelne abge- 
follene katholische Familien darf nicht so weit gehen, den ehrlichen 
Katholiken dieses Recht zu entziehen, insbesondere wenn der Staat 
Schhlzwang beansprucht, sondern nur so weit, dass solchen Sectirern 
die Bildung ihrer Kinder In den ihrer Ueberzeugung entsprechenden 
Schulen überlassen wird a ). 

ad 4. Die Lehrer 3 ), welche grossentheils von der Kirche und 
den katholischen Familien besoldet werden, dürfen von dem Zusam¬ 
menhang mit der Kirche und mit den katholischen Kindern nicht ab¬ 
gerissen, aus ihrer kirchlichen Stellung als Religionslehrer, und oft 
als Messner und als Organisten, nicht dadurch gedrängt werden, dass 
man sie zu blesen Dienern des paritätischen Staats macht Sie kön¬ 
nen die ihnen so nöthigen Tugenden der christlichen Liebe, Würde, 
Demuth und Aufopferung nur durch engen Anschluss an die 
Kirche erringen und bewahren und ihre Stellung in der Gemeinde 
nur als treue Mithelfer der Geistlichen auf die Dauer mit Würde be¬ 
haupten. 

In den heutigen civilisirten Staaten herrscht entweder die Unter¬ 
richtsfreiheit, so dass auch die Kirche berechtigt ist, kirchliche Schu¬ 
len zu gründen,, wie in Belgien und Frankreich, oder die Schule steht 
unter der Leitung der Kirche, wie in Neapel *), Spanien 3 5 ), Toscana 6 ), 

1) V. §. 31. Inst P. O., Coli, process. synod. Dioec. Spir. ab anno 1397—1720. 
p. 298. 904. Pütter, Deutsche Staatsverfassung II. g. 430. §. 31. Moser, a. a. O. 
I: Cap. §.' 12.: „ES sei unleugbar, dass kein freies Beligionsexercitium ohne 8chulbe- 
dfenstete extstiren könne.* 

2) Bischof von Kettelet, Freiheit, Autorität und Kirche (Mains, Kirehheim 
1862 .) 8. 201 ff. 

3) van Bommel, Die Wahren Grundsätze des öffentlichen Unterrichts. Begens- 
burg 1849. I. 8. SO. Pfizer, Gedanken Uber Beoht, Staat und Kirche. 8. 124 ff. Her- 
genröther, Erziehungslehre im Geiste des Christentums §. 242. 

Ueber das Wirken der Sehnlorden in Hollaad, Belgien und Frankreich cf. 
Cousin, de l'iastruction publique en Hollands; Scheie, di» neueren religiösen Frauen¬ 
genossenschaften 8. 227 ff. 

4) Bescript vom 29. Juli 1649 und 27. Mai 1857. 'Art U. des Conoordats. 

5) Art. H. des Conoordats. VergotHni, a. a. O. S. 314. 

6) Art I. des Conoordats. of. Art 24. des russischen Conoordats. 



t8$ 


Mao». Die kirchliche^ Verhältnisse In Baden. 


Lipp«1)> Oesterreich?);- odpr egdRch, ; jäer t leffct, 
überlässt der Kirche die Leitung des religiösen Qeietfls .qpd cjör: rflL. 
giösea Erziehung der Schoten, wie in B[«nnoveF, 5 ),t Pj-pqssei* 4 ), Sach¬ 
sen, Sachsen-Weimar 5 ), Bayern 6 )., Württemberg, Baden 7 ) vndiHes¬ 
sen 8 ). Die neueren deutschen Verfa#spngpn, haben dapu nach , da« 
Princip der Lehr- uud Lernfreiheit anerkannt 9 )i . ! , 

Der heutige Recht, f s ch-u tastaa.4,kann hiernach allerdings die 
erwähnte Mitwirkung bei der Leitung, der öffentlichen und dig bar, 
rührte Aufsicht, über alle Schulen nicht aufgebnq. Er hfttifla* 
Recht und die Pflicht, überall, wo kein# oder keine seinem Zweck«! 
genügende Schulen sind, solche.au gründe«. Er darf aber die Mob<vi 
poüsirung der Staatsschulen und deren aasschlieasHche staatliche Lei* 
tung nicht fernerhin beibehalten, sondern muss den Corporatiqne* 
und Privaten unter den erwähnten Cautefen eigene Schufen au 
gründeh, und, der Kirche, wie der .Familie die erwähnte Mitwirkung 
bei der Leitung der öffentlichen r Schulen, gestatten. Endlich ist es 
Pflicht des Staates, den Familien das Recht nicht vorzuenthalten, ihre 

——— ..» ■■■-- ’ : . _ 

1) Edict yom 9.. März 1854 in den cit. Beiträgen II. S. 84. 

2) Art. V. VIII. des Cone. Archiv I. S. X ff. 365. 371. Schöpf, Kirchen- 

reeht I. S. 351. Oesterr. Protestantenpatent vom • 8. April 1861. §. 12: s; Vcrgottini* 
a. a. Q.§. 159, |G1. 191. S. 310. t i i 

3) Zeitung ^Deutschland“ (Frankfurt ,a. M.) 1858. Nr. 134. pjlei pllen Schulange^ 

legenheiten wird die Zustimmung der bischoff. Betiorde eingeholt. Die Anstelle 'd e t 
Sc hu I ] e hr er erfolgt von dCm Consistöriirtnim B en e h m e ü mit dem Öen eral vioariat, 
insofern dieses dem Lehrer die kirqhliebe Missiön .ertbpilt. Wird dies^ entzogen,, ßp 
muss der Lehrer entfernt werden. Die Kirche übt überhaupt die Aufsicht übey 
die Schulen aus. . 

J ’4) Oerlach. a. a: O. 8. 20. Poätetü', a. a. 0. 103: 123/131, 1^2. ‘ Öie .feischöfe 
ertheöen ausschliesslich dep Religionsunterricht, stellen.die geglichen Lehrer, Re^ 
gionslehrer an^ ertheilen den Lehrern kirchliche Mission , . überwachen die Schul¬ 
bücher, stellen bischöfliche Oommissäre in den Schulen auf. Die Sebulfas^ectorCn 
werden unter Benehmen mit ihnen en/anAti Archiv TO 5 8. ff/‘ * < *h '? ? ».* 

5) Weiss, a. a. O. S. 264 ff. (Sachsen) und S. 336. 

B) Art. V. Abs. 4. des Goncordots. Zxff. 18. 28. iter ^Verordnung \Otu ß. April 
1852. Hennef, a. a. O. S. 41 ff j .. *. 

7) Regierungsbl» 1840. Nr; 37. Bad. Volks schul wCsen 8. 174 ff. (Ueber die 

Errichtung von Privatunterrichts- und Erziehungsanstalten.) Protest KjjPt 
cheuVerfassung vt>n 1861. Nr. 37. Ziff. 3. §; 49. Ziff. 1. §. 80. §. IUXi Ziff. 9- Hier¬ 
nach ist der „Kirchenbehörde die gesetzmässige Mitwirkung bei der Aufsicht über 
die Schulen nur Wahrung des kirchlichen'Einflusses auf die religiöse Er¬ 
ziehung und Unterweisung der Jugend, die Leitung des religiösen Unterrichte* 
garantirt. » - * . /» .■ . . ; . : - v . 

8) - Scitz, a. a. 0, 8. 144 JL i *'•. . . •■ ;> * * 

9) Franz. Verfass. 1848. Art. IX. Gesetz vom* 15. Mars 1850: Jn Oesterreich 

und Frankreich sind die Bischöfe Mitglieder der Oberschulbchörde. Historteoh-ppjir 
tische Blätter 1861. 8. 1 ff* St 6’fL : Pre&ss. Vsajfiass;*ürk. 1850. §. 22—34. XJoburg- 
Gothaische Verf.-Urk. 1852. §, 88. Oldenh, 1852. Art r 8V§. 2. AnHaitwRemb. 1850. 
§.25. Waldeob- -A . ^ . - l , 
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•itindbr lehren zu lassen, wo sie*'wollen, vorausgesetzt, dass sie dite 
erWäh!dte öi oral lache und intellectuelle Eeffihig'ung erlangen. 

' " ■ WC Eitche kann vom ROchteschütfzstaate verlangen : 

•> 1)'dass 1 die öffentlichen ’Sohuleh und Lehrer in religiösem 

Gfbiste Wirke», dass desshalb’ihreme dahin abziel ende Vertretung, 
bed ddr Oberdekttlbehördbj ‘sowie die Betheiligung bei der 
Orgawlsattob 'And 1 Einridh'tutfg deB Schulwesen», bei den 
VerfÜ g u h gen hierüber y bei “der Ernennung der Schulbeam¬ 
te H : und liebrer,’ 1 bei der 1 Erziehung, Prüfung und Diseiplin 
der' Letzteren, -bei de^ Leitung der Lehrer-Seminarien, bei der 
Einführung der Sch ul ttü ch Or, >Aufetellung deB EettfplänS und bei 
den Schul vdkitatiob«n ! 'ffberlaifeen : Werde. • 

$) JD^sa ihr die Leitung, der, religiösen Erziehung und 
des jreljgi 9 spr> l Lnter,r i.qht s t an allen, Schulen eingeräumt, die Erthei- 
luflg^derp^ä^tigung^nd ^.efldujug der Religions'iehrer, so- 
,yr\p dheEeatimpuipg d,^ religiösen Schulbücher, derReligionslehr- 
bü.cher^upd K^t,echissen.- üb^rlaisaen. [werde. . 
l, | Ij^iSS iCjpsio.pl,e,n in. dieser ihrer Eigenschaft 

b,el%4«9.» .< .-Ml!, V, -U..U- i-.n, •• .1 „• !. . ' 


’b. D ie jdittel- und Öocischulen. 

-1-* • I ii \ ! ;.*! *.*. !5; > ; A\ :1* ;J. \ f. — 

Was von den Schulen überhaupt gMt,,, dus,?st in noch höherepi 
Grade von den sogenannten .Mittelschulen und, Universitäten zu sagen, 
da hier die katholischen Jünglinge, insbesondere die Aspiranten des 
geistlichen Standes gebildet werden, welche später das christliche 
Volk leiten.' Diese Schulen sind“'fast durchweg aus kirchlichen Fonds 
dotirt, und sind die Mittelschulen insbesondere in Baden bis in die neuere 
Zpit fast durchweg von treistlic^en geleitet worden. Aber ge¬ 
rade in diesen Schulen, insbesondere den höheren'Bürger- und den 

« ; . . . t f\ ■ , , * - t ; 1 • . , i . , . ; fi » ; •, * , -\ \ 1 ‘ « y 1 ; . | , , 1' ... ... 

Gewer bsqhulep jyurde das religiöse Moment empfindlich aus¬ 
ser Acht gesetzt, und dem Erzbischöfe nur die Leitung des Reli- 
gionsUnterrichts,, das Vorscblagerecht bei der Anstellung der Religions- 
lehrer, die Ertheilung der missio an Letztere, die Bestimmung der 
Religionsbücher und des Gottesdienstes überlassen*). In noch höherem 
Masse als in. den Volksschulen wurde in diesen Schulen die ein hei t- 
.liehe Erziehung und Bildung, der sueeessive organische mit 
der Bildung des Geistes und Herfc^ns' des Schülers fortschreitende 


*<•'.! : '!<• .-'I I • .■ ■*. rr . ... 

,.4) »f -Qt.A *88? i Mi», jd, Jwu. 18»/Februar 1857. 

2$. Juni 18^0» ,19.. JuH . 1843# 3. März l853. Aul, G. Staatsminist»-Verordnung 21. 
i&pril 1836. Art jL cf. dagegen über die Einwirkung dör Kirche ayf dip ö^te^r. Jtot- 
telschulen. Vergottini, a. a. 0. 8. 365 ff. 373 ff. 
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Unterricht versäumt, and es wurden zu viele Fä-eb,er gelehrt ^ 
Die in der bad. Convention, in der eit. Vereinbarung voin 10. No¬ 
vember 1859 und dem $. 12. des Geseiltes vom 9. Oktober 18GO 
dem Erzbischöfe eingeräumten Rechte bezüglich der religiösen Er¬ 
ziehung und Bildung an diesen Schulen dürften auch,hier eine Re¬ 
form bewirken, und insbesondere niedere Convicte unter Leitung 
der Kirche hervorrufen, wie solche in Frankreich, England, Württem¬ 
berg und den sächsischen Fürstensehulen mit,so gutem Erfolge für 
die Bewahrung der Sitten und ein gründliche^ Studium wirken, . Diese 
niederen Conviote, sind in der Regieruogeentscbliesiung. vom 5. März 
.1853, im X. Art. .der bad. Convention und in der erwähnten Ver¬ 
einbarung vom 10. November 1859 in Aussicht , gestellt. ,• 

Die Regierung hat 1859 ferner zugesagt, dass ah den katholi¬ 
schen Mittelschulen, wie ehemals, insbesondere Geistliche als Leh¬ 
rer verwendet Werden sollen. Dadurch wird für die ‘Erziehung 
besser gesorgt, die gleichheitliche Bildung mehr gepflegt und 
auch für die Wissenschaft Tüchtiges geleistet Werden ; da‘ die Geist¬ 
lichen an dem Princip der Autorität, au gleichen Stariflespflichten and 
Lebensgewohnheiten hängen und weniger durch häusliche Sorgen voh 
der Erfüllung ihres Berufs abgezogen werden. Endlich dürfte auch 
die frühere Zusage der Regierung bald in Erfüllung gehen, statt 
des IX. Lyceumsjahrs einen philosophischen Kurs wenigstens 
an der Universität Freiburg zu errichten 1 2 )/ 

Im §. 23. 3 ) der Abhandlung über die badische Convention ist 
schon ausgeführt, dass der Art. XI. der Convention und die Schluss- 
note der Regierung vom 28. Juni 1859 den Einfluss des Erzbischofs 
auf die katholische Universität Freiburg und auf das theologische 
Lehramt auf das Unerlässlichste beschränkt haben. Die §§. 1. u. 12. 
des Gesetzes vom 9. October 1860 haben diese Rechte der Kirche 
auf die Leitung des theologischen Lehramts und das selbstverständ¬ 
liche Beschwerderecht des Erzbischofs gegen rechtswidrige Angriffe 
nicht theologischer Professoren auf die katholische Religion nur be- 
stätigt. 

. , ■ ’ , - ’ , f, » *; ' 

1) Zell, in der cit. Kritik des 2?Manschen Werkes/Und im Freib. KirchenbL 
1859. Kr. 7—9. 11. Wiese, Deutsche Briefe Uber englische Erziehung. Berlin, 1858. 

73. galimr, evang, Pädagpgifc U v 130, u .... * ,, f! > 

2) Treffliche Aufklärungen über die Erziehung und Bildung an den Mittelschulen 
sind in dem Schreiben des P. Beckx an den k. k. Cultminister vom 16. Juli 1854 
enthalten. (Abgedruckt in der Zeitung „Deutschland 44 1854. Nr. 8Q. 81. 87. 91.) 

3) Die dort cit. hist.-pol. Blätter dooumentiren den katholischen Charakter der 
Universität Freiburg. 
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$. 17. c. Die Bildungsanstalten für Geistliche. 

Trotz der Bulle „provida solersque“ und Art. V. der Bulle 
„ad dominfei gregis custodiamsowie der Note des Cardinais Con- 
salvi von 181$ pos. 9—11. 28. hat die Regierungsverordnung von 
1880 $. 25—27. den Inhalt der durch diese Note und Bullen von 
den Regierungen auf gegebenen Kirchenpragmatik ($.34—36.) 
adoptirt *). Die auf diese einseitigen, vertragswidrigen Bestimmungen 
gestützte badische Verordnung über das theologische Collegium in 
Freiburg vom 6. Juli 1841 a ) stellte diese lediglich aus katholi¬ 
schen Mitteln dotirte theologische Erziehungsanstalt, ihre Statuten, 
die Anstellung ihrer Beamten, die Aufnahme und Leitung ihrer Zög¬ 
linge unter die Regierung und ’coneedirte dem Erzbischöfe nur ein 
passives Mitaufsichtsrecht. Die Verordnung vom 5. März 1853 An¬ 
lage F. änderte diese, das wahre Recbtsverhältniss amkeh¬ 
rende Bestimmung dahin ab, dass bei der Anstellung der Vorsteher 
des Collegiums, bei der Leitung desselben und der Disciplin über die 
Zöglinge, sowie der Aufsichtscommission der Anstalt — ein Einver¬ 
nehmen zwischen der Regierung und dem Erzbischöfe stattfinden 
solle. 

Diese Einmischung der Regierung musste mit der Beseitigung 
der falschen Staatsmaxime des Bevormundungsstaates fallen; da die 
Erziehung des Klerus, sowohl nach der Natur der Sache, als nach 
dem positiven Recht, dem Erzbischöfe zustebt. Der Klerus ist, wie 
erwähnt, nach der kirchlichen Verfassung der Gehilfe und Stellver¬ 
treter des Erzbischofs. .Daraus entspringt die Pflicht und das Recht 
des Bisehofs, die Erziehung und Bildung seiner geistlichen Söhne so 
zu leiten, damit er ihnen einen Theil Beiner Amtsgewalt übertragen 
könne. : Der Beruf des Priesters erfordert eine eigenthümliche Er- # 
Ziehung desselben. Er soll-„das Licht der Welt, das'Salz der Erde, 
ein Muster für die Gläubigen in Wort, Wandel, Glaube und Keusch¬ 
heit sein 1 * 3 * * * * 8 ). Die desshalb für den geistlichen Stand erforderlichen 
Eigenschaften der Selbstverleugnung, Wachsamkeit, Demutb, Sanft- 
muth, Sittsamkeit, Mässigkeit, Muth, Aufopferung, Charakterfestigkeit, 
Gehorsam, Bildung, Thätigkeit werden nur durch frühzeitige, fort- 

1) Diese Aktenstücke sind abgedruckt in' der dt. „Beleuchtung“ von 1858. 

„Wiederherstellung des canonischen Rechts* S. 103 ff. 

8) Regierungsbl. 1841. Nr. 19. Unter den Beschwerden des ersten Erzbisehefs 

(Bernard Bell) von Freiburg vom 4. April 1885’ kommt'-ausser- der wegen verhinder¬ 

ter „erzbisehöflicher Mitwirkung bei Prüfung und Anstellung der 

Schullehrer“ noeh die wegen Nichterriehtung des buileumäseigSn Seminars (Con- 

viets) vor. 

8) Matthäus V., 18. 18.; I Tto.A 18, 
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während gestärkte Angewöhnung unter Ldftimg' der Pflegerin der 
Moral, der Kirche, erworben, Jeeineswegs aber .indem die jungen 
Leute, sieh selbst überlassen, an den Staateschulen studiren \). 

Das System, welches der Kirchenpragmatik, sowie den darauf 
beruhenden badischen Verordnungen von 1841 und 1853 zu. Grunde 
liegt, ignorirte das ascetische Bildungselement und die kirch¬ 
lich disciplinäre Unterordnung unter den Bischof und bewor- 
.zugte in einseitiger Weise die sog. academisohe Freiheit und die an 
den Staatsmittelschulen und Universitäten ;*u holende wissenschaft- 
.liche Tüchtigkeit, welche Indessen für die künftigen Geistlichen ins¬ 
besondere, wie erwähnt» ohne kirchliche Basis und ohne die bezeioh- 
nete Tiefe bleiben musste, wie solches schon die Ausschreitungen der 
theologischen Professoren Schreiber und Reich!in-Meldegg be¬ 
wiesen ?). Mit Recht protestirten die. oberrheinischen Bischöfe ; gegen 
diese Staatserziehung der Geistlichen und vindicirten den ^theologischen 
Unterricht und ,die klerikale Erziehung“ als eine ebenso wesentliche, 
ausschliesslich rein kirchliche und bischöfliche/ Audsverrichtung, wie 
das Predigen der katholischen Glaubenslehre, die Seelsorge und die 
Ertheilung der Priesterweihe. 

Die Erziehung der künftigen Geistlichen; durch die Kirche muss 
indessen-, abgesehen von den erforderliche», schon frühzeitig anzu¬ 
regenden Tugenden derselben bei den jetzigen Zuständen der Gelehr¬ 
tenschulen schon desshalb den Bischöfen überlassen werden,, weil die 
Schulen unter der Leitung des Staates stehen, dieser aber, insbesondere 
der paritätische, die religiösen Bedürfnisse des Volkes und die Leh¬ 
ren der Kirche nicht kennt and weder die Fähigkeit, noch den Beruf 
hat, die Heerde zu leiten und detngemäss die Geistlichen, zu erziehen. 

Der Rechtsschutzstaat enthält sich überhaupt der Leitung der 
.kirchlichen Angelegenheiten, wie der kirchlichen Disciplin&rgewalt 
über die Vorsteher und die Zöglinge bezüglich der fraglichen Er¬ 
ziehungsanstalten. Er ist nicht berechtigt, die Religionsfreiheit 
dadurch zu hemmen, dass er der Kirche verbietet , den Vor¬ 
schriften D. 62. 63. des Conc. Trid. Sees. XXIII . 1 2 3 ) c. 48. de ref. 


1) Erzbischof Droste von Vischering, Der Friede zwischen Staat und Kirche 

.8. 140. Oberhofprediger Dr. Liebntr sprach in der 1. sächsischen Kammer 1858: 
„Alle grossen Männer der Kirche haben in einer Zeit der Zurückgezogenheit von .der 
Welt erst die Befähigung erlangt zu einem grossen Wirken and das Vorbild des Er¬ 
lösers* der, bevor er sein Lehramt angetreten, vierzig Tage in der Einsamkeit zuge¬ 
bracht hat, ist von grosser Bedeutung.“ ' . 

2) Historisch-politische Blätter 1840. 8. 

8) Mit Recht verfugte das Gone. Trident. 1. c. auf den Antrag des englischen 
Cardinais Polt: „Weil das Jünglingsalter» iwenn richtig geführt»* immer geneigt 
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entsprechende Erziphunga- und Bildüngsaneödtes Hir Geistliche 1 z» 
errichten, wozu sie schon durch dw Unterrichtsfxeiheit berech¬ 
tigt ist. Der Umstand, da.BB einzelne Staaten, Wie e. ft Wflrttetn- 
berg, erhebliche Beiträge zu solchen ErziehungsanstaUi 
ten der Geistlichen leisten,' berechtigt dieselben 'nicht,' der 
Kirche die Leitung über dieselbe zu entziehen *). Gemäss §. 3B. deZ 
ßrichsdeputationshauptschlussee sind Indessen; die Begletiingea zur 
Dotirung dieser Anstalten um so mehr verpflichtet, .als sie dir 
Klosterschulen, in welchen die angehenden Geistlichen früher er-ü 
zogen und unterrichtet wurden j. säcnlarisirt haben. Trotzdem' wer* 
den irt Baden diese'geistlichen Erziehungsanstalten ans KirdhOht 
resp. katholischem Gesellschafts gut unterhalten, ■; 

Wie bereits nachgewiesen wurde, gatantirt das positive Heeht 
insbesondere Art. V. §. 31. L P. O., $. ®5i 63. 65. des- Reichen 
deputatiOnshauptachlussee die Leitung diöaer Anstalten durch die Bin 
schüfe, welche, nachdem die österreichischen Generalsetninacieu dtireb 
die k. k. Verordnung ?om 4. Juli 1790 aufgehoben waren, bis zur 
neuesten Zeit : im Besitze jenes Rechts sich befanden, wie n. Ai ins 
den citirten const. *yn. dioec. const. von ' 1761 6. 105. hervorgeht. 
Dieses Recht wurde den oberrheinischen Bischöfen insbesondere (durch ■ 
die oft eitirten Bullen provida aolersque und ad Dom. greg.- custbd. 
Art V. neuerdings garantirt und hat, hinauf gestützt, das päpstliche 
Breve vom 25. Juli 1850 diese Bischöfe zur Errichtung von Beim- 1 
narien aufgefordert 2 ). : .v : 

Diese geistlichen Erziehungsanstalten sind der Leitung der Kirche 

—-:- : - . I 

ist, die Geniisse der Welt zu suchen, und weil, es, wenn nicht von den zarten Jahren 
an, ehe die Gewohnheit der Laster den Menschen beherrscht, in Frömmigkeit und 
Religion unterwiesen — ohne grosse und besondere Gnade Gottes in der Kirchenzufcht 
verkommen nicht beharren wind, so beschließet die Synode, dass alle> KathedraL, 
Metropolitan- und noch höhere Kirchen nach Massgabe ihres Vermögons find 94 *?^ 
dem Umfange der Diöcese eine gewisse Zahl von Knaben aus ihrer Stadt und DiÖ- 
öCse, oder Wenn 1 sie da nicht gefunden werden aüs ihrer PrbVin» ih feinem CoÄeg, wel¬ 
ches in der Nähe dieser Kirchen oder an einem anderen schicklichen Orte von dem 
Bischöfe zu errichten; sei, zu ernähren, iriigioi au erziehen und ini den katholischen 
Wissenschaften zu unterrichten, gehalten adien . 44 cf. Uber die Erfordernisse zur Ainß 
nähme in den geistlichen Stand die älteren Ganonisten D. 24. 38. 41^46. 50. 55—57. 
62 ffr 81. 33, 

1) WUrttembergischer Gesetzentwurf vom 4. März 1861 B. 31.: „Ditos wäre 
wohl dieselbe Schlussfolgerung, wie wenn Derjenige, der eine Kirche haut , oder eia# 
Pfründe dotirt, daraus den Anspruch »Weiten wollte, Uber die Glaubenssätze, die in 
jener Kirche verkündigt werden sollen, selbstständige Verfügung au treffen. Der 
Staat kann der Kirche nicht Ansinnen, ihre Diener aus seinen Händen so zu übejv 
nehmen, wie er für zweckmässig gefunden hat, sie auszobüden . 44 

2) Abgedruckt in der cib Beleuchtung der RegierungsentscbUessung von 1853« 

8. 66. , ' r - , , 

ArtUf fit XlrsheaifcM. UL IQ 
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itf'den'öonoetdäten anheim gegeben, so'indero spartiseheh, Art. 
XKVHLjiin dem' rufesischen* Art; IX. XXII., in dem französb- 
, s ohen« Artrl XI. 1), ‘ebenso in Art. XXIII. der organischen Artikel, 
in dem' belgischen Von 1827' Art. II., in dem bayerischen Art. 
V.' (Verwdnon^ voh 18&2 pos. 15. 19.), im neapolitanischen 
Art. Hi- (Köngli- Rescript vom 27. Mai 185*7), im Sti Gallischen 
von 1823 'Art. XVI. : XVII. XXL, im Basler von 1828 Art. VIH, 
XL, im ö^te rfeicbieChen Coneordat Art. VT—VTH. XVII. a ), end¬ 
lich Inh der Wifr'tte mbergtschen und 1 badischen Convention 
ArtwVflL'b)' rDie hannorersiehe und preussische Organisations¬ 
bullenhaben gleichfalls solche unter kirchliöher Leitung stehende Se- 
minarien vorgesehen, 1 «ünd werden dortselbst, wie überhaupt in den: 
LämMriy bä‘Weichten die Kirche Ihre verfassungsmässige Freiheit ge- 
niebstp Entweder'rein» trfdentiniSche Seminarien, oder Conviöte miter 
Leitung der Bischöfe unterhalten,- welche mit den Gelehrtenschalen id 
Verbindung stehen 4 ). ' <■ ' . ( , 

u;.\ Hiemit stimmt I* der That die heutige Wissenschaft des Staats* 
und Kirchenrechts überein *) und ist : hiernach die Kirche berechtigt, 
Sfctninarien nach- der vota « Trid. vorgeschriebenen Form au errichten. 11 ’ 
.i . ^Hiernach''sollen aus rechtmässiger Ehe erzeugte; für den geist¬ 
lichen« Stand in« geistiger und körperlicher 1 Hinsicht sioh 1 eignende 
Khabenji-vom‘12/ Lebensjahre an, vorzüglich arme, unter 1 geistlicher 
Leitung «<in dtettziim' geistlichen Stande nöthigen profanen und theo¬ 
logischen Wissenschaften unterrichtet, religiös erzogen und ln allen 
geistlichen Verrichtungen ■ praktisch geübt werden. So : sollen sie in 
dieser bischöflichen Anstalt unter bischöflicher Leitung die Gymnasial- 
Und theologischen Studien absolviren. Solche bischöfliche tridentinische 
Seminariep bestehen in einigen Diöcesen Deutschlands, so in Fulda, 
Mainz,, in 'Oesterreich., in einigen bayerischen und preussischen ft ) 
Diöcesen. "" 

. M h., ✓ ■ M.lr 

r.,. v , Ja ■ Freiburg. bestehen zwei Knabensemia.a” 

mU .. nUI m»,: ■ > ■ • 

-l)e#. die > Beschlüsse des päpstlich bestätigten Pariser ProvincialConcils von 
164«. Tfc. »IV^ cap. l> keAGinstel, Archiv. Regensburg 1851«. Heft III. 8. 86 ff. 

* - < 2) *A post, Bchteib&i Vbm 5. November 1855. VerpotHni , 8. 722. 767. 

3) Ries8, die württembergische Convention S. 94 ff. Württ. Ges.-Bntw. S. 32; 
. > ? - 4}' Das Öete*r. ’ Coneordat und die preass* Gesetzgebung (Regettebtirg/ Pustet, 

1861.) 8. 42. Öovtr# Zehschrift a. a.O. 8. 112. 

* 5) BtetntocM&j -Ätaiitsreehi 8. 561. Richter,' Kirchehreöht 693. Walter , Kir^ 
vhdnreoht 8 . ( 366. cf. (Pheiher f Geschichte der geistlichen Bildungsanstalten. Mainz, 
1885. Bened. XIV.« de 1 Synode dioec. 1. V; cap. 11. Theiner, der Cardinal PrankenT- 
berg. Freiburg. Herder, 1850; 8MW ff. Th&maaein, 1 *. a. O. p. I. 1. HI. 6. 3. ' 

•V J t 6) fortock) 1 Paderbörner ÜiSeesänt'eoht 4l5 i ff. Schulte, System * 8,- 152 ff, 
firedauer, Gen. Vicariats-Verordnungen 1$< V, 


* • ä 
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rien, das «eine in Sigmaringen *), das andere m Freiburg,, rwelcbp, 
beide, jpalt. den dortigen Gymnasien verbunden, ans pulsen Beitfäg^n 1 2 ) 
erhalten werden. Ebenso besteht seit der durch die Convention Jb|e.- 
sftitigton Vereinbarung von 1857 3 ) in Freib,urg qin fSrzb. Con-, 
vjct, worin die an der dortigen Universität studirenden Theologen 
verpflegt, erzogen und ausgebfldet werden. • fHese, An^^nlten steh^p,, 
nie; das seit November 1,84,2 4 ) in flas Kloster Petei; traijsj[erfr,t^ 
Priesterseminar, lediglich unter Leitung des Erzbischofs, welcher, 
die Aufsichtscommission aus seinen Canonici und anderen Geistlichen 
(Professoren) 5 ) wählt, die Präfecten der Knabenseminare, den Director 
und die Repetenten des Convicts 6 ) und des Priesterseminars ernennt, 
die ZögHnge aufnimmt und entlässt, die Prüflingen abnimmt, die 
Uausordnipig und den Lehrplan erlässt, und dieFqnds dieser.Apstal- 
ten verwaltet. 

Das cit. Gesetz vom 9. Ootpber 18fl0 §. 19. harraopirt 
mit dem Art. VIII. IX. der Convention, der Instruction und Regie- 
rungs-Schlussnote hiezu. (Archiv IV., 750. V., 81. 8.9. 97.) Es 
Verlässt dem. Erzbischöfe die. ausschliessliche Erziehung der 
künftigen Geistlichen 7 ). Das badische Gesetz hindert den Erzbischof 
nicht, Seminarien nach der tridentinischen Vorschrift zu errichten. 
Die darin zu bildende Jugend muss dem Zwecke der Kirche und der 
Vorschrift des Trid, entsprechend auf der Höhe der wissenschaftlichen 
Bildung stehen, und jedenfalls das Abiturientei) -Examen bestehen 
können, oder wie die päpstliche Instruction sieh ausdrückt: „litteria, 
et philosophicis theologicisquc disciplinis .... diligentissime imbuan- 

1) Diesem hat die preuss. Regierung Corporationsrecht Verliehen, cf. iSrzb. 
Anz.-Bl. 1859. Nr. 13., woselbst die Statuten Tür das Knabenseminar abgedrnckt sind. 

2) In der Schlussnote vom 28. Jnni 1859 und in der Vereinbarung vom März 
und November 1861 hat die bad. Regierung einen jährlichen Beitrag ans 
kath. GeseUsohaftegute zugesichert. Erzb. Hirtenbrief vom 14. Juli 1856. 

8) Erzb. Verord, vom 19. Hai 1857- Erzb. Abz.,Bl. 1857»; Nr, 1, Hausordnung 
fiir das ErSb. Conviot vom 5. Qctober 1857. 

4) Die hierüber zwischen den Vertretern des Erzb, Ordinariats und der Regie¬ 
rung am 25. März 1842 zu Stande gekommene Vereinbarung wurde von Ersterem am 
26. März 1842 Nr. 1C9Q. und von Gr. Staatsminist, durch Eatschliessung vom 14. April 
1849. Nr. 673. xatificirt. 

5) . cf. Conc. Trid. sess. 23. c, 18. de ref. in der Ausgabe von Richter und 

Schulte (Lipsiae 1853.). .. . 

6) Erzb. Anz.-Bl. a. a. O.: „Nachdem er (der Erzbischof) sich vergewissert 

hat, dass nicht die zu Ernennenden der Regierung aus wichtigen, auf eine Thatsache 
von streng politischer und bürgerlicher Natur gestützten Gründen, minder genehm sind-“ 
.7 7) Württ- Convent. Art. VIII, Der Bisohof ernennt allein die Vorsteher und 

Repetenten, Die. Bestimmungen dieses Artikels sind vollzogen durch die „Bischöfl, 
Verordnung, Haas- und DiscipUnarordnung für das Wilhelmsstift in Tübingen j>etr.“ 
d. d. Rottenburg, 12. Angust 1868. Württ. Gesetz vom 3Q. .Januar 1862. Arf. 11, 12, 



Vortrag bei Eröffnung dfel* Ctttogf. de Propag. Fide ritus orientalis. 

tnr.^ "Dem Erzbischöfe ist Insbesondere die Errichtung von Knabeit- 
seüdtr&rien „patVütii Sterafnäriutti“'n&ch der tridentlnisehen Vor* 
Schrift ztif Pflicht gemacht!. Die von den allgemeinen katholischen 
FöhdS, Von den Geistlichen und Laien gegebenen Beiträge und Sttf- 
taugen werden dies ermöglichen, und öo wird durch dieses Seminar 
uMf das Collegium theolog. ln‘Verbindung mit der Universität ein 
fröirirtter ttnd : intelligenter Klerus in der ErZdföcese herangebildet 

werden.' ■ ' f 

iZurn Eirehdnr«oht 4er Mirtea orientalischen Riten. 

1. Einige kurze Andeutungen Aber die verschiedenen Riten der 

orientalischen Kirche. 

(VöftfAg 1 eint!B'röa(i8Ch*h PVälatteh hei Eröflhung 8er Congr. de Propaganda Pide 

ritas Orientalis *). , / 

• 1 BochVoürdiggtt Emitutnzen! 

Se. Heiligkeit unter Herr hat m dem Breve Romawt Pmitiftces voki 
8 . Januar L Ji [(1863) Archiv VH., 868 ff.] durch welches. Dieselbe die heilige 
Congregation de Propaganda fide für die Angelegenheiten des orientalischen Ritus 
einsetzt, vorzuschreiben geruht: »ut Cardinales hujusee novae Congregationis a 
Nobis hisce Literis delecti in prinio conventu divifiant inter se pröpHa cüjusque 
otiehtaiis nattonis negoria, htque hujuSModi divisio ith effirtatur, ut uhusquisque 
Cfcrdwalie suatrth modo penesse habest negotits unius vel plurium Orientalin« n«4 
tjonutn, ;protut .eijin divistone eontagerU,« 

pa nun Ew. Hoehw. Eminenzen in dieser ersten Versammlung Das, was 
in dem vorgenannten apostolischen Schreiben vorgeschrieben ist, zur Ausffihrhng 
zu bringen haben, so wird es nicht angeeignet sein, in Kürze die Verschieden¬ 
heiten anzugeben, wodurch sich die orientalischen Nationen unterscheiden, und 
zwar indem die Eintheilung derselben einzig unter dem kirchlichen Gesichtspunkt 
betrachtet und darum von . der Verschiedenheit des Ritus abgeleitet wird, ZU/wel¬ 
chem sich eben diese Nationen bekennen. Wir sagten, es solle in Kürze Einiges 
über die verschiedenen Arven des orientalischen Ritus angegeben werden, obschon 
man mit gutem Grunde voilstSndige und genaue Nöäzen über diesen Gegenstand 
gewünscht hütte; aber dieser Wunsch wird seiner Zelt in vollem Masse befriedigt 

'■ l) Ans dam Italienischen übertragen von Prof. Br. Hs rg e n r öt her. Man 
vgl. damit die ausführliche Abhandlung des Letzteren Uber die orientalischen Riten im 
Archiv VH., 169-200. 337 -363., VHI, 74-97. 161-200. Der Verfasser jenes Vor¬ 
trags in der römischen Curie ist noch nicht so ganz seines Stoffes mächtig. AIb haupt¬ 
sächlichsten Unterschied der Armenier von den anderen Riten führt er z. B. «Ke Con- 
secratioh in azymo ah, obscliön er selbst nachher ganz richtig angeben muss, dass 
sie auch bei andereh Riten, wie den Maronrtfen, in Geltung ist. Die von Hergen- 
röthet (im Archi v VII., 173. Note li) ebenfalls ahgefdhrte Stelle Benediofs XIV. 
hat' den : Grnhd' seiner Eintheilung geliefert; die UnterabtfaeUttngen 1 Btimmen wesentfich 
mit Her ge nrBther’a Eintheilung Uberein, welcher nur die bedeutenderen Gfuppen 
Jef grossen syrischen Ritus selbstständig dargestellt hat; (D. R.) . . 
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werden, wenn nämlich die orientalischen Bischöfe, dep wohlthätigen und, aposto¬ 
lischen Absichten Sr, Heiligkeit entsprechend, den Zustand, indem sicft ihre piö- 
cesen befinden, in jeder Beziehung in ihren Berichten behufs, der put besonderer 
Obsorge ihnen zuzuwendenden Pflege darlegen und zugleich die' notftwepdigen 
Elemente an die Hand geben werden, die in den Stand setzen, eine regelmässige 
und genaue Statistik gller Kirchen des Orients zu entwerfen. ’ , , | 

Um, inzwischen den oben angezeigten Zweck zu erreichen, ist hier zu be¬ 
merken, dass Benedict XiV. glorreichen Andenkens in der Encycliea Ällatqe 
junt die orientalischen Riten auf vier zurückführi, indem er schreibt: „Orienta¬ 
lem autem Ecclesiam omnibus notum est quatuor ritibus constare, Graeco vide- 
licet, Armeno, Syriaco et Cophtico, qui sane ritus universi sub uno nomine Eccle- 
siae Graecae aut orientalis intelliguntur, non secus ac sub Ecclesiae Latinae Ro- 
manae nomine ritus Romanus, Ambrosianus, Mozarabicus et varii peculiares ritus 
. Ordipum Regularium comprehendqniur.“ 

Was nun erstens die katholischen Armenier betrifft, deren Ritus sich von 
den drei anderen oben erwähnten bezüglich der Materie des AJtarssacramentes 
unterscheidet, insofern er sich des ungesäuerten prodes bedient, während jene 
das gesäuerte gebrauchen, so ist zu bemerken, dass sie mit einer vollständigen 
Hierarchie ausgerüstet sind, indem sie den Patriarchen von Ciliciep zu ihrem 
Haupte haben. Aber nicht alle Armenier sind demselben unterworfen; denn 
andere sind von dem armenischen Erzbischof - Primas von Copslant inopel, andere 
von dem armenischen Erzbischöfe von Lemberg abhängig, endlich wieder andere 
leben da und dort zerstreut in verschiedenen Theilen von Europa und A$iep untpr 
der Jurisdiction, lateinischer Bischöfe, wie z, B. in Siebenbürgen, Srpyrna et®. , 

, Wepu nun auch der armenische Ritus keine ynterabtheilungep hat,,so hin¬ 
ten doch solche der syrische,, griechische und .Koptische Ritus dar , von, denen 
den Ursprung anzugeben nicht leicht ist, und vielleicht kann map unter dep Ur¬ 
sachen, die sie bervorgebracht, bloss die verschiedene Nationalität und Sprache 
anfzihlen, sowie auch die Streitigkeiten der politischen Parteien, woher besonder* 
im.grient die Zerstückelungen, der Patriarchate, die Anfangs willkürliche Aufstel¬ 
lung neuer Patriarchen, sodann die Verschiedenheit dar;Anaphorän oder Liturgien, 
und in Folg« davon vieler Gebräuche stammen. ... , 

ln der That, der syrische Ritas stellt sich als in drei Classen gethajlt 
dar. Penn wir sehep, dass sich von ihm der ursprüngliche «der sorianisfhe 
Typus bei,denjenigen erhalten hat, die zu der Nation gehören, die noch einfach 
denselben Namen behauptet und von dem antiochenischen Patriarchen der Syrer 
regiert wird. Perselbe Ritus hat sodann zwei andere subalterne, ufimüch den 
syro-maronitischen und den syrp-chald&ischen. Dieser letztere behält wob), den 
Gebrauch des gesäuerten Brodes hei, aber der maronitiscbe nimmt die Consaara- 
tion mit ungesäuertem Jgrode vor. Und in der Synode vom Libanon belast es, 
dass diese Gewohnheit bei der maronitischen Nation, wje auch bei den Armeniern, 
„ab immemorabili tempore obtinuit, et uuthentica hujus rei dpcu- 
menta proferre posspmus ad pstendendum, in syriaca nostra Eccle¬ 
sia azymorum usum jarn inde ab ineimte $extu Christi saeculo pigu- 
issp. u Von dieser Nation kann man bemerken, dass sie unter den orientalisch- 
katholischen Nationen die zahlreichste ist und zu ahen Zeiten in der Einheit mit 
der römischen Kirche unter der Leitang des antiochenischen Patriarchen d e r 
Maroniten ausgeharrt bat; und man weiss wohl, wie dieselbe weit mehr als die 
andwen^ifh den Riiep jmd ,der P^cipjin der^latcutiscfte“ Kirche nähert^ 
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Was die Syro - Chaldäer anlangt, so muss man wissen, dass, obschon die¬ 
selben sich in Mesopotamien, Persien und Kurdistan unter der Abhängigkeit des 
ehaldäiscben Patriarchen von Babylonien verbreitet finden, doch auch eine grosse 
Anzahl derselben in Malabar ist, wovon der grössere Theit katholisch und etwa 
ein Viertheil häretisch ist und den IrrthOmern der Nestorianer und Jakobiten 
folgt. Diese unirten malabarischen Syrer unterscheiden sich von ihren Lands¬ 
leuten im chaldäischen Patriarchate unter Anderem auch darih, dass sie den 
lateinischen apostolischen Vicaren jener Orte unterstehen und besonders dass sie 
in der 1599 von Msgr. de Meneses gehaltenen Synode von Odiampes das unge¬ 
säuerte Brod annahmen und auch dadurch von den Häretikern desselben Ortes 
sich unterschieden, die das gesäuerte Brod beibehalten, zu welchem Gebrauche 
alle Diejenigen zurückkehrten, die nach dieser Epoche in die Häresie gefallen sind. 

Es ward bereits darauf hingewiesen, dass auch im griechischen Ritus 
Abtheilungen sind. Es finden sich nämlich die eigentlich so genannten Grie¬ 
chen, und das sind die Hellenen Griechenlands und des türkischen Reiches, die 
fast alle im alten photianischen Schisma leben. Unter den Katholiken, die sich 
zu demselben Ritus bekennen, sind besonders die Italo-Graeci zu erwähnen, die 
von den betreffenden lateinischen "Bischöfen abhängen, sowie einige wenige Grie¬ 
chen von Constantlnopel, die neuerdings in den Schooss der katholischen Kirche 
zurückgekehrt sind. Sodann folgen die Graeco-Melchiten, die dem Patriarchate 
gleichen Namens Unterworfen und durch den ganzen Orient vertheilt sind. Die¬ 
sen sind beizufügen die Rumänen von Siebenbürgen, vom Banat etc., die unirten 
Griechen, die in der neuen Kirchenprovinz einbegriffen sind, die im Jahre 1833 
von Sr. Heiligkeit unserem Herrn errichtet ward und an deren Spitze der Metro¬ 
polit von Pogaras und (oder) Alba Jhlia Steht. Endlich kommen noch die Slaven 
' des orientalischen Ritus, unter weichen die Ruthenen und die Bulgaren die erste 
Stelle elnnehnretr. Die ersteren bewohnen Russland, Polen, Galizien, Uftgahi etc. 

' "und gehören zu der Kirchenprovinz von Kiew und Halles (Kfowien. et Hallcien.), 
" deren Sitz nachher nach Lemberg übertragen ward. Die letzteren leben in Bol- 
" gariefe uhd einige von ihnen, die in Constantlnopel wohnen, haben in neuester 
Zelt den katholischen Glauben angenommen. ‘Da die Riten und die Disctplin die¬ 
ser verschiedenen Nationen wenig bekannt sind, so wüsste man nicht mit Sicher¬ 
heit anzugeben, ob ausser der Sprache, in der sieb dieselben ohne Zweifel unter- 
' scheiden, noch eine andere wesentliche Verschiedenheit sich findet, die sich aber 
sicher nitht auf die’Materie der EuCharistie bezieht, da alle Im gesäuerten Brode 
' consecriren. NW vbn den Ruthenen : lässt sich sagen, dass sie auf der Synode 
' von Zamoisk in verschiedenen Dingen die abendländische Diseiplin angenommen 
haben. Was dann die liturgische Sprache betrifft", so behalten die reinen Grie¬ 
chen die griechische Sprache bei, die Graeco-Melchiten bedienen sich der arabi¬ 
schen, die Rumänen des vulgär Rumänischen und die Bulgaren des Slavischen. 

Was endlich die Kopten angeht, so lässt sich nur bemerken, dass sie 
sich zum koptischen Ritus bekennen und sich ebenso der koptischen Sprache be¬ 
dienen, sowie dass viele von ihnen im Schisma unter der Abhängigkeit von ihrem 
Patriarchen leben, während die mit der katholischen Kirche Unirten keine eigene 
kirchliche Hierarchie haben, sondern dem apostolischen Vicar ihres Ritus in 
Aegypten anvertraut sind, wo sich dieselben in sehr beschränkter Anzahl finden. 
Diesen könnte man die Abyssinier beifügen, die vom lateinischen apostolischen 
Vicar von Abyssinien abhängen, die koptische Liturgie gebrauchen, jedoch sich 
der Gheez-Spraehe bedienen, Während im gewöhnlichen Leben die amarische Im 



Butte Pius IX. vomtk April JStttafttdie «riöutalischea fischst. QD89 


Gebrauch ist. Nebctdem. scheint es, dass der Ritus,der Abysainier, .der, wicht der 
äthiopische genannt wird, einigen Unterschied vom koptischeo aufzeigt dadautn 
Typus den griechisch-alexandrinischen hat. :u mhim 

Nach diesen kurzen Vorbegriffen bezüglich der Yerschiedenbeiti des orien¬ 
talischen Ritus stellt man es.njun dem weisen prachtei) Ew, pmtnenzen anheim, 
die Frage zu entscheiden, ob es zur. Ausführung der vom heiligen Vater vorge¬ 
schriebenen Geschäftstheilung zweckmässig sei,, einzig und allein die vier Haupt- 
Riten, nämlich den armenischen, syrischen, griechischen und koptischen, wie sie 
Benedict XIV. am angeführten Orte erwähnt, ia’s Auge zu fassen ( oder ob man 
vielmehr ebenso die verschiedenen subalternen Riten hiebei zii berücksichtigen 
habe, durch die besonders heutzutage in der kirchlichen WüMplih "'die'orientali¬ 
schen Nationen der Maroniten, 
und, Abyssinier unterschieden 
orientalischen Riten hervorgeht 

I. Armenischer Ritas. . 

i rein-Syrischer 


Chaldäer, Melchite^ Rumänen, ^Ruthenjen, Bulgaren 
sind, gleichwie aus nachstehende^ Üebehidit^er 


11. Syrischer Ritus. 


Sylra • Maronitiseber 
SyronChaidäisc||er 


Syro • Chaldischer 
Syro - Malabarischer. 


UI. Griechischer Ritus 


IV. Koptischer Ritus 


rein «Griechischer - ■ ■ ■ , 
Graeco - Melehttfeeber •'» 


Rumänischer 
Slaviseber <■ 


r ■ ■ r ..n- i ", . 

\ Rutfteij^cher 
| pplgaifi^er. 


1 1 - r' t ' ! ♦ * , 


| Aegypü^c • „ ,,.. v ... 

) ^ethiopispher, ocler ^ssiutschet;, , 
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schöfe, nebst dein dieselbe für die g:riecAis.fift-uair ( te: ; E,rMi&iWe 
Lemberg publicirenden Hirtenbriefe fleg, Erzbischofs 

, .Jachimp wixz vom $5, ^«i 1$>,t..m . n m 

das Verhältnisaider.Angehörigenides lateinischen Bitustibelneflfrnd) i ; 
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GREGORIÜS L. B. JidHliotlcii')’ ’! 


» J! :*»•;»»!!DiJe 


Divipa Misecptipne et, r. $,ediq Appalplicde AiUjbPrtMe, Hetropnl!ta,..Hali^«nais, 
Archiepistopus Leppoliensts, Episcopas Xameneceasis ; C. R, Ordipis hnwpidi Cpm- 
mendator, Sp^ae Caesareo-Reglae et Apoatoltcae Majestatis. aÄtuaUs iiitimuawGem- 
, siliarius, Philosopbiap, .AA* U». et £. .jhepiogipe fluptor.,, • ,, 


Venerabili Archidioecesatio sdecnlttM it 1 feQutari CWfti satüteiA Hi 

Döminfft ' ' ‘ ■» ' ’ 8 

In Apostolicae Dfgnitatis aplce positus, ötonesqtiC Öominicf agrV partes in 
Ocddertte et Oriente, in Austro et Aquilone quasi de montis vertice inspiciens, ac 
quidquid Ecclesiarum omnium conditioni et flrmament(j ( ponvenial^ dijudicans San- 
ctissimus Dominus Noster Pias, Divina providentig Papa IX^ grayissgmam ad An- 
tistites Ecclesiarum ritus Orientalis, Gratiam et Cominunionem cum Apostolica 
Sede babentes, nuper direxit encyciicam epistolam, quam feslingmus 'Vobis, dile- 
ctissimi in Christo Fratres, in notitiam deducere, .ut SuaarStUctitatiniAPostolicam 



> 
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benignttatem, eurem et sollieitudinem sicnti erg« Ocddtntnlesf. ita etfam erga 
< Mentales, «t Inter kos qaoque erga nea Rntbenos non tarn perapidat» quam 
potins manibns palpetis. 

■ Commemorata epistoJa encydiea Snae Sanctitatw per extenso na sonst. 

■ SanctiSsimi Domini Nostri FTI divina providentia 

TktUL IX. 

Cpistola Encyellca 

ad omnes Patriarch as, Arehiepiscöpos et Episcopos Eeclesiarum ritus Orientalis, 
gratiani et eommunionem cum Apostoliea Sede habentes. 

Romae, MDCCCLXU. . , 

Venerabilibus Eratribus Patriarchis, Archiepiscopis et Episcopis Ec¬ 
clesiarum ritus Orientalis gratiam et communionem cum Apostoliea 

Sede habentibus. 

piM pp, ix. 

Veraratütai Fratres 

Salutem et ApoetoMeknk Beitedictionem. 

Amantissimus humani generia Redetnptor. Cbristus Dominus Unigenitus Dei 
Filins volens, ut optime nosds, Venerabiles FnatrCs, omnes homines a daemonis 
captivitate, et a peecati jugo vindicare, eosqne de tenebris in admirabüe lumen 
soum vocare, et salvos fbcefe, cutn delesset, quad ad versus nos erat, chirogra- 
pbum decreti, afflgens fllud cruei, catholieam Ecdesiam suo sanguine acquisitam 
tanquam unam domum Dei vivi*), otmmque regntm codomm 1 2 * ), velunam 
civitatem supta moritem posltatn 9 ), aut unum ovile 4 * ), et unum Cor¬ 
pus uno spiritu consistens vigensque, et una flde, spe, caritate, et unis eis* 
demque saerfimentornm, reBgionis, doctrinaeque vinculis compactutn et coagmen* 
tltto® *) confftrrhavft, constftuit, et reetoribns a se nominatis ac delectis instruxit, 
eataque Ita b se tonfbrmatam et constitutam, quandiu mundus ipse non intereat 
et eoncidat, permanere, et otodes rnirVeTsi terrafuto orbis populos, nationes com- 
plecti deerevtt, nt ctrjusvfe gentls bomtnes dtvtnam soam religionem et gratiam 
aedperanti quam ad extremem usque spiritnm retinentes aeternapi adlpfecerentur 
salutem et gloriam. Ut autera baec fldei, doctrinaeque unitas semper in sua ser- 
varetur Ecclesia, Petrum ex omnibus selegit unum, quem Apostolorum Principem, 
suumque in terris Vfcarium, et inexpugnabile Ecclesiae suae fundamentum et 
• oaptft cotisCMuit. ut cbm bbnörts gradu, tum omni pfaetipnae auetoritatis, potesfa- 
tte'et joristHcttohte amplftodine fcaetetts omnibus qua® tnaxtme praesfans pasceret 
*<wes et agnos, tonflrmaret PFatres, atque dttiversa® rtgerCt : et gubCmaret Ecde¬ 
siam. Cum autem Christus haue suam EccleSiam unam et immaculatam usque 
ad eonsumatiooem saeculi penneosurem voiuerit, et unamfidem, unam doctrtaam, 
ac regiminis formam servandam esse mandaverit, tum quae Petro dignitatis, ’po- 
testatis ac jurisdletionis amplitudo, fideique integritas, ac stabiütas data, eadem 
prorsus ejusdem Petri suecessoribus Romanis Pontifitibus est tradita, qui in hae 

1) {L ad Tunoth. III. 

2) Matth. XIII. aefsaepe alias. 

Ä) Matth. V. 

1) Joan. X. 

Q) Ephes. JVi tarn allbi.. 
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Bowen« ipaiu* Petr» f^ BqsusslHii Kijn* 

«•{)«; Äiwwtötwviftii «fe tpao Chfwi« ttsmin» «iprema tfftia» Dflittlßiei greg}» tOfk 
<üyinit«as «st wmiföasat, at iwphMMöjß ahfemaüs fesctesiae Regimen tfemafldatttai. 

Ac Voh» »ffriwe emwefuam fexpioc*«tffiij«e eät. Visattrofttts? fratre*, quönwAo 
iw« «Ätp« rsiigMßi? «Bhuirai ae pere&ti* synodpmw ?atM>a#e 

mente ac ?*ce iirerit sttnpev pr#Nl**iuro, de-fensui». et mcol?@in«i, SiQaiOem 
ipst a«Kj»sam cössumm «ripc^e *mtu» esse Oeuw, wustn CfertsvuSV ««am Eecle- 
siam, ei «metlr«» vom P*ipq«i Domini »ttcs f«rHls}«m •>/ r»rl»in«pi*rrt 

petrae, Sftjd&qrte »#»quasHa quMit# m cbtisUsn** reijpublifij« inoles 

«Hfinitue *st s^pern»tn»iö« *>. Mmtefo kmc PWrt Celhedr* e* dlct» semper et s.[ 
kitbita, qu«e nwlea «st tt prisas 4e dötibus 3 )i 5 «quae per imtMi) ttspfacaiü orbetu • ! ? ! ■■ 
prüaatun} obtiueps liiceH), qoaeqve r*4Sx «t roaurts unde ttotlas sacerdotatis 
cxorta»), qaxe erotMin Ecclesiai-um aoiv asodoj»pot sed mater et }ß£#stra*V’i ' '= 

■c pietatig tnetropaife, Ar qua «st "wiegt* «irfisüitfiae- pfeHgiunis, a« perrecl* stabf 
Iftes 7 }, *t in um «emptsr ApestoHcae CatteArae aigalt. Wneipatas *), quactjue Uli 
inniaa t-st petwe, quötasßperbiHe-np»' viWBnl iasferora«» portaa 0 )» et m iataai 
üoetci vam äfiMbtÜ cam aanpsoe proftiderant 10 ), ex qt># j« ömnes venerahdse 
«oiaiöirnionis jufö diraa*san>! ad qnMi «ams obedteuha et tionot «sE defermi^ 
dos u > qmm qut deserk, ia £ede£* tVustra e««e tenddit *<5, €xi;eä : quem qut ^ i 
«bwederH wgmt, peotoaus «et«). Aique totiiter Petrus-,., qui in- ä*r**yr*H Sette «t 
vmt «K ftroe«d«t r praesia! qfMerentibuS; fldet Tfenuuem * Ä X Pstrus» qut ad hoc . 
osqw «tnper in suis SoceessdrlPasi vi\u, st■ jartieiunt ejtwcet “O, ipe 

per 'LeMnot loquwlus ftoimui» Pontifex, q«i iq «mversum arbeflt teuet 

PJxsiatQtn, Äoccmwt est Beati Petri Apwstoiornm PfiBeipis, ei verus Chrisu VHä- 
Ttus. totiaaqae Eedesise eaput. « «etnitttö dirjsiänurnm Pater et Üoctonttctsiit ^)^ 

H ftHa fere mnumerä ex lueuie*ri3s«fli? testibtis deprompta, qua«- etare spefteque 
9 st#eent, ac derteram, qqant* Üde, wrigione, observaiui« et obediemi» kanc -Apo* 

«otedjn S*d*nt, Bam*^a^»*! P»)tuifieem lS öimM;s i.ir«)fieqtii oiöiHfto dehünt, qui 
■ui aetaqii.«ni'cain’m«Nla|Bfae.Ecciesiam peniuere vpliini, ut aeternam 
iwaeqttanliar «usteiern. 

■ ’ < -i) a. äyjnksfc.'^jfe-<o. .v’ • - .. ’ •. v .i- •>., 

>> m A«u*. JiU». «. ft. 48.. 

- - ••>.* .ff. ‘‘b, .fi. M* kMM*. 

«•) «y- ■■■\ ii. &<tt, %. 

>; 'j'-i’iv* 15. Bi 55- 

VA *•, ii Up in. t ad Spiacop. OptBouil. et Syn.^L Tridantiu. •««»».• Vi|. de 

>l. 1 ‘V'* : i . 

!■ leaii, ConetaatihopoHt. &ii Uarmisi. Poiti. e( Soieotn. lUatsr. 

Hl.. UT ■: 

' . - .-*5,5?. Aliqr, ^»ir. tSS. . . •-• . ,. -TT’ 7 

9) S. Aüg: paaifiri eostr* pn'rt. Doaal. 

10^ Teywili» <fe prawaipt. o. .*W. 

11} 8. Ambtok. EgMi lä. ad Xlanta*. 

(k>M. ©pkeSH«. A*i. IV. 

it) 8- Cyprian, de uuit. Eeolesla.!. 

14) ti, Ulerenym Ep ist. 51. »p. Dataa«. 

15) ß. Petras Chrysol. Epist. ad Eutich. 

IÖ) SyrioiS- Epfte*. Aet. .3. 

tj) 8j?»na. Clarteed. Act-. ?. 

ii) Copeii, Elarentiü. in Deerete otiiaa» Cinwetinus. 
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Jam vero caihoiicae ficcieeiae umtoti eitel plane advmatur, malttplex sa- 
ttorum legitimenimque rituum varietas, quta irnmo ad 'ipeius Ecdesiae digüitatem, 
majestatem, decus ae splendorem augendum maxime (ooducit. Neminem autem 
Vestrem latet, Venerabiles Fratres, quomodo noimulli incantos praesertim * et im- 
4 peritos decipere, et in enrorem inducere nitanlur, baue Sanctam caluraniantes 
Sedem, perinde acsi ipsa dissidente» Orientales ad catholicam Ädern excipiens 
- velit, nt « proprium deserant ritum, aciUum latinae Ecelesiae amplectantur. 

1 Quod quidem quam faisum sit et a veritate aUeoum evidentissime ostend unt, ac 
testantur tot Decessorum Nostrorum Constitutiones et Apos&olicae Utterae, ad 
ecclestastica Orientalium negotia spectantes, quibus ndem Praedecessores Nadtri 
non solnm constanter declaranant, id sibi in animo nunquam fuisse, verum ettaftn 
professi sunt, se omnino veile; ut Orientaltum Ecclesiarum ritus, in quos oullus 
circa catholicam Ädern, vei mornm bonestatem irrepsisset error, sarti ac teeti 
haberentur. Quibus repetHis cla/issimisque Decessorum Nostrorum declaratiojiibus 
plane respondent tum vetera, tum recentia facta, cuni dici nunquam possit, laatic 
Apestoifcam Sedem vel Sacrorum Antistibus, vel Ecotesiasticis viris , vel popuüs 
* Orientalibus ad catholicam unitatem reversis praecepisse, ut suum legitimum ritOm 
mutarent. Atque universa Constantinopoiitana rivitas nuper vidit, quomodo Vene- 
rabilis Frater Meletius Archiepiscopus Dramenste, qui cum summa animi Nostri 
consoiatione, et omnium bonorum gaudio ad catholtcae Ecdesiae gremium rediit, 
proprio ritu, ac solemnibus caeremoniis et pompa rem divinam magna populi 
' frequentia peregerit. Itaque, Venerabiles Fratres, pro eximia vestra episcopali 
sollicitudlne ne desinatis vestrarum Dioecesium Olero etiara atque iucutcate, ut 
opportunis quibusque moitis detegere ac refeUerfe studeat catamnt&iH, rqua mafe- 
' voli hotnines ünperitorum animos in errorem inducere; et kividism ocKumqne 
contra hanc Apostolicam Sedem excitare conantor. 

Nos porro cum in hae Petri Catbedra arcano divinae previdentiae confcilio 
collocati ad supremura universae Christi Ecdesiae regimen eveeü simits, Nostram 
oranem spem et fiduetam in Christo Jesu habentes Apostobd Nostri ministerii 
partes implere contendimus, veluti a Nobis postulat instantia quotidiana, et selli- 
citudo omnium Ecclesiarum. Siquidem divino Illius auxilio freti y c ujus vk a r tam 
hic in terris licet immerentes gerimus operam, et qui dfcit: dcce egöwvobiscum 
sum Omnibus diebus usque ad cor^ummation^n saecutt,^et^confinba^nt, inferi 
portas contra Ecclesiam suam nunquam esse piraevalituras, nibH metuimus tot 
nefarias sacrilegasque molitiones, conatus et impetus, quibus in hac tanta tempö- 
rum iniquitate iniraici homines catholicam religioiiem, si fieri unquam posset, 
funditus evertere connituntur, sed spiritual! omnium gentium bopo et saiuti c«p- 
sulere non desistimi^. Eteniip : charitas Christi urget ^ios, ac nihil Nobis potius 
esse potest. quam ut omnes curas, labores, consilia libentissime suscipiamus, quo 
omnes populi occurrant in unitatem fidei, et crescant in sdentia Dej, et eognitione 
Domini Nostri Jesu Christi, »qui est via et veritas et vita t via sdlicet conversa- 
tionis sanctae, veritas doctrinae divinae, et vita .beatitudinis senfepitertiae *)« Ne- 
que vero Vos ignoratis, Venerabiles Fratres, quo singulari amore, et asdduo Stu¬ 
dio palernas Nostras curas ad istam electam Dominier gregis partem vdstrae vigi- 
lantiae commissam, vel ab ipso supremt Nostri Pontificattrs tbitio conttilerimus, 
atque ex recentissimis Nosiris Litteris,, Anjlulö Piscatoris öbsignati^, ^ei * VIII Idus 
proximi mensis Januarii editis magis magisque intelligere jpotuistis , ^ quam vehe- 


1) S. Leo Serm. U.iJdoiAeaiixteo^iJdominL C lu -l .., 
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mentet Nbbis cofdi sit Istarum Orientalkim Ecclesiarum bonum, utilitas ae prospe- - 
ritas. Namque flsdem Lkferis pecöliarem ex Congregatione Fidel propagandae 
conflatam' Congregalioneih Constituimus, quae eidem Congregationi Fidei propa- 
gandae tot assiduis gravissimisqne occupationibus pene obrotae majori sit anxilio, 
quaeque operam ab ipsa Fidei propagandae Congregatione bactenus omni stodio, 
ae summa cum laude praestitam ita exerceat, nt omnia Orientaliom Ecclesiarum 
negotia unice tractanda et expedienda coret. Ea profecto spe sustentamur fore 
dt, Deo bene juvante, ex hqjusmodi Nostro consilto et soliicitudine in omnes 
Orientales Nattones spirituaüs utilitas, quotidie magis redundet. Etenim plane 
confldfmus hanc novam specialera Congregatiouem nnper a Nobis institutam nibil 
unquam joxta Nostradesideria tntentatum esse relicturam, quod in vestris tra- 
ctandis negotiis ad catholicam nnionem magis in dies promovendam, ad Vectra- 
rum Ecclesiarom felicitatem aogendam, ac vestrerum legitimorom ritnum integri- 
tatem tuendam; afqne ad majorero fldeüum spiritualem ntilHatem procorandam 
qnövis modo posslt pertinere. / 

Verum ot haec Congregafio omni cura et Indostria demandatnm Sibi a 
Nobis munus exercere, suosque labores et studla in roajorem istarum Ecriesiarum 
prosperitatem cönferte possit, opus omnino est, nt optime nosrat spirituales Orien- 
talium nationom indigentias, quibos opportune ac provide sit eonsulendom. Et 
quoniam Vobis, Venerabiles Fratres, apprime nota est conditio et statns gregis 
corae vestrae traditi, iecirco pro vestra sapientia probe nostfs, maxime oportere, 
ut de rebus ömnibus, quae vesiras Ecclesias, vestrumque gregem respidont, 
majore, qua fleri potest, celeritate Nos dellgentissime certiores facere velitis. et 
accuratam de vestrarum Dioecesium statu relationem mittatis, in qna sedulo ex- 
ponatur quidquid ad ipsas Dtoeceses spectet, qno fidelium in eisdem Dioecesibus 
degentium necessitatibuS omni cura prospieere possimos. Summa eerte efit Nostra 
consolatio, si quisque Vestrum, Venerabiles Fratres, omnes snae pfopriae Dioece- 
sis res sedulo ad Nos referens slgniflcaverit, quot fldeles in ipsa versentur Dioe- 
cesi, quot sint ecclesiastici Viri, qai proprii ministerii muhia obeuntes ipsis fldeli- 
bus adsistant, quae eorumdem fldelinm agendi ratlo tum qooad Odern tum qooad 
morum honestatem, qua doctrina clerus sit praeditOs, quaeque ipsius cleri edu- 
catio, et quomodo populus ad sanctissimam nostram reiigionem, morumque disci- 
plinam iftstituatur, et qua ratione populus idem ad pfetatem morumque problta- 
tem quotidie magis conformari et excitari queat. Optamus etiam sommopere 
agnoscere, qualis sit vestraram sebolarnm conditio, et qoa frequentia illas juven- 
tus adire soleat. Cunt vero probe sciatis, Venerabiles Fratres, omnes rei cum 
sacrae, turn publicae spes positas esse in recta, salutari ac religiosa puerorum 
' educatione, Iccirco maxime interest, ipsos vH a teneris annis catholicas celebrare 
scholas, quo divinae nostrae religionis veritatem, ac praeeeptiones sedulo dlscen- 
tes a pericuio amoveantur, tie tenerae eorum mentes pravis imbuantur principiis. 
Neque omittatis Nobis manifestare, si libris indigeatis, ac simul exponere qui po- 
tissimum llbri ex vestra sententia et cleri doetrinae curandae, et populi Institu¬ 
tion! promovendae, et acatbolicorom placitis confutandis, et fidelium pietatt foven- 
dae magis opportun! esse possint. Insuper cum acceperimus, in aliquibus loeis 
liturgicos ac rituales adhlberi libros, in quos vel aliquis irrepsit error, vei aliqua 
ad arbitrium Invecta immutotfo. Testrnm erit Nobis patefacere, qui libri apud 
Vos adblbeantur, itemque Oicere si hujusmodi libri aliquo tempore fuerint ab hae 
Sancta Sede approbfttf, vel sl ex vestro judleio errores corrigendos contineant, 
atqbd etiam si quae dubia dirimenda Babeatis, vel si adsint abusiones tolleudae. 
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Atque etiam praecipue expetimus a Vobis aecipere, qaos in vestris Qioeeesibqs 
progressus habest sancta cathollca uni», quae impedimentaeideni obstest, qidbus- 
que oppemmiorlbus tnodis hojusmodi impedimenta aniQveri possiitt, ut ipsaunio 
magis in dies promoveatur et augeatur. .. , 

VMetis profecto, Venerabiles Fratres. quanio amore, qoantoque stndlo tatas 
orientales proseqnamur Ecclesias, et quam vehementer optemus, nt in oriental!* 
bus popuiis sanrtiasima nostra fides; religio, pietas majbra in dies incremeala 
snselpiai, ac vigeat et efflorescat. Ac certr smnud, Vos pro episcopalls vestri 
ministerii monere, et pastorali zelo vestras onmes eures cogitationesque in divina 
nostra rellgione tuenda et Propaganda, atque'in vfestri gregis salute curanda atu- 
dlosissime impendere. Cum vero inimiens homo hisce praesertim iHetuosiasimis 
temporibus non cesset in Dominieo agro superseminare zizania tum pestiferis 
libris et epbetneildibus, tdinmonstrosis quibusque opinionum portentis, quae catho- 
licae fMei ac doctrlnae plane adversantur, ierirco probe intelMgitis, quanla soUi- 
citudine, vigilantia, et constantia Vobis sit aliaborandunt et exeubandom, ut fide* 
lea iVobis coromissos ab hisce venenatis paseuis arceatis, et ad saiutaria propella- 
tis, eosque catbolicae Ecdesiae doctrina raajorem in modum imbuatis. Ut autem 
id Jacilius assequi valeatis, animarum Curatorum praesertim zeUuq assidue exci- 
tare ne intermittatis, Venerabiles Fratres, ut ipsi suo munere deligenter fungentes 
nunquam desinant evangelizare Dei evangelium sapientibus et insipientibus, et 
omni sacrorum ope christianam plebem sibi commendatam juvare, ac pueros 
praesertim, et rüdes homines catholieae fidei documenta, morumque disclplinam 
patienter, amanterque d nee re, omnesque coptinenter exhortari in doctrina sana, 
ne, circumferantur omni vento doctrinae. Omnes quoque vestrarum Dioecesium 
■Presbyteros semper monet«, ut animo serio reputantes ministerium, quod acee- 
perunt in Domino, illud sedulo implendum curent, ut virtutum omnium exempla 
ehristiano popuio praebeant, orationi friste sd, ac sacras praesertim disciplings 
assidue exeolant, et in sempilernam fidelium saiutem procurandam totis viribus 
incumbant. Atque ut facilius navos et industrips operarios habere possitis, qui in 
vineaDomini excolenda auxiiiariam Vobis, operam in.tempore exhihere valeant, 
nullis parcite curis, noilisque consiliis, Venerabiles Fratres, ut adoiescentes clerici 
vel ab iueuute aelate per lectissimos magistros ad pietatem, vernmque ecclesiasticum 
splritum mature fingantur, ac lilteris et disciplinis praecipue sacris, ab omni cujus* 
que erroris perieuio omnino alienis diligentissime erudiantur. Equidem baud 
ignoramus, Venerabiles Fratres, quae quantaeque sint difficultates, quibus in epi- 
seopaii vesiro ministerio exercendo obnoxii estis. Sed confortamjni in Domino, 
et tu potenlia virtutis ejus memoria repetentes, Vos pro Christo jegatione fupgi, 
qui uradidit animara saara pro ovibus suis, relinquens nobis exempium, ut sequa- 
mur vestigia ejus.. 

Nemo vero ignorat quanto usui et ornamento catbolicae Ecdesiae in 
Oriente fuerint Religiosae Monachorum Familiae, Namque ipsae vitae integritate, 
morumque gravitate, ac religiosae discipiinae laude spectatae, et bonorum operum 
. exempla fideübus exhibere, et juventutem insütuere et liiteras ac disciplinas ex- 
colere, et auxiiiariam utijemque. Sacrorum, Antistitibus operam navare studebant. 
Tristissimis autem rerom ac temporum vicibns hae saerae Familiae (Je ebristiana 
et civili republica egregie meritae in aliquifrus locis vel a proprii. Ordinis disci- 
plirta deelinarunt, vel omnino extinctae fuejrunt.. Cum autem magnurn eroolumen- 
tum sanctissimae nostrae.afferretpr .rebgianii si bae Sacrae Familiae, ubi prae- 
scrMa iBWrierunt, itotww revivißcereot» ^ inter pripptalea pstipnea pfj^ünOj^e* 
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füllt 'spiendOre, Icdre» » VobiseXposCimus, utNobis signiflcertis. quid de bac re 
äentiatis, >et qua ratione iuijMSinoiii Sacrarum FAmiliarum instaufatio efflci possit.- 

' PersuasissimUm Nobis -, est, Vos, Venerabiles Fratres, non solum hisre 
Nmtris deäderiis ac postu tatalacri ac Mbenlissimo animo esse satjsfaeto- 
ros, verum etiam singulari diligentia exposkuros alia omnia, quae ex vestra sen- 
tenüa ad majorem in istis regioiribus sanotissimae nostrae reiigiorns, ac tum cteri 
tumpopuK fideiis utltitatem procuraudam sint peragenda. Cum autem ex Eney* 
cüca Cardinalt« Praefeoti Nostrae Conellii Coogregationis epistola noveritis, gratis-: 
simum Nobis fore Venerabiltam Fratrum Sacrofum Antistitum praesentia frei in 
sotamni plurium Sanetorum Canoaizatione, - quam proximo Pemacostes die, Deo 
favertte, eelebraturi sumus, tum ea spe nitimur fore, ut bac occasione, si vestra- 
mm Dioecesiom rationes permittant, vos praesentes intueri, aroanterque com* 
ptecti, et a Vobis ipsiS earundet» Dioeeesium relatiornes accipere possimus. JnK 
terim vero pro exitnia vestra pietate, et episcopaii zeio pergite, Venerabiles Fra¬ 
tres, majore usque alaeritate et contentione miaisterium vestrum implere, et omni 
siodlo vestrorum fidelium saiuti prospicere, eosque etiam atque etiam moiiere et) 
oshortari, üt in catboiieae religionisprofessione magis in dies stabiles et immott 
parstetfint, et omnia Dei, ejusque Sanctae Ecciesiae mandata religiöse costodiant, 
et ambulent digne Deo per omnia piacentes, et in omni opere bouo fVucliftcan« 
tes. Consueta autem vestra benignitate eos paterno affeetu excipite, qui cum in- 
genli animl Nostri laetkia ad catboiieae Ecclesiae gremium redeimt, et omnen» 
impendite eurem, ut ilii magis ib dies amanter enutriti verbfs fidei, et per gra- 
tiaram charismata confirmati in sanetn vocatione immobiles permaneant, et ala» 
ertort usque pede incedant per semitas Domini, atque instent viam, quae ducit ad 
vbum. Ac pro egpegta vestra religione nunquam desinite omnia conari, nt in 
omni boüitate, patientia, doctrina, mansuetudine, lenkate miseros errantes Christ« 
lwrifacere, atque ad unieum ejus ovile reducere, et in spem. aetemae haeredka« 
tis reatkure possitis. Inter angustias vero et difficuRates, quae bisce potissimum 
asperrimis temporibus ab episcopaii vestro munere abesse non possont, couödite 
m gratia Domini Noatii Jesu Christi prae oeuiis habentes, quod qui ad Justitia m 
erudiont multos, fulgebunt quasi steliae in perpetuas aeternitates. Dentqne, Ve- 
nerabiles Fratres, pro eerto habeaiis velimus, praectpuam esse, qua Vos in Do« 
mtaö prosequimur, benevolentiam. Atque interim haud omittimus \n omni ora* 
tioue et obsecratione cum gratiarum actione a Deo üptimo Maxime humiliter 
enixeque petere, ut uberrima quaeque Suae Bouitatis dona super Vos propitlns 
semper effundat, quae in diiectas quoque oves vigilantiae vesttae commfesas 004 
piose descendant. Atque horuni auspicem, et propensissimae Nostrae in Vos 
votuntalis pignus Apostolicam Benedictionein ex Ultimo corde profectam Vobis 
ipsfc, Venerabiles 1 Fratres, cunctisque cierice, laiösque fideiibus oujusque Vestrum 
curat concveditis peramanter impertimus. 

Datum Romae>apad tt/Petrum die B Aprilis t862. 

.1 1 Pootvöcatus Nostri .Anno Deoimosexto. 


Haec itaque piena Apostoiit i zeli verba Beatissimus Pater Pius Papa IX. ei 
aMssIma in universam EeclCsiam, sanguihe amantissimi generis bumani Redeftt 1 
ptbris Jesu Christi acquisitum, PrimAtUs Sui Romana Bede Nobiscum comimtnicarö 
dignatus est, ex qnibus babemus, quod unitati catboiieae Ecciesiae nihil plane 
adver»etur muiti|dex saeronua legUimeromque rktranl varietas, quodque bi varii 
ae !«$itimi rkus addpsius Ecdeiise digoitatem, on^estatem, deeus et splendorem 
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augendum conducant. Qnare ettam s. Sedes Romana Orimrtaliom Eedesiorara; 
ritus, in quos nulios circa calbolieam ödem vel morum bonestat&m irrepaissei 
error» sartes tectosque habet, neque intendit, ut Orientales in uuitate catboUra 
suos legitimus ritus mutent, aut eos deserant, ac iUum lalinae Ecclesiae ampler ' 
ctantur. Imo Sua Sanetitas erpresse declarat, contrarias aaserliones esse calum- 
niam, qua malevoli homines imperitos decipere, eorum animos in errorem indur 
cere, et mvidiam odiumque contra Apostolicam Sedem exeitare eonantur. Inter* 
prete jam omni exceptione majore, ulpote ipso supremo Ecclesiae caibpüeae» 
Legisiatore, ipsa Sanctitate Sua hie et non alias est sensus. Constitationmn et 
Apostolicarum Litterarum, ad Ecclesiastiea Orientaiinm negotia speotantium, quii 
bus (um veiera tum recentia.facta respondent, quäle nuper vidit universa Con» 
stantinopolilana civitas ex occassione renovalae per Arcbiepiseopum Dramenscm 
Meletium unlonis Bulgarorum cum s. Humana Ecclesia. Quae ex Litteris Suae 
Saietitalis repetere putavimus ideo, ut seeundum requisitionem Suae Sanctitatis 
vobi» etiam atque etiam inculcemus, quatenus haec exponantur a vobis pepuüs, 
curae Vestrae roncreditis fine consolidandi eos eo magis in uniiate catholica, 
quod e sacro suggestu facietis, et quatenqsicontrarlam ealumaiam detegatis ae 
refellatis, quae teste tristissim« experientia non coUigit seid dissipat, non bonom 
Ecclesiae catholicae respicit, sed longe aiia consiiia meditatur. ,, v . 

Reassumens iilam Praedecessorum Suorum quoad Orientales Ecclesias earum* 
que legitimos ritus oeeonomiam Sanetitas Sua ab ipso suprpmi Sui Pontificatus 
initio, litteris Suis, sub Y1II Idus proximi mensis Januarii editis, et annnlo pista* 
toris obsignalis, in perenne documentum, quam vehementer Sibi cordi sit Orienr 
taiium Ecclesiarum bonum, utilitas et prosperitas, conslituit peculiarem ex Con- 
gregatione fidei propagandae Congregationem, quae eidem Congrcgationi, fidei 
propagandae, tot assiduis gravissimisque occupationibus pene obrutae, majori sit 
auxilio, quaeque operam, ab ipsa fidei propagandae Congregatione hactenus omni 
Studio ar summa cum laude praeslitam, ita exerceat, ut omnia Orientalium Eccle¬ 
sia rum negotia unice tractanda et expedienda curet, quatenus seeundum cousijia 
et soHidtudinem Suae Sanctitatis, Deo juvante, spiritualis utilitas omnium Orien- 
taiium nationum quotidie magis promoveatur, siquidem Sua Sanetitas confidit, 
hanc novam specialem Congregationem nuper a Se institutam nihil unquam 
juxta Sua desideria intentatum esse relieturam, quod in tractandis Orientalium 
negotiis ad catbolicam unionem magis in dies promovendam, ad eorum Ecclesia¬ 
rum Prosperitäten äugendem, ac eorum legitime intnoductorum rituum integrita- 
tem tuendam, atque ad majorem fidelium spiritualem utilitatem procurandam 
quovis modo pertinere arbitrabitur. . 

Quis Vestrum, dilectissimi in Christo Fratres, böo videt ex dictis saluberiri* 
mam destinationem neoinstitutae a Sua Sanctitate specialis Congregatienls pro 
Orientaiibus ? Quis exinde non inteiligit, bonum, utilitatem, et Prosperitäten! 
Orientalium Ecclesiarum vehementissime Shae Sanctitati cordi esse? Nobis pro- 
fecto restat Deum orare, ut iis, quae Sua Sanetitas plantavit, det incrementum. 
Neque Nostra ex parte in ferendo illo adjutorio possumus tardare, quod Soa 
Sanetitas a Nobis requirit, ut baec Congregatio optime noscat. spiritqales. Nostrae 
Rutbenae nationis indigentias, quibus opportune et provide sitCQnsulqnduw, fttqpe 
omni cura et industria demandatum sibi munus exercere, suosque labores et 
dia in majorem Ecclesiae Nostrae Rutbenae prosperitatem conferre possit. 

Requisitiones istae habentur inpraesentf epistoiaSBae Sancütatis spedfin 
catae , atque eis satisfacere valeamus, nocessarium duonqn** ,cfe nontwlli* 
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adkwc Vestrxm hübere informatianes , ex immediata observatione, ex- 
perimüa et. mimitione verum tocali promanantes, etqwdem circa 
sequentia objecta: a) Quae in ipsius cleri nostri cducatione secun- 
dwm indigentias natioms et riüus nostri graeco-slavici, adhuc deside - 
rmtur ? b) Numne praelectionesx saUem aliquarum, et quarum prae- 
primis materiarum , theologicarum in Unguis ecelesiastico-slauica et 
ruthena ad majorem dexteritatem cleri nostri , obeundi munia sua 
spiritualiaet eceleeiastifia, mogis conducerent, qupm obtmentes modo 
vnlingua latina praeter Ulas umcas ex Theologiß pastor ali ? c) Qui 
sunt defectus Ubrorum pro cornhibmdo atudio thpologico in prae- 
sentiarum praescriptorum? -_d) Quart in Ungua nqstra patria non 
habeantur sufßcientes libri pro aedificatione populi fidelis m doctrina 
reiigiosa? e) Quae facerent ad pietatem morumque, probitatem po- 
puii Nostri qmttUHe magis eonfirmandam et eycitandam ? f) Quid 
adjuvaret magorem frequentäam scholarum rwstrarum nationalem 
ex parte juventutis? g) Numne in scholis nationalibus his > quae 
etiam a ßdelibus nostri ritus svstentantur y sed< sub inspecUone Con- 
mtorii ArchiepiscopaMs ritus latwi existunt, jwventm ruthena ritus- 
que noster non experiantur danma ? h) Quas deformitates, contra- 
dictiones et discrepantias per singulas nostras Ecclesias attraxit ri¬ 
tus noster ex Udo imprudßnte, z&o, eum in favorem Polonorum lati - 
msandi? i) Quae s. Unio nostra experitur impedimenta, quominus 
eluctari possit ex sua debüitate , et in oculis Occidentds et Orientis 
necnon ipsorwpi Vnitorum debitam si&i nanciscßtur aestimationem 
etvenerationem, qua olim Ecclesiae Orientales , communionem cum 
s. Sede Romana foventes , fruebantur, quibmque opportunioribus mo- 
dis hvjusmadi impedimeptis efßeudm Qccurri posset, ne c&rcumdan- 
tes nos Orientales, a praefata communione sepevati, scandalum , et 
ansam sumant perhorrescendi s . Unionem et Latinos , acsi iidem s> 
Unionem tractarent qua medwm, eo faciliuß . obtrudendi Orientalibus 
et speciatim nostris Ruthenislatinum ritipni, eosque huic ritui, postv, 
positis Omnibus legibus Ecclesiasticis, aggregtmdi ? Hic accludendae 
sunt cousignationeß eorum fy qm, ex. ritu nostro m singulis Ouratiis 
ülegaliter ad ritum latinum per clerum polonum mscepti sunt cum 
provocßt%Qne. ,a f d^testimonia Ubrorum metricalium , quod ad ritum 
nostrum pertineant . Insuper exhibendum est , num in matrimoniis 
mixti ritus partes ritys nospri per clerum polonum non latinisentur, 
numque idem clerus, non adv er setup ineundis matrimoniis mixti ritus y 
quando non praevidetur latinisatio partium nostri ritus ? k) Qualia 
däMbentur & ctiro poloiio tnedia , dujüSque geiteris argumentationcs 
addüdutitür, ut fidelhs HoitH rittcs pVrm&veäntur tVansire ctd ritum 
latinum ? I) Num Citrus pölonut ritus ■ latirii ritum nostrum debite 
ueetimet et observape tsoleat consUtutiones ApostaUqas, quae correla - 
tiQnes utriusque ritus ordifnqrunt ? rp) Nnm ius, patronatus et pray~ 
sentßtioms, quod,, Domini terrcstres latini ritus super Ecclesias nQj 
Stras Ruthmas exereenty tractetur ita, proufii juxta praescripta Eor 
clesiae tractßri deberet f numque fimdationes Ecclesiaru/m nostrarurn 
im j agris:<e% p.arMi DßtyWßrum PcUrßnorßm t n&n violentur ? Unde, 

Rutheni 
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graeco-catholici in CaUeia gravitent ad stMsma Ortettönte et dd 
Moscovitismum ? n) Nnm ad eas faciendas non intcrceddnt poUOcaey 
combinatlones Polonorum, quas mb apecie relig io ui» et cwthoUeitatia 
fleri notavlt Sanctitas Sua in lltteris ad ArchiepUcopwn Leopolien* 
sein, ritws latitii die 17 MartU anno 1862 datis, ui nempi tcdi ratUme 
Rutheni in QaHcia priventur gratia a. Sedia Rdmanoe et regiminis 
Austriaci ? 

De Ms et aliis slmitibas cupittn» infseiMrt et qoMen «otnagis, qutaCoR- 
' sistorium Nostrum Metropolitanen! hpjusgoneris queretta Vestris «broitnr, in Viri¬ 
bus Vos ipsi auxitium S. Sedfs Romanae taplorandam esse Judieatte, ot desaper 
certam tiotitiam Sanctitatf Suae praestemas, qüatenus male ebex ponatar. Iteque 
ordinamus, ut nön solum singulf Vestrura sed ettam Decanates Vestrae Cangte* 
galiones, per A. R. Decanos ad boe quaniecytH oenvoeandae, re omni ex patte 
trutinata, conscientiosa responsa ad proposltas qoaeatlenes Webte »ine men e*bi>- 
beant, quatenus ad eas reiationem Nostram, Suae Sanetftiti substernendam« eem 
formemus. , . 

Denique prevoeamus religiesSssttw« tiwlnelalem Ordinis rkos Nostrt ä. 
Basitii M., ut capte common! consitio «am suis, «enmdum es, gute 1 in lltteris 
Sanctftatis suae de tnstauratione hqjus Ordinis dicumur, ttoMs reHrtionem exhibet* 
festinet. .... 

Partidpes facti orationum et Obsecraffettum Sode Sanethafis, at Deus Op#- 
mas Maximus uberrluia quaeque soae BOnMatis dorta super Nos propitius aefnper 
effhndat, necnon Benedicrtonis Apostolicae, vieissim non iutermittamus emitl ardore 
cordiutn nostrorum Deum exorare, Pt Sanctitatem Suam , PidmPapam IX. conee*- 
dat Sanctis suis Eeciesiis in pace sodpitem, honaraMiem, ineolumem, Ibngaevüm, 
recte dirigentein verbum Sftae Veritatis. ■ ' . 

De caetero, dilectissimi ln 'Christo Fratres, pax Dei, qutte emtperat 
omnem sensum, custodiat corda Veatra et intelligentiaa Yestroa in 
Christo Jesu. (Philip. 4, 7.) 

Praesentes Hieras Nostras pastorales Venerabiifa OfBda Deeanaüa sine 
mora distribuent in ambitu Deeanatuum suorom, et ad effectuattonem Ofdinattenls 
Nostroe supra expfessae Cotigregattones feecttnaies cenvoeahunt. 

Dabamus Leopoli ad Eedestem Noatram Arebieathedraiem 8. Magttl Martyris 
Geörgii die 25 Maji 1862. 

Ofegortm ui.' p. 1 

III. Hirtenschreiben des Rfzbischofs Franz X'avef voh Lemberg 
titus latini vom 4. NovembdT IBBll, 1 ' 

die Praxis in Bezug auf Personen aus gemischten Ehen zwischen Katholiken 
römischen und griechischen Ritus und in Bezug apf den Öebertritt von dem einen 
zu dem anderen Bitus betreffend, . .. 

»Schon seit langer Zeit,« so berichtet das Wiener »Vaterland* 1883; 
Nr. 287., »geht ein mehr oder minder lautes Fiösteftt durch die kattidflsebe Be¬ 
völkerung der 'beiden Rtteb, des lateinischen und des griecütech-nichtonlrten; 
gegenseitig Klagt sich die Gefsffichkeit beider Riten der Ptroselytenmacherei und 
der Beeinträchtigung des einen Ritus auf Kosten des anderen an and namentlich 
dem griechisch-ruthenisdten Klerus wird der Vorwurf gemacht, er führe solche 
Neuertrageft in der Liturgie ein, dass dieselbe sieb gmr triefet Mehr •venderutor* 
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gie der Niebtunirten unterscheidet. Natürlich schiebt man diesen Neuerungen 
die geheime Absicht unter, dem Volk aUmfifig nicht nur die liturgischen, sondern 
auch die dogmatischen Differenzen, die es von den Nichtnnirten unterscheiden, 
weg zu escainotiren. Dieser traurige Zwiespalt zwischen den Katholiken beider Riten 
hat nnn neuestem in offlciellen Aktenstücken einen edatanten Ausdruck gefun¬ 
den.« Es sind damit das im Vorhergehenden abgedruckte Umlaufschreiben , des 
griechisch-katholischen Metropoliten vom 25. Mai an den griechisch-katholischen 
Klerus und das nachfolgende Rundschreiben des Lemberger erzbischöflichen Coo- 
sistoriums lateinischen Ritus vom 4. November. 1892 (Currenda Nr. 35.) an die 
unterstehenden Decanate gemeint. 

Frequentissimae et ad sohrendum duriasimae erant suntque praesertlm 
bodie in exereenda cura animarnm illae difflcultates, quas in aiebitu hujus Archi- 
dioeeeseos gignere soiet incertitudo circa ritnm (et eo ipso circa parochtun) ad 
quem magna multUudo fldelium sive e matriqioniis mixti ritus progenitorum, sive 
in aiterutro ritu de facto baptizatorum et educalorum, legitime annnmeranda sit, 
Incertitudo haec, mater est, maxima subinde cum animositate inter Clerum latini 
et graeco-catholici ritus agitalarum quaestionum, vindicationem unius ejusdemque 
personae pro utroque ritu, intendentium. Jude, tot et lantae utraque ex parte 
de violatione jurium parochialium, per illegalster benedicta matrimonia, per ad- 
ministrationem sacramenti baptismi, per sepulruras mortuorum, per inscriptiones 
talium actuum in non propro ritui respondentes libros metricales, deniqne per 
injuste sibi nppropriatos proventus e juribus stolae, apud ecclesiasticas et civiles 
instanlias acriter agitatae quaerellae. His satagebaot opem medelamqne ferre 
Antistiles latini et graeco-catholici ritus jam ilio ex tempore, quo Praesules ru- 
theni dioecesium Leopolitanae et Premisliensis in capite et merobris cum S. Ro- 
mana Erclesia sese unitos declaraverunt; ex illo inquam jam tempore reliquerunt 
v pii, doch zelosique Praedecessores Nostri yestigia sollicitudinis circa definiendum 
modum, quo promiscue, cum Catholicis Jatini ritus hia in oris viventes, Ünionem- 
que cum S. Ecclesia Romana profltentes Rutheni, matrimonia inlre, proles edu- 
eare, omnlbusque religionis catholicae offlciis, salvo ritu sive iatioo — sive 
graeco-cathoiico, satisfacere possent. 

Cum multiplicibus zelosisqqe eorum conatibus effectus nequaquam respon- 
deret, sapiendi hujus negotii causa, agente p, m. Archiepiscopo Leopoliensi rit. 
lat. Luca Equite Baraniecki, facta fuit inter Galicienses Episcopos omnes latini e( 
graeco-catholici ritus anno 1853 solemnis conventio, subslrataque pro conflrma- 
tione Sanctissimo Papae Pio IX. 

Cardo rei in conveptione hac versatur circa sequentia: 

a. Statuatur fixum tempus; rilus, quem hoc fixo tempore fideles tenere ad- 
invenientur, erit in futurum eorum legitimus, nullo pacto arbitrari p«r- 
mutandus. 

b. In matrimoniis mixtis, baptizandi et educandi sunt in futurum omnes sine 
sexus discrimine proles, jnxta ritum patris. 

c. Ritus, quem tempore supra expresso quis sequebalur, nonnisi accedente 
facultate Sedis Apostolicae mntari potest. 

Respectu bujns. puncti dilucidationis causa observamus, quod ab Episcopis 
Gaüciensibus acceptari et in bac forma preponi debait; nam dum constans est 
S. Ecclesjae Romanae norma, transitum a latino ritu nonnisi accedente Saerae 
Sedis facultate posse admilti, eapropter simiiem restrictionem denegare impossir 
bile erat, Reverendissimis Episcopis graecp-catholicis, bi enim provocantes üfl 
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ReswtpUm Paine Urte# Yfll.dd. 7. Febr. 1624; porro ad Bollaa Papa« Bene* 
dieti XIV. dd. 28. Julii 1755 Allatae sunt; :denique ad Resolutionen* a Congre* 
gatione de Propaganda Fide sub 2. Apr. 1803 Episeopo Premisliensi r. g. e. Angie- 
towiez ex mandato Papae Pii VII. da tarn, demonstrare satagebant, transitum a 
graeeo-catholico ad latinum ritnm, jam ab antiquis temperibus nannisi a faeultate 
a Sacra Sede Apostolica impertienda dependisse. 

Haee igitur mutua Episcoporum Galiciensiom utriusque ritus eoavenlio a 
Sariettasimo DD. Nostro Pio IX. Saorae Congregationi de Propaganda Fide ad tra? 
etanda negotia Orientaiiam cum S. Sede in commanione viventium destinatae — 
pro muneris functione tradita, antequam definitive resolvi poterit, praestanda «st 
adbnc opinio super sequentibus Nobis a Sua exoellentia. PI. TitU. Reverendissimo 
Arcbfepiscopo Tarsensi Antonio de Lucea NuntioApestolico Vindobonae resident», 
eommunieatis qtrinque dubiis: ■ 

»1. An consultfus foret, ad periculum aeternae perditionis praecavendnm, 
facultatem parochis facere baptizandi proles alterins ritns, si praeter «asum neces- 
sitatis ob imminens vitae periculum alia impedimenta, prout ex. gr. hyemis in* 
clementia, locorum distantia, itineris difflcuitas obstent quomimis baptisma a pro* 
prio sacerdote admlnistrari possit? Agitur enim de Sacramento aeternae anlma* 
rum saluti necessario, cujus administratio ex mente Ecclesiae catboiicae diu pro* 
crastinari non debet, ob repentinos casus qui semper incidere possunt. Quaprd* 
pter Reverendissimi utriusque ritus Antistites viam rationemque proponant eo ut 
pro iöcorum adjunctis, et quin occasio contentionibus et dissidiis praebeatur, in¬ 
fames non tardius quam deceat salutari regenerationis iavacro abluantur. 

2. An a Ruthenis consuetudo, quae apud ceteros Orientales viget, servelur, 
praesentandi ad baptismum pueros infantes post quadragesitnum, puelias vero 
post octogesimum a nativitate diem? 

3. An usu apud Rutbenos receptnm sit paroebos, tum latinos quam rutbe* 
dos, absque spedali venia proprii Episcopi rite et legitime mutuo sibimet dele- 
gare jus baptizandi infantes alterins ritus ? 

4. Cum in articulo C. §. XI., superius memorati schematis de concordiä 
statuatur, ut in locis tbaumaturgis a presbyteris latinis invitentur tot rutheno- 
catbolici presbyteri quot sufficere possint consecrationi et distributioni $. Eucha- 
ristiae pro fldelibus Ruthenis in loco thaumatnrgo confessis, quanam de causa 
nulla fit mentio de locis thaumaturgis rntheno Clero commissis, et de invitatione 
latinis presbyteris facienda, ut pari vice Eueharisticum Panem consecrent et dis- 
tribuant proprii ritus fldelibus? 

5. An timori sit locus, ne dissidia intestina in privatis famittts exoriri 
possint ex praxi, juxta conventionis Schema, noviter indncenda circa rellgiosam 
educatlonem prolis ex matrimoniis mixti ritus procreatae, nempe ut in posterum 
cuncta proles hac in re ritum patris sequi debeat? Cum de re tarn gravi agatur, 
Reverendissimi Episcopi pro ea qua praefulgent prudentia, sententiam exquirant 
parocborum in nnoquoque districtu, si hoc commode fleri poterit. Hac rqtione pro- 
babilis conjectura fleri poterit, an proposita innovatio damnosa vel utilis sit 
evasura.« 

Ut vero redponsa Nostra pro possibifl , praxi e cura animarum depromptae 
adcommodare possimus, provocamus Officium decanale quatenus Clero suo con* 
deeanali (Optimum fbret in nnum locum convocando) dubia superius notata expo* 
nat, et senaa eorum circa singula scripto exaranda, Nobis tanto celerius submittat, 
quo Nos Jpsi ad lestinam responsionem provocaU extiterimus. 

i ! ’ : 
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Dm vero in bis a Sacra Sede Apostoliea dirimendis neg’otiis opinionem 
Cleri in cara animaram laborantis exploramus; vel invite attenti reddimur, ad 
similent praxim, a Sua F.xcellentia D. Archiepiscopo Metropolitano Leopoliensi 
r. g. c. Libero Barone Gregorio Jachimowicz medio literarom encyclicarum ad 
Ctermn r. g. c. die 25. Majl a. e. n. 29. directarum, introductam. In his literis 
alloquitur Excellentissimus D. Metropoltta L. B. Jachftnowlcz suum Clerum seqnenti 
orationis eontextu: [quem sopra p. 206. videas: a vocabulis necessarium duxi- 
mua nsqoe ad vocabola et regiminis Amtriad .] 

Ex bis darum est, quod in tot et tantis. a Reverendissimo Metropolita in 
jns vocati, materialia defensionis accosationi adamusim respondentia eolttgere et 
in prompto possidere obligemur. Provocamus igitur Officium decanale, ut clero 
suo eondecanali nunc exposita quaesita Reverendissimi ae Excellentissimi Metropo- 
litae Jachimowicz nota faciat, singulosque provocet, ut Nobis observationes suas, 
circa sequentes saltem scripto exarandas substernant: 

a. Exbibendi sunt conatus cleri gr. cat. Galiciensis pertrahendi fideies ritus 
latini postbabitis omnibus legibus ecclesiasticis ad ritum graeeo-catboiicum. 
Hic accludendae sunt eonsignationes eorum, qui ex ritu nostro in singulis 
curratiis illegaliter ad ritum gr. cat. per clerum respectivum susceptl sunt, 
cum provocalione ad testimonia librorum metiicaiium, quod ad ritum 
nostrum pertineant. Insuper 

b. Exhibendum est, num in matrimoniis mixti ritus partes ritoa nostri per 
clerum gr. cat. a latino ritu non alienentnr, numque idem deras non ad* 
versetur ineundis matrimoniis mixti ritus, quando non praevidetur pertra* 
ctio ad ritum gr. cat. partium nostri ritus? porro: quibus aliis adhuc de 
causis et quibus mediis derus rit. gr. cat. ejuamodi matrimonia mixti ritt» 
impedire conetur, et qualia incommoda partes nostri ritus quoque inde ex* 
periantur? Hic quoque speciflcandi sunt casus, in quibus clerus gr. cat, 
illegaliter vel etiam invalida matrimonia benedixit, altero vel etiam utro* 
que sponso ritum latinum profitente. 

e. Qualia adbibentur a dero gr. cat. media, eujusque generis argumentatio* 
nes adducuntur, ut ßdeles nostri ritus permoveantur transire ad ritum 
graecum? 

d. Num derus r. g. c. ritum nostrum debite aestimet et observare soleat 
constitutiones Apostolicas, quae correlationes utriusque ritns ordinarunt? 

e. linde promanant oblatae clero Galiciensi ritus gr. cat. eriminatiqnes, quod 
ad Schisma orientale et ad Moscovitismum gravitet? Et ex adverso: unde 
provenit cleri r. g. c. passim erga ritum et derum latinum animositas? 
Num ad Ulam non fadant politicae et nationales Rutbenorum combinationes? 

f. Exprimantur factae a Vobis observationes de impressionibus, quas reeenter 
inductae per clerum gr. cat. circa graeco-catbolicum ritum innovationes in 
populo fideli, tarn gr. cat. quam latini ritus produxerunt 

g. Item exponantur causae, ob quas passim fideies ritus gr. cat. praesertim 
recentisdimis temporibus ad ritum latinum transire valde exoptent. 

b. Exbibeatur quoque, num oborta prob dolor! recenti tempore huc Hlue 
dissidia inter Clerum utriusque ritus, ipsum quoque popuium fidelem 
affecerint? 

Ad basce quaestiönes singuli parocbiarum Rectores, in quantum ipsis snb* 
erit materia, seorsim sua dabunt responsa, sermone latino exaranda, et sine irn 
et stadi« explananda. Non snffident autem generales dontaxat assertiones, sed 

14 * 
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addocenda erunt facta et dieta cum denominalione personarum agentfam aeque 
ac testium sive imroedlatoruni sive mediatorum. DD. Decnni vere coilectas suornm 
condecanalium relationes adjuncto earum conspectu Consistorio huic immittent. 

Valde porro exoptandum foret, ut causa haec communi consilio discutere* 
tur, quapropter DD. Decani, in quantum id fleri potest, omues vel sattem ptares 
sporum condecanalium ad discutiendas praedictas qaaestiones in unum congregart 
facient. 

Franciscus Xaverius Archieppus m. p. 

Ex Consistorio Metropolitano r. 1. 

Leopoli die 4. Novembris 1862. Felix Zablocki m. p. Cancellarius. 


Die österreichische Gesetzgebung hinsichtlich der Bestreitung 
der Kirchen - und Pfarrbaukosten. 

A. Bis zum Jahre 1848. 

(Fortaetznng, vgl. Archiv IX., 8. 70—97.) 

5. In Steiermark und Kärnthen. 

Aus Anlass der Pfarreinrichtung erliess die Hofkanzlei unter dem 18. Juni 
1785 fflr'Steiermark, und unter dem 19. Mai 1786 für Kflrntben hinsichtlich der 
Herstellungen der Kirchen- und Pfiarrgebäude, die för Mähren und Schlesien fest- 
gestellten Bestimmungen mit dem Beisatze, dass die Obrigkeiten jedenfalls aufzu¬ 
muntern seien, wenigstens mit einem verhäitnissmässigen Antheile in Herbeischaf¬ 
fang der Materialien, sowie es die Lage und Umstände zulassen, dazu zu 
concurriren, gleichwie dann auch die Pfarrkinder die Fahren and Handarbeiten 
verhältnissmissig zu leisten hätten, und wo ein eigentümliches Vermögen der 
Kirche vorhanden ist, solches, insoweit es zu den täglichen Erfordernissen ent¬ 
behrt werden kann, zu Hilfe zu nehmen sei, um durch diese aliseitige Mitwirkung 
den Aufwand der Kosten för einen jeden Theii nach Möglichkeit zu erleichtern.- 
Mit dem Hofdeerete vom 14. Februar 1787, Z. 295, ist in Betreff der Er¬ 
richtung neuer Seelsorgsstationen bei dem Umstande, als niemals die Absicht 
war, dem Patronat des Religionsfondes ein mehreres Recht, als jedem andern 
Privatpatrone zuzuwenden, der Antrag des innerOsterrefchiscben Landesguberniums 
genehmiget worden, dass, wenn die Kirche hinlänglich dotirt, alle Stiftungen und 
nftthigen * Auslagen bedeckt und die Capitalien gesichert sind, die Privatdominien, 
die sich zur Uebemahme des Patronatsrechtes einer neuen Pfarre und Curatie 
erklären, den Ueberschuss des Kirchenvermögens verhältnissmässig ebenso, wie 
es dermal von Seiten des Religionsfondes geschieht, und auch sonst bei Pfarrge- 
bäuden bisher immer beobachtet worden, hiezu verwenden können, jedoch hätten 
selbe die jährlichen Baoerfordernisse jederzeit speciflce anzuzeigen, das Kirchen- 
vermögen auszuweisen, die Vogteiobrigkeiten aber, welche bei ihren Rechten zu 
belassen sind, die Kirchenrechnungen, mit welchen der l'atronus keinen Einfluss 
bat, wie bisher als auch künftighin zu legen und wenn der Patronus etwas von 
den Kirchengeldem herznnehmen anträgt, sich diessfalls mit dem Vogtherrn vor¬ 
läufig einzuverstehen. 

Von dem Fürstbischöfe von Seekau war um Enthebung von den Patronats- 
Verbindlichkeiten bei den Pfründen die Bitte gestellt worden, die er jure Ordtnarii zu 
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vergeben bat* Hierauf wurde dem innerösterreichischen Ländesguberniiim mit dem 
Hofdecrete vom I. Juli 4788, Z. 973, eröffnet, dass der Herr Bischof auf jenen Pfarren, 
die er nicht als Patronus, sondern jure Ordinarii in defectu Patroni conferirt, auch 
nicht zu den Patronatsverbindlichkeiten zu verhalten, sondern, um diesen Kirchen 
einen ordentlichen Patronum zu verschaffen, die Einleitung dahin zu treffen sei, 
dass das Patronat am ersten der Grundobrigkeit angeboten, und wenn diese dem¬ 
selben sich nicht unterziehen will, solches vom Keligionsfonde übernommen, da¬ 
gegen aber auch die betreffende Pfarre fürohin entweder von der Obrigkeit oder 
von dem Religionsfond, sowie nämlich das Patronat auf einer oder der andern 
Seite ist, bese'zt und vergeben werde. Wo hingegen der Bischof bei jenen-Pfar- 
ren, wo er das Patronatsrecht jure privatorum besitzt, solches noch weiter zu 
behalten, und den allgemeinen Obliegenheiten sich zu unterziehen hat. 

Im Jahre 1793 berichtete das steiermärkische Gubernium, dass vermöge 
der bestehenden Normalien bei neuen Curatien zur Erbauung der Kirchen und 
Curatenhäuser, nebst den Patronen und Gemeinden mit Zuhilfenahme des ent¬ 
behrlichen Kirehenvermögens, auch die Grundobrigkeiten in die Concurrenz zu 
ziehen seien. Zugleich stellte es die Anfrage, ob unter diese auch solche Grund- - 
Obrigkeiten zu zählen seien, die in dem Pfarrbezirke nur einige oder auch nur 
ein untertbäniges Haus besitzen. Hierauf erklärte das Hofdecret vom 12. Juli 
1793, Z. 2421, dass die GrundobrigkeUen, welche in dem Pfarrbezirke nur einige 
uiuerthänige Häuser haben oder auch nur ein derlei Haus besitzen, zurErbanung 
der Kirchen und Seelsorgerbäuser nach dem Verhältnisse ihrer Besitzungen 
in dem Pfarrbezirke, sowie zu den Schulgebäuden beizutragen haben: 

Bit dem Hofdecrete vom 20. December 1804, Z. 21,946, ist dem Gubernium 
für Steiermark und Kärntben, dann der Landesbauptmannschaft von Krain und 
Görz eröffnet worden, dass bei vorfallenden Herstellungen oder Ausbesserungen 
der Pfarrgebäude, wozu der erforderliche Aufwand den den Pfarrbesitzem jähr¬ 
lich passirten Kostenbetrag überschreitet, und die Pfarr- und Filialkirchen kein 
Vermögen besitzen, zur Erleichterung der beitragspflichtigen Dominien, 
Patrone und Pfarr gemeinden, die Pfarrer nach der in Böhmen, Mähren 
und Galizien, bestehendenNormalvorschrift aus ihrem Congrnaüberscbusse von 
100 bis 200 Gulden den zehnten, von 300 bis 400 Golden den fünften, von 500 
bis 600 Golden den vierten, von 700 bis 800 Gulden den dritten Theii, endlich 
von 900 bis 1000 Gulden und darüber die Hälfte dieses Überschusses beizutragen 
haben. Die zu diesen Abzügen bestimmte Frist wird auf ein Jahr festgesetzt, 
nur bei Wirtbschaftsgebänden darf sie für eine längere Zeit, aber nicht über drei 
Jabre staitflnden. Zur Bestreitung der über diese Beträge noch er* 
forderlichen Kosten sind die Concurrenten wi e bish er zu ver¬ 
hallen. 

Eine weitere Richtschnur für die Näherbestimmung der von den Pfarrern 
zu Pfarrhofsbauführungen von ihren Congruaüberschüssen zu leistenden Beiträge 
enthält das, an das steiermfirkisch-kärnthneriscbe Gubernium dann an die Landes¬ 
hauptmannschaft von Krain und Görz erflossene Hofdecret vom 18. Mai 1805' 

Z. 7416, züfolge dessen Seine Majestät die von dem steiermärkisch-kärnthnerischen 
Gubernium angelragene Verfügung zu genehmigen geruhten, däss von aller-Con- 
cürrenz bei pfarrlichen Baulichkeiten alle jene Plärrer frei gehalten werden sollen, 
welche über ihre Congrua von 300 ff. und über das bestimmte Unterbaltungs- 
bedürfbiss der nöthlgen Captine einen die Summe von 100 fl. nicht erreichenden 
Uebenefeass haben, ausgenommen wenn es sich nur um unbedeutende jedem Ein- 
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wohner obliegende Reparationen bandelt. Sobald es aber um neue Anschaffungen 
and kostspielige Herstellungen za tbun ist, haben die Pfarrer nacb dem In¬ 
halt der für Mähren unterm 21. Jänner 1797 erflossenen Verord¬ 
nung in dem Masse zu concurriren, als der Ueberschnss ihrer Congrua die 
Summe von 100 fl. erreicht oder übersteigt. 

Aus Anlass eines besonderen Falles erkannte es die Hofkanzlei fllr ange¬ 
messen, dass hinsichtlich der Kirchen- und Pfarrbauconcurrenz in Innerösterreich 
nach den nämlichen Grundsätzen vorgegangen werde, welche für die übrigen 
Provinzen vorgescbrieben sind, zu welchem Ende dem Gubemium das Circular 
der niederösterreichischen Landesregierung mit dem Aufträge zugefertiget wurde, 
die darin enthaltenen Grundsätze auch für Steiermark und Käimthen anzuwenden. 
Das Gubemium musste an diesem Circulare, um es den Verhältnissen seines Ver¬ 
waltungsgebietes anzupassen, einige Veränderungen vornehmen, welche fheils die 
darin bezogenen früheren gesetzlichen Vorschriften betreffen, thetls in Zusätzen 
bestehen, die auf Locaiverhällnisse und bestehende Gewohnheiten Bezug nehmen. 
Insbesondere bemerkt das Gubemium in dem bierwegen an die Hofkanzlef erstat¬ 
teten Berichte Folgendes: 1. die Dominien werden künftig, wenn sie hiezu nicht 
durch einen bestehenden älteren oder neu eingegangenen Vertrag verpflichtet 
sind, vpn aller Schuldigkeit zu einer unentgeltlichen Beitragleistung der Bauma¬ 
terialien zu Kirchen und pfarrlichen Gebäuden enthoben, welche bei den Pfarreien 
neuer Errichtung sich auf die Normalverordnungen vom 24. December 1782, 
29. Jänner 1783, 12. Juli 1793 gründet und in Innerösterreich, mit Ausnahme 
der eigentlichen Stifts- und Klo sterpfarreien und Kirchen (vergleiche 
eben das ob der Enns’sche Kirchen- und Pfarrbaunormale), auch auf alle Kirchen 
und Pfarrhofgebäude älteren Ursprunges in sofeme ausgedehnt wurde, ats nicht 
erweislich eine andere vertragsmässige Verpflichtung bestand; 2. vermöge Hofver¬ 
ordnung vom 9. März 1789 waren die Pfründner neuer Fundation verpflichtet, 
ihre Wirtschaftsgebäude auf den ihnen überlassenen und in die Congrua elnzu- 
rechnenden Gründen ganz aus Eigenem zu bestreiten. Da diese Ausnahme in dem 
neuen Entwürfe nicht erwähnt worden ist, so werden auch die Herstellungen an 
diesen Gebäuden nach den allgemeinen Grundsätzen, mit dem Ansprüche an das 
Kirchenvermögen, den Patron und die Gemeinde zu behandeln sein; 3. die Be¬ 
stimmungen des Hofdecretes vom 20. December 1804 erleiden eine Aenderung 
dabin, dass künftig die Procente auch nur von dem Congruaüberschusse bestrit¬ 
ten, aber nach der erforderlichen Bausumme bemessen werden, so dass die 
Pfründner nach dem Betrage der grösseren oder kleineren Bauflülmmg mehr oder 
weniger und durch mehr oder weniger Jahre beizutragen haben. 

Mit Berücksichtigung dieser Bemerkungen ist zufolge des Hofkanzleidecre- 
tes vom 18. Juni 1807, Z. 11,497, das Circulare des Guberniums in den Herzog¬ 
tümern Steiermark und Kärnthen vom 1. Juli 1807 zu Stande gekommen, wel¬ 
ches die dort zur Geltung gebrachten Massregeln für die Bestreitung der Kosten 
bei Kirchen- und Pfarrhofbaulicbkeiten enthält und also lautet: 

»Es sind zwar von Zeit zu Zeit durch höchste Verordnungen die (Grund¬ 
sätze vorgeschrieben worden, wie sich bei Herstellungen der Kircbenr und Pfarr- 
hofgebäude zu benehmen ist, und wer und in.welchem Verhältnisse zu den hiezu 
erforderlichen Kosten beizutragen hat 

Allein diese Verordnungen sind nie in ihrem Zusammenhänge in ein Ganses 
wjsammengefasst worden ; dadurch haben, rieh vou Zeit zu Zeit Zweifel und An- 
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stunde, ungleichförmige Auslegungen und Anwendungen, ergeben, und diese sind 
der Anlas» zu mancherlei Beschwerden geworden. 

Um diesen Mfingeln abzubelfen, und sich bei der Behandlung dieses Gegenr 
Standes den für andere Provinzen, insbesondere für Kiederösterreich unterm 
21. Juni 1805 vorgeschriebenen Directivregeln zu nähern, ist zu Folge hohen 0of- 
decretes vom 18., erhalten 28. Juni 1807, auch für Steiermark und KArnthen 
Folgendes zur künftig nnabweicblicben Richtschnur verordnet worden: 

1. In Ansehung auf die Kircbenbaulichkeiten ist der allgemeine, auf dem 
canonisclien Rechte beruhende Grundsatz zu beobachten, dass zur Erhaltung und 
Herstellung der KirchengebAude vor allem der Kirchenschatz, soweit er Über die 
Bedeckung der Stiftungen und jährlichen Currentauslagen vorhanden ist, und 
in Ermanglung dessen der Patron die Kosten zu bestreiten hat. Die zur Kirche 
eingepfarrten Dominien und Grundobrigkeiten, vorzüglich jene, welche Baumate¬ 
rialien, als: Steine, Ziegel, Kalk und Bauholz in ihrem Bezirke besitzen, sind be¬ 
sonders in dem Falle« da das Kirchenvermögen zur Bestreitung^der erforderlichen 
Kosten nicht binreicbt, zu ermuntern, dass sie diese Baumaterialien der Kirche, 
wenn nicht ganz oder zum Tbell unentgeltlich, doch wenigstens um den Erzen- 
guogspreis verabfolgen lassen, und Seine MAjeslAt versehen sich zu der guten Ge¬ 
sinnung derselben, dass sie in einem solchen Falle znr Beförderung der Ehre 
Gottes und ihres eigenen sowohl, als des Seelenheiles Ihrer Unterthanen hiebei 
alle Ihnen mögliche Bereitwilligkeit beweisen werden, diePfarrgemeinden müssen 
nach den ohnehin bestehenden Verordnungen and der steten Beobachtung mit 
den unentgeltlichen Hand- und Zugarbeiten zugezogen werden. 

2. In Ansehung der Pfarrhofbaulichkeiten sind diejenigen Reparaturen; 
weiche durch die eigene Schuld, Nachlässigkeit oder Verwahrlosung des Pfarrers, 
Localkaplans oder sonstigen Beneficiaten, oder seiner Dienstleote entstanden .sind, 
von ihm allein, ohne alle weitere Concurrenz des Kirchen Vermögens oder des 
Patrons zn bestreiten. Eben so sind 

3. kleinere Reparaturen, welche zur Erhaltung der GebAude im guten Zu¬ 
stande jährlich nothwendig sind, als die gewöhnliche Dacbausbesserang <sarta 
teota), die Raucbfangkebrers-Bestal|ung,.oder welche auch sonst jedem Inwohner 
eines gemiethelen Hauses aus Eigenem zu tragen obliegen, als Einsetzung einiger 
Fensterscheiben, oder einige Slügke in die Oefen, Ausbesserung der Xhüren, 
Schlösser und theilweisen Fensterstöcke, Aupdielung einiger Bretter in den Fuss- 
böden etc. etc., künftig von den Pfarrern, Localkaplänen und sonstigen Beneficia¬ 
ten, ohne Rücksicht, ob sie .einen oder keinen Congrua-Ueberschuss haben, ganz 
allein und ohne einen anderen Beitrag zu bestreiten. 

Eben dieses gilt bei Beneficien, welche mit RealitAten dotirt sind, in An¬ 
sehung der bei den Wirtschaft sgebAuden vorfallenden kleineren Reparaturen. 

4. Ueber die Unterlassung dieser Reparationen und die dadurch entstehende 
Verschlimmerung der pfarrliehen Gebäude kann es dem Pfründner nicht zur 
Rechtfertigung dienen, dass die den Normalverordnungen vom 20. Mai 1733 und 
27. Mai 1752 gemAss in früheren Zeiten bemessene jAhrliebe, von ihm auf die 
Erhaltung der pfarrliehen GebAude zu verwendende Summe nun, da «Ile Materia¬ 
lien und Arbeitslöhnungen so sehr im Preise gestiegen sind, zur Bestreitung der 
erforderlichen Kesten nicht hinreicht; sondern er ist verpflichtet, die Kosten, wie 
sie sich von Jahr zu Jahr ergeben, und ohne Rücksicht, ob sie die in früheren 
Zeiten hiezu angeschlagene Summei übersteigen, -zu tragen, .und bat jeder Pfründ¬ 
ner der Weisung von». 4. F ebfuns d. J,. gemäss durch ordentliche Aofschreibung 
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and Aufbewahrung der von den Arbeitsleuten ausgestellten Conten sieb in den 
Stand zn setzen, sieh jedesmal Ober die genaue Erfüllung der ihm diessfalls ob¬ 
liegenden Pflicht ausznweisen. 

Wäre aber bei irgend einer Pfründe durch Sequestrirung einer grössere 
als der für die jährlich vorfallenden kleineren Reparaturen erforderlichen Summe 
für einen Fond zu Bestreitung künftig vorfallender grösserer Baulichkeiten gesorgt, 
so hat es fortan dabei sein Verbleiben, und hat jeder Pfründner den an dieser 
ihm zugemessenen jährlichen Summe nach Abzug der davon bestrittenen und aus¬ 
gewiesenen Kosten auf kleinere Reparaturen übrig bleibenden Rest sicherzustellen, 
dessen Verwendung ihm jedoch in künftigen Jahren, in welchen diese Reparatu¬ 
ren etwa kostspieliger ausfallcn dürften, zu gestatten, und folglich von der Summe 
abzuziehen ist, welche er sonst bei einem wie immer erfolgenden Austritte von 
der Pfründe an denselben zur Bedeckung künftig vorfallender Baulichkeiten zu¬ 
rückzulassen verpflichtet wäre. 

5. Alle übrigen Reparationen, die wegen Länge derzeit, steten gebrauch, 
durch feuchte Lage oder unvorhergesehene Zufälle zur Nothwendigkeit werden, 
sind vorzüglich aus dem Kirchenvermögen, welches die Wohnungen des bei der 
Kirche angestellten Beneflciaten ebenso als das Kirchengebäude selbst zu erhalten 
bestimmt ist, in soweit es über die jährlichen fixen Auslagen hinreicht und mit 
Ausnahme der Stiftungskapitalien zu bestreiten. Wo der bare Casseüberscbuss 
hiezu nicht, binreieht, ist entweder der entbehrliche Theil des Stammvermögens 
durch Eintreibung der bei Privaten haftenden Capitalien, oder durch Veräusseruog 
von Obligationen und minder einträglichen Realitäten zu verwenden, oder, durch 
Ajufnehmung von Passivcapitalien auf die zur Hypothek dienenden Realitäten der 
nöthige Betrag beizuschaffen, worüber jedoch von der Landesstelle allemal die 
vorläufige Bewilligung angesucht werden muss. 

6 . ln soferne das entbehrliche Kirchen vermögen nicht hinreicht, die Kosten 
der Pfarrhofbaulichkeit ganz zu tragen, sollen die Pfarrer, Localkapläne oder an¬ 
dere Beneflciaten, welche von ihrem Beneficium mehr als die portio canonica be¬ 
trägt, gemessen, nach folgenden Grundsätzen beigezogen werden: 

a) Zur Bestimmung der Einkünfte des Pfarrers oder Beneficiatens muss die 
nach den unter dem 2. Jänner und 25. Mai 1805 erlassenen Weisung« 
verfasste, und von der Buchhaltnng adjustirte Fassion zum Grunde gelegt, 
und hienaeh muss der Ueberschuss über die portio canonica, welche in 
300 fl. besteht, bemessen werden; 

b) Diejenigen Pfarrer und Beneflciaten, welche nach dieser Berechnung kei¬ 
nen Ueberschuss über die portionem canonicum haben, oder bei welchem 
der allfällige Ueberschuss die Summe von 100 fl. jährlich nicht übersteigt, 
sind von allem Beitrage zur grösseren Reparirang und Herstellung der 
Gebäude frei zn lassen. 

c) Bei welchen sich aber ein die Summe von 100 fl. übersteigender Ueber- 
sebuss zeigt, diese haben zu den sowohl auf die Baumaterialien, als auf 
Professionisten-Arbeiten erforderlichen Reparationskosten in dem Verhält¬ 
nisse beizutragen, dass von dem Congrua-Ueberschusse ihnen noch ein 
Drittel ganz freigelassen, und dass ihnen von zwei Dritteln, wenn der 
Ueberschuss 100 bis 200 fl. beträgt, der zehnte, wo der Ueberschuss von 
300 bis 400 fl. ist, der fünfte, wo er 500 bis 600 fl. ausmacht, der vierte, 
wenn er sich auf 700 bis 800 S. belauft, der dritte, und endlich wenn er 
sich von 900 bis 1000 fl. und darüber erstreckte, die Hüfte «Her Ober 
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den Kircbenbeitrag noch nöthigen Kosten , niemals* aber ein Mebreres zu 
bestreiten zuerkannt werde. 

d) Nachdem aber diese Beiträge von den Pfarrern und Beneflciaten oft nicht 
auf einmal werden geleistet werden können, so werden hiebei nach dem 
Beispiele der In anderen Provinzen und insbesondere in Oesterreich ob und 
unter der Enns angeordneten Einleitung Baubriefe zu errichten sein, an 
denen jfthrifth ein bestimmter Beitrag bis zur gfinzlichen Tilgung abgefQhrt 
werden muss. 

7. Alle übrigen Kosten der Herstellung oder grösseren Reparation des 
Pfarrgebfiudes, zu deren Bestreitung das entbehrliche Kirchenvermögen nicht hin* 
reicht, und welche über die nach dem vorhergehenden Paragraph von den Pfar¬ 
rern und Beneflciaten zu leistenden Beitrüge noch erforderlich sind, hat der Pa¬ 
tron der Pfarre, nach der Natur des Patronates, und nach den ältesten Verord¬ 
nungen, aus Eigenem zu tragen. 

8 . Zur Schonung des Kirchenvermögens und zur Erleichterung der Bene- 
ftdaten und Pflarrpatrone, erwarten Seine Hajestüt jedoch ebenfalls von der guten 
Gesinnung der zu einer Pfarre gehörigen Dominien und in dem Pfarrbezirke 
einige Gründholden besitzender Grundobrigkeiten, dass sie in der Betrachtung 
der Wichtigkeit des Seeisorgeramres die Baumaterialien, welche sie in ihrem Be¬ 
zirke besitzen, zu den Pfarrgebäuden, wie oben §. 1. von den Kirchenbaulich¬ 
keiten gesagt worden ist, wenn nicht ganz oder zum Tbeil unentgeltlich, jedoch' 
wenigstens um den Erzeugungspreis abfolgen lassen werden; die eingepfarrten 
Gemeinden haben zu den Pfarrhofbaülichkeiten in der nämlichen Art, wie zu den 
Pfarrkirchen, die unentgeltlichen Hand- und Zugarbeiten zu leisten. 

9. Diese nun festgesetzten Bauvorschriften sind ohne Unterschied, wem 
das Patronat zustehe, und ob (He Curatie'äRerer oder neuer Fundation ist, bei 
allen von nun an verfallenden Kirchen* und Pfarrhofbaülichkeiten im ganzen 
Lande zu beobachten. 

10. Wenn jedoch an einigen Orten dieserwegen schon Particularconven- 
tionen, und besondere von den Patronen, Vogteien oder Pfarrkindern übernoin- 
mene Verbindlichkeiten bestehen, oder in Zukunft bei Errichtung neuer Pfarren 
mit Genehmigung der Behörden eingegangen würden, so soH es bei denselben 
ohne Rücksicht auf die gegenwärtigen Vorschriften auch- ferner Sein Verbleiben 
haben. 

11. Um jeder WitlkflrKcbkeit In Führung der Gebäude Zum Naehtheite des 
Kirchenvermögens oder dc& Patrons vorzubeugen, soli 

a) kein Pfarrer, Localkaplan oder anderer Beneficlat sich unterfangen eigen¬ 
mächtig und ohne vorläufige Anmeldung und erhaltene Genehmigung der 
Landesstetle einige grössere, und ihm nicht selbst durch den 2. und 3. 
Paragraph dieser Verordnung zugewiesene Reparatur und Baulichkeit vor¬ 
zunehmen, oder das Kirchenvermögen dazu zu verwenden. Sollte aber 
ein« solche Handlung geschehen; so soll sie Demjenigen allein zur Last 

; 'fallen, der sie ohne Bewilligung, folgHeb auf eigene Gefahr und Rechnung 
unternommen hat. 

b) Auch kein Privatpatron darf irgend eine Reparatur einer Kirche Oder eines 
Pfarrgebäudes aus dem Stammvermögen der seinem 1 Privatpatronate untere > 
stehenden Kirche vornehmen lassen, ohne hiezu die Bewilligung der Lan¬ 
desstelle angesucht zu haben, widrigenfalls hätte er dem Stammvermögen 

• > der Kirche die verwendete Summe' zu ersetzen.' >: 
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c) Kein Bauführer darf, ohne vob der Laodesstelle die Erlaubnis erholten 
zu haben, von dem genehmigten Risse im Wesentlichen abweichen. 

d) Und da die Reparirung der Pfarrgebäude immer dem Kircüenvermägen 
zur Last fällt, wenn sie auch ohne Zuziehung desselben, etwa von einem 
vermöglichen Pfarrer oder Patron zuerst ganz neu hergestellt würden,.so 
darf auch keine bedeutende VergrOsserung eines Pfarrhofes, wenn sie auch 
ganz auf kosten des Beneficiaten oder des Patrons geschähe, ohne Geneh¬ 
migung der Landesstelle vorgenommen werden. 

11 Uta für die Erhaltung der Kirchen- und Pfarrbofgebiude im guten 
Baustande zu sorgen, und die nöthigen oft mit geringen Kosten zu bewirkenden' 
Reparationen nicht aus Nachlässigkeit der Pfarrer, Localkapläne, Beneficiaten 
oder der Beamten zu lang ausgesetzt zu lassen, sollen bei der nach dem Kirchen¬ 
patente-vom 27. Mai 1752 jährlich in Gegenwart der Vogtherrschaft oder ihres 
abgeordneten Commissärs, und des Patrons oder seines Stellvertreters uufzuneh- 
menden Kfrchenreebnung die Kirchen- und Pfarrgeb&ude ordentlich beaugen¬ 
scheiniget, und deren nöthig befundene nach den gegenwärtigen Bestimmungen, 
oder den bestehenden besonderen Conventionen zu veranstaltende Reparationen 
dem Kreisamte,, und von diesem der Landessteile um so gewisser binnen acht 
Wochen nach erhobenem Befunde angezeigt werden, als im widrigen, und wenn 
durch die längere Verzügerung den Gebäuden ein grosserer Schaden zugebt, die 
Untersuchenden und der Patron dafür zu haften haben werden. Bei Pfarren 
Oder Benefiden, wo eine jährliche Summe zur Verwendung auf die Gebäude be¬ 
stimmt ist, bat sich der Pfarrer oder ßeneficiat bei der Kirchenrechnung über, 
die richtige Verwendung dieser Snmme auszuweisen. 

Ebenso sollen die Deehanten bei ihren Visitationen auf den Baustand Rück¬ 
sicht nehmen und die entdeckten Gebrechen dem Consistorium, und dieses der 
Landesstelle anzeigen. Endlich haben auch die Kreisämter bei den Kreisberei¬ 
sungen auf den Baustand dieser Gebäude genau zu sehen. 

13. Bei Absterben eines Pfarrers, Localkaplanes oder Beneficiaten sollen, 
wie schon vorlängst und neuerlich unterm 24, April d. J. verordnet worden ist, 
die Pfarrgebinde jedesmal genau untersucht, und das Mangelhafte, wozu des 
Verstorbenen oder der Seinigen Nachlässigkeit, Schuld oder Verwahrlosung er- 
weJsliebermassen Veranlassung gegeben hat, und vorzüglich, worüber durch die 
nach dem §. 4. in Ansehung des verwendeten Betrages aufzubewahrenden Sebrif-> 
ten die wirkliche Verwendung desselben nicht aasgewiesen werden kann, aus 
dem allenfalls zurückgelassenen Vermögen hergestellt werden. 

14. Daher ist auch, jeder Pfarrer, Localkaplan oder Beneftciat, der einen 
Posten antritt, verbunden, sogleich die Anzeige zu machen, wenn er die Noth- 
wendigkeit einer grosseren Reparation an den Pfarrgebänden bemerkt, im Unter¬ 
lassungsfälle dieser Anzeige würde er für den daraus entstehenden Nachtheil 
verantwortlich sein. 

■ 15. Um aber diese befohlene Aufmerksamkeit auf die Kircben- und Pfarr- 
gebiude in der nOtUgen Gleichförmigkeit zu erhalten, iat .bei allen Pfarren, Lo- 
calien und Beneficien des Landes nach dem beigeschlossenen Formalere ein eige¬ 
nes Inyentarium über den Zustand der Gebäude sogleich unter der Fertigung 
dw> Patrone» : oder seines Abgeordneten, der Vogtei und.des aagestellten Seel« 
’ surgers aufzunehmen und in die Kirchenlade zu Unterlegen, welches bei der 
jiUdMten Kircbenjrechnung mit dem neuerdings befundenen Zustande zu ver¬ 
gleichen, und besonders bei.sieb ergehenden JodfäUen 4der einer sonstigen Ver- 
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Änderung der Benefleiaten zur Grundlage der Untersuchung, ob er während sei« 
ner Amtsjahre für die Gebftude gehörig gesorgt habe oder nicht, zu gebrau¬ 
chen ist.« 

Naeh den Bestimmungen dieses Baunormales kommt sonach <fie Beitrags« 
teistung der Kirche bloss dem Patrone and dem beitragspflichtigen Pfarrer, nie« 
mals aber der Pfarrgemeinde zu goten. 

bn Jahre 1808 berichtete das steiermAikisch-kArntbnerisehe Gnhernium 
Ober die Grundsätze, welche bei der Bestreitung der Herstellungskosten solcher 
Scbuihäuser zur Richtschnur dienen, die zugleich Messnerhäuser sind. Zur Her« 
Stellung der Reparation oder Einrichtung der blossen Schulhänser wird das Kir« 
ebenvermögen nie in‘s Mitleid gezogen. Wo sich’s fügte, dass die Schule in das 
schon bestehende Messnerhaus aufgenommen wurde, ging das Gubernium von 
dem Grandsatze aus, dass die Kosten, welche am Gebäude um des Messners and 
seiner Bedürfnisse willen erfordert werden, nach den Directiven für Kirchenge- 
bäude, und jene Kosten, weiche am des Lehrers und der Schale willen nothwen- 
dig sind, nach den Directiven für Schulgebäude zu bestreiten kommen. Die be¬ 
sondere Art der Anwendung dieses Grundsatzes hänge jedoch von zu vielen lim« 
stäodeD ab, als dass sie sich ganz genau angeben Hesse. Die vorzügUchsten vor« 
kommenden Fälle seien folgende: 1. Die Aufnahme der Schule in das Messner¬ 
baus machte eine Veränderung im Gebäude nothwendig. Da wurden die Kosten 
dieser Herstellung, so wie alle Kosten der ferneren Erhaltung dieser Theile des 
Gebäudes und der Schuleinrichtung nach den Directiven für Schulgebäude be« 
stritten. 2. Der Lehrer bezog als solcher bloss baares Geld; als Messner aber 
hatte er Grundstücke, Sammlungen oder Deputate. Da wurden die Kosten der 
Herstellung und Aufbesserung der desswegen nothwendigeo Wirtschaftsgebäude 
bloss nach den Directiven für Kircbengebäude behandelt. 3.: Ein Haus, weites 
bisher dem Messner, der zugleich Lehrer ist, zur Wohnung gedient und in wei¬ 
ches man auch die Schule aufgenommen batte, ging z. B. durch Feuer zu Grunde. 
Bei dem Wiederaufbaue verführ man in dem zusammengesetzten Verhältnisse, 
in welchem entweder nach dem vorigen Bestände oder nach den sich besonders 
dorch die Verbesserung des Schulwesens neu zeigenden Bedürfnissen das Haus 
zu gleichen oder namhaft differenten Theilea als . Schul« oder als Messnerhaus 
heizastellen war. Gewöhnlich wurde so ein Gebäude mit der Hälfte nach den 
Directiven für die Kirchen-, und mit der anderen Hälfte nach jenen für Schul« 
bacdiehkeiten geführt. Bei neuen Bauführangen, bei denen auf die Schale ge¬ 
wöhnlich mehr Rücksicht genommen wurde, und in wieferne dieses geschah, 
pflegte das Gubernium die Concurrenz für Schulgebäude mit zwei Dritteln in’s 
Mitleid zu ziehen. 4. Nach eben dem zusammengesetzten Verhältnisse verfuhr 
man bei den Wirthschaftsgebäoden, wenn sowohl dem Messner* als dem Lehrer« 
dienste das Recht auf den Bezog gewisser Naturalien zukam, um deren willen 
diese Gebäude nothwendig waren. 5. ln allen diesen Fällen wurde Rücksicht 
darauf genommen, wer diese Baulichkeiten bisher bestritten habe und ob nicht 
etwa durch besondere Verträge über den Bestreituagsfonddieser Banerfordenusse 
etwas Positives angeordnet worden sei 

Ueber diesen Bericht eröffhete die Hof kanzlei mR dem Derrete vom 21. 
April 1808 , Z. 7598, dem steiermärkisch - kärntbnerisehen Gubernium: »Bei den 
nunmehr vollständig aufgeklärten Localverhältnissen werden jene Grundsätze voll¬ 
kommen genehmigt, welche das Gnberninm über die Art, nach welcher die Be* 
streKpw der Hersteltangskesten solcher SchuMwer, die zugleich MessnerWnaer 
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sind, vorgegangen wird, ausführlich anher angezetgt bat Das Guberniom hat 
demnach auch künftig in ähnlichen Fällen nach diesen billigen und mit den 
erflossenen Vorschriften vollkommen vereinbarlichen Grundsätzen vorzugehen, 
und sich dabei stets gegenwärtig zu halten, dass in Rücksicht Jener Beiträge^ 
welche zu Messnerhäusern aus dem entbehrlichen Kirchenvermögen hergenommen 
werden wollen, jederzeit die Ordinariatsbeistimmong vorläufig eingeholt und in 
alten Fällen, wo die Pflicht des Baues und der Erhaltung der Schul- und Mess- 
nergebäude etwa vermöge bestehender Verträge oder durch ununterbrochene Ge¬ 
wohnheit einem Dominium oder Privaten obliegt, von der sonst vorgeschriebenen 
Concurrenz kein Gebrauch gemacht werde. 

ln Folge Allerhöchsten Cabinetschreibens vom 19. Mai 1832 wurden die 
betreffenden Linderstellen zur Aeusserung aufgefordert, wie sich bei den deut¬ 
schen Ordenspfarren hinsichtlich der Baulichkeiten benommen werde, ob der 
deutsche Orden allein alle Auslagen für die Pfründenbaulichkeiten bestreite, oder 
ob ihm dabei die Beiträge der gesetzlichen Coneurrenz, so wie einem Pfarrpatrone 
zu gute kommen, dann.ob der Ausführung des aus Anlass eines speclellen Faltes 
gestellten Antrages, die bei Pfarrkirchen und Pfarrhofbaulichkeften der Pfründen 
eines öffentlichen Fonds- oder Privatpatronates bestehenden Concurrenzleistungs- 
Vorschriften auch in Beziehung auf die dem deutschen Orden incorporirten Pfar¬ 
ren in Anwendung zu bringen, kein Anstand im Wege stehe. Ueber die hier- 1 
wegen eingelangten Aeusserungen ist den Länderstellen von illyrien, Niederöster¬ 
reich, Mähren und Schlesien, Tyroi und Steiermark mit dem Hofkanzleideerete 
vom 5. März 1833, Z. 4880, eröffnet worden: »Seine Majestät haben mit Aller¬ 
höchster Entschliessung vom 23. Februar 1833 zu bestimmen geruht, dass hei 
den deutschen Ordenspfarrern die incorporation mit dem Orden an und für sich 
keine Ausnahme von der Concurrenz bei Pfarrbaulicbkeiten begründe, welche 
sonst bei den Patronatspfarren der nämlichen Provinz einzutreten bat. Dabei' 
haben an jenen Orten, wo Particuiareonventionen oder andere auf prtvatrecht- 
liebe Titel gegründete Verpflichtungen in Absicht auf die Bestreitung ■ solcher 
Baulichkeiten bestehen, solche fortan in Kraft zu bleiben.« 

Es war von Seile des deutschen Ritterordens geltend gemacht worden, 
dass durch den Pressburger Frieden die Güter des Ordens gewis6ermas$en säen- 
larisirt wurden, und das Obereigenthum über dieselben auf den Kaiser von Oester¬ 
reich übertragen worden sei, dass ferner die auf seinen Pfarren angesfeliten 
Seelsorger gleich den Patronatspfarrern ihre eigene von den Commenden abge¬ 
sonderte Dotation gemessen, folglich ganz unabhängig sind ; dass endlich die' 
Güter des Ordens nicht mit jenen eines Regularstiftes glelehbehandelt werden 1 
können, dessen sämmtliche Glieder eine rein geistliche Bestimmung haben. Der 
Orden verlangte desshalb. dass ibm gleichwie er überall, wo _£r begütert ist, zu 
den fremden Patronatslasten die gesetzliche Concurrenz zu leisten habe, auch 
bei seinen incorporirten Ordenspfarren von den eingepfarrten Dominien nnd ihren 
Untertbanen dieselbe gesetzliche Concurrenz zu Allen vorkommenden Kirchen-, 
Pfter« und Siflwrtbauliehkeiten nicht versagt werde. 

6. In Krain. 

in dem Königreiche lllifien fehlt es an einem Coneurrenznormale, welches 
die zu Beiträgen für Kirchen- und Pfarrtiofbäultehkeiten Verpflichteten und das 
zu leistende Mas« dieser Beiträge so genau bestimmte, wie diess in deü bisher' 
erwähnten Provinzen der Monarchie der Fall ist. Nur hinsichtlich der COncur- 
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renzpflicht. der Pfarrer war das sub 5. angeführte Hofdeeret vom 20. December 
1804, Z. 21,946, auch an die Landeshauptmannschaft von Krtin und Görz erg»* 
gen, dessen durch das Hofdeeret vom 18. Mai 1805, Z. 7416, erfolgte Abänderung 
aber daselbst nicht: zur Kundmachung gelangt, obgleich dasselbe auch an die 
Landeshauptmannschaft von Krain und Görz erlassen war. Ferner war auch das 
sub 1. bezogene Hofdeeret vom 24. December 1782, Z. 283, auch an die Linder« 
stellen von Krain und Görz erlassen worden, zufolge dessen bei den neu zu er* 
richtenden Pfarren und Localkaplaneien die Auslagen für die Kirchen* und Curn- 
tengeb&ude von. den Patronen und Grundobrigkeiten zu bestreiten waren, wozu 
nach dem Hefdecrete vom 29. Jänner 1783 auch das Khrofaenvermftgen und die 
Gemeinden concurriren sollten. 

ftn Jahre 1819 kam bei der Hofkanzlei der Recufs eines KrainefrDoml- 
niums zur Verhandlung, welches von der politischen Landesbehörde zur Concur- 
renz bei einem Pfarrhofhaue verhalten worden war. Das recurrlrende Dominium 
machte das Gesetz vom 22. Mai 1805 geltend, nach welchem es nur aufgefordert 
werden könne, die Baumaterialien im Erzeugungspreise zur Erleichterung des Pa¬ 
trons zu liefern. Die Hofkanzlei bemerkte unter dem 27. Februar 1819, Z. 148, 
dem Gubernium zu Laibach, dass durch die höchsten Ent Schliessungen vom 16. 
October und 12. December 1814, Z. 2397 und 5117, durch welche die Einsetzung 
der Patronate* in Krain mit ihren Rechten und Verbindlichkeiten genehmiget wnrde, 
unstreitig die frühere unter der österreichischen Regierung über die Conctrrrenz 
der Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäuden bestandenen Normalvorschriften wieder 
eingeführt worden seien, zu welchen Normalvorschriften das bloss für Nieder* 
Österreich erlassene Normale vom 22. Mai 1805 nicht gehöre. Zugleich wurde 
das Gubernium beauftragt nachzuweisen, welche Vorschrift, welche Gesetzeskraft 
habende Gewohnheit früher r&cksicbtlieh des Beitrags der Dominien zu Kirchen* 
und Pfarrbauliehkeiten bestanden habe, ob sie hiezu bloss aufforderungsweise, 
ohne Zwang, oder mit Zwang zur Stellung der Materialien bloss an neu er¬ 
richteten oder an allen Pfarreien alten und neuen Ursprunges verhaften 
worden sind, und folglich noch wad bis nicht ein anderes Gesetz gegeben wird, 
verhalten werden sollen. 

Hierauf berichtete das Gubemhtm, es scheine .allerdings, dass die Beitrags* 
pfliebtigkeit der Dominien zu.Kirchen- und Pfarrbaulichkateo in der Provinz Krain 
sieh in einer alten Gewohnheit gründe, welche in eine Verjährung überge¬ 
gangen ist. Daher sei das Hofdeeret vom 24. December 17821, vermöge welchem 
Kirchen und Pfarrhofgebiude von den Patronen und den Grundobrigkeiten herge- 
stellt werden sollen, ohne Schwierigkeit in Vollzug gesetzt worden. Im Jahre 
1783 seien die Gemeinden zum Drittel der Baukosten oder doch zu den Hand- 
und Zugarbeiten verhalten worden. -Die Hofdecrete vom Jahre 1782 und 1783 
erhielten bezüglich der Beitragspflicbt der Dominien in mehreren Provinzen durch 
die in denselben erlassenen Coneurrenznormaie mildernde Erklärungen, was eben 
in Krain nicht geschehen ist, wesshalb dort die zwangsweise Concurrenz der Do¬ 
minien noch besteht. Die Verordnung vom 20. December 1804, Z. 21,946, durah 
welche die Erleichterung der Dominien und Patrone durch die Beiziehung der 
Pfründner bezweckt wnrde, scheine auf diese Observanz zu.deuten, indem sie 
erwähnt, dass dortlandes früher die Pfarrer zu keinem Pfarrbaue beigetragea 
haben, dass aber Seine Majestät nicht die Absicht bähe, die Beitragspflichtigen 
ganz von ihrer Pflicht zu befreien, sondern nur zu erleichtern* In dieser Ver* 
Ordnung werde zwischen alten upd neu errriebteten Pfründen kein Unterschied 



222 Oesterreiebisehe Gesetze Ober Kirchen* und Pfarrbankdsten. 


gemacht; es sei ferner darin nicht eine blosse Aufforderung der Dominien m 
Banbeiträgen, sondern eine Verpflichtung derselben zu dieser Leistung ausge¬ 
sprochen. 

In Folge dieses Berichtes erging an das Laibacher Gnbemiutn unter dem 
15. April 1819, Z. 10,997, die nachstehende Hofkanzlei-Verordnung: »Alle vor 
Erscheinung eines neuen Gesetzes sich ereignenden Fälle müssen nach den bereits 
bestehenden und nifbt nach künftig ent zu erlassenden Gesetzen entschieden und 
bis znr Erscheinung eines neuen Gesetzes müssen die bestehenden Gesetzen ge- 
bandhabt werden. Die in Krain bestandenen und wieder in Wirksamkeit gesetz¬ 
ten Vorschriften verpflichten die Dominion nicht bloss bei neuen, sondern 
auch bei alten Pfarreien zu Zwangsbeitrflgen für Baulichkeiten; folglich 
kann im vorliegenden Falle das .recurrirende Dominium in thesi nicbt davon be¬ 
freit werden. .Docb kann dieses Dominium nur rücksichtlich der Untertbanen, 
welche es in der Pfarrei, bei welcher Baulichkeiten vorfallen, und nicht auch 
rücksichtlich der in exscindirten localien befindlichen Untertbanen, so lange diese 
Localien nicht definitiv aufgehoben und ihrer Mutterpfarre incorporirt worden 
sind, zu jenen Baulichkeiten, und zwar um. so weniger verhalten werden, als 
das Dominium rücksichslich der exscindirtep. Untertbanen picht mehr zur Pfarrei 
gehört, sondern rücksichtlich dieser Untertbanen zu Baulichkeiten an der Localie 
zu concprriren verpflichtet ist und nicht auch zu jenen an der Pfarrei, also dop¬ 
pelt zu copcurriren verpflichtet sein kann. 

Im Jahre 1834 haben die Stände des < Herzogtums Krain Allerhöchsten Or¬ 
tes die Bitte gestellt, dass die Patrone und Dominien jener Provinz von der 
zwangsweisen Concurrenzleistung bei Kirchen-, Pfarrhof- und Schulbauten losge- 
zäblt und zur Bestreitung der Kosten derselben, in soferne das entbehrliche Kir- 
ebenvermägen und der bei Pfarrhofbaulicbkeiten aus dem Congruaüberscbusse des 
Pfründners zu leistende Beitrag nicht ausreichen, lediglich die Pfarrgemeinden 
verhalten werden. Die Stände versuchten geltend za machen, dass in Krain vor 
dem Jahre 1809 in Ermanglung des Kirchenvermögens nar die Gemeinden niemals 
aber die Patrone und Dominien für die Herstellung und Erhaltung der Kirchen- 
und Pfarrgebäude zu sorgen hatten, wessbalb auch nach der Bevindicirang flti« 
rions die Patrone und Dominien der Zumutung einer derartigen Bauconcurrenz 
nach Möglichkeit widerstrebten. Zugleich beantragten die Stände, dass, wenn die 
Pfarrinsassen über die Reparation der betreffenden Baukosten sieb nicbt gQtfioh 
•Inverstehen, diese Reparation nach dem Steuergulden vommehmen wäre, in 
welchem Falle auch die Patrone und Dominien bereit sein würden, die auf sie 
entfallende Tangente zu leisten. 

Die hierwegen gepflogenen weitwendigen Verhandlungen fanden ihren er¬ 
sten Abschluss in dem Hofkanzleideerete vom 80. Mai 1840, Z. 10,812, durch 
weiches das illirische Gubernium in Folge Allerhöchster Entscbiiessung vom 
26. Mai 1840 angewiesen wurde, den kraineriseben Ständen zu erklären, dass 
Seine Majestät ihrer Bitte, di» Patrone und Dominien, von der Verbindlichkeit, zu 
Kirchen-, Ffarr- and Schulgebäuden loszuzäMen, nicht zu willfahren geltenden 
haben. • 

Im Jahre 1845 erneuerten Ae Stände Krains ihre oben erwähnte Bitte, 
Hnaiditlieh der Dominien, indem sie deren Gleichstellung rücksichtlich der 
Concnrrenzpflicht bei Pfarrhof- und Kirchenbauten mit den Dominien der übrigen 
altösterreichischen^ Provinzen beanspruchten, wobei sie anführten, dass von alten 
Provinzen der Monarchie Krain die einzige sei, deren Dominien seit der Reoecu- 
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patfon dieser Provinz za den Pfhrrhof- and Kirchenbauten nach dem Verhältnisse 
äereingepfarrten Hnterthanen zur unentgeltlichen BeisteDung oder Reluirung des 
Banmateriales gezwungen werden, während in Böhmen, Mähren und Niederöster¬ 
reich die Dominien das Baumaterial nur freiwillig oder um den Erzeugungspreis 
«bgeben dürfen. In dem Jahre 1800 habe eine derartige Verbindlichkeit der Do¬ 
minien in Krain nicht bestanden, indem daselbst nur das Hofdecret vom 20 De- 
rember 1804, betreffend die Beitragspflicht der kirchlichen Pfründner kundgemaeht 
war, die Hofdecrete vom 24. December 1782 und 9. Jänner 1783 daselbst nie in 
Wirksamkeit getreten seien. Die Angabe des Hofkanzleideeretes Vom 15. April 
1819, Z. 10,997, zufolge deren die in Krain bestandenen und wieder ih Wirksam¬ 
keit gesetzten Vorschriften die Dominien nicht bloss bei neuen, sondern auch bei 
alten Pfarreien zu Zwangsbeiträgen ihr Baulichkeiten verpflichten, beruhe auf 
einer irrigen Voraussetzung und auf unrichtigen geschichtlichen Daten; denn es 
sei niemals tandesflhilch gewesen, dass die Dominien zwangsweise zu derlei Bau¬ 
beiträgen verhalten werden. 

Unter dem 29. Mai 1847* (Hofkanzleidecret vom 6. Juni 1847, t. j8,835) 
ist über das erwähnte neuerliche Einschreiten der kraineriscben Stände die nach¬ 
stehende Allerhöchste Entschllessung erflosSen: »Die Bitte der krainerischen Stände, 
dass die Dominien von der Pflicht, zu Schulbaulichkeiten beizutragen, enthoben 
werden mögen, ist motivirt abzuweisen. Bezüglich eben dieser Pflicht zur Con- 
currenz für Kirchen- und Pfarrbaulichkeiten bat die Hofkanzlei zu erheben, nach 
welcher Vorschrift sich ditssfalls in Kärntben, sowohl im Villacher als Klagen- 
fhrter "Kreise benommen wird, und dann in Ueberlegung zu nehmen, ob die hier 
einschlägigen Verhältnisse der Dominien in Krain, Kärnthen und Steiermark von 
einander so verschieden sind, dass dadurch eine wesentliche Verschiedenheit der 
diessfalls bestehenden Normen begründet wird, oder oh es nicht vielmehr ange¬ 
messen ist, beiderseits eine gleiche, und in diesem Falle die für Steiermark und 
Kärnthen unter dem 1. Juli 1807 hinausgegebene analoge, vollständige Norm 
festzusetzen.« 

Ueber den hierauf unter dem' 80. März 1848, Z. 8976, von d^r Hofkanzlei 
erstatteten allerunterthänigsten Vortrag langte die Allerhöchste Entschllessung vom 
8. Juni 1848 herab; »Ich überlasse es Meinem Minister des Innern, diese von den 
Ständen Krains angeregte Angelegenheit denselben zur nochmaligen Erwägung 
zuzuweisen, und als einen Gegenstand zu bezeichnen, der nach gehöriger Vorbe¬ 
reitung unter die dem Reichstage zukommenden legislativen Verhandlungen auffcu- 
nehmen sein dürfte.« Hievon ist das lltirische Gubernium in Laibach von dem 
Ministerium des Innern unter dem 16. Juni 1848, Z. 752, mit dem Beifügen ln 
die Kenntniss gesetzt worden, dass zam Behufe dieser nochmaligen Erwägung 
Und bezüglich gehöriger Vorbereitung den Ständen folgende theils im Laufe der 
bisherigen Verhandlung gemachte, theils aus dem derihaligen geänderten Stande 
mancher einschlägiger Verhältnisse hervorgebende Bemerkungen bekannt zu geben 
seien. Wenn das den Dominien Krains dermal bei Kirchen- und Pfarrbauten ob¬ 
liegende Betreffnisä ihnen abgenommen werden soll, so muss vorher der an deren 
Stelle künftig tretende Concurrent ermittelt und gesichert sein. Als solcher 
könnte der 'Patron erscheinen, welcher dann nebst dem Patronats- auch das 
dennalige Domhiienbetreffhiss zu tragen hätte; allein dagegen erhebt sich die 
Schwierigkeit, dass der Patron dermal schon bei geringen Vortheilen grosse La¬ 
sten zu tragen hat, wesshalb die Stände, welche die Patrone selbst von dem ihnen 
als selchen obliegenden Betrefltaisse zu befreien im Jahre 1834 angesucht hatten. 
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deren Vermehrung nicht billig and angemessen halten dürften. Wollte nach 
dieser Richtung eine Abhilfe für die Dominien gesucht werden, so müsste woM 
vor Allem die Stellung des Patrons durch eine neue Gesetzgebung eine andere 
werden, nämlich zunächst eine freiwillige. Diese Veränderung leitet sogleich aaf 
die zweite Art der Abhilfe, nämlich durch Abwälzung des Dominien-Betreffnisses 
auf die Pfarrgemeinde. Dieser Weg, obwohl von den Ständen zunächst angedea- 
tet, bietet die Schwierigkeit der Armuth der meisten Pfarrgemeinden dar, welches 
Hinderniss durch die von den Ständen angedeulete Beiziehung der Dominien «is 
Insassen der Pfarrgemeinden dort, wo sie diess sind, begreiflicher Weise nicht 
als behoben erscheinen kann, and ob eine auf breitere Grundlage ruhende Ge¬ 
meindeverfassung den Mangel ergänzen kbnnte, wäre noch die Frage. Eine Hilfe 
fus dem krainerisehen Religionsfonde zu suchen, bliebe jedenfalls vergeblieh, da 
er passiv ist. 

Zu bemerken kommt noch, dass das Domcapitel von Laibach die Patronats- 
Verbindlichkeiten bezüglich seiner Mensalpfarren auf den Landesfürsten übertragen 
wünschte, und hiefür unter Anderm geltend machte, dass Patron und Pfründner 
in einer und derselben Person nicht vereiniget sein könne. Doch verfügte die 
Allerhöchste Entschiiessung vom 3. März 1838 (Hofkanzleidecret vom 6. März 
1838, Z. 5483), dass dem Domcapitel erklärt werde, seine Bitte sei zar Gewäh¬ 
rung nicht geeignet. Es waren nämlich dem genannten Domcapitel laut des 
Stiftsbriefes vom 6. Oktober 1461 zehn Pfarren mit allen Nutzungen und Rechten, 
folglich auch mit dem Patronatsrechte übertragen worden, welches Recht auch 
von dem Domcapitel stets ausgeübt wurde. Man folgerte daraus, dass das Dom? 
kapitel als Patron der demselben incorporirten Pfarren anzusehen, somit auch 
zur Bestreitung der mit dem Patronate verbundenen Lasten verpflichtet sei. 

7. im küstenlöndischen Verwaltungsgebiete. 

Auch in dem küstenländischen Verwaltungsgebiete mangelt ein genau ihr* 
mulirtes Conrurrenzgesetz für Kirchen- und Pfarrbauten. Die organische Verord¬ 
nung vom 11. November 1814, Absdmitt IV., batte es dem dortigen Gubernium 
zur Pflicht gemacht, die Regulirung der im Küstenlande für Kirchen- und Pfarr¬ 
bauten festzusetzenden Massregeln in Berathung zu nehmen. Mit Allerhöchster 
Entschiiessung vom Jänner 1816 wurde das Gubernium angewiesen, die Grund¬ 
sätze zur Herstellung und Erhaltung der Kirchen- und Pfarrgebäude nicht selbst 
festzusetzen, sondern der Hofkanzlei vorzuschlagen und zur Erwirkung der höch¬ 
sten Entschiiessung vorzulegen. In Folge dessen wurden die verschiedenen über 
die Bauconcurrenz bestehenden älteren und neueren Normen den Gewohnheiten, 
Uebungen und Verhältnissen der Provinz entgegen gehalten, wobei man sich 
überzeugte, dass das für Oberösterreich erflossene Normale vom 24. 
April 1807 für das Küstenland am besten sich eigene. Die einzige Abänderung, 
die sieb als nothwendig darstellte, bestand darin, dass dort, wo keine Grundob* 
rigkeiten vorhanden sind, die Grundbesitzer (statt der Dominien) die Bei- 
Schaffung. der Materialien über sich zu nehmen hätten (.wogegen die Coloni zu 
der den Gemeinden obliegenden Coneurrenz zu verpflichten wären). Auf Grund¬ 
lage des. erwähnten Normales wurde ein Gesetzentwurf für Kirchen- und Pfarr- 
hofbaulichkeiten verfasst und im Jahre 1818 der Hofkanzlei zur Genehmigung 
vorgelegt, welche nicht erfolgt ist, weil über die hinsichtlich dieser Angelegenheit 
festzustellenden Grundsätze eine allgemeine Verhandlung im Zuge war, vor de¬ 
ren Beendigung es nicht angemessen schien, ein partielles Gesetz zu erlassen, 
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das binnen Kurzem wieder mqdiflcirt werden müsste. Bei dem .JJinstan.de, als 
.die Erfahrung, für die Anwendbarkeit des Öberösterreichischen Baunormales im 
KUstenlande sprach und man in Anbetracht dessen^ dass, in dem Küstenländern 
dieser Angelegenheit wohl verschiedene Gewohnheiten sich vorflnden, aber £mit 
Ausnahme von Görz) keine Vorschriften Uber die.Kirchen* und I^farrbaueoncur- 
repz bestanden, wurde von dem, Gubernium das erwähnte ^fur Oberösterrejeher- 
assepe Nofojale,. bis z u der, Feststellung eines .anderen Gesetzes, provisorisch 
Lejngefübrt- Seitdem ist im KQstenlande (mit Ausnahme von’Görz) Sn allen fäl¬ 
len, wo, das Uebereinkommen; der Parteien, das, Hej’komjnen oder Verträge nicht 
etwas anderes bestimmten , nach dem oberösterreichischen Normale vom 
JSfthre 1807 entschieden worden. Das Gubernium war in der Meinung, dass sein 
diessfälliger Vorgang von der Hofkanzlei gebilliget werde, zümal es daffer hielt, 
dass dieselbe bei dem weiter unten vorkommendenDecrete vom 29. October i829, 
Z. 24,693, gleichfalls das . in t Rede stehende Normale vor Augen gehabt haben 
durfte, wesshelb es auch den,Inhalt dieses Decretes nicht nur in Görz, son¬ 
dern auch in dem Istrianer Kreise und im Stadtgebiete von Triest 
kundgemacht hat. 

. Die Hofkgnzlei fand unter dem 25. Mai 1832, Z. 7053, dem küstenländi- 
seben Gubernium zu eröffnen, es zeige die beigebrachte Abschrift einer venezia¬ 
nischen Verordnung vom 3. September 1632, dass schon zu jener Zeit auch die¬ 
jenigen Grundbesitzer zur Beitragsleistung für den Pfarrer und die'Kirche ver¬ 
pflichtet waren, welche, wenn sie gleich in einem andern Bezirke oder in einer 
andern Gemeinde wohnten, doch in dem Sprengel der betreffenden, Bfarre Ver¬ 
mögen besassen. Da dieser Grundsatz durch ein späteres Gesetz nicht aufgehoben 
wurde, vielmehr das Gubernium versichert, dass sich nach demselben stets be¬ 
nommen werde, so muss sich darnach gehalten werden. Was die Einführung des 
für das Land ob der Enns erlassenen Bauconeprrenz-Normales vom 24. April 
,1807 mm, so wurde das Guljernium aufmerksam gemacht, dass dieses Normale 
ganz verschiedene Bestimmungen enthalte, je nachdem eine PfarrpfiÜnde zu den 
alt-oder nepgestifteten gehört. ' ' 1 ' ' 

Das Gubernium erwiederte, dass bei dem Umstande, als die altgestifteten 
Pfarren jfm, KtAste^Iande nicht so gut dotirt sind,.dass man den, Pihrrern'dlie Ver¬ 
bindlichkeit des §., 5., des .oberösterreichischen Normales vom Jahre 1807 'aüfbtir- 
den könnte, bei der Redaktion des im Jahre 1818 an die Uofkanzfei vorgelegten 
Gesetzentwurfes auf diese Verschiedenheit keine Rücksicht genommen wurde; 
vielmehr habe man den Entwurf so eingerichtet, dass die Bestimmungeff desselben 
allgemein apwendbär erscheinen. ’ " 

In der Grafschaft Görz waren die sub 1. angeführten Hofdecrete vom 
24. December 1782 und vom 29. Jänner ( 1783 kundgemacht und es entstand nun 
die Frage, wer bei Kirchen- upd pfarritofbauten dort, wo i^eine Grundobrigkeit 
. besteht, das dieser obliegende Drittel,zu bestreiten habe. 'Hierüber erging unter 
dem 16. Mai 1802, Z. 17,340, an die Lapdesstelle in. Görz das nachstehende Hof- 
decret: »ln Erledigung des Berichtes,.mit welchem die Landessteile.die Anfrage 
stellt, wie in Hinsicht, der Kirchenreparationen, wovon den bestehenden Vorschrif¬ 
ten gemäss, das eine Drittel der Beköstung der Kirche, das andere oder eigentlich 
zu sagen die Fuhr- und Ifandrobot den Gemeinden und das letzte den Grnndob- 
. rigkeiten auferlegt werden muss, in jenen Fällen sich zu benehmen sei, wo' 1 die 
herzusteljen.de. Kjrche in einer Ortschaft liegt, wejche keine eigene ßründobrigkeit 
H ^«t,, sop^em jpit <Jer Jurisdictjoni .ginem andern Dominium 'zugewfeshn Vst' wird 
Anktar Ar KiMhaniMlit. UL 15 
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derselben erwiedert: über eine ähnliche Anfrage des steierischen Gubernioms 
bähe man dasselbe nnterm 17. Juli 1793 dahin beschieden, dass die Grandobrig¬ 
keiten, welche in dem Pfarrbezirke nur einige unterthfinige Hfiuser oder auch 
nur ein derlei Haus besitzen, zur Erbauung der Kirchengebäude nach dem Ver¬ 
hältnisse ihrer Besitzungen in dem Pfarrbezirke, sowie zu den Schulgebäuden 
beitragen sollen. Hiernach hat sich die Landesstelle gleichfalls za benehmen, 
nachdem eines Tbeiis keine nntertbänige oder auch Colonenbesitzung denkbar 
ist, welche nicht ibren Grundherrn hätte, und anderen Theils das im Gftrzischen 
besonders bestehende System nur in Hinsicht der Jurisdiction, nicht aber in Hin¬ 
sicht der obrigkeitlichen Hechte eine Aenderung gemacht bat.« 

Das Landesgubernium von Triest und Görz hatte eine Vorstellung des Bi¬ 
schofs von Triest gegen die Zumuthung vorgelegt, bei einer Pfründe liberae eol- 
lationis episcopalis Bauherstellungskosten zu bestreiten. Hierauf ist dem Guber- 
nium mit dem Hofdecrete vom 26. Juli 1788, Z. 1412, bedeutet worden, es sei 
zwischen den sogenannten bischöflichen Cöllationspfarren und denjenigen, worüber 
die Bischöfe das Patronatsrecht Jure privatorhm besitzen, ein Unterschied zu 
machen. In Ansehung der ersteren sind die Bischöfe nicht eigentliche Patrone, 
sondern nur Collatores beneficii in defectu patroni, wozu sie in der Art gelangt 
sind, dass entweder bei einer solchen Station gleich anfänglich kein förm¬ 
licher Patron war, oder der gewesene sein Patronatsrecht in den älteren Zeiten 
durch Veränderung der Religion oder sonstige im Rechte ausgezeichnete Wege 
verloren hat, wo also, da doch Jemand sein muss, der bei vorfallenden Erledig¬ 
ungen in der Wiederbesetzung die Vorsehung trifft, der Bischof als Oberhirt ln 
das Mittel tritt und der Gemeinde in dieser Eigenschaft den Seelsorger gibt und 
benennt. Bei diesen Cöllationspfarren also kann dem Bischöfe die Herstellung 
und Erhaltung der Pfarr- und Kirchengebäude nicht zugemuthet werden, sondern 
es ist das Patronat am ersten der Grundobrigkeit anzobieten, und wenn diese 
sich dessen entschlägt, solches von dem Religionsfond zu übernehmen, wo sodann 
entweder jene oder dieser nach Mass des übernommenen Rechtes für die Her¬ 
stellung und Erhaltung der Pfarr- und Kirchengebäude zu sorgen, hingegen auch 
das beneficium fürohin in dem vorgeschrfebenen Wege zu besetzen hat. Das 
Patronatsrecht aber an jenen Orten, wo es die Bischöfe jure privatorum besitzen, 
müssen sie gleich anderen Patronen behalten und den mit demselben allgemein 
verbundenen Obliegenheiten Genüge leisten. 

■Im Jahre 1819 benützte die Hofkanzlei den Anlass der Verhandlung über 
die Feststellung eines Concurrenznormales im Küstenlande, um in diese Verhand¬ 
lung die Bauconcurrenz bei den Pfründen liberae rollationis einzubeziehen. Mit 
dem Hofkanzleidecrete vom 28. Jänner 1819, Z. 2423, wurde hierwegen dem 
küstenländischen Guberhium eröffnet: »In dem über die festzusetzenden Grund¬ 
sätze zur Herstellung lind Erhaltung der Kirchen • und Pfarrgebäude erstatteten 
.Berichte ist der Umstand nicht beachtet, wie es mit den Pfründen liberae colia- 
tionis episcopalis gehalten werden solle. Es ist wohl wahrscheinlich, dass die 
Bischöfe die Patronatslasten in diesen Fällen bisher nicht getragen haken, und 
dass sie dieselben für die Zukunft weder dürften tragen können, noch wollen. 
Das Gubernium hat noch vorläuiig einen Ausweis über derlei Pfründen anber 
vorzulegen und die Auskunft beizufügen, wer die Patronatstasten an dieselben 
bisher bestritten bat, und ob sie wohl künftig den Bischöfen zugemuthet werden 
könnten und was mit derlei Patronaten einzuleiten wäre.« Der in Rede stehende 
Ausweis ist vorgelegt worden, eine Entscheidung über die Sache aber wegen 
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der schwebenden allgemeinen Verbandlang über die Kirchen- and Pfarrbaapon- 
eurrenz nicht erflossen. 

Im Jahre 1827 kam die Sache abermals zar Sprache. Mit Hofkanzlei- 
decrete vom 7. Joni 1827, Z. 15,228, wurde dem küstenländischen Gubernium 
Nachstehendes eröffnet: »Cs ist zwar nicht ganz richtig, was das Gubernium be¬ 
hauptet, dass der Bischof allezeit eine vom Patrone verschiedene Person , sein 
ranss, da ein Bischof auf seinen Dotationsherrschaften ein denselben anklebendes 
Patronat besitzen kann, welches desswegen, weil er Bischof ist, doch in ein jus 
überae eollationis nicht verwandelt wird, Nachdem aber ein jeweiliger Bischof 
von Pola zufolge der vom Gubernium gegebenen Aufklärqpg nicht Patron, son¬ 
dern über collator Ober die Pfründen in seiner Diöcese ist, auf welche er ernennt, 
so kann er und in dessen Ermanglung das Bisthum upd der dessen Einkünfte 
beziehende Religionsfond nach aügemeinen Grundsätzen und in Folge des Erlasses 
der Einriehtungs-Hofcommission vom 11. November 1814, Abschnitt IV. Nr. 10. 
zu Patronatsbeiträgen nicht angehalten werden. Nach den für die altösterreichi¬ 
schen Provinzen bestehenden, darum auch auf die Diöcese Görz angewendeten 
'Normen wäre das Patronat den Dominien und Gemeinden, und wenn diese es 
ablehnen, dem ReUgionsfonde cum onere zu übertragen. Diese Norm ist auf die 
exvenedanischen Istrianer und quarnerischen Diöcesen und auf das lombardisch- 
venetianische Königreich, dann auf Dalmatien nicht angewendet worden. Wer 
in diesen Diöcesen über collator ist, hat daher auch dermalen keine Patronats- 
lasten zu tragen. Die vorkommenden Kosten liegen daher den Kirchengemeinden, 
PMndnern und allenfalls in subsidium dem Fonde ob, in welchen das Vermögen 
der zu einem derlei subsidium berufen gewesenen Bruderschaften geflossen 
. ist.« Das Gubernium hatte nämlich berichtet, dass unter der venetianischen 
Regierung wegen Kirchen- und PfarrbaoUchkeiten keine Norm bestanden habe; 
die Kosten derselben wären, wenn die Kirchen nicht zureichende Mittel hatten, 
dareh die Beiträge der Bruderschaften, welche überhaupt mit ihrem Vermögen 
den Bedürfnissen der Kirche zu Hilfe kamen, bestritten worden, ohne jemals den 
. Bischof in Anspruch zu nehmen. Der erneuerte Antrag des Gubemiums auf Zu¬ 
weisung der Patronatslasten bei jenen Pfründen der Diöcese Pola, über welche 
der Bischof über collator ist, an den Bruderschaftsfond ist mit dem Hofkanzlei- 
deezete vom 50. August 1827, Z. 22,982, unter der Bedingung genehmigt wor¬ 
den, wenn dieser Fond die erforderlichen Mittel hat, um die fragliche Leistung 
ohne Abbruch für spine etwaigen gestifteten Verbindlichkeiten zu erfüllen. 

Aas Anlass des von einer Grundherrschaft der Grafschaft, Görz, in welcher 
die Hofldecrete vom 24. December 1782 und 29. Jänner 1785 (sub, 1.), dann vom 
20. December 1804 und vom 18. Mai 1805 (sub 5.) kundgemaeht. waren, wegen 
der Beistellung von Materialien zu Kirchenbaulichkeiten eipgebracbten Recurses 
ist dem küstenländischen Gubernium mit dem Hofkanzleidecrete vom 29. October 
-.1529, Z. 24,693, und von dem genannten Görzer upd Istrianer Kreisamte Nach¬ 
stehendes bedeutet worden: »a) die Verpflichtung der Donrinien, die Materialien 
za den Pfarrkirchen beizustellen, beschränkt sich nicht auf die Lieferung des 
Materiales in natura, welches sie soeben haben, sondern sie miissep üb rhaupt 
das Erforderniss an Materiale bedecken. In der Regel muss es ihnen überlassen 
bleiben, das Materiale in patnra, zu geben; sie können diess auch dann thun, 
, wenn mehrere Dominien zu dem nämlichen Baue zu eoncurriren haben, weil sie 
sich darüber einverstehen können; ebenso kann es geschehen, dass sie das, was 
. Me selbst nicht besitzen, durch eigenen Ankauf besorgen. Die fremde (in dem 
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vortieg^näeh Stifte "W Wege 'W’lfdtatWii Üfrigeitit6te!) IBtlSebafTbUg '^s'Matega¬ 
les durch die Behörden muss als Ausnahme angesehen werden, welche nur ans 
besonderen Gründen, z. fe. Wehn das Materiale nicht in der gehörigen 
{juafität oder nicht zu rechter Zdit geliefert würde,'Platz zu greifen hat, um den 
öffentliche^ Bau nicht zu beeinträchtigen oder zu hemmen, b) Die Dominien 
sind für sieh selbstständig und von einander unabhängig; es kann daher In der 
iftegel Keines verpflichtet werden, für das Andere einen Vorschuss Zu leisten. 
Venn jedoch die Herrschaft N. durch ihre Zögerung Ursache war, dass die ande¬ 
ren Dominien nicht zur rechten Zeit um ihre Beiträge angegängen werden konn¬ 
ten, So würde diese Sfchuld hmreichen, die besagte Herrschaft zur vorschusswei- 
sen‘Berichtigung jCner, eigentlich die anderen Dominien treffenden Beiträge zu 
verhalten, weiche die Fortführung des Baues fordert. Es kann zum Ziele führen, 
wenn'die Dominien zu einer cortrmisSloheilen Verhandlung zusammetiberufen, 
ihnen die Schuldigkeit, welche Sie trifft, 1 bekannt gegeben, und zuerst versucht 
wird, sie zur Bestimmung eines Kepartitions-Massstabes im Wege des Einverständ¬ 
nisses zu stimmen. Wo Anstände über die Person des Besitzers des Domini! ob¬ 
walten, kann sich politischer Seits nur an jene gehalten werden, welche ln 
den öffentlichen Büchern als solche erscheinen, c) Da die ürbar- 
herren gleich den Dominien Grundzinse und Laudemien, welches Ausflüsse des 
Öbereigenthumes sind, beziehen, und mit diessörtiger Verordnung vom 12. Februar 
1829, Z. 2827, auch in der Art, Wie die Ausstände ihrer Bezüge eingebracht 
werden können, den Dominien ganz gleich gestellt werden, so müssen sie auch 
gleich diesen die Concurrenz zu den Materialien bei den besagten Baubehörden 
leisten.« ■ 

( * 0 

Ueber eine die Concurrenzleistnng der Pfarrer in der Grafschaft Görz be¬ 
treffende Anfrage ist dem küstenländischen Gubernium mit dem Höfkanzleldefcrete 
vom 29. Juli 1830, Z. 17,525, bedeutet worden, es unterliege keinem Anstande, 
künftig bei Berechnung der Concurrenzbeiträge der Pfarrer Zu den vorfallenden 
Pfarrgebäude-Herstellungen auch dortlandes ein Drittel ihres CongruaüberschnsSes 
ganz frei zu lassen, wie es schon in anderen Provinzen der Monarchie festgesetzt 
ist (weil man, da das Normale zur Bestimmung des Concurrenzbeitrages der 
Pfarrer voni Jahre 18Ö4 (sub 5.) erlassen wurde, im Auge hatte, die Pfarrer ; in 
Inrierösterreich ebenso in’s Mitleid zu ziehen, wie es in Mähren und Böhmen 1 ge¬ 
schieht. Da jetzt in Böhmen, Mähren, SteiermaTk und Niederösterreich bei der 
Bemessung des BaUconcurrenzbeitrages der Pfarrer von ihrem Congruaüberscimsse 
immer ein Drittel ganz freigelassen Wird, so bewilligte man dieser auch für jene 
Iheile des Küstenlandes, in Welchen das Normale vom 20. December lSÖ*‘Ge¬ 
setzeskraft hat). ’ t 

Im Jahre 1846 hatte das küstenländisebe Gubernium, in Erwägung, düss 
die Dominien und Ürbarherren bei der Concurrenz zu den Kirchen-, Pfiürrhof- 
und Schulbauten hinsichtlich der Beistelluhg des Baumaterials öfters auf eine 
übermässige Weise in’s Mitleid gezogen werden und deren Beitragsquote mit dem 
Ertrage der Doininicalrenten in keinem billigen Verhältnisse steht, beantragt, dass 
n die auf die Dominien und ürbarherren nach der bisherigen Gepflogenheit ent¬ 
fallende Leistung auf den Steuergulden der drei direefen Steuergattungen ver- 
‘ theilt, und nebst den Dominien, Urbarherren und freieti Grundbesitzern auch die 
' dienstbaren Grundbesitzer (Ntttzeigenthüiher, Hatts-, Gewerbs- und FäbriksbeSitzer) 
in die Concurrenz genommen werden sollen. Ueber diesen Antrag etfloss an das 
genannte Gubernium unter dem 19. Jänner 1848, Z. 294, das nachstehende Hof- 
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kanzleideeret: »Nach dem im Küstenlande bestehenden Concurrenzsystem bei 
Kirchen*, Pfarr- und Schulbauten haben a) der Patrone die Professionistenkosten, 
b) die Dominien, Urbarherren und freien Grundbesitzer die Materialien oder deren 
Kosten und c) die Pfarr- oder Schulgemeinden die Hand- und Zugarbeiten zu 
leisten. Die von dem Gubernium gestellten Anträge lassen sich in folgende 
Punkte zusammenfas8en: 1. soll der Kategorie b) durch Beiziehung mehreretr 
bisher dabin nicht Concurrenzpflichtigen, sonach durch Vergrösserung der Auf- 
theilungsgrundlage eine Erleichterung gewährt werden; 2. sollen in der Kate¬ 
gorie c) auch die Colonen .beigezogen werden und 3. werden Massstäbe bean¬ 
tragt, nach welchen die Ausheilung bei der Kategorie b) stattfinden sollte. Diese 
Anträge erscheinen noch nicht reif zur Genehmigung. Ad 1. Aenderungen in 
einem Concurrenzsystepte sind an und für sich bedenklich und schwierig. Wird 
Einem Theile geholfen, so leidet und klagt ein anderer. Zudem ist das Bedttrf- 
niss einer Aenderung doch noch nicht unzweifelhaft nachgewiesen. Allein sollte 
auch aus der Natur dieser Kategorie b) oder aus der bisherigen Erfahrung die 
Nothwendigkeit einer solchen Hilfe für diese Kategorie dargethan werden, so 
bleibt das Bedenken, ob nicht dann die Kategorie c) Grund zur Klage wegen 
Ueberbürdung, entweder wegen Entziehung bisher unter selbe gehöriger Bei¬ 
tragspflichtiger oder wegen doppelter Belastung (bei b) und c)), anderer Con- 
currenten erhalten würde. Es fragt sich daher, ob, da die dreitheilige Concuf- 
renz doch keine eigentlich aus den Landesverhältnissen entnommene, sondern 
bloss eine auf selbe angepasste Concurrenzvertbeilung ist, nicht zweckmässiger 
wäre, die Kategorien b) und c) in Eine zu verschmelzen und Material und Arbeit 
von aUen Pfarr- und Schulgemeindegliedern sammt dem im Pfarrbezirke liegen¬ 
den fremden Besitzthum nach angemessenen Auftheilungsmassstäben bestreiten 
zp lassen. Zu 2. fällt es auf, ob die Colonen nicht schon dermal die Arbeiten 
zu leisten haben, und wenn diess der Fall doch nicht wäre, welche Gründe oder 
Ursachen hiebei obwalten; endlich zu 3. ist gleichfalls nicht ersichtlich gemacht, 
welche Massstäbe bisher benützt wurden, und ob und warum selbe nicht auch 
ferner genügen. 

Der weiteren Verhandlung über diese Angelegenheit trat das kaiserliche 
Patent vom 7. September 1348 und die weiter unten anzuführende Ministerial- 
verordnung vom 10. Juni 1849, Z. 3965, entgegen, in Folge deren das Ministe¬ 
rium des Innern unter dem 8, Juli 1849, Z. 5182, dem küstenländischen Landes¬ 
präsidium erflffnete: »ln Erledigung wird erwiedert, dass in Betreff des Pfarr- 
patronats und der Concurrenzbeiträge der ehemaligen Grundobrigkeit der Mini¬ 
sterialerlass vom 10. Juni 1849, Z. 3965, die nöthigen Weisungen enthält, und 
dass bezüglich des Schulpatronates die entsprechenden Verfügungen des Unter¬ 
richts-Ministeriums folgen werden. In Ansehung der Einbringung der rückstän¬ 
digen Concurrenzquoten, zu deren Leistung die Dominien schon vor der Kund- 
machung des Gesetzes vom 7. September 1848 verpflichtet waren, kann nach 
dem Gubernialantrag vorgegangen werden.« 

8. In Tyrol. 

Die/ allgemeinen Verordnungen vom 24. Decetnber 1782 «nd 29. Jänner 
1783, welche den Kostenpunkt der Herstellung der Kirchen- und Pfarrgebäude 
auf den neu errichteten Curatien regelten und bald auch auf alte Pfarren in An¬ 
wendung kämet}, sind in Tyrpl kundgemacbt worden, wo vor dem Erscheinen 
der erwähnt«! Yerordmingga gewMmUfh flie Gemeinde^ zi} Kirchenge^äuden 
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leisteten, wozu das Kirchenvermögen nicht ausreicbte. Ein Bericht, den die geist¬ 
liche Commission in Tyrol im Jahre 1787 an die Hofkanzlei erstattete, weiset 
auf den Bestand der Generaldirectiven hin, dass zur Bestreitung der nötbigen 
Kirchen* oder Widdumsgebäude-Reparationen oder anderen Ausgaben mit einem 
Tbeile das peculium Ecclesiae, mit dem zweiten der Patron und mit dem dritten 
die Pfarrkinder mittelst Leistung der Fuhr- und Handscbichten zu concurriren 
haben. Es entstand nur die Frage, ob dieser Generalsatz bei den alten Pfarreien, 
welche mit einem grösseren Stammvermögen versehen sind, nur damals Platz zu 
greifen habe, wenn die Einkünfte der Kirche ohne Verkürzung des Stammver- 
mögens zur Bestreitung dieser Auslagen nicht 'hinreichen, oder ob der Patron 
indistinctim zu concurriren habe. Es wurde mit dem Hofdecrete vom 5. Novem¬ 
ber 1787, Z. 2438, erwiedert, der Patronus habe für die Conservation und den 
Bau der Kirche und Pfarrgebäude nur in supplementum und damals 
zu haften, wenn die Kirche nicht so viel Vermögen besitzt, um aus solchem 
allein die verfallenden Reparationen bestreiten zu können. Wenn aber die Kirche 
so reich ist, dass sie entweder aus den Interessen allein oder auch mit Anwen¬ 
dung eines Theiles ihres Stammvermögens, ohne dass es ihr an der weiteren 
hinlänglichen Bestreitung der currenten Erfordernisse mangelt, derlei Ausgaben 
zu bestreiten vermag, so bedarf sie bei hinlänglich eigenen Mitteln der Hilfe 
ihres Patroni nicht und kann man auch dem letzteren die Anwendung dieses 
Vermögens bei erkannter Nothwendigkeit nicht versagen. 

In Absicht auf die Beiträge zur Bestreitung - der Unkosten zu Kirchen-, 
Widdums- und Schulgebäuden, dann der Patronatslasten bei Pfarren, welche den 
Tyroler Bischöfen jure liberae collationis zustehen, sind mit dem an das Tyroler 
Gubernium erflossenen Hofdecrete vom 19. Jänner 1707, auf Grund der über 
einen allerunterthänigsten Vortrag des Hofdirectoriums vom 29. November 1796 
erflossenen Allerhöchsten Entschliessung, folgende Vorschriften festgesetzt wor¬ 
den; 1. Ist ein reichsständiscber Bischof, wie z. B. jener zu Brisen, der die Seel¬ 
sorge im Oesterreichischen ausübt, als ein Unterthan zu betrachten, der die lan¬ 
desfürstlichen Gesetze beobachten muss, und daher kann demselben das Colla- 
tionsrecht, wenn die Kirchen zu ihren und den dazu gehörigen Gebäuden und 
Schulen hinlängliches Vermögen besitzen, belassen, widrigenfalls (wenn ein sol¬ 
ches Vermögen mangelt und er die Patronatskosten nicht tragen will) aber abge¬ 
nommen, den Gemeinden und Obrigkeiten angeboten und im Weigerungsfälle auf 
den Religionsfond cum onere et commodo übernommen werden. 2. Haben die 
Gemeinden, wo keine besonderen Verträge oder Einverständnisse bestehen, die 
unentgeltliche Hand- und Zugrobot zu leisten; der Patron aber S. die Geldaus¬ 
lagen auf Materialien und Professionisten mit Zuhilfenehmung des entbehrlichen 
peeulii der Mutterkirche und Filialen und Beiziehung der Grund- und Zehenther¬ 
ren zu bestreiten. 4. Kann der Patron die Auslagen nicht leisten, soll die Obrig¬ 
keit und Gemeinde dieselben hergeben, wenn sie das Patronatsrecht haben wol¬ 
len, und sollen die Kosten unter die Obrigkeit, Gemeinde, Grand- und Zehent¬ 
herren nach den Dividenden des Steuerfusses vertheilt werden, und in 
diesem Falle 5. die Ausübung des Collationsrechtes altemiren. 6. Sind die parochi 
habituales als wirkliche Patrone anzuseben und zu diesen Lasten bei Verlust des 
Benefldi zu verhalten. 

Die eben angeführte Verordnung bestimmt nur im Allgemeinen, dass die 
Hand- und Fuhrschicbten bei Kirchen- und Pfarrgebäuden die Gemeinden, 
die übrigen Kosten aber die Patrone mit Zuhilfenahme des KlrchenpecuHums, 



Die Kirchen- und Pfarrbausbaulast in Tyrol. 2äi • 

dann der Grund- and Zebentherren zu bestreiten beben. Es blieb aber unent¬ 
schieden, in welchem Verhältnisse die Grund- und Zehentherren dem Patrone zu 
Hilfe kommen sollen und ob der Beitrag aus Kirchenmitteln ihm allein zu guten' 
komme. Das Tyroler Gubernium stellte demnach aus Anlass eines Pfarrwiddums- 
baues die Anfrage, in welchem Masse zu diesem Baue der Patron, das Dominium 
und die Gemeinde zu concurriren haben. Das Gubernium beantragte mit dem 
Tyroler Fiscalamte, dass bei Kirchen- und Widdumsgebäuden die nämliche Con- 
currenz stattflnden möge, welche mit dem Hofdecrete vom 7. August 1787 bei’ 
Schulgebäuden angeordnet war, sonach der Patron ein Drittel, die anderen zwei 
Drittel aber der Dynast oder die Obrigkeit, die Besitzer von Urbarien, die Zehent¬ 
herren und die Gemeinden in dem durch das bezogene Hofdecret festgesetzten' 
Verhältnisse beizutragen hätten. Bei Kirchen- und Pfarrgebäuden wäre' 
auch das Kirchenpeculium in’s Mitleid zu ziehen und der Beitrag desselben von 
der ganzen rectiflcirten Bausumme in Abzug zu bringen. Es gründete sich dieser 
Vorgang bei Vertheilung von zwei Dritteln der Bausumme auf die besonderen 
Verhältnisse der Dominien in Tyrol, wo schon damals der Bauernstand ebenfalls 
Landstand war, und es eigentlich keine Dominien und Grundherren, sondern nur 
Gerichtsherren gab. Mit dem Hofkanzleidecrete vom 15. September 1800, Z. 12,873, 
wurde dem Gubernium erwiedert, es haben Seine Majestät zur Richtschnur fest¬ 
zusetzen befunden, dass zu Widdumsbaukosten, um den Concurrenztangenten des 
Patrons zu bestimmen, die Auslagen auf Zug- und Handroboten abzuziehen, von 
der erscheinenden Remanenz dem Patrone das Drittel zur Entgeltung zuzuweisen, 
nach diesem Abzug des Drittels aber der ganze Betrag einschliesslich der bloss 
zur Bestimmung des Patronaisdrittels einmal abgezogenen Hand- und Zugroboten 
unter sämmtliche Realitätenbesitzer der Gemeinde, es mögen sodann diese Reali¬ 
täten aus Grund und Boden, oder aus (den davon abfallenden steuerbaren) Grund¬ 
zinsen bestehen, ohne Unterschied (des Rusticale oder Dominicale, folglich auch 
mit Einziehung des Seelsorgers, in soferne er als Rusticalist oder Domiuicalist 
steuerbar ist), nach dem Steuerfusse zu repartiren wäre. Dieser nämliche Con- 
currenzfuss hat auch bei 'Kirchengebäuden seine Anwendung mit dem Beisatze, 
dass bei selben auch das entbehrliche Peculium der Mutterkirche und der Filialen 
dem Patronus und den übrigen Concurrenten zu Statten zu kommen habe. 

Uebrigens ist durch das Decret des Tyroler Guberniums vom 26. Februar 
1825, Z. 3853, erklärt worden, dass der Patronatsbeitrag nur (subsidiarisch) im 
Abgänge anderer rechtlichen Verpflichtungen, d. i. in den Fällen statthabe, wenn 
durch Herkommen, Verträge oder auf sonstige Art für die Baukosten nicht ge¬ 
sorgt ist. Wenn demnach das Kircbenvermögen zur Bestreitung sämmtlicher 
Baukosten anlangt, so bleibt der Patron von aller Concurrenz Drei. Dasselbe gilt 
von den Leistungen der Gemeinde; denn die Hofkanzlei hat in dem nach Tyrol 
erlassenen Decrete vom 13. April 1826, Z. 9689, erklärt, dass die Gemeinde 0., 
da die Kirche aus ihren RententtberschQssen die Baukosten und die hei demselben 
sieh ergebenden Zug- und Handroboten selbst tragen konnte, von jedem Beitrage 
Drei zu halten sei. 

Desgleichen ist dem Tyroler Gubernium mit dem Hofkanzleidecrete vom 
16.' Mai 1839, Z. 12,688t in Betreff des Patronatsbeitrages zum Kirchenbaue 
in 1. dedeutet worden, dass capitalisirte Ueberschttsse zu dem currenten und nicht 
zum Slammvermögen der Kirche gehören, und dass selbst für den Fall, als sich 
durch die Verwendung des capitalisirten Ueberschusses ein Abgang zur Bedeckung 
der currenten Bedürfnisse heraussteUen sollte, derselbe ohnehin nach dem Hof- 
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decrete vom 24. April 1805, Z. 5177, vom Patrone aushflftwfeise bedeckt wer¬ 
den muss. 

Im Jahre 1805 wurde dem Gubernium in Tyrol die Frage vorgelegt, ob 
die in dem für M&hren erlassenen Circular vom 21. Jfinuer 1797 enthaltene Con- 
currenzvorschrift zu den Baulichkeiten der Kirchen- und Pfarrgebäude nicht auch 
für Tyrol adoptirt werden könne. Diese Vorschrift weicht von dem Hofdecrete 
vom 15- September 1800, Z. 12,873, darin ab, dass 1. in Tyrol zu den Pfarrhof- 
gebfiudekosten das Kirchenpeculium, welches immer mehr für die Kirche selbst, 
als für die Pfarrgebäude gewidmet zu sein scheint, nicht zugezogen, sondern 
bloss zu den,Bau- und Reparationskosten der Kirche selbst gewidmet wird, wäh¬ 
rend in Mähren das Kircbenvermögen auch zu den Pfarrgebäuden, und zwar vor 
Allem und in soweit es zureicht, zu verwenden ist; 2. dass in Tyrol die Pfarrer 
und Localkapläne von ihrem Congruaüberschusse. der selten nambaft ist, nichts 
beizutragen haben, jedoch hinsichtlich ihrer Realitäten, Zehente und Grundzinse 
verbältnissmässig mit den übrigen Kealitätenbesitzern in der Gemeinde nach dem 
Steuerfusse in das Mitleid gezogen werden; 3. dass die in Tyrol oft sehr wohl¬ 
habenden Gemeinden, zu deren Nutzen die Seelsorge besteht, bestimmt immer 
die Hand- und Zugarbeiten zu leisten, der in Tyrol häufig wenig begüterte Patron 
von dem Quantum^ was nach Abschlag der Hand- und Zugschichten übrig bleibt, 
ebenfalls bestimmt ein Drittel zu tragen hat und die weiteren zwei Drittel unter 
den sämmtlichen Realitätenbesitzern der Gemeinde repartirt werden; wogegen in 
Mähren, wenn das Kirchenvermögen und der anfällige Congruaüberscbuss des 
Pfarrers, dann die Hand- und Zugarbeiten der Gemeinden nicht hinreichend sind, 
der Patron die übrigen nötbigen Beiträge zu leisten hat. 

Da das Gubernium die erwähnte Frage verneinend beantwortet halte, 
wurde demselben mit dem Hofdecrete vom 21. Mai 1805, Z. 9615, bedeutet, wie- 
naeh Se. Majestät auf den hierüber erstatteten Vortrag die Allerhöchste Ent- 
Schliessung dahin zu erlassen geruhten, dass es in Ansehung des Landes Tyrol 
noch fortan bei der Allerhöchsten Vorschrift vom 12. September 1800 zu bewen¬ 
den habe. 

Mit dem Hofdecrete vom 28. Mai 1816, Z. 27,404, ist die Concurrenzvor- 
schrift vom Jahre 1800 erneuert, und anbei bemerkt worden, dass dieselbe nicht 
bloss für neu zu errichtende Pfarrkirchen die Concurrenzvorscbriften zur Bestrei¬ 
tung der Auslagen vorschreibe, sondern dass solche im Allgemeinen, folglich 
auch für alte Pfarren zu gelten habe. 

im Jahre 1820 fragte sieh das Tyroler Gubernium an, ob es nicht zulässig 
sei, dass auch dort, wie in anderen Provinzen, bei dem Baue der Pfarrhöfe oder 
des Pfarrwiddums das entbehrliche Kircbenvermögen zur Kostenbestreitung in An¬ 
spruch genommen werde. Die Hofkanzlei bemerkte unter dem 3. August 1820, 
Z. 29,997, dem Gubernium, dass diese Frage bereits (in dem allerunterthänigsten 
Vortrage vom 21. März 1805 deliberirt, von der Hofkanzlei einstimmig darauf, 
dass das Kircbenvermögen für das Pfarrwiddum nicht in’s Mitleid zu ziehen sei, 
eingerathen, und dieser Antrag von Sr. Majestät genehmigt wurde, sonach die 
erwähnte Frage) in dem Hofdecrete vom 21. Mai 1805, Z. 9615, beantwortet sei, 
wodurch demselben mit Hinweisung apf die Verordnung vom 12. September 1800. 
bedeutet wurde, dass zufolge einer Allerhöchsten Entschliessung das Kirchenver- 
mögen für das Pfarrwiddum nicht in das Mitleid gezogen werden soll. 
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». lo SalzbuTg. ' 

Unter der vormals erzbischöflichen Regierang hatte in dem ehemaHgeh 
Hochstifte oder Fürstenthume Salzburg das canonische Röcht in allen kirchlichen" 
Beziehungen seine volle Geltung; dasselbe bildete für die Ehesachen und Kirdwn-' 
Vermögensangelegenheiten die Rechtsnorm bis zur eingetretenen SficuiarisiZuug 
im Jahre 1803. Das canonlsehe Recht liess unter Feststellung gewisser Bestim¬ 
mungen dein Erzbischöfe in der Gebarung mtt dem Kirchenvermögen freie Hand 
und räumte ihm als Bischof das Recht ein, ho Nothfatle auch fremde, ausser dem»: 
canonischen Verbände stehende Kirchenfonde für Kirchenbauten in Anspruch zw 
nehmen, ln der That ergaben sich’ vielfach Fälle, in denen der Erzbischof von. 
diesem Rechte Gebrauch machte, soferne es ohne Gefährdung der Bedürfnisse 
jener Kirche gedrehten konnte, deren Vermögen in Anspruch genommen wurde. 
Es wäre eine irrige Auffassung, wenn diese früher in Salzburg bestandene Ge* 
bärang mit dem Kirchengüte, insbesondere die Verwendung desselben za freu* 
deO iürchenbaöten, von dem Patronats- oder von dem landesfürstlichen Hechte 
abgeleitet werden wollte. Da das canonlsehe Recht keineswegs für jede Kirche 
einen Patron voraussetzt, vielmehr das Patronat von einer gesetzlichen Erwerbung 
abhängig macht und durch die Kirche verleihen lässt, so batten die Kirche» des 
SalZburger Hochstiftes tan Vergleiche zu anderen Diöcesen nur wenige Patrone j 
die Erzbischöfe waren wohl naeb canonlschem Rechte freie Cotiatores, sie batten 
die Pfarren ohne Beschränkung auf catfonische Weise zu vergeben, aber sie wa¬ 
ren mit Ausnahme der Fälle, in denen' ein privafrechtlieher Titel verlag, nicht 
KirChönpatröUC. Demzufolge war auch die in Oesterreich eingeführte Regelung 
der Concurrenzleislnrigen zu Kirchenbaoten in Salzburg unbekannt; dort batten 
die canonischen Bestimmungen (Concii. Trident. Sets. 21. de reform. cap. 7.) An¬ 
wendung, nach welchen zuerst das eigene und affliirte Kirchenvermögen, dann 
Alle, die aus einer Kirche Katzen ziehen, worunter ausdrücklich Patrone und 
Pfarrgfemetaiflefi genannt sind, zur Concurrenz ohne Bezeichnung der Grösse des 
Beitrages berufen erscheinen. Obgleich aber die Landesfürsten als selche, wie 
überall, wo das cafionlsche Recht mR seiner freien Kirchenverwaltung Platz hatte, 
zu Banconeurrenzbeiträgen nicht verhalten waren, so leisteten sie doch, nnd das 
darf als allgemeine Observanz angenommen werden, aus der eigenen Prlvatcasse 
oder aus den landesherrlichen Revenuen namhafte Beiträge, wenn sie nicht selbst, 
was keine seltene Erscheinung war, als Fundatoren auftraten. 

Durch die Säcularisirung des Salzburger Hochstiftes im Jahre 1803 wurde 
dieser Stand der Dinge weder aufgehoben, noch bestätiget; doch konnte unter 
den damaligen stürmischen Kriegszeiten vom Jahre 1803 bis 1811 ein geordnetes 
Verhfiltniss nicht angebahnt werden. 

Unter der königlich bayerischen Regierung ist Itt Folge des organischen 
Edictes vom 1. October 1807 das gesammte Stiftungsvermögen für Cultus, Er¬ 
ziehung ütid Unterricht, dann für Wobltbätigkeit in der Art consolidirt worden, 
dass, während jener Theii des genannten Vermögens, Welcher aus Privatvermögen 
hefvorgegangen und aussChliessend einem Coitus, einer Famitfe oder einem Orte 
gewidmet erschien, abgesondert und diesem Cnlttas, dieser Familie and diesem 
Orte versichert blieb, das übrige aus anderen Quellen entstandene Stiflniigsver 1 ' 
mögen nach der Abthellang des dreifachen Stiftungszweckes consolidirt und die 
Ueberschttsse, welche sich bei der Bilaticiruug des eonsolidirten Vermögens mH 
dem Gesammtbedürftaisse für die einzelnen Stiftungszwecke ergaben, zur FÜüdj- 
rang ■ einer Contralstifumgscasse verwendöt wmrdeK. > ■ 


l 
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Das ganze Stiftungsvermögen verwalteten mit Ausschluss jeder Einfluss* 
nähme der Geistlichkeit und der Gemeinde die in ausgedehnten mehrere Land* 
gerichte umfassenden Districten aufgestellten Bezirks -Stiftungs- Administratoren, 
welche der Kreisstiftungs- und Communal-Administration, und in höherer Linie 
der General-Administration der Stiftungen und Communen unterstanden. 

Nach diesem bei der Verwaltung des Stiftungsvermögens unter der bayeri¬ 
schen' Regierung eingeführten Systeme wurde eine Stiftung aus den Renten der 
anderen im. Administrationsbezirke gelegenen unterstQtzt, je nachdem die eine 
oder die andere besser doürt war. Man hat dieses prindp sogar auf> das Stamm¬ 
vermögen ausgedehnt und es wurden im ganzen Administration$bezirke verschie¬ 
dene Empfänge und Lasten gemeinschaftlich behandelt. 

Die österreichische Regierung verfügte zum Besten der Stiftungsfonde und 
zur Gleichstellung dieser Angelegenheit mit den übrigen Provinzen, dass im Her* 
zogthum Salzburg die in Altösterreich gesetzlich bestehende Verwaltungsart der 
Stiftungsfonde eingeführt werde, wobei vordem eine eigene im Jahre 1821 erlas¬ 
sene Instruction und dermalen jene Anordnungen zur Richtschnur dienen, die der 
Erzbischbf von Salzburg auf Grund der Allerhöchsten Entschliessung vom 3. Octo- 
ber 1858 über die Verwaltung des Pfründen- und Gotteshausvermögens mit der 
kaiserlichen Regierung vereinbart hat. [Wir tragen diese sobald Raum ist, nach,} 

Ueber die Kostenbestreitung für kirchliche Gebäude ist seit der Erwerbung 
Salzburgs von der österreichischen Regierung niemals ein besonderes Gesetz er¬ 
lassen worden; auch sind daselbst die in mehreren Provinzen der Monarchie be¬ 
stehenden Bauconcurrenznormen nicht zur Einführung gelangt. Zur Richtschnur 
dienten nur die über einzelne Verhandlungen erflossenen Entscheidungen, deren 
mehrere normirende Grundsätze zur Darnachachtuqg der Unterbehörden aufge- 
steüt haben. Allein auch diese Hofentscheidungen sind weder mit einander, im 
Einklänge, noch fliessen sie aus einem leitenden Grundsätze. Denn während, bis 
1830 die Abgänge des Kirchen Vermögens anstandlos , aus dem Gameralvermögen 
bestritten wurden, erklärte man später, keine. Aerariaibeiträge mehr bewilligen 
zu wollen, in solange die bei, einer Kirche zu deckenden Auslagen aus dem .Ver¬ 
mögen anderer, unter dem landesfürstlichen Patronate stehenden KircheB bestrit¬ 
ten werden können. 

Die Erhaltung und Herstellung der Kirchengebäude muss bis nun dort, wo 
das Vermögen der Kirche ausreicht, d. h. wo die Einkünfte aus ihren Capitalien, 
aus ihren Renten, aus den Renten der Realitäten und aus nutzbaren Rechten für 
den Bedarf ihrer ordentlichen und ausserordentlichen Lasten ohne Schmälerung 
ihres Siammverraögens zulangen, stets aus dem erwähnten eigenen Vermögen 
bestritten werden; sind aber diese Vermögenskräfte zu schwach, so erhält die 
Kirche Unterstützung von einer anderen vermöglicheren Kirche, entweder durch 
unentgeltliche Beiträge oder durch verzinsliche oder auch unverzinsliche Dar¬ 
lehen. Man geht von dem Grundsätze aus, dass das Vermögen der sämmtüchen 
Kirchen gleichsam nur als Ein Ganzes zu betrachten sei und die Kirchen unter 
einander sich wechselseitige Aushilfe zu leisten haben; daher hatten auch der 
Landesherr als Patron, die Dominien und die Gemeinden zu Kirchenbaulichkeiten 
nichts beizutragen, ausser wenn sie, was-eine seltene Ausnahme ist, dazu durch 
ebnen besonderen Titel verpflichtet werden. Sehr oft haben sich jedoch, die Ge¬ 
meinden freiwillig za Beiträgen herbeigelassen und fast immer die Fuhren und 
Handarbeiten geleistet. >... im 

Die Pfarrgebäude alter OewjiammBfMreft .müssen nach, akem- HwJumu*» 
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und nach der im Pfründenlnventär eingetragenen Observanz von den Plärrern 
selbst als Nutznlessern nnterbalten und bergestetlt werden; selbst grössere Bau- 
ftthrungen liegen ibnen ob, wenn sie das Vermögen dazu haben; mangelt es 
ihnen oder reicht es nicht aus, so muss das Kirchenvermögen aushelfen; und ist 
auch dieses unzulänglich, so werden aus dem Vermögen anderer wohlhabender 
Kirchen Bauschillingsgelder gegen ratenweise Zurückzahlung, welche auf. den 
Nachfolger übergeht, aufgenommen. Vicariats- und Cooperatorsgebäude werden 
aus dem Kirchenvermögen unterhalten und es findet dabei im Erfordernissfalle. 
die nämliche Aushilfe von Kirchen- und Cultusstiftungen statt, wie bei den Bau¬ 
lichkeiten der Kircbengebäude. Weder bei den Pfarrhöfen, noch bei den Vicariats- 
gebäuden sind die Patrone, Grundobrigkeiten und Gemeinden gesetzlich verpflich¬ 
tet, zu den Bau- und Reparationskosten beizutragen. An dieser Einrichtung ist 
durch die Aufstellung der Stiftungsadministrationen unter der bayerischen Regie¬ 
rung nichts geändert worden und sie hat sich bis auf den gegenwärtigen Zeit¬ 
punkt erhalten. 

Im Jahre 182S handelte es sich um die Reparatur des durch den Blitz be¬ 
schädigten Kirchenthumes zu N. Die Hofkanzlei erklärte bierwegen unter dem 
12. August 1823, Z. 24,999, an die ob der Enns’sche Regierung: »Bei Herstellung 
des Thurmes zu N. muss sich an die bestehenden Vorschriften gehalten werden, 
hach dem allgemeinen im Salzburg’schen angewendeten Kirchenrechte sind diese 
Kosten durch die Concurrenz des Vermögens der Kirche, in wieferfie es entbehr¬ 
lich ist, des Patrons und der Gemeinden, ohne dass dermalen über den den Pa¬ 
tron und die Gemeinden treffenden Quotienten eine gesetzliche Bestimmung exi- 
stirte, zu bestreben, wobei es keinem Anstande unterliegt, dass dem Patron durch 
Vorschüsse von anderen, unter dem gleichen Patronate stehenden Kirchen, 'in 
wiefern sie davon zur Bedeckung ihrer Currenterfordernisse entbehren können, 
Schonung zugeführt werde. Demgemäss hat die Regierung das Weitere zu ver¬ 
fügen und es wird nur bemerkt, dass, da das Vermögen des Erzbisthums Salz¬ 
burg ad Aerarium und nicht an den Retigionsfond einbezogen worden ist, ein das 
Erzbistbum treffender Patronaisbeitrag nicht aus dem Religionsfond herzunehmen, 
daher auch nicht bei der Hofkanzlei anzusuchen sein würde. 

Obwohl nun in der Regel solche Vqrschussleistungen der unter demselben 
Patronate stehenden Kirchen gegen einander nur gegen Ersatz zu, geschehen 
haben, so wurde es doch mit dem an die ob der Enns’sche Regierung ergange¬ 
nen Hofkanzleidecrete vom 29. April 1827, Z. 11,532, ausnahmsweise für 
zulässig erkannt, dass solche Aushilfen auch ohne Ersatz, d. i. als reelle Unter¬ 
stützungen geleistet werden können, wenn das Vermögen der Kirche, weiche um 
diese Aushilfe angegangen wird, so gross ist, dass es über die Bedeckung ihrer 
Bedürfnisse einen bedeutenden Ueberschuss gibt und wenn ihr Patron und das 
Ordinariat die Zustimmung geben. Vor Allem müsse aber darauf gedacht werden, 
das eigene Einkommen der Kirche durch gesetzlich erlaubte Mittel zu vermehren 
und dadurch ihre unausweichlichen Auslagen zu decken, da der Pfarrpatron erst 
dann zu Beiträgen in Anspruch genommen werden kann, wenn obige Mittel mit 
keinem hinreichenden Erfolge angewendet worden sind, 

Laut des an dieselbe Regierung erflossenen Hofdecretes vom 14. December 
1837, Z. 27,863, kann sich jedoch der in Salzburg nach canonischen und politi- 
sehen Vorschriften geltende Grundsatz, wornach die vermögfichen Kirchen ihre 
ärmeren Piltalen oder diese ihre Mutterkirchen und selbst auch andere unter dem? 
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selben Patrone stehende Kirchen za unterstfitzen haben, nicht auf fremde Kirchen, 
d. i. solche, welche unter einem anderen Patrone stehen, erstrecken. 

Dagegen sind zufolge des an (He ob der Enns’sche Regierung erlassenen 
Hofkahzieidecretes vom 28. Juni 1839, Z. 15,431, die Bruderschaften, welche 
nach der mit Höfkahzleidecrete vom 3. Jauner 1820, Z. 323, bekannt gegebenen 
Allerhöchsten Entschliessung im Salzburg’schen belassen und nicht aufgehoben 
worden sind, und welchen das ihnen gehörige Vermögen ohne Rücksicht, ob es-' 
vom StaoHhcapiral Oder von Ersparungen kam, übergeben werden ist, verpflichtet, 
die eigenen Kirchen, bei denen sie bestehen oder bei denen sie ineorpörlrt sind, 
im Nothfalle bei der Bestreitung grösserer Auslagen zu unterstützen. Die Unter¬ 
stützung fremder Kirchen aber ist der Katar der Sache nach an die Zustimmung 
der Btudersehaftsvorstehung geknüpft, worüber im Weigerungsfälle die Behörden 
zu erkennen haben. 

Gegen die Anwendung des Grundsatzes, dass auch Kirchen einander in der 
Bestreitung von Baukosten zu unterstützen haben, welche zwar unter demselben 
Patron, aber nicht im canonischen Verbände stehen, und dass der Patron erst 
dann zur Deckung der Abgänge verbunden sei, wenn bei keiner unter demselben 
Patronate stehenden Kirche disponible UeberschQsse vorhanden sind, hat das 
fürsterzbischöfliche Ordinariat von Salzburg bei mehreren Anlässen Vorstellungen 
und Recurse eingebracht, welchen jedoch niemals eine Folge gegeben wurde. 
Eine ausführliche Widerlegung der von dem Ordinariate geltend gemachten Gründe 
enthält die Hofkanzleiverordnung vom 14. Februar 1847, Z. 3815. 

Die ob der Enns’sche Regierung hatte angeordnet, dass mehrere Filialkir¬ 
chen der Vicariatskirche zu N- eine reelle Aushilfe gewähren sollen. Dagegen 
recurrirte das Salzburger fürsterzbischöfliche Consistorium, wobei es geltend zi^ 
machen suchte, das Cameralärar sei diesen Beitrag aus dem zweifachen Grande 
zu leisten schuldig, weil mit der im Jahre 1807 erfolgten Incamerirung der dem 
Salzburger Domcapitel als parechus primarius der Pfarre N., zu welcher das er¬ 
wähnte Vkariat gehörte, zuständigen geistlichen Zehenten und Gütern zugleich 
auch die jenem Capitel obliegende Verpflichtung der Aushilfsleistungen an die 
Kirche za N. an das Aerar übergegangen sei, und weil im Salzburg’scben keine 
Verbindlichkeit zur wechselseitigen, am wenigsten aber zu einer ohne Rückersatz 
und ohne Ordinariatsconsens zu geschehenden Unterstützung der durch keine 
canonische Verwandtschaft verknüpften Kirchen bestehe, vielmehr die durch das 
eigene Kirchenvermögen ’ nicht bedeckten Auslagen durch den Patron zd bestrei¬ 
ten seien. 1 . .. 

Hierauf erwiederte die Hofkanzlei im Einklänge mit der allgemeinen Hdf- 
kammer, es sei nicht einmal nachgewiesen, dass eine Verpflichtung des vormali¬ 
gen Domcapitels zu Salzburg zur Unterstützung der zur Pfarre N. gehörigen Fili¬ 
alen jemals gesetzlich bestanden habe, oder dass von jenem Capitel irgend eine 
Ausgabe für die von jeher dürftige Kirche N. ans einem verbindlichen Titel be¬ 
stritten worden sei. Dass also mit der Einziehung der Rechte und Genüsse des 
Domcapitels eipe Verbindlichkeit zu solchen ÄusMfsIeistüngen an das Cameralärar 
übergegangen sei, könne um sö Weniger zugegeben Werden, nachdem die durch 
jene Incamerirung für das Aerar ‘ erlangten Vortheile ohnediess durch (Hedem 
Staatzschatze obliegende Erhaltung des nunmehrigen Domcapitels in Salzburg auf¬ 
gewogen werden. f 

■ c HQcksichttich der. angeführten. Beitragspflicht der . Patrone, erinnerte die aü- 

genJeine Hofkammer, dass naeäder von der.Regierung schon bei früheren Ver- 
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handttingbft maefcgeitöesenen, ton «ften “früheren -Re# er(mgen“Sai£bürgs anerKahn- 
'»en, und sowohl in den von der Rofkanzlei erlassenen Anordnungen und einzel¬ 
nen Entscheidungen, als auch von der Hofkammer stets ais Entseheidnngsnorm 
festgeholtenen gesetzlichen 1 Uebhng der Patron erst dann zur Deckung vön Aus¬ 
lagen and Abgängen' einzelner Kirchen im Salzburg’schen 2 a verhaften -sei, 
wenn' 'von keiner der unter demselben Patronate stehenden Kirchen, die, nenn 
■sie auch nicht zum nämlichen Vogteibezirke gehörig 1 oder sonst canoniseb verbun¬ 
den Sind, ' doch gegenseitig zur Unterstützung, urtd zwar in der Regel durch un- 
vettdnSiiebe Vorschüsse, aber .auch ausnahmsweise durch Aushilfen ohne Ersatz 
berufen erscheinen, ein disponibler Ueberschuss ausgenrlttelt und verwendet Wer- 
• den-kann.' 

Aafdie’vorangehende. fiofkanzleiverordnong vom 14.. Februar 1847, Z. 
8845, so wie auf ähnliche frühere Erlässe der Hofkauzlei vom 27. December 1888, 
32;997, von) 5- April 1844, Z. 10,618, und vom 26. Juni 1845, Z. 20,219,»bat 
das Finanzministerium noch in nenerer Zeit laut Cultusministerial-Erlass vom 
-25.1 September, 1851, Z. 3119, mit dem,Bemerken hingewiesen, dass die einseitige 
Abänderung dieser bisher aufrecht erhaltenen Bestimmungen vor, der allgemeinen 
Regelung der Patronatsverhältnisse nicht angezeigt erscheint und das Finanzmi¬ 
nisterium sich daher zur Bedeckung der Kirchenbedürfnisse und ides Aufwandes 
bei Pfarrhofbaulichkeiten in Salzburg durch Patronatsbeiträge aus dem Camerai- 
ärar so lange nicht bestimmt finden könne, als hiezu die Mittel iin den Ceber- 
schüssen anderer unter dem landesfürstliehen Patronate stehender Kinchen und 
Sttftungskörper geboten sind. 1 

10. ln Dalmatien and im lombardisch-venetJanischen König¬ 
reiche. 

In Dalmatien sind die Kirchen and Pfarrhäuser in der Regel von den Ge- 
meinden erbaut worden. Es ist daselbst tm Wesentlichen noch gegenwärtig das 
Decret der französischen Regierung vom 30. Deeember 1808 über die Verwaltung 
der Kirchengüter in Wirksamkeit, weites von dem Grundsätze aasgeht, dass die 
"Kosten der Erhaltung der kirchlichen Gebäude (radicale Bauführungen) von den 
durch jenes Decret eingeführten Fabbricierien (aus dem Kirchenvermögen), und 
wenn diese keine eigenen Mittel haben, von den Gemeinden zu tragen seien; bei 
dem Unvermögen dieser, sind die Pfarrgenossen zur Concnrrenz berufen und 
Wenn auch diese derlei Auslagen nicht zu bestreiten vermögen, wird'zu einem 
RfffeBtRcbeh Fonde (nunmehr zufolge des HdfkanzleWecretes vom 18. December 
1834, Z.' 25,892, zu dem Religtensfondb) die Zhflocfat genommen. 11 Die kiefneren 
"Reparaturen liegen dem Beneflclaten ob. 

'Das ertvömte französische Decret verpflichtet’'die Fabbricierien darüber zu 
wachen, dass alle erforderlichen Reparaturen an Kirchen und PfarrgeMuden nach 
"den ln diesem-Deetete vorgezeichneten Modalitäten vorgenommen werden (Art. 41). 
•'Im Art. 29. wird es als eine Verpflichtung der Gemeinde erklärt, wenn die Eln- 
' künfte der Kirche znr Bestreitung der Bedürfnisse des Cnltns nicht aaslangen, 
■den Mangel zu decken,dem Pfarrer eine Wobnnng zu Gebote zu stellen oder in 
' Ermanglung einer solchen ihm eine Geldentschädigung zu verabfolgen; und insbeSön- 
•dere zu den grösseren Reparationen der dem Cultus gewidmeten Gebäude beizutragen. 
Anf das [durch französ. Gesetz aufgehobene]' Patronat erscheint gar keine Rücksicht 
- genommen. Im Einklänge hlemit wurde dem dalmatinischen Gubernlum, wefcbesHber 
■ dieVorschriften»erichtethatte; wefohedortlandev inBetCeffdet Bthaitungdesbau Wehen 
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Zuatandos der Pfairgebäode bestehen, mit dun Hofkanzietdecrete vom 12. Sep¬ 
tember 1836, Z. 22,782, bedeutet , es sei ganz in der Ordnung, dass (He Kosten 

■ zur Erhaltung der Pfarrgebände jeder Pfarrer selbst und allein bestreitet, weil er 
diese Gebäude als Nutzniesser benützt, unter die Pflichten des Nutzniessers aber 
vorzüglich gehört, dass er die Sache als ein ordentlicher Hausvater in vollkom¬ 
men brauchbarem Zustande erhalte. Diese kleineren Reparaturen sind: Die ge¬ 
wöhnlichen Dachausbesserungen (sarta tecta), die Einsetzung einiger Fenster¬ 
scheiben, die Ausbesserung der Thflren, Schlösser und tbeilweisen Fensterstöcke, 
die Ausdielong einiger Bretter in den Fussböden, welche sonst jeder Einwohner 
eines gemietheten Hauses aus Eigenem zu tragen hat. 

Im Jahre 1842 hatte sich die Nothwendigkeit der Herstellung eines Pfarr¬ 
hauses zu N. argeben, bei welcher Pfarre die FamiHe N. das Präsentationsrecht 
•übte; es entstand die Frage, ob diese Familie zu Cencurrenzbeitrigen zu verbal- 
tön sei. Sie behauptete, dass sie stets nur den Pfarrer präsentirt, aber nie zur 
Erhaltung der PfarrgebSude beigetragen habe, was auch der Bischof bestätigte. 
Die Hofkanzlei erklärte in dem an das dalmatinische Gubernium erlassenen De- 
trete vom 14. October 1842, Z. 30,592, dass in Dalmatien noch immer die oma¬ 
nische Vorschrift bezüglich der Kirchenbaulicbkeit besteht. Nach derselben sali 
das Kirchenvermögen zuvörderst in Anspruch genommen werden, und wenn dieses 
unzureichend und die Pfarrgemeinde unvermögend ist, so übergeht die Leistungs- 
pficbt an den Patron. Ob der Familie N., welche sich im Besitze des Präsenta- 
• tionsrechtes befindet, aueh wirklich das Patronatsrecfat Aber die Pfarre N. zustehe, 
ist nicht erwiesen, zumal das Präsentationsrecht kein wesentlicher Bestandteil 
des Patronates ist. Sollte dieser Beweis durchaus nicht rechtskräftig hergestellt 
werden können, so wird unter den dargestellten Umständen Wohl nichts Anderes 
erübrigen, als den Religionsfond in Anspftich zu nehmen, wie es in derlei Fällen 
immer geschehen ist. Uebrigens wurde dem Gubernium bei der im Zuge befind¬ 
lichen Pfarrregulirung zur besonderen Pflicht gemacht, auf die Patronatsverhält¬ 
nisse mit aller Genauigkeit zu sehen und sie in Evidenz zu stellen. ; 

Die Verhandlungen über die dalmatinische Pfarrregulirung sind mit dem 
. Betrete des Ministeriums des Innern vom 26. Juni 1849, Z. 8440, zum Abschluss 
gebracht worden; in diesem, Decrete findet sieh aber nur die ganz allgemeine 
Andeutung, dass es rQcksichtlicb der Patronate vor der Hand bei dem Bestehai¬ 
den zu verbleiben habe. 

Die dieser Andeutung zum Grunde gelegenen Anträge der Unterbebörden 
enthalten noeb die in dem bezogenen Ministerialdecrete nicht ausgesprochene 
Näherbestimmung, dass, so lange ein Patronatsverhältniss nicht nachgewiesen sei, 
die Pfründe als ein beneficium collationis liberae anzusehen und zu behandeln 
wäre. Dem landesfürstlichen oder Religionsfomjspalrooate angehörig seien nur 
jene Curatien und Kirchen zu behandeln, welche bereits, als solche ene&aant 
sind; wo diess noch nicht geschehen und die Betheiligten darauf, dass der Staat 

■ die Patronaispflicht leiste, andringen, wäre von Fall zu Fall zu entscheiden. Hin- 
sichtlich der in Dalmatien zahlreichen Regularpfründen wurde bemerkt, es.sei 
nicht nachgewiesen, dass das Verhältnis der venetianischen Regierung zu diesen 

. Pfründen das eines Patrons zu seiner Patroaatspflrflnde war; diess besonders im * 
Sinne und mit den Folgen der in Oesterreich den Patronen auferlegten Baucon- 
currenzpflicht sei gar nicht anzunehmen. Die venetianische Regierung habe offen- 
- bar nur die Slaatsoberhnheit über diese Pfründen wahres wollen. Diese Pfrün¬ 
den seien ab. ineorporirte Klosterpfründen anzusehen. Diess zugegeben erscheine 
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‘es' am entsprechendsten, bei solche« Pfründen nicht Äegesamaten Bafuausiagen 
der Pfarrgemeinde aofZolasten; diese möge naofa der Landessitte Kalk, Steine 
and Sgnd heisteilen, dann die Fohren and Handarbeit leisten; den hiernach v«- 
bleibenden Abgang der Baukosten aber möge das betreffende Kloster, and bei 
dessen Unvermögenheit der Religionsfond decken. • • . t • - 

Auch im lotnbardisch-venelianisehen Königreiche besteht - kein genau forma* 
tfrtes Coneurrenzgesetz für Kirchen- und Pfhrrhofbauten; ohne Zweifel kommt 
auch dort das oben angeführte Decret der französischen Regierung voift 30.De- 
cember 1809 zur Anwendung. Im Laufe der zeit kamen die Tragen zur Verhand¬ 
lung: 1. ob und welche Geldsubventionen die Kirchen im lombardisch-venetiant- 
schen Königreiche vom öffentlichen Schatze ansprechen können; 2. in welehefn 
Masse und in welcher Weise, dann 3. aus welchem Fottde’ ihnen solche Sub¬ 
ventionen verabfolgt werden sollen. Hierüber wurde mit‘Allerhöchster Entschlies- 
sung voitt 15. Juni 1825 (Hofkanzletdecret vom 30. Juni 1825, Z. 19,878) Fol¬ 
gendes bestimmt: r i 

ad 1. Von jeder solchen Subvention ausgeschlossen sind Kirchen, welche 
Privateigenthum sind oder dem Patronate eines Privaten uriterstehen, dann Kir¬ 
chen collationis liberae episcopalis, bezüglich deren schon Anordnungen, Verträge 
und Gewohnheiten bestehen, nach denen ihre Auslagen za bestreiten sind (bei 
den Kirchen der Pfründen liberae collationis leisten die Gemeinden in Folge des 
italienischen Decretes vom 5. Jänner 1808 . entweder jährliche fite oder doch 
wenigstens nach Bedarf zeitliche Beiträge; aueh bestreiten sie bei dem Abgänge 
anderer Quellen die Gebäudereparataren; wogegen aber auch die Gemeinden 
früher vor der Bewilligung eines Beitrages stets ln die ökonomischen Verhältnisse 
der Kirchen Einsicht nahmen). Dagegen haben ein Reehf auf eine Subvention 
aus dem öffentlichen Schatze a) die Kirchen, die bis nttn unmittelbar dem lan- 
desfürstlichen Patronate unterstehen und desshalb wie andere Patronatskireben 
bei dem Abgänge von Localquellen berechtiget sind, nach den allgemein auch 
von der Staatsverwaltung arierkannten canonischen Vorschriften Unterstützungen 
nach dem Masse ihrer Bedürfnisse in Anspruch zu nehmen; b) alle, die ehemals 
den vom Staate unterdrückten Corporationen gehörten und deren Fortbestand die 
Staatsverwaltung nach Aufhebung dieser Corporationen im Interesse des CUKus 
für nothwendig erkannte, in dem Masse, als die Corporation verpflichtet war, zu 
ihrer Erhaltung beantragen (weil der Staat das Vermögen dieser Corporationen 
an sich gezogen hat, also in deren Rechte und Pflichten eingetreten ist); c) eine 
- gleiche Rücksicht verdienen jene Kirchen, die wegen ihr» architektonischen and 
künstlerischen Wertbes für den Öffentlichen Cottas erhalten worden sind. 

ad 2. Als Leistungen, auf welche solche Kirchen einen Anspruch haben, 
i wurden bezeichnet: a) gestiftete Gebtkfaren, welche dieselben von dem an den 
Staat gezogenen Vermögen, woran derlei Gebühren als Passiva hafteten, anspre¬ 
chen können (es wurde eine abgesonderte Verhandlung darüber ln Aussicht ge¬ 
stellt, ob solche Passiven des Monte and wie selbe befriediget werden sollen); 
' b) die Kosten der Erhaltung der Ktrchengehäode und der Bestreitung des erfor- 
deriieben Gottesdienstes (man erwog hiebei, ob es zweckmässig wäre, zu diesem 
Zwecke fixirte Beiträge zo gewähren, and in wieferne eine Rechnungslegung über 
das eigene Vermögen der subveutioulrten Kirchen zu verlangen wäre); c) die 
Kosten zu neuen Herstellungen von Gebäuden,' die darch einen anglücklichen Zu¬ 
fall'zu Grande gegangen sind, welche Kosten darchausserordentlicbe Unterstütz¬ 
ungen gedeckt werden müssen. 
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«A3. Die in Rete Stehenden Subventionen winden «Je eine aus dem 
^Staatsschätze unmittelbar zu bestreitende Leistung.bezeichnet, wobei man jedoch 
in Aussieht stellte, dass, wenn einmal im lombardisch-venetianischen Königreiche 
ein 1 Religionsfond errichtet wäre, nur die mit dem palronatus regius verbundenen 
Auslagen den Staatsschatz, alle anderen erwähnten Subventionen aber den Beli- 
giousfond in Ansehung der Güter treffen würden, welche ehedem ein Eigenthum 
der .unterdrückten Corporationeu waren und seiner Zeit dem Religionsfonde ent¬ 
weder in natura oder in einem Aequivalente zugewendet werden sollten. 

■ Hinsichtlich der Erhaltung der Pfarrhäuser bei Kochen deSj Jandeafilrst- 
.lichen Patronates ist jn dem Rofkanzleidecrete vom 30. Juni 1825, Z. 19,878, 
,.keine Bestimmung enthalten, und die Regierung war zu Folge der Hofkanzleient- 
- Scheidung vom 24. April ,1835, Z. 9371, nicht geneigt, die in dem 'bezogenen 
-Hoffcanzleidecrete den Kirchen zugesicherte Unterstützung in einem gleichen Um- 
.fange auch hinsichtlich der Erhaltung .der Geböude der Curatbeneficien des Ijin- 
desfürstlichen Patronates auszuspreeben, weil weder die italienische, noch die ihr 
uapbgetolgte österreichische Regierung dem. Patrone eine gesetzliche Verpflich¬ 
tung zur Herstellung und Erhaltung der Pfarrgehäude auferlegt hat. Zufolge des 
• Hofkanzleidecretes. vom 8. Jänner 1 £30, Z. 43,895, sind die Kosten der Herstel¬ 
lung und Adaptirung der Pfarrgebäude nach, dem gesetzlichen Herkommen oder 
. durch, hiezu eigens bestimmte Fonde zu bestreiten. Dpn Pfarrer treffen die Aus- 
. lagen für kleinere Reparaturen, die bloss die Erhaltung des Gebäudes bezwecken, 
dann mit Rücksicht auf 513.,,a. b. G. B., auch die Kosten grösserer Bauher- 
Stellungen, wenn diese.aus einer mangelhaften Erhaltung oder sonstigen Vernach¬ 
lässigung entstanden sind, in Ermanglung anderer Concurrenten müssen die 
Pfwrholden einstehen. , 

Mit dem Ministerialerlasse vom 28, Mai 1853, Z. 2193, ist der venetiani- 
sehen Statthalterei bedeutet worden, dass die Pfarrer nach dem Allerhöchst ge- 
, nehmigten Systeme auf eine freie Wohnung Anspruch, und nur, mag die freie 
«Wohnung in natura oder mittelst Quatiergeld beigestellt .werden, die einem Mieths- 
r manne nach dem Gesetze oder nach der örtlichen Uebung obliegenden Leistungen 
.ohne Abreehnupg: von der Copgrua zu .Ubernehmen .haben. Die übrigen Leistun- 
, ; gen teeffeni den, welcher dem Pfarrer die Wohnung in einer oder der. andern 
Art,h«iz»stelk»-hat, 

11. In, Galizien und in der. Bukowina. 

In Galizien sind die bereits mehrfach besprochenen Hofdecrete vom 24..De- 
eember 1782 und' 29. Jänner 4788 kundgemaebt worden und ist somit -daselbst 
■ die dreitheflige Bauconcurrenz bei Kirchen- tmd Pfarrhofbauiichkeiten (Kirche, 
'Patron und Dominiüta) zur Geltung gekommen. Es scheint aber, dass hie. and 
da dem Patron, bei der Unbestimmtheit dessen, was eigentlich als Baumateriale 
anzusehen sei, eine ungebührliche kirchliche Baulast zugemuthet wurde, was aus 
dem anlässlich der Herstellung einer neuen Wohnung für den lateinischen .Pfar¬ 
rer zu N. an das galizisehe Gubernium erlassenen Hofdeerete vom 4. OctQher 
1794 erhellet. Dieses Hofdecret lautet: »Es hat sich gezeigt, dass die von der 
Landesbaehbalterei angewendete Verthei Lungsart der Kosten für. Religionsgebäude 
von'der allgemein bestehenden Richtschnur .abweicht und diese Abweichung,,in 
'>4alizien dem Religionsfonde überhaupt vorzüglich desswegen zur Last fällt, . weil 
- wegen dieser unbilligen'Belastung-des Patrons sich ,bei., jeder ^Gelegenheit,von 
Privatgrundherren und Städten der Ueberaahme dieses nehon an und «für 
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sich setbsf nicht sehf vbrtheflbaften Patronaisrechtes entgegengesetzt und dasselbe 
debl Rellgionsfonde Obertassen werde. Da nun in der Betrachtung, dass die Vor¬ 
theile eines Grundherrn von jenen, welche dem Patrone durch das blosse Ernen- 
hüngsfecht zufliessen, im Wesentlichen sehr von einander verschieden sind und 
daher nicht die geringste Ursache vorhanden ist, warum ersterer gegen den letz¬ 
teren erleichtert und auf solche Art die ift den übrigen Provinzen bestehende 
Yerlheilungsart der gedachten Kosten nicht auch in Galizien beobachtet, sondern 
der ohnehin nicht zureichende Religionsfond auf diese höchst unbillige Weise 
noch fernerhin entkräftet werden sollte, so hat das Gubernium der Landesbuch¬ 
halterei diessfalls zur künftigen Richtschnur bekannt zu machen: 1. dass die 
Ünterthanen alle Handlangerarbeiten und Fuhren umsonst bestreiten müssen; 2. 
der Grundherr jene Materialien unentgeltlich beizutragen habe, die die Maurer, 
Stuccatorer, Zimmerleüte, Ziegeldecker und Handlanger zu Ihrer Arbeit und Ge- 
rüstung nöthig haben und nicht erst vorläufig durch einen anderen Professionisten 
in der Werkstatt überarbeitet werden müssen; 3. dass dem Patrone alle jene 
Materialien, so von den Professionisten, als Tischler, Schlosser, Schmiede, Anstrei¬ 
cher, Glaser und Hafner in ihren Werkstätten oder auch im Gebäude verarbeitet 
und sö erst zu einem Theile des Baues werden, wie auch Alle Maurer-, Zimmer- 
geselleri- und Ziegeldecker-Taglöhnung, sammt dem ‘zu ihrer Arbeit nöthlgen 
Werkzeug als ein unentgeltlicher Beitrag aufzuredhnen Sind. Unter den von der 
Ghindobrigkeit beizutragenden Baumaterialien werden auch alle Gattungen Zim¬ 
merholz, schon gefällt, und die Brettklötzer zür Säge bereitet, dann die Ziegeln 
Schuh gebrannt verstanden, dessgfeichfen sind die Baurequisiten dem Patrone, das 
Gerüstholz aber der Grundobrigkeit anzurechnen.« 

Eine andere Näherbestimmung über die Kirchen- und Pfarrhofbau-Concur- 
rehzlfiisfung enthielt das Hofdecret vom 20. Juli 1804, Z. 12,152. »Was den 
Beitrag betrifft, welchen der Gutseigenthümer zu den Kirchen-, Pfarr- und Schul¬ 
gebäuden in der Eigenschaft als Grundherr leisten muss, so findet man einver- 
Stündlich mit der k. k. Hofkammer bei solchen königlichen Gütern, welche im 
Ädvifälitätsbesitze sind, allerdings billig, dass in Galizien durchaus das Aerarium 
als dotninus directus dieser Güter in jenem Verhältnisse beitrage, als dasselbe 
Voti diesen Gütern, als Dominien, Terzen und Quarten bezieht. Nur muss in jedem 
falle, da Baumaterialien aus dem Gute selbst hergegeben werden, der Advitali- 
tätsbesitzer selbe in den eigenen Erzeugungskosten ohne Zuschlag eines Gewin¬ 
nes in Anrechnung bringen. Was hingegen jenen Beitrag betrifft, den der Kir- 
chenpatron zu entrichten hat, so ist selber von dem Advitalitätsbesiizer allein zu 
tragen, da derselbe auch in Veränderungsfhllen den Pfarrer allein ernennt.a 
Gebet feinen angeregten Zweifel erklärte das Hofdecret vom 18. September 1804, 
Z. 16,$55, dass der in Rede stehende Patronatsbeitrag von dem Advitalilätsbesitzer 
feines königlichen Gutes nur dann zu tragen sei, wenn derselbe auch das Patro- 
Batsrecht ausübt. 

Übtef dem 27. Jänner 1785 berichtete das gaiizische Landesgubemium, 
dass bis dähln die Pfarrproventen zu den Baulichkeiten der Kirchen und der 
PfklTWöhnungen in drei Fällen in’s Mitleid gezogen worden seien, nämlich a) bei 
Wlrthschaftsgebäuden überhaupt sei erachtet werden, dass solche aus den 
Pfattproventen, "jedoch mit Rücksicht auf die bestehenden Erectionsurkunden, 
ohne Concurterfz des Dominii, des Patroni oder der Gemeinde herzustellen und 
Zu erhalten seien, weil jedem Pfarrer die hiezu nöthigen Kosten bei Schätzung 
der Grintdettfäghisse zu güten gerechnet würden; nur in jenen Fällen hätte das 
AHhtararXinhMncht UL 16 
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Dominium loci oder der Patronus zu diesen Gebäuden beizutragen, wenn selb® 
die ihnen aufgetragene Obsicht vernachlässigt haben und somit an dem Verfall 
der Gebäude mitschuldig sind; b) zu Pfarrwohnungen und Kirchengebäuden 
wären die Pfarreinkünfte dann beigezogen worden, wenn unter denselben einige 
zu diesem Ende fundirte Einkünfte begriffen gewesen, mittelst deren Zurechnung 
der Pfarrer mehr als die Congrua per 300 fl. geniesst; nämlich zum Bau oder 
Kirchenbedürfbiss fundirte Capitalien, Kirchenkühe, der Kirche zinsbare Gründe, 
Häuser und dann die Opferslockgelder, welche Proventen man so wie das Kir- 
ebensilber für ein eigenes Kirchenvermögen betrachtete, dessen Genuss dem Pfar¬ 
rer nur auf den Fall gehören kann, wenn die Kirche ihn nicht selbst benötbiget; 
endlich c) wären zur Tragung der Baukosten jene Pfarrer verhalten worden, 
denen eine Vernachlässigung der Gebäude nachgewiesen werden konnte, die nicht 
in loco bejieflcii residirten, die gesammten Provente verpachteten u. s. w. Mit 
Hofdecret vom 25. April 1785, Z. 853, wurde dem galizischen Landesgubernium 
eröffhet, dass es bei diesen Maassregein, nach welchen sich bei den Kirchen- und 
Pfarrgebäuden und ihrer Herstellung bisher benommen worden ist, auch fürohin 
verbleiben möge. 

Im Jahre 1811 beantragte das galizische Gubernium aus Anlass vorgekom¬ 
mener Beschwerden von -Seile der Dominien und Patrone, dass viele selbst gut 
dotirte Pfarrer kleinere Beschädigungen an Kirchen und Pfarrgebäuden vernach¬ 
lässigen, und ein reich dotirter Pfründner zur Herstellung von zwei neuen Vfea- 
riatswohnungen keinen Beitrag leisten wollte, dass die für die übrigen deutsch- 
erbländischen Provinzen bestehenden Vorschriften bei Führung kirchlicher Bauten 
auch in Galizien zur Richtschnur genommen werden. Das Gubernium berichtete, 
es habe bei dem Umstande, als die Vicarien nach der Normalvorschrift vom 
5. November 1802 bei ihren Pfarren wohnen sollen, den Kreisämtern den Auf¬ 
trag ertheilt, Gesuche um Reparirung oder neue Herstellung von Vicariatswoh- 
nungen abznweisen, die Vicarien in den Pfarrhäusern unterzubringen und wenn 
diess nicht thunlich wäre, auf den Zubau der nöthigen Wohnzimmer an das Pfarr¬ 
haus nach der Zahl der Vicarien anzutragen. Zur Richtschnur bei Kirchen- und 
Pfarrbauten erachtete das Gubernium, dass auch in Ostgalizien die für die ande¬ 
ren Provinzen und insbesondere für W : estgalizien mit Kundmachung vom 10. Octo- 
ber 1800 festgesetzten Directiven einzuführen seien, nach welchen das Dominium, 
der Kirchenpatron, die eingepfarrten Gemeinden und der Ortspfarrer, welcher 
bis dahin in Ostgalizien bloss zur Unterhaltung der Wirtschaftsgebäude, nicht 
aber auch bei Kirchen und Pfarrgebäuden roncurrirte, wenn seine Dotation die 
Congrua übersteigt, beizutragen haben. Die über diesen Antrag herabgelangte 
Allerhöchste Entschliessung vom 13. December 1811 (Hofkanzleidecret vom 19. De- 
cember 1811, Z. 18,721.) lautet: »Das wegen der Pfarrvicarien und ihrer abge¬ 
sonderten Häuser bereits Vorgekehrte genehmige Ich und Ist auf dessen Voll¬ 
ziehung feste Hand zu halten; in Ansehung der geistlichen Baulichkeiten aber ist 
in Galizien das Nämliche, was hierwegen in Meinen deutschen Erblanden vorge¬ 
schrieben ist, in soweit es nicht schon bereits besteht, anzuordnen; sollten jedoch 
besondere Umstände dieser Provinz oder sonstige Localumstände eine Abweichung 
davon in einem oder dem anderen Punkte fordern, so ist es Mir anzuzeigeo. 
Uebrigens sind die Kreisämter wiederholt bei eigeuer Haftung für jeden einem 
öffentlichen Fond zugehenden Schaden zu wachen anzuweisen, und da^er bei 
ihren Kreisbereisungen auf den Zustand der Kirchen-, Pfarr- und ihre Wirth- 
schaftsgebäude das strengste Augenmerk zu richten und die Baupflichtigen na ch 
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Befund desselben zur unverwejlten Erfüllung ihrer diessfäUjgen Obliegenheit nach- 
dracksamst zu verhalten, um nicht erst nachher hierin, wie es so oft geschieht, 
mit ihren Yerlassenschaftsmassen in langwierige Forderungsprocesse zu geraten, 
and die Gebäude noch mehr zu Grunde gehen und ihre Herstellung weit kost¬ 
spieliger werden zu lassen.« 

In Folge dessen ist unter dem 17. Jänner 1812, Z. 704, van dem galizi- 
schen Landesgubernium über die Frage, in wie weit das Dominium, der Kirchen- 
patron, die eingepfarrten Gemeinden und der Ortspfarrer zum Bau der Kirchen-, 
Pfarr- und Schulgebäude beizutragen haben und wie sich in Ansehung der diesS- 
fälligen Bauüberschläge zu benehmen sei, das nachstehende Kreisschreiben, wei¬ 
ches mit der unter dem 10. October 1800 für Westgalizien erlassenen Vorschrift 
ganz im Einklänge steht, erlassen worden: 

»Um in Ansehung der Kirchen-, Pfarr- und Sehulbaulichkeiten, es mögen 
solche das höchste Aerarium, einen öffentlichen Fond oder Private betreffen, eine 
gleichförmige Beobachtung hierlandes einzuführen und damit die diesseitigen 
Baukosten nach Billigkeit gehörig vertheilt werden, wird in Folge Allerhöchster 
Entschliessupg vom 19. December 1811 hiemit festgesetzt und verordnet: 1. Von 
nun an bat bei allen vorfallenden Kirchen-, Pfarr- und Sehulbaulichkeiten im 
Allgemeinen der Pfarrpatron die Kosten des Arbeitslohnes der Professionisten und 
der sonst vorfallcnden baaren Geldauslagen, die Grundobrigkeit oder wenn deren 
mehrere zu einer Kirche eingepfarrt wären, verhältnissmässig die Materialien, 
und die zur Pfarre gehörigen Gemeinden die Hand- und Zagarbeiten zu bestrei¬ 
ten. Jedoch sind nur jene Kirchenpatrone, die zugleich das Dominium vorstellen, 
verbunden, die bei einem Kirchenbau oder bei Herstellungen der Pfarrwobnungen 
und Wirtschaftsgebäude, wo die Einkünfte des Curaten die Congrua nicht errei¬ 
chen, eintretenden baaren Professionisten- und sonstige Geldauslagen im Ganzen 
zu verabfolgen; ist aber das Dominium und das Patronatsrecht in verschiedenen 
Händen und erreicht das Einkommen des Pfarrers die Congrua nicht, so hat bei 
einem Kirchenbau der Patron jederzeit die eine und das Dominium die zweite 
Hälfte der baaren Auslagen zu bestreiten. Von diesem Beitrag wird aber das Do¬ 
minium bei dem Bau der Pfarrwohnungen und Wirtschaftsgebäude sogleich be¬ 
freit, sobald einmal bei einem die Congrua übersteigenden Beneftcium der Pfarrer 
nach der weiter unten ad 8. vorkommenden Unterteilung zu den baaren Geld¬ 
auflagen eoncurriren muss. Auch wird festgesetzt, dass an jenen Orten, wo meh¬ 
rere Dominien zu einer Kirche eingepfarrt sind, und wo mehrere Patrone dos 
Präsentationsrecht besitzen, die Unterteilung der beizuschaffenden Materialien und 
die baaren Geldanlagen, und zwar bei jenen Ortschaften, wo die Einwohner 
durchaus von Einem Ritus sind, nach Mass der Contributionszahlung, wo 
sie aber zu verschiedenem Ritus gehören, nach der SeelenzaUl des betreffenden 
Ritus zu geschehen habe. 

»2. Wenn die Kirche, Pfarre oder Schule ein eigenes Vermögen besitzt 
oder in Zukunft dazu gelangt, so wird bewilliget, davon einen Iheil zur Erbau¬ 
ung und Herstellung oder Reparirung des Gebäudes, jedoch nur in soweit zu ver¬ 
wenden, dass die gewöhnlichen jährlichen Auslagen der Kirche, oder diejenigen 
Aasgaben, für welche ein solches Vermögen gestiftet oder bestimmt worden ist. 
hinlänglich bedeckt bleiben, and dass zu einer solchen Verwendung immer vor¬ 
läufig die Bewilligung dieser Landesstelle eingeholt werde. 

»3. Um der Beschädigung der Wohn- und Wirtschaftsgebäude und ihrer 
Zngrundericbtung vorzubeugen, dann um selbe stets in gutem Stande zu erhalten, 
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ftflsien Von hdü dte Pfarrer uhd Sonstigreh BenMdäteii Wie ftleineh, dte ßhtrftg 
von 85 Golden rheinischer Währung nicht übelst elgbnden Reparaturen sogleich 
ähs Eigenem vornehmen, and bei Erbaoatig oder Reparlrung der Pfarrwohnun^en 
and Wirtschaftsgebäude, das ist, zur Bestreitung der baaren Geldauslagen in fol¬ 
gender Abstufung concurriren, als von einem reineri jährlichen Einkommen per 
800 Gulden rheinischer Währung bis 500 Gulden rheinischer Währung mit einem 
Viertheil, von 500 bis 1000 Gulden rheinischer Währung mit einem Drittheif, von 
1000 bis 1300 Gülden rheinischer Währung und darüber mit der Hälfte. Jener 
Pfarrer und Beneflciat hingegen, welcher Oberwiesen wird, durch Vernach¬ 
lässigung der kleinen Reparationen die Zughindegehurfg seiner Wohn- and 
Wirtschaftsgebäude verursacht zu haben, Worauf sowohl die Kreisämter, als die 
Decane bei ihren gewöhnlichen Visitationen stets wachsam sein sollen, wird ohne 
Rücksicht auf den Ertrag seiner Pfründe mH Sperrung der Temporalien zur Be¬ 
streitung aller bei dem neuen Bau vorfalienden baaren Geldauslagen ohne Weiteres 
verhalten werden. 

»4. Da es geschehen könnte, dass Kircheh- oder Pfarrpalrone zur Vermei¬ 
dung der mit dem Patronatsrechte verbtmdenen Lasten sich dieses Rechtes bege¬ 
ben und solches an das Aerarium übertragen wollten, so wird biemit angeordnet, 
dass derlei Patronate in solchen Fällen demuttgeachtet zur Erfüllung der Patro¬ 
natsobliegenheiten verhalten werden. 

>5. Wenn ein Gut, dessen Besitze das Patronatsrecht anklebt, einem oder 
mehreren Gläubigern in Ansehung ihrer Forderungen, so sie hierauf bähen, zutn 
Genuss eingeräurot wird, so können sich derlei Gläubiger der Patronatslasten 
nicht entschlagen, sondern sie sind, gleichwie der eigentümliche BCMtzer, in 
dessen Rechte sie getreten sind, selbe zn tragen verpflichtet, indem ihnen von 
den Einkünften eines solchen Gutes nur so viel gebühren kann, als naeb Abschlag 
der darauf haftenden Lasten übrig bleibt. 

»6. Wegen Besichtigung der baufälligen Kirchen und beschädigten Ge¬ 
bäude, wegen Herstellung derselben, Verfhssung der Risse, Ueberschläge nnd 
Sabrepartition der Beiträge hat sieb der Pfarrer an das Kreisamt zu wenden, 
welches mittelst des Kreisingenieurs die erforderliche Untersuchung pflegen, die 
Pläne, Kostenüberschläge und Subrepartitionen der Baukosten zu verfassen, dann 
aber nach den bestehenden Normalvorschriften vom 11. April 1806, Z. 6919, ent¬ 
weder selbst das Amt zu handeln, oder die Entscheidung dieser Landeästelle ein¬ 
zuholen bat.« 

Hinsichtlich des im §. 1. des voranstehenden Kreisschreibens festgesteüteh 
Massstabes zur Ermittlung der vbn den Dominien zu leistenden Banbeiträge er¬ 
klärte die Hofkanzlei unter dem 14. April 1814, Z. 3938, Seine Majestät haben 
in Hinsicht auf die Bestimmung der Dominicalbeiträge zu den geistlichen Baulich¬ 
keiten (an Orten, wo die Einwohner nur zu Einem Ritus gehören) zu entschlieä- 
sen befunden, dass, in solange bis nicht die Dominicalsteuer für jeden Theilbaber 
«n einem Gute insbesondere ausgemittelt und vorgeschrieben sein wird, der für 
Galizien bisher naeb der Seeienzahl angenommene Bemessungsmassstab beibehal¬ 
ten werden soll. Die Repartitlön der diessfälligen Kosten nach dem Steuergulden 
hatte sich nämlich als schwer ausführbar gezeigt, Weil viele Dörfer unter meh¬ 
rere Grundherren vertheilt waren, die Dominiealstener aber noch nicht von jedem 
einzelnen Dorfantheile, sondern vom Concretum der Liegenschaft im Kataster 
vorgeschrieben and auch in concreto berichtigt wurde. 

Ferner wurde mit dem Kreissebreiben vom 10. März 1818, Z. 8154, mit 
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Beziehung auf die Hofdecrete vom 20. November 1817 und vom 15. Jänner 1818 
angeordnet, dass in jenen Fällen, wo Städte zwar ihren eigenen Magistrat haha»« 
sißh aber nicht im ausschließlichen Besitze aller nutzbringenden Dominical- 
gerecbtsame befinden, sondern ein Theil derselben in den Händen eines Dpm|niums 
ist, diese Dominien nach dem Massstabe der Proventen, welche sie ais Zinsen 
oder durch Ausübung gewisser Regalien beziehen, zu den bei Schul- und geist¬ 
lichen Baulichkeiten repartirt werdenden Dominicdbeitriigen gleichfalls concurriren 
sollen. 

Im Jahre 1817 beantragte das galizische Gubernium, dass die ganz oder 
grösstenteils in Baarem dotirte Curatgeistlichkeit, deren Einkünfte den Betrag 
von 300 Gplden nicht übersteigen, von der Concqrrenzleistung za den Pfarrbau- 
liehkeiten losgezählt werde, weil die Aufnahme eines Baudar|ehens für diese 
Geistlichkeit wegen mangelnder Hypothek sich oft picht bewerkstelligen lasse un<| 
in Galizien die Aufnahme eines Darlehens gegen Ausstellung eines Baubriefes 
unbekannt sei. Hierüber eröflhete die Hofkanzlei unter dem 24. Jänner 1818, 
Z. 32,168, dem Gubernium mit Beziehung auf die Allerhöchste Entschljessung 
vom lß. December 1811, dass dieser Antrag um so weniger geeignet sei, höch¬ 
sten Ortes unterstützt zu werden, als die Differenz des Geldkurses keineswegs 
als ein solcher Personal- oder Localamstapd anzusehen ist, bei welchem für 
Galizien auf eine Ausnahme von dem, was für alle übrigen Provinzen besteht 
und wogegen von anderer Seite her auch keine Beschwerde geführt worden ist, 
angetragen werden könnte. Dass Baubriefe bisher in Galizipn njeht üblich waren* 
führt nicht zur Folge, dass sie in keinem falle üblich werden sollen, so wie es 
die Sache des Pfarrers selbst ist, das zum Darlehen cum onere ad successores 
nötbige Geld aufzufinden. 

Um das Jabr 1818 überzeugte man sieb, dass die Voraussetzung des Hof- 
kanzipidecretes vom 10. December 1811, Z- 1872, die im Jahre 1800 für West- 
gajkien erlassene und durch das Kreisschreiben vom 17. Jänner 1812 auf Ost¬ 
galizien ausgedehnte Vorschrift sei mit den in den übrigen Provinzen über diesen 
Gegenstand erfiossenen Anordnungen im Einklänge, auf einem Irrthume beruhe, 
da in diesen Provinzen die Dominien als solche zu Kirchen- und Pfarrhofbauten 
zu concurriren zwangsweise nicht verhalten werden, was mit dem oben sub 1. 
angeführten Hofkanzleidecrete vom 9. Juli 1812, Z. 9828, auch für Galizien aus¬ 
gesprochen worden ist. Ueber den hierwegen erstatteten allerunterthänigsten 
Vortrag ist die Allerhöchste Entschliessung vom 19. Juni 1819 (Hofkanzleidecret 
vom 10. Juli 1819, Z. 21,259), herabgelangt: »Es hat vor der Hand bei dem in 
Galizien Vorgeschriebenen daselbst zu verbleiben; Ich erwarte aber von der ver¬ 
einigten Hofkanzlei das Gutachten, ob es bei dem wegen der Beitragspflichtigkeit 
zu geistlichen Baulichkeiten in Meinen übrigen deutschen Erblanden Angeordneten 
zu verbleiben habe, oder was daran abzuändern wäre, um diesen Gegenstand auf 
eine gerechte Weise zu regeln.« 

hn Jahre 1820 waren bei der Pfarre N. während der Erledigung derselben 
an Witthscbaftsgebäuden, die in einem entfernteren Dorfe lagen, bedeutende Re¬ 
parationen vorgenommen und die Kosten aus dem Religionsfonde vorgeschossen 
worden, ;um später auf die concurrenzpflicbtigen Parteien repartirt zu werden. 
Bei diesem Anlässe unterschied das Gubernium zwischen den bei den Pfarrhöfen 
befindlichen Wirtschaftsgebäuden und jenen, die auf entfernten Maierhöfen oder 
Dörfern sich worflnden. Bei den ersteren wollte as die Concurrenz nach Mass- 
gaberdes Kretomfcntibens vom 17. Jauner 1812 verfügen; bei,den letzteren ftoer 
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den Pfründner allein zur Bestreitung der Kosten verhalten. Hierauf bedeutete 
die Hofkanzlei mit der Verordnung vom 7. December 1820, Z. $6,174, dem gali- 
zischen Gubernium, dass das am 17. Jänner 1812 kundgemachte Normale vom 
19. December 1811 bei Bestimmung der Concurrenzpflichtigkeit zu pfarrlichen 
Wirtschaftsgebäuden keinen Unterschied nach der Lage derselben macht, ob 
diese sich nahe oder entfernt vom Pfarrhofe befinden. Wenn daher vom Gü- 
bernium nicht ausgewiesen wird, dass vermöge bestehende rPraxis, worauf 
sich das Fiscalamt beruft, dieser Unterschied in der Art gemacht w T erde, dass im 
Jahre 1811 bei Erlassung obiger Vorschrift von den Gebäuden der letzten Art, 
weil deren Herstellung von jeher und unbestrittener Weise den Pfründnern selbst 
oblag, gar keine Rede war: so kann, so billig auch diese Massregel erscheint, 
dieselbe doch nicht als durch das Gesetz vom 19. December 1811 von Seiner 
Majestät ausgesprochen von hier erklärt werden. Diessfalls bat also das Guber- 
niüm noch vollständig bestimmte Auskünfte insbesondere darüber zu erstatten, 
ob die Pfarreien diese Maierhöfe etwa als Dominium besitzen, wornach sie 
diese Kosten allerdings allein zu tragen hätten. Was den weiteren Antrag des 
Guberniums hinsichtlich der Bestimmung zwanzigjähriger Rückzahlungstermine 
über das zu 5 Procent zu verzinsende Capital betrifft, so findet man dagegen 
nichts zu erinnern, wenn der hieher auszuweisende Ertrag der Pfründe nicht so 
bedeutend ist, dass er eine frühere Tilgung dieser Schuld leicht gestattet; wohl 
aber ist gegen den Grundsatz, dass, wenn solche bedeutende Gebäude während 
ddr Erledigung der Pfründe geführt werden müssen, der Religionsfond das zu 
5 Procent verzinsliche Darlehen auf zwanzig Jahre zu leisten habe, allerdings 
einzuwenden, dass der Religionsfond überhaupt Darlehen zu leisten nicht geeignet 
und er für den Bezug der Intercalareinkünfte, vorausgesetzt, dass die Pflicht, die 
Kosten zu tragen, auf der Pfründe ruht, nicht mehr als der Pfründner selbst 
pro rata zu leisten verpflichtet ist. Es ist sich daher gleichartig mit dem Falle 
zu benehmen, da der Pfründner die Kosten ihrer Bedeutenheit wüten nicht auf 
einmal bestreiten kann, sondern ein auf die Pfründe zu versicherndes Darlehen 
aufnebmen muss. Nur ist hiebei zu bemerken, dass die zwanzigjährige Zurück- 
zahlungsfrist als das nicht zu überschreitende Maximum anzunehmen, und hei 
sehr erträglichen Pfründen und minder beträchtlichen Baukosten auch viel kür¬ 
zere Rückzahlungstermine ohne Anstand, um die Pfründe nicht zu lange zu be¬ 
lästigen, bedungen Werden können und bedungen zu Werden pflegen. 

Zu beachten kommt ferner das nach Galizien ergangene Hofkanzleidecret 
vom 8. März 1821, Z. 6373. welches also lautet: »Die erstattete Aufklärung über 
die hei Herstellung der pfarrlichen Wirtschaftsgebäude reichlich dotirter 
Pfründen (die ganze Dörfer mit der Dominical-Jurisdicfion, oder Dorfsantheile mit 
obrigkeitlichen Unterthanen haben, vor dem Erlasse des Baunormales vom Jahre 
1811) bestandene Observanz, nämlich dass diese allein die erwähnten Herstellungs¬ 
kosten zu tragen haben, nimmt man mit dem Beisätze zur Nachricht, dass es bei 
dieser Präxis zu verbleiben hat. Ueber die weitere Bemerkung erwiedert man 
dem Gubernium, dass, wenn der Religionsfond ein für ihn bereits fälliges Inter- 
calareinkommen an einer Pfründe gegen 5 Procent Zinsen und Rückzahlung in 
20jährigen Raten belässt, dieses seiner Natur nach ein Darlehen ist. wozu er, be¬ 
sonders wenn er nicht auch Patron der Pfründe, wie bei Bisthümern, ist, nicht 
berufen ist. Als Regel kann man es daher nicht gelten lassen, dass er einen 
derlei Vorschuss als Darlehen zu leisten habe. Als Ausnahme von der Regel 
kann es aber allerdings mit hierorts anzusuchender Genehmigung stattflnden* 



Die Kirchen- und Pfarrhausbaülast in Galizien und in der Bukowina. 247 

wenn a) der Religionsfond als Patron für die Aufreehthaltung der Ertragsfähig- 
keit des Vermögens der Pfründe zu sorgen hat; b) wenn ausserdem dem Reli- 
gionsfonde bei längerer Erledigung einer Pfründe ein grösserer Intercalarertrag 
entginge und er dadurch . einen grösseren Nachtheil, als durch jenes Darlehen 
litte. Wie ausserdem für einzelne Fälle ein erforderliches Baueapital aufge¬ 
bracht werden will, muss der Sorge der Localbehörden mit Rücksicht auf die 
Eigenheiten jedes Falles überlassen bleiben.« 

Hinsichtlich der Beitragsleistung der kirchlichen Pfründner zu Baulichkeiten 
wurden im Jahre 1835 nachstehende zwei Fragen angeregt: 1. Ob der in dem 
Baunormale für Galizien vom t7. Jänner 1812 bestimmte Baubeitrag des Bene¬ 
ficiaten mit einem Viertel, einem Drittel oder der Hälfte von den haaren Bauaus¬ 
lagen, oder von den reinen Einkünften eines Pfründners zu verstehen sei? 2. Ob 
die Verfügung des Guberniums, noch welcher der Patron den ganzen Patronats¬ 
beitrag zu leisten und sonach den Beneficiaten vorschussweise zu vertreten habe, 
wenn dessen Beitrag den inventarmässigen jährlichen üeberschuss seiner Congrua 
überschreitet, in den gesetzlichen Bestimmungen gegründet und somit aufrecht 
zu erhalten sei ? v 

Das Gubernium hatte sich ad I. dahin ausgesprochen, dass der Baubeitrag 
des Beneficiaten noch fernerhin in einem aliquoten Theile der baren Bauauslagen 
bestehen solle. Die Hofkanzlei erkannte diese Ansicht ganz analog mit den diess- 
fälligen Bestimmungen in den übrigen deutsch-erbländischen Provinzen, und be¬ 
merkte, dass dieselbe schon in einzelnen Entscheidungsfällen als die richtige an¬ 
erkannt worden sei, wessbalb diese angeregte Frage dahin beantwortet werden 
müsse, dass der Beneficialbeitrag mit einem aliquoten Theile der haaren Pa¬ 
tronatsauslagen zu entrichten sei. Ad 2. wurde hei der Hofkanzlei bemerkt, 
dass diessfalls für Galizien keine eigene gesetzliche Bestimmung bestehe, dass 
ferner die Uebung in Oberösterreich, den Pfründnern aus den verraöglicheren 
Kirchen Vorschüsse zu bewilligen, für Galizien aus dem Grunde nicht anwendbar 
sei, weil dort die Kirchen in der Regel gar kein disponibles Kircbenvermögen be¬ 
sitzen, dass aber die getroffene Verfügung des galizischen Guberniums als analog 
mit der Hebung in Nieder- und Innerösterreich sich darstelle, wo die Pfründner 
des lähdesfürstlichen und Religionsfondspatronates in solchen Fällen Baugelder aus 
dem Patronatsfond vorgeschossen erhalten, und sogenannte Baubriefe errichtet 
werden, nach welchen der Pfründner diese Vorschüsse in gewissen Raten zurück¬ 
zuzahlen hat, eine Uebung, welche sich auf frühere allgemeine Verordnungen 
vom 21. Jänner 1769 und 10. November- 1755 gründet. Die Anwendung dieser 
Uebung in Galizien auch auf Privatpatronatspfründen hielt die Hofkanzlei darum 
für gerechtfertiget, weil dortlandes der Pfarrer mit Rücksicht auf das reine Pfrün- 
dfenerträgniss nur zu dem baren Patronatsbeitrage mit einem aliquoten Theile zu 
conCnrriren hat, daher der Patron nur dann ganz oder theilweise von dem ge¬ 
setzlichen Patronatsbeitrage enthoben werden kann, wenn der Pfarrer nach dem 
Verhältnisse seiner reinen Pfarreinkünfte den bestimmten gesetzlichen Beitrag zu 
leisten im Stande ist, da bei einer Zahlungsunfähigkeit des Pfarrers die Leistung* 
dann ohnediess auf den Patron zurückfällt, der in Galizien als Principal-Concur- 
renzpflicbtiger erscheint, und, da dort das Patronat mit wenigen Ausnahmen an 
den Besitz des Dominiums selbst geknüpft ist, auch gewöhnlich den Bau selbst zu 
leiteh und auszuführen hat, es sich sonach nach der Darstellung und Verfügung 
des Guberniums ohnehin nicht so sehr um eine baare Vorschussleistung des Pa¬ 
trons an den.Pfarrer, sondern vielmehr darum bandelt, von dem Pfarrer den ihn 
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treffenden gesetzlichen Beitreg nach dem Verhältnisse seines CpngruajlberscR,usses 
in entsprechenden Raten für den Patron hereinzubringen, somit ihu dadurch in 
den Stand zu setzen, den betreffenden Beitrag auch wirklich zu leisten, in wel¬ 
chen) Anbetrachte man demnach nicht sagen kann, dass des Gubernium dem Pa* 
tron eine besondere Last auferlegt habe. Mit Rücksicht auf diese Erwägung, hat 
die Hofkanzlei laut Decrete^ vom 10, Juli 1835, Z. 17,382, gegen die besprochene 
Verfügung des Guberniums nichts zu erinnern gefunden. 

lieber die Aufteilung der den Parochianen obliegenden Lei¬ 
stungen gibt die an säramtliche Kreisämter erlassene galiziscbe GuberniflVer¬ 
ordnung vpm 31. October 1817, Z. 57,789, Aufschluss: »Da man wahrgenqmm en 
hat, dass sich die Kreisämter bei Repartirung der auf die Uptefthanen ausfallen¬ 
den Kirchen- und Pfarrbaubeiiräge, wenn die Ehegatten von verschiedenem 
Ritus sind, nicht gleichförmig benehmen und hie und da zu lateinischen Pfaff- 
bauljchkeiten auch die Familienväter des zweiten Ritus ins Mitleid gezogen wer¬ 
den, deren Ehegattinnen dem lateinischen Ritus angehören, woraus die Unzukßmm- 
lichkeit hervorkömmt, dass ein Unterthnn zum Baue der Kirchen- und Pfarrge- 
bäude beider Ritus beitragen muss und über seine Kräfte belästigt wird: sp wird 
den Kreisämtern für die Zukunft verordnet, die upferthämgen Bauboiträge nur 
auf jene Familien umzulegen, deren Väter der zu bauenden Kirche oder Pfarre 
angehören. Diesem gemäss wird von nun an der griechisch-ksiholische Unter- 
than, wenngleich seine Gattin der lateinischen Kirche zugethpn ist, nicht mehr 
zu den lateinischen Pf'arrbaulicbkeiten, so wie im Gegenthejl der lateinische Un- 
tertban, dessen Gattip vom griechischen Ritas ist, nicht zu den griechisch-katho¬ 
lischen Pfarjrbauiichkeitpn beizntragen haben.« 

Hinsichtlich der Bukowina hatte die Allerhöchste Entschließung vom 
18. Juni 1811 bei Gelegenheit der Regulirung der lateinischen Seelsorge angeord- 
net, dass die für Galizien bestimmte Bauconcurrenz daselbst nicht anzuwenden 
sei, indem dort die Katholiken beinahe durchaus (zu jener Zeit mit Ausnahme 
von vier ungarischen Dörfern und einigen deutschen Colonien) Beamte, Oekenome, 
Pächter, Schanker und Gpwerbslente ohne Grundeigentum sind, unter welchen 
nur wenigen eine Frohnleistung bei Kirchenbaulichkeiten zugemuthet werden 
könnte, weil dieselben grösstentheils auf eine oder zwei Heilen vom Pftirrorte 
entfernt sind, ferner weil den Dominien wegen der Beschaffenheit ihrer Untonthft* 
nen vom lateinischen Ritus um. so weniger ein Reitrag zu den Baulichkeiten die¬ 
ses Ritus aufeefordert werden könne, w e *l sie schon für den Gottesdienst der 
griecbisch-nicht-unjrten Religion weit grössere Lasten tragen, als die Dominien in 
Galizien. Dessbajb wurde festgesetzt, dass alle Baulichkeiten bei katholischen 
Kirchen und Pfarren in der Bukowina aus dem Cameralaerar vorschussweise zp 
bestreiten, und dass nur bei Aerarial-Staatsgütern die Baumaterialien in derselben 
Art von der Herrschaft beizugeben seien, wie es in Galizien vorgezeichnet ist. 
Insbesondere weiset das Hofkanzleidecret vom 27 . December 1811, Z- lft.IRB, 
darauf hin, dass, wenngleich der nicht-unirte Religionsfond als Fopd zu katholi¬ 
schen geistlichen Baulichkeiten in der Bukowina nicht ins Mitleid gezogen wer¬ 
den darf, demungeachtet als Dominium dazu in der Art beizutragen hätte, wie 
diess Seine Rajestät mit der Allerhöchsten Entschüessung vom 18. Juni 1811 hei 
Steatsberrschaften zp gestatten geruhten. 

Seit 1819 besteht in der Bukowina zur Bestreitung der yCultusanslf&fn Rer 
drei katholischen F.itus der sogenannte katholische Dotationsfond, der aber ganz 

m dem §iWti Hd»gjze u 4ft|irt . WffilfiU #>*• JW&WfiT 
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ri|ng dieses Fundes wurde mit Allerhöchster Entscblieaspng vom 8. Decemher 1859 
(Hofkanzleidecret vom 8. fteeember 1889, %. 38,65:7) Folgende? angeordnet: »Pie 
katholischen Kirchengemeinden in der Bukowina stehen für die Erfordernisse ihres 
kirchlichen Zweckes mit den gleichen Gemeinden ausser diesem Lande in einer 
gleichen Verpflichtung; nur wenn sie derselben nachzukommen nicht vermögen, 
ist es die Sache der Behörden, die Art ihrer nothwendigen Erleichterung apszu- 
mitteln (was wohl nur durch Subventionen aus dem katholischen Dotatipnsfonde 
möglich ist). Zu fcircbkch-kathoiischen Baulichkeiten haben die Dominien (de¬ 
ren Eigentümer fast durchgängig Nichtkatholiken sind), ohne sie zu einem Pa¬ 
tronatsbeitrage zu verpflichten, mit Materialien zg coecgfriren.« Die Pfarrgeist- 
lichkeit kann in der Bukowina zur Concurrenz nicht bejgezogen werden, weil sie 
nicht über die Congrua dotirt ist. 

Von dem Inbalte des voranstehenden Hofdecrates wurde das ßukowinaer 
Kreisamt durch die gaüziscbe Gubemialverordaung vom 41. Minner 18#), Z- 87,262, 
mit dem Aufträge in die Kenntaiss gesetzt, von mm an über alle vorkommendeu 
Anträge von neuen Baulichkeiten oder Reparaturen der katholischen Kirchen- und 
PfarrgehJiQde in der Bukowina, deren Kosten nicht schon m# einer specieiien Be¬ 
willigung auf den katholischen Dotationsfond überwiesen wurden, durch den 
Kreisingenieur mit Zuziehung aller eiugepfarrien Dominien und Gemeinden, weiche 
hiezu vom Kreisamte gehörig vorzuladen sind, und des betreffenden Pfarrers oder 
Lucalkaplanes die Concurrenzverbandiung pflegen zu lassen und das hiebei auf¬ 
genommene Protokoll dem Bsuoperale beizuscbliessep. Bei dieser Verhandlung 
sind die eingrpfnrrten Dominien und Gemeinden a) Über die $othwendigkeit des 
angefrsgenen Baues oder der Reparatur, und b) über die Art der ßeitragsleistupg, 
ob sie nämlich die apf sie nach der Seelenzahl des betreffenden Ritus entfallen? 
dep Beiträge an Materialien und an der Zag- und üaodrobof in natura leisten 
oder aber die Naluralprästaüon in den Preisen des tecliflcirten Kostenüberschlages 
reJuiren wollen, umständlich einzuverjjehmen; auch ist c) von dem Seelsorger 
eip genauer Ausweis der eingepfarrten Sepien des betreffenden Ritus abzpver- 
Iäugen, um auf der Grundlage des letzteren den VertheRungsnusweis über die 
Baubeiträge verfassen zu können. 

12. In Krakau. 

Im Aufange Res laufenden Jahrhunderts gehörte Krakau zu OstgaBzien und 
wurde daselbst biasichtlich der Kirchen- und PfambanteR die sub 11. erwähnte, 
in Galizien bis nun in Wirksamkeit stehende Vorschrift der österreichischen Be-, 
gierwng vom 10. Qctober 1800 zur Geltung gebracht. Sie diente zur Richtschnur 
in solchen Angelegenheiten, bis am 22. September 1833 von dem Senate für die 
Stadt Krakau und deren Gebiet eine neue Verordnung erlassen wurde, welche 
folgende Bestimmungen enthält: $. I. Der Ban und die Reparatur der Pfarrkir¬ 
chen und aller zur religiösen Hebung bestimmten und damit verbundenen Ge¬ 
bäude, ferner die Erbauung neuer Pfarrgebäude, dann der für Vjcflre and für 
Kirchendiener bestimmten Wohnungen 6oU eine Last des Pfarrsprengels in soferne 
sein, als ein bleibender, zur Bestreitung der gedachten Auslagen bestimmter Fond 
bei diesen Kirchen nicht bestünde, oder in soweit dieser als unzureichend er¬ 
kannt würde. §. 2 . Wegen Vermehrung des Wattigen Fundes, welcher zur 
De#mug der im §. 1. angeführten Kosten za dienen hat, wird der dritte TheiL 
von dar nach einem ohne Testament verstorbenen Bepefidaten Unterbliebenen 
vertflHflBfltto ft bgitimnut, welcher mb dom nwikei J. 4 » Landtaggesotzep y m 
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2. Jänner 1821 derjenigen Kirche, bei welcher der verstorbene Benedeist varblieb, 
fiberwiesen war; in Orten aber, wo der Beneficiat mit seinem Nachlasse testa¬ 
mentarisch verrogt bfttte, soll der vierte Theit von dem ganzen hinterbliebenen, 
sowohl beweglichen als unbeweglichen Vermögen, ohne jedoch das ländliche oder 
städtische Grundeigentum, welches derselbe ererbte, zu berühren, als ein Pfliebt- 
tbeil für diejenige Kirche ausgeschieden werden, bei welcher der Verstorbene 
verblieb oder zu verbleiben hätte, und dieses soll zu dem erwähnten im Eingänge 
dieses Paragraphes angeführten Zwecke verwendet werden. J. 8 . Auf gleiche 
Weise soll der Rest aus dem Grabstättenfonde, welcher nach Bestreitung der Ko¬ 
sten der Friedüofsdnlegung und Erhaltung sich herausstellt, dann die Einkünfte 
der vacanten Beneflcien (das sogenannte Intereaiare), welche nach Abschlag der 
Verwaltungskosten verbleiben, zu Gunsten des bleibenden Fondes auf Kirchenfa¬ 
briken und Gebäudebersteilungen für Geistliche derselben Pfarre verwendet wer¬ 
den. $. 4. Die Procente von den.Geldbeträgen, welche in den vorangehenden 
zwei Paragraphen aufgeffihrt sind, sollen zur Erhaltung der im $. 1 . erwähnten 
Gebäude verwendet werden; sollte jedoch eines oder das andere dieser Gebäude 
durch eine Feuersbrunst oder durch einen andern ausserordentlichen Zufall zu 
Gruude gehen-so künden mit Bewilligung des Senates selbst die Capitalieh -zur 
Erbauung neuer Gebäude in Anspruch genommen werden. Die bleibenden Fonde 
können zu den Zwecken der Kirchenfabrik und auf kirchliche Bauten erst dann 
verwendet werden; wenn durch eine Commission richtig gestellt wird, dass die 
Notwendigkeit einer grösseren Reparatur nicht aus dem Verschulden des Pfarrers 
durch vernachlässigte kleinere Reparaturen entstanden ist. in den Fällen aber, 
wo sich ein Verschulden des Pfarrers herausstellt, kann derselbe jedenfalls zur 
Tragung der Hälfte der Reparaturskosten verhalten werden, in sofeme nicht der 
Senat diese Hälfte mH Rücksicht auf besondere Verhältnisse herabmindert. Sollte 
aber der Pfarrer den Ersatz zu leisten ausser Stande sein, so ist nach den spä¬ 
ter aufgeführten Grundsätzen vorzugehen. $. 5. Kleinere Reparaturen deT Wohn- 
und Wirtschaftsgebäude sind vom Pfarrer zu bestreiten; grössere Herstellungen 
aber, und um so mehr der Neubau solcher Gebäude, soll aus den zu diesem 
Zwecke bestimmten Fonden bewirkt werden; jedoch kann die Verwendung des 
Capitales selbst nur damals stattfinden, wenn es nach der Stiftung des Fondes 
zulässig ist, dass nicht nur die Procente, sondern auch das Capital zu den er¬ 
wähnten Objecten verwendet werden können. §. 8 . Zur Tragung der Kosten, 
welche nach den vorausgeschicfeten Grandsitzen eine Last der ganzen Pfarrei za 
bilden haben, sollen die Orlspfarrer, die Patrone und die Pfarrkinder in folgenden 
Verhältnissen beisteuern: a) jene Pfarrer, deren unter Eidespflicht angegebenes 
Einkommen über 1200 fl. -polnisch beträgt, aber 1800 fl. polnisch nicht übersteigt, 
haben von dem 1200 fl. polnisch übersteigenden Betrage 3 Procent zu bezahlen; 
Jene, welche über 1800 fl. polnisch bis 5000 fl. polnisch beziehen, werden 5 Pro¬ 
cent entrichten; Jene endlich, deren Einkommen 5000 fl. polnisch oder noch mehr 
beträgt, geben 10 Procent des gesammten Einkommens; b) die Kirchenpatrone 
werden überhaupt zur Bezahlung eines zwanzigsten Tbeiles von dem ’gesammten 
Kostenbeträge gehalten seih, welcher nach Abzug des durch den Pfarrer geleiste¬ 
ten Beitrages verbleibt, ohne Rücksicht, ob einer oder mehrere derselben stad: 
wenn aber der Patron in seinem Dorfe etoe Kirche bat, so wird er verpflichtet 
sein, nebst dein ihm als Patron oder Mitpatron obliegenden Beitrage als Gatsei-' 
genthfimer noch das Doppelte dessen zu bezahlen, was auf den Patron Oberhaupt 
entfällt; c) die nach Abzug der durch den Pfarrer uad Patron zu leistenden Bei-' 
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träge verbleibende Kostensumme soll aof die Pfafrkinder in folgender Weist um¬ 
gelegt werden: In Orten, wo zur Pfafrrei keine Landgüter gebären, werden diese 
Kosten allen Pfarrkindern im Verhältnisse der dureb dieselben entrichteten Perso¬ 
nal-, Classen- und Gewerbsteuer anrepartirt; dort, wo die Pfarreien aus städti¬ 
schen und Dorfbesitzungen bestehen, werden die Gesammtkosten unter die ersten 
und zweiten nach dem Verhältnisse der Seelenzahl vertheilt, und der auf die 
städtischen Pfarrkinder entfallende Antheil wird uuter dieselben verhältnismässig. 
zu der durch sie entrichteten Persönalsteuer anrepartirt, der auf die Pfartkinder 
des Doifes entfallende Antheil wird nach den für die Landpfarren bestehenden 
Grundsätzen umgelegt. Wo Dorfbesitzungen allein zu einer Pfarre gehören, wer¬ 
den die Kosten unter die Gutseigenthümer und die daselbst wohnenden Landleute 
in der Art vertheilt, dass alle Auslagen auf Handwerker; die auf den Ankauf der 
Materialien und auf die Fabriksaufsicht entfallen, die Gutseigenthümer treffen; 
alle Zug- und Fussfrohne aber wird unter die Landleute nach Mass der in jedem 
Dorfe vorhandenen Bevölkerung vertheilt; d) die Gutseigenthümer nichtkätholi- 
scher Bekenntnisse sind verpflichtet, von dem durch sie besessenen Eigeuthume 
gemeinschaftlich mit den Katholiken zu den obigen Kosten in dem eben' bezeich¬ 
nten Verhältnisse beizütrageh. Die auf > den Dörfern oder in der Stadt wohnen¬ 
den Nichtkatholiken, welche keine Gutsbesitzer sind, bleiben davon, wie auch von 
der Leistung der Zug* und Handfrobne, frei, auch wenn dieselben Häuser und 
Grundstücke besässen oder mit dem Ackerbaue sich befassen würden; e> auf den 
Nationalgütern soll der an Kosten auf die* Gutseigenthümer entfallende Antheil mit 
einer Hälfte von dem öffentlichen Schatze, mit der andern aber durch die daselbst 
befindlichen Erbpächter getragen werden. 

Weil man sich überzeugte, dass die im Jahre 1833 hinsichtlich der Ver- 
lassenschaften der Beneficiaten erlassene Verfügung keine ausreichende, noch we¬ 
niger aber sichere Quelle zur Herstellung und Vermehrung eines Baufondes sei, 
so wurde unter dem 15. März 183$ die nachstehende Verordnung erlassen: §. I. 
Alle Curaibeneflcien,' ohne Unterschied ihrer Natur und Verleihungsart, werden 
nach dem Tode jedes Beneficialen durch ein halbes Jahr das sogenannte Interca- 
iareinkommen zur Vermehrung des gedachten Fundes in der Art abgeben, dass 
die Hälfte des jährlichen reinen Einkommes durch den, weicher das Beueficium 
erlangt, in den öffentlichen Schatz eingezahlt wird. §. 2. Die vor Ablauf eines 
halben Jahres erfolgte Verleihung eines Beneflciums ändert nichts an dieser Be¬ 
stimmung. §. 3. Nebstdem wird jeder Beneficiat verpflichtet sein, während der 
Däner des Bezuges der Beneficialeinkünfte jährlich zum Zwecke der Vermehrung 
des bleibenden Fondes unter dem Titel einer Sammlung an den öffentlichen Schatz 
in folgendem Verhältnisse beizusteuern. Ein Beneficiat, der nur die Congrua .be¬ 
zieht, hat jährlich 2 Procent zu entrichten; derjenige Beneficiat aber, weicherein 
die "Congrua übersteigendes Einkommen hat, wird nebst diesen 2 Procent von 
dem die Congrua übersteigenden Betrage noch 4 Procent an den Staatsschatz • 
jährlich bezahlen ... J. 5. Die Regierung wird dafür Sorge tragen, dass der 
aus den angeführten Quellen gesammelte Fond aof die Verbesserung der Kirchen 
und ihrer Gebäude verwendet werde; anfällige Ersparnisse wird die Regierung 
fruchtbringend anlegen. §. 6. ln Folge dessen wird das der Kirche im Grunde 
der Landtagsbeschlüsse vom Jahre 1821 und 1833 zustehende Recht auf eineu 
Theil der Verlassenschaft der mit oder ohne Testament verstorbenen Beneficiaten, 
weiche die Seelsorge ausüblen, dessgleichen die im §. 8., lit. a, des Gesetzes vom 
Jahre 1833 bezeiebnete Verbindlichkeit aufgehoben. >c ■■■ ■ ■' 
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Weitere BesUnxnangen in Aachen der Kirchen- und Pfarrhofbaoten sind in 
der Senatsverordnung vom 1. März 1843 enthalten. 

(Fortsetzung folgt.) 


Das ProyincialcoBLcil zu Gran vom 19. September bis 3. Octo- 

ber 1868. 

(Fortsetzung, vgl. Archiv IX., 97—107.) 

Tit. IV. De cultu divino. (p. 4«—57.) 

1 . De Daminicix el Fest in diebus sanctificandis. Jam ipse Deus 
benedixit diei septirao, et sanctiflcayit jllum: quia in ipso cessaverat ab omni 
ope^e suo 1 2 3 4 5 ). 

In vpteri laedere apud IsraelHas cejefcraiio diei septimae aeu SabbatbJ, vi 
legis Mosaitae noyam seveartesämaauiue sanoüoneop o.btinaU <*). 

'ln lege nova a tempore Apostolarmn 9 ), dies prima seu Dominica eelebrari 
coepit, qm nentpe Christus e sepulebro surrexit, et nova salutts oeconomia per 
Spiritmn S. mundo aflata foh. 

Diei dominicae, postmodum alia festa accesserunt, in primis quidem ad 
rerolenda quotannis praedpua mysteria religionls nostrae, tum vero in memoriara 
et honorem Beatissimae Mariae Virgiuis, SS. Apostoiorum, Martyrum, aliorumque 
Sanetorum et «Sanetarum. Haec festa annuum quasi eycium constituunt, quo tota 
religio nostra per skignlos annos statis temporibus tum meraoriae, tum praecor- 
diis nostris vivide imprimhur. 

Finis igitur horum dierum est, ut cultui divino, sacrisque operibus pie ini- 
pendantur. Cessandum est ab opere mondano, ut iiberius ad Eeciesias ire. Psal- 
mis et Hymnis et Cantiris spiritualibus insistere, orationi vacare, oblationes offerre, 
memoriis Sanetorum communicare, ad imitationem eorum asaurgere, eloqutis di- 
vinis intendere, eleemosynas indigentibus mittere valeat Christianns *), ut quan- 
tum in hac vita conceditnr, Sabbatbum ülud aetemum, de quo Apostolus 6 ) disse- 
rit, quodammodo praeoccupemus, ut sriiieet, si nunc super pauca fidel es exstite- 
rimns, emenso feliciter praesentis temporis circolo, ingrediamür in requiem 
Domini. 

Unde non sine cordis amaritudine cernimus, quod Deo dicati dies, sanctis- 
que rerum offiriis eonsecrati ac Spiritus S. docirina instituti, non modo sancte, 
ut oportet, non eolantur, sed quod gravissimum est, operibus, actibus ab eorum 
cultu et pietaiis ebristianae Studio alienis, nefarfe violentur. ln tanta praecepti 
Ecclesiae praevaricatione, Synedus haec, Sacrosancti Tridentini Concilii auctori- 
tati 6 ), Canonum Decretis, Summornm Pontificum Sanctionibus, Pii V. Pontiflcis 


1) Gon. 2, 3. 

2) Exod. 31, 13. 14. 15. Ibid. 20, 8. 

3) 1. Cor. 16, 2. Act. 20, 7. Apoc. 1, : 10. 

4) Nicol. I. Pont, ln Reep. ad Bnlgar. Cap. 11. 

5) Hebe. 4, 9 Seqq. 

8) Sasa. 2. et 25. Deer. de invoe. baue. 
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Cbrtsilhrtio/iil rfoAHhe etHiad 1 ), Palrtlrti denique hiääWtÜf*) irtbiid ^flicit, et 
decemit: 

f. N6 sairiS tis diebui, qui Satrctae Hfätris EfcCfesiae WratttuW am unius- 
edjdäijde löci consüetudiöe votove publlco cöluntor, servtfWr optrfa exerteanfrih 
Et quöni&m ifa iis, quae sequutftuf, maxrme peceatut, hUee Speciatim vetamdS: 

a) Ne its didbus ndndidae rfiercatusve aganttir, nee feppariitds ad baec 

flant, quibus horum sanctJAcatlo irapediretur, turbatetüf, atit fldetes Ab da avö- 
earefttür. . 

b) Ne aettia forenses cujuscunque generis (easibus mbran mn ferentibas 
et&ptis) äbsdplaPtnr, aut executioni mandentur. 

e) Ne tempore cuKus dtvini, sen matatmi j sett pomeridiani, ve* accastone 
processionum publicarum, aut aliarum eeelesiastlearöm funrtionum rollectae 
(demptid consnetis in Ecclesia offertorlis) Institoantor. 

1 d) SftnHiter consultattones a primoribus locorum passim bis diebus usita- 
tas, pront et Seasibnes sie itietas oeconomicas severe interdkrimus; cani bis uni* 
tnorum quies in ciiltu ditino tantopere necessarfa vebementhis lorbari, nec ipsae 
eonsultationeä opportune tempore conelodi soleant. Convent«* tales ad satnmom 
post Anitas Litanias, sl drfferri nequeant, agi poterunf. 

e) Ne articuli, quos ceu ad victum necessarios certh horls secus veadere 
integrum est, prope Ecclesias in earnmve conspectu venui exponantbr; et idun a 
Curateribus animarom sollicite intendendum est, ut hör« eatenus praescripta 
stricte observetnr. 

f) Quo Idain autem experientia compertum est, deprataäs bis temporibus 
et moribus, ad Choreus, tripudia, sakationes et idgeaas alia aunqucm fere eon- 
venirl sine muttis et iis quidem gravissimis Del offensionibus, idque tum. «b 
obscoenä dibta, inüonestas actiones, et perniciosas ad omnia Opera carhfe Hte- 
cebras iltis conjdnetas, tum propter rixas, disstdia, interdum etiam caedes etc.»., 
inde consequeütes: his tot ofTensionum et pbccatotum seininariis locum dartv iis 
praesertim diebus, qui dies propitiationis sunt, et iis ipsis diebus fideles pleresqUe 
nefariis istis Satanae blanditiis illectos, a divinis ofSciis, religidsis supplicationiHus, 
leetfonfbusque sacris abdttei; avertique rüdes a peretpiendis Adei rudfmentis, aKss- 
que ab aliis christianae pietatis offleiis, in quae eo tempore religiöse incumben- 
dam est, abstrahi et amoveri; boc ceite gravissimum est in conspectu Dei et 
Ecttesla! Quare interdidmus, ne festivis diebus saltationes, tripudia, cboreae du* 
cautur aut Amt ante termiiwta diviM pomeridiana, neve ultra deAxa» horum 
protendantur. 

2. Ut vero Hli dies omni ptetate et religione ootamtur, Purochi erebro po- 
pulum admoneant, atque bortentur: 

t) Ut Hierum dierum tempus, qüod Deo ejusque cultui debetur, iis aettoni- 
bus totum impendant, in quibus sancte tfanslgeftdum est; kieirco frequenter öde- 
Hbus suae enrae creditis inculcent, ne iter absque urgentissima causa, priusquWh 
integro Irflssae sacrifldo devote intersint, susdpiant, nlsi ad eum locum profleft- 
csntur, ubi cultui divino de tempore Interesse poäsint. 

b) Ut Sacrum quoque sermenem, aüoquin ad integritMeih cuitus dtvini 
spectantem, Adeliter audiant. 

c) Ut Divinis etiam pomeridianis praesentes pie religioseque adsint. 

1) Kal. Ap. 1566. 

2) Constit. S. Steph. cap. 7. Synod: Szätrolcti. Cap. li. Pfrfterffy Cobc. Hung. 
P. 1. p. 8 et 29. 
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4) Ut io cbristiaoae doctrinae rudimentis ac praeceptjs vel perripiqndis yql 
revolveodis versentur. 

e) Obtestamur deniqqe et provocamus Optimales et. Magistratus, qpi guber- 
nationi praesunt, aliosque dignitate praeeellunt, ut in bis aliis fidelibus exemplo 
praeluceant, et solemuioribus imprimis diebus, quibus huraanae redemptionis 
Mysteria recoluntur, ad principalem Ecclesjara collective conveniant, Divinisque 
cum pietate ad eunctorqra aediflcationem intersint. .... 

De augendo decore Cultus divini. Nullum aliud opus adeo san- 
ctum ac divinum a Christi fidelibus tractari poteet, ut habet Conrilium Tridenli- 
num, quam tremendum Mysterium, quo viviflra illa hostia, qua Deo Patri recon- 
ciliati sumus, in altari per Sacerdotes quotidie immolatur 1 2 )- Ende . . . 

1. L'ierid, qui Cultui divino praesunt, memores sint, sancta saucte tra- 
etari debere, sciantque fldelium ora ac oculos in se conversos esse, ae proinde 
internae retigioni Ra studeant externem jüngere pietatem ac modestiam, ut ipso* 
mm devotione, ac vultu ad omnem gravitatem composito, fldelium corda jugiter 
incalescant, et ad promendas Deo iaudes suaviter invitentur. Id quod et Triden- 
tini Patres impensins commeudarunt dicentes: »Decet omnino Clericos in sortem 
Domini vocatos, vham moresque sic compenere, ut habitu, gestu, incessa, ser- 
möae «liisque oranibus rebus rebus nti aisi grave, moderatum ac religione plenum 
praeseferant a >. 

2. Parocbi dent operam, ut Eeclesiae mundae sint, ac nitidae, nec existi- 
ment se offlcio jam satisfecisse, si curae hujus Aedituos mouuerint: vertun ut 
• 8t Hieronymus de Nepotlano habet, ipsi sint soliiciti, si niteret altare , si parietes 
absque fuligine, si pavimenta tersa, si sacrarium mundum, si Vasa sint lucu- 
ienta 3 ). Quae quidem sacrorudi locorom cara jugis sit omnino, et fatigari neseia, 
nec ad solas majores aimi festivitates restricta. Caeterum iaudabile obsequium 
praestabunt fldeiea Deo, si curae hujus et ipsi participes esse decreverint. Qua- 
propter agendum erit, ut, quod in pierisque parochlis jam obtinet, ex virginibus 
aliisque piis mulieribus parochiae consrribatur Sodalitas, cujus membra pergrati 
.offleii sibi ducent Ecclesias ac Capetlas singuiis septimanis adminus semel pur- 
gare, rare et munditie tabernacuii et sacrorum vasorum alioquin Presbyterum 
manente. 

. 8. Quia vero majora festa majori etiam pompa ac ornatu eeiebrare con- 

-venit: solemuioribus festis Eeclesiae floribus, frondibus, aut. aulaeis (tapetibus) in 
parietibus Sanctuarii exornentur, cerei plures «ceendantur, faces adbibeantur, 
gradus arae inomisse obtectus sit, et in quantum per facultates licuerit, procuren- 
tur imagines mysteria fldei Nostrae repraesentantes, aut Sancti, cujus solemnis 
dies agitur, efflgiem adumbrantes, et congruo loco in Ecclesia, vel etiam super 
-porta principali Eeclesiae exponantur, 1 ut fldeies altius menti imprimant ebjectum 
- ftativitatis, cujus memoria recolitur. Opportunum quandoqne erit pavimentum 
iEeclesiae virenti gramine perspergere, fores templi ram» arborum, et sertis, 
lünina, atriumque floribus campestribus, turres vexillis ornare, verbo: praestare 
orania, quae ingeniosus erga Depm et Sanctos ejus amor et prudentia pastoralis 
suggesserit. Profecto, qui diligit deoorem domus Dei et locum babitationis gloriae 
ejus, facile deteget, quando et quid facere oporleat. 


1) Trid. Sess. 22. Decret. de Observand. in celebrat. Missae. 

2) Trid. Sees. 22. cap. 1. de Reform. 

3) Ad Heliodoram Epitaphium NepotianL 
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4. - Imagines et statuee, per qaas populps. ut Cancilknn Tridentjnnm plq- 
ribos expressit l 2 >, in articulis fidel commemoraodis et recolendisconfirmatpr, be- 
neflcioram a Christo collatprum admonetur, et ad Sanctorum imitationem exeita- 
tur, sunt singularia ornamenta altarium nostrorum. Curent itaque Parocbi, ut 
eae semper nitidae sint; qaae vero, seu quia rpdi manu factae, seil qoU vetp9l*te 
«ttritae velLquomodocunque vitiatae sunt, scopo non responderenl,. removeantur, 
et iis per Superiores Ecclesiasticos praevie adprobandae subsiituantitr. 

5. Allaria, vasa sacra, et coneta, quae ad Missae sacriflciura, et cultum 
S.Eucharistiae spectant, quam nitidissime conserventor. Paramenta sacra. si ob 
tenuiores Ecclesiae proventus preliosa procurari non possent, adminus sint integra 
et munda. Item rubricaede parajpentorum colore exgcte observentpr. Non 
solnm autem pro Sacerdotibus, sed et iis, qui ministrant ad aitare, procurentur 
vestes fupctiopi sacrae congruae; ferialibus duo, dominicis et festis diebus qua- 
tnor adoleseentes ministrantes adhibeaptur, ordinarie rubris, ip Adventuet S.Qua- 
dyagesima, ubi .fieri potest, violaceis, sub »Requiem« nigris togis veslili. 

6 . Saepe Ecclesiarum paupertas, aut defeclus artificpm perkiorum, non 

vero Saoerdotum socprdia esst causa, quod Ecclesiae rebas, ad cultum divinum 
.solemsius agendum uecessariis careani. Ppt Mater Ecclesia sunilibus indigentiis 
in reiigiosa flliorum suorum largitate sojgbat remedium quaepere, eos bortando, 
ut mente revolvant, et imitentur illam promptitudineip, qua Filii Israel, ad fajcien- 
dum opps tabernaculi testüpoDii et ad vestes sancias et optpqm cultum suas 
armillas, inaures, annulos, et dexiralia, vasa aurea, purpuram, byssum, et lapiUes 
pretiosos devotp animo Pomino obuilerunt ?). l'atres Synodi hujus paterno affecui 
et fldutja provocapt fideles, ut horum sed et plurimorum Spuciorum, Sanctarqm- 
queexempjo ducti pro augynda cultps divpii majestate symbplas suas spopte et 
hiiari animo^conferant, Deo, a quo opipia acceperunt, et qxspectapt, ex ipsiws 
dopis ac datis oblatipnem i'aeientes. Ut vero imagjnes, statuae, vesjte# et vasa 
sacris usibus inservitura elegantiori eliam forma repplendeant, Episcopi in majo- 
Tibus civitatibus, ubiartiflees peritiores facilius baberi possunt, cpustituent quos- 
dam Sacerdotes, qui res Ecclesiarum, ab urbibus magis ^emotgrum prompto ani- 
mo curabunt, ad quos proinde se convertant ii, qui in usurn Ecclesiarum s uaru m 
res pecessarias emere voluerint. ', 

7. Singularia deniqpe incrementa accedunt decqri cultys djvini ex harmo- 
pico caniu fideUum. Quocjrca Inspectores ac Directaress,cholorum bortatur Sypo- 
dus, ut inter caetera institutionis religiosae objecta cqptus quoqpe ecclesiastici 
inagnam babeant curam, quo sic in sebolis. nunc enutriti, et deipeeps enutriendi 
suavi hymnorum sacrorum modulatione et Deum gloriflcent et caeteros, qui artem, 
hanc minus callerent, sensim exeoiant et aedificept. Ab Ecclesiis vero musicas 
eas ubi sive organo, sive cantu, sive uüis instrumeptis profauura,. tbeatrale, leve, 
immoderatum miscetur, omniuo arcendas esse praedpiunt Episcopi, nec alios, quapi 
cathobcos cantores, nullo modo autem scoenicas canlptrices,, in eporo toierabunt. 
Ruri slrepitosae musicae cantus fidelium quqmprimuin substituatur. 

8 . De cultu B. M. V. fovendo et mgendo. . . . Noster . . Preto- 
Rex S. Stephanus moriens, Ecclesiam et Regnum Patrocinio Regmae Coelorem 
devovit 3 ); Eam bie et ejus successores pluribus templis, ans, statuis honoraront; 


1) Seas. 25. de invocat. venerat. et reliqaiis Sanctoram et seerie imagiaibus. 

2) Exod. 35, 21. 29. ... 

3) Hartuioos In vita & Stepbaoi C> 19- 
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Ehte IflMgftte ttodtöS, sigtiaqtre frttlltart* owartmt; Eam Mdgnitt stfttto Rominam 
et patriam Regnum Mariaturm ohliaarte voearutt; EpisCopi e deciso GonoflH Pro?. 
Strigon. 1909. in IMvafd celebrati vesperttno eantpanarom seno saiotandarfi vülü- 
Oront; Meies semper et nbkfoe per late patens Regnnra Marianom piae fldei de 
Immaculata Conceptn ab oBm Irmiter adhaeserunt; iidem in jebila iltimttata 
effusi Stint, et toter piissima gaudfa duldsSimae Main sdae acetamarunt: aTeta 
pulchra es Maria et maeola origirtalis non est in 70 ,t dum Beatfssimns Pater 
Pius Papa 135. VWarfns Christi die 8 4 a mensis Deeembris 1854 ih praesentia Car- 
didalium et Episcoporum 200. namerum proxime attingentinto, ore Petri tnfaHt* 
bHt Matrem Del Madam, jatt qtia talem enttarn afesqtte labe pecesti OWgtoatis 
tonceptam füisse, Romeo in Baetlidr 8. Petri prnelamavK, et toti Orbi, ut Dogma 
fidel annuneiavit ‘J. 

A facto hoc, qnod glorian* Vlrgiriis Matris tortoeUSam adaUlit, enltos ejus- 
deto-to Regno quoque nostro muRutn dflatari, et refiorescerc coepit, et ampltora 
usque capit incrementa. Metooramns saftem miram illam prompdtudtoem, qua 
Melis popotus anno proxime elapso 1857 die 8 . Septembris pro eelebrando festo 
septtoto-saeeoihri adCellas Marhmas Styriae ad provöcationem Cardinafiis Regni 
Pdmatis, stib vexillis sactf itineris extempto properavit, et quklem tanta co|»ia, 
Ut e Clero tres Episeopi, et pldres quam ducenti e vöriis Dieocesibos Presbyter!, 
tuto turba Cuttorum MOtiahornm circa 25. titütia fldelin» sumenmte, inter decem 
et ultra dlerdto cantlca et preees ad locufa gratiosum perrenerint ibi patte cee- 
lesd refecti. 

. . . . Odo vero baec pietatis öbseqnia, ab Müs sitftiHter praesteiiittr, tÜH- 
tOhjoe Cottut Mttrlatto nötaWHöra aecedant toefementa, ordinamus: Ut irt fttrma 
cujusris jurainenti, tjüöd Ecdesiastici in minus sttt Ordiharii, siVe itteriaS Sdpe* 
Horts sdi, aut etiam Laici Catholici cotam Efrclesiasticis peTsonis nunOupant, sem¬ 
per addantur haee vefba: *Et Beatlssimarn sine fflacuta conceptam semper Virgi- 
tleitl Mariam et t)0. SS.,« dein impensins honamuf Curatös: 

1. Ut OXcelsas praerogativas VirginlS Matris in pirtrficis tostltutfohibuS, 
praeprimiS Ejas cnltüi saefatis festtvitatitrcß, omni feom fcläritate, et argnhientofom 
pbmfeTe pfoponattt, et enucteent. 

2 . Ut omni Sabbatho ad vesperam cum populd, pnlsd fampanae ad RcCle- 
Mbm eoftvocato, Rosarium ettm eongruis mysteriis clAra voce otenf, et ei accom- 
tooda de Beatissima Matre cantica subnectanf, adtiitantttfqtte, ut in EjuS ftestivlta- 
tibus e fldeltbns quöpIufeSad Sacramenta aecedant. 

8 . Ut a Sede ApöStdlifca probatae sOdalltates, qttales Imprimls sunt ab 
fmtoaeotato Corde Mariae, et SSmi Rosarii, to quantam jam in permultis tOcis 
Oxfstnnt, sedulo foVeantur, et Obi neednm coadonatae essent, ihduMntur. 

4. PrOvidebnnt Patres, ut devotio in honorem Magnäe Döminäe Nöstrae 
'per deenrsuto mensis Majr peculiatiter fovealur, et in Litantis Laüreianls »Regina 
stob labe otiginali concepta* add&tur. Dentque 

5. Ut ipSi Presbyter! saCra öemuiatione fe'stinetit dito Suis fldelibos coa- 
lescere in soeietatem sab nomine cordhae aurfeae*), hortante Beatisstmo Pio 
Papa IX. ad augendum cnNUm Marlanum, eonstabiiitam — *Sancta Del GenitHx! 
Ort pro popnlo, Intervent pro Clero, irtercede pro devoto föemineo seXu! Seii- 
tiant toum juvamen, qnicunque Implorant tnam pro.tectionem!« 


1) Bullam „Ineffftbilis u Vid. üi Append. sub Nr. 13: 

2) Vid. Append. Concil. prov. Strigötf. 6ub Nr. 12. 



De eultaDei domestico; deSummo c2fi7 

, 4. Dt oultu De* domertieo. Vbi sunt duo veltrea>«mgtegtti in : no¬ 

mine weo, ibl sum in medio eomm promisit pliw Diwnps Salvator, > Hw ejus 
dulci praesentia perfruendi quoi idjan* christianis faipilüa »uppetit occasio, si pater 
vel materfamilias, cum bberis et familiaribus suis in nomine Jesu eongregatls, 
domi suae «altem mane et vespejri coratn Crucißxo, vel icone saera, ..miaerfewr* 
diam Patris, qui fackoriri 80 lem> super bonos et malos,. devote suppUcpYerit; si 
ante et post refeciionem ab ill», qui dat escam esorientibus,'palat benedjcliOBepi 
et referat gratinram actionem, si ad trinum ,sa!utfttio«^,.aogelkBe..pul«w» SS. M* 
carnationis .Domini memoriam pie recolendo.. vewretnr nna Hartem Dei . Hariam. 
Wtae est auxilium Gbriqtianorum»- . : 

, > Summopere proinde doleadum,<quodcult*s <bic s domesticna i» omni ferme 
bominum classe, si non penitus desiit, muH um tarnen .immmutus ait. ,.. 

i Et 'ideo patres et matresfamülas per suam suprumque salutqm obtestamur, 
et distriettm mouemus, ut cuitum Dei privatum in suas domps revebere cqpten* 
4atu. Profecto quo diligentiores ln boc Del servitio fuerint, eo virissitn piura ab 
Eo munera recipient, liberalis enim est Deus et piurima nobis beneflcia, ultrq 
gietur, si ad fontem gratiarum Ejus alacriter et sedulo accessqrimus. Perpendant 
.proinde, quantis se Dei donis ac beneflciis privent, qpi bocce pietatis exereitium 
negiigunl!. Ingemiscimus quoque nonnullos talium exempla seetari, qui mytboiq- 
gleis imo obsooenis sappe iraaginibus parietes soos profanant, eoalra rqdemptiOQis 
sifito, veneranda Christi rrtice,. item Immaciilatae. Virginis Matris et suorum Pa- 
ironorum imaginibus conclavia sua ornare erubescunt. Ut > igitur adoptent haqc 
saera symbota religionis, quem vis ijdeljum nqstrorum paterno affectu. kortgmur 
et obsecramus; alioquin catholici hominis habil aculumnulla re salubrius decpra- 
tur, quam epruro iconibus, qui verbot et exempjo nosdocQerunt flrroiter credqrf, 
ödueialiter sperare, et Deum super pmnia. proximum vero sicut noapaet ipqas 
diligere. Orent cum damestidscoBUro bi*verdat is testibus et virtutis Christiane 
exemplis nostrisque apud Deum intercessoribus frequentius, irnq quotjdie, ,ut taliter 
majorum suorum, quorum memoria nctu etiam in beneditilone est, vestfgta secuti, 
ipsi quoque ut fllii obedientiae benedictionem recipiant. ' 

Parocbos vero velut minisierii nostri adjatores gravissjme monemus, et 
potestate, quam dedit nobis Dominus, in Christo Jesu obligamus, ut huncadco 
jam neglectutn cuitum domesticum in vitam revocare, et omnimode fovere sa- 
tagant. 

Hoc scopo quoties ipsos habitacula sibi creditorum fidelium ingre^f eon- 
tigerit: opportune haec, inprimis junioribus in meliorem Ecclesiae spem\ succrescen- 
tibus, commendenc, in procurandis bis pietatis' catholicae' iymboliä operäm suam 
otTerant, subsidiis fulciant, ia|iter non solum pastores,' sed et Patres, familiarum- 
que benefactores futuri. 1 , " . . " 

Titulus V. De Hierarchia. 

1, De Summo Ponlifice .Hane erga Cathedram Petri obedien- 

tiam, reverentiam, et inconcussam adhaesionen} sicut fttjeles, ita et Pastores Ec- 
Ciesiae et PrQvinciae hjujus eo iibenlius profltemur, t et inviolabiliter nos.servaturos 
spondemus, quo magis bealae memoriae Praedecessores nostrorum exemplo qd 
id provocamur. Grata est memoria Georgii Szelepcsdnyi, Slrigoniensis Archiepi- 
scopi, qui quatuor propositiones Cleri Gallicani Anne 1482 edito», mw cum cae- 

■ ■ . . — . i n . * V ) 

1) Matth. 18, 2a v 
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feris Ungariae Praesulibos, «ödem adhuc anno. ced auftbus ebristianis ibsurdas, 
et plane detestabiles proscrlpsit, ae universis istius Regni Christi fldelibns inter- 
dixit, ne eas legere vel tenefe, multo minus docere auderent *). Pariter omnem 
exeruenmt zelum, ut nulius schismati Occidental! in Hungariae adhaereret, utve 
schisma orientale per commendatam et aceeptatam S. Unionem mnltum minueretnr. 

In hac erga Soccessores S. Petri flde et pietate eo amplius flrmamnr, soii- 
damnrque, quo certios est, Summos Pontifices praeter sollicitudinem pastoralem 
erga omnes fldeles communem, speeialem eliam protectionein, et benignitatem 
genti nostrae exbibuisse. Quantum auri argentique vim saepius profüderint, m 
adflicto huic Regno cum agmine Turcarura dimicanti bpem ferrent, ad cbntestan* 
dum grati animi affectum memoramus duntaxat. pro merito vero enarrandum 
annalibns patriis relinquimos. 

Idee Episcopos hortamnr, ut per subditum sibi Clerum hanc erga Cathe- 
dram Petri pietatem et subjectionem in fidelibus populis omni oppertuna oecaslone 
eieifare et inflammare non intermittant. Et primo quidem ipsi Episeopi ad exem- 
plum Praedecessorum suorum pro ratlone adjünetorum iimfna Apostolorum adire, 
aut sattem per nuncies vel' literas de statu Ecriesiarum suarum referre non ne- 
gliganl 1 2 3 ). Seeundo; omnium Constitulionum et Decretorum \et per Sanctissimum 
Dominum Nostrum, vel a Sacris Congregalionibus edendorum notitiam sibi com- 
parare studeant, ut lila etiam in Ecclesiis Provinciae bujus executioni mandari 
queant. Tertio; cum pietatis ratio postulet, ut pro Summo Pontifice, qua Vieario 
Christi, et omnium Christianorum Patre et Doctore ab univero Clero per Missae 
«elebrationem, et Cum populo instituendas precationes Pater coelestis exoretur: 
omnis Sacerdos etr die; quo Sumihus Pontifex electus est, collectam »Deus omnium 
fidelium« pro eo samat. Quapropter electio Summi Pontificis tum in Calendario 
annivenario suo die notetur, tum etiam populo fideli ex ambone sacro annunele- 
tur, isque ad preces pro Capite Ecdesiae fhndendas excitetur. 

2, De Metropolita. Metropolitarum dignitas, si non nomine, quoad 
rem tarnen ipsam et exemplar probabilius ab Apostolis suam habet originem. 
Qui ea dignitate eminuerunt, primi Episeopi 3 ) vel Episeopi primae Cathedrae 4 ) 
autprimaeSedis 5 ) nuncupati sunt. Hodie Archi-Episcopi et Metropolitae dieun- 
tur, et praesunt uni provinciae ecclesiasticae. Synodus haec omnia jura et prae- 
rogativas, quae Archi-Episeopo provinciae hujus e decreto SS. Concilii Tridentini, 
et ex praesente Ecdesiae disciplina competunt, agnoscit ac veneratur. Illlus ita- 
que eit: 

1. Quolibet triennio Episcopos sibi sufTfaganeos ad provincialem Synodum 
convocare, eidem praesidere, illamque dirigere 6 ), ita tarnen, ut Synodus provin- 
cialis cujuscumque decreta ac statuta non prius robur, vigoremque nanciscantur, 
quam juxta Conslitutionem Sixti V. »Immensae« a Sede Apostolica recognita 
fuerint. 

2. Potest SuflYaganeoruin suorum absentiae a propriis Ecclesiis rausas 


1) Piterffy Conc. Hang. P. II. p. 438. Vid. in Append. sub Nr. 4. 

2) C. 12. Cnns. 24. qu. 1. Sixti V. Constit. „Romanns Pontifex“ et Bened. XIV. 
„Qnod Sancta.“ 

8) Can. Apoat. 33. 

4) Qom. Sliber. CaaJ 58- 

5) Conc. Carthag. III. can. 56. 

6) Cooo. Trld. Seaa. 24. eap. 2. de reform. 
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eognoseere, eosque si praeter legitimum a SS. Tridentina Syapdot) et ftenediet* 
Papa XIV. in sua Constit. »Ad Universae« A. 1746, vulgata, praestituium raedww 
a residente abfnerint, pro rata temporis subtractione fructuum beneticli private,. 

3. In causis appellationum in subditos suoram Suffragtuieorum jurladieUor 
nein exercere *). 

4. Dioeceses Comprovineialiuin suorum visitare, causa tarnen cognita et 

probata ln Coneilio Proyindali 1 2 3 ). > 

5. Episcopos Comprovineiales juxta Decretura. S. Concilii TridenÜui 4 ) ad 

Seminaria erigenda et conservanda eogere. . . . . 

6. niius est, Sede Episropali vacante, Vicarium CapüuUram canstltuere, 
siconcemens Capitulum Jntra praestitutnm a S. Cene. Trid. 1 6 7 ) tempas eum non 
elegerit. 

Quia vero Dioecesium hujus Provinciae unitatem in Metropolita flxam esse 
congregati Episcopi sciunt: nihil magis Optant, quam ut inter Illum ceu provinciae 
Caput, et Comprovineiales Episcopos, vdut membra arrtissima intercedat necessi* 
tndo, ut si quid patiatur unum.merabrum, compaliantur omnia membra, et si gio- 
rietur unura mcmbrum, congaudeant omnia membra 8 ). ..Et ideo saepius consilia 
cum Metropolilano ac invicem conferent, Pastorales ac circulares literas unus 
cum altero communicabunt; si quem aegrotare compererint , eumdem vidniores 
saltem visitabunt, et fraterue consolabuntur; pro defuncti fratris exequiis con- 
fluent. et pro illius aniraae refrigerio in suis Catbedrjdibus Ecdesiis solemne sa- 
t rum de Requiem celebrabunt 7 10 ). 

8» De Epiacopis. . . . Magna haee et gravia offlda bujua quoque 
Provinciae Episcopi intime persentiscentes praesenli Decreto statuunt 

1. Ut secundum praeceptutn Apostoli ®) et Decretum S. Concilii TridentiniO) 
Sanctum Jesu Christi Evangelium per se ipsos praediceni; si vero coutiagerit eos 
iegitimo detineri impedimento, viros idoneos assumant, ad htgusmodi prtedieatio* 
nis officium salubriter exequendum. 

2. Cum gravissima sint verba Apostoli ad Tim. 40 ): »Oportet Episeopum 
irreprehensibilem esse;« neque dubitandum sit, et fldeles reliquos ad religionem, 
innocentiamque factlius iinffamraandos, si Praeposites suoa viderint anlmarura saln* 
tem ac coelestein patriam cogilare 11 12 ); totius demum familiae Dominicae statum 
et ordinein nutare necessum sit, si, quod requiritur in corpore, non inveniatnr in. 
capite 1 *): Episcopi omni virtutnm chrisüanarum genere, praecipne auiem candore 
innoeentiae, divitiarum contemptn et igne ebaritatis corruptos saeculi mores con- 
fktndere, popukim vero slbi commissuni aediflcare omni virium contentione ad* 
Uborent. 


1) Sess. 23. cap. 1. da reform. 

2) Cap. L Cum non ignoretis. de Officio Legat). 

3) S. Trid. Sess. 24. de ref. cap. 3. 

4) Sess. 23. cap. 18. de reform. 

3) Sess. 24. cap. 16. de reform. 

6) I. Cor. 12, 26. 

7) Conc. Prov. Med. V. de Episoopo, item Cono. 1. de funere Bpisoopl cap. SS. 

8) II. Tim. 4, 2. 

9) Sess. 6. cap.: 2. et 24. cap. 4. de Reform. 

10) I. Tim. 3, 2. j 

11) Trid. Ses». 25. cap. 1. de Reform.. 

12) Trid. SeMk 24. cap. 1. de Reform. 
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* ! ’ tCuta'invergiwvissitaa 1 Episcopimtinera reputandum *it, utfidefibus 
pas*o«s praeflriat, «xpedtatque, utait S. C. Triderttinum l ), animarum satati qua tu 
niMfme a dignls, et Woneis Parochis gubemari: Episcopi vaeantibus b&iefitiis 
paroeäialibuB <sos dunttfxat pTaeftciant, quos aelftte, nwottbus, doctrina ac pruden- 
tia ad vocanteni Ecclesiam gabernandam roagis idoneos judica vertat 

. 4 i Com S. C, Tridentinnm*)• frequentem Dioecesis vlsitationem mdgnopere 
eommendet, idque ideo, ot praeter Sacramenti Conflrmationfe administrationem 
sanaoMhödoxaque doctrina, expalsis erroribus, conservetur, pfavi mores corri- 
gantur, populus exhortationibus ac adraonittonibus ad religionem, vifaetjue probi- 
catem aecendatnr, et alia ad fldelium salatem opportune constituantur: Episcopi 
fHoeoeoes srtas' frequenter visitaie, atque qootannis nofabilem earunr partem invi- 
sere non intermittant. 

1 Quod Apostolus in Epfstöla ad Hebraeos 18, 18. m^enere cotamendat 
9frtbens: aBenefleenliae antem et dommuntonte nblite 'obHviscT, (alibrts ertin 
hostiis pPortieretur DOns,« Id speciatim Bpiscopis dictum exlätirüari debet; atque 
ideo Episcopi ofOdii sui esse repulent fis adltumad se prompte admittere; qui 
tpsos, vel tamquam Jndices, vel tamqrtam Patres, vel Consuitores, Adjütoresque 
adfre desideravertat 3 ); miserabiliüm praesertint personaroin causam Continua söl- 
Iteitudine prosequantur, quasi a Propbeta sibi dictum tcnentes: »Tibi dereiictus 
est pnuper, orphauo tu eris Adjutor 4 ).« »Si inuitum Tibi fuerit, abundanter tri- 
bue: si paruin, etlam exiguum libenter imperliri slude 5 ).« üt impieatur all- 
quando: »Dispersit, dedit pauperibus, justitia ejus manet in saeculum saeculi 6 ).«.. 
m 4». De Ganonids. C'anonicatus et dignitates in KcolesiW, piaesertim 
Calbedralibus, lionopiflco »Seuatus Erclesiae« nomine insignit SS. Concitium Tri- 
rtentinum 7 ). Unde suapte intelligilur, niuttiplices easqae gravissimas intumbere 
«Wigationea omnibus Ailis, qui bnic Senatui adscripti sont. 

• > . h Ante omnia aaxiJiante Domino omni virium coutentione cullutn divinum 
promovere, et irrepenlem animis fldelium erga Sacra temporem salubriter exenv- 
plosao(»n Rindere studeaat; Proinde Canonici tarn Catbedra Hum quam Collegia- 
tarum Eeciesiarum Officium Divinum totom in Choro publice recitent 8 ), non ordi- 
nariee dlstribulioms iucro adducti, sicut.monet Antistes, quem pastsralis sottici- 
tud« gloriosum reddidit 9 ), sedDei charitate religionisque cultu commoti; ut vere 
ex animoque psalmi illa verba conctaant: »Voluntarie sacriflcabo tibi et cenfite- 
bor nomini tuo, Domine, quoniam bornun est.« Itaque auctorilate etiam ■ Triden- 
tini Concilii t°) praecipinrusj ut cum in>choro psatiendum est. Canonici quoque 
quantam honoris gradu caeteris praeslant, tanto studiostas psaimis^ hymnis, et 
cantieis, modulantes Dei laudes concelebrent, cui Officio si defuerint, pro absenti- 
bns habeantur, et earum partium, quas ea ratione non obierint, distributionibus 
mnletentur u ). 

1) Sees. 24. cap. 18. de Rtifortn. 1 

2) Sess. 24. cap. 3. de Reform. 

3) Conc. Prov. Med. 4. 

4) Ps. 10, 14. 

5) Tob. 4, 9. 

' *) Psi niy9. ■> i • • ’ • - • 

7) Sess. 24. cap. 12. de Reform. ü 

8) 8 . Riu8 V. Constit. 35. Benedictus XIV. Institut.’CVII. 

9) Conc. Med. Prov. VI. ’ • * ' •" 

10) Sess. 24. cap. 12. de Reform. Pitts Vt' üons*. H* proSiBit)'. 

11) Conc. Prov. Med. 1. Coimnunia -ite Mfaifrttri». fi/S. Beerst." „Consuetttdinem.* 
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.Uissae Conventuali* quae.pro Beuefactoribus Eeclesiae celebraiur n Caaonia 
siiui discrimme intersipt; durante Oflfcio Divinp aut §acro . Coavcntuali Missas 
non celebrenl. Qmibus auteiu obligatio incumbit certum puwenjin Sacrorupi per- 
soJvendi, in bac adimplenda ita versentpr, ut? et sibi bonae copscientiae et po&ceuti 
nefors Episcopo soleriiae suae te$tiroonium exhibere valeant. Imo ut Canpnico* 
ruui exemplo pppulus fidelis. ad, audiepdum Verbum Dei studiosius confluat* ipsi, 
quoque intervenire contendant. 

Ut autem reruni divinaruin Studium lam in Cierjcis quam laicis efflcacius 
excileiif, Alumnos vero seminarü mpdum recte traciapdi Verbiun Dei fpcto doceant; 
eoncioqapdi munus C#nonici imprimis festis diebus assidue. exereeant O. 

penjque ad conciliapdam Urdiru PontiÜcali digniialem ; augendumque cuiius 
divini splendorem, quotiescuuque Episcopus Pontfficale Officium celebrat, imo pro 
locorum consuetudjpe etiam alias, Canonici pidem, adsistere t,eneantur*). Qenera- 
tim eminentis digu^atis, quam Canonici in Ecclesiis gerunt, ratio postu^at, ut in 
Episcopo suq Patrein ac Supremum Pastorein respicieuies oidem ut luminaria 
majora ad exeinplum aliorum Clerirorum condignam veuerationem et obedientiam 
exbibeant; nati ad consiiium, Episcopum sanis ac sanctis consUUs ultro adjuvent; 
elecU adjudieiqm, sacris sedibus prompte et imemerala fide adsideant; qua vero 
ArchWBiaeoni suos Di^trictus sollicite visifent, atque omnes in omnibus negoljis 
Ecclesiae et Salutis opimarjuw, cupiprimis ad putum* Episcopi vel Capituii depu-. 
tati, aut exmissi sine fjuctuatione obspquanlur, et slt^i commissa conscientiose 
exequantur. 

,2. Quia vero nibi| e<t, quoll alios magis ad pietatem el Dei cultum assi- 
due instruat, quam eoruin vita et exeinplum, qui se ministeno Divino dedicarunt 1 * 3 ): 
Canonici sicut honore et dignitatc caeteris Clericis praestant, ita omnlum virtu- 
tum exemplis imprimis vitue puriiale praeluceant oportet. 

, 3. Memores verboruin Apostolicorum »Beneficentiae autem et comüiuiiio- 
nis nolite obijvisci, talibus enim bostiis, promeretur Deus 4 )« patres pauperum 
esse cqniendant. Ipsa praestantissima virtus, castitas, .omnem splendorem et vfin 
aediflemidi ainittit^ si Ipbe avaritiae maculata FueriL Sicut ad Fontes benedictio- 
nuin divinaruin, ita ad animos etiam fideliuui nihil taui expeditam facit via in, 
quam, ^beneficentiae; imo t eadem defeclus et fragililates etiam, t quae plene vix 
unquam declinantur, velgwinequodairi oblegere solef, Alioquin redituum suorum 
non dpmini, sed dispensatores dimtaxat sunt; et ideo durisslmum judicium iliis ? 
si nou fpeprint pii$ericordiapi, quam autem poeiiam timere posseni, si pretia pec- 
catorum, quo nomine proventus ecclesiastici passim veniunt, in fomitein itidem 
peccalorum converterent. 

1. Corpus Ecclesiae, in Capiie Christo Coadunatum nibil magis* ornat, 
quam sincera Charitas. »In hoc cognoscent omnes, quia discipuli mei estis, si 
dilectionem liabueritis ad invicem 3 ).« Canonici hac virtute eo magis praefulgere 
debent, quo certius est primam eorundem Instilutioneid buid \irtuti iuoixam 
Fuisse. Web S. Carolus Borrom: Canonlcos inomüt: »Oninla agite pace mutua, 
concordi Volunfate, et ebaritate frätertia vo$ invicem diligite. Canonici enitn tstis," 

1) Pöterflfy Conc. Hung. P. II. p. 205. 253. 

x; , j 2), Coor- M^d- Prov., y. quae ad Diviuu Ofiicia iiertineut. : Tiid. Seaia. 24. Cap. 
12. de Keform. 

3) Trid. Sess. 22. Cap. 1. de Reform. ;i 

4) Hebr. 13, 2. 

6) Jota. 13; 35. 
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qui sicut pro Collegit ratione et antiquo inslitüto muf in Collegiata Ecclesia, uno- 
qne item in Canonicali domicilio collocati fuistis: ita uno pacis et charitatis foc- 
dere, onaqne animorum consensione conjunctissimi, sicut nascentis Ecdesiae Mini- 
stri, quornm erat cor unum et anima lina, experiendo videte, sicut in psalmo 
scriptum est: Quam bonum et jucundum sit babitare tlratres in unum.« Haee 
eharitas superioribus aflfabilitatein, inferiorfbus vero reverenliam imperat; proba- 
tam virtntem aestimio äuget, deFectus vero et negligentias tnonendo minuit; qoae 
praerlarc gesta sunt, ad aedificationem Corporis Christi enunclat, illa vero quae 
perperam fiunt, ad praecavendom pupitlorum scandalum tenera rura operit. 

5. Dum de rebus gravioribus in Capitulo deliberandum est: earum reruin 
deliberatio ac tractatio tum sulTragiis occultis permitlatur ‘), tum itlae res quo 
maturius expendantur, in una sessione propositae, in alfa deddantur. 

6. Usus distributionum quotidianarum in omnibus Capitulis tarn Cathedra- 
libus, quani Collegiatis juxta mentem PP. Tridentinorum 1 2 ) inducalur. 

7. Similiter Praebenda Tbeologalis 3 4 ) et Poenltentiarii«) ex mente ejusdem 
Conc. Trid. per Episcopos constituatur. 

8. Quo facilius autem Episcopi in Ecclesiis sibi commissis et divinum cul- 
tum augere et canonicalem disciplinam tueri possint: interdum Canonicali Capi¬ 
tulo Interesse studeant vel illud ipsi ad se convocent, ut habeant oceasionem 
eognoscendi, ah praescriptae Capitulo leges inviolate serventur 5 6 ). 

9. De Decanis Foraneis seu Vice-Archidiaconis. Nihil jueundius 
quidem nobis foret, quam si in medio crediti eurae nostrae gregis continuo ver- 
sari, atque tarn buic immediatae per nos invigilare, quam etiam Pastorum vitam, 
moresqne ipsi observare possemus. Quia tarnen ratio muneris id nullo paeto ad* 
mittit, aliquot probati Sacerdotes, qui literarum scientia, morum integritate, ac 
rerum agendarum usu praestautiores sint oportet, adjutores nobis eligendi sunt, 
nt Facilius omnia ea cognoscere ac perficere possimus, quae ad gregis salutem 
procurandum pertinent. Hinc praeter Vicarium Generalem, Vicarii quo- 
que foranei, apud nos Vice-Archidiaconi appellati, plures per Dioe- 
cesim constituunlur, qui in aliquant pastorälis sollicitudinis partem 
vocati, Episcoporum niandata exequi, et ecclesiasticam disciplinam 
tueri debent. Quales Vice-Archidiaconi esse debeant hisce verbis docet Conci- 
lium Romanuin s ). »Sint doctrina, pietate. et prudentia praediti, qui pro Deo, et 
propter Deum Evangelium non erubescant, sed de Ciericorum, et laicorum vita 
ac moribus, et quomodo Parochi aliique animarum Rectores in pastorali officio 
se gerant, diligenter inquirant, et in laternis scrutentur ad Episcopos Odeliter de* 
laturi, num Clerus et populus ut decet, vivant, num propriis in Ecclesiis eultus 
adhibeatur, num supellex, sacra praecipue debito nitore conservetur, et visitatio- 
num decreta suae sint executioni mandala.« 

Quamobrem Vice-Archidiaconi: 

1. Officium sibi commissum juxta Ordinarii instructionein et inaudatuni, 
statuta item Synodaiia, et denique juxta legitimas consuetudines diligenter et con- 

1) Alexandri VH. 86. Const. 

2) Sess. 21. oap. 3. «t 8ess. 22. cap. 3. de Reform. Benedict. XIV. Institut. CVS. 

3) Sess. 6. oap. 1. Sess. 23. oap. 18. de Ref. 

4) Sess. 24. cap. 8. de Reform. 

5) De iis quae ad Capitulum pertinent. Conc. Ptov. Med. 3, 

6) Tit. VH. cap. 2. 
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seieftliose sine personarum acceptione exequanlur; momentan) proinde gravissimi 
sui muneris sedulo, saepiusque expendant. et in eo Sanete Implendo probornm 
sequantur vestigia sacerdotum. 

2. In sua assidui vigilantes speeula Paroehorum vitam et mores jugi cir- 
oomspectione cusiodiant 1 ), ae sollicite quaerant; an Paroli pa«toralem eurem et 
ministerium scum exacte impleant ; an praedicandi, catecheses servandi et pro* 
km instituendi munere sedulo fungantur; an non eotum cnlpa in Ecclesia divinns 
cultns desideretur; an Sacramenta, ea, qua par est pietate, gravitate, et alacritate 
fidelibus administrentur; an re ipsa praestenlur ea, qoae Episcopi vel alii eorum , 
nomine in Ecdesiae ac lidelimq necessitatem utilitntemque impendt jusserint; an 
peculii Ecclesiae, piaruin fundationuin et eleemosyuprum, quae tribuuntur, fidelem 
et integram curam babeant; an beneflcii aedes in bono statu conservent, vineas, 
agros, bortos debile colant, neque cinoturas eorum desolari patiantur; an libros 
babeant, quos praesertim ex Synodi bujus decreto habere debent. Quomodo San* 
ctissimum Eucbaristiae Sacramenlutn recte religioseque asservetur, an saltem 
qualibet altera bebdomada renovetur, praeterea ea, quae in Missae Sacrificio ad* 
bibentur, uti calices, corporalia, mappae altaris, pura munda et decentia sint. An 
baptisterium et saerorum oleorum vasa tuto loco et deeenter asserventur. An 
protocolla necessaria ac libros habeant baptizalorum, chrismatorum, conjugato- 
lorum et morluorum, atque iios separates, decentes et ea ratione, quae attioribos 
mandatis praescribitur, comparatos diligenter rustodiant. An reüqua in hac Sy* 
nodo decreta aut Synodo dioecesana decernenda, sacrae item Yisitatiouis Statuta 
inviolabiliter observent. Verbo: Vice-Archidiaconi agant et urgeant, ut in suis 
distrietibus morum sanctitas, ecclesiasticae discipiinae observantia magis magisve 
vigeat, et iloreat. Et si quos errare aut defleere cognoverint, eos summa quidem 
prudentia et ebaritate, sed etiam libertate Apostolica moneant, ae si res gravios 
reraedium exigere videatur, eam ad nos aut Vicarium Nostrum referant 2 ). Deni- 
que bis omnibus, et si quid mandavit peeuiiariter Episcopus, deque aliis, quae ad 
utilitatem animarum, et Episcopi cognitionem pertinent, ipsum per literas eertio* 
rem reddant. 

3. Visitationein sui districtus semel in anno exeqoantur diligehtissime 
per se ipsos, nisl forte talis causa emerserit, propter quam ipsum oporteat prae* 
fatas Ecclesia» saepius visitare; nibil (amen contra statuta Synodalia aut prae* 
scriptiones Ordinariorum disponant, et de ipsa Visitatione Episeopo post mensem 
rationem reddant. Visitationum autem'suarum hunc habeant seopum, ut imprimis 
sanam ortbodoxamque doctrinam commendent, Cleri et totius populi fldem et » 
mores explorent, et quidqaid depravatum füerit, ipsi corrigant, vel ad Episcopum . 
referant, Clerum cum populn cohortationibus et admonitionibus ad religionem, 
paeem morumqne probitatem accendant; caetera prout locus, tempus et oeeasio 
feret, ex sua prudentia ad fldeiium salutem disponant. Quae ut felieius faeilius- 
que suecedant, monet liaec Synodus Vice-Arehidiaconos, ut paterna ebaritate ac 
prudenti zelo omnes amplectantur et modestissime se gerant in omnibus, ne eut- 
qnam oneri aut scandalo existant 3 ), 

4. Capitula ruralia, vulgo corenas vei distrietnoies Cougregationes, 
cum omnibus Districtus sui Sacerdotibus sattem quotibet semestri eelcbrent, atque 


1) Cop. 4. de Officio Archipresbyteri. 

2) Cap. 7. de Off. Archidiaconi. 

3) Coöc. Trid.' See*. U. cap. 3. de refonu. et cap. 6. de Off. Arekidiaooffi. 
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conferent Inter st, quie ad Iran! pastoris ofQciura et ad eurem animarum per¬ 
tinent; de difBeultatibus et ineommodis ilniuseujusque paroebiae, si quando eoruiu 
explieatio vel remedium aliorum ronsilium et operam requirul, serio deübereut; 
Vice-Arehidiaconi aliquot capita tum Constitulionum bujus Synodi, tum eorum, 
quae ln Synodo dioecesana decernentnr, praelegi curabunt, slmulque aliquot Casus 
consrtentiae solvendos proponent. Acta denique Coronae scripto complexa, «um 
tota rei gestae serie cum Episeopo communicabunt. 

5« Scholas Districtue sui anrnte visitent, atque diligenier inquirant. 
num dectrina Christians, aliaque publicae institutionis objecta rite ac diligenter 
proponanfor. Efrores et defectus hac in re-admissos cum praescriptis relationi- 
btts ad Inspertores episcopales referant. 

6. ■ Parocbos Districtus sul graviter aegrotautes, si fleri potest, visitent, 
consofentur, ac Saeramentfe moribundorum muniri euren!. Cum aliquis Parocbos 
supremum dient obierit, convoeatis, si licet, caeteris sui Districtus animarum Pa- 
storibus funeris justa peragant. Animarum coram Sacerdoti a nobis approbato, 
interim admlntetrandam, et quae sunt Ecclesiae, custodienda committant, atque 
no» aut Vicarium hostrum de tota re certiores faciauti Qaa etiam Commissarii 
episcopales res paroebiae adscitfs idoneis testlbus consignent, iibros, scripta, 
supellectilem, aliaque omnia tato loco deponant, indicetn vero, qui vulgo inven- 
tarium dicitur et OfBcio dioecesano submittant, et iu suo Tabulario servent. 

7. Facultate absolveudi a peccatis reservatis, «ut vexilla, coemeteria etc. 
benedkendi sibt uefors ab Ordinario collata, prudenter ac intra terminos ab e« 
deflxos, modo a SS. Canonibus praescripto utantur. 

8. Curati vero quicunque, quavis dignitate praedlti, Vice-Arcbidiaconis 
obtemperent. Quod si aliqui ad conveniendum negligentes vel ad mandata eorum* 
dem Vice-Archidiatonorum exequenda contumaces fuerint: Episcopi in illos pro 
modo cuipae animadvertant. Ui autem Yiee-Archidiaconi voluntate Episcopi ab 
OfBcio removeri sernper possint; ac si male id administraverint, poenas deut ejus* 
dem Episcopi judiefo. Beniqoe Synodos baec gravitatem muneris Vice-Arcbidia¬ 
conis commissi prae oculis babens praecipit, ut iidem juramento Ol'flcli adstrin* 
gantur. 

6» De Sacris Ourionibun. 1 . Expedit uiaxime animarum saluti » 
dignis atque idoneis Parochis gubernari >); quapropter eo connitendum est, ut 
de moribus et sufficieötia eorum, quibus vacantia Benefiria conferenda erunt, 
locorutn Ordinarii certam sibi procurent cognitionem. Hunc in Öiiein Sacra Syno* 
düs Tridentina in Synedis dioecesanis per Episropos vel eorum Vicarios proponi 
praecepit adminus sex Examinatores, qui Synodo satislaciant, et ab ilia proben* 
tur, coram quibus examen subire debeant omnes, qui vacans Beneticium paroebiaie 
obtinere cüpiunt. Huie saiutari Decreto Concilii Tridentinl optaremus quidem ad 
literain respondere: quia tarnen extensio Diöeeesium, et distantia iocorura haud 
admittit, ut quoties paroebiaie Beneticium vut'are contigerit, toties ad ibud adspi* 
rantes in loco Examinatorura se sistant; Me« curabimus, ut norina apud nos pro- 
visorie vigens per Sacram Sedem adprobetur. 

2c Professio fidei, et juramentum de obedieutia Ordisarib praestanda ante 
instiluUonem authorisabiiem (luvestituram dictam) intra Missain .in manus Episcopi. 
aut ejus Vicarii erit nuncupandum. Institutionen! authorisabiiem intra duos men* 
ses sequatur institutio realis (etiam installatio voenta), quae ordinarie per Archi- 
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diacohum aut Vice-Arclridiaconum peragenda erit, quaeve in eo consistat, ut po- 
pulo parechiali, ad public« divina collecto, com brevi allocutione novus Parocbus 
praesentetur, Decretum Episcopale publicetur, ipse Curatus solemnem Ödei pro-, 
fessionem faciat, praeaentes, vero fideles ad obediendumvoci pastoris commonean- 
tur, temporalia denique benefieii juxta authenticum invpntyi;ium novo Parocpo 
selemniter resignentur. 

8, iVerbis Saaeti Concüii Tridentioi hortamur onmes, utquipunque parochia- 
les, vel. alias eurem animarum haben!es Ecclesifts. quocunque modo Qbtinent, vcl 
per se, vel.per alios idoneos, sj legitime impediti fuerint, diebus saltem doipiui- 
cis et feslis soiemnibqs plebes sibi commissas pro sua et earum capacitate paseant 
salutaribus verbis, docendo ea, quae scire omnibus necessarium est. ad salutein, 
annuueiandoque eis cum brevitate et facililate sermonis vitiq, quae eos declinare, 
eMdrtutes, quas seetari oporteat,, ut poenam aelernam evadere, et coelestem 
gloriam eonsoqui valeant 1 2 ). Ad officium quoque institutioois pertinet, ut Stabs 
temporibus, ex iis, quae in Missa leguntur, «liquid exponalur, atque Inter cae¬ 
tera sanctissimi bujus Sacrificii Mysterium declaretur 3 ). Tempore autera jejunlo- 
rum, QUadragesimae, et Adventus Domini Sacras scripturas, divinamque legem 
annuncient»). 

Habe Sacrosancti Concilii Tridentini Decreta prae oeuiis babentes: 

a> PraedpimuSj ut sacer argumenti praeferenter dogmqtici sermo ad fide- 
lem poputam omnibus dominicis diebus et festis habeatur, una reprobantes, et ex- 
stirpantes omnes contra banc legem invalescentes abusus, quibus factum est, ut 
quidam Curatores animarum tempore aestlvo ab annunciando verbo DEI per plu- 
res septimanas penitus respirarent. . 

b) Omnibus feriis Quadragesimae vernaeula lingua eae Sacrae Scripturae 
partespraelegantur populo, quae in Missa feriae currentis continentur. 

c) Saeerdotes, imprimis juniores, paterne alloquimur et bortamur, ut ser- 
menes suos solerter elaborent, bene memoriae inprimant, et cum inodesta suavi- 
que gravitate proponant, scripta sua in scrinium reponant, et ubi jussi fueriut, 
eadem Ordinario, aut Vice-Archidiacono exbibeant. Alioquin advertere possunt 
Sacrara Insdtutionem a pludbns fastidlri, qui omni modo excitandi erunt, ut liben- 
ter audiant verba vitae aeternae. 

4. instkutioni catecheticae tum in scbola bis adininus in hebdomada, tum 
in Ecclesia diebus Domini et festis solerter vacent 4 ), utentes Catechismo, quem 
Ordinarius designavit, unaque diligenter exponentes ss. ritus et, caeremonias Ec- 
clesiae. Ad banc cateciieticam in Ecclesia Institutionen) eos etiam cogant juyenes 
qui scholas dominicales aut repetitionaies frequent an t, jiisl pro eis proprius Be- 
ligionis Magister constitutus habeatur. Ut pecorum quoque pastores, et qlji fide- 
les, qui seeus per annum verbum DEI audlre non possunt, debitam in Öde, regu- 
lisque morum suscipiant institutionein: Parocbi mensibus saltem hyemalihus ad 
locmn decentem coliectos paterne instruant, et adhortentur. Servilium denique 
sexus imprimis sequioris personarum sollicitam curam habeqnt, ut festig et domi- ■ 
nicis diebus opportunis post meridiem boris pro institutione religiosa percipienda 
congregentur, id quod in majoribus locis religlosarum Congregatiohum admihiculo, 
aut per pia sodalitia commodius procurabitur. 

1) Sesß. 5. c&p. 2. de Reform. 

2) Sesft. 22. cap. 8. 

3) Sess. 24. cap. 4. de Reform. 

4) Trid. Bass. 24. cap. 4. de Reform. 
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5. Adorandom Missae Sacrifleium diebus demioicis et festig etiam abolitis, 
offterant pro suo populo 1 2 ); nec ullum Stipendium propterea aeceptare audeant. 
Alias autem in septimaua (am frequenter eeiebrent, ut suo muneri satisfaeiant ?). 
MisSarum deuique, quas Juxta mentem suorum ftmdatorum statutis temporibos per- 
solvere debent, elenehnm babeant, et eomdem, ut offlcii sui quasi moneantur, in 
Sacristia, ubi sacra faeturi se induere solent, appensum teneant. 

6. Sarramenta reiiqua et Saeramentalia debita cum pietiie et reverentia, 
roeheto et stola ornati, administrent caveantque, ne eorum eulpa aut parvulus 
sine Bapttsmo, aut adnltus sine moribundofum Sacramentis morfatur. Quotiescun- 
que Venerabile Sacramentum in processione circomferendum, vel sub devotione 
quadam extra Missarum solemnia exponendum est , super roebetum et stola n» 
sument plnviale; eapropter omnis Ecclesia vestimento hoc provisa sit, oportet. 

7. Pauperam, atiarumqne miserabilium personarum curam paternam 
geraut 3 4 5 * ), iisque qua consilio, qua intercessione, et in quantum per facuttates 
licuerit, etiam eleemosyna adesse restment. Infirmos quoque frequentius viskent 
et consolentur. 

8. Jugiter recolant verba Apostoii: »Exemplum esto fideitum in verbb, in 
conversatione, in cbaritate, in flde, in castitate *)• dein »Sectare justitiam, pieta- 
tem, cbaritatem, patientiam, mansuetudinem *)« observentque ea omnia, quae 
baec ipsa Synodus Provincialis de vita et honestate Clericorum alibi proponit. 

9. Sacri muneris pastoralis ratto exigit, ut Curatores animarnm legem 
Tridentinaut de resldendo®) exacte observent; nec enim popuium suum verbl 
divini praedicatione, Sacramentorum administratione, boAoratnque omniuin operum 
exeniplo pascere, aut pauperum et orphanorum curam gerere poternnt, qui, ut 
Conciliuni Tridentiuum ibidem observat, gregi suo non invigilant, neque ossistunt, 
sed mercenariorum more desertfnt. Non ultra tres dies a loco residentiae absint 
sine obtenta ticentia a Vice-Arcbidiacono: si vero ultra integram septimanam ab¬ 
esse deberent, scripto exaratum ab Ordinario babeant indultum. Quandocunque 
autem eos abesse conligerit, quod tarnen praecipuis per annum festis districte 
probibemus, Sacerdotem idoneum, et quidem si tempus absentiae ultra septima¬ 
nam duret, ab Episcopo adprobandum, relinquant, qui ipsorum vices solerter 
obeat. In reliquo autem Decreta Concilii de residendo Actis bujus Concilii ad- 
necti mandamus 7 ), quae ut Curatores fTequentius perlegant, impensius’commeu- 
damus. 

10. Dispositiones tum ecdesiasticas, tum civiles, -quae ad Curatores ani- 
marmn a legitima potestate mittuntur, solerter observent, et protoeollis inferant; 
et si typis mandatae divulgentur, condoso atme in unum ligari faeiant. 

11. Consuetas Baptizatorum, Copulatorum et DefUnctorum Matricas nitide 
et diligenter scribant, in eas absque Ordinariatus assensu nullas correcturas, mu- 
tatioues inferant. Item libros piarum fundationum, inventaria rerum ad Eedesiqm 
et benefleium pertinentium, et annales seo bistoriam parochiae, nec non exactam 
fldeiium ronscriptkmem babeant. 

1) Sess. 23. cap. 1. et 14. de Reform. 

2) Sess. 23. cap. 14. de Reform. 

3) Trid. Sess. 28. oap. 1. de Reform. 

4) I Tim. 4, 12. 

5) I Tim. 6, 11. 

ti) Sess. 23. oap. 1. de Reform. 

7) Vid. io Append. sub Nr. 3. 
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12. Hei tesfamentariae Curatores auinarum nonnisi cum per Testatorem, 

aut «Jos Cognatos palam provecantor, nec alias, quam corau» tesdbus se im* 
misceant; sedulö viteot vel suspieionem avaritiae in snscipiendis stipendiis, ut 
dici amat, manualibus; caveant denique fldeijusskmem praestare pro debkis sive 
oognatorom, sive aliorum. * 

13. Hortamor Parocbo», ui Sacerdoles sobsidiarios, Cooperatores vel Ca- 
peftlanos dictos, ab Ordinario ntissos, fraterna soseipiant, et faveant efearttate, eos 
muneris partes edoceant, in neeessitatibus adjuvent, neque patiantur, ut extra 
aedes parocbiales seu resideant, seu victum babeant. Cooperatores autem Paro- 
rbos suos revereantur, debitamque iisdem praestent obedientiam, et sic utrinque 
facto eomprobetur bonum esse et jucundum babitare flratres in unum. Vtinain 
etiam uno ore bonorlllcarent Dominum, simultanee Officium divinum, admiuus 
dum opportunum est, persolverent. Bone DEUS, quantum semet reciproee aedi* 
Oearent, et quantae effleaciae praeberent exemplum famiHae domesticae, et omni* 

' bos parocbiae fldelibus! »Inflamma Domine ad Te tuorum eorda servoram! Tu 
enim dixisti.« Ubf doo sunt congregati in nomine meo, ibi sum ego in medio 
eorum! 

(Fortsetzung folgt.) 


Das Kölner l’rovincialcoucil vom 28. April bis 12. Mai 1860. 

(Fortsetzung, vgl. Archiv IX., 107—198.) 

(TU. 1. (Jvntimmtio.) Caput VJ. De parochis et rectorilms curatis. 

Mobilem imprimis et fructuosam in dioeceseos procuratione opem ferunt 
parocbf, qui ab Episcopo constituti jure proprio populi sibi commissi curam babent. 
Ut essent, qui assidue cum eadem gregis parte degentes melius nossent oves et 
melius ab iisdem coguoscerentur, qui bortulani diligentia instar cura diurna et 
nocturna easdem plantas modo irrigarent, modo a solis ardoribus, modo a pruina 
defendereot, qui medicl partes agentes e crebra consuetudine valetudinis vices 
omnes pdrspectas baberent; qui ceu paterfamllias solers et providns non modo 
quid tempus praesens exposceret, sed etiam quid aliquando e re fbturum esset, 
explorarent et prospicerent: bas ob causas parocbl demum constituti sunt, quum 
antea ex ecclesia catbedrali in varias civitatis et dioeceseos partes ab Episcopo 
presbyteri submitterentur, qui pro necessitate rem divinam procurarent. Parocbi 
munus inde imprimis tarn grave esse conspicitur, quod apud illam gregis, cui 
praeest, partem fere solus plerumque Ecclesiae personam agat, et ipse sit, ex 
quo fideles et infideles relfgionis vim et efücaeiam metirf soleant. Si vera est 
sententia, cui non raro sufTragari videtur experieutia, tanta passim in bominum 
auimis religiouem dignitate florere et auctoritate, quanta sacerdotibus, ejus mini- 
stris, defertur reverentia; eerte id imprimis intelligendum est de delata parocbo 
reverentia, quo nemo alhis e sacerdotibus arctiore cum populo consuetudine 
nectkur. 

Quam sollicita igitur cura providendum est parocbo, ut Ecclesiae personam 
eo, quo deeet, modo gerat! Quam caute praecavenda sunt omnia, quibus oriri 
pusillis possit scandalum! Quum porro Deus, licet infinit? potens et sapiens, ta¬ 
rnen bominum, quibus mysteria su« dhpenstnda comaisit, requirat soiertiam 
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quauto Studio per och iß, qui quasi extremi sunt a sole, qui est Ecclesia, ad popu- 
los Uluminandos emissi radii et extremae illae artcrke, per quas sauguis et calor 
in remotissimos membroruin partes diffunditur, allaboranduin est, ut populura sibi 
commissum docendo et mtaistrando iliumtaeat et inftamment! 

Parochorum est, diebus dominicis et festis, etiam festis abrogatis 1 ), misste 
sacrificiimi pro populo ipsis coöcredito offerre, verbum divinum expoaere, sacra- 
menta admimstrare, Ra quidem ut baptismum, communionem pascbalem, viaticum 
et extremam unctionem conferre proprii iliorum Juris sit. Invalida sunt, uisi 
quatenus Concilii Tridentini decreto ex suinmi Ponlificis dispensatione derogatum 
est, fidelium matrimonia, quae coram proprio parocho vel ejus delegato oon fiunt. 

fei parochiis, in qidbus complures sunt presbyteri, missae Um diebus domi¬ 
nicis ofc festis, quam ferialibus eo tempore et ordine certo.flaut* ut ßdelibus com- 
moda aastotend! oecasio praebeatur. i 

Diebus dominifcis. et festis seinper misst sobemnis cetebranda est, canente 
sacerdote; cantus partem 'omittere vei truncare streune problbemus. Usus, ilte 
Irequentior sanctissimum saeramentum exponendi in comprecalipnibus jdiisque 
pjetatis offlciis abolendus et ab Ordinariis accuratius ordinandus est. Missae coram 
ss. sacramento exposito non permittuatur, nisi stricte seeundum praescripta cano- 
num et sacrae Congregationis rituum decisiones 

ln theophoriis, quae semper horis antemeridianis, nunquam vero post 
meridiem habendae sunt, imagines et reliquiae Sanctorum ne gestentur, stricte 
interdicimus. 

Suppllcatiertes siVe firocössiones sölemnes s^cbtidwif fec'deiiae stätcrta et 
diebus praescriptis cum decore et. pietate liabeantur, nec ullt parocho in alium 
diem eas pro arbltrio et sine expressa Ordinarii permissione transferre licet. A 
proöessionibus qwivis armorum ei tyktpänörubn strepitns 1 bUticösits 
clangorque tubarum excludendus tat, excepto comitatuquem guar- 
diam houorariam vocant. , 

Novae imagines, statuae, picturae in vexillis nullibi perfidem-. 
tur aut adhibeantur, nisi exanpinaiae et approbatae prius fuerint ab 
Episcopo. , . . } , , 

t)bi cojnplures misspe diebus dominicis et festis celebrantpr, insuipmo 
sacro concio uberior, in una autem alterave t inissa homiUp etiam ad populum 
institueodmu fiat. Concio autem uberior ut singulis diebus dominicis et, festis, 
sqcunduro praeceptum Concilii Tridentini accurate babeatur, serio mandamus, ear, 
dqmque semper cum inissa solemni babenda est etiam in urbibus, et ubi consue- 
tudo haec non viget, introducemla est. Concionator.es vero studeant, ut verbum 
divinum sermone simplici, gravi .et efficad exponapt, et quanlum flqri ppte§t,. 
nexu aliqup et serie seeundum dogmatum et praecqptorum ordinem, non neglectjs 
tarnen iis, quae in inissa leguntur 2 ). Singulis eliam diebus dominicis cat#t;besis». 
in ecclesja pro juventute provectiore habeatur hora pomeridiana. 

Parochis nunguam sine fusta caysa nec itisi cpnstitutq ; aliquo, 
qui ub&entiurn vices gerat , a parochia discedere.ßcet Quepvyerq pro 
se constituerint, non dofpestiQis tantura, sed aeditup etjam indiegbupt., n 

Quoties per tres dies feriatos, abitus et reditus diebus simul 
imlusis, absentia proroganda est„ (iecanum, antequam iliueri se com - 

1 * > 1) Pli IX. CdOstit. Amafttitobni iedeinptoVis d. d. 8. Miiji t8Ö8, ; VM. Ap- 
pead. j&. '■ -> f- : x '\ * 1 . 

»■ Gone, Triji, XXII. da Wifi*^ 8. ^ : 
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mit tunt, i^lnerUet- mdtaetcauaa inMmta, certiorem facimt;v2tra 
tridtudm uero ob&que UcenMa deeani ntm abaint. Perdiem dommb 
cum vel festum pariterquc adventua et quadragesimae tempore r non- 
nisilicentia ab Ordinär io obtentaet litteris expreasa, quam'se-impe- 
•trafst -deettno mmddbunt, abtsse licet. •*• 

• j Presbyteri curuti auxiUares, ettam quum non usque ad tertüiSn 
diem absentia produdtur, licentiam a parocho, et quum diutius, per 
purochwM a deocma autpubi neeesse tat, abOrdmario petent. ■ 

Becani inrelationibua annuis Eptscopo faciendi» rwmtionem 
fadtmt de Uineribm- curatorutn, annotantes, utrrnn Kcentia petita et 
eotieessa fucrit. • ,••• •. • -« - *• 

. : -i , : • ßaput VIL , Be deeanis. . ; 

Magni profecto momenti ad dioecesin bene adininistrandaiti est officium 
'decänördih. Eliguntur enim atque in munetisepiscopalis partem ei sOiliciludinis 
'soci'etatetn advocantur ab Episcopo, ut ex iis, (aliquant yineae Domini castodibus, 
quae ad relfglorrts inerenWntum necessäria et opportona videantur’ intetligat, et 
eorum ope omnia, in qtiibus parochtetam regimen deflciat vel minus perfectam 
repeHaftrf, emendatfe et ordinäre possil. Becanornm igitur est, in regiotti- 
bus cwrae süae commissi» tleri et populi moribus formandia et refor- 
■matidis studiose invigilare seduloque intenderk, ut non tan&um ab- 
itsirS et excesauä, si qiit in vita fidelium exorti fuerint, tempestive 
(fetegantur äc salutari rvmedio sanentur, sed prttecbpuc quoque, ut 
omnes, qui in aurtem Domini assumti et sacerdotalis gloriae parti- 
cipes facti sunt,' titam agant nomini et dignitati cottsonam, ac prae- 
sertim ut parocki in officio dlvino persolvendo, in sacmmentis adrni- 
nistrandis et muniencNs aegrotis, in verbo divino praedicando et 
scholia visitundi* ceteMsqde rebus pastoralibna miniere suo rite fun- 
gantfür. Ad qiiod qOrde'rn opportune exsequendum snmmopere eondocet, ut ipsi 
Imprimis deeani doctfina. vftae mornmque ihtegritate, relo et pielate teteris prae- 
rellere maximeque parochis, quibüs auctoritate et hoäore praesunt, obedfentia 
pfaeire studeant, atque pnWerse strenuos sotllCftosque eccleslastkae «Hkiplinae 
ila sese ; praebeant' excabitores, ut vcre dirSntur et sint ocnli Episcopi ■ ejusque 

vieorii. ... <• • 

1 Quotannis deeani aecundum modum ab OrdinaHo praescriben- 
■dtim ■ singnlas reyionif; sibi Commissac parocllias visitabunt atqa-e. de 
earum statu, de abusibuS in clero et p’epulo deptehensis, de defecttbus in persol- 
vendis fundationum oneribus, in adminisiratiötie bonorum parocboTum et vkajdo- 
rum vel fabricae ecciesiae inventis, de subortis inter pastores et parocbianos 
difficuitatibus celerisque orPnitnis, quae ^orrigenila et ofdinanda repererint, flde- 
•jjter>od Epis»*ajn refÄreat,. Nec rnwu» ,axt*a ; vMUKtanani: dg ■iia.giwAw« Episco- 
,pum ifeniprem,. facienf, quottasoaoque seiwandae-, disciplina« nepessUas, .«tilitasque 
id,expgerit, .... ; «-•. u*. •, .> r: .. •... . ,, ... 

, ,, Praebenm demn i pmochormn, comeqtw wltem WPtmftäßohdr 

bendos dipigmt atque in. im sdentkuc et- ■- fervpria ,, pa^oraUa , a,twdnm 
incitent ei fovqant. Qu^tieseunque facile fleri; poterit, sacerdotes sibi sqbjeitpß 
invisant, ad vigilantiam eos excitent, adjuvent, fraterna exhortatione moneant et 
consolentur ac controversias inter tUos exortas <pippopapt. 4uoa vero i» officio 
suo negligentes et : nertes vel dignitatis sacerptotaiis.^blitas biäcvel ter- admonitos, 
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nihfiomlnoa exhortationibus suis recaidtraatea inveaertnt, aeque atque eos, qut 
graviter in tUscipllna deliquelint, Episcopo deferant. Deeanoram etiam est, paro- 
ciu>9 nominatos in possessionem introdutere, iisdem morbo deeumbentibus, sf 
aegroto piaeuerit, sarramenta administrare ac demum defunrtorum scpulturae et 
exequlis praeesse, nec non curare, ut arebivum parocbiale successori tradendum 
obseretur, ac demum parocbiae vacantis administratorem conatitaere, donee ab 
erdlnaria fuerit provisam. 

In vitae et conversalionis dericoram populiqae mornm custodia decaoi 
magna prudentia, maturo leto et caritate proeedant, ut aeqoe facütas aceosatio* 
nes malignorum excipiendo incommodae explorationis suspicionem incurrant et 
paroehorum auctoritatem minuant, neque etiam cum delinquentibus dissimoient, 
aut propensione et nünia indulgentia aliave causa se dud patiantur, memores se 
ipsos tune delinquentium et animarum ruinae rationem coram tremendo Dei judicia 
esse redditoros. . 

Quo faciüus Episcopus deranos eos eonstituere possit, quos tum scientia 
rerumque gerendarum peritia, prudentia, pielas et Ecclesiae honoris et animarum 
saiutis zelus Episcopo tanquam idoneos adjatores in dioecesi administranda suos- 
que viearios probant, tum comitas et bumanitas, benignitas et caritas et orta 
exinde auctoritas et fiducia fratribus commendant: parochis concedimus facul- 
tatem tres e gremio capituli per schedulas secretas Episcopo de- 
signandi, e quibus sibi exhibitis Ordinarius decanum nominabit, 
quem digniorem et aptiorem judicaverit. Quod si nullus ex designa- 
tis rebus gerendis satis idoneus sit, vel alia de causa conscientia 
Episcopo interdicat, ne quem ex Ulis delegatum suum constituat, ipsi 
ex ceteris capituli parochis, quem dignum et idoneum putaverit, de¬ 
canum nominandi facultatem reservamus x ). 

Ut officium suum nullis dueti bumanis rationibus iiberius atque diuturna 
experientia edocti majori prudentia et gravitate explere valeant, deeani ad dies 
vitae munus suum obtinebunt, nisi aut de capitulo demigraverint aut ipsorum 
ineuria et negligentia aliave neressitatis vel utilitatis Ecclesiae et administrationis 
dioeeesanae causa Episcopum obligaverit, ut delegationem suam revocet. 

Duo pariter sint in singulis capitulis definitores, quorum alte- 
rum Episcopus nominabit, alterum parochi capituli per schedulas 
secretas Episcopo approbandum exhibebunt. Definitores fabricarum euram 
gerent, uterque in iila, quae ab Episcopo sibi assignata fuerit, regionis parte. 
Praeterea in omnibus negotiis, quae vel ad tot um capituhim spectant vel toter 
reajora et graviora numeranda veniunt, decano consüte et ope aasistent ejusque 
impedhi secundum erdinem vice« gereut. 

Caput VIII. De regularibus , 

»Quantum ex monaateriis pie mstitatis et recte administratis In Ecclesia 
Dei splendoris atque utilitatis oriatur,« ut sanctae Tridentinae Synodi Patrtbus*J, 
ita et Nobis compertum est. Et sane non potest non esse sanetum Ecdesiaeque 
proflcuum illud vitae genus, quod a Christo, consiliis quibnsdam propositis, est 
commendatum; quod inde a primis saecutia floruit, plurlmos coelo peperit San- 
ctos, Ecclesiae .pastores, animarum saluti strenuos operarios; quod summi Ponti- 


1) Gone. Bomaiv ». 1715. tit. VII. cap. 2. 

2) 8«m. XXV. d« regulär, eap. 1. 
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ftces proraoveruDt etcontra obttedaBtes prutaxerunt; quod denique, qpp majpra 
vita cbristiaaa, in Ecclesiauniversa, eo mqjora et ipsnm cepit incrementa. Hos 
lutem frurtas tune solmn proferre potest, si taifi lila, quae ex ipsa professione 
vitae religio&ae Omnibus communia, quam illa, quae instituto cuilibet propria 
sunt, arrurate observantur. Unde monet et praeaipil sancta Tridentina Synodus: 
»ut omues reguläres, tarn viri, quam mulier.es, ad regulae, quam professi sunt, 
praescriptmn vitam instituant et componant atque jiraprimis quae ad suae proi'es- 
sionis perfectionem, ut obedientlae, paupertatis et castitatis, ac si quae alia sunt 
aüeujas regulae et ordlnis peeuüaria vota et praecepta ad eorum respective essen- 
iiam nec non ad commonem vitam, victum et vestitum couservaoda perlinentia 
fideüter observent <).« , 

Reguläres igiiur spiritum soi ordinis nutrient et praesertim vota ac regu- 
las suas accurate observantes populo pietatis, feryoris, obedientlae omnisque per* 
fectionis praebebunt exempla. . 

Qm missiones in populo habere solent, ab JEpiscopa vocati 
omni, quo par egt, fervore.et cura prpvida ac prudenti huic muneri 
satisfacere satagent. In conventuum suorum ecclesüs et foris quoad 
omnia, quae ad cultum publicum et animarum cur am spectant, Or¬ 
dinär ii praescriplis ad amussim obtemperabunt 1 2 3 ). Clerici reguläres ae- 
que «c saecutares admonentur, ut in vivendo et agendo pacem et coneordiam 
fraternam eonserventet foveant. 

Quae a sancta Sede de candidatis ad novitiatum admittendis 
comtituta sunt, in onmibus observentur'*). 

Moniales vitam vere spiritualem agant et ad finem ordini praeflxum Cen¬ 
dant. Statt vere virgines, verae Christi sponsae, Ecrlesiae ornamentum secundum 
il lud S. Cypriani: »Flos . . . ecclesiastici germinis, decus atque ornamentum 
gratiee spiritalis, laeta indoles, laudis et bonoris opus integrum atque incorru- 
ptum, Dei imago respondens ad sanctimoniam Domini, illustrior portio gregis 
Cbrfeli 4 ).« , 

Sorores congreyationum recentiorem, ut aS. Francisco, -apuero 
Jesu nuncupatarum aliarumque, ,licet moniales non sint sensu arctiori, 
tarnen secundum ■ sanctae Sedis decreta, quod ad confessarium de- 
signandum et disciplinam sustinendam attinet, monialium instar 
hafaindae sunt, . 

, Quatnvis eomplures sorores, qparundara congregationqm eonversationem 
cum hominibus omnino evitare non possint, tarnen omoes vitam in Christo vere 
absconditam agant omnemque familiaritatem cum personis tarn laicjs, quam cleri- 
cis sedulo fugiant. . 

Caput IX. De synodo dioecesana. 

Synodus dioecesana'shre eptecopalis est eongregatio ab Episropo eeaeta ex 
presbyteris et elerids suae dioeceote aüisre, qui ad eam accedere tenentur, in 
qua de bis; quae eurae paslorali ineumbunt, agendum et deliberaadnm est. De 


1) Seas. XXV. de regulär, cap. 1. 

2) Cono. Trid. Sees. XXm. de reform. cap. 10. 

3) Oeor. S. Cougr. sup. stat. regulär. d.,d. 95. Jan. 1848. (Archiv VIII., 143.) 

Vld. Append. cone. provinc. D. 27. / .. . 

4) Lib. de habitu virgianm. 
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synodörura utifttate jam propterea ambigendain not* est, qaod eae a saeris eano- 
nibns praeseriptae, a ConciHo Tridentino singalte annis ut celebrentar proeceptum 
slt 1 2 ). Benedictus XIV. in illo, qnod de synodo dioecesana conscripsit, opere, ab 
blsce, quibus coneilUim provinciöle Coioniense anno 1549 easdem commendavit, 
orditar verbis: »In synodis redintegratur anltas, studetur corpori in sua inlegri- 
tate conservando; ubi'ea. quae in vlsitafione non dabatar exsequi, exsecutionem 
sludiis eommunibus assequuntnr; ubi de eapile et mombris, de ftde et pietatev de 
reifgione et eultu divino, de morlbns et dlstiptina, de obedientia, de Judiciis et 
rebns Omnibus ad bene ehrlsiidtlOqae vivendutn commodis vel necessariis traeta* 
tur atque statuitur *).« Neqoe rmmerito idem summus Pontifex id addit, in dioe- 
cesis visitatione non omnia, quae corrigere et emendare oporteat, deprehendere 
Episeopum, sed malta etiam in synodo resctre posse a paroehis, qul continue inter 
oves versentnr. Huc faciunt, quibus 8. Carolas Borromaeus in sua synodo XI. 
elerum allocutus est verbis: »Est generalis quaedam vlsitatio synodns; alias enim 
per' annütn paiiiculares quasdam ecdesias dumlaxat visitamus, bic vero genera- 
tim sÄeerdotes omnes et elericos alque in ipsis sno etiam modo populos eis 
eomnrissos.« 

Sed hierarchica etiam Ecclesiae constitatlo et corporis Christi mystici com- 
pages, quam provincialibus conciliis exbiberi antea diximus, synodis dioeeesanis 
in utterioribus suis veluli formis ob oculos Omnibus ponitur. Quüm enim in Ec¬ 
clesia a capite in membra vila descendat et ex uno Tonte aquae scatnriant, post- 
'quam a concilio provinciali susceptae sunt, per synodos dioecesanas in singulas 
cujuslibet dioecesis partes et parochlas dedocuntur. linde etiam moris Fuisse 
legimus, ut, quemadniodum Concilio generali coneiiia provinrialia, ita bis succe- 
derent synodi dioecesanae, in quibus illorum deflnitiones et decreta promulga- 
rentur 3 ). 

Synodi dioecesanae etsi sunt utilisshnae, »non idcirco tarnen,« Benedicti 
XiV. sunt verba, »Ulfs assentiinur, qctf eas absolute necessarias afflrmant: quem- 
admodum enim Coneiiia generalia, quam vis summopere utilia, non snnt tarnen 
absolute et simpliciter fiecessaria pro Ecclesiae universalis regimine ... ita epi- 
scopales synodi, etsi maxhne fructuosae, non tarnen absolute necesseriae dicendae 
sunt pro recta dioecesiüm administratione, qnuiri atif sttppetOnt modl asseqnendi 
eilndem flnem, ad qnem synodi tendUnt 4 ).« 

l’nde etiam providendum est, ut, ubi dioeceseos amplitudo alideve 
causae maj'orem exhibent difflcultatem, minor ex Ulis, qui adesse 
tehehtur, numerus ab Ordinario determinandus, qui ducentos tarnen 
non eXcedat, cönvötetur. Interesse autem tenentur synodo omnes, 
qui in dioece8i diynitatem habent, personatum et officium, vicarins 
generalis, vicarü foranei, ecclesiae metropolitanae seu cathedralis 
canonici, parochi et omn-es, qui Cur am dnimarUm habent parochia- 
.Itm; rcotores quoque saeculaxwm, pcdesiarum, etiam annexarum; 
i praeterea canonici coUegiatqrum,,abbates saeculares atque etiam rfr 
gularres, ^quigeneraWms capitMlis rum subdt*mi#r, eunctique exepvp.ti, 
qui alioquin, sublata exemptione, ad synodum venire deberent. 


1) Sess. XXIV. de reforml cap. 2. 1 '•' / / 

2) t)e i BynoU. dioeees. Hb. I. cap. 2; n. 2. 

3) Bened. XIV. de synod. dioeces. Hb. V. cap. 2. n. 1. 

4) Ibid. Hb. L cap. 2. u. 6. 
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In synodo dioecesanq solus Episcopus est judex pt legtjslqtjffr; 
ipse ?»o nomine decreta facit et prpmulgat; constitutiones facere potesMjpq 
sensu et approbatione capituli et cleri. Capjtuli quidem consjljnm exquirere, non 
tarnen sequi tenentur, nisi guatenps in jure exprimitur; et tune, u&i de votq agi- 
tur, canonici unam tantum, id quidem capituli, votum efflciqnt. . 

Titnlus U. D« ministeriis pcdesiastfds. 

Oaput X. De saeramentorvm admimstratione generatöm. 

Qaum omne aliud, tum vero sacramenta administrandi munus sanctissimum 
habendum est. Si enim illornm causam et originem spectas, Christus omnium 
auctor est; si viin et effleadam, immensa per Christi mortem generi humano 
comparata merita et gratiae ex iisdem nobis promanant; si illos, qnibus con- 
ferurtur, animae immortales et Christi morte redemptee Iisdem sanctificantur; si 
demum flnem intueris, aeferna hominis in coelo beatitudo aetemaque Dei gloria 
intenditur. Unde quum sacramenta christianae vitae initium sint et fundamentnm, 
quum iisdem augenda sit et perficienda et tota suis quasi cardinibns vertatur; 
Ecclesiae ministri non solum, quam immensa nobis bona ex illis proveniant, cre- 
bro et diligenter, ut christiani gratiis inde profluentibus recte uti et desiderent 
et sdant, explicabunt *), sed etiam cum lila dignitate, pietate et reverentia, quae 
rebus tarn sanctis congruit, eadem administrabunt. Sequendus semper est rttus 
ab Ecclesia praescriplus et sancitus, qui in libris ritualibus reperitur. Parochis 
et rectoribus prohibemus strenue, ne in sacramentis administrandis 
pro lingua latina utantur vernacula, nisi in Ulis partibus, quibus 
illi, qui assistunt, ailoquendi aut quaedam iisdem explicanda sunt. 
Ut vero fldelibus etiam illa, quae lingua latina proferuntur, innotescant, paroebi 
eorum significationem tum in concionibus tum in doctrina Christiane saepe ex- 
ponant. 

Caput XI. De baptismatis sacramento. 

Baptismatis sacramentum, quum ad salutem tarn sit necessarium*), paro- 
chi, quantum fieri potest, curabunt, ne quis infans ulla hominum culpa eodem 
privetur. 

Quantocius conferendum nec unquam ultra tertium diem prqlatandum est; 
et ut maturandum curent, saepius monendi sunt fldeles. Quum sancta sancte, 
etiam quoad locum, peragenda sint, et quum aliunde aequutq sit, ut fldeles, im* 
mensos gratiarum thesauros sibi suisve expetentes, ecclesiam adeapt, baptismi 
sacramentum tantum in ecclesia, nec unquam in domo privata conferendum est, 
nisi urgeat necessitas, vel ob causas graves ab Ordinario expetenda videatur et 
concessa sit dispensatio. 

Si dubium, validene baptismus sit collatus, exortum fuerit, in rem inqpi- 
rendum est, et snlum si ratio prudenter dubitandi reperiatur, sub conditione re* 
petendus est, consulio tarnen prius Episcopo, nisi perirulum mortis immineat. 

Igitur quum nostris temporibus acatholici baptismum non raro 
ita conferant, ut de ejusdem valore merito dubitandum sit, pro re pata 
locorum et personarum momenta diligenter attendenda et ponderanda sunt, et si 
dubium non evanescit, baptismus sub conditione iterandus est. Quoties vero 

1) Cf. supra part. I. cap. 29. 

2) Cf. supra part. L cap. 30. 

IkUt Ar lindMUMCht. IX. 
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agitwr de baptismo a societatum, quae se germano-catholicas aut 
communitates liberas vocitant, ministris collato, semper est iterandus. 

Ut aeternae infantium, qai periclftantar, salati certias provideatur, parochi 
earabant, ut obstetrices non aliae, nisi piae, bonestae ac religiosae, quae iis, qui- 
bus opus est, dotibus sint praeditae, institnantur, easque de illis, quae obstetriei 
ehristianae observanda et evitanda sunt, commonefaeient. 

Quum Coneilium Tridentinum sanderit, »ut unus tantum, sive vir sive mu- 
lier, jnxta saerorum canonum instituta, vel ad summura unus et una baptizatum 
de baptismo suscipiant *)>« prohibemus, ne patrini piures adbibeantur. Tanquam 
patrini autem, quum catholicae prolis educatio, si a parentibus tntoribusve negli- 
gitur, illorum curae sit concredita, admittendi non erunt rüdes, acatholiti, excom- 
municati, manifesto impii, publici peccatores, communionem pascbalem et longiori 
tempore cultum divinum negligentes, et qui matrimonio mere eivili conjuncti 
vivant. 

Ums infantem recens natum offerendi in ecclesia, ubi viget, 
retinendu8 ac fovendus, ubi desideratur, si fieri potest, introducendus 
est. Nonnisi in ecclesia benedictio post partum largienda est, ne~ 
ganda autem matri in matrimonio mixto viventi, cujus infans apud 
acatholicos baptizatus est; item neganda est semper et ubique matri- 
bus, quae prolem ülegitimam ediderunt. 

Caput XII. De sacramento confirmationis. 

Providendum est parochis et sacerdotibus omnibus euratis, ne confirmatio- 
nis sacramento, quamvis ad vitam aeternam non sit aeque ac baptismus neces- 
sarium, quispiam careat, nostris praesertim temporibus, quandoquidem fldei peri- 
cula incurruntur plurima. Certius et diligentiori cum praeparatione christiani 
illud recipient, si brevi ante vel mox post primam communionem ad ejus susce- 
ptionem invitantur; aliunde etiam decet, ut illa aetate, qua cbristianis complura 
parantur pericula, boc sacramento muniantur 1 2 ). Parochi autem ipsi, nisi legi¬ 
time impediti, adducant suos et reducant invigilentque redeuntibus. Oranino vero 
curent, ne quis confirmandus post sarrae actionis initium accedat neve, si forte, 
ea ob conflrmandorum multitudinem diutius protracta, exire permissus fuerit, in 
ejus fine absit. 


Caput XIII. De 88. eucharistiae sacramento. 

Cberrimorum ss. eucharistiae fructuum fldeles aliquando participes reddi- 
tura Ecclesia statuit, ut quilibet sattem semel singulis annis, scilicet in pascbate, 
eucharistiae sumat sacramentum: »alioquin,« verba sunt Concilii Lateranensis IV., 
»et vivens ab ingressu ecciesiae arceatur et moriens cbristiana careat sepultura « 
Simul cum hoc praecepto fldelibus in propria ecclesia parochiali eucharlstiam in 
pascbate sumendi obligatio inculcanda est. Itaque tempore quadragesimali paro¬ 
chi gravissimum hoc Ecciesiae de communione paschali, quae simul communionis 
cum Ecclesia catholica professio est, praeceptum iterum iterumque fldelibus ob 
oculos ponant, monendo et hortando, ut omnes, qui Ecciesiae catholicae merabra 
viva et esse et haberi volunt, eidem morem gerant. Docebunt etiam, quas cen- 
suras Ecclesia in illos, qui eidem non obsequuntur, intenderit, et quid recalcitran- 


1) Sess. XXIV. de refonn. matrim. oap. 2. 

2) Cf. supra part I. eap. SI. 
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tilras alt eventurum, distinete exponent. Qaos cornmunionem pascbaleiri negligere 
norunt, eos etiam atqae etiam moneant; monitionibus autem in irritutn cadenti- 
bns, Episcopo denuncient, nt de iis, qnid facto opus fnerit, Matuat. 

Sed qnnm de uberrimo gratiarom fönte, ex qno saepius haariendum, et 
de pane coelesti, qui frequenter snmendns sit, agatur 1 2 3 ), et Nos cum sancta' Sy- 
nodo Tridentina omnes monejnüs et obsecramus, nt »haec sacra mysteria corpo¬ 
ris et sanguinis ejus (Christi Domini nostri) ea fidei constantia et flrmftate, ea 
animi devötiöne, ea pietate et cuitu credant et venerentur, ut panem illum super- 
substantfalem frequenter suscipere possint, et is vere eis sit animae vita et per- 
petua sanitas utentis, cujus vigore confortati ex taujus miserae peregrinationis 
itinere ad eoelestem patriam pervenire valeant, eundem panem Angeiörum, qoera 
modo sub sacris velaminibus edunt, absque ullo velatniüe manducaturi *).« 

Nonnisi a jejunis, quoties non tamquani viaticum administratur, sanctissi- 
mum hoc sacramentum sumi potest, norintque sacerdotes, nonnisi penes summum 
Pontiflcem jns esse dispensandi in lege universali et sanctissime servanda. 

Quod ad animi praeparationem attinet, »communicare volenti revocandum 
est in memoriam . . praeceptum: Probet seipsum horno. Ecclesiastica autem 
consuetudo declarat, eam probationem necessariam esse, ut nullus sibi conscius 
mortalis peceati, quantumvis sibi contrltus videatur, absque praemissa sacramen- 
taii confessione ad sacram eucharistiam accedere debeat, quod a christianis Om¬ 
nibus, etiam ab iis sacerdotibus, quibus ex officio incubuerit celebrare, . . sancta 
Synodus (Tridentina) ®) perpetuo servandum esse decrevit, modo non desit illis 
ropia confessoris; quod si, necessitate urgente, sacerdos absque praevia confes- 
sione celebraverit, quamprimunt confiteatur.« lila autem particula »quajnprimum« 

non inteliigilur: quum sacerdos *suo tempore« confitebitur 4 ). 

» 

Caput XIV. De poenitentiae saeramentö. 

Fidelibus omnibus in memoriam identidem revocandum est praeceptum con- 
fessionis annuae, quod Concilium Lateranense IV. bisce promulgayit verbis: »Om- 
nis utriusque sexus fidelis, poslquam ad annos discretionis pervenit, omnia sua 
solus peccata confiteatur fldeliter, saltem semel in anno, proprio sacerdotl« Quod 
ad proprium sacerdotem, cui peccata confitenda sint, attinet, Ecclesiae usum ae* 
quentes declaramus, confessionis praecepto satisfacere, qui peccata sua cpiHbet 
sacerdoti approbato confiteatur 5 ). 

Sed ut remedium boc tarn salutare, quo peccata comimssa pprgantur et 
novi lapsus praecaventur 6 ), quo, quidquid sanctitatis, pietatis et reUgioois in Ec« 
clesia summo Dei beneficio conspicitur, magna, e* pai;te conservatum est 7 ), «re« 
brius etiam utantur, fideles bortandi sunt. Itaque tpties, quoties fieri potest, 
paroebi et rectores fidelibus peccata deponpndi occasioi*em praebeant. Quod ut 
fiat, mandamus et siatuimus, ut omnes, quibus animarui» epra commtssa est, 
singulis diebus saltem. sabbati et in vigiliis festorura boris yespertipis *eqpe ac 


1) Cf. Bupr* part. L cap. 32. 

2) Sesa. XIII. de ss. euchar. eaoram. cap. 8. 

3) Conc. Trid. 1. c. cap. 7. 

4) Prop. 39- damnat. ab Alexandro VII. d. 18. Mart. 1666. Vid. Append. n. 12. 

5) Bened. XIV. Instit. eccles. 18. n. 9. 

6) Cf. supra part. I. cap. 33. 

7) Catechism. Conc. Trid. part. II. eap. 5. q. 32. 
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diebqs^ domiojkis et feptis nwne io saoro tribunali praesto sint. Effügium autem, 
quo socordia quandoque excusator dicendo, neminem esse, qui boris vespertinis 
ad eonfltendnm accedat, proinde necessp non esse, ut saeerdos in sacro tribunali 
assidqqt, tanquam inane rejicimus, quqm experientia constet, fldeles, ubi confes- 
sarips prpmptos ac paratos inveniunt, ad coDfltendum accedere. 

Saeerdos ad audiendqs Confessiones deputatus, quo melios judieis, doctoris 
et mediei partes expleat, assiduo Studio theologiae moralis peritiam e probatis 
anctoribus sibi comparet ac perficiat et ferventi oratione pradentiae donum effla- 
gitet. ln ipso aatem munere exercendo prae se ferat paternam qnandam gravi* 
taten» junctam cnm benignitate. Cotnem se exhibeat potissimum illis, quibus, nt 
tarn salutare remedium saepius adbibeant, animus addendns est, viris potissimum 
et jnvenibus. Poeniteptem, ubi indigere videbitur, prudentibus et modestis inter* 
rogationibus adjpvet. Caveat saeerdos, pe imprudenti benignitate crudelis evadat 
in poenitentes, qqod tune imprüuis aedderet, si illis, qui in proxima graviter 
peccandi occasione libere et sua sponte versantur, absoiuüonem, nondum dimissa 
illa occasione, facile Iargiretur, vel si ad odia deponenda, restituliones faciendas 
poenitentes omni, qno potest, modo non urgeret. Qnurn vero aliqui nondum 
satis dispositi ad saernm tribnqal accesserint, confessarius nolit credere, se mu- 
neris sui partes explevisse, si poenitentes hpjusmodi sine absolutione dimittat: 
ipse potius eos disponere satagat, ne videlicet absolutione acerbe negata cadant 
animo et a sacramentis abstipeant. Et banc quidem cautelam cnm viris et juve- 
nibus magis seist esse necessoriam. Caveat etiam confessarius, ne cum inulieri- 
bus, quae frequentius ad. poenitentiae sacramentum accedunt, prolixos trabst ser- 
mones. Deuique Omnibus omnia fiat, ul omnes Christo lucrifaciat; sine acceptione 
personarum judicet, pauperes et rüdes aeque bene ac divites et cuttiores excipiat, 
imo gaudeat, si Christi exemplo pauperibus potissimum religionis solatia exhibere 
sibi contingat. 

Sigillum sacramentale quam stricte servandum sit, satis constat. Nec un- 
quam quidpiam in concionibus proferat saeerdos, quod e confessionibus solum 
cognovisse videretur et quo notari, qui peccata apud eum deposuissent, credi 
possent. 

Ut fidelibus apud alios sacerdotes, si volunt, confltendi occasio praebeatur, 
paroebi subinde per annum, praesertim vero tempore paschali, alios presbyteros 
externos ad Confessiones audiendas vocare tenentur. Dominico autem die proxime 
praecedente, a(futurum esse sacerdotem externum ad Confessiones excipiendas, 
populo annunciandum est. 

Confessiones feminarom semper audiantur in ecclesia, in tribunalibos om- 
ninm oeuNs expositis, nunqnam vero in sacristia nec in domibns privatis, nisi 
confltentis surditas, senectus vel infirmitas id postuient. Quum vero in sacristia 
fiemhiae ob causam, qnam diximus, confitentes audiuntur, id ne aliter atque janna 
aper» flat, »trenne prohibemus. Ante vel post solis lucem confessionale semper 
Mt lumtae lllustratnm. 

Omnes presbyteri, qnnm Confessiones andiunt, semper, quoties necessitas 
non eximit, induti sint stoia ceterisque veslibus, in Ritnali praescriptis; abnsum 
igitur sedendi in tribunali sine stoia et vestibus praescriptis, tanqnam reverentiae 
externae, qnam sacramenti administratio exigit, repugnantem abolemus. 

Confessarii in confessionibus audiendis missarum stipendia nec imponant 
in poenitentiam, nee ea sponte oblata recipiant, ne turpis lucri suspicionem in* 
currant et pusillis scandali occasionem praebeant. 
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Caput XV. De extrema unctiöne. 

Parocbi munus est, monere fldeles, ut in gravem morbum lapsj extremae 
unctionis salutare remedium mature expetant 1 ). Qanm vero sit vivorum sacra- 
nientnm, communiter in suscipiente requirit gratiam sanctiflcantem;, hinc, si fieri 
potest, peccatorum praecedat confessio, aut, si ea jaro, qua par est, ralione fieri 
nequit, saltem absolutio. Fideles omnes, qui graviter decmnbunt, modo oUm 
rationis fuerint compotes, ut peccata committere potuerint, capaces sunt bujus 
sacramenti; binc etiam aetate juniores, licet primam communionem nondum susce* 
perint. Quod praebendum etiam est illis, qui sensibus destituti sunt, modo antea 
petierint aut verisimiliter petivissent 2 ); denegandum autem illis est, qui in mani- 
festa impoenitentia moriuntur. 

Statuimus autem, ut ubique illud aeque ac viaticum publice administretur 
secundum rubricas. Quod si quis parochus loci rationem obstare putet, ea de re 
ad Ordinarium perscribat, qui expensis rationibus, quid agendum sit, statuet, 

Gravissimum sane est, quod parocbis incumbit officium praeparandi mori- 
bundum, ut supremo se sistat judici sententiam irrevocabiiem excepturus. Unde 
non solum prompte, quum primum vocantur, moriturum adeant, sed omni etiam 
solertia, prudentia, suavitate raunere suo, ac si aniibae immortalis salus aeterna 
ab eo pendeat, fungantur. Sacramentis jam adniinistratis ovicuiam, cui lupus 
extremas fortasse parat insidias, minime, qua» omnia sint in tuto, deserant; sed 
saepius visitent aegrotum, consolentur, dolorem ,de, peccatis pommissis, fiduciam 
ob immensam Dei misericordiam in eo excitare, fovere et augere studeant. Quum 
morbus crucians imminensque mors, divina opltulante gratfa, sincerae eonversio- 
nis obstacula non raro removeat, dubkandura non est, quin animarum pastores, 
si recte officio hoc fungantur, Deo juvante, oviculas non paueas damnationi 
aeternae sint erepturi. i 

Caput XVI. De matritnonio. 

Quoniam ardua res est matrimonium, quod vineulum perpetutim grarissima- 
que officia inducit 3 ), recte, ut maturiere deliberatiOne et animi praepdratione 
contrabatur, praemittuntur sponsalia seu futuraram nuptiarum motua promissio; 
et quamvis sponsalia dam inita sint valida, tarnen ut' in fade Eedesiae tantum 
flant, optandum est. Quae ritu caret solemni, leviter saepe fit promissio et sine 
parentum aliorumve, quos censuiere maxtme oporteret, consensu aut consilfo, 
diuturnae consuetudinis et familiaritatis quasi honestum multts exhibet praetextum 
multorumque peccatorum et seduetionis saepe est occasio; et detnum ut leviter 
ineontur, leviter etiam dissolvuntur sponsalia dandestina. 

Quae vero publice et ritu religioso ineuntur sponsalia Eectesiaeque bene*- 
dictione muniuntur, tanqnam rem augustiorera et religiosam menti exbibent nu¬ 
ptias, quae piam requirant animi praeparationem; parentum consensu et appre- 
catione, cui tantam inesse vim Scripturae sacrae testantur, Deo finnt acceptiores 
sponsisque fausttores; parocho occasionem praebent tum de impedlmentis, si quae 
forte sint, tum sponsorum in lege cbristiana institutione inquirendi, tum potissi- 
mum salntaribus monitis et praeceptis eos imbuendi. Et sane haec primo semper 
loco reponenda est cora, ut, qni nuptias intenduqt, a nimia Hla et familiari con- 


1) Cf.supra p&rt. I. oap. 35. ,, 

2) Ritual. Rom. de sacram. extr. unct. 

3) Cf. supra park L oap. 37. 
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soetudine avocentor, quae tot parere solet peccata, tarn funesta scandala, tot in 
perpetaam infausta reddit matrimonia. Congruum esl, ut parocbi parentum etiam, 
qui bac in re nimium, proh dolor! caeci esse solent, excitent et stimulent vigi- 
lantfam, qnippe quibus de llberorum aeterna salute cura commissa sit. 

Qood Tridentina Synodns »hortatur, ut conjuges ante benedictionem sacer- 
dotalem in templo suscipiendam . . . non cohabitent,« et quod pariter «conjuges 
hortatur, ut, antequam contrabant vel saltem triduo ante matrimonii consumma- 
tionem, sua peccata dilfgenter confiteantur et ad sanctissimum eucbaristiae sacra- 
mentum pie accedant 1 ),« id ut ab omnibus praestetur, parochi sedulo allabora- 
bunt, qui praeterea curabunt, ut praemittantur denuncialiones ad formam Tri* 
dentihi. 

Matrimonio ut sua, quae sacramento inest, sanctitas vindicetur, solum in 
ecclesia contrahatur, nisi ob causas extraordinarias ab Episcopo obtenta füerit 
dispensatio. Curandum quoque est, ut nonnisi sub sacro, saltem tempore ante* 
meridiano, contrahatur. Sponsi habitu honesto minimeque lascivo, qui quum sem- 
per, tum in ecclesia et in re sacra abesse debet, compareant, omniaque, quae 
domum Dei ac rem sacram dedecent, procul habeantur. Praecipue vero abu- 
sum subinde exortum, quo pro sponsis ditioribus ecclesia singulärem 
in modum exornatur, dum tenuioribus quasi nuda relinquitur, pror- 
sus interdicimus, quum fieri nequeat, quin populus graviter eo offendatur. 

Caput XVII. De matrimoniis mixtis. 

Omni ope et Studio animarum pastores arceant fideies sibi commissos a 
coqjugiis cum acatliplieis ineundis, quae ut connubia detestabilia »sancta mater 

Ecclesia perpetuo damnavit atque interdixit 2 ).a »Ab iis.ob plurimum 

deformitatis nec parum spiritualis periculi, quod prae se ferunt, abhorret Ecclesia 
iisdemque fere legibus, quibus christianis interdixit, ne connubia inirent cum infi* 
delibus, catholicos pariter a säcrilegis nuptiis cum haereticis contrabendis deter* 
ruit 3 ).« Oaque ubi occasio tulerit, in rnentem revocent fidelibus, graviter illa 
improbari tum jure naturali, quod suam prolisque ödem et salutem periculis ob- 
jicere vetatj tum jure divino, - quum lex tarn vetus 4 ) quam nova 5 ) ab hujusmodi 
societate et consuetudine avocet; tum vero prohiberi districte lege ecclesiastica, 
quemadmodum non tantum e Concilio Chalcedonensi, sed e summorum Pontificum 
ad nostra usque tempora repetitis declarationibus intelligimus. Doceant porro 
gravissimeque moneant, non aliter Ecclesiam hac in lege, quod aegre tantum 
t'adt, dispensare, nisi ad graves dispensandi causas cautiones accedant et condi- 
tiones, quibus tum parti catholicae religionis exereitium praestetur salvum, tum 
catholica prolis universae educatio in tuto coliocetur, atque ita ratio illa, ob quam 
lege naturali et divina adeo improbantur, quantum fieri potest, tollatur. Sed 
illud etiam monebunt, graviter peccare catholicos, qui illas conditiones aut sancte 
ac sincere spondendas non curant et requirunt, aut, ut sancte serventur, non in- 
vigilant omnique Studio allaborant, aut deniqne non obtenta Ecclesiae dispensa- 


1) Sess. XXtV. de reform. matrim. cap. 1. 

2) Bened. XlV. declar. sup. matrim. in Holland, d. d. 4. Nov. 1741. Vid. 
Append. oonc. prov. n. 17. 

3) Pü VH. Brev. ad Episc. Gail. d. d. 17. Febr. 1609. Vid. Append. n. 19. 

4) Deut. 7, 3. 

6) Tit. 3, 10. .!•••• ••••*>*• . 
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tione nuptias istiusmodi ineunt. Neque irrita cadent raonita, si fldeles alte m 
animum demiserint illud de catboiieae fidei atque anitatis ad consequendam salu¬ 
tein necessitate dogma gravissimum, quod, qui Ilias appetunt nuptias, saepe ievi- 
ter obliviscuntur, aut, ut non eo, quo Ecclesia tradit, ambitu et rigore accipiant, 
faciie inducuntur *). 

Si jam arceri ab hujusmodi inatrimoniis non possint, tum quidem sponsi 
monendi sunt, pro licentia impetranda adeundum esse Episcopuin, qui ex Sedis 
apostolicae delegatione dispensandi facultatem habet. At vero, si non petita seu 
non impetrata Ecciesiae dispensatione vel debitis cautionibus seu eaAim aliqua 
praetermissa ad nuptias accedere volunt, tum quidem, ut Sedes Romana declara- 
vit, »abstinendum erit a catholica eadem persona censuris in illam nominatim 
expressis corripienda, ne tumullns aliquis excitetur, et graviora rei catholicae 
mala obveniant; sed alia ex parte abstinere etiam catholicus pastor debebit non 
solum a nuptiis, quae deinde flant, sacro quocunque rituibonestandis, sed etiam 
a quovis actu, quo approbare illas videalur 1 2 ).« 

Ut facilior parti catholicae ad poenitentiam pateret aditus et graviora mala 
praecluderentur, Pius Vill. summus Pontifex voluit et mandavit, ut matrimonia 
mixta, quae postbae in hujus provinciae dioecesibus contraherentur »non servata 
forma a Tridentino Concilio praeseripta, si eisdem nullum aliud obstet canonicum 
dirimens impedimentuni, pro ratis ac veris connubiis babeantur 3 ).« 

Quoad illos porro, qui necessariis cautionibus non interpositis nee impe¬ 
trata Ecciesiae licentia nuptias inierunt, summus Pontifex singulärem pastorum 
excitat sollicitudinem, dum ita prosequitur: »Insuper pastorum officium erit, ca- 
tbolicos quoslibet, praesertim vero catholicas mulieres, quae cum acatholicis vali- 
das quidem, sed tarnen iliicitas nuptias contraxerint, opportuno tempore admo- 
nere in caritate Dei et patientia Christi, ut de gravi patrato scelere poenitentiam 
agant suisque satisfaciant obligationibus, ei praesertim, qua erga suos fllios ipsae 
semper tenebuntur, ad catholicam videlicet illorum omnium educationem pro viri¬ 
bus seduloque curandam 4 ).« Unde intelligitur, catbolicos hujusmodi tum solum, 
si et de culpa dolent, et se ad illa, quae Ecclesia, dum mixta matrimonia per* 
mittit, nunquam non exigit, praestanda vere paratos exhibent, absolutionis esse 
rapaces. 

(Fortsetzung folgt.) 


Ueber das Eigenthum an den Kirchhöfen nach französischem 
und rheinpreussischem Rechte 5 ). 

Veranlasst durch ein Urtheil des königl. Ohertribunals zu Berlin 
vom 24. September 1861 (abgedruckt im Rhein. Archiv, Köln 1861, 
Bd. 56. Heft 3. Abth. 2. S. 87—96.), über dessen Inhalt die folgenden Akten- 


1) Cf. Gregor. XVI. Breve ad Episc/Bavariae d. d. 27. Maji 1832. Vid. Ap- 
pend. n. 22. 

2) Pii VIII. Breve ad Episc. Rhenan. d. d. 25. Mart 1830. Vid. Append. n. 21. 

3) Ibid. 

4) Pii VIII. Breve ad Episc. Rhenan. <L d. 25. Mart» 1830. Vid. Append. n. 21. 

6) YgL Archiv YÖL, 10. 
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stücke näheren Aufschluss geben, hnt die kftnigl. Regierung zu Köln nachstehende 
Terfügnng ab die Landräfhe des linksrheinischen Tbeiles ihres Bezirkes erlassen: 

»Bereits durch unsern Circularerlass vom 7. August 1855 haben wir Sie 
darauf aufmerksam gemacht, dass nach der linksrheinischen Gesetzgebung die 
Kirchhöfe der Regel nach das Eigenthum der Civilgemeinden sind, und 
dass dieses nicht nur rücksichtlich der neuen, von den Civilgemeinden angelegten 
Kirchhöfe, sondern auch rücksichtlich der alten, vor der Publication der betreffen¬ 
den französischen Gesetze schon bestandenen Kirchhöfe gilt. 

»Wir haben in der letzteren Beziehung auf das von dem königlichen Ober- 
tribunal in Sachen der Civilgemeinde zu Kreuznach gegen die dortige katho¬ 
lische Kirchengemeinde am 23. Januar 1855 erlassene, im Archiv für das Civil- 
und Criminalrecht Bd. 50. Abth. 2. A. S. 70—76. abgedruckte Urtheil Bezug ge¬ 
nommen, in welchem hinsichtlich des um die Pauluskirche zu Kreuznach gelege¬ 
nen alten Kirchhofs der durch die französische Gesetzgebung erfolgte Uebergang 
in das Eigenthum der dortigen Civilgemeinde anerkannt ist. 

»Seit dem erwähnten Urtheile haben die rheinischen Instanzgerichte, darun¬ 
ter auch der hiesige königliche Appellationsgerichtshof, bei alten Kirchhöfen die 
Eigenthumsflrage noch mehrfach in anderem Sinne entschieden. Das königliche 
Obertribunal hat jedoch durch Urtheil vom 24. September v. J., welches in dem 
Rechtsstreite der katholischen Kirchenfabrik zu St. Goar gegen die Civilgemeinde 
St. Goar wegen des Rechtes zum Bezüge der Entschädigung für ein zar Eisen¬ 
bahn von Koblenz nach Bingen verwendetes Stück des alten, bei der katholiscbert 
Kirche zu St. Goar gelegenen Kirchhofs ergangen ist, und im Archiv für das 
Civil- und Criminalrecht veröffentlicht werden wird, an seiner Ansicht festgehal¬ 
ten und demgemäss das Urtheil des hiesigen königlichen Appellationsgerichtshofes, 
wodurch der Civilgemeinde St. Goar das Recht auf die fragliche Entschädigung 
abgesprochen wurde, Cassirt. 

»Indem wir Sie in Folge Erlasses des Herrn Oberpräsidenten der Rhein¬ 
provinz vom 22. v. Mts. hiervon in Kenntniss setzen, ertheilen wir Ihnen die 
Weisung, in Ihrem Verwaltungsbereicbe fortan überall unwandelbar daran fest¬ 
zuhalten, dass alle öffentlichen Kirchhöfe, mögen dieselben alte oder neue sein 
und um die Kirche oder entfernt davon liegen, sich im Eigentbum der Civil¬ 
gemeinden befinden. 

»Sie wollen die Bürgermeister hienach instruiren und denselben aufgeben, 
dass sie, insoweit es nach den örtlichen Verhältnissen nöthig erscheinen könnte, 
Namens der Civilgemeinden von den vorhandenen öffentlichen Kirch¬ 
höfen förmlich Besitz zu ergreifen haben. 

»Zugleich sind die Bürgermeister darauf zu verweisen, dass nach Art. 16. 
des kaiserlichen Decrets vom 23. Prairial J. XII. von denselben allein, mit Aus¬ 
schluss jeder anderen Behörde, die Ordnung auf dem Kirchhofe zu bestimmen 
und aufrecht zu erhalten ist. Die Bürgermeister haben (die Todtengräber anzu- 
stellen, die Reihenfolge der Gräber festzusetzen und alle auf das Begraben sich 
beziehenden Anordnungen zu treffen. Es wird nützlich sein, dass allenthalben, 
wo der Bürgermeister rücksicbtlich der Ordnung auf dem Kirchhofe noch keine 
Polizeiverordnung auf Grund des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 erlassen hat, dieses jetzt geschehe, und dass zugleich, wenn noch kein 
Todtengräber angestellt ist, die Anstellung eines solchen erfolge. 

»Aus dem vom höchsten Gerichtshöfe anerkannten Satze, dass gesetzlich 
alle öffentlichen Kirchhöfe im Eigenthum der CtvHg fe md ü fie* «feit befinden, geht 



Erlass der k. Regierung zu Köln vom 25. Februar 1562. 281 

bervor, dass die Erwerbung des Grundes und Bodens zu neuen Kirchhöfen so 
wie zur Erweiterung scbon bestehender Kirchhöfe stets im Namen der Civih 
gemeinde stattzaflnden hat. Ferner ist davon die Folge, dass die im Art. 10. des 
kaiserlichen Decrets vom 23. Prairial J. XII. vorgesehene Bewilligung besonderer 
Begräbnisstätten auf dem Kirchhofe durch den Gemeinderatb erfolgen, und die 
dafür neben einer etwaigen Zuwendung an die. Armencasse zu zahlende Retri¬ 
bution in die Gemeindecasse messen muss. Sie haben auch hierauf die Bürger¬ 
meister aufmerksam zu machen.« 

»Ueber die Ausführung dieser Verfügung erwarten wir von Ihnen binnen 
8 Wochen Bericht.« 

Köln, den 25. Februar 1862. 

Königliche Regierung, AbtbeHung des Innern, (gez.) Birck. 

Pro copia 

(gez.) Schwärt», Exp.-Assistent. 

An die Herren Landröthe der Landkreise Bergheim, 

Euskirehen, Rheinbach, Köln und Bonn. 

Der Leser wird schon bei flüchtigem Durchgehen dieses Aktenstückes be¬ 
merkt haben, so äusserten sich bereits die K ö 1 n. Blätter 1862. Nr. 101. Beil, bei 
Mittheilung jenes Erlasses, dass es sich hier nicht um diejenigen Friedhöfe han¬ 
delt, welche, wie z. B. die zu Köln und Koblenz, von der Civilgemcinde angelegt 
worden Sind, sondern um jene, welche entweder neuerdings von kirchlichem 
Vermögen gekauft oder meist unmittelbar um die Kirchen gelegen, schon vor 
dem Eindringen der Franzosen im Eigenthume der Kirchenfabriken waren, in 
deren Besitz sie sich auch heute befinden, wo nicht in den letzten Tagen die 
Bürgermeister sich in Folge obiger Verfügung in den factischen Besitz derselben 
gesetzt haben. Auch abgesehen von dem unglücklichen Zeitpunkte, in welchem 
die Bevölkerung zahlreicher Gemeinden durch dieses thatsfichliebe Vorgehen der 
königlichen Regierung in einem Punkte verletzt wird, in welchem sie die Ein¬ 
mischung weltlicher Beamten erfahrungsmässig mit grossem Misstrauen und nicht 
geringerer Empfindlichkeit aufnimmt, bedauern wir diesen Entschluss der könig¬ 
lichen Regierung auf das tiefste. So Viel ist Jedem klar, dass das Drtheil des 
königlichen Obertribunals vom 24. September 1861 nur zwischen den Par¬ 
teien jenes einzelnen Processes, und also nur über den einzigen Kirchhof von 
St. Goar eine Entscheidung treffen konnte und wollte, in keiner Weise aber die 
Eigentumsverhältnisse sämmtlichef anderen Kirchhöfe auf dem linken Rheinufef 
zu alteriren vermochte, da für diese nicht erlassen, dasselbe für sie auch keine 
Gesetzeskraft hat. Um so auffallender erscheint der Entschluss der Regierung, 
da sie, den vollständigen Erfolg ihres Schrittes vorausgesetzt, den Kirchenfabrikert 
um den Preis so vieler Aufregung doch nur den zeitweiligen factischen Besitz 
zu nehmen vermag, während die Rechtsfrage vor wie nach unentschieden bleibt. 
Hierzu kommt hoch, dass in Folge der gründlichsten wissenschaftlichen Unter¬ 
suchungen uhsere bedeutendsten rheinischen Juristen übereinstimmend mit den 
wiederholten Urtheilen unserer rheinischen Gerichte, namentlich auch des Rheini¬ 
schen Appellations-Gerichtshofes ganz entschieden sich für das Eigentumsrecht 
der Kirchenfabriken an den Kirchhöfen ausgesprochen haben. Da es sich nun 
hier um eine nach dem Rheinischen Rechte zu entscheidende Frage handelt, so 
ist es uns sehr wahrscheinlich, dass diese bei den rheinischen Gerichten »4 
Juristen vorherrschende Ansicht «Itmilig auch bei dem ObertrMmnale sich Bahn 
.brechen wird, wie sich Aehnliches bffcanHHh^nkht stten .ueh bei dem Partner 
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Cossationsbofe begeben bat. Die königliche Regierung muss dies« wenigstens als 
leicht möglich zugeben, and erfolgt früher oder spater ein Urtheil des Obertriba* 
nals im Sinne der rheinischen Recbtsanscbauung, so würde die königliche Regie¬ 
rung in ihrer Gerechtigkeit nicht umhin können, die königlichen Landräthe sofort 
anzuweisen, die Kirchhöfe wieder in den Besitz der Kirchenfabriken übergehen 
zu lassen. Wäre es da nicht besser gewesen, die Verfügung gar nicht zu erlas? 
sen, als sie aaf ein so schwankendes Fundament zu bauen, wie ein solches das 
Urtheil eines Gerichtshofes und noch dazu in einer so controversen Sache dar¬ 
stellt? Völlig aber entgeht uns, inwiefern aus dem Urtheile des Obertribunals 
von der königlichen Regierung gefolgert werden kann, die Kircbenfabriken seien 
unfähig, von ihrem Vermögen Kirchhöfe zu erwerben, während das Circular 
vom 7. August 1855 das Eigenthum der Civilgepieinden nur als die Regel auf¬ 
stellte und sonach die Besitzfähigkeit der Kirchen klar bezeugte. Eben so 
wenig vermögen wir einzusehen, was die Verfassung dazu sagen wird, wenn es 
den Katholiken einerseits unmöglich gemacht wird, eigene Kirchhöfe zu erwerben 
(was unseres Wissens den Juden bis heran nicht beanstandet wurde), anderseits 
auf den Kirchhöfen, auf welchen die Katholiken vielleicht seit Jahrhunderten ihre 
Ruhestätte nach den Vorschriften ihrer Kirche gefunden haben, es nunmehr 
Sache der Bürgermeister sein soll: »die Reihenfolge der Gräber festzusetzen und 
alle auf das Begraben sich beziehenden Anordnungen zu treffen.« 

Man begreift, dass die erzbischöfliche Behörde zu Köln einem solchen 
factiscben Vorgehen, zu welchem von sämmtlicben königlichen Regierungen der 
Rbeinprovinz nur die von Köln und ähnlich schon vorher die von Aachen sich 
bewogen fand *), nicht theilnahmlos Zusehen konnte. Dasselbe wies daher die 
Kirchenvorstände durch Erlass vom 29. März 1802 an, wie sie den Ansprüchen 
gegenüber, zu welchen die königlichen Regierungen die Bürgermeister aufforder- 
ten und veranlassten, sich zu verhalten hätten. Die an die Landdechanten ge¬ 
richtete Verfügung des erzbischöflichen Generalvicariates lautet wie folgt: 

»Die königlichen Regierungen zu Aachen und zu Köln haben durch Circular- 
Verfügungen an die Herren Landräthe auf der linken Rheinseite vom 4. resp. 
25. v. Mts. den Grundsatz ausgesprochen, dass alle Kirchhöfe auf der linken 
Rheinseite, mögen sie alte um die Kirche herumliegende, oder neue von der 
Civilgemeinde erworbene sein, ohne allen Unterschied Eigenthum der Civilge- 
meinde seien, und haben sich dabei hauptsächlich auf ein Urtheil des könig). 
Obertribunals vom 24. September v. J. berufen, ln Folge dieses Grundsatzes bat 
denn auch die königl. Regierung zu Köln die Verwaltung, Aufsicht und Ordnung 
für alle Kirchhöfe ausschliesslich in die Hände der Bürgermeister resp. der Civil¬ 
gemeinde gelegt und erstere anweisen lassen, insoweit es nach den örtlichen 


1) Oie königlichen Regierungen zu Düsseldorf und Koblenz haben, so 
viel wir wissen, gar keine Mittheilung Uber diesen Gegenstand erlassen. 

Die Aachener Regierung (Reg.-Präsident v. Kühlwetter) begnügte sich 
unter dem 4. Februar 1862 damit, die in jenem Urtheile ausgesprochene Ansicht des 
Obertribunals den Bürgermeistern einfach zur Kenntnissnahme mittheilen zu lassen, 
aber, wie das Mainzer Journal 1863. Nr. 29. berichtet, in einer Verfügung vom 16. 
Februar 1862 hat sie alle Bestimmungen der französischen Revolution Uber das Eigen¬ 
thum der Kirchhöfe zusammengestellt und diesen eine^KÖnigliche Cabinets-Ordre vom 
Jahre 1830 angehängt, die dem Scheine nach in ihrem ganzen Contexte aufgeführt 
ist, der That nach aber hier Das aoslässt, was ausdrücklich' das kirohüohe Eigen, 
t&wfc 4a vo.eg besteht,.aast unangetastet JÄWfr . . . . .. , .. 
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Verhältnissen nöthig erscheinen könnte, Namens der Civilgemeinde von den vor? 
bandenen öffentlichen Kirchhöfen förmlich Besitz za ergreifen, mit Ausschluss 
jeder anderen Behörde die Ordnung auf den Kirchhöfen zu bestimmen und auf¬ 
recht zu erhalten, Todtengräber anzustellen, die Reihenfolge der Gräber festzu- 
seizen and alle auf das Begraben sich beziehende Anordnungen zu treffen, end¬ 
lich auch die im Art. 10. des kaiserl. Decrets vom 23. Prairial XII. vorgesehene 
Bewilligung besonderer Begräbnissstätten auf den Kirchhöfen nur durch den Ge¬ 
meinderath ertheiien und die dafür neben einer etwaigen Zuwendung an die 
Armencasse zu zahlende Retribution in die Gemeindecasse fliessen zu lassen. — 
Das Urtheil des königl. Obertribunals zu Berlin vom 24. September 1861, worauf 
der von den königl. Regierungen promulgirte Grundsatz und die daraus berge? 
leiteten Consequenzen beruhen, ist bis beute noch nicht zu unserer Kenntniss 
gekommen, und so viel wir wissen, auch noch nirgend öffentlich bekannt gewor¬ 
den, wesshalb wir uns auch noch nicht darüber zu erklären im Stande sind, ob 
und in welchem Masse dessen Inhalt uns bewegen könnte, in unseren , bisher 
festgebaltenen Grundsätzen in Beziehung auf das Eigentfaum der jetzt bestehen¬ 
den Kirchhöfe und auf die aus diesem Eigenthumsrechte beigeleiteten Folgerun¬ 
gen irgend etwas zu ändern. — So wenig aber das früher von dem königl 
Obertribunal zu Berlin in Betreff des Kirchhofes zu Kreuznach ausgesprochene und 
im Archiv für das Civil- und Criminalrecht Bd. 50. Abth. 2. A. S. 70—76. abge¬ 
druckte Urtheil vom 23. Januar 1855 uns dazu vermocht hat, und so wenig 
dasselbe auch die rheinischen Instanzgerichte, einschliesslich des königl. Appella¬ 
tionshofes, in ihren bisherigen Rechtsanscbaunngen in Beziehung auf das Eigen? 
thumsrecht der linksrheinisch bestehenden Kirchhöfe wankend gemacht hat, um 
so mehr fühlen wir uns verpflichtet, noch an den von uns bisher verteidigten 
Rechten der Kirchenfabriken festzuhalten — Wenn wir demnach das Eigenthum 
der Civilgemeinden an denjenigen Begräbnissplätzen, welche dieselben in Ausfüh¬ 
rung des Decrets vom 23. Prairial XII. auf ihre Kosten erworben und neu ange¬ 
legt haben, ohne Einrede anerkennen und gegen deren Verwaltung, Einrichtung 
und Ordnung seitens der Civilbebörden, in so fern solche den katholisch-kirchen- 
rechtlichen Verordnungen nicht entgegen sind, nichts zu erinnern haben, müssen 
wir dennoch die Rechte, welche selbst dieses Decret im 5. Titel der katholischen 
Kirche und ihren Dienern einräumt, sowie die Rechte, welche d's Decret vom 
30. December 1809 im Art. 36. Nr. 4. und 5. und Art. 37. Nr. 4. verliehen hat, 
für die Kirche fortwährend in Anspruch nehmen. 

Dagegen halten wir als Regel fest, dass alle um die alten, zur Zeit der in 
Folge des französischen Concordats ausgeführten Kirchen-Organisation bestande¬ 
nen Kirchen herumliegenden und häufig mit Mauern oder auf andere Weise 
sammt den Kirchen eingefriedigten Kirchhöfe, so wie diese Kirchen selbst Eigen- 
thum der Kirchenfabriken sind, und beziehen uns desshalb auf das sub A. bei¬ 
gefügte, für einen speeiellen Fall ertheilte Rechtsgatachten des königl. Geh. Justiz- 
Rathes, Kron-Syndicus im Herrenhause und Professors an der Universität Bonn 
Herrn Bauerband vom 1. April 1860. 

Wir fügen aber noch hinzu, dass"ausserdem viele Kirchhöfe aus speciellem 
Titel, durch Erwerbung aus Kirchenmitteln, durch Schenkungen, durch rechts¬ 
kräftig gewordene Urt heile u. s. w. Eigen thum der Kirchenfabriken sind. 

In Beziehung auf diese Kirchhöfe räumen wir den dvilgemeinde- Vorstän¬ 
den das Recht der sanitätspohzeiHcben Aufsicht und des Erlasses der in djeser 
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Hinsicht erforderlichen Anordnungen ein, insoweit solche nicht auf andere Weise 
die Eigenthums* und Verwaltungsrechte der Kirche beschränken. 

Die Kfrchenvorstände werden sich daher in Beziehung auf diese Kirchhöfe 
hi den bisherigen Besitz- und Eigentbumsrechten nicht stören lassen, und wo 
solches dennoch geschehen sollte, die ihnen gesetzlich znstehenden conservativen 
Massregeln sofort ergreifen und zu dem etwa weiter erforderlichen Verfahren 
die nöthige Instruction und Ermächtigung einholen. 

Die Herren Landdeehanten werden hierdurch beauftragt, das obige Cir¬ 
cular durch abschriftliche Mittheilung zur Kenntniss sämmllicher Kirchenvorstlnde 
der linksrheinisch gelegenen Kirchen ihres Decanates zu bringen und über die 
Befolgung der darin enthaltenen Vorschriften anfs Sorgfältigste zu wachen.« 

KOln, 29. März 1862. 

Das Erzbischöfliche General-Vicariat 
(gez.) Baudri. 

An die Herren Landdechanten der Deeanate der 
Erzdiöcese Köln auf der linken Rheinseite. 

Gutachten 

des Professors Dr. Bauerband zu Bonn Ober das rechtliche Verhältnis des 

Kirchhofes zu N. N. 

»In Beantwortung ihrer sehr geehrten Zuschrift vom 29. pr. und nnter 
Remission Ihrer Anlagen, bin ich der Meinung, dass die Behauptung der königL 
Regierung zu Köln: »der quaest. Baum- oder Hopfengarten, wovon ein Theil zur 
Vergrösserung des Kirchhofes helgegeben werden soll, sei entweder als Staats¬ 
oder als Communal-Eigenthum zu betrachten,« eben sowohl als die Behauptung, 
dass der quaest. Kirchhof der Civilgemeinde im Gegensatz zur katholischen 
Pfarrgemeinde, eigentümlich zugehöre, aller rechtlichen Begründung 
entbehre, und dass es eben desshalb nolhwendig sei, den darauf basirten Vor¬ 
schlägen der königl. Regierung mit Entschiedenheit entgegen zu treten. — Was 
nämlich zuvörderst den in Rede stehenden Baum- oder Hopfengarten betrifft, 
welcher nach Ihrer factischen Darstellung Höher ganz unzweifelhaft zur Dotation 
des katholischen Pfarramtes zu N. N. gehört hat, so ist derselbe entweder als 
ein an das dortige Pfarrhaus angrenzender Gärten, von der durch den Consular- 
beschluss vom 20. Prairial J. X. vertilgten Sequestration aller geistlichen oder 
kirchlichen GOter, in Gemässbeit des Art. 11. desselben, gar nicht betroffen, 
sonach das Höhere Rechtsverhältnis gar nicht alterirt, oder durch die späteren 
Restitutions-Edicte, namentlich durch den Consularbeschluss vom 7. Thermidor 
J. XI., das kaiserliche Decret vom 7. März 1806 und die königliche Verordnung 
vom 23. Mai 1818 seiner ursprünglichen Bestimmung als Theil der Dotation des 
Pfarramtes zurückgegeben worden; in keinem Falle aber kann derselbe auch 
nur mit einem scheinbaren Rechtsgrunde unter den Begriff von Staats- oder 
Communalgut subsumirt werden. Der fragliche Kirchhof, welcher nach Ihrer 
Darstellung die Pfarrkirche umgibt und ringsum mit Maoern umschlossen ist, 
bildet ganz unzweifelhaft ein Zubehör dieser Pfarrkirche und ist, eben so wie 
diese, so lange er seine Bestimmung behält, extra commercium, und als eine res 
sacra zu betrachten, deren Unterhaltung nach Art. 37. Nr. 4. des kaiserlichen 
Decrets vom 30. December 1809 dem Kirchenvorstande obliegt, während der 
Bürgermeister nach Art. 17. des Decrets vom 2t. Prairial J. XII. darüber nur 
die polizeiliche Aufsicht au führen und insbesondere au verhindern varpflichtet 
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ist, %ufil »e se eommeUe dgns Ies lies* de söpalture aueun dösordre, ou «jn’on 
s’y permette «neun acte contraire au respeot dü ä la mdmoire des morts. Eine 
gesetzliche Bestimmung, wodurch katholische Kirchhöfe der hier in Bede stehen¬ 
den Art, und welche noch gegenwärtig als christliche Begräbnissplätze benutzt 
werden, in das Eigenthum der Civilgemeinde Obergegangen, exjstlrt nicht, und 
die königl. Regierung wird desshalb eine solche aufzufinden und anzugeben ausser 
Stande sein. 

Heines Dafürhaltens würde demnach die katholische Pfarrkirchen-Verwal- 
tung zu N. N. wohl befugt sein, die beabsichtigte Erweiterung des katholischen 
Kirchhofes mit Genehmigung des erzbischöflichen Ordinariates, auf Kosten der 
Kirchenfabrik ohne alle Einmischung der Civilverwaltungsbehörde zur Ausführung 
zu bringen, dagegen der Ihnen zugemutbete Verzicht auf die Nutzniessung an 
einem Theile des fraglichen Hopfengartens zu Gunsten der Civilgemeinde jeden¬ 
falls zurückzuweisen sein.« 

Bonn, den 1. April 1860. 

Mit Achtung und Ergebenheit 
(gez.) Dr. Bauerband, Prof. d. R. 

Sr. Hochwürden dem Herrn Pfarrer N. N. zu N. N. 

Die königl. Regierung zu Köln und die ihr untergebenen Behörden Hessen 
sieh unterdessen auf dem betretenen Wege nieht beirre«, vielmehr gingen, wie 
zu erwarten, die königl. Bürgermeister noch über den von der königl. Regierung 
ertheiiten Auftrag hinaus. Unter diesen Umständen hielt sich die Erzbischöfliche 
Behörde zu einem neuen Schritte verpflichtet: um die Kirchenvorstände über den 
rechtlichen Charakter der erwähnten Regierungsverfügung noch gründlicher auf¬ 
zuklären, ersuchten sie den Kron-Syndicus Herrn Professor Bauerband zu Bonn 
um ausführliches juristisches Gutachten über diese Verfügung, welches sie dann 
unter dem 17. December 1862. den Landdechanten zur weiteren Information der 
Pfarrer und Kirchenvorstände mitthcilte und welches wir hier (aus den Köln. 
Bl. 1862. Nr. 363.) folgen lassen: 

Rechtsgutachten. 

Die königliche Regierung zu Köln hat bekanntlich aus. einem fJrtheile des 
königlichen Obertribunales zu Berlin vom 24. September vorigen Jahres in Sachen 
der Civilgemeinde St. Goar gegen den katholischen Kirchenvorstand daselbst, wo¬ 
durch nach Vernichtung eines entgegengesetzten Urtheiles des rheinischen Appel¬ 
lationshofes vom 16. November 1859, für Recht erkannt worden: 

»dass die Civilgemeinde St. Goar berechtigt sei, die von der Direktion der 
Rheinischen Eisenbahn-Gesellschaft für die zur Eisenbahn verwendeten in 
der Stadt St. Goar auf der Pürgelflur III. Kr. 293. und 291. gelegenen 
‘ Pareellen (von denen die eine bis zum Jahre 1851 als katholischer Be- 
gräbnissplatz benutzt, seitdem aber als solcher verlassen werden, die andere 
dagegen eine Appertifienz der katholischen Pfarrkirche zu St. Goar, als 
deren Kirchhof tm engeren Sinne gebildet batte) zu zahlende Entschä¬ 
digung in Empfang zu nehmen.« 

Veranlassung genommen, die sämmtlichen Herten Landräthe des Regierungsbezir¬ 
kes linker Rheinseite durch Verfügung vom 25. Februar d. J. anzuweisen, in 
ihren Verwaltungskreisen fortan unwandelbar daran festzuhalten, das? alle 
öffentliche Kirchhöfe, mögen dieselben #Lte,,nder ne#e, sein, und 
nm die Kirche, oder entfernt davon Magen, sicU»mEigenthnm der 
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Civilgemeinden befinden. Dareh denselben Erlass sind die Herren Land- 
rfithe aufgefordert"worden, die Herren Bürgermeister hiernach za instrairen and 
denselben aafzageben, »dass sie, soweit es nach den örtlichen Ver¬ 
hältnissen nöthig erscheinen könne, Namens der Civilgemeinden 
von den vorhandenen öffentlichen Kirchhöfen förmlich Besitz za 
ergreifen haben.« 

Es Hess sich vorhersehen, dass eine solche, ohne vorherige Communi- 
cation mit der geistlichen und Kirchenverwaltungs-Behörde ertheilte, Weisung 
der königlichen Regierung von den Herren Landrfithen mit dem grössten Eifer 
werde befolgt, von den ihnen untergeordneten Herren Bürgermeistern mitunter 
noch schroffer, als beabsichtigt worden, aufgefasst, und rücksichtslos werde zur 
Ausführung gebracht werden; — und in der Tbat werden davon fast unglaub¬ 
liche Beispiele erzählt *). — Allerdings ist die königliche Regierung für derartige 
üeberschreitungen und Missdeutungen ihres vorgedachten Erlasses nicht verant- 


1) Neuerdings berichten die Köln. Bl. 1863. Nr. 7. aus dem Landkreise 
Köln, dass in einer Dorfgemeinde mittels Polizeisolielle der um die Kirche 
gelegene Kirchhof förmlich als Gemeindeeigenthum erklärt wurde, obschon dieser 
Kirchhof seit Jahrhunderten notorisch und ununterbrochen Eigenthum der dortigen 
katholischen Pfarrgemeinde, resp. Kirchenfabrik gewesen und selbst nach französi¬ 
schen Decreten unter der Verwaltung des Kirchenvorstandes geblieben war. Aus 
Lipp («wischen Bedburg und Caster) wird in den Köln. Bl. 1863. Nr.25. berichtet, 
dass der dortige Pfarrer unter Assistenz der bewaffneten Macht, die durch zwei 
Gensdarmen, den Polizeidiener und den Feldhüter vertreten gewesen sei, habe begra¬ 
ben müssen. Obwohl der Kirchhof um die theilweise aus dem 12. Jahrhunderte 
stammende Kirche herumliegt und seit unvordenklichen Zeiten im Besitze der Kir¬ 
chengemeinde gewesen ist, hat der betr. Bürgermeister (ohne Zustimmung der Ge- 
meinderäthe ?) einen Todtengräber angestellt und demselben das Auswerfen der Grä¬ 
ber übertragen, während dieselben bis dahin von den Nachbarn des Verstorbenen 
gemacht wurden. Seitdem wirft dieser Todtengräber die von den Nachbarn angefer¬ 
tigten Gräber zu und gräbt daneben ein neues Grab. Am Tage der Beerdigung und 
oft schon früher ist die Polizei anwesend, damit kein anderes Grab gemacht, sondern 
die Leiche in das von dem neu angestellten Todtengräber hergestellte Grab gelegt 
werde. Der Pfarrer thut, was er unter diesen Umständen thun kann: er protestirt 
feierlich und segnet die Leiche neben dem Grabe ein. Die Anwesenden pflegen sich 
an diesem passiven Widerstande insofern zu betheiligen, als Keiner dem neu ange¬ 
stellten Todtengräber hilfreiche Hand bietet, um die Leiobe in’s Grab zu bringen.“ 
Eine endlose Zahl von Processen und manche Erbitterung in den Gemeinden sind so 
die natürliche Folge des Kölner Regierungserlasses. Zur Charakteristik der Mass¬ 
nahmen der Kölnischen Regierung, als deren leitende Persönlichkeit neben dem Reg.- 
Präsidenten v. Möller in solchen Dingen besonders Reg.-Rath von Fürth gilt, 
fügen wir aus den Köln. Bl. 1863. Nr. 32. noch folgenden Beitrag zur Parität böi: 

„In der Nähe von Bonn, im Regierungsbezirke Köln, liegt das kleine Dorf 
Duisdorf, welches eine katholische Pfarrkirche und jetzt nur katholische Gemeinde¬ 
glieder hat, während früher auch Ein Protestant dort wohnte. Der katholischen 
Kirche dieses Dorfes wurde am 29. October 1858 ein vor dem Dorfe belegener Platz 
zur Errichtung eines katholischen Kirchhofes geschenkt. Die geistliche Behörde gab 
ihre Genehmigung zur Schenkung, und es wurde auch sofort die landesherrliche Ge¬ 
nehmigung bei der betreffenden Regierung nachgesucht. Der Kirchhof wurde in dem 
festen Glauben, dass diese letztere nicht ausbleiben könne, als Begräbnissplatz ge¬ 
braucht. Am 16. Mai 1859 erhielt indessen der Kirchenvorstand ein Schreiben des 
Herrn Landraths v. Sandt zu Bonn des Inhaltes, 
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wörtlich; wohl aber ist die Frage erlaubt: worauf sich die Befhgniss der¬ 
selben grQnde, den Herren Bürgermeistern aufzugeben, dass sie 


„dass die königl. Regierung sich weigere! die landesherrliche Genehmigung 
der Schenkung nachzusuchen, da nach rheinischem Rechte der Kirch¬ 
hof Eigenthum der Civilgemeinde sein müsse.* 1 
Zugleich wurde dem Kirchenvorstand der Rath ertbeilt, 

„das Grundstück an die Civilgemeinde zu übertragen, damit es zum Simul- 
tan-Begrabnissplatze bestimmt werde, da nur unter dieser Bedingung die 
Allerhöchste Genehmigung erfolgen könne. u 
Diese durchaus neue Lehre, dass nach rheinischem Rechte der Kirchhof Eigen¬ 
thum der Civilgemeinde sein müsse, wollte nun selbst den Landleuten nicht ein¬ 
leuchten, da sie rings um Sich das Gegentheil täglich sahen und da sie auch aus der 
Verfassung wussten, dass nach ihr die katholische Kirche, so wie jede andere recht- # 
lieh bestehende Corporation Eigenthum erwerben könne; da sie ferner auch wussten, 
dass Jeder sein erworbenes Eigenthum zu jedem ihm beliebigen Gebrauche bestim¬ 
men kann, sofern eben dieser Gebrauoh einem Gesetze oder dem allgemeinen Wohle 
nicht entgegensteht. Sie erfuhren aber auch bald, dass der fernere Satz, nur für so¬ 
genannte Simultan-kirchhöfe — ein, wie es scheint, neu erfundenes Wort — könne 
die Allerhöchste Genehmigung erfolgen, nicht nur mit der Verfassung, sondern auch 
mit dem die Materie specieil berührenden Gesetze vom 12. Juni 1804 im Widerspruch 
stehe, indem der Art. 15. desselben geradezu vorschreibt, dass in den Gemeinden, 
die eine conffessionell gemischte Bevölkerung haben, jede Confession ihren besonderen 
Kirchhof haben solle: „Dans les communes, oü l’on professe plusieurs cultes, chaque 
culte doit avoir un Heu d’inhumation particulier.* Es wurde also gegen den Bescheid 
recurrirt, wobei der Kirchen Vorstand sich auf dieses Gesetz berief. 

Indessen trotz des Gesetzes wurde polizeilich am 7. Januar 1860 der fernere Ge¬ 
brauch des Grundstückes als Kirchhof untersagt und die Bewohner von Duisdorf so 
gezwungen, die Leichen ihrer Angehörigen, wenn sie solche überhaupt in geweihter 
Erde ruhen lassen wollten, zum Kirohhofe des Nachbardorfes Lessenich zu bringen. 
Die Eingaben und Rückantworten nahmen nun ihren Fortgang, und da alle Bewohner 
des Ortes ohne Ausnahme ein gleiches Interesse und den gleichen Wunsch hatten, 
der Kirche ihren Kirchhof durch Nichts verkümmert zu sehen, So gingen die Eigen¬ 
tümer der nahe gelegenen Grundstücke sogar so weit, dass sie projectirte Bauten an 
andere Stellen verlegten, um ja durch diese keine Veranlassung zu geben, die der 
Sache hindernd sein könnte. Die Eingaben hatten wenigstens den Erfolg, dass man 
die obige angeblich gesetzliche Theorie von der Nothwendigkeit der sogenannten 
Simultankirchhöfe nicht weiter geltend machte und dass die Interessenten auf ihre 
Eingabe vom 25. April 1862 durch ein Rescript des Ober-Präsidenten Herrn von 
Pommer-Esche folgenden Bescheid erhielten: 

„dass die landesherrliche Genehmigung der Schenkung ertheilt sei, dass indes¬ 
sen die polizeiliche Genehmigung zur Benutzung des gedachten Grundstückes 
als Begräbnissplatz in diesem Erwerb-Consense nicht enthalten sei, sondern 
diese bei der competenten Instanz besonders nachzusuchen bleibe.“ 

Dieses Rescript wurde dem Herrn Landrath von San dt am 15. Mai 1862 von 
der königlichen Regierung mitgetheilt und in der Verfügung an denselben gesagt, 
dass das Verbot vom 7. Januar 1860 aufrecht erhalten werden müsse, da die Verwen¬ 
dung des Grundstückes als Begräbnissplatz der Ortschaft Duisdorf sowohl in sanität** 
polizeilicher Hinsicht als mittels Hemmung ihrer baulichen Entwickelung 
die an der Landstrasse gelegenen Grundstücke in Nachtheil bringen würde; 
dabei solle nochmals angeregt werden, dass von der Civilgemeinde ein Kirchhof an¬ 
gelegt werden müsse. , 

Man wandte sioh trotzdem an die königliche Regierung, die mittlerweile durch 
den betreffenden Regierungsrath — nachdem, wie verlautet, ein Gutachten des Kreia- 
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im Namen der Civilgemeinde von den vorhandenen Öffentlichen 
Kirchh&fen förmlich Besitz za ergreifen haben? 


phyaikua sich dahin erklärt hatte» das» er keinen Grand zur Verengung de# Gebrau¬ 
ches des Grundstückes 4s Kirchhof finden könne — an Ort und Stelle die zweek- 
mässig scheinenden Recherchen ungestillt hatte, und es erging am 30* Juli 1362 ein 
Rescript, in welchem gesagt wurde, 

„dass das Gesuch sowohl aus Gründen der Sanitäta-Polizei als im Interesse 
dar baulichen Entwickelung der Ortschaft Duisdorf nicht berücksichtigt wer¬ 
den könne.“ 

Die sanitäts polizeilichen Gründe, so sagt das Rescript, bestehen darin, 

dass nach dem kaiserlichen Deerete vom 7. März 1808 die Existenz eines Be¬ 
gräbnis splatzes innerhalb 100 Meter Ton einer Wohnung oder einem Brunnen 
für gefährlich zu erachten sei, das Grundstück aber in grösserer Nahe von 
Wohnungen liege; dann, weil das Grundstück in gleicher Ebene mit den sechs 
letzten Häusern von Duisdorf liege und 1 Fuss Ackererde» 5 Fuss Lehm ent¬ 
halte, worauf Mergel, Kalkgemisoh und Thon folge, Lehm und Thonerde aber 
der Verwesung hinderlich sei. 

Die Gründe für die Besorgniss der nachtheiligen Einwirkung auf die bauliche 
Entwickelung sind: 

dass naturgemäß« die bauliche Entwickelung der Ortschaft Duisdorf auf den¬ 
jenigen Theii der Landstrasse angewiesen sei, an welchem das Grundstück 
liege; dass durch den Gebrauch als Kirchhof die Anlage von Häusern und 
Brunnen gehindert werde und dass gerade in der Gegend des Grundstücks 
ein Brunnen angelegt werden müsse (wovon sich ebenfalls der Herr Medicinal- 
rath des Collegii an Ort und Stelle überzeugt habe), da ein solcher gerade 
dort mangele. 

Um das Gewicht dieser Gründe würdigen zu können, ist es nöthig, sowohl den 
Wortlaut des citirten Gesetzes vom 7. März 1808 einer kurzen Prüfung zu unterwer¬ 
fen, als die factischen Umstände zu kennen. 

Das Gesetz, auf welches man sich bezog, ist Uberschrieben: 

„Decret, qui fixe une distance pour les constructions dang le voisinage des 
eimetiäres hors les communes.“ 

Es bestimmt also nicht, wo ein Kirchhof und in welcher Entfernung vom Orte 
ein solcher angelegt werden soll, sondern es bestimmt, in welcher Entfernung von 
einem vorhandenen Kirchhofe bauliche Anlagen gemaoht werden dürfen; mit anderen 
Worten, es soll sich nicht der Kirchhof nach den vorhandenen oder zu hoffenden 
Bauten, sondern gerade umgekehrt diese nach jenem richten- So ist das Princip, 
welches zudem nach Art. 2. des angeführten Gesetzes gar nicht auf blosse Dörfer, 
sondern nur auf Städte und Marktflecken (villes ou bourgs) anwendbar erklärt wird. 
AHein auch selbst dieses Princip wird von dem Gesetz nicht mit unvernünftiger Con- 
Sequenz durchgeführt, sondern es wird nur gesagt, dass eine besondere Erlaubnis« 
nöthig sei, um innerhalb 100 Meter von einem Kirchhofe eine Wohnung zu errichten 
oder einen Brunnen zu graben, dass eine gleiche Erlaubnis« zur Restauration vor¬ 
handener und Errichtung neuer Bauten nöthig sei und dass Brunnen erst nach Ab¬ 
haltung einer contradictorischen Expertise und dessfallsiger Ordonnanz dpr 
Fräfecten angelegt werden sollen. Es ist also klar, dass eine bestimmte Entfernung 
nicht absolut vorgeschrieben ist und dass nur da eine solche festgehalten werden 
soll, wo eine grössere Nähe unbedingt schädlioh ist; über allen Zweifel feststehend 
aber ist es, dass in dem Gesetz kein Wort davon enthalten ist, dass die künftige 
M ö glichk eit der Anlegung eines Brunnens oder Gebäudes irgendwie ein Gewicht für 
die Wahl des Ortes eines Kirchhofes sein soll. In factischer Beziehung kommt nup 
noch h i n z u , dass Duisdorf aus zwei lebendigen, oben auf dam Berge entspringenden 
QueNen mR Wasser vsssor gt wkd , so dass kein Wassermangel und gar kein Bedarf- 
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Eine solche Verfügung unterst eHfc nämHeb bfffenbar, was aach der Wirk- 
Uchkeit durchaus entspricht, dass sich zur Zeit wenigstens einzelne Öffentliche 
Kirchhöfe oder Begräbnissplätze nicht im wirklichen Besitze der Civilgemeinden 
befinden, indem sonst eine förmliche Besitzesergreifung unausführbar, die förm¬ 
liche Vornahme einer Besitzeshandlung aber überflüssig sein Würde. Öen Herren 
Bürgermeistern ist demnach von der königlichen Regierung zur Pflicht gemacht 
worden, etwas förmlich zu thun, was sonst aHerwärts und allgemein ver¬ 
boten, oder doch nur bezüglich herrenloser Sachen zulässig ist. Es weiss 
nun zwar Jedermann, dass eine königliche Regierung ihren Verfügungen nötigen¬ 
falls den erforderlichen Nachdruck zu geben, und die ihrer Ausführung entgegen¬ 
gesetzten Hindernisse kraft der ihr zustehenden Polizeigewalt zu beseitigen ver- 
mag; — auch sind die Menschen^; weil ein Recht nichts ist ohne die 
Macht dasselbe in Vollziehung zn setzen — oftmals geneigt, ihre Macht 
zugleich für ein Recht zu halten; — wir Preussen rühmen uns aber in einem 
Rechtsstaate zu leben, welchem der Besitzstand vor allem heilig sein muss, 
und in welchem über die Rechtmässigkeit des Besitzes nicht die Polizei- und Re¬ 
gierungsgewalt, sondern die Gerichte zu* entscheiden haben. Es dürfen daher 
auch die katholischen Kirchenfabrik-Verwaltungen, welchen nach ausdrücklicher 
Bestimmung der Art, 1. und 37. des kaiserlichen Decretes vom 30. December 
1809 nicht nur das Recht zusteht, sondern auch die Pflicht obliegt, für die Con¬ 
servation des zu katholisch-kirchlichen Zwecken bestimmten Vermögens, insbe¬ 
sondere für die Unterhaltung der Kirchen und kirchlichen Begräbnissplätze zu 
sorgen, selbst der königlichen Regierung, und den zur Ausführung des in Rede 
stehenden Erlasses berufenen Organen gegenüber, sich auf das Verbot der Selbst¬ 
hülfe berufen, und den dem Besitzstände gebührenden Schutz, welcher die Grund¬ 
lage der staatlichen Ordnung bildet, in Anspruch nehmen. Demnach steht zu 
erwarten, dass die betreffenden Kirchenvorstäpde, der ihnen ertheilten Weisung 
des erzbischöflichen GeneraIvjcariptes gemäss, vorkommenden FaUes, nicht nur 

niss eines Brunnens in der Nähe des Kirchhofes vorhanden ist; dass kein Eigentü¬ 
mer eines Nachbargrundstücks sich beschwert; dass ih der ganzen Gemeinde derselbe 
schwere Boden sich befindet, so dass die bisherige Recherche des betreffenden Bür¬ 
germeisters noch keine andere Stehe, welche sich besser zum Kirchhofe eignete, ent¬ 
deckt hat; kurz, dass alle die angeführten Gründe durch die Thatsachen sehr leicht 
zu widerlegen sind. Es liegt am Tage, dass wenn diese nach dem Angeführten unbe¬ 
gründeten Bedenken an massgebender Stehe festgehalten werden, die katholische 
Pfarre zu Duisdorf dem erwähnten Gesetze zuwider einen eigenen Kirchhof entbeh¬ 
ren muss. 

Map könnte nup wirklich auf den Gedanken kommen, dass diess gerade der 
Zweck der besprochenen Massnahme sei, da in dem Bescripte vom 16. Mai 1859 die 
königl. Regierung selbst erklären lasst, dass die Genehmigung, das Grundstück als 
.Kirchhof zu gebrauchen, seitens der Staatsregierung nur dann erfolgen könne, wenn 
eben ein Simultan-Kirchhof dort errichtet werde, und am Ende der Verfügung vom 
15. Mai 1862 darauf besteht, dass die Civilgemeinde einen Kirchhof beschaffe und dass 
selbst, falls nöthig (so sagt das Rescript vom 30. Juni 1862) dieses auf dem Wege 
der Expropriation geschehen solle. , 

Niemand wird das Recht bestreiten, dass die Kirchhöfe in sanitätspolizeilicher 
Beziehung der Aufsicht des Staates unterliegen; es ist auch noch nie ein Streit dar¬ 
über entstanden. Allein hieraus folgt durchaus nicht, dass man den Katholiken die 
Erwerbung besonderer Kirchhöfe unmöglich machen, und eben so wenig, dass man 
ihnen die vorhandenen nehmen darf. u [In Godesberg, in demselben Kreise Bonn 
hatte die Kölner Regierung den Bau der neuen katholischen Kirche 6 Jahre 
verzögert, indem sie zuerst verlangte, dass die Kirche von vornherein als im 
Eigenthum der Civilgemeinde stehend erklärt werde, una spater durch bau¬ 
polizeiliche Schwierigkeiten. Die Baugenehmigung erfolgte- endlich (1862), als die 
gapze Gemeinde seit Tagen apgefangen hatte, aUaheadlich ,apf dem Bauplätze den 
* Rosenkranz zu beten, „auf dass die Hindernisse des Kirchenbaues beseitigt würdep f u 
Vgl. Deutsch. Vbi. 1862. Nr.121.J 
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gegen die etwa seitens der Herfen Bürgermeister versachte förmliche Besitzes* 
ergreifüng solcher Kirchhöfe, welche sich bis dlhin nicht im Besitze der Civti- 
gemeinde, sondern unter der ausschliesslichen Obhut der Kirehenfabrik-Verwal- 
tnng befanden, protestiren, sondern auch, wenn es nicht bei dem blossen Ver¬ 
suche gebHeben, den Schutz der Gerichte mittels Erhebung einer Besitzstörungs- 
klage in Anspruch nehmen werden, wie diess bereits unifingst Ton dem Kirchen- 
vorstande zu Rheinbach, des dagegen von Seiten der königlichen Regierung et- 
hobenen Competenz-Conflictes ungeachtet, mit vollkommen günstigem Erfolge ge¬ 
schehen ist. Es wird aber in dieser Hinsicht insbesondere darauf aufmerksam 
gemacht, dass nach der rheinischen Civil-Process-Ordnung possessorische Klagen 
Oberhaupt nur dann zulässig sind, wenn sie binnen Jahresfrist vom Tage 
der Störung von denjenigen angestellt werden, welche sich seit wenigstens 
Einem Jahre vor der Störung im ruhigen, und nicht prechren Besitze befunden 
haben. 

Die Handhabung der Kirchenfabrik-Verwaltungen oder vielmehr der von 
ihnen vertretenen Pfarrkirchen in dem Besitze der Kirchhöfe und kirchlichen 
Begräbnissplätze würde nun aber, abgesehen von den Vortheilen des Besitzstan¬ 
des, und insbesondere von der günstigeren Stellung des Besitzers gegenüber dem 
ihn in Petitorio auf Herausgabe der Sache belangenden Vindications-Kläger, nicht 
von entscheidendem Werthe sein, wenn es sich mit dem Eigentumsrechte der 
Civilgemeinden an Kirchhöfen und sogenannten öffentlichen BegräbnissplStzen 
wirklich so wie die Königliche Regierung, gestützt auf das vorbezogene Urtheil 
des Königl. Obertribunals behauptet, verhielte. Diess ist aber in der That nicht 
der Fall; aus dem Urteile des Königl. Obertribunals vom 24. September 1861, 
welches übefdiess selbstredend nur einen speciellen Fall entschieden hat, und 
selbst für künftige gleichartige Fälle keinen Richter bindet, folgt keineswegs, 
was die königliche Regierung daraus folgern zu dürfen vermeint. Ueber die 
Frage nämlich: wer als Träger des Eigenthums der während der französischen 
Gewaltherrschaft unter die Hand der französischen Nation gestellten, d. h. mit 
dem N&Uonalgute vereinigten, späterhin aber in Folge des Concordates ihrer 
ursprünglichen Bestimmung wieder gegebenen, oder zur Verfügung der betref¬ 
fenden Bischöfe gestellten, resp. belassenen Kirchengebäude und deren Apper- 
tinenzien (wozu ganz unzweifelhaft auch die ringsum die Pfarrkirche gelegenen, 
meistens mit Mauern oder lebendigen Hecken eingeschlossenen Kirchhöfe gehören) 
zu betrachten sei? ist schon seit längerer Zeit sowohl in Frankreich als in Bel¬ 
gien, und in der neuesten Zeit auch in den früher unter französischer Herrschaft 
gestandenen deutschen Landen des linken Rheinufers vielfach gestritten, und es 
ist diese Frage bald zu Gunsten der Civilgemeinden, bald zu Gunsten der Kirchen¬ 
fabriken oder sonstiger kirchlicher Anstalten entschieden worden. Diese Streit¬ 
frage hat jedoch an und für sich die praktische Bedeutung nicht, welche ihr 
gewöhnlich beigelegt wird. Das Recht an dem katholischen Kirchenvermögen im 
engeren Sinne, d. h. an dem zum katholischen Cultus unmittelbar dienenden 
Gute ist nämlich von dem, was man im bürgerlichen Rechte Eigenthum nennt, 
in wesentlichen Punkten verschieden ; insbesondere passt darauf nicht die im 
Art. 544. des C.-G.-B. gegebene Begriffsbestimmung des Eigenthums, welches 
zunächst und vorzüglich das Recht begreift, über eine Sache nach Belieben zu 
schalten und zu walten; vielmehr gehört ein solches Gut wesentlich seiner Be¬ 
stimmung an, wodurch eine willkürliche Verfügung ausgeschlossen wird. Durch 
die französische Gewaltherrschaft waren nun aber auch diese Güter, weiche bis 
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dahin als Gott Und Seinen Heiligen gewidmete Sachen behandelt und verwaltet 
worden waren, ihrer Bestimmung entzogen und unter die Hand der Nation ge¬ 
steht, d. h. für Nationalgut erklärt worden. Das nach Einführung des Consulates 
zwischen der französischen Staatsregierung und dem römischen Stuhle abge¬ 
schlossene Concordat enthielt in dieser Hinsicht die Bestimmung: »Alle Metropo¬ 
litan-, Kathedral-, Pfarr- und andere Kirchen, weiche zum Gottesdienste nöthig, 
sollen — soweit sie nicht bereits veräussert sind, zur Verfügung der Bi¬ 
schöfe gestellt werden,« — und der Art. 75. des organischen Gesetzes zu die¬ 
ser Convention verordnete demgemäss: »Die Gebäude, welche ehemals zum ka¬ 
tholischen Gottesdienste bestimmt waren, und sich jetzt in den Händen der Nation 
befinden, sollen, und zwar Eines für jede Haupt- und Succursal-Pfarre durch 
Beschlüsse der betreifenden Departements-Präfecten zur Verfügung der Bi¬ 
schöfe gestellt werden.« In den Landen des linken Rheinufers war indess der 
katholische Gottesdienst nicht, wie kn Innern Frankreichs, abgeschafft, ja 
nieht einmal wesentlich gestört worden, und es bedurfte daher in diesen Landen 
auch nicht der Wiedereinfü hrung desselben. Gleichwohl sollte sich die 
neue Organisation des katholischen Cultus, untT insbesondere auch die neue Cir- 
cumscription der Erzbisthümer, Bisthümer und Pfarreien auf das ganze Staats¬ 
gebiet, mithin auch auf die damit in Folge des Lüneviller Friedens durch das 
Gesetz vom 9. März 1801 vereinigten, bis dahin abgesondert verwalteten vier 
Departemente des linken Rheinufers erstrecken; und es wurden daher auch in 
diesen Landen durch Consular-Beschluss vom 20. Prairial X. == 9. Juni 1802 alle 
Güter, von welcher Art sie auch sein möchten; welche bis dahin den nunmehr 
supprimirten Orden, Congregaiionen, Pfründen und kirchlichen Anstalten, so wie 
den Bisthümem, Pfarreien, Kathedral-Capitein und Seminarien, deren Errichtung 
durch das Gesetz vom 18. Germinal X. angeordnet oder gestattet worden, ge¬ 
hörten, unter die Hand der Nation gestellt; dabei aber im Art. 11. die¬ 
ser Verordnung ausdrücklich bestimmt: 

»In Gemässbeit des Gesetzes vom 18. Germinal letzthin werden die 
Gebäude, worin der katholische Gottesdienst ausgeübt wird, zur Ver¬ 
fügung der Bischöfe belassen.« 

Die scheinbare Unbestimmtheit der Ausdrücke „ setont mis, sont laissts 
h la disposition de l’eveque“ gab schon bald nachher zu der Frage Veran¬ 
lassung: wer als der eigentliche Träger der Proprietät der in vorgedachter Weise 
zur Verfügung der Bischöfe gestellten respeclive belassenen Kirchengebäude und 
deren Appartinenzien zu betrachten, insbesondere aber: ob etwa der französische 
Staatsfiscus, mit welchem dieselben durch ihre Stellung unter die Hand der Nation 
vereinigt worden, Eigentümer derselben verblieben, den Bischöfen dagegen nur 
die Benutzung zum Gottesdienste eingeräumt, resp. belassen worden sei? — Und 
diese Frage wurde auf einen darüber von dem damaligen Finanzminister 
Gaudin an den Kaiser erstatteten Bericht, durch Staatsraths-Gutachten vom 
2. Pluviose XUI. — 22. Januar 1805, nach gegenseitiger Vernehmung der Finanz- 
Abtheilung und jener des Innern dahin entschieden, dass die in Vollziehung des 
Gesetzes vom 18. Germinal X. von dem Staate abandounlrten Kirchengebäude als 
Communal-Eigenthum, „comme propri4t€s communales, u zu betrachten seien. 
Es ist hier der Ort nicht, die Haltbarkeit der Motive dieses Staatsraths-Gutachtens, 
dessen bindende Kraft und die fernere Frage zu diseatiren, ob der Staatsrath 
unter den Gemeinden die Civil- oder die Pfarrgemeinden verstanden habe; denn 
so viel ist jedenfalls gewiss, und darüber sind wohl Alle einverstanden, dass die 
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in Frage stehenden, von der französischen Gewaltherrschaft' mit dem Nation aigote 
vereinigten, späterhin aber in Folge des Concordates ihrer ursprünglichen Be¬ 
stimmung wiedergegebenen, zur Verfügung der betreffenden Bischöfe gestellten, 
insbesondere aber die erst nach Abschluss des Concordates durch den 
Consular-Bescbluss vom 20. Prairial X. zwar unter die Hand der Nation gestell¬ 
ten, aber durch denselben Akt der Regierungsgewalt der Verfügung 
der Bischöfe belassenen und dermalen noch dem katholischen Gottesdienste ge¬ 
widmeten Gebäude und deren Appertlnenzien kein Cnmmunatgut in der gemeinen 
Bedeutung dieses Wortes, und eben so wenig nach der speziellen Begriffsbestim¬ 
mung des Art. 542. des C.-G.-B. seien; dass der Civilgemeinde darüber kein freies 
Verfügungsrecht, wie solches der Art. 544. desselben Gesetzbuches als wesent¬ 
lichen Bestandteil des Eigenthums verlangt, zustehe, dass vielmehr solche Kir- 
cbengebäude mit ihrem Zubehör dem katholischen Gottesdienste durch den Wil¬ 
len der Civilgemeinden nicht entzogen werden können, und nunmehr durch den 
Art. 15. der Verfassungs-Urkunde für den preussischen Staat auch gegen künf¬ 
tige Eingriffe und Beeinträchtigungen von Seiten der Staatsgewalt gesichert seien. 
Die Sorge für die Conservation und für die bauliche Unterhaltung dieser für den 
katholischen Gottesdienst bestimmten Kirchengebäude und deren Zubehörungen 
ist in Vollziehung des organischen Gesetzes vom 18. Germinal X. durch das kai¬ 
serliche Decret vom 30. December 1809 den Kirchenfabriken übertragen, und 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden; — und wenn man nun demungeachtet, 
was früher in Betracht der Bestimmung solcher Gott und Semen Heiligen gewid¬ 
meten Gebäude nicht, für nöthig erachtet wurde, einen sichtbaren Träger ihres 
Eigenthums verlangte, als solchen aber weder die Pfarrgemeinde, noch die got¬ 
tesdienstliche Anstalt selbst gelten lassen zu dürfen glaubte, vielmehr die Civil- 
. gemeinde, deren Mitglieder zu einer solchen Kirche eingepfarrt, und sich dersel¬ 
ben zu ihren CuHuszwecken zu bedienen angewiesen sind, dazu für besser ge¬ 
eignet erachtete, und demnach declarirte, dass die fraglichen Kirchengebände 
.gleich dem Communalgut e zu betrachten seien, so konnte ein solches 
Communaleigenthum keine andere rechtliche Bedeutung haben, als dass 1. der 
die Civilgemeinde repräsentirende Bürgermeister, oder die sonstige Communal- 
Verwaltungsbehörde darauf za wachen befugt und verpflichtet sei, dass solche 
Kirchengebäude und deren Zubebörungen zu keinem ihrer Bestimmung fremden 
Zwecke benutzt, auch durch die dazu speciell berufenen Organe, conservirt und 
für deren bauliche Unterhaltung gesorgt werde, und 2. dass in dem Falle, - wenn 
ein solches Gebäude oder dessen Zubehör aus irgend einem Grunde seiner Be¬ 
stimmung entzögen, d. h. nicht mehr zum katholischen Gottesdienste resp. einem 
katholisch-kirchlichen Zwecke benutzt werden sollte, alsdann der Civilgemeinde 
darüber das freie Verfügungsrecht zugestanden werden müsse. 

Die königliche Regierang zu Köln versteht aber das 'Eigentbumsrecht der 
Civilgemeinden an den dem katholischen Pfarrgottesdienste gewidmeten Kirehen- 
gebäuden und deren Appartineozien in einem ganz anderen Sinne, indem Me 
nämlich, wie früher erwähnt worden, den Herren Bürgermeistern die ausdrück¬ 
lichste Weisung ertheilt hat, von den vorhandenen öffentlichen Kirchhöfen, mögen 
dieselben alte oder neue sein, und um die Kirche, oder entfernt davon liegen, 
so weit es nach dea örtlichen Verhältnissen nöthig, förmlich Besitz zu er¬ 
greifen, d. h. sich factisch als Herren und Gebieter derselben zu geriren. Der 
dessfallsige Erlass vom 25. Februar, d. J. hat zwar nur die Kirchhöfe überhaupt 
und die die Pfarrkirchen umgebenden, insbesondere zum Gegenstände; was aber 
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rücksichtlich dieser letzteren, als blosser Appartinenzien der Kireben Rechtens Ist, 
dasselbe findet nach dem dafür in Bezug genommenen Urtheile des Obertribunals 
auob auf alle Kirchengebäude Anwendung, welche dureb den Consular-Be* 
sebluss vom 20. Prairial X. unter die Hand der Nation gestellt, und in Gemäss- 
heit des Gesetzes vom 18. Germinal desselben Jahres zur Verfügung der Bischöfe 
belassen worden sind. Es hätte daher die königliche Regierung mit demselben 
Rechte nnd aus denselben Gründen den Herren Bürgermeistern ebenfalls aufgeben 
können, von den vorhandenen katholischen Pfarrkirchen Im Namen der CivHge- 
meinden förmlich Besitz zu ergreifen. Bass diess bisher noch nicht geschehen, 
dass die Herren Bürgermeister noch nicht angewiesen worden, den betreffenden 
Pfarrern die Schlüssel ihrer Pfarrkirchen abzafordem, und sich Namens der 
Civilgemeinden als Eigentümer der letzteren zu geriren, ist bei dem grossen 
Eifer der königlichen Regierung für die Wahrung der Communal-Eigenthumsrechte 
last zu verwundern, wahrscheinlich aber dadurch zu erküren, dass schon das 
natürliche Rechtsgefühl eiuer solchen Auffassung des Eigenthumsrechtes der Civil* 
gemeinden an den zum katholischen Gottesdienste bestimmten Gebäuden geradezu 
widerstreitet. [Vgl. aber oben S. 289. das Ende der Note.] 

Oie königliche Regierung nimmt aber in dem vorgedachten Erlasse zugleich 
Bezug auf den Art. 16. des kaiserlichen Decretes vom 23. Prairial XII,, indem 
sie den Herren Landrätben aufgibt, die Herren Bürgermeister darauf zu verwei¬ 
sen, dass hiernach von ihnen allein, mit Ausschluss jeder anderen 
Behörde, die Ordnnng auf dem Kirchhofe zu bestimmen und auf¬ 
recht zu erhalten sei. Es wird daraus insbesondere gefolgert, dass die 
Bürgermeister nicht bloss die Todtengräber anzustellen, sondern auch die Reihen¬ 
folge der Gräber festzusetzen, und alle auf das Begraben sich beziehende 
Anordnungen zu treffen haben. Der in Bezug genommene Artikel lautet 
wörtlich: 

»Die Begräbnissplätze, mögen sie Commnnen oder Privat¬ 
personen gehören, stehen unter der Autorität, Polizei und Ueber- 
waebung der Municipal-Verwaltungen;« 

und der unmittelbar darauf folgende Art. 17. bezeichnet in dieser Hinsicht als 
eine besondere Verpflichtung der Localobrigkeit »die Vollziehung der Gesetze und 
Verordnungen zu handhaben, welche Ausgrabungen von Leichen (exbumations) 
verbieten, nnd zu verhindern, dass auf den Begräbnissstätten irgend eine Unord¬ 
nung (desordre) begangen werde, oder dass man sich daselbst irgend eine Hand¬ 
lung erlaube, welche der dem Andenken der Verstorbenen gebührenden Achtung 
widerstreite; — und in der That kann eine solche UeberwachuDg sämmtiieber 
Begräbnissplätze (lieux de söpulture) nur zum Danke gegen die damit beauf¬ 
tragte Local-Poiizei-Bebörde verpflichten. Es ist aber sicherlich den Verfassern 
des Art. 16. cit. auch nicht im allerentferntesten in den Sinn gekommen, es könne 
möglicher Weise jemals daraus die Folgerung hergeleitet werden, dass die Herren 
Bürgermeister allein, mit Ausschluss jeder anderen Behörde, die Ord¬ 
nung auf den Kirchhöfen (und was kann man siel» nicht Alles darunter denken!) 
zu bestimmen und alle auf das Begraben sich beziehende Anord¬ 
nungen zu treffen hätten. Schon die biosse Gleichstellung der Begräbnissplätze, 
welche dep Gemeinden gehören, mit jenen, weiche sich im Eigentbum von Privat¬ 
personen befinden (qui appartiennent aux particuliers), müsste gegen eine solche 
Missdeutung genügenden Schutz darhieten. Oder, sollte es wohl einem verstän¬ 
digen Bürgermeister im Hinblick auf den Art. 18. cit. jemals eingefallen sein, 



294 Eigentbum au Kirchhöfen nach franz. und rhempreuss. Rechte. 

dass er auf dem in seiner Gemeinde gelegenen Privat-Begrfibnissplatze einer ade¬ 
ligen Familie die Reihenfolge der Gräber zu bestimmen, dafür den Todtengräbejr 
anzustellen und Oberhaupt alle auf das Begraben sieb beziehende Anordnungen 
zu treffen, befugt und eben desshalb auch verpflichtet sei? Daza kommt aber 
noch, dass das bezogene kaiserliche Decret vom 23. Prairlal XII. auf der Unter¬ 
stellung beruht, dass das kirchliche Begrfibniss also auch eine thä- 
tige Mitwirkung der Geistlichkeit der betreffenden Confession 
bei demselben die Regel bilde, und dass das katholisch-kirchliche Begrfib¬ 
niss einen Gegenstand mehrfacher Bestimmungen sowohl des canonischen Rechtes 
als einzelner Kirehen-Agenden bildet. Der Art. 22. des in Rede stehenden kaiser¬ 
lichen Decretes räumt sogar den katholischen Kirchenfabrik-Verwaltungen sowohl 
als den protestantischen Consistorien die ausschliessliche BefUgniss ein ade fournir 
les Voitures, tentures, ornements, et de faire göneralement toutes les fournitures 
quelconques näcessaires pour les enterrements et pour la decence ou le pompe 
des funirailles.« Wie kann nun aber Angesichts solcher Bestimmungen des vor- 
gedaehten kaiserlichen Decretes die Behauptung aufrecht erhallen werden , dass 
nach dem Art. 16. desselben der Ortsbürgermeister befhgt sei, allein und mit 
Ausschluss jeder anderen Behörde die Ordnung auf jedem Kirchhof zu 
bestimmet!, und alle auf das Begraben sich beziehende Anordnungen zu treffen? 

Die königliche Regierung erklärt es in dem vorgedachten Erlasse für nütz¬ 
lich, dass allenthalben, wo der Bürgermeister rücksichtlich der Ordnung 
auf dem Kirchhofe noch keine Verordnung auf Grund des Gesetzes über die 
Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 erlassen habe, dieses jetzt geschehe, und 
dass zugleich, wenn noch kein Todtengräber angestellt ist, die Anstellung eines 
solchen alsbald erfolge. Gegen eine solche Polizei-Verordnung ist, sofern sich 
dieselbe innerhalb der auch für die Polizeigewalt gesetzlich vor¬ 
gezeichneten Schranken bewegt, an und für sich vom kirchlichen Stand¬ 
punkte aus nichts zu erinnern. Der $. 6. des bezogenen Gesetzes vom 11. März 
1850 bezeichnet unter neun Positionen und zwar nicht exemplicative, sondern 
limitative diejenigen Gegenstände, worüber nach §. 5. ibidem die mit der ört¬ 
lichen Polizei-Verwaltung beauftragten Behörden, nach Berathung mit dem Ge- 
meindevorstande, ortspolizeiliche, für den Umfang der Gemeinde gültige Vorschrift 
ten zu erlassen, und gegen die Nichtbefolgung derselben Geldstrafen bis zu drei 
Thaler anzudrohen befugt seien; darunter findet sich nur Eine, nämlich die sub 
litt. f. aufgefährte »Sorge für Leben und Gesundheit,« welche unmittel¬ 
bar auf das Begräbnisswesen und die Begräbnissplätze Bezug haben könpte. Die 
in Folge dieser pflichtmässigen Sorge der Obrigkeit für Leben und Gesundheit 
der ihr Untergebenen erforderlichen polizeilichen Vorschriften sind aber, soviel 
sie die Beerdigungen und Begräbnissplätze betreffen, bereits durch das oft be¬ 
zogene kaiserliche Decret vom 23. Prairia! XII. und sonstige allgemeine polizei¬ 
liche Bestimmungen gegeben; — sollten indess besondere örtliche Verhältnisse 
noch weitere Vorsichtsmassregeln erheischen, so würde die mit der Loeal-Polizei- 
verwaltung beauftragte Behörde solche anzuordnen allerdings wohl befhgt und 
eben desshalb auch verpflichtet sein, darüber hinaus ihr auf die Sorge für Leben 
und Gesundheit gestütztes imperium nicht ausgedehnt werden dürfen. Dass die 
Anstellung eines Todtengräbers durch den Bürgermeister dazu, oder zu den Din¬ 
gen gehöre, welche im besonderen Interesse der Gemeinde und ihrer Angehöri¬ 
gen polizeilich geordnet werden müssen, kann nicht ohne Weiteres 
zagestanden, muss vielmehr geradezu bestritten werden. 1 : 
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Oie königliche Regierung behauptet sodann in dem letzten Absätze ihres' 
oft gedachten Erlasses vom 25. Februar d. J. noch ferner: 

»Aus dem von dem höchsten Gerichtshöfe anerkannten Satze, dass 
alle öffentlichen Kirchhöfe im Eigenthume der Civilgemelnden sich be¬ 
finden, gebt hervor, dass die Erwerbung des Grund und Bodens za 
neuen Kirchhöfen so wie zur Erweiterung schon bestehender Kirchhöfe 
stets im Namen der Civilgemeinden Statt zu finden habe.« 

Diese Behauptung muss einen Jeden, welcher das im Archiv för Civil- und 
Criminalrecbt der Rheinprovinz, Bd. 56. Abth. 2. S. 87 u. f. abgedruckte Unheil 
des königlichen Obertribunals vom 24. September 1861 gelesen, oder auch nur 
das von der Redaction dieses Archivs abgefasste, die gewöhnliche Ueberschrift 
bildende Summarium angesehen bat, wahrhaft in Erstaunen versetzen. Diese 
dem Inhalte des in extenso mitgetheilten Unheiles entsprechende Ueberschrift 
lautet wörtlich: 

»In den vier Rheinischen Departements, wie in den Alteren Theilen 
des französischen Reiches ist das Eigenthum der sAcularisirten Kirchen*. 
gebAude, und der mit denselben verbundenen Kirchhöfe durch die 
französische Gesetzgebung den Kirchengemeinden entzogen, und nicht 
restituirt, sondern auf die Civilgemeinden übertragen worden, und bei 
diesen verblieben.« ’ 

Das Urtheil selbst beschAftigt sich — wie wohl nicht besonders bemerkt 
zu werden braucht, einzig und allein mit der die Entscheidung des vorliegenden 
Falles bedingenden, das Eigenthumsrecht an den durch die französische Gewalt¬ 
herrschaft unter die Hand der Nation gestellten, mit den National-DomAnen ver¬ 
einigten, späterhin aber in Folge des Concordates restituirten, respective an den 
durch den Consularbeschluss vom 20. Prairial X. in den vier Departements des 
linken Rheinufers ebenfalls unter die Hand der Nation gestellten, aber durch den¬ 
selben Beschluss zur Verfügung der Bischöfe belassenen KirchengebAuden und 
deren Zubehörungen, dessgleichen das Eigenthumsrecht an den sonstigen, zur 
Zeit der Erlassung des kaiserlichen Decretes vom Prairial XII. bereits bestandenen 
Plötzen, welche bis dahin zu Beerdigungen gedient hatten, allein nach Art. 1. 
und 2. dieses Decretes dazu ferner nicht dienen sollten, betreffenden Rechtsfrage, 
und bezeichnet in seiuem das Urtheil des Rheinischen A.-G.-Hofes, welches diese 
Rechtsfrage zum Nachtheile der Civilgemeinde St. Goar entschieden hatte, ver¬ 
nichtenden Theile als Grund dieser Vernichtung die unrichtige Auslegung und 
Verletzung des Gesetzes vom 18. Germinal X,, der Consularbeschlösse vom 20.- 
Prairiat X. und 7. Thermidor XI., so wie der kaiserlichen Decrete vom 23. Prairial 
XII. und 30. December 1809; — und erklArt demnach in der Sache selbst erken¬ 
nend, aus denselben Gründen, und 

in ErwAgung, dass der am Schlüsse der Exeeptions- 
Schrift erwAhnte langjährige Besitz der Cassations-Ver« 
klagten in den Instanzen nicht als besonderer Erwer¬ 
bungsgrund geltend gemacht worden, 
unter Reformation des Unheiles des königlichen Landgerichtes zu Koblenz die 
Cassationsklägerin für berechtigt, die von der Direction der Rheinischen Eisen¬ 
bahn-Gesellschaft für die zur Eisenbahn verwendeten, in der Stadt St. Goar auf 
der Pürgelflur gelegenen beiden Parzeüen (von denen, wie Eingangs erwähnt 
worden, die eine bis zum Jahre 1851 als katholischer BegrAbnissplatz benutzt, 
seitdem aber verlassen worden , die andere aber bis dabin einen TheU des zur. 
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Pfarrkirche gehörigen eigentlichen Kirchhofes gebildet hatte) zu zahlende Ent¬ 
schädigung in Empfang zu nehmen. — Von einer Anerkennung der Lieblings- 
Tbeorie der königlichen Regierung zu Köln, da$s gesetzlich alle öffentlichen Kirch¬ 
höfe im Eigenthum der Civilgemeinden sich befinden, und dass eben desshaib die 
Erwerbung des Grund und Bodens zu neuen Kirchhöfen, so wie zur Erweiterung 
bereits bestehender Kirchhöfe stets im Namen der Civilgemeinde stattzufindeB 
habe, ist in dem Urtheile des königlichen Obertribunales auch nirht die mindeste 
Spur zu entdecken; und es bedarf daher, da der eiue solche Anerkennung der 
von der königlichen Regierung aufgestellten Tbeorie supponirende Vordersatz 
unrichtig ist, keiner weiteren Widerlegung der daraus eben so unrichtig abgelei¬ 
teten Consequenzen. Nur das Eine sei bei dieser Gelegenheit bemerkt, dass es 
allerdings eine Zeit gegeben bat, wo französische in revolutionären Theorien und 
kirchenfeindliehen Tendenzen aufgewachsene Juristen die Behauptung aufstellten, 
dass alle Güter dieser Welt entweder dem Staate, oder den Civilgemeinden, oder 
Privatpersonen zugehören, und dass es neben dem Staate und den Civilgemeinden 
nur physische Personen als Träger des Eigenthums geben könne, dass auch diese 
Theorie noch bei den Discussionen über die Abfassung des 'fit. 1. Livre 1L des 
Civilgesetzbuches, welcher von der Unterscheidung der Güter (de la distinction 
des biens) bandelt, in der Sitzung des Staalsrathes vom 20. Vendemiaire XII. 
ihren Vertheidiger fand, dass aber die eben darauf beruhende Bestimmung des 
Entwurfes: 

»les biens appartiennent ou ä Ia nation en corps, ou ä des communes 

ou i des particuliers« 

ihrer Verfänglichkeit wegen und weil man der künftigen Erörterung einer so 
wichtigen Frage nicht präjudiciren dürfe, gestrichen, und demnach Im Art. 537. 
nur der Gegensatz zwischen Gütern, welche Privatpersonen (particuliers) gehören, 
und Gütern, w’elcbe keiner Privatperson zugehören, statuirt worden ist. — Hier¬ 
aus und aus der wahrscheinlichen Rückerinnerung an die bereits im Jahre 1789 
zur Rechtfertigung der Confiscafion des gesaramten Kirchenguts aufgestellte Theo¬ 
rie, dass die Nation in der Tbat die einzige und w'ahre Eigentü¬ 
merin alles und jedes Besitztbums der Kirche sei, erklärt sich viel¬ 
leicht die scheinbar absichtliche Unbestimmtheit und Zweideutigkeit der in dem 
Alt. 12. des Concordates, so wie im Art. 75. des organischen Gesetzes zu dem¬ 
selben, dessgleicben im Art. 11. des Consularbeschlusses vom 20. Prairia! X., so 
wie in späteren auf die theilweise Restitution der mit den Nationaldomänen ver¬ 
einigten Güter bezüglichen Erlassen gewählten Ausdrücke: »les eglises seront 
remises ä la disposition des övöques; les ädiflees ou s’exerce le culte catholique 
sont laissös ä la disposition des övöques; les biens de fabriques non alienes sont 
rendus ä leur destination« und dergl. — Für uns ist aber jene revolutionäre, 
und durch die Constitution vom September 1791 Tit. T. als Grundlage des 
Öffentlichen Rechtes sanctionirte Theorie, seit Beseitigung der französischen 
Herrschaft und Vereinigung der Lande des Unken Rheinufers mit def Krone 
Preussen, als eine verwerfliche, mit den Grundsätzen des preussischen öffentlichen 
Rechtes (cf. A. L.-R. Tbeil II. Tit. 11. $ 160—268.) unvereinbare, hoffentlich 
für immer, proscribirt worden. Die königliche Cabinetsordre vom 23. Mai 1818 
bestimmt ausdrücklich, I. dass alles verheimlichte Staatsgut, welches in den Pro¬ 
vinzen des linken Rheinufers entdeckt!werden möchte, der Kirche des Ortes, 
wo es gelegen, überlassen Werden solle, und dass ln gleicher Art auch der 
Kirche des Ortes, wo es gelegen, alles zur Entdeckung kommende Gut4er 



Rechtsgutacbten des Geh. Justizrathes Prof. Bauer band. 297 

eingezogenen geistlichen Corporationen und anderer Stiftungen zu fiberlassen 
sei; 2. dass Alles, was noch bestehenden Kirchen*, Lehr* und Wohi- 
thätigkeits-Anstalten innerhalb der Grenzen des Staates sonst gehörte, 
sobald es entdeckt werde, in deren Besitz zurfiekkehren solle. Diese 
königliche Verordnung und das fOr sflmmtliche Provinzen der Monar¬ 
chie erlassene Gesetz fiber Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an Kir¬ 
chen und öffentliche Anstalten vom 13. Mai 1833 lassen keinen Zweifel darüber 
aufkommen, dass auch in der predssischen Rheinprovinz Pfarrkirchen und kirch¬ 
liche Institute erwerbsfähig, sonach als selbstständige und wirkliche Rechts-Sub- 
jeete zu betrachten seien, und es ist daher in der That unbegreiflich, wesshalb 
eine durch den Kircbenfabrik-Rath verfassungsmässig repräsenlirte katholische 
Pfarrkirche keinen eigenen für ihre Eingepfarrten bestimmten allgemeinen Begräb- 
nissplatz käuflich oder durch Schenkungen und letztwillige Verffigungen sollte 
erwerben können; oder wesshalb eine katholische Pfarrkirche, ule die königliche 
Regierung bei einer anderen Gelegenheit altes Ernstes zu behaupten versucht 
bat, nur auf dem Grund und Boden der Civilgemeinde erbaut werden dfirfe. 

Mit scheinbar grösserem Rechte behauptet die königliche Regierung am 
Schlüsse ihres vorgedachten Erlasses, dass die im Art. 10. des kaiserlichen De- 
cretes vom 23. Prairial XII. vorgesehene Bewilligung besonderer Begräbnissplätze 
durch den Gemeinderath erfolgen, und die daffir neben einer etwaigen Zuwen¬ 
dung an die Armen zu zahlende Retribution in die Gemeindecasse fliessen müsse; 
— ja, diese Behauptung würde unwidersprechlich sein, wenn das gedachte De- 
cret, wonach die alten Kirchhöfe verlassen, und auf Kosten der Gemeinden in 
einer gewissen Entfernung von den bewohnten Ortschaften neue Begräbnissplätze 
beschafft werden sollten, Qberall zur wirklichen Ausführung gekommen wäre, 
oder wenn der Vordersatz feststände, dass alle sogenannte Öffentliche Begräb¬ 
nissplätze ohne Unterschied, also auch die dermalen noch als solche benutz¬ 
ten eigentlichen Kirchhöfe, und die etwa seit Erlassung jenes Deeretes nicht auf 
Kosten der CiVilgemeibde, sondern aus Kirchenfonds oder freiwilligen Beiträgen 
der Pfarrgenossen angelegten neuen Begräbnissplätze sich wirklich im Eigen- 
tbum der Civilgemeinden befinden. Wie es sich mit der angeblichen An¬ 
erkennung dieses Satzes durch den höchsten Gerichtshof verhalte, ist bereits ge* 
zeigt worden: Dass aber die Civilgemeinden sieh nicht überall im Besitze der 
Kirchhöfe und sogenannten öffentlichen Begräbnissplätze befinden, gibt die könig¬ 
liche Regierung selbst zu, indem es sonst offenbar unnöthig gewesen wäre, die 
Herren Bürgermeister zu deren förmlichen Besitzesergreifung für die Civil¬ 
gemeinden anzuweisen. Da nun gleichwohl die königliche Regierung alle soge¬ 
nannte öffentliche Begräbnissplätze als ein mit Ausschluss jeder anderen Behörde, 
lediglich der Anordnung der Herren Bürgermeister unterliegendes nutzbares Com- 
munal-Eigenthum betrachtet haben will, so werden jedenfalls diejenigen Civil¬ 
gemeinden, welche den Besitzstand nicht für sich haben, vielmehr zugeben, oder 
doch fm Einklang mit der Wahrheit nicht bestreiten können, dass ein in Frage 
stehender Begräbnissplatz bisher als ein kirchlicher behandelt worden sei, und 
unter der ausschliesslichen Verwaltung und Anordnung der betreffenden Pfarrkir- 
cbenfabrik gestanden habe, genöthigt sein, den Beweis ihres angeblichen Eigen¬ 
thumsrechtes zu erbringen, und wenn der Erwerbungstitel etwa in den Bestim¬ 
mungen des kaiserlichen Deeretes vom Prairial XII. gesucht werden sollte, sieh 
eventualiter die Einrede der erlöschenden Verjährung gefallen la'ssen müssen. 

• . v. Aua -de» Gesagten ergibt «ich, dass die königliche Regierung za Köln bei 
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Abfassung des in Rede stehenden, an die Herren Landrfithe linker Rheinseite ge¬ 
richteten Erlasses vom 25. Februar letzthin den Sinn des darin In Bezug genom¬ 
menen Unheiles des königlichen Gbertribunales vom 24. September 1861 missver¬ 
standen, und die Tragweite der Motive, worauf dieses Urtbeil wirklich beruht, 
(iberschätzt hat. Die Behauptung, dass alle öffentliche Begräbnissplätze ohne 
Unterschied sich im Eigentham der Civiigemeinden befinden, entbehrt aller 
Begründung, und findet in dem dafür bezogenen Urtheile des Obertribunales keine 
Stütze; und die fernere Behauptung, dass die Erwerbung des Grund und Bodens 
zu neuen Kirchhöfen, so wie zur Erweiterung bereits bestehender Kirchhöfe stets 
im tarnen der Civilgemeinde geschehen müsse, oder, was im Grunde dasselbe 
ist, dass eine katholische oder evangelische Pfarrkirche keinen eigenen allgemei¬ 
nen Begrfibnissplatz für die zu ihr Eingepfarrten haben dürfe, kann weder 
durch eine Prohibitiv-Bestimmung des Gesetzes, noch durch allgemeine oder 
saniiätspoiizeiliche Motive begründet werden. ■— Schlimmer aber, als solche Miss¬ 
verständnisse und die Ueberscbätzung der Tragweite eines richterlichen Unheiles 
ist die in jenem Erlasse enthaltene amtliche Anweisung der Herren Bürgermeister, 
»dass sie, so weit es nach den örtlichen Verhältnissen nöthig er¬ 
scheine, von den vorhandenen öffentlichen Kirchhöfen Namens 
der Civiigemeinden förmlich Besitz zu ergreifen haben;« denn eine 
solche Weisung ist ihrem eigentlichen Wesen nach und abgesehen von der ver¬ 
fänglichen und vieldeutigen Clausel »so weit es nach den örtlichen Verhältnissen 
nöthig erscheinen könne,« eine Aufforderung zur Ausübung der Eigenmacht, 
welche in allen clvilisirten Staaten — composita et constituta re publica — re- 
probirt ist, und es wäre daher eine solche Aufforderung wohl am allerwenigsten 
in einem amtlichen Erlasse einer königlichen Regierung zu erwarten gewesen. 
Denn es handelt sich dabei nicht von einer bloss polizeilichen Massregel, sondern, 
wie die königliche Regierung selbst zugibt, von einer Ei gentbumsfrage, 
worüber in Preussen nicht die Regierungs- and Polizeigewalt,, sondern ausschliess¬ 
lich die Gerichte zu entscheiden haben. Eben so wenig steht es einer königlichen 
Regierung zu, ein Urtheil des höchsten Gerichtshofes amtlich zu interpreüren 
oder die Entscbeidungsgründe eines solchen, welche bekanntlich niemals in 
Rechtskraft erwachsen, in vermeintlich gleichen Fällen mit polizeilicher Gewalt 
zur Geltung zu bringen. Dass aber die königliche Regierung dennoch eine solche 
Verfügung, wie die hier in Rede stehende, und zwar ohne alle vorherige Com- 
munication mit der dabei unverkennbar wesentlich interessirten geistlichen und 
obern Kirchenverwaltungs-Behörde erlassen hat, ist um sö mehr zu bedauern, 
weil durch die voraussichtlich mitonter rücksichtslose Vollziehung derselben, wo 
nicht der confessionelle Friede, doch jedenfalls die wünschenswerte Eintracht 
zwischen den Communal- und kirchlichen Verwaltungsorganen gestört und das 
Vertrauen auf den tätigen Schutz der Obrigkeit gegen Vergewaltigung jeder Art 
geschwächt werden müsste. — Einer solchen l'eberscbreitung der Regierungs¬ 
und Polizeigewalt mit aller Entschiedenheit und mit den Schutzmitteln, welche 
die Gesetze darbieten, jedoch überall mit der den Regierungsorganen gebührenden 
Achtung entgegen zu treten, ist Pflicht und Schuldigkeit aller Derjenigen, welchen 
die Conservation des kirchlichen Vermögens und die Verwaltung desselben obliegt. 

Bonn, den 14. Deeember 1862. 

Dr. Bauerband, Prof. d. R. 

Wir tragen noch aus den Köln. Bl. 1883. Nr. 20. (Vom Rhein, 17. Januar) 
folgende .b§merj(pnswerthe Jfotbten nach: J)as in Lüttich erscheinende Memorial 
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Beige des conseils de fabrique enthält in Lieferung 11. u. 12. des 
Jahrgangs 1862, pag. 756—762. ein Urthejl des LOtticber Appellhofes vom 
2. August v. J., wodurch entschieden wird, dass der Kirchhof von Stavelot Eigen* 
thum der Fabrik ist, und dieser darum auch der Kaufpreis der Gräber gehört. 
Es handelte sich um einen die Kirche umgebenden Friedhof, und die Entschei¬ 
dung ist um so bedeutungsvoller, weil der Appellhof von Lüttich früher dies«’ 
Eigenthumsfrage der alten um die Kirche gelegenen Kirchhöfe in denselben 
Sinne, wie vorlängst das königliche Obertribunal zu Berlin entschieden hatte. Ein 
Grund mehr zur Hoffnung, dass auch das Obertribunal bei einer neuen Entschei¬ 
dung einer ähnlichen Frage sich zu der bei unseren rheinischen Gerichten und 
Juristen vorherrschenden Auffassung bekennen wird. Obgleich übrigens die Kir¬ 
chen 1 in Belgien hinsichtlich dieses EigenthOmsobjeetes nicht so. günstig gestellt 
und namentlich nicht so unberührt Von den Confiscationsgesetzen geblieben sind, 
wie unsere rheinischen Pfarrkirchen, so haben dennoch nunmehr sämmtliehe 
Appellhöfe und der Cassationshof jenes Landes sich für das Eigentumsrecht der 
Fabriken an diesen alten Kirchhöfen ausgesprochen: so der Appellhof von Gent 
am 3. Februar 1840 und am 8. Mai 1846; der Appellhof von Brüssel am 14. 
August '1851; der Appellhof von Lüttich in dem erwähnten Urtheile und der Cas- 
sationsbof am 20. Juli 1840. Eben so entschieden di« Landgerichte von Brügge, 
am 17. October 1843, das Landgericht von Tournai am 30. Juni and wiederum 
am 9. Juli 1849, das Landgericht von Hasselt am 7. Juni 1848 und das Land¬ 
gericht von Verviers am 26. December 1860. In Holland hatte das Landgericht 
von Maastricht zwar im Sinne des Erlasses der königlichen Regierung zu Köln 
25. Februar v. J., oder vielmehr in dem Sinne des Tange, nicht so weit gehenden 
Vrtheils des königlichen Obertribunals vom 24. September 1861 entschieden; 
allein dieses UrtheiJ wurde durch den hoben Hof von Holland zu Haag unter 
dem 20. Januar 1854 cassirt, und auch in diesem Lande ist das Eigentumsrecht 
der Fabriken an den alten Kircbböfen nun allgemein anerkannt. 


Der Kölner Patronatstreit (1861*—63). 

Von Dr. H. Rhenanus. 

Ihre Bemerkungen im Archiv VII., 227 ff. über den Kölner 
Patronatstreit haben Herrn Dr. Hinschius zu einer Abhandlung in 
der Zeitschrift für Kirchenrecht von Dove Jahrg. IL Heft IV. ver¬ 
anlasst, worin derselbe seine Theorie von dem Uebergang der an die 
säeularisirten Kirchengüter geknüpften sogenannten dinglichen Patro¬ 
nate auf den Landesherrn ausführlicher zu motiviren sacht und Ihnen 
zugleich vorwirft, Sie hätten in Betreff des von dem abgetretenen 
Cultusminister v. Bethmann- Holl weg mit dem Erzbischof von 
Köln' begonnenen Patronatstreites ohne die erforderliche Begründung 
eine schwere Beschuldigung gegen die preüssische Regierung erhoben. 
Zur Rechtfertigung dieser Beschuldigung verlangt er nämlich den 
Nachweis; „dassdie Besetzongsreohte, welche jetzt -vom Staat* als. 



300 


Der Kölner Patronatstreit (1861—40). 


Nachfolger der säcularisirten Institute beansprucht werden, von sol¬ 
cher juristischen Natur waren, dass der Staat in dieselben nicht suc- 
cediren konnte.“ S. 418. 

Was nun die Motivirung des ersten Punktes betrifft, so können 
wir Herrn Hinschius die Anerkennung nicht versagen, dass er sich 
bemüht, der katholischen Kirche gerecht zu werden, und es bildet 
seine Arbeit einen glänzenden Abstand von dem fanatischen und 
höchst sonderbaren Herzenserguss, womit Herr"Dove dieselbe in der 
Note begleitet hat. [cf. Arch. IX, 175.] Nichtsdestoweniger müssen wir 
seinen Versuch, den Uebergang der dinglichen Patronate mit den säcula- 
risirten Kirchengütern auf den Staat juristisch zu begründen, als miss¬ 
lungen ansehen und können in dieser Beziehung der von Ihnen im letzten 
Heft des Arch iv’ s [Bd. IX. S. 170 ff.] gegebenen Erwiederung nur 
vollständig beitreten. Wir wollen mit Ihm uicht streiten über den Vor¬ 
dersatz, von dem er dabei ausgeht; wollen nicht untersuchen, ob es 
wirklich zum Wohle Deutschlands nethwendig war, den geistlichen 
Gebietern im Anfang dieses Jahrhunderts ihre weltliche Macht zu 
entziehen und diese auf die weltlichen Fürsten zu übertragen; auch 
nicht die Frage erörtern, ob eine solche Nothwendigkeit. den übrigen 
deutschen Fürsten das Recht verliehen hätte-, die Territorialhobeit 
der geistliehen an sich zu ziehen; das alles wollen wir dahingestellt 
sein lassen; aber wir fragen, wenn es nothwendig und darum recht 
war, wie Herr Hinschius behauptet, den geistlichen Herrschaften 
ihre weltliche Macht zu nehmen, was durfte dann mit dieser welt¬ 
lichen Macht genommen werden ? Doch nur Das, was zu derselben 
gehörte, nur die Rechte und Güter, die den' Fürsten kraft ihrer welt¬ 
lichen Herrschaft zustanden: die Kasernen, Gefängnisse, Zollhäuser 
und überhaupt die Regalien, die sie als Fürsten des Reichs besassen. 
Nur soweit liesse sich also auch nach dem von Herrn Hinschius 
aufgestellten Vordersatz die Sficularisation rechtfertigen. Aber wer 
gab den weltlichen Fürsten damals das Recht, die Abteien, Stifter 
und Klöster auch als kirchliche Institute zu vernichten? Wer 
das Recht, die geistlichen Güter und frommen Stiftungen, wopjit 
die Vorfahren sie für ihren kirchlichen Zweck dotirt hatten, «m- 
zuziehen Und zu Staatsdomänen zu machen ? Wer gab ihnen das 
Recht, so viele andere geistliche Institute, welche nie weltliche Macht 
besessen hatten und für den Unterricht und die Seelsorge unentbehr¬ 
lich waren, zu süpprimiren und an die ihnen mit dem, vollsten Rocht 
gehörenden Kirchengüter Hand anzulegen V Wir können es nicht 
fassen, dass Herr Hinschius diese Spoliation nicht als Dag bezeich¬ 
nt» was sie. wirklich ist» «in cotoseales» «n dfr katholischem JjtypJß 
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begangenes Unrecht!, dass et sie vielmehr anscheinend ddichdie hoth>- 
wendige Aufhebung der kleinen Territorien zu rechtfertigen versucht 
und nur glaubt, man habe hierbei «Chontender verfahren, können; dann 
aber behauptet, dase, da alle Fragen über die rechtliche Natur der 
verschiedenen Yermögensobjecte, über deren Erwerb und Besitz dem 
Weltlichen Recht anheimfielen, die SäeuJariaation ein gültiger Erwerbs¬ 
titel der Kirchengüter für den Staat sei, and jedenfalls nach den vom 
Staat zu vertretenden Anschauungen als ein’ solcher Titel angesehen 
werden müsse, als wenn der Staat kein Unrecht begehen, oder kein 
begangenes Unrecht anerkennen könnte. Alle Achtung vor dem Recht. 
des Staates, Gesetze über Erwerb Und Besitz von Vermögen zu et- 
lassen; aber soweit’ kann sich sein Recht nie erstrecken* Wehrlose 
und Unschuldige ihres rechtmässigen Besitzes zu berauben, oder man 
müsste annehmen, dass es für die Handlungen des Staates keine sitt¬ 
liche Schranken mehr gebe. Folglich kann auch nach den vom Staat 
zu vertretenden Anschauungen die Säeularisation , soweit sie sich 
wenigstens auf das Kirchengat bezieht, kein gültiger Erwerbstitel 
sein. — Allein, sagt Herr Hinsehius, man kann die in Folge dei; 
Säeularisation eingetretene Gestaltung der Vermögensrechte ohne Zer¬ 
rüttung des Gemeinwohles nicht mehr rückgängig machen, Gut, das 
sagen wir mit ihm in Bezug auf alle Güter, die in die Hände von 
Privaten übergegangen sind; aber daraus'folgt nicht, dass nun das 
Unrecht Recht geworden sei. ZUr Regulirang solcher Verhältnisse 
gibt es einen anderen Ausweg und dieser ist die ehrliche Verstän¬ 
digung mit der katholischen Kirche. Oie Kirche hat zu allen Zeiten 
solchen Zuständen Rechnung getragen und ■ der Apostolische Stuhl 
wiederholt da, wo eine Rückgabe dieser Güter unmöglich geworden 
war und das Unrecht anerkannt wurde, bereitwillig seine Hand gebe¬ 
ten, um nach solchen Gewaltakten, eine rechtliche Ordnung der Dinge 
wieder herbeizuführen und wenigstens die Erklärung abgegeben, dass 
et die Besitzer solcher Güter nthbt beunruhigen werde., Aber niemals 
hat er solche Gewaltthaten selbst als mit Recht vollbracht anerkannt 
und in dieser Anschauung müssen ihm alle, der Staat sowohl als 
Private beitreten, wenn das natürliche Sittengesetz noch Gültigkeit 
bei ihnen hat Nun aber sind die dinglichen Patronate, welche Herr 
Hinsehius dem Staate vindicirt, nicht solche, welche an den Staats¬ 
gütern, und Regalien der ihrer weltlichen Herrschaft entkleideten geist¬ 
lichen Institute und Würdenträger hafteten, sondern an dem Kirchen- 
güt, das ihnen unrechtmässig entzogen wurde. Was ist also nun die 
Theorie von dem Uebergang dieser Patronate auf , den Siam anders, 
als die versuchte Rechtfertigung eines 'neuen Unrechts gegen die 
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Kirche,' welches dem ersten, der Einziehung der Kirchengüter, beige* 
fügt werden soll 1 )? t 

■ Wäre unser sittliches Bewusstsein durch die fortwährend gegen 
die katholische Kirche geübte Willkür und gewaltthätige Behandlung 
nicht so sehr getrübt, so würde es nicht auffallend erscheinen kön¬ 
nen, wenn in einer katholischen Zeitschrift darüber Beschwerde erho¬ 
ben wird, dass eine Regierung, nachdem sie angefangen hatte, der 
katholischen Kirche gerechter zu werden, plötzlich aurückgreift, upd 
von Neuem unter Anwendung von Gewalt zurückfordert, was der 
. Kirche kaum von Rechtswegen restituirt worden war. Dass diese 
Forderung sich nicht bloss auf die von Herrn Hinschius vertei¬ 
digten dinglichen Patronate beziehe, haften Sie. freilich nicht ausdrück¬ 
lich hervorgehoben,: wohl aber durch die Mittheilung ziemlich ver¬ 
ständlich angedeutet, dass die Regierung alle von den geistlichen 
Corporationen ausgeübten Patronate, die doch Wohl nicht sämmdieh 
dingliche sein konnten, von Neuem für sich in. Anspruch nehme* 
Und so verhält es sich in der Thät. Denn nach den von uns hier 
,im Belgischen eingezOgeaen Erkundigungen nahm der Herr Obexprä¬ 
sident bei den von ihm. geltend gemachten Ansprüchen keineswegs 
fan Sinne des Herrn Hinschius auf eine Verschiedenheit der Titel 
Rücksicht, auf welchen die Patronate ursprünglich beruhten; sondern ver¬ 
langte, dass das Präsentationsrecbt des Staates überall, wo früher 
eine geistliche Corporation ein.solches geübt hatte, von welcher Art 
-es. auch immer sein mochte, von dem Cardinal-Erzbischof anerkannt 
und zugelassen werde. So sind uns vier Fälle bekannt geworden, in 
1 denen eine urkundlich doenmentirte incorporatio plena bestanden hatte, 
.in welchen der Herr Oberpräsident das-Präsentationsrecbt auszuüben 
verlangte und seine Ansprüche bis jetzt aufrecht erhalten haben soll. 
Noch auffallender aber sind zwei andere Fälle, die za unserer Kennt¬ 
nis gekommen sind. In diesen war das Patronatrecht erwiesener 
Maassen ursprünglich als ein dingliches - mit einem Gut verbunden 

1) Auoh in den Verhandlungen, welche der Erzbischof von Posen im 
September 1854 mit einem Königl. Commissar Uber die Patronatsberechtigungen des 
*Fiscüs pflog, und die zu einer Vereinbarung führten, welche durch Aller¬ 
höchste Cabinetsordre vom 26. Octpber 1857 die Staatsgenehmigung, 
und zu Anfang des Jahres 1858 auch die päpstliche Bestätigung er¬ 
hielt, wurde von Seiten des erzbischöflichen Ordinariats an dem Grundsätze festge¬ 
halten, dass (nach Gone. Trident. sess. XXII. e. 11. de ref.) die gewaltsame 
Erwerbung der Kirchen gilt er so wenigeinBechtstitel znr Zueignung 
des Patrouats ist, dass vielmehr auch das wohlerworbene Patronat- 
reoht dadurch untergeht, „ etiamrt (rajptor) imperiali aut regali praefulgeat 
dignitatef* dass dagegen Fibcus durch Uehereignung der Kirchengitter 
Pflichten übernommen und diejse auch anerkannt hAhe. (A. d. B.) > 
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gewesen, weiches letztörÖ der königliche ^Ftsctis lndess bereits vöt 
mehreren Jahren veräussert hatte. Nichts desto weniger verlangte der 
Herr Oberpräsident das Patronatrecht über die vacant gewordenen 
Pfarreien auszuüben und hat, soviel uns bekannt geworden, bis heute 
noch einem dieser Pfarrer die von demselben aus dem Klostergut 
stets bezogene Gehaltszulage desswegen vorenthalten , weil die Erz¬ 
bischöfliche Behörde dieses in der That nach Ihrer Aeussernng von 
allen katholischen, wie protestantischen Canonisten längst als nichtig 
erklärte Paitronat nicht anerkannt hat 1 ). Was aber die Gemüther der 
Katholiken hier am tiefsten verletzt hat, ist die Sperrung des Gehal¬ 
tes, welche der Herr Oberpräsident alsbald bei den betreffenden Stel¬ 
len eintreten liess, wo seine Forderungen nicht -anerkannt wurden. 
Das dankbare Andenken an die Stifter und Klöster war im Bewusst¬ 
sein der älteren Leute noch nicht erloschen; sie erinnerten sich noch 
lebhaft dessen, was jene für den Bau und Unterhalt der Kirchen, für 
den Unterricht, die Seelsorge und die Armen gethan hatten. Der Staat 
hatte sie supprimirt und deren Güter eingezogenden Pfarrern und Vicä- 
ren aber ein durehgehends kärgliches Gehalt auf die Domänencasse an¬ 
gewiesen. Die Hauptlasten aber zur Bestreitung dieser Bedürfnisse, 
welche sich bei' der wachsenden Bevölkerung von Jahr zu Jahr stei¬ 
gerten, mussten jetzt durchgängig die Gemeinden tragen. Nun wurde 
auch noeh dieses geringe Gehalt gesperrt wegen eines Streites, an 
dem sie wie ihre Seelsorger keine Schuld trugen und zu dessen Be¬ 
endigung sie nichts thun konnten, und nun sollten sie auch noch 
ihren Seelsorgern, welche sie ohne Benachteiligung ihrer heiligsten 
Interessen nicht entbehren konnten, das vorenthaltene Einkommen er¬ 
setzen! Herr Hinschius hat diesen Punkt mit Stillschwei- 
•gen übergangen, obgleich er ausdrücklich von Ihnen war hervor¬ 
gehoben worden und es uns scheint, er reiche' allein aus, um die von 
Ihnen gegen die Regierung erhobene Beschwerde genügend zu recht- 
fertigen und deren Verfahren als ein unerhörtes zu bezeichnen. Dafcu 

1) Dass der Vorbehalt des Präsentationsrechtes bei dem Verkaufe eines Gutes 
woran es haftete, ungültig ist und in einem solchen Palle wieder die collatio libera 
des Piscus eintritt, ist schlagend nachgewiesen von H. Qcrlach, das Präsentations¬ 
recht auf Pfarreien. München 1854. S. 82—88. Ein solcher’Vorbehalt war früher 
von Seiten der Regierung auch in anderen pretissischen Provinzen 
beim Verkauf fiscalischer Güter gemaoht worden. So namentlich auch 
in Posen. In der in der vorigen Note erwähnten Vereinbarung, welche im 
September 1854 zwischen einem Bevollmächtigten des Ministeriums 
. und dem Erzbischof zu Posen über die Patronatsbereehtigungen des 
Fiscus geschlossen wurde, wurde auch für derartige Fälle die libera collatio 
"episcopi und das Aufhören der fiscalisohen Berechtigung von Seiten des Köhigl. Com- 
misaarius grundsätzlich zogflstanden. (A. d. R.) 
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kam, dass die Regierung im Jahre 1861 plötzlich mit dfesen Ansprü¬ 
chen hervortrat, nachdem der Cardinal -Erzbisehof zwölf Jahre lang 
alle diese Stellen frei besetzt hatte. Denn wie Sie in Ihrer Erwiede¬ 
rung richtig hervorgehoben haben, hat der Staat seihst durch den 
Art. 18. der Ver£a$sungsurkunde alle von ihm in Folge der Säculani- 
sßtion geübten Ernennungen und Präsentationen zu kirchlichen Stellen 
beseitigt, da unter dem in diesem Artikel ausgenommenen Patronate 
nur ein solches verstanden werden kann, welches in der vom Kirchen¬ 
recht vorgeschriebenen Weise zu Stande gekommen ist. besetzt also 
auch, man habe gemäss der Theorie des Herrn H-inschius von dem 
Standpunkt des Staates das Recht, nur nach den von diesem erlasse¬ 
nen Verordnungen, ohne Rücksicht auf die ewigen Grundsätze der 
sittlichen Weltordnung, zu beurtheilen, so müsste man nichts desto 
weniger annehmen, dass in Prenssen das auf die Einziehung der Kir- 
chengüter gegründete Ernennungsrecht des Staates zu geistlichen Stel¬ 
len aufgehoben sei. Dass auch die Regierung den Art. 18. in die¬ 
sem Sinne verstanden hat, ergibt sich unzweifelhaft aus den That- 
sachen, dass, sie nicht nur hierorts keine Präsentationen mehr zu sol¬ 
chen Stellen seit dem Erlass der Verfassung ausgeübt hat, sondern 
auch in den mit mehreren Bischöfen seitdem abgeschlossenen Ueber- 
einkommpn das den Ordinariaten zurückgegebene freie Besetzungs¬ 
recht für den bei Weitem grössten Theil dieser Stellen ausdrücklich 
anerkannt hat- Wenn ip einigen dieser Vereinbarungen nichts desto 
.weniger gewisse Kategorien von Stollen ausgenommen worden sind, 
.so mus£ map das als eine Inconsequenz ansehen und dein auch in 
apderen Beziehungen zu Tage, getretenen Bestreben der Regierung 
zpschreiben, das Recht, welches der t Kirche ip der Verfassung zurück¬ 
gegeben worden war, ihr auf dem Verwaltungswege wieder zu ver¬ 
kümmern, Denn eben in den von Ihnen erwähnten Vereinbarungen, 
welche, die Regierung mit deu Hochwürdigsten Bischöfen von Pader¬ 
born upd Münster getroffen hat, hat sie ausdrücklich anerkannt, dass 
alle Patronate, welche früher den Dignitären und Officianten in den 
Capiteln und Klöstern zustanden, sowie alle diejenigen, welche die 
auf der linken Rheinseite gelegenen Stifter und Klöster besassen, der 
freien Gollation der Ordinarien anheimgefallen sind. Damit war der 
Sinn, in welchem dor Art. 18. der Verfassung zu interpretiren sei, 
principiell auch von der Regierung anerkannt und es war nur eine 
Inconsequenz in der Ausführung dieses Pripcips, wenn in diesen Ver¬ 
einbarungen nichtsdestoweniger bestimmt wurde, dass alle diejenigen 
Stellen, zu welchen aufgehobene Stifter, Klöster oder andere kirch¬ 
liche Corporationen als Corporationen vermöge eines wirklich vor hau- 
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denen Patronatrechts präsentirt hatten, auch ferner wie bisher dem 
ffscalischen Patronatrechte unterliegen sollten. Denn warum sollte 
das Patronat, welches die Dignitäre und Officianten der Capitel und 
Klöster besassen, durch die Verfassung'aufgehoben, das aber, Welches 
diesen geistlichen Corporationen als solchen zustandj dem Staat ver¬ 
blieben sein? Waren ja diese Corporationen kirchliche InStitrite, wie 
auch deren Dignitäten und Officien und die einen so gut wie die 
anderen in derselben Weise untergegängen. Demnach musste mäh 
eonsequent folgern, dass das Patronat der einen wie der anderen an 
den Ordinarius zurückgefallen und das bisher von der Staatsregierung 
auf Crund der Aufhebung beider ausgeübte Ernennungsrecht durch 
den Art. 18. der Verfassung in dem einen wie in dem anderen" Palle 
aufgehoben sei. ' ' . .. . . . ; 

Herr Hinschius glaubt indess am Schluss seines Artikels eine 
principienlose Vereinbarung als das beste Auskunftsmittel empfehlen 
zu müssen, da eg in den meisten Fällen unmöglich sein werde, die 
. Natur der einzelnen Titel festzustellen. Aber auch hierin können wir 
ihm nicht beistimmen. Selbst wenn seine Theorie richtig wäre, dass 
.die dinglichen Patronate mit den eingezogenen Kirchengütern auf deu 
Staat übergegangen seien, so müsste, doch in dem Falle, wo diesel¬ 
ben sich nicht mit.Sicherheit als dingliche nachweisen lassen, ange¬ 
nommen werden, dass hier die freie Collation des Bischofs eingetreten 
sei, da dem Ordinarius, wie auch Pichter in seinem Lehrbuch 
§. 194, ganz gichtig bemerkt, für die freie Verleihung: der Benedeien 
seiner Diöcese eine schlechterdings nicht in Abrede zu stellende Ver- 
muthung zur Seite steht. Allein wir haben uns oben über den Werth 
der von Herrn Hinschius aufgestellten Theorie hinreichend ausge¬ 
sprochen. Die Frage ist einfach die, ob das der Kirche durch die 
.Einziehung der Kirchengüter zugefügte Unrecht anerkannt und ihr 
. wenigstens die mit denselben entzogenen geistlichen Rechte restituirt 
werden sollen, wie dies die Staats Verfassung dureh .den Art 18. ge- 
, than hat, oder ob nach Vollbringung des ersten Unrechts auf Grund 
desselben auch noch ein zweites an ihr begangen und mit den geist¬ 
lichen Gütern auch die geistlichen Rechte, welche für deren geist¬ 
lichen Besitzer an denselben hafteten, ihr genommen werden sollen, 
selbst jetzt noch, wo die Staats Verfassung sie der Kirche, der sie 
immer rechtmässig gehörten, zurückgegeben hat. Das ist der Kern 
der Streitfrage und das die Grundsätze, hach denen allein eine recht¬ 
liche Regulirung derselben erfolgen kann. Mag es am Ende, wie 
Herr Hinschius mit Ihnen hervorhebt, ziemlich gleichgültig sein, 
ob die Regierung einige Patronate mehr oder weniger hat; so ist es 
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ahw. kgippsitegs gleichgültig, ob die-Kirche, das letzte- Bollwerk 
gegen den Socialtemus und die Revolution, deren Grundsätze die 
weltlichen Fürsten bei der Säcularisation zu den ihrigen gemacht 
haben, die; Grandpripcipien, des Rechts und der sittlichen Weltord- 
nnng aufgibt und Grundsätze anerkennt, die am Ende zum Verderben 
des Staates wie der Kirche ausschlagen müssten. Wir würden daher 
dem Cardinal und Erzbischof nur unseren vollen Beifall schenkten 
hbnnep, ^enu. er sich auf kein willkürliche« Abfinden in dieser An¬ 
gelegenheit eipläs^t und mit der Entschiedenheit, die seiner hohen 
Stellung in Kirche und Staat geziemt, zum Wohle beider, unbeirrt 
seihst durch die gegen ihn angewendete Gewalt, an den ewigen Grund¬ 
gesetzen des Rechts unerschütterlich festhält und auf keine Traue¬ 
actionen eingeht, die von diesen Grundsätzen nicht ihren Ausgang 
nehmen. 

- In diesem Minne haben auch die Geistlichen und' Gemeinden 
nach de« von uns hier zu Lande angestellten Beobachtungen die 
•Streitfrage aufgefasst und deren Tragweite wohl begriffen, wesshalb 
auch beide ihrem Erzbischof in diesem Kampfe in unerschütterlicher 
Treue zur Seite stehen. Was insbesondere den Klerus betrifft, so 
freuen wir uns, die Einsicht und Berufstreue desselben durch eine 
Thatsaehe constatiren zu können, die demselben zuin höchsten Ruhnte 
gereicht. Bekanntlich hatte die Regierung die Erledigung mehrerer 
glänzenden Pfarreien dieser Art durch die Amtsblätter bekannt ge¬ 
macht und die Geistliehen aufgefordert, sich bei- ihr um- die Ver¬ 
leihung derselben zu bewerben. Aber obgleich ein grosser Theil der 
Pfarrer nur ein sehr dürftiges Auskommen hat und mit Recht eline 
Verbesserung seiner Lage wünschen muss, so hat sich doch keiner 
von ihnen bereit finden lassen, bei der Regierung die Verleihung 
einet der ausgeschriebenen Pfarreien nachzusuchen. Hoffen-wir, daäs 
auch die Regierung zur Erkenntniss dessen kommen werde, wns iu 
diesen Sache zum wahren Wohle des Staates gereicht und sich nicht 
ferner mehr der Einsicht verschliesse, dass die Gerechtigkeit das 
allein sichere Fundament dos Staates und die Kirche dessen festeste 
Stütze ist 
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üeber die Zehentverfassuna: in prenssisch Schlesien 

vom fürstbischöflichen Stiftsassessor Schuppe zu Nejsse. 

„Sehen seit langer Zeft/ beginnen'die Motive in dem Gesetz 

• vom 2. Märe 18ÖO betreffendste AblÖsnng dcir RSallästen, „ist die 
preussische Staatsregierung mit Eifer darauf bedacht gewesen, zur 
Kräftigung des Landes und seiner Bewohner' <fen ; Grundbesitz von 
allen, dessen erspriesslichere Benutzung hemmenden Beschränkungen 

i m befreien, lind insbesondere diejenigen Verhältnisse zu lösen, welche 
als Reste einer vergangenen Zeit den,’ derh Bauernstände angehörigen 
■ Personen und Grundstücken, den Gutsherrhnntid ihrem Grundbesitze 
gegenüber, eine Abhängigkeit und Gebundenheit aufCrlegteh. ‘ Das 
Eidiot - vom 9. October 1807 hob dfe Erbuntertänigkeit, den Unter¬ 
schied zwischen den Freien und Unfreien gänzlich auf; es gestattete 
den Erwerb von adeligen, bürgerlichen und bäuerlichen Grundstücken 

• allen Ständen. Das Edict vom 14; September 1011 gewährte den 
lassitischen bäuerlichen Wirthen einen Rechtsanspruch auf Verleihung 
des Eigenthums der in ihrem Besitze befindlichen 1 Grundstücke gegen 
«ine Entschädigtang an den Gutsherrn; die so’bemessen wurde, d'ass 
der regul irende Wirth im Stande blieb, seine Abgaben an den Staat 
Und den Gutsherrn ferner zu entrichten und sich'nebst seiner Familie 
■zu ernähren. Später folgende Gesetze gestatteten die Ablösung der 
Dienste, grundherrlichen Abgaben lind anderer Prästationen, auch von 
den bereits zu Eigenthum, Erbpacht oder Erbzins besessenen Grund¬ 
stücken, und cröffneten den Weg zur* Aufhebung der" der Landescui- 
tur schädlichen Servituten und Gemeinheitert. Die gesicherte Lage 
und der -Wohlstand, dessen sich ein grosser'' Theil des bäuerlichen 
'Standes bereits erfreut, sind unverkennbar die wöhlthätigen Folgen 
jener Gesetze/ 

Nachdem jedoch, wie weiter atasgeführt wird, die spätere Legis¬ 
lation diese Bahn des consequenten Fortschritts mehrfach verlassen 
and namentlich im Laufe der letzten Jahre das Bedürfnis gefühlt 
, und vielfach in Anregung gebracht worden, auch die noch übrigen 
-schädlichen Ueberreste des- alten gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisses 
. zu beseitigen, nachdem ferner doreh Art. 40. der VerfaSsungsürkunde 
.das'Recht der freien Verfügung über das Grundeigentum festgestellt, 
die TlieHbarkeit dieses Eigenthums und did Ablösung der Grundlasfe’n 
gewährleistet, ««gleich aber-auch die unentgeltliche Aufhebung der 
GeHchtsherrliohkeit and’Untertänigkeit "und der aUs dieser stammen¬ 
den Verpflichtungen ausgesprochen worden , war die definitiver Kegu- 
Urung dieser Verhältnisse eine unabweisbare Notwendigkeit geworden. 




*308 Schuppe, lieber die Zehentverfassung in preusstecta Schlesien. 

Ausserdem aber waren die gesetzlichen Vorschriften, welche einander 
mehrfach abänderten und ergänzten, so zerstreut, dass die Staats¬ 
regierung schon der nöthigen Uebersichtlichkeit und Uebereinstimmung 
wegen sich längst die Aufgabe gestellt hatte, jene Vorschriften zu 
einem einfachen, der praktischen Brauchbarkeit mehr entsprechenden 
Ganzen zu vereinigen. 

Das Gesetz hob hiernach eine Anzahl .gutsherrlicher Rechte 
ohne Entschädigung auf, gab für die Ablösung anderer die nöthigen 
drundsätze. und ordnete auch die Verwandlung der den kirchlichen 
Instituten an Zehnten und anderen Abgaben zustebeBden Berechtigungen 
in Geldrenten an, indem es für die definitive Ablösung .derselben ein 
besonderes Gesetz in .Aussicht stellte. 

Statt des versprochenen neuen Gesetzes erging jedoch zunächst 
die Verordnung vom 13. Juni 1853, durch welche alle noch nicht 
rechtsverbindlich erfolgten Verwandlungen von solchen, deu kirchlichen 
und Schul-Instituten zustehenden Reallasten in Renten vorläufig siafirt 
wurden. 

Endlich erschien das Gesetz vom 15. April 1857 , welches die 
Ablösung der den Kirchen, Pfarreien, geistlichen und Schul-Instituten, 
sowie den frommen und milden Stiftungen anstehenden Reallasten 
definitiv regelte. Darnach sollen feste Abgaben in Körnern, Holz 
oder Brennmaterial in der bisherigen Weise fortentrichtet werden. Die 
übrigen, zur Ablösung kommenden Reallasten sollen aber, nachdem 
ihr Jahresweith nach den Grundsätzen des Gesetzes vom 2. März 
1850, jedoch mit Ausschluss des im §. 26. 1. c. wegen der geringe¬ 
ren Beschaffenheit der Getreideabgabe angeordneten Abzugs von fünf 
Procent, festgestellt worden, in Roggenrenten verwandelt werden. 
Diese Roggenrente soll aber nicht in natura, sondern in Geld nach 
dem jährlich durch eine Durchschnittsberechnung zu ermittelnden 
Preise des nächsten Marktortes und der Hauptmarktzeit (gewöhnlich 
MartiniJ entrichtet werden. Eine C&pitalszahlung für die so festge¬ 
stellte Rente und die, wie vorerwähnt, bleibenden festen Leistungen 
soll nur im Wege der freien Vereinigung stattfinden. Für die festen, 
regelmässig wiederkehrenden Geldabgaben, sowie für diejenigen Ren¬ 
ten, welche nach Massgabe der, vor Erlass des Gesetzes vom 2. März 
1850 gültig gewesenen Gesetze festgestellt worden, wurde bestimmt, 
dass sie auf Antrag des Verpflichteten durch Zahlung eines Capitals 
im 25fachen Betrage abgelöst werden können; hierbei wurden dem 
Verpflichteten 4 einjährige, aufeinanderfolgende Termine mit der Mass¬ 
gabe gestattet, dass die einzelnen Raten mindestens 100 Thlr. be¬ 
tragen müssen. 
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Diejenigen Geldrenten dagegen, welche für die Ablösung von 
Reallasten oder Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verhält¬ 
nisse nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 2. März 1850 be¬ 
reits .auf rechtsbeständige Weise festgesetzt worden, sollen sowohl 
auf Antrag des Berechtigten als des Verpflichteten durch Capitals- 
zahlung im 33V 3 fachen Betrage abgelöst werden, sofern nicht durch 
Vertrag ein anderer Multiplicator festgesetzt ist. Von dieser Capitals- 
zahlung kann sich' der Verpflichtete nur befreien, wenn er sich der 
Umwandlung der Geldrente in eine Roggenrente nach Massgabe des 
vorliegenden Gesetzes unterwirft; für deren Berechnung der Durch¬ 
schnittsmarktpreis der letzten 24 Jahre vor Anbringung der Provo- 
oation auf Feststellung der Geldrente zu Grunde zu legen ist. 

Ferner wurde angeordnet; das» Reallästen, Welche den Bestim¬ 
mungen der Cabinetsordre vom 16. Juni 1831 wegen Wiederherstel¬ 
lung der schlesischen Zehentverfassung unterliegen, nur im Wege 
der freien Vereinigung in Reuten verwandelt oder durch Capital abge¬ 
löst werden können. Bestehen jedoch derlei' Reallasten in anderen 
Naturalleistungen als festen Abgaben an Körnern, Holz oder Brenn¬ 
material, so ist zwar ihre Umwandlung nach Massgabe der oben er¬ 
wähnten Bestimmungen dieses Gesetzes zulässig, doch findet wegen 
des zeitweisen Rühens der Last keiri Abzug statt, wogegen die Rente 
auch so lange nicht entrichtet wird, als die Reallast ruht 

An diese Bestimmungen reihten Sich andere über die bei Zer¬ 
stückelung von Grundstücken geltenden Grundsätze und transitorische 
Anordnungen. 

In den folgenden Zeilen soll die Einwirkung dieses Gesetzes 
auf die schlesisfehe Zebentverfassung im Allgemeinen*) beleuchtet 
werden; daher werden bei den folgenden Erwägungen nur die eigent¬ 
lich kirchlichen Abgaben, nicht aber die aus dem gutsherrlich-bäuer¬ 
lichen Verhältnisse herrührenden Lasten in’s Auge zu fassen sein. 

1. Der Zehnte, die Abgabe des zehnten Theils der gewonne¬ 
nen Früchte, stammt bekanntlich aus dem Judenthume; die Ansicht, 
dass ein Jeder verpflichtet sei, den zehnten Theil des Ertrages seiner 
Grundstücke zur Verherrlichung Gottes, zum Besten seiner Mitmen¬ 
schen abzugeben, erhielt im Christenthume die Geltung einer Gewis¬ 
senspflicht. Mit der Zeit ging dieselbe so sehr in die allgemeine 
Anschauung über, dass nicht bloss ältere, fränkische Concilien die 
Erfüllung dieser Pflicht bet Strafe der Excommunication befahlen, 

1) Betrachtungen einzelner Bestimmungen und Fälle sollen, wenn möglich, 
später naehfolgen. 
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sondern aueb^die Könige eie für eine bürgerlich erzwingbare Verbind¬ 
lichkeit erklärten und den Zehnten von den Grundstücken des Fiscus 
selbst an die Kirche leisten Hessen. Eine Ausnahme von der Regel 
wurde nicht statuirt, der Grundsatz „clericus clericum non decimat“ 
hat eine. sehr eingeschränkte Bedeutung und sind viele Fäile bekannt,, 
dpss von Grundstücken kirchlicher Institute an andere solche Institute 
der Decem entrichtet werden musste. 

Zuerst wurde der Zehnte von Jedem an «eine Taufkirche abg«' 
führt; aus den Gaben wurden 4 Theile gemacht, für den Bischof,' 
für die Geistlichen, die Kirche und die Armen, häufig auch nur' 
3 Theile, weil man annabjpa, dass . Bischof und Geistliche von «eibat 
so viel, als sie entbehren könnten, am -die. Annen' 7 abgeben würden«) 
Bald jedoch, bildeten sich .manche Ausnahmen; von gewissen Aeckern 
worden-die Zehnten -an den Bischof, von anderen an die Ortskirche, 
entrichtet und mit dem schärferen. Hervortreten des Pfarrsystem» 
wurde regelmässig. die Pfarrkirche des. Orts, sofern nicht durch be+ 
sondere« Privilegium eine andere Kirche berechtigt war, die Eigene 
tbümeiin des Zehntrechts; auch gestaltete sich die Sache so, dass 
grösstentheil* der Decem, die Eesenüe des Pfarrers bildete und die 
Kosten für Gottesdienst und Kirahenbauten aus anderen Mitteln be» 
stritten wurden. ,Dae Viertheil des Bjschpfs ist. gäiudich in Wegfall 
gekommen, doch bezieht dieser noch bestimmte .andere Abgaben, den 
vollen Zehnten von einzelnen Realitäten, Bischofevierding, ferton etc. 
Auch wurde für manche Grundstücke statt des Zehnten im Laute der 
Zeit eine andere bestimmte Abgabe in Körnern, sonstigen Naturalien 
oder.in Geld festgesetzt., 

r . Aus dieser Darstellung ergibt sich, d&SS nach, der ältesten kirch« 
liehen und weltlichen Gesetzgebung alle ; bebauten, ertragfähigen 
Grundstücke der Kirche abgabenpflichtig waren; der Zehnte war eine 
allgemeine Reallast. . < . 

!?. Für Schlesien lässt sjch aus besonderen Gründep dasselbe 
annehmen. 

Die .Stiftungsurkunde des Bistbump Breslau ist .verloren gegam 
gen; es ist .aber bekannt, dass Schlesien als slavisches Land zum 
Christenthnme bekehrt wurde und Breslau ein Suffraganbjsthum des 
Bistums Gnesen war; .daher bieten die SSftungsbpiefe für andere 
slgvischc Länder passende Analogien. > 

In der, Urknnde . über Errichtung des Bisthums Rateeburg von 
1158 heisst es wörtlich: 

Census autem per omnes terminos horum trium episcopatuum 

erit de uuo (sc. manso) tres mensurae siliginis, qui dicitqr 
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Khrk, soiidus unus, toppns fira unirs, pnllus unas, ex Ms ha- 
bebit sacerdos parochialis dnos nummos et tertium niodium. 
PoStquam autem, Schlawis ejectis, terra decimalis fuerit, decima 
tota vacabit episcopo, qui cum domino fundi de dotibuS aget 
«ccleöiarum parochialium, scilioet ut qu&tuör mansis dotentur 
cum ceusi8 et decima. 

> Der ganze 'Zehnt stand also dem Bischöfe/ zu und sollte dieser 
mit'dem Grundherrn über Dotirung-der Pfarrstelkm dahin verhan¬ 
deln, dass Zinse und Zehnte von 4 Kufen je »einer Pfarrei zugewie¬ 
sen wurden. Dass das Bisthum Breslau thit dtem Zehnten dotirt 
worden ist, geht ferner aus: einer Urkfendedes Bischöfe Wenzel vom 
28; März 1888 hervor*, in welcher gesagt tat, • dass die Ktrohe van 
Breslau fundirt, errichtet und eingesetzt sei, h. >' 

in, super et dedeeimis agrorüm; otoniitM Wnattelaviensis dieCt- 
cesig, nec aliquis hOrainum deoimas in eadem Vr»tid»vi«tti 
dioeebsi, nisi ab eadem eSclesia Vratislaviensi aibi siat coaces- 
safi, habuerit vel possit habere *). ■ 

Hieraus ist mit Sicherheit zu folgern , 'dass der Zehnt Ufls WH-. 
gemeine Reallast bestand; dem „agborktm omriium“ steht bähe Aus¬ 
nahme entgegen, man scheint an die Möglichkeit einer solchen gar 
nicht gedacht zu haben; nur das ist erwähnt* dass kein Laie im Be¬ 
reiche der Diöcese einen Zehnten besitzen kamt, wenn er ihn nicht 
von der Breslauer Kirche «worben hat. 

Als die Urkunde, welche unserer ganzen Zehntverfassung «t 
Grunde liegt, wird der Colowrath’sche Vertrag vön 1504 angesehen; 
derselbe besagt: 

„Was anbetrifft das Stuck des Zehendes, so voh den Eigen* 
thümern der iFürstenthümer und Länder den Geistlichen zu 
geben gebührt, soll ohne alle Widerrede und Vorhaltung, nach 
Fruchtbarkeit (als der Zehend ausweislet) den Geistlichen ge 1 
reicht werden , und die Geistlichen sollen und wollen solchen 
Gettayde* Zln8s oder tZehenden, so ihnen 3 Tage wissentlich 
-vorah verkündigt, auf dem Felde nehmen; u. s. w. 

Ferner: 

Auph um den Zehehden von den wüsten Gütern, sollen die 
Geistlichen an den Enden, wo ihn der Zehende von den wütteu 
Gittern in den vergangenen Jahren gegeben, noch älio nehmen; 


1) Djßse, beiden Urkunden haben «mir nielit Vorgelegen; irte sind entnommen 
ans dem Anträge Osterrath und Genossen vom 19. Febrttar 1856 im Abgeordneten- 

bätfe. ‘ 1,1 ‘ 
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wo die decimae aber von dep wüsten Gütern nicht genommen 
worden, sollen die Geistlichen auch keinen nehmen, eo lange 
bis die Güter besetzt worden und des Besitzers Frey-Jahre 
verstrichen sein;“ 

Bas Königliche Ober-Tribunal hat in einem Erkenntnisse vom 
8. März 1854 angenommen: 

Aus dem Colowrath’schen Vertrage , von 1504 lässt sieh eine 
allgemeine Zehntpflichtigkeit aller < in Schlesien innerhalb einte* 
gewissen Paroehie gelegenen i ländlichen fruchttragenden Grund¬ 
stücke nicht herleiten. : i 

Es scheint jedoch eine ändere' Folgerung die richtige und gerade 
der Schluss gerechtfertigt zu sein, dass der Zehnte in Schlesien eine 
allgemeine Reallast ist. Bas Ober-Tribunal stützt sich darauf, 1 dass 
die allgemeine Zehritpflfohtigkeit alierAecker nicht ausdrücklich aus¬ 
gesprochen und nur die Erhebungsart in dem Vertrage bestimmt ist. 
Ersteres ist allerdings riehtig^ die Art und Weise, wie der Vertrag 
sich ausdrückt, lässt aber gerade za<dfer (entgegengesetzten Annahme 
gelangen, denn er spricht ganz allgemein: 

„Was anbetrifft das Stuck des Zehendes, so etc. gebührt.“ 

Bass die Partikel „so“ in älteren Schriftstücken mit „welcher“ 
gleichbedeutend gebraucht wird, ist bekannt; schon aus dieser Allge¬ 
meinheit des Ausdrucks lässt sich schliessen, dass die Zehntpflichtig- 
keit aller Grundstücke unzweifelhaft und gar nicht bestritten war. 
Man hat aber ausserdem über einen streitigen Punkt, eine Ausnahme, 
Festsetzungen getroffen,' nämlich über den Zehnten von den wüsten 
Gütern; dieser soll, je nach der Observanz des einzelnen Ortes ent¬ 
weder fortgeleistet oder erst dann wieder genommen werden, wenn 
die Güter besetzt und des Besitzers Freijahre verstrichen sind. Hieraus 
ist man wohl befugt zu schliessen, dass, wenn ausser den wüsten 
Gütern noch irgend weicht Befreiungen stattgefunden hätten, diess 
auf irgend eine Weise angedeutet worden wäre; es ist gar nicht an¬ 
zunehmen, dass, wenn überhaupt Ausnahmen existirt hätten, hierüber 
nicht auch Streit gewesen und durch den Vertrag hätte erledigt wer¬ 
den sollen. 

Für die allgemeine Zehntpflichtigkeit sprechen ferner noch zwei 
andere Urkunden. > 

Bie Liegnitzische Breydings-Ordnung vom 1. September 1660 
bestimmt nämlich: 

4. Es soll ein jeder dem Pfarrer den Becem und was andere 
Gebühr sei, zu rechter Zeit und auf deu Tag, der hiezu depu- 



Scht&pe. lieber die Zehentvetfassung ln preussteth Schlesien: 313 

' titt. erirdy einetellen; wer aber hierinnen säumig, soll der Kirche 
zwölf 'Groschen Straffei geben. 

Audi hier ist nicht der mindeste Vorbehalt gemacht, dass das. 
Gut überhaupt decempflichtig sein müsse; für das Fürstenthum Lieg-: 
nit* dürfte in dieser Dreydings-Ordnung der Beweis der allgemeinen 
Zehntpflichtigkeit noch besonders geführt' sein. 

Endlich besagt die Altranatädtische Convention von 1707; 

$. 4; Die von- Adel Und- andern Katholische (welche unter Augs- 
. burgischen Confessionshirchens und Pfarrer wohnen oder ihre 
Güter haben) sollen dem Pfarrer der Augsburgischen Gonfession 
die Deeimas und andere Einkünfte (so unter die Taxam stolae 
gehören) entrichten. 

- Hier ist i die unbedingte Berechtigung der Pfarrei ausgesprochen; 
die Frage, ob einzelne Grundstücke vom Deoem frei sein konnten, 
ist gar nicht aufgeworfen. Da nun in allen diesen Documenten nir¬ 
gend -davon ijie Rede ist, dass nur bestimmte Bezirke oder Grund¬ 
stücke zehntpflichtig seien, alndere aber nicht, so lässt sich die Fol¬ 
gerung nicht von der Hand weisen, dass an die Möglichkeit einer 
solchen Befreiung bei Abfassung der Urkunden gar nicht gedacht 
werden konnte, weil sie eben nirgend existirte, weil, wie oben gesagt, 
der Decem eine allgemeine Reallast war. 

Nach der preussischen Hypothekenordnung von 1783 L §. 48. 
gehört der Zehnte 1 zu denjenigen gemeinen öffentlichen Lasten, welche 
einer Eintragung ins Hypothekenbuch nicht bedürfen; nach §. 865. 
T. 11. Th. XL des A. L. R. gilt, wenn ansgemittelt ist, dass dem 
Zehentberechtigten das Zehentrecht über eine gewisse Feldmark zu- 
stefat, die Vennuthung, dass alle in dieser Feldmark gelegenen Grnnd- 
stüoke demselben zehentpflichtig sind; das Recht über die Feldmark 
mnss aber erwieben werden. Das Schlesische Provinzialrecht derogiit 
zwar dem Landrecht und das Ober-Tribunal hat den CoUowrath’scheu 
Vertrag als schlesisches Provinzialgesetz anerkannt; nach der oben 
erwähnten Auslegung desselben mnss aber in Schlesien im Bestrei¬ 
tungsfalle das Zehentrecht der Kirche oder Pfarrei über einen gewis¬ 
sen Bezirk nachgewiesen werden, so dass lediglich die allegirte Be¬ 
stimmung des Landrechts mitscheidend ist. i 

3. In Schlesien wird jedoch der Zehnte nicht von allen .ver¬ 
pflichteten Grundstücken geleistet. Durch Kabinetsordre vom 3. März 
1758 Ordnete- nämlich Käitijg Friedrich II. an, dass die der katholi¬ 
schem Geistlichkeit gebührenden Zehntem und anderen Abgaben nicht 
geleistet werden sollten, wenn das Grundstück sich in den Händen 
eiöss evangelischen Besitzers befände; die Kabinetsordre vom 30. Sep- 
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ptember 1765 und das Justiz-Departemwitsrescript <voln 2. Februar 
1775 wendeten diese Verordnung auf die errangettsehe 'Geistlichkeit 
an, deren Zehnt zum Ruhen kommen soiite, 'wenn ein Katholik das 
zehntpftichtige Grundstück erwarb. Nachdem die Wirkungen dieser 
Vererdnongen dureh die Kdbinetsordre voniß.Febnisr 1812 eistirt 
worden waren, führte die Ordne vom 16. Juni 1881 dato alte Princip, 
wieder ein , rindern durch dieselbe ^di» sehleefoohe Zehntverfkssung 
ganz'so, wie SiCnach der Ordre vdm 3 . Mars ,1758 bis .zdm.i 6 . Fe* 
bruar 1612 bestanden batte, wiederhergestellt“ wurde. Denk Sollten 
diejenigen KirchenbeamteA, welche sich im Besitz des zehnten befan¬ 
den-, darin bis zu ihrem Abgänge aus ddr berechtigten (Stefie ver¬ 
bleiben. > .• 

Diese. KabSnetsordres machen die schlesische Zefaeatverfkssung 
zu einer ganz esceptioaeUen; die Felgen sind sehr: bedenklicher 
Natur. 

Zunächst ist der Verlast, welchen sehr viele, katholische und 
evangelische Pfarreien durch den seit 1758 resp. 1763 zum Ruhen 
gekommenen Deeem erlitten.haben, äusseret beträchtlich; fein Wieder¬ 
aufleben des Zehnten dadurch, dass das Grundstück in oenfessiötie- 
verwandte Hände kommt, ereignet sieb nur büchst selten, wteil jedes 
Gut für den Käufer, welcher nicht der Confeseion der berechtigten 
Pfarre angehört, einen höheren Werth hat, als ifür einen solchen, der 
den Decem wieder leisten müsste. Aus diesem Grunde entspringt 
d&nn die weitere Folge, dass immer mehr Deectn zum Ruhen kommt, 
weil die Grundstücke unter katholischen Pfarreien an Evangelische 
und umgekehrt besser verkauft werden als en OonfeasiöüsverwiaodtA 
Es lässt sich daher mit Gewissheit annehmen, dass, die Einnahm en 
der schlesischen Pfarreien immer geringer weiden, obgleich das Ver¬ 
mögen nominell keinen Vflrlust erleidet. Hieraus hat sich sohon der 
bedrohliche Zustand gebildet, dass viele Pfarreien wegen Mangel an 
Fonds nicht besetzt werden können, uad an eine iBestecung des Uebelr 
standes ist nicht kn denken. Einem 1855 im Hanse der Abgeordne¬ 
ten gestellten Anträge, in Betreff dieses Gegenstandes War eint „amt¬ 
liche, aber aus Mangel an Zeit noch sehr unvollständig gebliebene“ 
Nachweisung der den evangelischen Pfarren durch das Gesetz wen 
1831 erwachsenen Verluste beigefügt. ‘Dieselbe schliesst j mit einem 
eingetretenen Verluste von 38 8 cheffel 7 Metze* Wälze», 1118 Sfebfef* 
fei 7 Metzen Roggen, 1Ö89 Scheffel $ Metzen ' Hafer uad 54 Thlh 
7 8 gr. 11 Pf. in Gelde ab 9 die durch das Ausscheiden sbleher Geist¬ 
lichen, welche sich 1831 sehen' im Besitze der berechtigten 1 ätedleu 
befunden hatten, noch .zu erwartenden Nachthedfe wartanebeakdls «ei Ü» 
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betriebt Reh und dl« Verirrst« der katholischen Kirche jedenfalls noch 
bedeutender. ! ' 

1 : Zur Hebung dieses Üebelstaiides beantragten unter dem 19. Fe¬ 
bruar 1858 die Abgeordneten Österrath und Genossen im Hause 
der Abgeordneten die Annahme eines Gesetzentwurfes, durch welchen 
unter Aufhebung aller entgegenstehenden Bestimmungen die Abgaben 
aft Zehnten etc. fn Schlesien für dingliehe *) erklärt werden sollten, 
welche von jedem Besitzer des verpflichteten Gutes, „mithin ohne 
Aticksieht aUf das GlaubenBbefrenntniss des Grundbesitzers“ geleistet' 
werden müssten. " ! ■" ; 

1 Die Commission zur Bferathung dieses Antrags konnte demselben' 
aus verschiedenen ‘ Gr ü n den Ihre Zustimmung nicht gehen, sondern 
schlug, nachdem di4 Commissarien der Regierung auf die grossen 
Schwierigkeiten, welche der Sammlung des nothwendigen Materials 
«ntgegeuständen ) hingewiesen und hierdurch zn erkennen gegeben, 
dass eine Regierungsvorlage noch tri längerer Zeit nicht zu erwarten, 
dem Hause die Annahme eines Gesetzes vor, welches die Wirkungen 
der Kabihetsordre von 1831 in der Art aistirte, dass eine Verände¬ 
rung in der Person oder Confession des Besitzers eines zehentpflich¬ 
tigen Grundstücks das Ruhen der Abgabe künftig nicht mehr zur 
Folge haben sollte. ' :l 

Ein legislativer' Erfolg ist durch den Antrag nicht erreicht wor¬ 
den^ bei Berathung des'Gesetzes vom 15. April 1857 kamen auch 
die schlesischen Verhältnisse Zur Sprache, wurden aber nur in 5- 8. 
bedacht, dessen Inhalt oben angegeben ist. 

4. Die Kirche hat, wie allgemein bekannt, sich stets bemüht, 
den Decem in ihrer Hand zu behalten und hat Veräusserungen an 
Laien mehrfach streng verboten, ohne jedoch diesen Gesetzen allge¬ 
meine Befolgung verschaffen zu können. Das Princip war unbedingt 
richtig! Der Zehnte hatte den Zweck, die Mittel zum Unterhalt des 
Klerus üüd der Kirchen, zur Ausübung des Gottesdienstes zu gewäh¬ 
ren und hatte die Natur einer auf die Grundstücke radicirten Steuer: 
er beruht auf der oben bereits erwähnten religiösen Anschauung und 
erst dnreh die Veräusserungen an Laien und dadurch, dass Weltliche 
die gleiche Abgabe von ihren Unterthanen zii erheben anfingen, er¬ 
hielt er die nach der jetzigen Gesetzgebung ihm beiwohnende privat- 
rechtliche Natur. Nach dieser seiner eigentlichen Bedeutung konnte 
er daher so wenig, als eine Steuer, veräussert werden, und die reli- 

1) Dinglich waren si« allerdings -immer, cfr. die oben allegirte Bestimmung 

B^tbaä*iiprda*iifc 
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giöse Pflicht, den sehnten Theil der gewonnenen Friiehte abzugeben, 
hat nur den genannten religiösen Zweck, sie hört auf, sobald die 
Leistung nicht mehr zur Erreichung desselben, sondern zum Nutzen 
eines Privatmannes geschehen soll. Aus praktischen Gründen ist die 
Veräußerung schädlich und verboten, weil die Pfarreien’und andere 
berechtigte Institute durch die (grösstentheils) in. Naturalien' bestehen¬ 
den Abgaben vor den Einflüssen schwankender Conjuncturen gesichert 
sein sollen, so dass die Diener der Kirche durch weltliche Sorgen 
nicht gehindert werden, sich lediglich ihrem Berufe hinzugeben. Wie 
schon erwähnt, konnte die Kirche nicht hindern, dass vielfachi die 
Zehnten und die- aus ihnen .hervorgegangenen Abgaben von Laien 
gekauft wurden. Jetzt werden sie nicht mehr gekauft,' sondern ab¬ 
gelöst. Das Wesen dieses Geschäfts besteht aber darin, dass der 
Verpflichtete durch Kapital, oder Rente den Zehnten an sich bringt, 
steht also mit den Gesetzen der Kirche und dem Princip ebenso im 
Widerspruch, wie die früheren Veräußerungen. Die Kirche hat sieb 
jedoch auch in die Ablösungen, finden , müssen , hat die geschehene 
Aufhebung (z. B. im österr. Concordat) als vollendete Thatsache an¬ 
erkannt und im Uebrigen durch Eingehen auf die in Antrag gebrach¬ 
ten Ablösungen, sogar öfters durch eigene Provocationen den verän¬ 
derten Zeitumständen Rechnung getragen. Die bestehenden Ablösungs¬ 
gesetze sind auf verfassungsmässigem Wege zu stande gekommen und 
grossentheils zwingender Natur; eine Beleuchtung ihrer Gerechtigkeit 
würde daher ohne allen Nutzen sein und bleibt also nur übrig zu 
erwägen, ob sie nicht bei richtiger Betrachtung trotz der offenbaren 
Nachtheile, die sie mit sich führen, doch vor anderen auch nicht ge¬ 
ringen Schäden und Gefahren schützen können. 

5. Es unterliegt keinem Zweifel, dass die altkircbliche Art der 
Dotirung von Pfarreien und Kirchen, namentlich auf dem Lande, den 
gedachten Instituten die grösste Sicherheit gewährt, obgleich Verluste 
bei schlechter Ernte auch nicht ausgeschlossen sind. Die durch die 
Ablösung herbeigeführte Umgestaltung des Vermögens ist mit Er¬ 
schwerungen bei der Rechnungsführung und Verwaltung verknüpft 
und hat grossentheils wirkliche Verluste mit sich geführt Manche 
Berechtigungen wurden zur rascheren Beendigung des Verfahrens fal¬ 
len gelassen, andere, namentlich der Feldzehnte zu ausserordentlich 
niedrigen Sätzen abgelöst. Diess liegt theils in. der Gesetzgebung, 
welche die letzten 24 Jahre vor Anbringung der Provocation der 
Durchschnittsberechnung zu Grunde gelegt hat, so dass für den gröss¬ 
ten Theil der Zeit, aus welcher die Fraction entnommen wird, weit 
niedrigere Preise zur Berechnung kommen, als jptet, jedenfalls auf 
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'die Dauer, geltend sind, theils in dem Bestreben der Geistlichen, das 
Verfahren durch Vergleich rasch zu -Ende zu bringen.' So sind dem 
Referenten Fälle bekannt; ; dass der Feldzehnte in einer fruchtbaren 
Gegend mit einer Rente von 12 Sgr. per Morgen abgelöst wurde, 
was einen Bruttoertrag von nur 4 Thaler ergibt, welcher weitaus zu 
niedrig ist; die Pfarrer zogen aber den niedrigen Satz der Fortdauer 
des Verfahrens vor. Wir werden bald finden, ob sie richtig gehan¬ 
delt-habend" ! ° ' 

6 . Wir Raben bereite" gesehen;''dass die schlesische Decemver- 
fassung ihre sehr bedenklichen Seiten hat.' Die Schwierigkeiten bei 
Erhebung der Abgaben, die vielen Kunstgriffe der Verpflichteten, 
dien Berechtigten bei AnsBbung seines Rechts zü fibervortheilen, wol¬ 
len wir nicht erst beleuchten. Ein anderes Moment-zeigt grössere Ge¬ 
fahren; diess ist > die Schwierigkeit des Beweises bei entstehendem 
Streite. Wie oben ■ gesagt, bedarf der Decem nicht der' Eintragung 
in das Hypothekenbuch und ist daher in den' seltensten Fällen ein¬ 
getragen. Demungeachtet kann ein Bestreiten der' Berechtigung den 
Process für das- klagende Institut verloren machen, weil dieses zw'ar 
nicht die Flüchtigkeit des einzelnen Grundstücks, wohl aber seine 
Berechtigung 1 * für- die ganze Feldmark naChweisen muss. Diess ist 
unter Umständen- schwierig, mitunter unmöglich; urkundliche Beweise 
sind selten vorhanden, meistens bestehen sie in Notizen der Kirchen- 
Vorstände, in Rechnungen *) nnd den gewöhnlich sehr unvollständigen 
und■ unbrauchbaren Tabellen'der mit der Erhebung beauftragten Per¬ 
sonen, welche sämmtüch ntfr zu häufig gar keinen Beweis liefern 
können; namentlichseit 1848 ist die Zehntberechtigung Gegenstand 
vieler Pfocesse geworden. Nim hat* die Erfahrung gezeigt, dass die 
Verpflichteten : weit' eher -ini Ablösungsverfahren geneigt sind, ihre 
Verbindlichkeiten anzuerkennen, als rm Pröcesse, namentlich Wenn 
mit billigen Vergleichsvorschlägen ihnen entgegengekommen wird, und 
diess ist‘der Grund, wesshalh Viele Berüchtigte im eigenen Interesse 
niedrige AblÖsnngssätze etnem Stteit ttm höhere oder dem Fortbe¬ 
stehen derLcistung vorgezogen haben. 

Hierzu kommen noch andere Gründe. 

Das Gesetz vom 15. April 1857 gewährt dem Berechtigten die 
Möglichkeit, 'für feste Leistungen den 25fachen Betrag als Capitals- 

. t , . , \ i • -k 

‘ 1) I>ie von Verwaltern, nicht Nutzniessern, geführten, von der Oberbehörde 

geprüften Rechnungen sind Von einigen Gerichten als Beweismittel angenommen Wör¬ 
den, weil man an$ahm, dass der Verwalter die, aufgetührten Zahlungen, nicht aas 
eigener Casse für Andere geleistet, sondern in der Rechnung die Thatsache der Zah¬ 
lung richtig vermerkt hat; diess ist jedenfalls auch die richtige Anschauung. 
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ablösung zu eriang/en; dieser ist in der Breslauer Diöeeae v<H»i Öeidfn 
Parteien als-angemessen angesehen worden und soll auch in West- 
phalen zur Anwendung kommen. Die Sätse für Verwandlung, dir 
Zehnten etc, in Roggenrenten sind zwar niedrig, aber 4er Abzug von 
h Procent wegen der schlechteren Beschaffenheit der Abgabe Ist weg- 
gefallen , endlich ist anch Sorge getragen, dass die dnreh Ablesung 
nach dem Gesetz von 18&0 entstandenen Renten dnreh «inen grösse¬ 
ren Multiplicator in Capital abgelöst oder nach dem Sinne dieses.Ge¬ 
setzes in eine Roggenrente verwandelt werdest des Gesetz. schützt 
die Berechtigten, aber man kann nicht sagen, dass es die Verpflich¬ 
teten Preis gäbe, welche, wie die, Erfahrung zeigt, sich beii. disstsi 
Bestimmungen recht wohl befinden. Des Gesäte gehört abez, dpr 
Zeit nach, der sogenannten Reactionspepiede nn es erfuhp den leb¬ 
haftesten Widerspruch von Seiten der damaligen Opposition, der jetzt 
unter dem Namen der „Altliberalen u bekannten Partei, Man. setzte 
dem Entwurf namentlich entgegen, dass die Verpflichteten durch des 
Gesetz vom 2. März 18J>0 sch?n gewisses Rechte edangtrhztteu, 
welche ihnen nun nicht mehr entzogen werden könnten,, und dass, es 
eine schreiende Ungerechtigkeit sei, die Verpflichteten geistlicher. In¬ 
stitute ungünstiger zu stellen, als solche „ welche an. Laien ähnliche 
oder gleiche Leistungen zu entrichten, hätten ,m.it Roh», wendetej der 
.Abgeordnete, Präsident Wentzel das Bild fier Xhemis mit verbun¬ 
denen Augen auf die Gesetzvorlage a D - Gis Biuwjirft sind mäht 
haltbar. Was zuvörderst die schon durch dap frühere Ablösxmgs- 
gesetz erworbenen Rechte betrifft, so konnte diesem Gesetz, derselbe 
Einwand entgegengesetzt, werden, dass ea. bestehende Rechte aatnste; 
es wird fast immer der Pall sein,, das»/ der Rinn oder Andene durch 
ein neues Gesetz ungünstiger gestellt wird, als. vorbei hei dem vor¬ 
liegenden handelte es sich aber gerade darum „■ eine früher unleugbar 
geschehene Benaebtheiligung der kirchlichen Institute wisdor snfzu- 
heben. Die Ungleichheit in Behandlung, der Vergflicbtetenjist ebeufP 
wenig ein triftiger Grund, um .das.Gesetz als ungerecht pu bezeich¬ 
nen ; denn es ist kein Rechtsgrundsatz,, dass jeder Gläubiger, und 
jeder Schuldner immer mit gleichem Masse, gemessen, wprd$9 müssten, 
nur das Gesetz muss auf Alle gleichmässig angewendet werden- Die 
Verjährungsfrist gegen Kirche und ^taat i^t, w^itgrösser, als dte.gefiO® 
Private und sie ist sehr verschieden bei gewissen Waaren nach der 
Person des Käufers, jenachdem dieser, der Schuldner, selbst pti* den 
.Waaren Geschäfte betreibt oder nicht f ebenso können ohne UnbilHg- 
. keit verschiedene' Grundsätze für die Ablösung von Reallasten aufge- 
stellt werden, jenachdem der Berechtigte ein Privatmann o^er .eine 
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Pfarrei oder sonstige öffentJiebe Anstalt lat BLie**uf kommt es aller¬ 
dings jetzt nicht an, da das Gesetz besteht; es sollto nur auf die 
Opposition hingewiesen werden , welche seinem Erscheinen sich ent- 
‘gegengestfefti hält. Die Umstände haben sich seitdem für die Kirche 
nichtgünstiger, sondern schlimmer, gestaltet. Die Majorität des Ab¬ 
geordnetenhauses ist,' Wie aus den Debatten wohl zu erkennen, noch 
weniger kirchenfreundlich, als jemals und', dass die anderen beiden 
Factoren der Gesetzgebung sich einem neuen, der Kirche nachteili¬ 
geren Gesetze entgegeristallen sollten, ist kaum sm erwarten. Ein 
solches, steht, aber; in, Aussicht-, weil die . alljährliche Berechnung der 
[Boggenrente nach den Durehschnittsmarbtprfeisen zu mannigfachen 
. Processen» Anlass . gegeben haben seil; aus dieser Unrii ttäglichkeit 
kann leicht ein» Gesetz .folgen, welches unter Aufhebung! der alten 
Prinotpien, weit mehr «auf die Befreiung des Verpflichteten, als auf 
dem Schutz tde* Berectfat%ten gerichtet ist. Diese Gefahr ist keine zu 
entfernte und kann Wohl als genügende Veranlassung angesehen Wer¬ 
den, die noeh laufenden Abgaben; durch definitive Ablösung der Eia- 
wfrkung efnes neiiew Gesetzes Mu-entzifehenL ~ •• 

i , Ausser dienen beiden Umständen, welche für den .grössten Theil 
dar 1 Monarchie Von Wsehtigkeit sind, haben wir fffip Schlesien noch 
die besonderen -Folgen der Gabinetsordres von 1758 und 1831 m 
Ihwägung zu zieheri. • [Wie schön gezeigt, sind bereits sehr bedeu¬ 
tende Verluste für dte Kirche; eingetreten und drohen noch grössere. 
Es-erscheint: daher wünschenswert!», durch Ablösung der wachenden 
Abgaben in Capital- einer künftigen durch Besitz Wechsel eintretendan 
.Einwirkung, dieser Ordres vorzubeugen. - Diess ist in/ der Regel un¬ 
schwer zu bewirken, wenigstens dürfte eine übter Einfluss der gedach¬ 
ten Verordnungen in dieser Beziehung noch nicht bemerkt worden 
seitu Audegs steht es mjut dem ruhenden Decem. Der Vortrag, mit 
. welchem die Commissinnsberathungen über den erwähnten: Osterrath’- 
Bfibetu Antrag; ein geleitet wurden, erwähnt zwei über die Ablösbarkeit 
das ruhenden Zehnten, sprechende Erkenntnisse der Generalcoramission 
nnd des RevisioBBcollegü vom 23» December 1852 und 13* April 
18&4. Dia Genezalcommission hatte , da das AblösUngsgesetz keine 
^eoiellen Bestimmungen über die Schätzung der ruhenden Reallasten 
'getroffen, bat, iangenommen,, dass die Werthsetmitthmg vom sachver¬ 
ständigen; Ermessen abhänge, und demgemäss in dem, bestimmten 
Falle. de«, Werth arbitrirt. Das, Revisionscollegium hielt feine solche 
Schätzung fi}r unmöglich und. sprach sich, nach Analogie der Bestim¬ 
mung §. 29, 30. Tit. 13j I. A- G. O. für eüe Theilung des Streit¬ 
gegenstände« aus,, bestätigte; aber das Erkenntniae der ersten Iustwrt, 



320 Sekuppe. Oeber die 2ehentererft88uh^ iü ptwösfech «ehlwleh. 


weil es dem Appellanten günstiger war, als eine Theihmg des 1 Streit¬ 
gegenstandes gewesen wäre. 

Durch das Gesetz vom 15. April 1857 ist bestimmt, dass der 
Jahreswerth des ruhenden Zehnten (oder anderer Abgaben) des Rühens 
wegen bei der Verwandlung in Renten nicht niedriger geschätzt wer¬ 
den soll; die Capitalablösung aber ist der freien Vereinigung Vorbe¬ 
halten. 

Da nun die erstgedachte Art der Ablösung immer fUr ganze 
Gemarkungen vorgenommen wird, werden auch viele' ruhende Abga¬ 
ben in ebenso ruhende Renten verwandelt; es ist damit «war der 
erste Schritt zur definitiven Ablösung geschehen, der zweite aber, 
durch welchen die Kirche wirklich wieder in den Besitz und Genuss 
ihres Rechts gelangen soll, bleibt ausgesetzt, bis> das verpflichtete 
Grundstück wieder in confessionsverwandte Hände kommt. Wäre diess 
mit Sicherheit als nahe bevorstehend’ vorherzusehen, So würde dieser 
Zeitpunkt abeüwarteri und dann die Rente zu erheben seih'. Wie 
oben ausgeführt, ist es aber in der Regel weit wahrscheinlicher* dass 
der Zehnte nie wieder zum Wachen kommt, die RÖnte also immer 
nur als ruhend in den Rechnungen aufgeflihrt und niemals realisirt 
wird. Wenn man nun erwägt, dass das Ruhen einer Rente oder Ab¬ 
gabe in 25 Jahren einen gleich hohen Verlust bewirkt, als wenn das 
Capital verloren wäre, bo liegt die Frage sehr nähe,'Ob es nicht 
zweckmässiger ist, eine Vereinbarung mit dem andersgläubigen Ver¬ 
pflichteten dadurch herbeizuführen, dass eine Theilüng des Objects 
vor genommen wird, der Berechtigte also sich mit einem geringeren 
Betrage zufrieden stellt und eine Ablösung durch Capital erstrebt, 
Welche zwar scheinbar das Vermögen schmälert, in Wirklichkeit aber 
einen Theil des Ganzen rettet. Im Allgemeinen dürfte jedenfalls die 
Frage zu bejahen sein, im concreten Falle müssen die specielleu Ver¬ 
hältnisse erwogen werden. Wenn es möglich ist, ein solches Grund¬ 
stück zu erwerben oder durch eine Person, in deren 4 Besitz die Ab¬ 
gabe wieder auflebt, ankaufen zu lassen, so wird der Vertust vielleicht 
geringer gemacht werden können; doch sind hier immer die speciellen 
Verhältnisse, namentlich auch die Höhe der Abgabe und ihr Verhfit- 
niss zu dem Werthe des ganzen Gutes entscheidend. In überwiegend 
protestantischen Gegenden, wo die Zehnten schon seit nahe an 100 
Jahre ruhen* wird vielleicht ein die Hälfte übersteigender Verlust 
der Aussicht vorzuziehen sein, dass die Abgabe (oder Rente) niemals 
mehr geleistet wird; Beschleunigung der Ablösung Wachender Abga¬ 
ben dagegen erscheint in solchen Gegenden wünschenswert!!, r wo, Wie 
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& einigen TKefl^n Obertfclilesiens, ; eine starke ^katholische Eihwehtfe-^ 

rung zu bemerken, ist*,• .. .« 

Bei der gegenwärtigen^ Legender Gesetzgebung dürfte dieses 
Verfahren, statt des ; wahrscheinlichen, grösseren Verlustes einen ge- 
w iacen kleineren zu wählen, dem Interesse der Kirche am neigten 
entsprechen; eine Hoffnung auf ein Gesetz, welche^ die immer ^weitere, 
Ausdehnung des ruhenden Decems ein*chränkte, wie in dem voterr 
wähnten i Gonunissionsherichbe vorgeschlagen , dürfte in sanguinisch 
sein, die jetzige Zeitriehtattg lässt ein solches Gesetz nicht im Ent-*' 
ferntesten erwarten. ’ : ' " 1 " “ ' _ “ " n '' " 

7., Diese Betrachtungen", fjihr^n uns nun zu einem allerdings 

»^110^^.116/514^..^ i ,.;A 

. Die Kirche hat jederzeit vaus i den obeaangeführten Gründen sfoh 
bestrebt, 'die ihr zustehenden Reallasten als solche zu erhalten; und 
hat sich der Veräusserungen durch Verkauf oder auf andere Weise 
mit Entschiedenheit entgegengestejlt. Die Ablösungen enthalten nichts 
Anderes, als Veräusserungen;. die, Kirche bat sich jedoch in diese 
finden müssen, ein Widerstand gegen die Geaetze and gegen die Zehn 
Strömung ist nicht thunUeb und es scheint sogar in Vielen Fällen 
gerathen, nicht blös die Anwendung der Gesetze zu dulden, sondern* 
sie selbst herbeizufuhren. Das Beine,ijp der Unyerjtysserlicjhkeit .des. 
Decem ist kein Dogma, der heilige Stuhl gelbst -hat eich r ,veranlasst 
gesehen, die geschehene Aufhebung anzuerkennen; die Me dtr 
Diöces&n-Verwaltungen ist es, die gegehwärtige Lage so zu benutzen, 
dass die nachtheiligen Wirkungen einiger Geseize nicht zui bedeuten^ 
werden und den durch andere drohenden Verlusten sogar durch die 
Ablösung selbst voZgebeugt werde. > ■ 1 

• . • » . , : . : / ■ ... ,. ... .7 ... • > • • ■ ; 

Rechtsquellen und Rechtsentsoheiduagen. 

, • : * ” ’ »,i • i ‘ ■; ■ • • v ■ ■ 

■ .... kf nt, die gelammte katholische Kircto- 

I. Decretum S.'iCongr: Iridufgentd. »8. SCpl 188* pro sblatio 
••• : ; infirtoWrufm. • ■ * ' ’ W: " 

(Ans dem Rottenburger Kath. Kirchenblatt 1863. ~$r. 4.) ' 

,, * ^ . /»■-., f ., * >* i . ■ . :•♦.!'• Vt *' W. 7 1 J / 

Der Empfang der heiligen Communion ist eine wesentliche Bedingung *Uprt<fc3 
winnting eines vollkommenen Ablasses. Nicht mipder ist oftn^ls a\s solche Bedingung 
der Besuch einer Kirohe yorgpsejmebep. JDip Kranken, welchen die heilige Com¬ 
munion in das Krankenzimmer gebracht werden muss, und denen der Besuch eifert 
Kirche unmöglich ist, werden dadurch im Qenusse der geistlichen. Vortheile s^hr be- 
einfrkchtigt. in Anbetracht dessen hit der heilige Vater durch ein allgemeines Decret 
vdtA ertnSohttg^ deb fcratoken iPofsoben deh Vor-*' 

anm* m ijwuhim u. 2} 



32$ S. Poenlt. a«©. d. 6h 0&. 1862 über die weltliche Herrschaft de* Papstes. 

geschrieben«^ Empfang der heiligen Communion und ■ ^en Besuch der Kirehe in ufen; 
gute Werke omsuwendeln. Von dieser Vergünstigung sind jedoob die in einer Com- 
munhit lebenden Personen ausdrücklich ausgenommen. DiiTiMMt ! lldit: ' 

Decrctum Vrbißet Orbjis. , 

. . ,« f , . .1 : . 1 

(Ex andientia fiSmi die 18. Septembris 1862.) t 

. . ' I- d 'S -! I .: ’• l'V ff ' ■ ■■ ■ ■ "'ff 

Est boe ip ©ore po^Hum, quod pb anüparum }hs{orifMs Sanctissimum Eu- 
eharlstitie Saerahiebtum in aliquibus tan tum infra annum praeeipuis festivitetibus 
ad ’Weies bflbiWaliter inflrmos, chroniCos, ob physieum permanent aliquod impe- 
dhneatiim e domo egredi impotentes selejaniter defentdr, proindeqoe bujusmodt 
tot Phepftriis IndplgeoUis i privqntpr t qoas eonsfeqaerctUur si cpndMionibiB» 
injunctis adimpletis ad Saeram Eacbaristieam Mensam frequentjus. ppssept gcce^ 
dere. Itaque quamplures animarum Curafores aliique perpiulti Eeefesiastiei Viri 
bmnflilraas pfeces poVreiertiÖt Sahcitssifrto Domino Nostro PIO PP.‘ IX.V .pt .de 
Apostolica benignitate super hoc providere dignaretur, fketaque pef mehfla* - 
adriptum SeOretarioe S. Congsegatioaisi Induigemiarum Substitutuni Eideih San- 
etissimo de bis omnibus, fhjeli relatioue bi Agdientia babHadie 18. Septembris 
1862, Sanc(itas Suaspirituali gfegip sibi crediti utilitatji prospiciens dementer in-, 
dulsit, ut praefati Chrisli fideles, exceptis tarnen illis qui in Communitate mpran- 
tuif, aequirere possefat önines et singulaS Indulgentias Plenarias jam eoneessas vel 
ib pdetertra cencedeWdBs, qttasque alias aCquirel« possent ib lods, m qütbufc 
viyunf, Silin «ophjraioo statu usn «ssenfe, pro quaf um acqiiisltione praeseripta’Sit' 
Sgcrp (Jomiquaio et visitafjo aliadas Ecclesipe vel pgbbct flratafü in loüs iisdea), 
dummodo vere poeniteotes eonfessi, ac caeteris omnibus absoluüs eonditionibus, 
si quae ipjunctae fuerint, loco 8. Coromunionis et Visitationis alia pia qpera a 
respectivo Confessarid' liijuhgenda fideiiter adimpleSnt. Praesenti in perpetuum 
vafltsro absque ullS Brevfe expedftiefre. tion ebstantibos in tontrafiuin 1 facienti- 
busquiboflcamquß. ! • ->■■• ■■■> : 

, patqm J$o©ae ex SecTeUfig S. Congregationis IndulgentiarbHn et SS. Be-: 
Uquiarum. Loco f. $ipi F. Card. A^quinius Prpefeeuis. A. Afcbip. Prinrivalli 
Sabstitulu8 

•o / (. j v . , , ,"i« ’. V f '■ 'i* *• M *"J.v 

2. Decretum s. Poenitentiarigp Bb©afg*.d f ,,g. Oct.1882. ‘ 

Ober die Exeommanieation der Untefzeiduer von Adressen, worin der heilige 
Vater am freiwilligen Verzicht auf die weitliobe Herrschaft ersucht wird. 

(Aus dem Oesterr. Volksfreund vom 13. December 1862.) 

Es existiren hfiftanntiteb Adressen, in weitheti dem heiligen Vater der Rath 
ertheilt, auf seine weltliche Herrschaft zu verzichten. Eine solche ist auch die 
von Passaglia in Umlauf gesetzte, Reicht die ©nüefsdhrift vön einer bedauer¬ 
lich grossen Anzahl von Geistlichen erhielt, Wer aber noch in Zweifel sein 
konnte, wie der heilige Stuhl sieb zu, der Sache verhalte, dem wird die nachfol¬ 
gende Erklärung der. Pönitentarie, die von französischen Blättern ©itgetheilt wird, 
Aufschluss geben. Ein französischer Priester hatte an den heiligen Vater folgende 
Zuschrift gerichtet 1 : ■ "■'' v ■’ ;/ '' 

-' ■ ■ n lSiifetn Heftigkeit'! ■ ' f .., ‘ ^ 

1 ’ Eh Beichtvater, der ehe Richt^thnaf für die Ausübung seines Amtesjtu 

haben wflnSCht, bittet demüthig um Aufschluss über folgenden Gewissensfall: 

Seit einiger Zeit sind Schriftstücke im Umlauf, in welchen ö^i. aller 
scheinenden Ehrfurcht gegen 4en heiligen. ShW der heUige VAter geboten wird,, 

t £ .JU U) 
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sich freiwillig seiner zeitlichen Herrschaft zu begeben. Es trägt sich, nun, ob 
Personen, weiche ein derartiges Schriftstück unterschrieben haben, der ExCom-! 
mnnication and den anderen Strafen, welche von den Päpsten in den apostoli¬ 
schen Constitutionen und Briefen verhängt würden, verfallen sjnd. “ 

Darauf folgte die Entscheidung: 

»Sacra Poenitentiaria, praefato'dnbio mature perpensö, fescribit: Afflr- 

mative. 

»Datum Roraae, in Sacra Poenitentiaria, die 6. ÖctobHs 1862, 

»A. M. Card. CAGIÄNO, m; P 

- V »A.RÜBINI, S. P. Secr.e ' 

Mithin,sind Alle, welche solche Adressen unterschreiben, in der Thal ex- 
communicirt. , 

B. Fttr einzelne linier, Provinzen, Diöcezen. 

1» teater r e ieh. 

t. Bestimmungen des Fürsterzbisehofs von Wien vom 2. Juli 1860 
tther die Verwaltung des Gotteshaus- und Pfründen-Vermögens 
in der ErxdiöceseWien. 

Dia Kirchengüter sind eine Gott geweihte Sache and ein Erbtbell der Ar¬ 
men* daher muss die Verwaltung derselben mit grösster Gewissenhaftigkeit und 
Sorgfalt geführt werden. Sie ist nach der gegenwärtigen Kirchenordnung den 
Vorstehern der Gotteshäuser wie auch den Pfründenbesitzern uod den Körper¬ 
schaften .derselben anvertraut; doch verbleibt den Bischöfen das Becht und die 
Pflicht darüber Aufsicht zu führen, Daher hat das Coneilium der Kirchenprovinz 
Wien über die Verwaltung des Gotteshaus- und Pfründenvermögens Anordnungen 
getroffen, von welchen die ehrwürdige Geistlichkeit durch die ordnungsm&ssig 
vollzogene Kundmachung der Beschlüsse bereits in Kenntniss gesetzt wurde. Da 
nun in keiner Hinsicht etwas , im Wege steht, dass die Verwaltung des Pfründen- 
und Gotteshausvermögens nach Massgabe der Kirchengesetze geführt werde, so 
habe ich den diessfälligen Anordnungen des Conciliums einige wenige, den Ver¬ 
hältnissen der Erzdiöcese entsprechende Näherbestimmungen und Erläuterungen 
beigefügt und bringe der ehrwürdigen Geistlichkeit und Allen, welche bei der 
Verwaltung des Pfründen- und Gotteshausvermögens betheiligt sind, hiemit zur 
Kenntniss, dass bei der gedachten Verwaltung vom 1. Jänner 1861 angefangen 

die nachstehenden Vorschriften zu beobachten seip werden: 

J. I. Um die Kirchengüter in gutem Stande zu erhalten, ist es durchaus 
nothwendig, dass ein sehr genaues Verzeichniss derselben vorjiege. Bei särnmt-, 
liehen Pfarrkirchen, auch wenn sie Klöstern und Ordenshäusern einverleibt sind, 
dann bei den Filialkirchen und wellgeistlichen Pfründen, so viele deren in der. 
Erzdiöcese sich vorflnden, soll daher das Ober das Vermögen .derselben aufge¬ 
nommene Inventar durchgesehen, und w<j es etwa, abgeht, neu errichtet werden* 
Es ist in zwei Exemplaren auszufertigen, deren Eines in dem Archive, der erz¬ 
bischöflichen Curie hinterlegt, das ändere bei der Kirche oder der Pfründe, oder 
der Körperschaft von Pfründenbesitzern aüfbewahrt werden muss. In beiden ist 
jede Veränderung, welche bei dem betreffenden Kirchengute sich ereignet, hiemit 
jede Vermehrung öder Verminderung und jede wie immer beschaffene Belastung 
desselben sorgfältig «inzumerken, teberdiess soll fernerhin das Inventar alle 
zehn Jahre' erneuert' Wörden, Wöbä’ea Sich von selbst versteht’, dass die Durch- 1 
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Siebt and Berichtigung des Inventars, weiche bpi jeder Erledigung und Wieder« 
besetzupg einer Pfründe staufinden soll, nicht zu unterbleiben hat und hievon bei 
Zahlung der zehn Jahre auszageben ist. 

§. 2. Das Vermögen der Pfarr- oder Filialkirchen wie auch der frommen 
Stiftungen, welche bei denselben sich vorflnden, wird von dem geistlichen Vorsteher 
dieser Gotteshäuser mit Beiziehung von zwei oder höchstens drei Pfarrgenossen 
verwaltet werden. Sie behalten den Namen von Kirchenvätern oder wie sie 
immer naeh der bisherigen Ortsgewohnheit heissen mögen. 

3, , Zu. Kirchenvätern sollen stets fromme, rechtschaffene, und wo mög¬ 
lich auch wohlhabende Männer gewählt werden. Der Kirchenvorsteher macht 
dieselben mit Rücksicht auf die billigen .Wüpsche der Gemeinde dem Decbante 
namhaft; der Dechant bestätigt sie. Bei sich ergebenden Schwierigkeiten hat er 
an das erzbischöfliche Consistorium zu berichten, ln der Begel werden die Kir¬ 
chenväter für drei Jafyre bestellt^, doqh können sie nach Ablauf ^ dieser Zeit von 
Neuem vorgeschiagen und bestätigt werden.“ Jedenfalls' ist darauf Rücksicht zu 
nehmen, dass nicht beide Kirchenväter kufleieh'auätreten. Sollte es sich heraus- 
stellen, dass Einem derselben,die.erforderlichen Eigenschaften gebrechen, so ist 
er zu entfernen. Der Dechant setzt die Kirchenväter ein, und nachdem er eine. 
Ermahnung über die Natur upd, Wichtigkeit der Pflichten, welche sie übernehmen, 
vorausgeschiekt hat, nimmt er ihnen das Gelöbniss ab, dass sie zu Bewahrung 
lind Erhaltung des Gottesbaüsvermögens nach Kräften mitwirken werden. 

Die gegenwärtig angestellten Kirchenväter haben in ihrem Wirkungskreise 
ohne weitere Verhandlung zu verbleiben, bis von der Zeit ihrer Bestellung an 
gerechnet drei Jahre Verflossen sind. ‘ 

5. 4. Die Bestimmungen des Kirebengesetzes verbieten den Patroneh über, 
die Einkünfte der Pfründe oder des Gotteshauses in was immer für einer WeiSc 
zu verfügen. Da sie aber verpflichtet sind, zu Erhaltung des Pfründen- und Gol- 
tesbausvermögens hilfreiche Hand zu bieten, so entspricht es ihrer Stellung, dass 
sie den Pfründeninbaber oder den Kirchenvorsteher mit gutem Rathe unterstützen, 
und wenn eine die Güterverwaltung betreffende Massnahme ihnen als minder 
zweekmässig erscheint, dem Bischöfe davon Anzeige machen. In Anbetracht die¬ 
ses Umstandes wie auch in Erwägung von Verhältnissen, welche in der Kirehen- 
provinz ’iä'ien wie in den meisten theilen des Kaisertumes sich geltend machen, 
wird es den Patronen freigestellt, den Sitzungen, in welchen über die Verwaltung, 
des Gotteshaasvermögens verhandelt wird, entweder in eigener Person Oder durch 
einen Bevollmächtigten beizuwohnen. Die Bevollmächtigten derselben müssen 
Männer von katholischer Religion und ehrbarem Wandel sein. 

Die eigentlichen Vogteien entstanden aus Verhältnissen, welche nun'bis auf 
den letzten Nachklang verschwunden sind, und die aus denselben abgeleiteten 
Ansprüche können, in wie fern sie nicht etwa in den rechtmässig angenommenen 
Stiftungsbedingupgen ihre Begründung finden, nicht berücksichtigt werden. Doch 
verbleiben den Patronen alle ihnen als solchen zuständigen Rechte auch dann, 
wenn sie dieselben bisher unter dem Namen von Vögten übten. j 

5. 5. Durch die zwischen dem heiligen Stuhle und Seiner Majestät dem. 
Baiser geschlossene Vereinbarung ist festgesetzt, dass dje Rirehengjflter weder, 
veräussert, noch mit einer beträchtlichen. Last beschwert werden können, wenn 
nicht sowohl der bpilige Stuhl als auch Seine kaiserliche Majestät oder Die, 
welche sie biemit zu beauftragen finden, ihre Einwilligung ertheilt haben. Wenn 
also der Drang der Umstände es 
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wünschenswert!» macht, dass aus dem Vermögen des Gotteshauses öder der 
Pfründe etwas wie immer veräussert, oder dass demselben eine beträchtliche 
last aufgelegt werde, so hat die Verwaltung des Götteshäusvermügens oder der 
Pfründeninhaber sich an das erzbischöfliche Consisforium za wenden, damit Das¬ 
jenige verfügt oder vorgenommen werde, was - 'zu gehöriger Erlangung 'der Er- 
laubniss erforderlich ist. Bewegliche GOlfer zu ‘dem Zwecke zti veröässern, Uni 
für den Eriöss’unbewegliche anzukaufen, ist, wofern es nicht auf uhbilRge Be¬ 
dingungen geschieht, darbhaus gerathen; auch ist es nicht zu missbilligen, wenn 
unbewegliche Güter, deren Verwaltung mit Schwierigkeiten verknüpft ist und ein 
geringes Ertrlgniss erzielt, hintangegeben werden, um andere bequemer gelegene - 
Grundstücke zn erwerben. Vebrigens ist nichts unversucht zn lassen, um für 
die Bedürfnisse einer Pfründe oder Kirche iii anderer Weise als dareh Veränsse- 
rang Abhilfe za schaffen. ’ ' 

$. 6. Die Vollmacht, Kirchengüter mit einer last zd beschweren, welche 
als eine beträchtliche nicht zu erachten ist, rausS durch das Consistöriom bei dem 
Erzbisehofe nachgesucht werden. 

Zu jeder Verpachtung von Gütern des Gotteshausvermögens, dann zu jeder 
Verpachtung von Pfrflndengfllern, welche ihre Wirksamkeit Ober die Zeit,.wah¬ 
rend welcher der Pachtgeher im Besitze der Pfründe ist, hinans erstrecken soll, 
bedarf es einer höheren Genehmigung, um deren Erwirkong bei dem Consistpridm. 
einzuschreiten ist. Pachtverträge, welche mit Uebersehr'eitung dieser Vorschrift 
geschlossen werden, sind ungiliig. Wenn ein Pfrühdeninhaber Über die Benützung 
des Pfründengutes einen Vertrag schliesst, dessen Wirkung auf die Zeit seines' 
Besitzes beschränkt ist, so muss diess in der Vertragsurkunde genau and deutlieh 
aasgedrüekt werden. Wobbungea können von der Verwaltung des Gotteshaus¬ 
vermögens oder dem Pfründeninhaber nach eigenem Ermessen nur unter der 
Bedingiing vermiethet werden, dass längstens aHe sechs Monate die Aufkündigung' 
frei stehe. 

' f: 7. Die Verwaltung des Gotteshaosvertnögetis darf weder die drfza ge¬ 
hörigen Gelder fruchtbringend anlegen, noch die abgelegten aufkünden, weder 
ausserordentliche Ausgaben machen, weiche im Laufe Eines Rechnungsjahres die 
Stimme von 50 Golden Oe. W: übersteigenj noch sich in einen Streit über die 
Rechte der Kirehe einlassen, ohne hiezn durch das Consfetorinm die erzbisehöf- 
Urbe Erlaubnis erwirkt.zu habe«; .■ i V 

J. 8. Die Verwaltung ist ermächtigt, aof ihre Verantwortung, doch ohne’ 
dass sie hiezu eine besondere ErifaubnisS nhchzustiehen hat, die Einkünfte des' 
Gotteshauses für die gewöhnliehen Erfordernisse des Gottesdienstes : nhd ; kleinere 1 
Beuherstelhingen, dann auch auf ausserordentliche Bedürfhisse, deren Kosten im 
Laufe-Eines Rechnungsjahres die Summe von 50 Gulden Oe. W. nicht Oberstöt- 
gut, zn verausgaben, ferner ein rechtmässig aufgekündetes Kapital, dessen Rück¬ 
zahlung auf Schwierigkeiten stösst, oder die fälligen Interessen und andere' der 
Kirche gebührende Leistungen vor Gericht ehiznkiegen, wofern ntehtetwa das' 
Recht selbst angefoehlen wird. / 

$. 9. Wenn der Patron eine Maßnahme, für welche die Verwaltung inner 
deh vorerwähnten GränZen ihrer Vojimacht sich entscheidet, für dein Gotteshause 
nhchthelüg erachtet, SO kann er fordern, dass öle Sache dem erzbischöflichen 
Cbnöistorinm zur Beartbeilung vorgelegt' werde. ’ Auch steht deniseiben frei zu 
verlangen, dass das Gotteshaasvermögen in seiner oder seines Bevollmächtigten' 




Gegenwert von Denjenigen, welchen der Erzbischof hiemlt za beauftragen findet, 
einer Durchsicht unterzogen werde. 

$. 10. Der Kirehenvorsteher hat ln Verein mit den Kirchenvätern die 
Jahresrechnang der geführten Verwaltung ab zufaasen und anch den Patron oder, 
dessen Bevollmächtigten beizuziehen. Der Patron kann sich eine Abschrift der 
Rechnung auf eigene Kosten besorgen lassen. . , . 

%. 11. Wenn der Patron den Zusammenkünften, welche zum Befaufe der. 
Verwaltung des Kirchenvermögens gehalten werden, weder in Peraan noch durch; 
einen Bevollmächtigten leicht beiwohRen kann, doch in dem Kirchensprengel sich 
auAilt, oder einen dort sich auf nahenden Bevollmächtigten hat, so ist er oder 
sein Bevollmächtigter um seine schriftlich auszudrückende Meinung inzugehen,- 
so oft es sich um die gerichtliche Einklagung eines rechtmässig aufgekündeten 
Kapitales, fälliger Interessen oder anderer Leistungen oder nm eine Siche han-- 
diät, bei welcher die Verwaltung des Kircbenvermögens ohne hühere Erlaubnis* 
904 Gutheissaug nickt vorzugehen vermag. Ferner ist die Jahresrechnnug, wenn, 
er bei Abfassung derselben nicht wohl anwesend sein kann, , auf sein Verlangen 
ihm selbst oder seinem in dem Kirchensprengel sich anfhaltenden Bevollmäch¬ 
tigten sammt den er&aternden Urkunden zu überschicken. Er ist gehalten, seine, 
Bemerkungen zu rechter Zeit darzulegen, und sollte er sich hiebei säumig erwei¬ 
sen, so könnte es nothwendig werden, die Zusendung der Rechnungen einzustel¬ 
len. Doch ist es der Vermögensverwaltung nicht gestattet, eine solche Mass¬ 
nahme nach eigenem Ermessen zu verfügen, sondern sie hat sich, wenn sie die¬ 
selbe für gerathen erachtet, an das erzbischöfliche Consistorinm za wenden, 

f, 12. Wenn dem Patron in dieser seiner .Eigenschaft oder unter dem- 
Kamen eines Vogtes kraft der Stiftongsbedingungeo grössere Rechte zustehen, 
als demselben durch gegenwärtige Verordnung bet der Verwaltung des Kirchen- 
Vermögens zqgewiesen werden, so wird es keinen Anstand, haben, dass er uach- 
geleisteter Beweisführung diese Rechte in AnsQbnng bringe. 

$. 12. Der Dechant oder ein anderer Bevollmächtigter des Erzbisehofes 
wird die Rechnung einer Durchsicht unterziehen und sie, wenn ,diess geschehen, 
ist, dem Consistorinm vorlegen mit Beifügung Dessen, was etwa nach .seinem, 
Dafürhalten dienlich wäre, damit das Gotteshausvermßgen wirksamer ip Stand er¬ 
halten oder nützlicher verwaltet würde. 

$. 14. Es ist ein Auszug ans der Jahresrechnnng zu dom Ende beiaofegony- 
damit derselbe nach erfolgter (Jutheißsung der k-k, Statthalterei mUgpthoilt werde, 
und in demselben anzugeben, in wie fern d** Gotteshausvermögen eine Vermehr, 
ruog o<|er Verminderung erfahren habe. ..,j 

J. 15. Die Gelder mit Ausnahme derer, wetehe aor Boatroitang- der tflf*> 
liehen Aasgaben nötbig sind, wie auch die. Schuldscheine,; die SÜftuugsbrieffe, die- 
gehörig galgeheissenen Jahresreehnangen und überhaupt alle Urkunden, welche 
das Vermögen oder die Rechte des Gotteshauses betreffen, sind in einer mit dreht 
flachem Schlosse* versehenen Kiste zn hinterlege», die Schlüssel aber von da» 
Kirchenvorsteher und den Kirchenvätern oder, wenn deren drei sind, von de»; 
zwei älteren aufzubewahren, so dass die Kiste, nicht anders, als wenn sie sämmt- 
lich sich hiezu vereinigen, aufgeschlossen, werden kapp. Weder der geistliche, 
Vorsteher des Gotteshauses noc|t die Kirchenväter sollen Jeder mehr als Einen 
Schlüssel Jn Verwahrung haben. Wird ein Kirchenvater durch Krankheit 04 #. 
wie immer seines Amtes zu walten verhindert, ,,pQ bat er dgp Shhlüßsoj, wo.ikjer 
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dfr* iHW, 1 dem dritten Kirrfiefltster, sonst riber einen anderen frommen and zu¬ 
verlässigen SemetadegHede antuvettrauen. • 

$. 16. Wo der Kirehenvorsteher otldf die; Kirchenväter zur Vergütung der 
Mühe, ; welche' sie' an die Verwaltung* des GOtieshausvermögens wenden^ bisher 
etafige VortheÜle bezogen haben, soll hleM nichts geändert Werde^. ' ' '! ’ ‘ 

i 17. Die Verwaltung hat sieh ari die' ihr erhellten Vorschriften genau 
za halten. Wenn' däs Gotteshausvermögen durch ihr Verschulden Schaden leidet, 

Sb ist sie denselben ztt ersetzen verpflichtet. ' ' ' . l / 

$. 18. Da für die Verwaltung des tePmftigens' jd^'jiretroptiiitariklräie' St,’ 
Stephan durch kirchlich genehmigte Statuten nicht vorgesorgt ist, ‘so wird durch 
eine besondere Verfügung diese Angelegenheit tm Sfritie dör von dem pi'ovindal- 
aorieHium getroffenen Bestimmungen geordnet worden. ' '' ' 

1 19. Der Pfründeninhaber ist verpflichtet ', sowohl das ünbe>egllehe als 
das bewegliche Pfründengut nach Vorschrift der Kirchengesetze zu verwalten 
und ln gutem Stande zu erhalten. Der Fruchtgenuss steht ihm unter der Be; 
dfngung zu, dass er für die'Erhaltung des fruchtbringenden Gutes gebührend 
Sorge trage', and wenn er hierin etWas vernachlässiget, so ist er iüd Gewissen 
verbunden, der Pfründe den Schaden zu ersetzen, und es gehört za den Amts¬ 
pflichten des BlschöfCs, ihn nöthigen Palles hiezu mit äjle’r Strenge aozuhälten. 
Die kleineren Herstellungen \ welche der PfrÜndeninhaber iu bestreiten hat, soll 
eP tifeht verschieben, damit nicht grössere daraus entstehen. Wenn die Pfründe 
WfHder besitzt’ so muss das Fällen der' Bäume inner solchen Gränzen vor siefi 
gehen, dass der Nutzen sich zwischen dem gegenwärtigen und den künftigen 
Pfründeninhabern nach Massgabe der Zeit ihres Besitzes v^rtheilt. Die Fprstörd- 
Unng ist daher gewissenhaft Zu beobachten: denn deqenige, weichet sich mehr 
als Ihm gebührt, ztieignet, macht sich eines Eingriffes ih frerndesGut schuldig. 
El Wird für eine Wirksame Geberwaehung dach Möglichkeit gesorgt werden. 

Bef Verpachtung YoU Pfründengütern ist die in $. 6 . aufgesteilfe Vorschrift 
genau zu* beobachten. ‘ V . 

' Verpachtungen, bei weiehett eine Vorausbezahlung stSt'tflndet, sind nach 
Anordnung des Concfliums von fridnt, in so weit sie dem^ Nachfolger Pum'Scha¬ 
den gereichen, Als ungUtig zu betrachten'. Wenn aber der Pfründeninhaber übet 
die Benützung des Pfründengütes einen Verträg eingeht,'’ Wefebef einem Nachfol¬ 
ger im Genasse der Pfründe keine Verpflichtung'auflegt, So endet das von dem 
Pächter erworbene Recht zugleich mit dem Besitze des Pachtgebärsi' D'äbfer ist 
ca dem Pfründeatnhaber tn keinem Falle gestowt, den Pachtzins fQP länger als 
dte Zeit von sechs Monaten in Voraus elnzuneMnen. Er darf Weder ein deP 
Pfründe gehöriges Kapital fruchtbringend adlegefl, noch das angelegte aufkündCn, 
•dar über die Rechte der Pfründe sich ta eWön Rechtsstreit einfaPsett, ohne hleztt 
dte EriauMasnaehgcsuctot und' erhalten zu haben. Untersteht die Pfründe einem 
ftatronotsrechte, so wird über diese Gegenstände dach das Gutachten des Patro-J 
ites etagetwK werde«. Dem für • die t. k. Statthalterei bestimmten Anszage aus* 
der Kfrehenrechmmg hat-der Pferrorsteher auch die Anzeige der Zunahme Oder 
Abnahme; welche sich bei seiner Pfründe etwa ergeben bot, beizufügen:. 

■ $. 801 Wenn der PfrÜndeninhaber die Ausbesserungen an den zur Pfründe* 

gehörigen Gebäuden vernachlässiget, oder in anderer Beziehung es an der pflteht* 
adwigen Obsorge für das PMrfindengut mangeln lässt, so Stöbt es dCte Patrond 
frei, hierüber dem erzbischöflichen Consistoriom Anzeige tu’nrnebenvJa atreh *zN 
vdrilngM, dass tat seine* oder «ined SteBvertretefs Gegenwerte von etnem BevoM* 
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q^I^teif ^,|?rzWs<^e8,die ganJichkeiteo \a Augia^ingewmaMpand «üft. 
wie immer beschaffenen Gegenstände, welche in. iM* Pfründgaiortent*» oaCgafum? 
men sind, einer Dnrchsjeht unterzogen, werden. 

1 . ., 5. 21. Die Kapiiale yop Gotteshäusern oder Pfründen dürfen. nicht! ander* 
ansgeliehen werden ais 'mit jener Sicherstellung^ welche das bürgerliche, Gesetz, 
in Betreff der Güter von Minderjährigen vorschreibt. • f 

i 22. Wenn ein Rechtsstreit sich ergibt, and der Patron.bg^elt i^ t die 
Sache des Gotteshauses oder der Pfründe auf eigene Jtastep za vertreten, so,wird 
diess, abgesehen von ganz besonderen Ujaständeif, mit .Dank, anzunejyngn sein, 
typr pass die Person des Anwaltes, welchen e.r Wählt, dem erzbischöflichen Cpn*. 
sistorium.zuf Gutheissung angezeigt werden... , 

5. 23. Wenn fromme Stiftungen für Gotteshäuser oder Pfründen gemach^ 
werden, so hat die Vermögensverwtdiung oder, der Pfründeninhaber .dem erzbi¬ 
schöflichen Consistorium ohne Aufschub entweder den Entwurf des Stiflbriefea 
zu^'Genehmigung einzusenden oder .die ßrpnde darzulegen, aus welchen etwa dig 
Annahme der Stiftung unter den von dem Stifter gestellten Bedingungen Schwier 
rigkeiten findet. Der Stiftbrief m«^ je nachdem ,die Stiftung für ein Gottegbagg 
oder für eine Pfründe bestimmt ist,’von . dem KirchenYorsteber und den Jürebeü? 

v. ätern oder von dem JDecbante und dem Pfründeninbaber unterzeichnet werden 

und ist .in. zwei gleichlautenden, Exemplaren aus^ufertigen, von welchen Eine* 
dem Stifter überleben und das andere in, der .Kirch^nlade niedergeiegt wird« 
^eh sind zw£i beglaubigte Abschriften zu.veranlassenf die zur AufbjeWiU^T 
rung bei dem erzbisehö%hen Consistorium, die andere zur JUtlbeüimg an «m 
i, k. §{attbalterei..... J ^ ", . iv; 

’ $. 24. Wenn die Metropolitankirche erledigt ist, 30 bat das Domeapitei 
den GQterverwaHer nach, ( den terordipingen des jßonciliums von Trient zu hastet* 
len. Dje JtajserUche Regierung wird im Namen des Religionsfondes, welchem dag 
Erträgniss jter erledigtet) Pfründen gebührt, tjen vom Capitel erwählten Güter* 
Verwalter gutheissen oder'demselben, wenn es ihr nothwendig scheint, einep. an¬ 
deren beigeben. Das, ganze.zu (Jen. frzbisebüfljehen. Tofelgütern gehörige Ver¬ 
mögen, sowohl, das, bewegliche ais c|as unbewegliche, ist genau durchzuge|i£iv 
und, wenn'sich ein Abgang, herainstgllen.' sollte, ...die Erwirkung des Ersatzes an? 
gleich einzuleiten, ’ ' Der Güterverwalter ^at seine Obliegenheiten nach Vorschrift 
dos Kirehengesetzes getreu zu erfüllen und dem rechtmässig eingesetzten Nagb^, 
fblger Rechnung zu legen. . >v* 

, , |b 2tj, Bei Erledigung finer Pfarre oder einer anderen weltgeistliriiaa 

Pfründe, in, so. fern dieselbe nicht zu einer Gesammtheit von. Pfründeninhabern, 
dergp Vermögen einer gemeinsamen Verwaltung, unterliegt, gehörig ist, wird das 
erzbischöfliche .Consistorium den Amtsverweser oder einen anderen taugliche» ’ 
Mann zum Vermögenaverwalter bestimmen und die kaiserliche Regierung im Nae 
men,dos Religionsfondes denselben entweder, gutheissen oder Run einen anderen 
* beigeben. Der Deehunt hat mit Beiziebuog.des Verwesers oder der Verwesec den 
«triedigten geistlichen Amtes and deri Pfründe, der Kirchenväter wie aaeb des 
Patrones oder seines Bevollmächtigten zu. untersuchen, ab die in dem hrventare 
der Pfründe und. des Gotteshauses vereeichnetep Gegenstände vorhanden und 

w. ohl erhaiten seien, Ergibt sich irgend ein Abgang, so ist der Dechant »er* 
pflichtet, zur, Erzielung des Eesates das Nöthige einzuleiten; doch darf er in eh» 
Rechtssyettigkeit.über,die Ansprüche, der Pfründe oder:des Getteshause» sich and 
eigener Vollmacht nicht einlpssem eendniv bat daaüber an das eezbischöflisha 
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Conslstorium zu berichten. DtjrVefwUfer des PIWnlÄvermÜgens “sofrge Ihr 
dasselbe nach Vorschrift des Kjrchehgesetzfls. Bei der Verwaltung desj Gottes* 
badsvacmOfn» bat der Verwesef de^ geistlichen Amtes die Stelje des Pfarrers 
zu vertretea und zwar auch, dann, wenn; die Verwaltung des PfrQndenvetrmOgeps 
ihn' nicht wäre Übergeben fordern ! 71 ;■ .. ” I 

' j; 28.' Da dasErtrfignisd erledigter Pfründen, in so weit 4» btshep üblich 
war, auch künftighin dem Religjonsftjnde zufWlt, so stad die Einkünfte dps tatet* 
ealarjahres in derselben Weise, (wie es bisher geschehet) ist, zu theilen,| uhd ist 
die Rechnung der kaiseriiclarh Regierung. weiche deft Kd Uarionsfond verwaltet, 
vorzulegen. . ^ | : 

J. 27. Nachdem Derjenige, Welchem die Pftüfideverliehen wird, 
aisrhe Einsetzung erhalten hat,' wird der Dechant ihm das- Pfründenvi 
Obergeben und hiezh nach ((estAt der Pfründe die fcirahenVäter und dei 
oder dessen Bevollmächtigten belzieben. Der in deh Besitk des Vermögt 
geführte hat schriftlich zu bestätigen;, dass;ihm alles im |nventare Verzeichnet» 
übergeben worden sei, und das iGftdüniss beizuflkgep, -dass er die Pfrünfae hach 
Massgabe der kirchlichen Vorschriften! verwalten and In gutem Stande erbalten 

IttA gilil > ■ n irt i n ■ i - mi | ~ ■ rrfr— * \ ! I * * 

Qvf 1 ’ ij J 

Gegeben za Wienj, am jj. Julias 18(W. ; ! ’ : I % - 

~ ; Joseph Othmai\ r .„ ~ 

von Jahre 1862 enthält eii<el£jrlfcatertjn^ de£ 
che irechuungen erlassenen Bestimtaa»^ 
d ese Erläuterung nebst | der tn der ÖpMtoSt* 
itigung im folgenden Hefte des Archivs na^h^ 



(Di# Consistor. 
übler die Abfassung 
ge ja Vom 2. Juli 1860. 
Gurr. Nr. 10. daau erfolj 
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Mtnlsterial-Erlasfs vtlai 15. (September 1858 und oberstgericht- 
vd m Janujtr 1868 Ober die: aussclilfesfslichä 
atel^liÄeji 

b*-* T 


Üdhe Entscheidung 
Cafapetenz- der 


Gerichte zur Entscheidung Jlbt^di^ 


religiöse Erziehung dler Binder geschiedener Ebegattdn 

. i ■ 1 2 l i • ‘» l i - 1 


dl Nt.) iS. vom 17. Jftnner; 1883 berichtet wnt«' 


Der Opsterr. Volki 
Wfner Nachrichten 

•Eine oberstgeriehfiehe Entscheidung erledigt die Streitfrage, welches G«; 
ric|it zur Entscheidung tfber d& Erziehung der Kinder geschiedener El egalten 
wtipiteürsei, - 3ahin, dais dies! Coihpetenz ausschliesslich dep weltltchei, aber 
dofcbdos nicht' dem geistlichen Berichte zusteht.« ! 

. * . Auch In einem, an tdle Füjsterztoischöfe von Prag um) OlmQtz gerie iteten .% 

. Jastlzm Inisteriplffrldss vom 15. September 1858 Z. 14,6t». 2 

. | . (mp. .26) Augjist 1858, Z. 16,524.) ; ; f 7 

wurde erkürt, »dass .im 8inhe des Ehegesetzes .für die Karthoiikep vom i. Octd? 

I t856, Nr. 185. des ‘R.-G.-Bj. und der demselben beigegtbenen An veisung- 
des im Archi* Bd. für d ie geistlichen Gerichte in betreff der Eßsachen 
endgültige und recbtsver&indknde ^Entscheidung darüber,, weichem Elte rntheile 
einer Ehescheidung nacü^Mapsgabfe des $. 142. äes^aHgemeinen bürg erlichen 
letzbuchs die Kinder zijr Erziehung zu überlassen seien, gleiefftvie at ch jede 
in fieser Richtung etwa uebdh tf fi brejid der Dauer eines Ehesebelpungsp ozesses 
nüjhig werdende einstwelige Vmfügdng ausschüessend dedi ordentlicher (weife 
liefen) Richter zustehe, idid dast sichjdasgeistliehe Ehegericht in dieser B< Ziehung 
die. Aufnahme der imj J. 238. der! Anweisung vorgegebenen Ti^tumstt ndes in 
über Ben Ebeschejdnhgsprjjess k fflleüdesn^rthcit znbesehränhen habe.« 




f>ia Jes f<ifv5t*r*bjdcbiVMicht*M % h i* g »• n c. b t «5« m Wit«: iffi •Ulifö t86*<J. 
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P r e n s ou 18^:fpmkahtel**m^ $9t 


••: .1 .•■;.• f-"1i Ip!T •* t- P H*- flPWMrtMMrtM«- f;-! •« ’ ••* 

: i-.io't" ; ; 1 ‘KdhiffMeter Armeebefehl Vort7.Jdnil8S8 
überdie'Erttlassirng von Oftziren, welche Ehen mH Katholikinnen vor dem kathö- 
'Hsefien Pfarrer ad »tmgeweihtem Orte« und »ohne Einsegnung dieser Ehe«’ ‘ 

eingeben. 1 ' 1 

••U . Einrfiriuf >ftes JUMtmA not frier, wridhaC mt4m Butinmkngeikdinaa 
tfisttfeben Bwvq .herüben, Mt, beßeiüt. bei töten «emtachtab aeKmmtntatts dem 
efangeii»cöen Bräutigam, i» die Hände deff Buahaü oder; desjenigen, seiner Ptar- 
dtp derselbe dwudeMgnirt, eisen Eid sin leisten, hreflt öesseo er gelobt, 
«alpe Kinder der römwMathoHsebea Kirche!, au vnJten. Bei ttebwdtenflig die* 
sar Kprderssg ist die Ehe vam r&wisdt-hidholJanhen StaBdpitaUte' ntertagt. Er* 
QUIutar >aher diese Forderung, jso vtrd,3hm alt Uhh>dwtoilieid8to dar dem 
ffargtr.an «*geweihtem Urie uttd dmMrldiwijgide» Eamottbsses; *fce Ehe 
eingehen zu wollen, gestattet, d^e Einsegnung dieser Ehe aber dennoch 
Verweigert 1 )!. Diess veranlasst Mich hierdurch zu erklären, dass Jehl 
Oftzier Meiner Armee, def 4en geforderten,, dep Mann wie 4*3 eyaftgejisehe. Bei-, . 
kenntniss entwürdigenden Schritt unternimmt, sogleich ans Meinem Heeresdienst, 
epUassep werde. . ! ’• .... . ,, .... , ’ v ^ 

’ Cbarlpttepburg, den 7. Juni 185t, , , 

! - •: ’i ■■■ _ji._: 1 1 ■ ■ d. - ■ 1 

1 " - : ,; ' s littenriiuv ■ * *V ilt T 1 

i vr 8a»chloMa der protfitentUclMB Reform in liglud aU Irtnd in 
IWIUlam Cobbett. Au dem bgliMkt» öbonetzt. Harts miw 
besserte und vermehrte Auflage. Xaiu, Vortag mFra»* Etathehm. 

, I, ,4882, Ximtd 660 s, kl, 8. (I 1 /* T«I.) / • . : .! »(•:•<* 

* - Cöbbett starb '1835 als Protestant und Hess seine SObne protestantisch 
örttehes. Er War ein 1 radialer Umsturzmanu, der eine scharfe gewandte Feder 
MUSS. Er schrieb gegen die Torys und später als die Whigs an’s‘ Ruder kitmen, 1 
deich heftiger gegCh diese. Als die Katholikenemanefpation' eine brennende Tages* 
lWfe War, verfassteer das 1 hier Tn einer fliessenden Üebersetzung und schöne^ 
wohlfeiler Ausstattung vorliegende Wdrk, und hat damilden Kkthöliken Wi‘ge*‘ 
nUijt, %dnh erau*h ; nicht O’Connei’s 'Verdienste J erreicht'hat, die der Heraus^ 
geber in der Vorrede fast verdächtigt. Mit Recht bemerkt der »Liter. Hand- 
W6ts£r« YM(taster, ,18*2.'Nr. 5. S.187 f.) ineioar vortreflltehei* Kriäik dfesetf 
neuen Ausgabe: »sie wäre ftr Katholiken noch wohlihätiger, ftr Protestanten 
wirfwner, ftrHistpr^er iesl^rer geworden, wenn hier und dt der Ton gemfri 
d^p pad magebe lüngst als . nnpaitbar erkannte RehÄuptnng-reetuicü^ . wär*.*'. 
Ahpr, \jwie «p, in eingr anderen, Recension <im ,Ma»azej?/»K.a5|joUh« . 488 %. MaKj 

... _ t ry 

1) Hieraus erhellt, dass nur der Eid und die Eingehung der Ehe in loco non^ 
slldb 'tifanflü Bbie^nu&g^ütik jpvohstlstfsAfetP ^tir^also 

nafieittlifih 41t bet Yitft, Kir«h«Äw!ttM 2 l"EbeMÄt' •oealidkioUbeii- : ui'd Pro¬ 
testanten in den königl. preuss. Staaten, S. 54., dass nach jener. CabineUordro gydio- 
jejajgp evangelwchen Qffiai^, welche bei ffingflfrmvg fl*¥r;g^miad^»:Ebk das Ver- 
«iPWb^ ^ben,,dk Jfäritr h%tbaü^b wu ^nrf§lwi/^V Amt&Wto mtinmmmtuto»[ 

sollten.“ 



$$$ "ti'tVfli tut: Gaduel, flbfthäusef; Wemtcöcur; vte fdrmsane 

heit. S. 688.) heisst: »es hat sidl'Vett'lffiteh w&ier in England and anderwärts 
der böse Geist derselben Intoleranz ga regen angefaage«, gegen welchen Cobbett 
zu Feld gezogen ist and. den er mit so fürchterlichen Streiken getragen „bat., ... 
Da mag denn der alte Cobbett r wieder gute Dienste tbup* ¥gl. r aucft &Ath. 
Literaturzeitung 1862. Nr. 41. 

lobet des ehrwtrdige* Diener« flotte« larthelemlu Mehhssier, Pftr* 
"« tot» «nd Dechanten 11 Laegganthal ln Tirol, nachher n Bingen am 
-v.; ; Rhein, Stüter« des Instituts der in Gemeinschaft lebenden Veitgeist* 

. liehen. Mit einer Abbandlang Ster diese flenossenschaft ton S. P. 

- tla. Gadnel, Domherr nad Generalricar in Orleans. Deutsche Ans* 
•ehe mit Antsrisatton des ▼erfassen und einem Torwerte von Dr. 
S. B. HehwMi, Demcnpitalsr and Professor der Theologie n 
m.h Main. Mains, Verleg von Frans lirchheim. 1862. LXIT «. 475 8. 8. 

u 01 Während in »Bartholomäus Holzhausers Lebensgesehichte« von Ludwig 
Glarus (2 Bde. Regensburg, 1849) hauptsächlich Holzhaoser’s Gesichte und 
Coftimehtar Ober die Apokalypse geschildert sind, hat Gaduel seine ganze Auf- 
iherksamkeit auf das heilige priesterliehe Leben Holzhauser’s, welches als ein 
berrliebes Vorbild und ein wahrer Spiegel für alle in der Seelsorge beschäf¬ 
tigten Weitpriester erscheint, and das von demselben 'gegründete Institut der 
in Gemeinschaft lebenden Weltpriester gerichtet. Die schlichte and 
einfache, treue and warme Darstellung Gadaei’s kann dazu beitragen, nament¬ 
lich unter dem Klerus, ein richtiges Unheil über; die Piiestercongregationen za 
verbreiten and etwaige Vorurtheile gegen dieselbe zu beseitigen. Gaduel hat 
«•hin frflher die »Constitutionen,« das *Dirertorium« and die »geistlichen iftbuir- 
ge«« Holzheusef’s für die Genossenschaft der gemeinsam lebenden WÄtgeist- 
lichen Im Urtexte heraasgegeben Das Wichtigste daraaA ist so in die vorlie¬ 
gende Lebensbeschreibung verwoben, dass dieselbe ein wahres Handbuch des 
geistlichen Lebens, und. der Pastorat bildet. Die Vorrede Dr. Heinrich’« zu dieser 
wohl gelungenen deutschen Ausgabe spricht sich des Näheren 8her die Vorzüge 
des Werkes, und Ober die Vorurtheile gegen die Genossenschaften der gemein¬ 
sam lebenden WeUgelstjiehen aus. Ueher dieses Institut handelt auch der in 
Üebersetzung ebenfalls vorgedruckte Brief des Hoehw. Bischofs von Orleans 
Felix DupatUouj) , worin das Bach Gaduei’s sehr empfohlen wird. Wir ver-v 
weisen bei dieser Gelegenheft auch auf das sorgfältige, an der Hand der Quell«* 
gegebene historische 1 / > . 

3> Essai sur la, vie commune au Hin du- 6le*g€>, par M. Vabb4 
, Hautcoeur. ■»' t ' ••• -i 

in der von demselben redigfrten vortrefflichen Revue de» Sciences eccle- 
siasHques par M. Vabbi Bouix (Afras, ehez Rousseau-Leroy) 1862. Nr. 85. 
(Novemh.) p. 401—425., Nr. 86. (Deeetnb.) p. 500—526, Nr. 88. (1863 Febr.)' 
p. 140—165. 

4, logisch-Juristisch« Abhandlung Ober die Deflaition des Kirchenrechts 
ven Dr. Hermann Gerlaeh, Professor der Philosophie und des 

• 1 ■ t) 1 Wewerabffla aerrl 'Del Sarthtlotnäei Holzhäuser, Opustuld Ecclesiastica, ■ 
j«*ta vornan. «AM.... aeeuWnt» W-PMiGtufoenwi hei Jakob tu Orleans dod DöPnio 1 

in Parle erseUanen. 




Gerlach, Definit!«* des Kfccbfpreehta, Verb. pjfeqys* Sif^ts^^.ßinbt. ||| 


linheireehtK » ler phUo*.*tbeoleg. lefcraasUtt u lM«k«n, Pi* 
äertorn 1862. Fort» , Jchlaingfc’sehefeehhasdlu*. 30 S. 4. (8 J§r4 

■Die Definition ist eine logische Operation and för die logischen Operation 
aen gehen die logischen Regeln. Wer darum das Kkchesrecht defoirt, dermnsO 
naeh den logischen Regeln sich richten und kann anch nach den logisdien Regeln 
gerichtet werden.« Von diesem Standpunkte ans (vgl. den Schluss. S. 29.) gibt 
der Verfasser eine kritische Uebersieht der Definitionen des Kircbenrechts beiden 
Schriftstellern unseres Jahrhundefts and bezeichnet als das Ziel die, Aufgabe, 
Welche Schulte lin ersten Hefte unserer Zeitschrift der Wissenschaft des Kir- 
ebenreehtes steifte, den Stoff auf den wirklich rechtüdien zu beschränken, höd 
dis ln dis Gebiet der Moral, Dogniatik u. s. f., kört m dasforümintenrom der 
Kirche Einschlagende, aaszuscheiden. Die Abhandlung Gerlaeh’s; ein' akademi¬ 
sches Programm, ist mit grosser Klarheit und Einfachheit geschrieben. 

Recht gut ist insbesondere dieAusführung des Verfassers (§. 8— 9i) ttbef 
das'Kirchenrecht ils erzwingbare Ordnung der Kirche. Nicht der Juristischen 
Terminologie entspricht die Bemerkung (S. 29. Note 2.), das Kirchenrecht iih 
»suhjectiven Sinnei sei die Kirchenrechtswissensebaft. Subjectives Recht der Kirche 
ist der Inbegriff der der Kirche aof kirchlichem Gebiete kraft ihres göttlichen 
Auftrags oder auf staatlichem Gebiete gemäss den Staatsgesetzen anstehenden 
Belhgnisse. Von demselben, bereits dnreh eine vortreffliche lnauguralabhandlung 
Über das »Präsentationsreehl« (München 1854) and Ober das »Paderborner Diö- 
cesaoferbt« (Paderborn 1860 vgl. Archiv VL, 1080 rftbmlichst bekannten Ver¬ 
fasser erschien neuerdings audj 

ö. Dm Verb&ltnisa dos preuffechoa Staats xu der kathaltsehoa Kirche sof 
Urchenrechtlichem Gebiete nach den preassischen Gesetzen dargestellt 
von Dr. Hermann Gerlach, Deetor beider Rechte. Paderborn, 
Verlag von Ferd. Schöningh 1862. Vü n. 119 S. 8. (16 Sgr.) „ 

Diese mit ebenso grosser Feinheit -undEJeganz als Qhjectivi^itverfasste 
Schrift stellt im Einzahlen näher dtgr, inwiefern ,d«s Pnncip .der kirchlichen Frei* 
heit und Selbstständigkeit, wie es in der preussischen Verfassungsurkunde aosge* 
sprechen ist, bereits im „Einzelnen in der preussischen Gesetzgebung und Verwal*. 
tung im Verhältnis zur katholischen Kirche zur Geltung gelangt ist. Pas kleine 
Boeh bildet einerseits eine willkommene Ergänzung zu dem preussischen »Kirchen« 
und Eberecht« von Vogt (vgl. darüber Archiv III„ 585 ff ), andererseits aber auch 
einen interessanten Vergleich, wie die meisten kleineren und Mittelstaaten in je* 
ner Beziehung. hinter den beiden , grössten deutschen Staaten, Oesterreich und 
Preussen, zurückgeblieben sind. Freilich liess sieh eine in jeder, Beziehung er¬ 
schöpfende Darstellung noch nicht erreichen; Manches beruht gegenwärtig auf. 
rein provindellen Regierungs-Anordnungen oder Vereinbarungen oder auch hock 
Streitigkeiten mit den einzelnes Bisehöfen, z. B. ii> Betreff der Patronatsverhilt.- 1 
Hisse; manche Oonsequgnzen der verfassungsmässigen: kirchlichen Freiheit sind 
auch noch bei den Gerichtshöfen streitig, z. B. in Betreff der kirchlichen PisripB- 
nargerichtsbarkeit über die geistHehen und weltlichen Kirchendiener (vgl. Archiv 
VH!., 1 ff.); in manchen Beziehungen sind,<Pe Rechtstitel für die bürgerlieheAh- 1 
erkennung der kirchlichen Rechte noch zu wenig im Einzelnen veröffentlicht^ 
z. D. jn Betreff der kirchlichen Ebegerichtsbarkeit, deren bürgerliche Geltung ffir 
ganz Preusven auch io der. Bulle De sofate animunm , (wie aipch in ei^q^ 
Schreiben des Ministers des Auswärtigen, v, Altenstein 



$14 J fcKfefatiltf Dis-fcYeusic Eheredii 1 Buffet, Beiträge. u ••* 

tMhM y, ^ ArrhlV atrsflitt-tit-h -ztirticflÄfti wer¬ 

den.; VerlioOg »«(weisen Wür CQr diese Prägen bereits atf die gtU geschriebene 
Scfcitftr(desH«nta Süftauseeser 8«bnppe«4Neids«)■'! ■■■•.!■• ! ,( ■,? 

$, $ * s t ' P re o s,$ i s.c, h p ß hi eye e bl U nd, d i e kg t b o I iß eh % K jr ch. p, „Vorn Ver* 

„ fas^ey 4jer'Schrift; »Das öster*. Ctmcp^dat, und die prepss» Gesetzgebung.», 

. .^pI- Arcbiv y/.,,2.IO.j i Rpgpnsburg,. Puisiel, 1862 92,8,' 8. (12, SgfJ. { ,„* 

Auel» Ger lack bgt.dipß« frage ,(£. 61—46)recht klau und scharfsinnig 
befand##, Sqtiw, Schfift erbriett nJmLKb/in 9 AbactaiSeu; (.dasGrandprindp., 
<?ML dfl* jjaKgpvärtige des Staates zur Kirche (ß..4*r-6.), 2.,den Ver*, 

Gniergebenpn <& 6—90, 3. die Wrchliebe Ge« 
setzgebung (9-rl20, 4- die. vollziehende Cew^K der. Kirche (12—24.).- 5. dip. 
kirrhiifhe Geriebtsbarke4<>(24:r 4 1 1 )> ßr die pfarramtUcben Handlungen (41—58 ), 
7.Elementar«chulwe$en — k#ine Trennung der .Schulp ypn der Kirche! — (46—h 
29,0, ji- Stellung: der Geistliebpn (71—75.), 9. daß Kircbpnvprmbgen (76—114). y 
... In der Einleitung (S. 1-rrSÖ zeigt, der Verfasser kurz, wiedieVerfasyungST, 
Vkunde, indem sie in Art., IQ9. nur für die Abänderung der ihr nicht zuwider-; 
igufpuden gesetzlichen Bestimmungen neue Gesetze erfordert, eben dadurch -d|u 
ibrzusyiderlaufenden Gesetzeund Verordnungen ohne Weiteres beseitigt bat* 
<M ^WST 1 *^ »oip, 16» ..September 1862,, ipi Archiv IX., Ujl f.) Mit’ 
Bb(ht bemerkt Verfasser (S., dass ,dig yprraf^uugsafkunde weder v 

die Macht, noch den Zweck hatte, die über der jireussischpn Territarialgesnt^ 
gebung stehenden Staatsverträge, wohin auch die preuss. Convention vom 
Jtore' 1821 > gttiärt, adftftiheben. v»h ^ »dewseben Reichsgesetzenu Äsit äiefr 
AefeeS döwnlcbfi .u*^ der Verfasser mkiM,stbieehtbin<i#dn, sondern hur inso¬ 
fern' klei wie z; ÄJ dtr Wes(pttSf. FÄedeh, -Mglefeh zweiseitige Vertrage sind. 

.■».? •; ‘ • ■ :• •. tt ; 

7. Beiträge zur Geschichte der Duellen des Kirchenrechts und des rtmi- 

- ^ ••■'•ddheh : Rdchti im Sittelalter ton Dt. «. Hftffer, Prof. d. R. zu 

- Bonn. Ihnster, Aschendorff 1862. fl u. 148 *. 8. (25 Sgr.j 

....... , ; • - : . ... < •. .-,<■■■ • ■■ . . 

Wir registriren hier kurz das Erscheinen dieses bereits im Archiv Vu!.^ 

S. ’leb. angekOnäigten Werkes, welches über den ungedruckten Uber $ententia- 
rum des Aigerus vöp' Lüttich,“ den Gratiah benutzte. Ober die Benutzung des t 
römischen Rechts in den älteren canonischen Rechtssammlungen, insbesondere 
bei 4 Anselm von Lueca und Polykarpus‘), ferner von einer,noch ungedruekten 
Beeretale Alexanders II. und über eine Urkunde Eugens III. und deren VeriiäR- 
niss zum Gratianischen Beeret ebenso durch Gelehrsamkeit wie durch elegante; 
Form ausgezeichnete Mittheilungen enthält. Eine eingehende Besprechung von 
Froh Br. Maassen folgt nach. . , . , 

8. Sainale Utinttatte Juris Cahosici, nrnm awtoUun ft thesBigicaru«^ 

bvevttslmts anuOtafttMlbns et ytohttiotihts tnstwctnm, qno lexld 

-m • ; ■ • • I -!'V7Ä 

7 j j , ^ Prpfr. H. benachrichtigt, p t dw«, »uceer den ,vw* tim. (S. 

8cbjciej^e\fCP Handschriften des Polykarps noch zwei andere zwar in iPejats^y 
lap d vorhanden sind; die eine in Wolfenbüttel, die. andere .,in Darmstadt, Lote|erj^ n 
Reicher jjeÄoch das achte Buch eu fehlen scheint, w^rd schqn in dem Qateloge Haria- 
hfeitorf p ij . feÖ. als Bestandthen der Kälber Cäpitelsbibliöthek erwähnt. Vgl. auch* bürix? 
mw# s. mi Wd tiVrr trof. H. M n&!isKlfiP 




JtoMirt, Maule; Tibut, Weftbiseböfe; Vögt, Verocdo. f.4. 8w KWtcnM 3SS 


jtrto Canonici Uioamate propenero jtaduit OmiMu« wob» 
Mwu «euMw, Jnri* «omltu. MaBfcMUm gmpenMrfltit** 
riani*. «DCOOLIU. XIV et 220 pp. 8. (1 TUr.) 

' Geh. Rath Prof. Rosshirt gibt in vorliegendem Werke gleichsam die 'Re¬ 
sultate seiner fünfzigjährigen eanonistisehen Stadien: einLexieon fhr das Stndidm 
des etnoniseben Rechts, kurte Worterkltrungen oder Andeutungen solcher untetj 
Hinweisung auf die Ausflkbrungen in den einschlägigen theologischen und kirebeiw 
historischen, eafionisfisehen, morafistischen und lexicograptriseben Hauptwertfed. 
Das Manuale soH eine Erglnzung tu den' Lexica der lateinischen dassf- 
scben Sprache und namentlich zu 'dem bekannten Glossar def tnittelaftCf^ 
liehen LaUnitXtf von Du Cang e-Uendschel sein. Man ersieht aus der Samm¬ 
lung Rosshirt’s die dreifache Richtung in der Latinitlt des eanonisehen Rechts, 
die elassisehe, die germanisirte oder barbarische, und die kirchliche, deren ma¬ 
terielle Grundlage, wie die Jfjrehe |efl Otient and] dflj Gccident umfasst, so aueh 
auf dem Griechischen and dem elassiseh Lateinischen .beruht. , 

l'ljf V. v • r r . • •* .t» *.. - '' j.« . f'sT >* t j % \ **\ ,»; 

9. Geschichtliche lachrtchtei iber die Welhbischöfe voi Muter. Ela 

Bettrag zur gpocUlgeschichto des Blsthuu Monetär von A. Uhu, 
Secret&r beim MachOfl. Goaeraivicartato. (Der Ertrag Ist za gutem 
Zwecken bestimmt.) Muter, 1862. Gedruckt uad in Gemmisa|«Uj 
Bet Begeuberg. TUI u. 279 g. gr. 8. (28 Igr.) 

• ■ Der Verfiuser schildert in diesem schätzbaren Beiträge m der verblltnise-i 
nissig noch wenig bearbeiteten Geschichte der Weihbfceb&fe zuerst in allgemei¬ 
nen Umrissen den Ursprung und die Entwiekelungsgesehiebte der Weihbtecböfej 
sodann in aosführliehen Biographien die 82. MflnSterischen Weihbisehöfe von 125# 
bis zur Gegenwart, und verzeichnet znm Schlüsse (S. 277—279) noch kurz diei 
12 WdhbiscbAfe von Hildesheim von 1888—1757, 4 Weihbisthöfe von Minden 
aus dem 14. und 15. Jahrhundert, 14 Weihbiseböfe von OsnahrOck von 1588— 
1854, 18 Weihbischöfe von Paderborn von 1331 bis zur Gegenwart Alterthoa»- 
freunde werden sich insbesondere auch noch an den in Hoizscbnitt sauber aus- 
gofflhrten Weihbischofs-Sigillen erfreuen. Die Ausstattog des Oberhaupt an inte* 
restanten Notizen reichen . Werkes ist preisawürdig. (Man sehe anefa die Tübinger 
theolog. QuartaUchrift. 1868. Heft l.> 

10. Kirchliche Verordnungen für das Blathum Rattanburg. lusammoagosUUt! 

von Adolph Vogt, bischöfl. Ijidlcu*. Retteabnrg und Gmünd. 
Vorlag tu Gurg Schntfd. 1863. X und 467 g. 8. (2 fl. 42 kr. rh.) 

• r . Bfe vorliegende in einer sehr übersichtlichen Weise, nftmüeh in alphabeti¬ 
scher- Reihenfolge der einzelnen Materien und nach chronologischer Ordnung*'der 
Erlasse Aber denselben Gegenstand, verfasste Zusammenstellung der seit Grün-' 
düng einer bischöfiichen Stelle in Wiittembcrg Ihr dieses ergangenen kirchlichen 
Verordnungen Milt um so mehr einem Bedürfnisse ab, als sek der Sammlung- 
vnn itfaorer and Lang Aber 25 Jahre verflossen und insbesondere seit de» 
Amtsantritte des jetzigen Hoekw. Bischofs von Rottenburg allgemeine Yerfögim- 
gen in ansehnlicher Zahl erlassen sind. ' Herr Vogt hat aber nur die eigentlich 1 
kjrchliehen Verordnungen ausgenommen. Unter diese stellte er aber auch 
die von dem sog. katholischen Kirehenrathe, also einer Staatsbehörde erlassenen,' 
welche nacht der Stellung dieser Behörde entweder nach vorheriger Rücksprache« 
mit deaz .hiachflflirlrm Ordinariate ergingen oder einen durchaus- kirebüehen Che- 
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Hddarf»g cp i ■ .Din, Erlasse: dagegen, die, dpr; töuigk, - Kfrchenrath - alai St#atsbe- 
hifdciivo»,«uilehen S tand p an kieaaserliCTs, sind jdd»a«igeimnM»eB. Wir ver¬ 
mögen unsererseits diese .Art von Unterscheidung niebl .gniu.za billigen. ~t- Herr 
Vogt bet den von ihm mitgetbeUten Verfügungen manche zweckmässige erläuternde 
äJnnerkungen beigegeben. Einzelne Erlasse, die bloss noch, historisches Interj?ss& 
haben, sind nnr ihrem Inhalte,, nach kurz bezeichnet. Es hätte, dieses unseres, 
Erachtens aber auch noch bei mehreren der. VQllsläpdig ahgedrpekten. Stücke ,ge- 
sehehen, können, z. B. mit den S. 208—212. mitgetbeUten Kriegsgebeten. Auch 
würdet Coiumnenübeaebrifl^h fweckmfcssig gewesen sein. Jedoch dasausfübr-, 
lifbe aJphabetische Sacbrggisier macht die Auplnduog dep einzelnen Punktes leicht. 

• v ; ... .. > v : -Vtrtogi . 

• ,;T •" jjo---- 1 ' i 

■' ■' ‘ i v, i >. t • . • - ! • . f. : t 

» ME'l w e «> II ‘«'Hu. . 

i. Dar Prozess des Belial gegen Christas nebst einer Proussordnnng vom 

si? .••. :.v- ii i- r •:>•'. JJ#ß* r m ..\ Sit?., 1.1 :.m 

*' 1 Dfe tfeiflgMcfie BfeHethek fd Stuttgart boMtzt : nirterihnenjurisUsetoert Hand* 
aebHfflfen'tMs. JuHd. 11. HW.) eihe; - die als geistliches' Recht eines Jieob von 
SVoriis bezeichnet ist. Sie beginnt mH den Worten: / ’ i : ‘ ' • 

»Ieh wil dar noth stellen das ietf-em jegelittoen Sin -also sehribe und doch 
mit semlieben Worten als man demselben sie gewonlichen redet ia fleufisefie.« 

■. Bei näherer Betrachtnng des Inhaltes zeigt sich, dass hier eint deutsche 
Übersetzung des bekannten Prozesses Belials. gegen Christas ;varllege, weichest 
der Arebidiaeon Jakob von Teramo im Jahrewie man anoiamt, in 
laieinmrher /Spraebe verfasste; r- » , • i • v ; 

.. Dies» SCbrift, in Welcher der Prophet/ Jeremias als Sachwalter BeHhHt,i 
Aristoteles aber als der- VertbeMigter Christi ShfirRt,, liegt bekanntlich, in tateini* 
sehen und deutschen Ausgaben vor. In den letzteren ist der Name des Verfass 
serss nicht immer richtig angegeben, die Augsburger Ausgabe nennt ihnTeranis; 
die: in der Stuttgarter Handschrift .vorliegende Ueberseizung bei den Ndinen noth: 
unkenntlicher gemacht, indem sie ihn als Lpronis wiedergibt. In ihr steht jedeekt 
ausser der Uebersetznng des genannten Werkes, die mH.den Wortent [und ent-*: 
pfohn uns in der zit des Dodes amen schliesst, noch eine Prozessordnung, die 
ift/erait ftt den ihm vorliegenden Druckausgebennletä gefunden* hat. r Sle-«r8gtf 
die UefhersebrifT: 1 Hie vohnt dn die ordehtliige des-'getebeliehekrferiüteD.' tfnd be¬ 
ginnt «fit-den Werten:-Es- ist : zu wissen-ble Was das gerillt heTsti Näeh den 
folgenden Uebersebrlften handelt dieser kleine ordo judiciarinS vom Begriffe nnd 
der zeit der Ladung, von der Versebmähung des Gerichtes, von dem Gehorsame 
gegen dag Gericht utid der Beschreibung der Sache, von der gezugnisse des Krfe-i 
ges, von dem Eide am die untreue zu vermeiden, vott der Fragestellung-an An¬ 
kläger und Zeugen, von der Führung des Beweises, dass der Schuldner ünguet/ 
und was IWeiaOngen seien, vom: Argwohn arid ton der AV.eisiing der Briefe, und/ 
Instrumente, HUder kurzen Betreibung der lApoeteibtlefe schügsot;, diese kieine' 
Ordnung des getsüiehen -Gerichtes; ’ v; '!' m. : 1.'■ M ■> • m <•■■■.< 

i: ’.s Ihr' Verfasser: gribt am Schlüsse dieZeit mlt den WWten'aii: Unö dW sy<’ 
gmrt wm der drdennnge .des* geistlichen gerihtes naeh dein. aller kurtzestn - 
et« tmeu. Am» domtoi JtHä.- In vigHia Tibtirtii, et Valerh' LV1II (1458).: - 

l-Sjluii.ä -MuLr.ua a-^is isCo jPm4J)rv>Ä»«dWcA.XtAatmo»».- -*-i 
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2. *#j u4 Bon not letxtei lato! (VgL Archiv IX. f 175 f.) 

Herr Dove hat sich besonnen. Er läugnet und stammelt Entschuldigungen. 
Er läugnet, dass er der „ganzen katholischen Kirche, ihren Bischöfen und Ordert* 
den Vorwurf revolutionärer Sympathien und Bestrebungen entgegengeschleudert habe. 
Die Sätze; „Wann endlich wird man in Prenssen begreifen, dass der Staat einem 
propagandistischen kirchlichen Vereinswesen gegenüber Pflichten des Schatzes und der 
Aufsicht hat? Wie lange will man sieh der Thätigkeit 4er Jesuiten gegenüber (unser 
nachbarliches Hohensollero mit Gorheim and den dort untergebrachten, von Garibaldi 
aus Sioilien verjagten Vätern der Gesellschaft Jesu wissen davon zu erzählen) 'mit 
der Fiction begnügen, dass hinsichtlich der Orden das Vereinsgesetz genüge? Oder 
meint man, Angesichts der polnischen, doch gewisä rein politischen, aber mit kirch¬ 
lichen Mitteln genährten Agitation noeh immer einer Gesetzgebung gegen Missbrauch 
der kirchlichen Freiheit entbehren zu können ? Meint mau noch immer, dass das 
Strafgesetz eine zutq Aufruhr auffordemde bischöfliche Ansprache nicht anders snzn- 
sehen habe, als einen beliebigen, in seinen Wirkungen nicht weithinausreichenden 
Zeitungsartikel ? u Diese Sätee sollen nur „Von der Richtung des Herrn v. Moy“ ge¬ 
meint gewesen sein 1 ). (!?) Er stammelt Entschuldigungen, indem er ungeachtet des. 
sen,.dass er in jenen Sätzen Ausnahmsgesetze gegen die Katholiken, ihre Bi¬ 
schöfe und ihre Orden begehrt hatte, verspricht, „für die Gleichberechtigung 
der Confesaionen eintretan* zu wollen, und auf unsere Vorwürfe wegen Aufnahme des 
Sarwey’schen Artikels antwortet, die Hanber’sche Abhandlung über die neue 
Wurttembergische Gesetzgebung sei diejenige, welcher er in allen wesentlichen Punk¬ 
ten beistimme, 

Ueberdiess betheuert Herr Dove, dass er, wepn auch für die Aufrechthältung 
dts staatlichen Aufsichts- und Schutzrechtes — in seinen richtigen Grenzen — ein¬ 
tretend, doch nicht dem Staate die „einem überwundenen Systeme an gehörige Mitlei- 
tuiig der kirchenregimentliehen Functionen* vindiciren wolle, welche von der „frühe¬ 
ren (falschen) Theorie aal den Titel der Kirchenhoheit gegründet wurde.* 

Gut! Wir nehmen Akt von alledem und wollen deeshalb dem Herrn Dove 
alle die kleinen, seiner vollkommen würdigen Bosheiten, womit er seinen Artikel 
gegen uns gespickt hat, zu Gute halten. Selbst die Unwahrheit, dass „derselbe Herr 
von Moy* für das „so maassvolle* Verhalten der Russischen Regierung gegen Polen 
nur den Ausdruck „tyrannische Gewaltschritte gegen die Kirche* finde, während 
„derselbe Herr von Möy* über die Russische Regierung nie ein Wort geschrieben 
hat, wollen wir ihm gar nicht nachtragen, obwohl wir verlangen konnten, dass Herr 
Dove, welcher am Anfang seines Artikels zwischen den Herausgebern und den Mit¬ 
arbeitern des Archivs so sorgfältig unterscheidet, aueh nicht „demselben Herrn von 
Moy* einen Ausdruck aufbürde, der etwa von einem Anderen gebraucht 1 worden. 

' Aber die „richtigen Grenzen* des staatlichen Aufsichts- und Schutz- 
rechtes —! — das sind freilich nach Herrn Dove nicht die, welche durch die histo¬ 
rische Entwickelung des kirchlichen Lebens vorgezeiohnet oder in Concordaten nach 
freiem Einverständniss beider Gewalten festgesetzt worden, sondern die, welche die 
Staatsgewalt nach „überwundenen* oder „erst zu überwindenden Systemen,* nach 
wahren oder auch falschen „Theorien* ihrer Hof- und Staatscanonisten aus eigener 

. , . j ? . ■. 

1) Nur von der Richtung des Herrn v. Moy will Herr Dove gesprochen haben, 
und die Preussischen Gesetze sollten gegen dieselbe nicht ausreichen !! — !! Ausser¬ 
dem will Herr Dove nur davon gesprochen haben, dass die kirchliche Freiheit zu 
politischen Zwecken von einzelnen Geistlichen missbraucht werde, ln obigen. 
Sätzen ist aber von einem propagandistischen kirchlichen Vareinsweseit, von bischöf¬ 
lichen Hirtenbriefen und von der Unterhaltung politischer Agitation mit kirchlichen 
Mitteln die Rede. Einzelne Geistliche, wie Passaglia und Consorten, sind 
auch in Italien vom Nationalität»- und Revolutionsschwindei ergriffen worden. Wae 
folgt daraus ? ^ 
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oberster Mjwctrtvclkommenheit aü ziekia für gut flhdat Wfe tlüH* Ddt« 1 diese „rich¬ 
tigen Grenzen* zu ziehen geneigt ist, kann man ans folgendem Satze seines jüngsten 
Artikels erkennen: „Dass wir . . , die Ausschließung des Jesuitenordens, besonders 
in confessioneil gemischten Staaten für vereinbar mit der kirchlichen Autonomie i ja 
für empfehlenswerth halten» stellen wir nicht in Abrede, aber wer mochte diesen Or¬ 
den mit der katholischen Kirche identifioirea ? u — 

Solche Begriffe hat Herr Dove von der kiiehüohen Autonemie und von der 
Gleichberechtigung der Confessionen. Pie freie Entwickelung des kirehliehen Ordeas- 
lebens und die ausschliessliche Competenz des Papstes in der Prüfung und Gut¬ 
heissung' solcher religiösen Vereine gehören nicht zur kirchlichen Autonomie. Die 
Freiheit, in der Verfolgung ihrer religiösen Zwecke Alles au thun. was weder den 
Privatrechten Anderer, noch den Rechten der Staatsgewalt als solcher entgegen ich 
das gehört nicht zu jener Gewissensfreiheit, die den Katholiken so gut Wie den Pro¬ 
testanten gebührt, Und der Staatsgewalt das Urtheil darüber beilegen, ob die Jesui¬ 
ten für die katholische Bevölkerung eines Landes nothwendig seien oder nicht, da» 
soll nicht so viel heissen, als derselben die Mitleitung der kirchenregimentlicheu 
Functionen vindiciren; Niemand werde ja diesen Orden mit der katholischen Kirche 
identificiren. Nein! Aber der Orden hat vom Papste nicht nur die Genehmigung, 
sondern auch Auftrag und Sendung und von ihm gilt daher aaoh der Aasspruch : 
„Wer Sach verwirft, der verwirft mich und wer mich verwirft, der verwirft auch den, 
der mich gesendet hat. u Oder darf man aueh den Papst nicht mit der katholischen 
Kirche identificiren 2 Und wie etwa, wenn Im katholischen Orden sieben eine natür¬ 
liche, organische Entwickelung stattfände und in dieser Entwickelung der Jesuiten¬ 
orden eine nothwendige Fortgangsstufe bildete ? Konnte man aueh dann noch sagen, 
es sei kein Eingriff in die Autonomie der Kirche, diesen Ordeii aUBzuschliessen ? «— 
Und was soll die Unterscheidung zwischen Autonomie und Freiheit ? Frei ist aber 
die Kirche doch gewiss nicht da; wo sie ihr Ordensleben nicht frei und ungehindert 
entfalten kann. 

Herr Dove, der uns unverhohlener Sympathien mit der polnischen Agitation 
beschuldigen zu dürfen glaubt, weil wir das religiöse Motiv, das die Polen au 
ihrem politischen Befreiungskämpfe antreibt *), nicht verkennen zu dürfen glaubten 
(Zeitschrift HL Jahrg. EL L & U5-), sagt seinerseits (&. 11L eod.), dass er „vom 
kirchlichen Standpunkt, insoferne wenigstens in den in Italien eiugetretenen Ver¬ 
änderungen eine heilsame Wendung sehe, als die evangelische Predigt jetzt auch dort 
eine Stufte finde, wo sie früher durch eine unduldsame Staatsgosetzgebung zum. Ver¬ 
brechen gestempelt wurde.“ Diese Sympathien hindern Um aber , nicht, „die Schritte 
Oesterreichs zuGunaten dar Protestanten freudig zu begrüssen.“ 

Er gesteht also seine Sympathie für die italienische Revolution vom kirch¬ 
lichen, Standpunkte aus, una aber macht er unsere Sympathie für das religiöse Motiv 
der polnischen Freibeitabeatrebungen zum Vorwurf. Und. dann beschwert er sieh, 
dass wir ihm. „Gedankenlosigkeit* nachgesagt; wir meinten, er sollte sich für. unseren 
Euphemismus bedanken. Doch genug von Herrn Dove! Er hat uns übrigens aueh 
unser Auftreten für die Glaubenseinheit Tyrols zum Vorwurf gemacht; wir verweisen 
unsere Leser in dieser Beziehung, auf unseren, offenen Brief an Freiherr» von Andlftw 
(Mains, bei Franz Kirchhehn. 1862. 40 S. 8.). Sie mögen unsere Gründe würdigen; 
Herrn Dove sind wir. weit entfernt, ein Verständnis für unsere Auffassung zuzu- 
l mutheu. . 

Innsbruck, 26. Februar 1863» * , 

" , , ( Moy. . 

- 1) Im Archiv VIII., 146 ff. theüteir wir nicht, wie Harr Bote ZeftsChHff 
UI. Jah^gr S. 113. Anm. behauptet, „frühere*, sondern noch gegenwärtig fortb«^ 
stehende Bedrückungen der katholischen Kirche in Polen und Busaland mit* 
Ein längerer Artikel mit weiteren Belegen dafür aus der neuesten Zeit folgt im näch¬ 
sten Hefte de* Affehivs.- 





Der Wiener Congrfess und die katholische Kirche. 

, .Vorbemerkung .der Redartion. Dip Verhandlungen, welche auf des» 
Wiener, t Kongresse üher die kirchlichen Angelegenheilen. statljfapften, dienen, nicl^ . 
bloss zur Erklärung des daraus hervorgegangenen Art. 16. der Deutschen 
Bundesakte, sondern bilden auch die Grundlage für viele spätere Verhand¬ 
lungen zwischen Staat und Kirche, ln der ausführlichen aber bloss chronoltfgl- ' 
sehen'Darstellung in Kl über’s Ueberslcht der diplomatischen Verhandlungen des 
Wiener,, CongsressflS (1RI®) .tritt ^er, innere Zusammenhang dpr VerJigndJjiiJgen. 
Ober die kirchlichen Fragen vielfach nicht klar genug, hervor. Ein eingehender, 
Artikel von Otto .Mejer: »Der Wiener Congress lind die Kirche« in derKircbi. 
Zeitschrift von Kliefoth iind üfejer.' Schwerin 1858. Fünfter Jahrgang. 

S. 297—'310. wird dem grössten Theile der Leser des Archivs nidit zugänglich 
sein. Die nachfolgende Abhandlung, dter eine Arbeit des Herrn Dr. Bocken- 
hejmer zo Mainz zu Grunde liegt und zu deren Vervollständigung wir,Manches, . 
namentlich die Literaturbelege. und Verschiedenes aus der Arbeit Mejer’s bei¬ 
gefügt haben, dürfte daher, obschon ausser dem von Kltiber mitgetheilten Ma¬ 
terial noch wenig Quellen aüf diesem Gebiete eröffnet sind, willkommen sein. ‘ 
Wir wollen übrigens nicht versäumen, auch hier auf den kurzen Aber vortrefflich 
geschriebenen Artikel von J. J. Ritter unter der Rubrik:' Bund,tteutscber r > 
in, Wetzer’ und Wejte’s Kirchenlexikon. Bd.. ; iXll. (8upplementband.) 
S. 188—193. ( zu verweisen. (Vering.) , . t 

Gross waren die Erwartungen, welche die deutsbhe Nation nach- 
den Befreiungskämpfen der Jahre 1813 iind 1814 auf die vielfach > 
veaheisaene Reform aller öffentlichen Angelegenheiten Setzte, Wohin! 
immer haart sich wenden wollte, überall gab es Missstände hus alten 1 ' 
Zeit, .wie> aus der Zeit der fremden Occupation, deren Beseitigung'' 
dringend geboten war. Am härtesten hatte jedoch das Ungemach der 
Zeiten die katholische Kirehe Deutschlands betroffen. Eine Denk- 1 
schrift des 1 damaligen Constanzer Bisthumsverwesers vom Wessen-*• 
berg, vom 27. November 1814 (bei Klüber, Akten Th. I. Heft 2. 
S. 86.), auf deren übrigen Inhalt wir unten näher zuriickkommeu 
werden, schildert den Zustand der kirchlichen Angelegenheiten zu 
jener Zeit in folgender Weise: 

„Seif zwölf Jahren befindet sich die deutsche Kirche, welche 
bis dahin des höchsten Glanzes genoss, in einem Zustand« von Ver- 

Archiv (Ar Kirchenrecht. IX. 22 
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lassenheit, welcher in der Geschichte ohne Beispiel ist. Ihr Ver¬ 
mögen ist ihr entrissen, ihrer uralten Verfassung fehlt es an gesetz¬ 
lichem Schutz, ihre wesentlichsten Anstalten sind ohne gesichertes 
Einkommen, selbst jene frommen und milden Stiftungen, deren Erhal¬ 
tung der $. 65. des Reichsdeputationshauptschlusses von 1803 ange¬ 
ordnet hatte, sind seither zum Theil willkürlich ihrem Zwecke und 
ihrer stiftungsmässigen Verwaltung entzogen worden. Die Bisthümer 
' stehen grösstentheils verwaiset, die Domcapitel sterben aus; ihre den 
Kirchengesetzen entsprechende Wirksamkeit ist gehemmt, überhaupt 
gebricht es bei der eingetretenen Ünbestimmtheit der Grenzen zwi¬ 
schen der geistlichen und Weltlichen Macht den Behörden , welchen 
die Ausübung der ersferen übertragen ist, an dem Ansehen tuid 1 der 
Unterstützung, deren sie zur Handhabung guter Kirchenzücht be¬ 
dürfen. 4 

Am meisten erregte der Verfall der kirchlichen Einrichtungen 
in den Frankreich wieder abgenommenen Ländern die allgemeine 
Theilrtahme, da hier die Kirche ihre sUmmtlicheft Güter eingebüsSt 
hatte, und manche Stellen von den Pfarrern, denen seit dem Sommer 
1813 weder Gehalt noch Pension ausbezahlt worden, verlassen waren. 

Im November 1814 wurde endlich der Congress zu Wien er¬ 
öffnet. Neben den Fürsten und Diplomaten hatten sich aüch Depu¬ 
tationen einzelner Corporationen und Bittsteller aller Art eiügeftmden. 
Der Papst Iiess sich beim Congresse durch seiueu Cardinalstaatssecre- 
tär Consalvi vertreten. In der Hoffnung, durch Wort und Schrift 
etwas zn Gunsten der katholischen Kirche Deutschlands bei den Für¬ 
sten erreiche» zn können, und vertrauend auf die Gerechtigkeit ihrer 
Forderungen, hatten sich aber auch drei Mahner auf den Weg nach 
Wien gemacht, di« man. unter dem Titel „Oratoren*)* in dem Ver¬ 
zeichniss der anwesenden Deputationen aufführte; es waten dfbss: 
Franz Christoph Freiherr von Wafhbold, Domdechant von 
Wortas, Capitular des Mainzer Metropolitan - Cäpifceis zü Aschsffsn- 
burg \ Joseph Bel ff er ich, Präbend ar bei der Domkarche zu Speyer 
und Carl Joseph Schies, tormaliger Syndikus des Andreasstifts 
zu Worms 2 * ). Auch stellte süch bei dem Congresse der Genefaltloar 
des Bisthtnns Gonstanz Ignatz Heinrich Freiherr von Westen- 

1) So nannte sie anscheinend Consalvi. vgl. Klub er, Uebers. der Congress- 
veftftttdt*. S. 419. Akten des Wiener Congresses frd. 2. S. 2$5. Mejer, Kirclil. Zeit¬ 
schrift V,, 29*. 

2) Die Notiz bei Ritter in Wetzet und Welte** Kirchenlex. Art. Bund, teiit- 

scher, Bd. XII. S. 189., als ob damals (1856) Schies noch als Öberhofgerichtspro- 
cnfätör rihd Advocaf zu Mannheim lebe, ist jedenfalls anrichtig. Der Name flelffe- 

rieh Mt bei Ritter, a. a. O. verdruckt in: Golfferich. 
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betg aiUch «Seift ftlb RrtflHehet' Abgeot*diWlter r s» »dftKh als 

Wrtrottei’ der Ansichten des FörsttprirtiÄs Dadbe'bg*), Owterdttt 
detÄscheti Füfistdn erste» «nd «wehen RaHgetTgehÖrten tat' der Heiser* 
Phtnz I. von* Oesterreich «Md dfer König von Bayern Iddsimilian h 
de» katholischen Kirche An. Des LeWte» ailesr ve*«iögetader Mlbwtcr 
WAf Graf Montegla«, ein ehemaliger IiMunittttee. Kaiser Frank aber 
irtid seihe Minister maUttteh in kirchlichen Dbrgon- mich nach den 
Grundsätzen HOnttieim’s tnW 1 Josbph’sII. '. • - 

Bekanntlich harte Sich khr Verband! tlttg Qhef dW (MttäCfrth' Air 1 
geiegeöheiten, namentlich über dieAbftiWttng der köüftJgfen BuBfdeAatte 
zuerst ein Comitd aus den Bevollmächtigten'tort Oeirtei‘reWh', Pftuss«h , , i ' 
Bayern, Hannover und Württemberg: gebildet*; -ihren BhaungOU, die 
vom 14. Octobec bis zum 1-6,. November 18^4 dauerten, lag ein von 
Preussen ausgearbeiteter Entwurf, bestehend ans zwölf Artikeln, zu 
Grunde. In keinem dieser Artikel war auch nur ein t^ort darüber 

■ ., - ■ • . \; * Ij u , i ' j • ,; ■ . ■ * , • * 

enthalten, welches die Stellung und die Rechte der katholischen Kirche 
in dem heu zu begründenden Rundesstaate ’ sein sölrten untf keinem 
der Bevollmächtigten, die frdtich viel über RaflgVerhältt/isSÖ änd über 
das idass der in der Souveränität ihrer CbnamirteiitÖn ’ruhehden Be¬ 
rechtigungen zu streiten hätten, fiel es bei, diC FVage äfer Küche zur 
Verhandlung zu bringen. Erst irf der le'f^ten ^bhiit^sftinhg Vom 16. 
November 1814' Ward, wie Cfe irtdeVn Pr'otiikOll'hWsstr 2 ^'‘„Rttek^kache 
übet die Mittel genorinnefr, ürii ’i . i r . . . Eittwüwfe über Wiche Geige» 4 
stäfüle zu erlangen, die' w*ie t. B. die kirö’hl lehd VferfaseiMeg; 
eine Stelle in der Bündhsakte ethtdteh tfrttezen.“ •> 1 ■ -,u 

Was man von katholischer Reite Von d'ötn' Corigi^äsb Vferlähgte, 
das hatte eine Denkschrift der Otätoreri, die' ihitteü fW ÖbV SfteuitgÜ- 
zeit des deutschen ComitV’.« (30 l . OetäbeÜ 1 i^l4)* ‘itberteiMif WötdeW, 
ausgedrückt 3 ). ' ' " 

1) Andere Domherren traten beirfl CdngresSe tffcfiV füf dte’Kifette, Sonde M lüft 1 
blttto persönliche» Anliegen uafi Stüber, ä. sl. Oj 8. 4M« Ke wunde dem.jCongreasef ‘ 
jedoch auch eine, angeblich von einem Augsburger Kaufmanne Schmidt ver¬ 
fasste Eingabe: „Rechtliche Bitten and ehrfurchtvoflste Wünsche der fÜafholiken 
Deutschlands,“ überfetfcht, die aWet gätralidft unbeachtet geblieben Sftr seid eebeint. 
Klüber, Akten Tbc t H. 2; 8. 80-Notel Webers, fb 437.. Mtjet la. a, O. 

2) jClüber, Akten ; des Wiener Congr. Bd. 2. H, I. S. 96 f. Mejef, a. a. O. 

3) „Darstellung des traurigen Zustandes der entgüterten und verwaisten katho¬ 
lischen Kifcbe Deutschlands tfnd ihrer AttepTÄclW. Witte r dSM 90. Oetobvr 18M*“ ■' 
(KtSJber, Akten Tb. I. B.2.- 8. 38 ft) ^Baber den Werth , der Qewtee . de« Reich», 
deputatioashauptscftlusses voin jiabre 1803 in Ansehung der Säcularisation der geist¬ 
lichen Guter,“ d. h. über ihre Ungültigkeit, haben die Oratoren noch eine besondere 
Denkschrift Verfaßt (KtöhÜ, dktt<n 4. Si «90 f ), Von defcfter Hlftber bemeriSt,- dass 
sie im Hai 1815 dem Coagressb «ei vorgelegt werden. .Mrfer, a.,s.,Q. S. 260 ff., . 

22 * 
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in Bezug auf die Verfaseung der Kirche begehrte mpn, die. 
Kirche «olle „wieder eingesetzt werden in ihre eigentümlichen Rechte 
mit Inbegriff der . freien Wahl der Bischöfe durch die Capitel und ge* 
«ichert werden gegen jeden fremden Eingriff; 1 * „dass demgemäss die, 
Verhältnisse derKirehe zum Staate, was die Ausübung der kirch¬ 
lichen Rechte betrifft, ebne Rücksicht auf alle zum Nachtheil dersel¬ 
ben' stattgefundenen Neuerungen in jenen Zustand wieder herzustellen 
seien, wie sie früher in Deutschland bestanden,“ und endlich, „dass 
der ; Grundsatz der Kirchenfreiheit bei allen über diesen Gegenstand 
weiterhin zu treffenden Bestimmungert als die Grundlage aufgestelit 
und angenommen werden solle.“ 

ln Rücksicht auf das V er mögen der Kirche reelamirte man: 
a) alle ihre Besitzungen, welche noch nicht veräussert sind, 
i>) die vpräusserten Besitzungen, insoweit sie nach den bestehen- 
’ den Rechtsprincipien und Gesetzen einlösbar sind, 
c; bezüglich des Restes des Vermögens Ersatz durch angemes¬ 
sene Entschädigungen in unbeweglichem Besitzthum, wenig¬ 
stens insoweit als zur Fundation der Bisthümer, ihrer Capi¬ 
tel, Seminarion, Pfarreien, sowie der kirchlichen und wohi- 
, thätigen Institute notliwendig ist. 

! lp der Denkschrift der Oratoren vom $0. October 1814 war 
namentlich auch auf die Verwaisung der. deutschen Bischofssitze hin-' 
gewiesen. Damit hatte es, wie 0. Mejer (a. a. 0. S. 268—267) be¬ 
merkt, „von Oesterreich abgesehen seine Richtigkeit. Nachdem, auch 
der Fürstbischof von Fulda, eben als der Congress zu Wien eröffnet 
wur<Je (6- October 1814), noch verstorben war, lebten ausser dem 
ehemaligen Fürstprimas Dalberg, Bischof von Regensburg und Con- 
stanz und Erzbischof des rechtsrbeiuisclien nicht preussischen oder 
österreichischen Deutschlands, nur noch vier deutsche Bischöfe: die 
von Hildesheim und Paderborn, von Passau, von Eichstädt und von 
Corvey, und bloss der Letztgenannte, der wegen winziger Kleinheit 
seiner DiÖcese kaum in Betracht kommen konnte, war noch nicht über 
siebenzig Jahre alt, Doch waren sie zu Wien nicht unvertreten. 
Denn, wenn als Dalberg’s Abgeordneter v. Wessenberg angesehen 
werden konnte, so wurden von den übrigen Bischöfen, namentlich 
denen von Eichstädt und Hildesheim, wie man wohl wusste, die Ora¬ 
toren unterhalten, wozu auch ein grosser Theil des sonst noch vor¬ 
handenen höheren Klerus beitrug. Sie hatten in den Augen des 
Congresses die ganze Partei Derer hinter sich, welche das von Wes-, 
senberg angestrebte deutsche Patriarchat und die Ideen des Emser 
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Congresses nicht wollten*). — Allerdings wäre Dalberg, al? Erz¬ 
bischof eines nicht geringen Theils von Deutschland, die Forderungen 
der deutschen Kirche dem Congresse vorzulegen vielleicht geeigneter 
gewesen: aber er hatte in der französischen Zeit kaum seinen sitt* 
liehen, geschweige denn seinen geistlichen Charakter zu wahren ge¬ 
wusst, war daher persönlich unmöglich, und jetzt von einem 
Manne (Wessenherg) vertreten, der nicht sowohl Rechte 
der Kirche wiederfordern, als die Zeitlage zur Förderun jr 
kirchlicher Zukunftsgedanken benutzen wollte 1 ). Dass 
dieser von seiner Partei nichts desto weniger für den 
positiv • Berechtigten gegenüber den Oratoren erklärt 
ward (Archiv für das katholische Kirchen- und Schulwesen. Frank¬ 
furt 1815. B. 3. St. 3. S. 153. Anm.) war eine politische Un- 

1) In dem laut des Titelblattes naoh handschriftlichen Aufzeichnungen Wessen* 
hem’* verfassten Werke: Freiherr J. Heinrich von Wessenherg, von Back 
(Freib. 1802. S. 228.) wird gesagt die Oratoren hätten ihre Hebe naefy der Kaiser¬ 
stadt über Luzern genommen und von der dortigen päpstlichen Nuntiatur ihr? Instruc¬ 
tionen erhalten. In Wien seien dieselben mit den Romantikern und der päpstlichen 
Gesandtschaft in die engste Verbindung getreten. Ueber die „Romantiker“ änssert 
Herr Beck (nebenbei bemerkt ein kathoMsoher Geistlicher, der seinen geistlichen 
und kirchlichen Charakter, soweit er es konnte, durch eine Verziohtserklärnng beim Erz- 
Vsehofe von Freiburg Äufzngeben suchte und nicht mehr übt) sich also (aüf S. 227* fl): 
„Friedrich Sohlegel, eines der Häupter der* deutschen Romantiker, sein4 Frau, 
die Tochter Mendelsohns, und der Frankfurter Rath Schlusser, drei«Personen, 
die erst vor Kurzem zur katholischen Kirche übergetreten waren, hatten, sich gleich 
beim Beginn des Congresses in Wien eingestellt, um dort über die Grundsätze, wie 
die deutschen Kl rohen Verhältnisse nach mittelalterlichem Zuschnitte neu geordnet 
werden sollten, ihren Rath und ihre Stimmen abzugeben. Schlegel’s Haus wurde der 
Vereinigungspnnkt von Gleichgesinnten. unter diesen der bekannte Romantiker 
Zacharias Werner und der Redacteur des Oesterr. Beobachters, Herr von 
Pilat, dessen Blatt bald das politische Hanptorgan der Partei und ihrer Grundsätze 
ward. Noch müssen wir eines Mannes gedenken, der zwar von aller romantischen 
mittelalterlichen Schwärmerei weit entfernt war* aber als ein Meister des geheimen 
Intriguenspiels den reactionären Bestrebungen der Romantikeg vortrefflich in die 
Hände arbeitete. Es war dieses der vom Judenthum zum Protestantismus übergetre- 
tene, nachherige preussisohe General-Consul in Italien, Bartholdy, schon auf dem 
Wiener Congress ein willfähriges geheimes Werkzeug der päpstlichen Gesandtschaft, 
um in solchen Kreisen zu wirken und Erkundigungen einzuziehen, welche jener weni¬ 
ger zugänglich waren. Diesen Juden im protestantischen Frack* gewandt und rührig 
wie Wenige, fand Wessenherg, wie er uns erzählt, später (1817) im traulichsten 
Verhältnis mit dem Cardinal Consalvi und als eine besonders beliebte und oft 
gesehene Persönlichkeit im Quirinal. (Man vgl. über diesen Juden auch Varnhagen 
von Ente, Denkwürdigkeiten des Wiener Congresses.)* So äussert siclr Herr Beck, 
a. a. O. 

2) Wessenherg selbst bemerkt in seinen Aufzeichnungen über den Congress In 
Wien in Bezug auf sein Verhältnis» zum päpstlichen Nuntius Severoli in Wien: 
„unsere Begegnung blieb höflich, aber weder er noch Consalvi äuaserten je ein 
Wort gegen .mich in Bezug auf die Beschwerden ihres Hofes gegep meine Person.“ 
(vgl. Beck, J. H. Freiherr v. Wessenherg, Freiburg 1862. 8. 2&0.) 
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J^Urkeit u i§oäuuwt wb $M» Rrotestept, 0...M4», über Wftf- 
«UPPb#*^ 8 ^estwhwyfttftv 

. ? ; Was Äie Fpfderungftp ,(^ppstMiwtMH»esi neelwjw^oqs) <Jes Papstes 

^trifft, ISO legte CrO^salyl Aim» «7*'F. weiter äü ö 0. Mejpr, 3 . a. 

o. S. ^65 #. eptoehmw, „fa-fimx fjjr ,4ftß ftßlttecb* C.witd bestimm¬ 
ten .and d^sgep Präses, ai# 17., NjOyembie,r 1,8 *4. also am Tage nach 
d^tn jqbpjßn Conytebescblitese, Übftgebepeji Npte vor, ^reiche ily^r 
wörtlichen. Fassung n^cb njcbt belwmt .geworden,, deren Inhalt aber 
ausj ( einer .späteren Bezugnahme jCpn^yiV 1 ) ersichtlich ist Ohpe 
Zweifel war schon jeper, Beschluss, wie ^nrpb die Denkschrift 4er 
Öfteren, so durch, mündliches. Vorbringen apcb $eser Reclamationen 
piit Veranlasst, wprdep.“ Copsalyi yeityngjt Abhjilfe (remedipm. tantis 
in^lis, Reparation conyenable), Beijüc^atehtiguug jjpr Rechte def deut¬ 
schen Kirchen sowohl, als der auf Deutschland und das Reich bezüg- 
lieJte# Rechte 4«? Stphles 2 ). Die Postukte Consalvi’s 

scheinen sieh von denen der Oratoren nur etwa darin unterschieden 
zu haben, dass letztere die reine Wiederherstellung, Consalvi eine 
peue Circumscriptio» der deutschen Diöcese» im Auge hatte. 

Zehn Tage später, als jene päpstliche, ist die erste Denkschrift 
des Generalvicars von Wessenberg 8 ). Derselbe beantragte in sei- 
pet {bereits oben S. 339. erwähnten) Denkschrift yom 27. November 
1814, {vgl. KMber, Akten IV., 299 ff. Uebersicht 432 ff. O. Mejer, 
a. a. 0. S. 267 ff.) dass man folgende Bestimmung in die künftige 
Rundesakte aufrehmen möge: 

„Für die canonksehe Einrichtung und Dotirung und für die 


lj) In einer 1 Note vom 14. Jan! 1815 und dazu gehörigen Protestation von glei¬ 
chem tiatum [vgl. den Schluss dieses Artikels im Archiv.}. Klub et, Akten VI., 487— 
446. Vgl. Laspeyres, Geschichte der heutigen Verfassung der katholischen Kirche 
Preussens S. 756. 

8) Consalvi verlangte als etwas die deutsche Kirchenverfassung unmittelbar 
Berührendes auch die Wiederaufrichtung des heiligen Komischen Reiches deutscher 
Nation. Mejer, a. a. 0. S. ‘867. — Wegen aller nicht vor das deutsohe Comitö gehöri¬ 
gen Rechte des Papstes als Landesherrn hatte Consalvi schon besondere Schritte 
gethan. So 'zuerst bei den in Paris, dann in London versammelten Fürsten kurz vor 
deih Wiener Congresse. (Vgl. O. Mejer, a. a. O. S. 858. und die dort cit. Neueste Ge¬ 
schichte der Kirche Christi. Augsburg, 1841. 8. 660.) Sodann in einer Note vom 88. 
October 1814, welche ebensowenig wie die vom 17. November bekannt geworden ist. 
Nachdem diese den Kirchenstaat betreffenden Forderungen nicht völligen Erfolg ge* 
habt hatten, erliess Consalvi in Bezug auf Sie einen besonderen, von einer Note be¬ 
gleiteten imd gleichfalls vom 14. Juni 1814 datirten Protest, welcher init dem in der 
vorigen Note erwähnten, auf die kirchlichen Verhältnisse sich beziehenden, nicht zu 
verwechseln ist. Oie TJebersetzUng findet sich bei KlÜber, Akten IV., 819 ff. Vgl. 
auch Klüber's Uebeps. 8. 470 ff. 0. Mejer, a. a. O. S. 265 f. 

8) Derselbe hatte schon frUher anonym über „die Folgen der Säeularisationen 
Cuicjue 6HUXQ* Germanien 1801“ geschrieben, vgl. darüber 0. Mejer, a. a. O. S. 267—869. 
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gesetfüefce SicberrtaHuag: der kathobachw Kirche, ihrer tErzbis- 
tbümer m Umfange des deutschen Blindes wird durch ein mit 
den päpstlichen Stahle ehestens ebeaschliessendee 
ConcortUt fürgeenrgt werden. Die Einleitnag dazu wird 4er 
obersten Bnndeshehäsde *) äbetiassen.^ 

„Das Coneordat, sobald es förmlich abgeschlossen ist, wird 
einen wesentlichen Bestandteil der Verfassung des deutschen 
Bundes ausmachen und es wird unter den Behüte der Verfiel' 
sung der obersten Bnndesbehbrde und des Bundesgerichts ge¬ 
stellt, in dessen Umfange alte Bistümer zusammen «in Ganees 
als deutsche Kirche unter einem Primas bilden 
werden.* 

„Die in Deutschland bestandenen Bisthümer and Domcapi- 
tel soHen, soviel möglich, jedoch mit Vorbehalt einer angemes¬ 
senen Berichtigung der Diöcesan-Grenzen, auch, nach 'Erforder¬ 
niss, der Versetzung eines alten Bischofssitzes oder der Errich¬ 
tung eines neuen, erhalten werden. Zur Dotation derselben, 
wie auch der dazu gehörigen Anstalten, insbesondere der Semi- 
narien, werden ihre noch vorhandenen Güter bestimmt. Diese 
Dotation soll aus liegenden Gründen mit dem Rechte selbststän¬ 
diger Verwaltung bestehen 2 ).* 

„Der rechtenässige Besitzstand aller Pfigr-, Schul- upd 
Kirchengüter wird feierlich garantirt und es soll darüber öhpe 
Bestimmung der Kirche keine Verfügung getroffen werden kön¬ 
nen. Auch sollen alle diejenigen frommen upd milden Stiftun¬ 
gen, welche durch den $. 65. des Reichgdfßratationshauptschlus- 
ses von 1803 *) bezeichnet sind, hergestellt pnd für ihre fron»- , 
ipen und milden Zwecke erhalten werden, yqn Seiten des Staates 
abpr soll den etiftungsgemässen Verwaltupgarpchten kein Ab¬ 
bruch geschehen, sondern voller Schutz verliehen — überhaupt 
soll die freie Wirksamkeit der katholischen Kirchenbehörden 
vop den Staatsbehörden keineswegs beeinträchtigt sondern viel¬ 
mehr kräftigst geschützt werden.“ 

■■■w' T ’■ rw 7 " 

,X) ßo im Archiv ftir Kirqheii- uud Öc^ulwesen. Bd. 3. St. $. S. 179. 

Klüber, a. a. O. liest unrichtig n Landesbehörde. tf Vgl. O. Me}er, a. a. O. S. 270. 

%) ln einer späteren Denkschrift verlangt Wessenberg, dass das Minimum der 
jeines auf ein jährliches reines Bekommen von 20,P00 fl., 4as .eines 

E^biff?bojfs .auf 30,000 fl. sich belaufe. 

3) Dieser Artikel lautet: „Fromme und milde Stiftungen sind, wie jedes Privat¬ 
eigenthum su conserviren, doch so, dass sie der landesherrlichen Aufsicht und Lei- 

tauig twtergetap Uuiten.* 
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" ' In einer zweiten kürzeren Denkschrift vom nämlichen Tage 
(Kliibtr IV., 304.) verlangte Wessenberg, die Bischöfe und Dom- 
eapitel sollten nach ihrer gebührenden Dotation aller Vorrechte der 
Lahdstände gemessen; es sollen ihnen gleicher Rang und die näm¬ 
lichen Verhältnisse in Hinsieht ihrer Person und'Güter wie den welt¬ 
liehen mediatisirteu Reichsständen eingeräumt werden. 

• „So lagen,“< wie G. Mejer, a, a. 0. S. 272. bemerkt, „gegen¬ 
über der Anregung des deutschen* Comitö’s , wenn auch nicht gerade 
in Folge derselben, «schon* Ende .November 1814- dreierlei von der 
katholischen Kirche selbst ausgegangene „Entwürfe 4 * über'Dasjenige 
vor,’ was hinsichtlich ihrer Verfassung vom Bunde, geschehen möchte. 
Dieselben stimmten überein in der Forderung, dass den. deutschen 
Kircheni und kirchlichen Instituten ity durch, dig $äcularisation ihnen 
entzogenes Vermögen vyiedgr ausggantwrortet werden solle : ja eie waren 
jm Grundje einiger, h^in« als, es auf den ersten Blick vielleicht schien. 
Denn wenn der Papst am unbedingtesten, die Oratoren noch recht 
bestimmt, Palberg tpit Zaghaftigkeit dieses Verlangen aussprechen : 
sp kommen doch alle, wie mindestens zwischen ihren Zeilen deutlich 
zu, lesen ist, darin überein, dass sie die volle Restitution selbst nicht 
hoffen, sondern ihre priyatrechtlich ohne Z\y,eifel wohlbegründete For¬ 
derung im Wesentlichen als Basis zur Unterhandlung und dcntnächsti- 
, gen Transaction betrachten. Was sie eigentlich anstreben, ist ein in 
liegenden Gründen zu beschaffender Ersatz des seit 1803 Verlorenen, 
durch welchen dem Kirchenorganismys selbstständige Existenz und 
ungehinderte Entwickelung wiederum gesichert sei: sie wollen in die¬ 
ser, Beziehung die Kirche unabhängig vom Staate gestellt wissen, 
und zwar so unabhängig als möglich. Dem gegenüber sind ihre 

t t . . ' *, ■ ’ > 

Differenzen unbedeutend . . . 41 

f „So war,“ fährt O. Mejer, a. a. O. S. 273 ff. fort, „die Lage 
der Dinge Ende Novembers 1814. Eine definitive Berathung der 
deutschen Bundesakte in Conferenzsitzuugen, an denen sämmtliche 
deutsche Staaten theilnahmen, begann aber bekanntlich erst sechs 
Monate später (23. Mai 1815). Die Zwischenzeit war mit Entwürfen 
und Gegenentwürfen ausgefüllt. . . Der erste derselben, der von Wes- 
senberg’s Bruder gearbeitete Oesterreichische Entwurf vom Dec. 1814 
(Klvber, Akten II., 1 ff.) gebt noch nicht auf die kirchliche Frage ein, 
wenn man nicht das so nennen will, dass er (Nr. 15.) den Vorschlag thut, 
den Unterthanen der Bundesstaaten, neben Aufhebung der Leib¬ 
eigenschaft u. dgl. mehr, auch das Recht auf Gleichheit der 
bürgerlichen Rechte für die christlichen Glaubensgenos¬ 
sen, nämlich Katholiken, Lutherische und Reformirte, 
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*<t garantii-eli." bie bdidifeti preiissi8chen Entwürfe vorb Februar 1815 
Haben ‘selbst diese nicht,' sbbderh hätten sich, wie die älteren, ‘ vdn 
jeder Erwähnung der Religion und'Kirche oder damit zusammenhän¬ 
gender Rechtsverhältnisse fern. 44 

: ! 'Dagegen der in dm Anfang 'des Jahres 18i5 fallende Privat- 
‘ entWurf ■ des ' 1 Mecklenburgischen Ooiigressgesandten von P1 e ö se n, 
(Gröhdzüge zii einem' künftigen deutschen GCsatmntWeseir und einer 
Nbfionalcinheit. Vort eirtOfa deutschen’ Congf essbevollmächtigten. Wien 
im AbfangedCsJähres 1815. ' Gedruckt bei Ant. Strangs. 8. 83 ff. 
vgl. P&tk, Stein’s Leben 1 Th.4. 8. 420 ff.) der damals mit Röcht 
'Albftehen 'gemacht häi, rechnet' zW'den Dingen,' mit welchen fler Cön- 
gress sich beschäftigen müsse, auch „eine FÜfsörge fiii 1 die christ¬ 
lichen EirCheh.* 1 ! 4Böi dem zerrütteten Zustandesagt er,' „worin 
'«ich die katholische Kirche jetat wirklich befindet , konnten folgende 
Vorschläge für selbige insbesondere an wendlieh werden.“ ’ 

" ' 1 ' „Die tn Deutschland bestandenen Bisthümer sollten 1 soviel wie 
möglich, jedoch mit Vorbehalt einer dem Bedütfniss der einzelnen 
StaatOn entsprechenden’ Berichtigung 'der Diöcesangrehzen, auch nach 
Etforderhiss der Versetzung eines 'alten Bischofssitzes, oder der ’ Er- 
•’ftehtubg eines neuen;'erhaltenWerden; * 1 ’ i • 

^Die Dotation der Bischöfe ,■• der Domcapitel uiid der anderen 
'dazu gehörigen AnBtdlten ,' insbesondere der Setninarien ,' wird in lie¬ 
genden Gründen, mit' dem Rechte eigener,' selbstständiger Verwaltung 
bfesteheh' müssen;“ : : ■ 

■ ' 1 „Die Erz- und 'Bischöfe würden 1 in jeder Hinsieht den rtiediäti- 
sirteh ! Reichsfürsten gleichgestellt ’werden Und’ in allen' Staaten die 
•eriteti Landstände sein, Alle Bisthümer'im Umfange - des deutschen 
Bundes könnten zusarameb ein Ganzes bilden unter einem Primas, 
‘'dessen Vorrechte ohne Abbruch der geistlichen Gerichtsbarkeit ande¬ 
rer Erzbischöfe nur auf die Leitung der allgemeinen Angelegenheiten 
der'deutschen Kirche sich beziehen. Ihre canonische Einrichtung 
würde ein zwischen dem'deutsehen'Staä'fenbunde und'dem 
päpstlichen Stuhle ahzuschliessendes Concordat bestim- 
men. Die fiinleitung hnd Abschliessung desselben Würde vön der Bun¬ 
desversammlung mittels eines zu bestellenden Ausschusses verhandelt.“ 
„Das Concordat wird, sobald es förmlich abgeschlossen 
ist, einen wesentlichen Bestandtheil der Verfassung des 
deutschen Bundes ausmachen und den verfassungsmässigen Schutz 
der Bundesversammlung und des Bundesgerichts erhalten.“ 

„Desgleichen wäre die gesammto protestantische Kirche 
in Deutschland, nach allen den Gerechtsamen, die sie darob die vori- 
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S en ^i^sgesette erhalten» oder welche ijbtr noch den ButftadATW' 
iassaogen und fundirten Einrichtungen der einzelnen linder susteben, 
unter die Garantie de« Sundes zu setzend 

-Der rechtmässige Besitzstand aller Pfarr-, ßehuP und Kirahes- 
güter wtode frierlfeh garautjrt und sollte darüber «Irgend« ohne Bei- 
stksmung der Kirche gültig verfügt werden können. Alle ^rjTuiflyr 
frommen und milden Stiftungen ebne Ausnahme, die durch den $, Nb. 
des Reichedepntationshauptscfalnsaes wn 1 SjQ 3 bezeichnet sind» sollten 
gänzlich wiederhergestellt und Air .ihre frommen und müden Zmegfee 
erhalten wenden; von Seite des- Staaten aber sollte den stiftMUgsmäe- 
sigen Verwutttwgswcbten freie Abhrueh geschehen, sondern voller 
Schatz TerHshen werden.“ 

-In Ansehung der hei den er**- und bischüSiohen Y|c«ieten 
und Consistorien Angestellte» «nHtsn dmnämlkfren Grundsätze, welche 
der ReichsdeputationsaeUnss von 1803 in Hinsicht der Anstellung, 
der fintschfidigaBg und der Pmwionirung der Staztadiener festgesetzt 
hat, volle Anwendung finden:“ 

Es ist dieses, wie O. Me^r, ». ,a. 0. S. ,97$, haifügt» eine 
Ueberarbeitung der Wesseubergis ehe» YoweMäge vom 27. Noueasbfr 
1814, die sich Wessenberg seihst sneigneteA); wiewohl ruiabt 
ohne Modffication. Er Kess nämlich die .Erwähnung der protestanti¬ 
schen Rieche weg, fügte «ine Bestimmung über das Utiniranm der 
bischöflichen, etshischöflielusB und Capitelsdotatiaa hinauf), und Ha¬ 
derte den anf Abschluss und Geltung des intendirten Gomeprdstas be- 
Bütflichen Passus dahin ah, dass (die „E inricihtttji g“ der deutschen 
Natiemifcirche, statt des tConeordates, -vielmehr dusch ein -nach ge¬ 
pflogener Unterhandlung a»K dem päpstlichen Stuhle 
erlassenes -Gesetz des Staaten fr« nde s“ bestimmt 14 wenden 
solle, -mit dessen Abfassung der oberste Bund-esrath sich 
uurerwoilt beschäftigen wird. •Dioees Gtrßeti wird ednan 
wesentlichen Bestandtfaeü der Yeefessuug des dentaohen Bundes 
ausmachen“ etc. Wessenbezg viH damit augenscheinlich den -päpst¬ 
lichen Einfluss auf die zu erwartende Neugestaltung der Dinge schwa¬ 
chen und geaetsftiche Bestimmungen eratögtiflhen, dis der fppst m 
ein -Concordat nicht aUfgenommen haben w&rde. 


1) Dass der „Abermalige Vorschlag des Frfeiherrn von Wessen borg so 
einem Artikel in der deutschen Bimdosakte, betoeftund die demtsoh^katboUsehe ftjrpke. 
Ohne Datum (bei Khufier, Akte# IV., $06*) sj^at^r als dfr Pfcsewtfs<&e Yorst^g 
ist, kann, wie O. Mt)er, a. a. O. 270. Note bemerkt, dem Zusammenhänge nach nicht 
bezweifelt werden. 

'S) Vgl. oben 8. 885. 2* 
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Fät .fflKCh Ei^Mwgw des F#r«teu Hardenbwg 
vom 1. Fehrjwr »nd des * Füfstjen Metternich vom 9 . Februar 1815 
4M Wif$era»fuabme4er 4Wft 4m» 16. aroyßwJter 1844 liege» geblie¬ 
bene» fterath»»ge» über 4M deupehe Vetf*is»*g «icbt mehr Moss 
vom sogenamtfe» deutsche» Cpfni^ sondern ypp einem weitere» Kreise 
,dSUt$eber Ksg ier tmgp»* W Aussicht getreten,, »nd dfcaee veranlass te 
#»Pb 4M Oratp^en wieder ft* fWW Eingaben „Denkschrift 0r die 
JKirpfce dps katholischen ßeutschhujd^ betreffend 4M .jgp»tet>mg flwzr 
Repräsentanten auf dom Congress, bei Berathuag (Mr .deutschen An¬ 
gelegenheiten, .soweif dies? Kirche dWxei ÜoMr^mrt i*. a (Drtirt Wien 

4«“ 4- , ln $rn BNsiwWft jftei AZüfer, Akten ffW ff. 

. v^l. 0. M&r, ». a, ,0.,8. 277 jf.). heisst <«6: 

„Der Staatsregg»t katholische* kann »icbt 

.wojü für sijM und ausschliesglicb über -Aie .Gureghtsam« seiner 
Kirche, ipoyeU^er zyzar Protector, aber t»cht jpglcieh Rggent 
. derselbe» ist,, a^preehen; der $tftatß£6g£»t ^i»ec am&eren 
Cpnfession, insoweit er seine» Spat »»4 «eine Kirche .mit 
jgjpicher Gewalt rej>r§»entfet f findet es seiner Gerechtigkeit und 
Weisheit «»wider das ggmfijthUche WAhl .uqd Interesse meiner 
hath.ol»iftbe» .Vntfttbapen,, wpr$» ihm ««viel gelegen Mt, unJbe- 

rathen «u Jaspen »nd ihre ejgzfgp Repräsentation m» ägnoriren. 
Jn Ansehung der Gftt.er d»r Kirche., ihrer einzigen sicheren 
, Dotation upd ihres Figeidhurps wollen die Staatsregeojte», in- 
pogreit .allerhöchst dieselben damit e4»re beihpiligt 
8ei -h könnten, vo» weitem nicht scheine»., ohne den andern 
. Thpil gehört zu Jpben, die definitive Sentenz w #»«,* 

Eipe direct Antwort a»f dia?e u»d die anderen Eingaben ist 
»icl» bekannt Indirect lag sie, und zwar eipe »qgfinetige, wie 
0. Ityejer, a, ». Q. S. 278. bemerkt, i» der Arf, wie nunmehr a»oh 
r die officiellen Entwürfe zur Bnndesakt» sph auf die kirchliches) 
Wünsche einzulassen beginnen. 

Dpr preussisebe vpn Wilh. v. Humboldt Anfänge April 181*5 
gearbeitete Entwurf (bei Klübet* Akte» I. H. 4 . S. XQ4 ff.) will 
. 5- 9. »pUpn Einwohner» m* m deutschen Bunde gehöriger Pro¬ 
vinzen ... . . uneingeschränkte ReligiPfl s -fihupg“ 
zugesichert wissen,, und fügt daneben ; »aph Erwähnung ff^r Mediatj- 
sirten, hinzu: 

S 11. „Die katholische Religio» in Deutschland sptd unter 
Garantie des Bundes ehw soviel als gleichförmige Verfassung ««halten. ft 

Die zweite Redaction dieses Entwurfes ist vom 90. April und 
ward am 1. M»i dem Ffifstep Me^efpifth ühüfffehw Ifilvfcr, Ak(«P 
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' Th. II. S. 298''ff.). Darin wird $. 9., anscheinend mit Rücksicht auf 
den Oesterr. Entwurf vom December 1814 so fonnnlirt: 

„Die drei christliehen Religionsparteien gemessen in allen deut¬ 
schen Staaten gleiche Rechte,“ daran schliesst sich noch eine Erwäh¬ 
nung der Juden an, und der §. 11. ist dahin erweitert: 

.Die katholische Religion in Deutschland wird, unter Garantie 
dies Bundes, eine soviel als möglich gleichförmige, zusammenhängende 
und die zur Bestreitung Ihrer Bedürfnisse nothwendigen Mittel sichernde 
Verfassung erhalten.“ 

„Die Rechte der'Evangelischen gehören in jedem Staate zur 
Landesverfassung; und Erhaltung ihrer auf Friedensschlüssen, Grund¬ 
gesetzen oder anderen gültigen Vertrügen beruhenden Rechte, sind 
(sic) dem Schutze des Bundes anvertrant.“ 

Es sind diese Sätze, wie O. Mejer, a. a. Ö. S. 279. beifügt, 
augenscheinlich, wenn auch nicht ohne Abschwüchuhg aus der 
v. Plessen’schen Verarbeitung der ersten Denkschrift Wessenberg’s 
entnommen. Allein Wessenberg war nicht damit einverstanden. 

In eirier zu Zürich anörivm gedruckten und auf dem Congresse 
verbreiteten Schrift: „Die deutsche Kirche. Ein Vorschlag zu ihrer 
Uenen Begründung uiid Einrichtung. Im April MDCCCXV. 1 ) a 69 S. 8. 
(vgl. 'Kltibtr,' Uebers. S. 437.) führte er seinen Gedanken eines vom 
'Bunde abzu8Chliessenden Concordates näher aus, legte einen Entwurf 
desselben, sammt dazu gehörigen den französischen nachgeahmten 
organischen Artikeln vor, sprach hierzu einleitend über Geist und 
' Wesen eines’ solchen Concordates lind das zur .neuen Begründung 
und Einrichtung“ der deutschen Kirche vorliegende Bedürfniss, und 
"fügte Zwei Anhänge über „religiöse Duldung“ und über das „Ver¬ 
hältnis der katholischen Kirche zur protestantischen in Deutschland“ 
bei. In ersttorem rühmt er, dass nachdem man es in Cultur und Auf¬ 
klärung so herrlich weit gebracht, die Toleranz gegenwärtig dut noch 
im Aufhören jeder bürgerlichen Zurücksetzung um der Religion wil¬ 
len bestehen könne. Jeder „biedere Deutsche“ erwarte nun aber auch, 
„dass die Duldung im angegebenen Sinne zu eipem Grundsätze des 
neuen' Staatenbundes der deutschen Völker werde erhoben und feier¬ 
lich ausgesprochen werden.“ „Es ist eine Stimme der Nation. Nir¬ 
gends soll die Verschiedenheit des christlichen Bekennt- 

1) Eine nach dem Zusammenhänge nicht misszu verstehende Anerkennung der 
Autorschaft sagt O. Mejer, a. a. O. 8. 979. Note **, enthalt Wessenberg's Eingabe an 
Coosalvi d. d. Rom 12, September 1817, >bgedr. -in der Badischen Denkschrift über 
das. Verfahren des röm. Hofes bei der Ernennung, des etc. voij Wessenberg , ^um 
'Nachfolger Ith Bisthum Constanz. Erafckfart, 1818, Octav-Ausgabe S. 68. 
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öLeaos, einen Ulster schied im Genüsse der bürgerlichen 
und politischen liechte begründen; Niemand werde ferner, 
wegen seiner Confession von einem Amte im Staate ausgeschlossen; 
einzig werde einer jeden Confession die ausschliessliche Verwaltung 
der Gegenstände ihrer Gottesverehrung und ihres Kirchengutes, wel* 
ches einer jeden abgesondert und ungeschmälert verbleibe, Vorbehalten 
und gesichert; übrigens'sei in jeder Gemeinde den Einwohnern aller 1 
drei christlichen Bekenntnisse gestattet, Anstalten der öffentlichen Got¬ 
tesverehrung zu errichten und keine der verschiedenen Confessionch 
dürfe von der anderen hierin gestört oder beeinträchtigt werden;....' 
ln Ansicht der iq protestantischen Ländern wohnenden Katholiken 
wird die im Westpiiäliscben Frieden begründete Suspension der bischöf¬ 
lichen Gerichtsbarkeit aufgehoben." Wessenberg spricht sich dann 
namentlich dagegen aus, wie die Protestanten von gewisser Seite gegen 
die katholische Kirche aufträten. „Man spricht und handelt, als hat- ‘ 
ten för däs katholisch^ Deutschland die Grundsätze, welche seit Ein¬ 
führung des Christenthums als Kirchenrecht' geachtet worden, ihre ' 
Gültigkeit gänzlich verloren, währeud hingegen die Grundsätze, welche 
die Protestanten ihr Kirchenrecht uenneh, in verbindlicher Kraft fört- 
beständen. ‘ Man möchte die katholische Kirche in Deutschland als 
ein Gebäude darstellen, das erst von Grund aus neu zu errichten sei, 
die protestantische Kirche aber als einen herrlichen Baum, der durch 1 
dreihundertjährige Früchte sich bewährt und allen Stürmen Trotz' ge- 1 

boten hat.Das Wesen der katholischen Kirchen Verfassung hat' 

nicht gealtert; vielmehr ist es beim Zusammensturz ihres Zufälligen 
.... bedeutender und ehrwürdiger erschienen. Dagegen hat sich 
sowohl in dem äusseren Kirchenregiment des Protestantismus,' als in 
seinem inneren Wesen Vieles ausnehmend verändert; eine inteudirte 
zweite Reformation hätte wenig Aussicht.... Auffallen muss in solchen 
Verhältnissen der Antrag einiger nordischen Staatsmänner: Es iriöch-' 
ten in der Urkunde des deutschen Bundes alle Rechte dir 1 
Evangelischen, wie sie durch Friedensschlüsse, Verträge 
und Landesverfassungen bestimmt worden, Gewähr¬ 
leistung erhalten. Wie eine solche Gewährleistung mit der Gleich¬ 
heit der politischen und bürgerlichen Rechte aller christlichen Confes- 1 
sioneh bestehen könnte, ist nicht einzusehen. Denn unter jenen Rech¬ 
ten stebt das Normaljahr, das Jus reformandi, die Ausschliessung der 
Katholiken von öffentlichen Aemiern u. s. w. oben an. Welchen er¬ 
freulichen Gegensatz bildet mit dieser Forderung protestantischer 
Staatsmänner das Benehmen, der Katholischen. Hat ein Einziger von 
diesen am Congre8se .su.! Wien für ..seine Kirche die Gewährleistung 
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einer Befugtriss verlangt, wodurch cfte politische Gleichheit trnd ftef- 
heit der Confession gefährdet würde ?* ' 

Wessenberg wohnte in Wien im Hanse seines älteren Bruders^ 
des österreichischen Ministers, der sn den vorliegebden Gongressafbei- 
ten verwandt wurde und stand auch au Metternich als Vetter in 
nahen Beziehungen, und so darf man wohl annehmen, dass er die 
beim. Congress einlaufenden Aktenstück^ kennen lernte, sobald sie in 
österreichische Band gelangten. (Vgl. Ö. Mejer, a. a. 6 . Ö. 288 . 
Beck, Freiherr J. H. v. Wessenberg. FVeiburg, (662. S. *222. 249.)' 
So war denn seine oben angegebene SchriÄ augenscheinlich gegen 
den vorhin erwähnten preussischen und den vorf Plessen’schen Ent¬ 
wurf gerichtet. Er acceptirte den $. 9. und protdstirte gegen den 
zweiten Absatz deä $. 11 . in dem preussischen Entwürfe, zum Theil, 
indirect wenigstens, auch gegen den ersten Absatz des letzteren *). 

Aus Wessenberg’s Paraphrase von §. 9. de« preussischen Ent¬ 
wurfes finden sieb, (wie O. Mejer, a. a. 0. S. 284. fortfährt) in 
Art. 17. des von Wessenberg’s Bruder gearbeiteten österreichischen 
Gegenentwurfes vom Mai 1815 (bei Klüber, Akten II., 208 ff. Geber 
Wessenberg’s Autorschaft s. Stein’s Leben von Pertz. Th. IV. S. 426.) 
einer Heberarbeitung des österreichischen Decemberentwurfe?, sogleich 
fast wörtliche Reminiscenzen. Derselbe fasst die beiden in $.9. und 
11. des preussischen Entwurfes getrennten Punkte folgenderg^stalt 
zusammen: 

„Die Religionsverschiedenheit der christlichen Glaubensbekennt¬ 
nisse soll keinen Unterschied im Genuss bürgerlicher und politischer 
Rechte begründen. Jeder Confession soll die ausschliessliche Ver¬ 
waltung der Gegenstände ihres Cultus und ihrer Kirchengelder zu¬ 
stehen. Die Angelegenheiten der katholischen Kirche sollen mit dem 
römischen Hofe auf der Versammlung (d. h. am Bundestage) verhan¬ 
delt werden.“ 

Es folgte noch ein Passus über die Juden. 

„Der Unterschied von dem vorausgegangenen fweussiBcheif Ent¬ 
würfe ist also der,“ sagt Mejer, a. a. 0. $. 285 f., „dass einerseits 
die Erwähnung der evangelischen Kirche und ihrer Hechte weggelas¬ 
sen und anstatt der Aussicht, dass die katholische Kirche eifte Ver- 

1) 0. Mejer, a. a. O. 8. 283 f. polemisirt gegeii die Bemerkungen Wessen- 
berg i ß in Betreff der fiesträbtragdh dter am Wifettcr Kongress, unti glaubt/ 1 

es fcStto* auf dem Wiener Gtogrdss auob Exemplare der Schrift coreiit, Io denen 
diese Bemerkungen weggelassen seien. Dieselben begännen S. 65. Klüber aber ciüre 
die Schrift als nur 64 Seiten stark und, fügt frejer bet, in dem fnhalts^erzSicföisäe 
de» ihm vorliegenden Exemplar» »ei die entif^eebenda Rubrik gletefcffcftr weggelassen. 
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fässttflg fer fl altert solle', die mehr formelle and' minder bestimmte 
auf lMterfl#fidh!mg mit dttn römischen Hofe gesetzt, andererseits der 
ptottasisrfle' $. 9. anddi'ä ftrrtullirt Und durch Erwähnung der aus* 
sdhUfeSsllfcheti Sedbststäfidigfceit der CöltuSgegei'istände und Kirchen- 
gOldCr erweitert Wird. ErstCTes känfi eine Wirkung der Wessenbergi- 
sCBert Flugschrift sdhr Wdhf sehr: letzteres ist es,' Wie die Wesentliche 
Uebereinstimmung der Ausdrücke zeigt, geWiSS.“ 

„Öfes fit darutn ton Interesse, weil öS ütter den Weg Aufschluss 
gibt, auf Wefcffem die dem früheren deutschen dtäatSrechte unbekannte 
französische Distftrctfon der „„Bürgerlichen““ und „„politi- 
sehen““ Wechte tü dCtl Art. Id. der (fedtscKeri Buhdesakte gekom¬ 
men fit: N^lhbh hatte dem Rheinbünde nach dessen erster 
Stiftung heigetreterten protestantischen Landesherren versprechen las¬ 
st* frg!. Wiriköpp, Rhein. Bhnd L, 463. 1L, 43. Vgl. 303. HL, 137. 
18t. IT., 87. % 138 tf.u. s. w.): zü Gunsten der katholischen 
KfrCfire, das* dieselbe gfttcfte Religiofisühüng, wie die bisherige Lan¬ 
deskirche (TexertSoe' dt» fctdfe Cathöfiqne sOra.pleinement as- 

siMHd ä ftefcOrcWe dö Ctlhe lüthdrieh etc.), und zu Gunsten der katho¬ 
lischen LThterthafteö, dhss diese de^ Corifessiön Wegen nicht geringere 
bürgerliche uhd politische Rechte als die übrigen haben sollten (et 
les stajets das detrt reiigtbrts joiiiront sahs rdstriction des minies 
drbitS CfvilS et politiqUeS). Augenscheinlich war letzterer Satz dem 
mit allen RheinbUridstethttithtssefl in Dälberg’s Weise nur allzu ver¬ 
trauten tltid ih sfeiÜCf ganzen Aflsdhauungsart durch französische 
Mästet bestimmten GfenCralviCar V. Wessenberg vor Augen, als er die 
oben mkgetheiften Declarnafionen über Toleranz schrieb, und ging 
aus seiner Schrift in die Feder seines Bruders und den österreichischen 
MäientWurf über; Während derselbe das von Jenem berührte Recht 
der GCmeindestlftüttg Und die vori ihm eingeflochtene Garantie des 
ungesehMälerteh kirchlichen Vermögensrechtes wenigstens in gewiss 
absichtlicher Wbfee wegliess.“ 

Attk dert bisher 1 mitgetheilten Entwürfen und Gegenentwürfen 
ging ein vöm 8. bfi 23. Mai 1815 zwischen Oesterreich, Preussen 
uhd späterhin auch Hannover verhandelter Österreich isch-preus- 
siecher Elan Vöm 83. Mai 1815 hervor. (.Kliiber, Akten IL, 
3i4 ff.) Darin hiess es: 

Art. 14. „Fortsetzung der bürgerlichen und politi¬ 
schen Rechte. 4 — -— „Die Verschiedenheit der drei christlichen 
Religiotoisparteimi katin in den Ländern und Gebieten des deutschen 
Bundes keinen Unterschied im Genuss der bürgerlichen und politi¬ 
schen Rechte begründen.“ „Die Bekenner des jüdischen u. s. w.“ 
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Art. 15. „Religionswesen.“ — „Die katholische Kirche in, 
Deutschland wird unter der Garantie des Bundes eine ihre Rechte 
und die zur Bestreitung ihrer Bedürfnisse notjiwendigen tMityel sichernde 
Verfassung erhalten. Die Rechte, der Evangelischen,,gehören ip jedem 
•Staate zur Landes Verfassung und ihre auf Friedensschlüssen, Grund? 
gesetzen oder andern gültigen Verträgen geruhenden • Rechte, werden 
ausdrücklich aufrecht erhalten.* ,. ; 

Es sind hier also, um mit O. Atqjer, a. q n ,(f r t Sc. 28$ f. zu 
reden, die beiden von Preussen, getrennt, a,ufgefassten^. im. f östqrfeichi- 
sehen Gegenentwurfe vermischten Momente ,von Neuem getrennt, wie , 
auch an anderen Stellen dieser „Plan* vorwiegend auf. die preußi¬ 
schen Entwürfe zurückgreift. Der 15., Artikel ist wesentlich der,§. 11.. 
des Humboldt’schen Entwurfes vom 1. März 1815 : Oesterreich , hat 
sich mit den beiden Modiflcationen begnügt, fluss in der Verfassung,, 
welche die katholische Kirche „erhalten“ ^ol^ pu^ Einheit pnd $leigh~. 
formigkeit nicht mehr besonders urgirt, mp} dßs die rechtliche Stei¬ 
lung der evangelischen Landeskirchen nicht .nusdrüpkjlipb rpehr un|er. 
Bundesschutz genommen wird. . Ebenso ist fler yprhip ,,picht mitgp-, 
theilte, die Juden betreffende Absatz ,de?j 14. Artikel^ ,, wörtlich pus 
$. 9. desselben Entwurfes herübergenprqmpn. Dagegen, . dfe 

Formulirung des übrigen Theilps von Art. 14. eher. auf den öster- 
reichischen Gegenentwurf zurück und, flat namentlich die rhönbüpd- 
lerische Formel, vtxn der die Rede war, aufgeüpininen,,- . .,,, 

Gegen diese unbestimmte und ,ferne Hoffnung für die katholische . 
Kirche und gegen die verheissens einseitige katholische Kirchen ver-> 
fassung in Deutschland von Seiten der dazu inßpmpptpnten Fürsten 
trat nicht bloss Consalvi auf, der seine dessfallsjgen persöolicbpp Be¬ 
mühungen in seiner späteren Protestationsnote ermähnt, und, phen^Oj, 
die Oratoren mit einer schriftlichen Entgegnung, („Einige, Bemp.ijhupgejv. 
über den Art. 15. in der neuesten Constitutionsnkte,* daflrt yogi 29, 
Mai 1815, bei Klnber, Akten IV., 290. 295 ff.), .gpi^iern wip wir 
jetzt aus dem auf der Grundlage handschriftlicher Aufzeichnungen 
Wessenberg’s verfassten Werke von Beck (Freiherr ,J. H.y. y^epsen- 
berg. Freiburg 1862. S. 239 f.), einem mit groflsej Schroffheit den 
nationalkirchlichlichen Bestrebungen Wessenberg’s huldigenden Werke, 
entnehmen, auch Wessenberg, auf den Einfluss Oesterreichs apf 
die bayerische Regierung rechnend,, wandte sich in, einem eindring¬ 
lichen Schreiben vom 1. Juni 1815 an den Fürsten Mpttejulc b. 
„Ew. Durchlaucht,“ heisst es darin, „bitte ich ipständigä^,, für ditj,, 
verlassene deutsche Kirche in diesem wichtigen Augenblicke ein kräf; 
tiges Wort zu sprechen, damit die heilige Schuld, welche die.dftpt- 



9» *Met tftagteM (Wtf dfe kithoitw*« tirdie. iA6 

9Cheft Regierungen nadt Auflösung des deutsche« Rttthe» dev Übt- 
tfchenNatlön gegenüber in einet der wichtigsten ihrer Angelegenheiten 
dnträhirt haben, in <Jem Grwtdbache der deutschen Bundesverfassung 
Weht unerwähnt bleibe. Es Wäre doch wahre behände vor den 
Augen der Welt, wenn die in Bouteehland woftnehdwn 
Juden mehr Gehst tind Berücksichtigung fÄ.nde«/a4»4«s 
•detitsche Volk weihst hinsichtlich eiriev GAranJiieund 
Sicherstellung seiner kirchlichen Interessent . . .Durch 
eine geim einsame Behandlung der Idrehliebe* Aogekgeufceitffi, wie 
f»e dtus Geeamtotwohl Allee-fordert,. können die .deutschen Staaten 
durchaus nbr i gewinnen, durch das öegenthgil •; nur verlieren. ,,i . 
Wird aber |ekzt sichte darüber kstgesteül, so läfst sich anch seiner 
Zeit vom der Bundesversammlung ■ Nichts erwarten. Jetzt versiegen 
die Regierungen vereint, . Rom und seinen Aumassupgeu gegenüber 
Alles..u. b< w,“ Ganz Aebnliphes schrieb Wesseoberg,, (wie, fictik, 
,*. a. O. S 240’, bemerkt) an andere hervorragende Mitglieder des 
.Congressesj: zugleich appeUirte er an den Patriotismus der preussi- 
sdhen Bevollmächtigten} ihrerseits in einer das Wehl des gemeinsamen 
Vaterlandes so, tief berührenden Bach« möglichst nachgiebig sich au 
seigem , . 

In zehn Couferpnzen der deutschen Staaten (ausser Württem¬ 
berg) vom 23. 26- 29. 30. 31, Mai und. 1. -2. 3, 5. 8. Juni wurde 
turn der öeterreicbisch-preussiscbe Plan discutirt und in einer eilften 
(10. Juni 1815) das Reeultat als deutsche Rundesakte untersohrieben 
«nd wa^ersiegch Der Art. 14. des Entwurfes ward als Art. 16. der 
Bundeaakte angenommen. Bei dar Berathung desselben wurde in dpr 
5. Sitzung (31. Mai-1816) laut des Protokolls ,(b,ei Klüber, Akten II., 
439.): soviel die christlichen Religionsparteien betrifft, bemerkt, dm 8 
im einigen Abschriften des Entwurfes der Ausdruck: d^ei christliche 
ReHginneparteien piages üblichen sei, und. auf die: Frage hieraufi ob 
die Bestimmung dieses Artikels auch auf andere christliche: ; Sekten, 
z. B. Anabaptisten, Mennoniten, Herrnhuter u. s. w. zu beziehen sei? 
ZWaf fliese Atisdehmtng bedenklich gefunden , gleichwohl da die Be-. 
Zeichnung von drei christlichen Keligiohsparteien selbst der vormali¬ 
gen deutschen fieicheverfasaUBg [die nur zwei: Rathohselie und der 
Aügsbtirgischen Öortfession Verwandte, kannte] nicht angemessen sei, 
beliebt die Zahl drei auszustreichen und bloss zu setzen: christliche 
Religionsparteien.“ — In der zweiten Sitzung (26. Mm) hatte Bayern 
(vgl. Klüber, a. a. 0. S. 365. 387.) diese Festsetzung „der Rechte 
der verschiedenen christlichen Religionsparteien“ als nicht in die erste 
Grundakte des Bundes gehörig bezeichnet und vetirt, dass „die Be- 
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Btimmu^encUrübe*, in»o£örn.«le nicht Riariehtungan jm Iftiiew, 4er 
{■Staaten beste hräaken sollen, dev Bandeaversanunlnng Vorbehalten, Wei- 
,b« möchten. H. In. Bayern sei „Gleichheit, : der bürgerUehen; Buchte 
ifiir die christlichen Gl4ubensgenosaea“7 k achon Grundgesetz, Bayern 
:blieb mk seinem Votum iallein und der Artikel.Ist, soweit,er hierher 
gehört,., wie ,er im Entwürfe pf op-onirt .war, angenommen wotdfp. Die 
• weitläufigen > Discuesionen über seinen i die -. Jaden /betreffenden : Jheil 
j lassen wir. bei Seite 1 ). - ; - ; .. 

Betrachten wir non den Inhalt des Art. 18. -der deutschen Ban¬ 
des akte , so sollte man denken,: 1 es folge daraus, wi«‘.auch Walt er, 
(Kirchenr. : 13. Anfl. §. 81. NV. VU. S.' ä 126j) bemerkt,: jedenfalls.«ln 
"• Anspruch auf dasjenige Maas Von Refigiotisübürig, welches- eü dOn 
‘Pflichten und Bedürfnissen eines Christen nach' seiner Gonfession g»- 
’hÜrt. Denn durch die Versagung einer solchen Religioouübnng (wie 
Sie in Holstefa, 1 Mecklenburg u. s: W. den Katholiken ' versagt. *.Wird) 
wird nicht blossdife GMbhheit'der bürgerlichen und politischen Rechte, 
deren VÖUgeüuss,' wie Schiitte (Lehrb. dös - Kirchenr. §. 29. Note 29. 
'S. 144.) nicht mit Unrecht sagt, »war überall für die'Protestanten, aber 
‘ih den meisten Staaten noch nicht umgekehrt auch für die Katholiken 
in Uebung gekommen ist, ausgeschlossen, sondern es wird daduroh 
"Überhaupt 'der GenuSs der bürgerlichen und politischen Rechte geradezu 
Illusorisch gemacht. Es haben manche Schriftsteller, darunter die 
: ausgezeichnetsten Kenner des deutschen Staaterechts, wie v. Linde 2 ) 
und ZaChatiäe 8 ) in’dem Art. 18. der 1 Bandesakte sogar 1 die Zu- 
: Sicherung ‘des gleichen Anspruches auf öffentliche kirchliche 'Entfaltung 
1 der Religionsübung für die christlichen Confessionen; eine Garantie 
der Rechte der Kirche als sölcHer, 'als Anstalt ufad juristische Pörson 
finden wollen. Aber - 1 - wie mah in den Vertiandlungen der Bundes¬ 
verfassung Über die Beschwerde des Kammerherrn v.d/Kettenbu*g 
l ih Mecklenburg-Schwerin, wegen beeinträchtigter Religionsfreiheit In 

den: Beiträgen zuth pfeuSs. und deutsch. Kirchenrech'te 

-* £- • ' 1 '- ■ . • • ■ ... . 

; . 1), £s heisst nämlich in Art. 16. der deutschen Bundesakte weiter:. „Diß Bun¬ 

desversammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichst übereinstimmende 
Weise die bürgerliche Verbesserung der Bekenner des 1 jüdischen Glau¬ 
bens in Deutschland «u bewirken sei, und wie insonderheit: denselben der i Gennas 
der bürgerlichen Rechte, gegen die U eher nähme aller Bürgerpflichten, inden Bundes¬ 
staaten verschafft und gesichert; werden könne. Jedoch werden den Bekennern die¬ 
ses Glaubens, bis dahin, die denselben von deh einzelnen Btmdesstaateii bereits efn- 
gerämnten Rechte erhalten.“ . < ,>*. ii ,a 

. t . m ;2) v, Linde, GJeichberpcbfigung der Augsb. -Gonfession mit der k&thol. Reli¬ 
gion. Mainz/ 1853. Betrachtungen über die Selbstständigkeit und Unabhängigkeit 
der Kirchengewalt und Schutzpflicht. Giessen, 1855. ' r 1 > 

t ;.$) Zach&riä, Deutsches JSttutte- und Rundesrecht. 2. Anfl. I., 41LJ SL, 688. 
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Heft 3b (Paderborn, 1353.) & 61 ff. oder auch bei: O. Mejar, KireU. 
Zeiteebr. (Schwerin undRoatock, 1855.) 8. 574 ft, der das Verfahren 
der Mecklewburgisehen Regierung zu rechtfertigen sucht, nachtesen 
kann, — der Bundestag, die zur Auslegung der Bundesakte compe- 
tente Behörde, -hat als formelles Recht festgestellt, dass durch die 
.BundesahiO/keiueirlei Anspruch auf freie Religionsübung 
begründet sei • • •.< . 

Sehr treffend SUsserte sich ein hervorragender österreichischer 
Kirchenftirst (im Jänner 1861) in der folgenden Weise über 

Die Tragweite des 16. Artikels der deutschen Bandesakte. 

Wkhrand die österreichische Regierung dqn Protestanten, schon seit mehr 
als achtzig Jahren vollkommen freie Religionsübung gewährt und seit dem lahre 
.1846 auch die selbstständige Verwaltung ihrer religiösen Angelegenheiten zoer- 
keunt, wird sje von mehreren Seiten her fortwährend angeklagt, dass sie den 
.Protestanten der zum Bunde gehörigen Länder die Gleichberechtigung verweigere, 
.streiche durch den-sechzehnten Artikel der Bundesakte fe?tgestellt sek -Dies« he* 
ruht entweder auf einer absichtlichen Fälschung der Thatsaeben oder auf grober 
Unwissenheit, .... 

Der Ausdruck »bürgerliche und politische Reehte« kann ohne Verletzung 
des Sprachgebrauchs so verstanden werden, dass er jene. Rechte, . welche die Be- 
ligiOBSübung zum Gegenstände haben,, entweder eioscbliesst oder, aussehiiesst, Es 
fragt, sich.ajso, > D welchem Sinne nach der Absicht der Fürsten, durch deren 
.Vereinbarung die Bundesakte zu Stande kam. der Ausdruck anfzufassen seit 
.Der deutsche Bund folgte dem deutschen Reiche nach, und im deutschen Reiche 
hatten aber das Recht der Landesherren hinsichtlich der Religionsübung sich 
Grundsätze entwickelt, welche nach furchtbaren Stürzen zu allgemeiner Aner¬ 
kennung gelangten. Die Glaubenstrennung, weiche das sechzehnte Jahrhundert 
brachte, rief die Frage hervor, ob die Reichsfürsten berechtigt seien, ihren 
Unterthanen die Uebung der katholischen Religion zu verbieten, und wider jene, 
welche sich der neuen Lehre nicht zuwenden wollten, Gewalt zu brauchen. Es 
ist bekannt, dass die protestantischen Fürsten diess Recht in Anspruch nahmen 
und es, so weit ihr Arm reichte, unerbittlich zur Geltung brachten. Der Grund¬ 
satz : cujus est regio, hujus est religio, wurde zuerst geQbt und dann ausge¬ 
sprochen. pinem solchen Einschreiten gegenüber darf man es wohl Nothwefir 
nennen, wenn die katholischen Fürsten die meistens stürmische Verkündigung 
und Ausbreitung der neuen Lehre nicht duldeten. Der westphälisehe Friede ver¬ 
pflichtete zwar die deutschen Landesherren ausser den österreichischen Erblanden, 
lieu Besitzstand des Jahres 1624 zu ehren, sprach ihnen aber übrigens das jus 
jeformandi zu, kraft dessen es ganz von ihrem Ermessen abbing, ob und wie 
weit sie ein von dem ihrigen abweichendes Bekenntniss dulden wollten. ' Doeh 
wurden zugleich den Katholiken und den Protestanten in den Gebieten, wo die 
Religionsübung ihnen ganz oder theihveise versagt war, mehrere bürgerliche und 
politische Rechte zugesichert (Art. V. §. 35.). 

So standen die Dinge, als das deutsche Reich in Trümmer Bei. Man 
konnte bei den nun unabhängigen Fürsten, welche sich zum deutschen Bunde 
Vfir eup gten, nicht die, Absicht voraussetzen, sich engeren Schranken zg.unterwejr* 
.. ‘ " 23* 




'm ’dib 1 Utfaftttffllfa*:' 

Wb, ; 'iÜb dWl&cAMd ^slIt hM'' 1 Wolltet! Vko d»e (i Fütaeh <£sWA- 
. achte fitkidn' kraft dä* Bändesvertrages auf. das jjus refornamtl each inner dVn 
,Gj:qu|cp, welche der weptphälische Friedenund spater übernommene Verpflich¬ 
tungen demselben (! ^tzteu, Verzicht leisten r so musste diese in der Bundesakje 
Klar ausgedrückt werden; denn die Vermuthung stritt,dagegen. Indessen hätten 
‘Ae durch eine solche Verztehtlbistang sich db eff mir verbindlich gemacht, sowohl 
Väkä <fc«hötlke&, btekien Chfisletr dt*S‘ ougsbur^scberi ötlfl heWetlsthen ■ feekehnt- 
nisses die öffentliche Religionsübung zu gewähren, und hievon bis zir GiddAdU 
.(lllejtjdie ^eligiw betreffenden Rechte i$t ppcb .eiR. ^fijteij^qhriifc, welchen Eng¬ 
land durch dje Freigebung der geknechteten Katholiken (Emancipalion) picht ge¬ 
macht hat und zu machen nicht die geringste Lust bezeigt! Dass es bei den 
Verhandlungen, übfr, die Bundespkte keiner einzige^ Regierung Jn den SiHn kam, 
die Verpflichtung za einer solchen Gleichstellung zu abernebmen, ist für jeden, 
Wsfeh in die damaligen Verhältnisse zu Versetzen tvefss," efw'as Selbstverständ¬ 
liches.’ Matt stellte sich' Vielthbhr hi allen die Religion betreffenden Fragen aof 
"ÄÄ Boden des Westfälischen Friedens und durch den siebent en Artikel' dbr 
BOndesakt^ wurde 'festgesetzt, dass, wo ei auf ReHglöhsangel’eg'enheiten ankbmme. 
Ulte Bundesversammlung Weder in der engeren Versammlung, noch in Plbno efiidn 
'Beschluss durch Stimmenmehrheit fassen könne. Unter diesen Umständen kann 
•es keinbtft Zweifel unterliegen, dass die deutschen Regierungen hiebt die Absicht 
hatten, unter der Gleichstellung hinsichtlich der bürgerlichen und politischen 
^Rechte afach riür den gleichen 1 Anspruch auf öffentliche Kellglonsfltrting einzube¬ 
greifen. Hierüber Hvaten und sind alle Regierungen billig, ünd Niemand dachfe 
je daran, we&enVerweigerting oder Beschränkung der öffentlichen Relf- 
'gionsübüng Sich 4n den Bundestag zu wenden. Nur dab Recht des häus¬ 
lichen Gottesdienstes wurde von einem Katholiken mit Berufung auf dbn 
sechzehnten Artikel vor der Bundesversammlung ln Anspruch genommen; aber 
sie hielt an dem Grundsätze fest, dass Von den Rechten, deren Gleichheit durCh 
die Bundesakte ragesichert'ist,’jbde Religionsangelegenheit ausgeschlossen sei. 

’ Ohne Zweifel war man nirgends gewillt, den Katholiken oder Protestanten 
das Recht zur einfachen Hausandacht abzusprechen. Man versagt es. ja 
auch den Muhamedanera nicht. Allein das Opfer der, heiligen Messe ist der 
Mittelpunkt des katholischen Gottesdienstes; auch fühlt der folgerichtige Katholik 
sich gedrungen, seine Sünden öfters im Jahre zu beichten, und die heilige Com- 
munion zu empfangen. Zu dem katholischen Gottesdienste bedarf es also, auch 
wenn er inner dem Kreise einer einzigen Familie gefeiert wird, eines katholischen 
Priesters. l)äher liess der mecklenburgische Kammerherr von der Kettenburg 
auf sein Landgut einen katholischen, Priester kommen, weicher seine Kinder in 
der Religion unterrichtete und für die Familie katholischen Gottesdienst hielt. 
Allein die Regierung von Mecklenburg-Schwerin behauptete, diess widerstreite 
dem im Lande bestehenden Staats- und Kirchenrechte. Vergebens machte Herr 
von der Kettenburg Gegenvorstellungen, vergebens bat er im’Gnadenwege um 
d)e ’Erläubniss, auf seinem Landgute für sich und seine Familie katholischen Got¬ 
tesdienst, halten zu lasssen; der Priester wurde ausgewiesen. Hierauf beschwerte 
er mit Berufung auf den sechzehnten Artikel, der Bundesakte sich bei dem Bun¬ 
destage über die stattgefundene Störung deines Öausgoltesdienstes. 

Die Sache wurde der Geschäftsordnung gemäss zuerst von der Reclamations- 
eommissiön verhandelt. Die Stimmenmehrheit derselben erklärte zwar, bä sei 
noch nicht ap der Zeit, die Frage zii erörtern, ob die Bdfugniss zuK Hausandatht 
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das Repbt n)it ^ch bripge, einep G?tyU<$^e^i$$n j sip.,tn der 

Beschwerdesclirjft hinreichenden G^und, um dje grossherzogliclie Regierung p 
ersuchen, die hierüber nothwendige Aufklärung der Bundesversammlung geben 
zu woffeii. AlleindieStimroenminderbeit stellte den Antrag: »hohe Bbridö$ver- : ' 
Sammlung wolle v weil aus dem i Vortrage des. Refclamanten sich* ergibt, dass*di«f/ 
vop ^ler grossperzoglicp mpck|epbprgss($y’erinischen Regjerupg an daneben pir . 
gangenen Verfügungen, auf dem Grunde der staa^sboheitlicljen t Berefhtigpig 
gedachter Regierung den im Lande bestehenden christlichen Confes'sionen gegen¬ 
über beruhen, der Artikel 3SVL deP ßundesakte aber nicht diese l^erectitigung, 
sondern nur dieGfeiehsWiluhg der verschiedenen ConfessibhfeVerwandten in bü»- r 
gerMph^r und potttUcher iHUßicftt ?Um Gegenstände < hat, sich fü* nicht, ermächtigt.' 
ertytyreR,. fuf.flie.R^Qhwe/de eip^ngehsp.«, Rie^r Jpffrgg W.U^h^TL 
desversamip^ung in ^er Sitzung vom, 9. Juni 4853 mit zehn gegen sieben, Sum¬ 
men angenommen. So wahr also die Auslegung der Bundesakte dem'Bundestage 
zdsfeht, ist es hiedurch ffestgesfellt, dass auch die Hailsantfacht', insoweit 
iw derselbeh ein GeistilpfcWr beigezogen wird, 'audse#' dem Be- 
reiche* iUr. zwgesicherten bürgertiche^aiPd; RflMMsche» Rechtfc' 
lUg.tr jOer^al^olik.bat dp$ Rec^ Gtfltin, ppfl J£ind$pp ^„^inoqt.Zip^ar^ 
den Rosepkranz zube^en, und eine protestantische ^ajpjlie darf njpht gehindert 
werden, ihre Hausäridachl nach dem lutherischen Gesangbuche zu halten. Diess 
und ni’ihf mehr ist in Betieff dtrr'keli^lohsüb'ingr'duych <Uri sechzehn*’ 
ten Artikel'gdwMuäeistet. Dies« und* triebt-mehr kann-^da Protestant ln Oester* 
reich j wü% ip alle» i Ländern, de* deutsch» Rnndpa kraft j 4CS : sechzehnten,Artikels 

tW fäh', . , . , • *»: ...M*-'. V; j ,T • 5 5 .j ...... 

. \yenp $r in Oesterreich das Recht d^ öffentlichen Religionsühung and der 
seibstsfifndigefi'Verwaltung seiner refigtösen Angelegenheiteii erlangt’hat,' sfe ver : 
dankt er diess dem freien und grossmüthigen Entschlüsse dOS> Monarchen und ‘ 
nieht der Bundtsakie. •-.!> . ■ :ii5- •" 7 , 1 , ;..;i 

V:; • JUhryW Wir, ,pun j»u, dem Artj ,*5. 4p* OaterreHihifnO-pgptt^i^chien , 
EntjvMrfef,. pupHfik.' (Gegen,, die oOep,, »ngefüb*te, JUssqpg. • derben- 
widwpetete -^Gh.!piwjr 8 t! j» der zweiten ädtzpag ($ 0 ., Mai) ^ 

Hess. Gesandte, der seiner Seits folgenden, auch von Sachsen in.djpp,, 
aphfcw Sitcpng adoptirteq,Sat*,da$r snbstituirVwiePfU wdlje. ffilüber, 
Akteq H-,. $ß6. §01.) » ••• ■■■{.■ tt,! , r», , w 

,, „Drn HatRolUcheo Harpke wjrd, nebat dejf .fr#ep, HpJ^ions- 
ausftfeupg .eine, *W liegenden GfiU*d«n mit Selbstymwaltongje^Wb ? 
untjEf Oberaufsicht des Stofes jhestphepd* Dateien, ihrpp- ÖMthijipmp, 
Theilnahme an der landständischen Repräsentation durch ? ilpfpnY.qrt 
stphm-i.awih pini ihre PmWeifiitihffnd«. Yeffesstmg garapöih“ „j 

^ep pyftpgelißcRppk.Giapbensgenoisspp wm4w in 4flö - 
lischen Bundesstaaten die nämlichen Rechte anerkannt. Die Grund¬ 
sätze,^ Betreff der mit dem päpstlichen Stphls vorzunplinienden . 
Unterhandlungen werden von der Bundeaveraammltmg gemeinsam ver¬ 
abredet'tvCfdOfi 1 ).“ ! ; 1 ’■ ,:i 

: ’ > - : ■ . . ■' . i ''<,♦> ' 1 % t * 4 » ' 1 ’ > ’. 1 1 t ' f. •) . > • * 'l 

Ufa, 4trvoibAv. ; 8iuang b«» 9 t*Mtes die kWoown Färpteo einen Zunet», dweh:, 





360 Der Wiener Congress tmd Sie kathottsebe Kirche. 

Der Holsteiner Gesandte meinte dagegen, wenn die Bestimmung, 
welche das Interesse der katholischen Religion unter der Garantie 
der, der grösseren Zahl nach, protestantischen Bundesstaaten, beträfe* . 
Widerstand finden sollte, so wäre' lieber die Weglassung der¬ 
selben zu wünschen, welches auch für das Interesse dOrBtO- 
testanten unbedenklich sei.!! 

Dem Rathschlage Holsteins folgend stellte denn auch, als in der 
Sitzung vom 31. Mai dieser Artikel zur Abstimmung kam, der Fürst 
Metternich, aus dessen Feder selbst der Artikel geflossen war, den 
Antrag, den Artikel ganz aus der Bundesakte wegzulassen, ein An¬ 
trag, der sofort angenommen wurde. (KUiber, a. a. 0. S. 441.) 

, Dass der Artikel, so wie er gefasst war, gestrichen worden, ist 
sehr verzeihlich, denn er hätte dm Ansprüchen der katholischen 
Kirche ohnehin nicht genügen können; war doch in dem ganzen Ar¬ 
tikel gerade über die Stellung der Kirche zum Staate keine Andeu¬ 
tung; Ja selbst das blieb hach der Fassung noch zweifelhaft, wer 
denn überhaupt über die Rechte der katholischen Kirche, über die 
ihr angemessene Verfassung rechtsgültig .zu entscheiden habe. 

Kurz es war kein Verlust, dass man den Artikel strich 'und 
auch von dem Hessischen Vorschlag Umgang nahm, aber unverzeih¬ 
lich ist es, dass man an die Stelle des gestrichenen Artikels keinen 
anderen substituirte. 

Bei der Schlussredaction der Bundesacte kam die Kirchenfrage 
noch einmal! Zur Besprechung und ward in der Siebenten Sitzung 
(2. Juni' 1815) beschlossen nachstehenden Artikel der Bundesakte 
dem oben mitgetheilten Art. 14. (resp. : 16. der Bundesäkte) vorzu¬ 
setzen: 

„Die katholische Kirche in deti deutschen Bundesstaaten 
wird eine ihre Rechte und Dotation sichernde Verfassung erhalten: 

Ebenso werden die Rechte der Evangelischen* in'jedem 
Bundesstaat in Gemässheit der Friedensschlüsse, Grundgesetze oder 
anderer gültiger Verträge aufrecht erhalten.* {Kitiber, Akten II., 
471. 476. 490.) 

In dieser Fassung ward der Artikel (am 3. Juni) in der achten 
Sitzung (bei Kltiber, Akten H., 501.) und in der neunten Sitzung 1 ) 

Worte Mittel sollte in dem proponirten Art. 15. beigefugt werden; ^jedoch in Ge¬ 
mässbeit des §. 35. des Reichsdeputationshauptschlusses vom 25. Februar 1803 . u 
Ktübtfr, av*a. O. ö. Meftr, a. a. O. S. 291. : t: > 

1) In der nennten Sitzung batte der niederländische (Luxemburger) GesmidU, 
Frb. v. Gagern (Vater) „nooh den Wunsch geäussert, dass auf Erinnerung des Car¬ 
dinais ConsaM . . an Stelle des Wortes Verfassung das Wort Einrichtung 
öderem anderes passende« gewählt werden möge, uin den Anstand iuhcbbg; ditf hin * 
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(o.Jum) bestätigt,' in ctef zehnten Sitzung ! (8v Juni) aber auf Bäyern’s ! 
Antrag Wiedfer beseitigt *)', indfita' dieses bemerkte j ■ „dass' dieser Ärti- 
kel,' so Wie er vorliege,’ichWör Zu fassen sei, in nähere Bestimmungen 
ehizugeheri aber' manche' 'Bedenklichkeiten habe.“ (Klüber ,- 1 Akten II., ' 
533. XJebersicfit der diplörd&t. Verhäridlüügen des Wieher Oongresseö. 
S:'4i8 , ff. ; Ö. Mber; : k. ; 'ä.’Or8i"m.y ' > 

Damit hatte mändie gahze Frage umgangen und der Kirche 
bUeb 'nichts ändärs übrig als die Wahtttng ihrer Beefcte jedem etazel- 
ueh’Staäte gegehtlbfer 'auf dedi Wfege der Cohcö^date zu'Veftüchen. 

1 fl Fragen’ wir näbh dein 1 (Stunde, wesahallb' ihre Sache 'bei dem : 
Congresse unbeachtet blieb, so-dürfte die Antwort dahin lallten, dass' 
die’ gäüze Achtung' des Congreäses daran Schuld : tiüg. 1 

’ 1 Monate ’ lang stritt mäfr, während zugleich eirie 11 Festlichkeit die 
andere ^drängte, über Läiiderauätausche; Gebietserweiterungen, ohne ' 
einnial niir ^n die. Hanptäufgabe, die künftige Verfassung ‘des deut- 
sCh'eiVBielcbäZu Sänken ; “immer Ward dieser Gegenstand durch andere ; 
vei'dtängt 1 und erst iü det letzten Stunde griff fl man' zu' deanselben. Es 7 ' 
scheint 1 auch, als hätte man Von Vornherein keine' rächte 1 Lust gehabt, ; 
füV'diO'Kifche etwäs zu thrni. • ■ 1 '*■ 1 

u Dasä eine Transattion mit dem päpstlichen Stuhle möglich war, ' 
hatte (wie Ritter irt Wtetzär 1 u.’ Wefte’s KlrChfefnlekicon Bd. XH. Vgl .’ ! 
Bund, te u'täc hä 1 8. ! 1931’ beinerkt)’ das ’ Concor dat mit‘Napoleon 
bewiesen. Der päpstliche Stuhl müsste, da 'mäh jetzt die Güter der 
Kirche wieder vertheilte, ohne sich nur mit ihm vorerst zu benehmen, ' 
protestiren. 1 Daä Stillschweigen des heiligen Stuhles würde für 1 eine 
Billigung angesehen worden sein. Es war für die Sache 'der katho- 

—u . ■ ' [■ ■— .J. ■ . «■ , 

und wieder durch die Missdeutung des Wortes Verfassung, veranlasst sei.“ Klüber, 
Akten II., 516. 

1) Zwischen der zWeiten Annahme des Artikels und seiner zweiten auf bayeri- * 
sehen Antrag geschehenen Streichung liegt nodh eine Eingabe von Wessenberg (bei r 
Klüber, Akten IV., 308.), die am Tage des bayerischen Antrags selbst (8. Juni) abge-. 
geben wurde. „Es geht die Rede,“ sagt er, „dass neuerdings ein Antrag werde ge¬ 
macht Werden, den Artikel in Betreff der katholischen Kirche In Deutschland aus der 
Bundesakte ganz wegzulffeeen, : und zwar aus dem Grunde,. weil der nämliohe Artikel 
der protestantischen Kirche Rechte zusichern wolle, die zum Theil mit den veränder¬ 
ten Verhältnissen und dem jetzigen Zeitgeiste nicht in Einklang stehen. . . . . Der 
protestantischen Kirche wird durch den Artikel des Bundes Vertrages, welcher die 
völlige politische und bürgerliche Gleichstellung der drei christlichen Confessionen 
ausspricht, ihre verfassungxnässige Existenz hinreichend gesichert.Der katho¬ 

lischen fehlt es jetzt gänzlich an einer gesicherten politischen Existenz. . . . Einleuch¬ 
tend ist demnach die Gerechtigkeit’des Verlangens, dass in der Akte, welche über ' 
die* allgemeinen Angelegenheiten von Deutschland bleibende Bestimmungen enthält, 
aucji die bestimjnte Zusicherung einer; nepen,; zweckmässigen Begründung der, politi-, 
sehen Existenz der katholischen Kirche angenommen jrerjle.“ Vgl. O. Mejer, a a. 

O. S. tt* ff. '' ' ,,J , - ' r l - k : ■ ’ 
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lisebonKambe HAhtvertheüh$ft.,das/ä die Aumültq dara^ben to, 4*u 
»n iwi Congress gemacht«« Anforderungen nicht vollständig »fberrein- , 
stimmten. Der heilige Stuhl verlangte restitutio in integrum; di« 
Or4toren thun dieses auch, aber nur i« der zweite« Denkschrift yqm, 
30. Oetpber 1814. Sie würden,, wie aus ,übrigen .Schriftstücken 

hervorgeht, sich gerne mit einer würdige«. Dptatioq befriedigt haben. 
Wessenherg acpentltirt die Verfassung mittelst eip«s Cpqcordates 
und de« Primas «Je Centrum der kathoihjcben jürche in Deutschland, 
Aber w«dw die restitutio juo integrum, noch, ein Primfts, ypn J^e«tscb' 
land waren möglich. Ein Primas dir dop deutschen Bftpd war schon 
bei der Stellung Qesbwrnmh« freuten gegenüber nicht m^^b- De*, 
Widerspruch der Qretweo gegen die Aufnahme des Af;t Jöu, w|e 
von Preussen cpiuipirt wer, zeugte, v#n Klugheit. Die, Projektanten, 
die nicht« yer^w hatt««, , und ,Ton .walubfm, prn; «ine ideiwe Aq^l 
unter das' tolerante Bayern gekommen war, würden löfchtiicbdareok 
besonder« m Deeterreich neue AhtP^dhe gegcünd^ und P'f u $w?» 
würde nicht gezögert haben, sich als Schuteherr derselben zu gerinn, 
Dass namentlich letzteres der Grund gewesen sei, wesphelb, aifih 
Oesterreich der Aufnahme des von Preusse« vorgeschlagenen Art- 15- 
widoaeetnt hebe» ist yan Theilnehmeru des Congresses ausdrücklich 

versicheit werden (ygb nneer Ajchiir HI.,, 135 . ?•>, 

Mit Recht proteetirte also der Cardmallegat Consniyi in seiner 
Note vom 14, Juni 1815 gegen des ganze Verfahren (bei Klüfar, 

* Akt«« VI., 437—44A); .. ... 

Pojjr ce qui rdgarde les drpits «t les Prärogatives des Eglises 
de l’ABemagne, droits et Prärogatives dontjwt, jtqrtiq qppwtiwt 
intrinsequement ä la Constitution genitale de l’Eglise et doni une 
autre partie est fondde sur la possession ligitime et canonique des 
EgUses germaniqves, Sa Saintdtd , par suite des principes qu’on 
entend dnoncer par les Prinees glorieux qui gouvernent rAUemagne, a 
lieu de nourrir l’espoir que ces Princes magnauimes prßteront tout 
lear conoours et appui h une systöuatipn dos affaires öcnlceiaatiques 
de cette natlon illustre, oonforme aux lots de l’Egiise. 

In gleichem Sinne sprach sich der Cardinal über die Kirchen- 
gtiler aus, indem er betonte, dass für die aufgelösten deutschen geist¬ 
lichen Staaten wenigstens dieselben Principien hätten gelten müssen, 
die man anderen Staaten gegenüber habe eintreten lassen. Les biens 
ecc&siastiqneg, paUrimoine sacrö de tant d’Eglises si «ncienoeß et ei 
illustres, ndoemaires au culte divin et ä l’entretien du saeenbea et 
qui formept, aussi la dotation d’dtablfesemeht indispensables ou infinfe- 
ment utiles au clergd sdculier et regulier des deux sexes, ont, Qtf. yi 
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partäe tetkses mx muvmix poiwtwr/i #na* euennenmtfprsddi 
l’auteritd legitime, o» rriten* ditftrwte do bWS WWWÄvf#,,, 

In einer AJtooutie» yo» 4.. foftmim %$X$ -(bei Pietist, .fYitfr, 
dePSi P. Fi® VH. two. 4. Pftg, J8Q sqft. Hf ff i besagt* det M*-) 
lige'Vater dtea Protett s#n#s fcegfttw , W 

nwjg: aaMpwoh, d»M die Fürsten, überzeugt von de* Wichtigkeit d#ft) 
Gegenstandes, d^YlbMi ik*e gi«?P AwftwfciSchwei i««4 ( 

Ihhin stand siegen wünim* die g%i*tU«fren Aegriwseulwten i##rdri / 
nwtg iu bringen. i -r,-..., •■ ■:■■•., ,.; . • ,; -a ■.<,• • •fn.-w- 

i,Wir boStiL tim?- fiüft 4» bflü*e,V*t«r ^ »bwbeswdeW,. 
von jenem neuen ßwgrwp, der sieb #w#fl|dift!#Jicfr «H 
ABgelegenbeiten b^hä#Ufwr eeö a#4 der gewiss webt upbwnwfct:, 
lassen wird* dat» di* Retobe tam«, «rimrere &W&MN heb« 1 »le..di»f 
Religion.“ Der neue Gongress that aber soviel oder iW*enig l^ dtf> 
ersteGongresn. »tw c * -• •< •«. •;:, ,-t •: ;• 

:' ' , ■ : ri ■’. ‘ : :7 

*•■■■ >: •■■ • ■*' i '■ - ;,: Vr ; -i- * M V J "[ •< "■ •■•' 1 1 • ■•• 

Die farodhiallasten in Württemberg. ' 

Von D*e?n ; pnd Srhqlinspector Schürer jo Tatyjay. 

:*. ä(#§h Amt ^es^fe 4 m Jürebwsfte itm* Telnet t du ewfrjta, 
Württemberg: seine voll«, btetomgi über dfr> hwsbr. 

liebe Beulest mI$W)„ liegt/die bürebeabauisst m sa b s i<b tt B> den 
Paroebiwien ob , fyüedie ^rqbwkenee , whin »nab s die Rwtr i 
Abi»duog«capiioliea a«, «eehnea sind, nicht bjurefcht -sind sm-, 
weit niebt n®eb dieBeefrtsnftchfelger «uffcebobwec Kläst%, Inhaber ven 
ebeefalb baupflsehtlgea Vermögeusownplepe# oder ; .andere Kessen,' 

auf denen ptivetreebUlefc ein# Beulest «rht, in iGonwwsena gezege» 
werden könne«- ■ • ■-• , ■ •,/)••■•■; r •: 

Die PnroqbiaJumlegen waren, iuywnotlwfr ,*ur DeeJmng vpn birebn 
lieben Rnubeeten, frühe* n» eo seltener, «ls ;in «nnnebea jfjMm,.,wq 
ein« wdbet geringer dotirte Pfairsteik Jwnpflicfatig wer, .nicht einmal, ; 
die Pferreongrue,, jp Anspnjßh genommen, sondern, durch die ' 
cale^efällfi, der vnosnten PlbireteUe der Bnneufrrnnd beetfittw w»td^ 
Da mm aber einerseits die Ab^ndq^gseepMedien Qft bei Weitem nicht : 
hnwehdwp» wdareeits der bessere bircblipheSiim der ParneManen gelbst 
einen grösseren Gnitus- und Rnnftufreand verlangt, so - werden Pfwrse^ f 
meindekesten fest iägJieh umgeJegt. 

Die Präge, anf wen dee ij^rehenpsPefedeftcit und ; iww»B^iefcb 
dnr Äpstenw(wen.d Sir Ktreh«p-, und MrwwierhMwbwt« . 
^P»di» tWSea.,Mi J*u WäittWbQsg.Ä,. iMd iPw)i^bft.^ndi,i 
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dringende, aber 'es 1 herrscht hierin die gröf^VerwimHig. Seit 1&12 * 
sind unzählige'Eirt L1 imä Attspfürrtiögdn'vdrgekemnien 'jHiÜussersti rer-i 
scMeflenlattten äftCh di«’ RiOhitar^Wiicbe über die* Eintfagsptüchtigkeit 
der’ DezknatorOrt zd kirchlichen’Baukostem 'Wohl gilt die lex Trideil“i> 
tiii^'kber nicht die mOnS'Ihidentiftaj Baku 1 korrimty'dass Manche/da»<l 
GeöW’Vom 1 18/ Juki i949-(R6gi-m.r<»J ~3#i),-lwo4mvh die<<PflichtigH r 
kÜH^zugemeindeter Redlich An bitten wguMMiwu*»de,‘ auohifürden 
kirclifichten GemCtädeVerband'Wiastsgebertd erachtet!. " Dunkel ist aiuehü 
geworden, ob die Beitragspilicht eine personelle oder<:eine dingliehe<i 
aüf dem' I*ferrbezi'ttte die solchem* rufeeriSe Last' ist» und'Ob&tfch die 
sogehaiihteii’Forbtfsen od&' AnsmärkCr belastet Börden >können «der / 
nfeb^ nad 'wife es siehitüt flbn 1»^ Pferrbezikke liegendem 'Geraeiride*/. 
Heiligen- dhd'&pitalgBterh und ‘tatmmrtMeh 1 mit deal* sehr 1 zkfchreichen 
Staatsgütern verhalte. '■■»'■"■' v,th: *. •. pjtu/i »oaii vAi 

Jedoch ist die Sache nicht halb so schwierig ab etew^pusdiebt;» 
wir haben nur den Faden verloren^ wir dürfen ihn nur wieder auf- 
heben. Episcopus compelare possit populum, ea subministrare, quae 
sufficiunt ad vitam digtorum sag^rdQtum austentapdaip— Episcopus 
parochianos Omnibus remediis oportunis ad praedicta (onera) cogat — 
sagt das concil/Trideht. sess. 21, Cäp. 4, T. Also ist es das Pfarr- 
v6Hc, sind es die’Pbfochftwfi, dieinstfbetdiom zur -Unterhaltung des 
gatiken^ Pfttrr-B^etems, das isi, der ! Kirchendienef; des •' Calttts dttid' ■ der/ 
kirchlichen Gebinde eiütrbteü müssen.' 'Also 'auf Pet^onfen-' ttdit die 
PäroxÜnalltrst in' erster Linie/’auf den Pfarritlndem j auf der Pftirrge- ! 
meide. Wir habeW detnnnch eine Fersouällast und das Parechial-' 
verhfilthtss' bildet bestimmt lind lediglich den Grund, auf' döm : die ' 
Cdbcurrenz"au ! kireMichen -Kbsten ndiet; ’' Die Kircbenöprengel als 
solche sind Bezirke für Verwaltung des kirchlichen 1 Amtes; sie dintl' - ; 
keine Steuerbezirke, wie etwa die Civil-Gemeindebezirke Stöuerbefciike'' 
sind, so-dass 'hier jeder, der Güter darin liegen : hat, zu den bürger¬ 
lichen Bedürfnissen defr Civilgemeinde steuern muss," er mag ln oder 1 
ausser ‘derselben 1 wtöhnen. Genannte Kosten sind keine ParOchiaK 
Markühgskosten und die‘Kirche hat nie ein' Steuer ^Kataster über den ’ 
Pfmefbodch anffeftigOn lassen; 1 so dass jeder In-' Oder'Ausmärker und 
zwar allein an diesen 1 Kosten tragen müsste. ■' 

Aber darin stimmen alle ! GanoUisten’ überein, dass ‘die P&rochia- * 
nen tiaeh ihrem'VermÖgeri beitragen müssen, sei es ntfn, dass dieKir- 1 
chenverbandskosten nach Vermögensklasseh oder auch ' gerade nach r 
dem' Steuerfnäs ; kusgeschlagen wergen. Der Bhtchof • darf' den 'Bettel- 
m4öo , ünd' EdelHiahn' nicht ku 'gleichen Ptüstationen, sondern Jeden ’ 
nür 1 hach 6eiheu\iKrafteil‘ aabaltflp. Er -darf ubth* dem Gap. 7-Goftett* 
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Tfldi' SessV 21. di« rrimiä' egestate lalbtn^irteB" nicht'iWid* v&niügtieliiab 
Letite behandelt». ferner seilen- 1 nicht’nhr die 'Einkünfte' Ws' -iGtHninty'" 
sondern auchdieausdem Gewerbe, 1 Capitalien, Besolduhgehuud' Arbeits¬ 
verdienst berücksichtigt werden. Aber jeder im Pftirrverbahde "Stehende 1 
oder in derPfarrel wohnende selbstständige Mensefc'tnli eigenem Herde, 
sei er ledig oder ! verheiratbet; oderauchim Wiltwenatande, defetwau 
eine 'Bürger* oder’ WohnrteWer iiahlfc, kann irtCotieu^nngezeglS»* 

WÜNMt.'-' J < = ■• i •! •I'ti” ••'*>•> •'■ » li .-u. V 

• 1 BäSsderPfamr nnd Kaplan kireMieh nicht' stehei^püHcht^ 1 11 ! eeb 'A 
das' zeigt schon' «der 1 Worfl«nt'dW , 'l , iid4ötfedSehen i, Vororthttiig; ! ihsofafe' 1 
mir von päroefciani die Bede ist, Abgesehen diVoh, das^ ' der Pfah^er 1 * 
und J Kaplan, ; der Patron Wad'Deüiuiator • in-• der «tste» Kirchen eteüer J *< 
klasse der Tridehtinischen Ordnung laOfdn, welche in den Wörtern* 
zel&taet ist 1 : enmes pätronoset Ohos qai fractiw aHqüos ecr diöd« 1 
eeclekiis prevenientfes perelpiuöt; wesshalb-allO' genannte» Personen ' 
nicht aueh nochm die zweite SteneikdassO, "WedOhe -ausde» Paio- ! 
cfrittnetf besteht, gesetzt and mH densetbeiizttsauimen geworfen werden • 
dürfen^ mn sie zum zweitemnale 1 »u bestetiem. AttOlr weise die Kirehw 
NlchtS-von'dem heutigen Besten rangsgrandsate, • dass Diejenige», ■**■> 
deren Unterhaltung' gestfehert werden- muss, auch wieder besteuert werJ-l’ 
den sollen.' Der Pfarrer, Kaplan,-Messner, ztt'deremUhterhaltungWaCh ' 
Cap. 4 1 uhd' 7 : . Conc.'Trid. ‘desi‘21 die Pairoehiaüen 1 arigehalten werden 
können, sollen nicht wieder selbst zur Beisteuer zum gleichenZweöke 
angehalten werden. Uebrigeiisfräge ich, habe» nicht manche parochi de- 
cimätores bei Gelegenheit der Bäulastenaöflndnng salva Conghia älte" 
übrigen Zehntgrundstocksgelder oder Capitalien an die 'Pfarrkirche 'ab- 1 
gegeben und trägen sie nicht äüf ewigeZeiten dttreh diese Capitähen - 
ihre Steuer m der ersten Kirchensteüer-Elasse ab, so dass ihnen httt" 
noch die Congrua bleibt und kühnen sie dann Uöeh noch mit ihrer- - 
Congrua in die zweite Steuerklasse derParochianen verwiesen werden ? ! 
Nein! — Auch den Parochiaheh muss defc Bischof ihre CüngroadJ i: ihre» - 
zum Leben notWendigen Unterhalt lassen. Also wenn srd' sfu an» 1 
shid ; muss die Kirche abgebrochen und ‘müssen die Pärochianen 
einer andern PfarAirche überwiesen werden. ’ ' • 

' Soll also das Vorrecht des Pfarrers darin bestehen, das« seine' 
Congrua auch zu ParoChiallasten beigezogen werde, Während' 4er 
nöthige Lebensunterhalt des Parochiapen nicht angegriffen werden 
darf? Und. wenn die von manchen Pfarrern abgegebenen Capitalien 
zur Unterhaltung der kirchlichen Gebäude nicht ‘hinreichen - und : die ' 
Parochianen. jp Concurrenz, gezogen werden müssen, so tragen nicht, 
die verarmten Pfründner die Schuld, sondern die enouttiVnrinlzin^g 



Schmer> PsreeWiHsefteto W#rtt«nMw^. 


m 


o 


d te rei bfli iidarch dier^uIamwuagEgesefre ^ wdehe doch m der-.lteifi; 
wieder denParoehbmein ,?b Gute gekommen >m4 (Pte neuer lieb« r 
AuÄwwningi^la eioft blosee pjo-siso r,fc* oh* > Stoftt#w4i»iT«riwtfW»g- 
Mi JjW voft keUWB BfPflMse:) ,;■„*/ ..-•„ •_.. s ,,* ♦..„ ,j;. ., 

. :. rtU« • gl «fchs Bswend tnfeß h*li, m utitde «, tibrfgw Oewwato*reu und , 
uid. de» PatrmMmwHf ^w, d}ßft« dww; heino Caagrua ana«sprecben. 
h#t§«*.§bgtekhidiebirfiWifibs» Güter *n<}hmit derJntenti#n agfie Üb«ffr,. 
gegangen waren, dass sie über die kirchlichen Prästationen hinaus doofe««,, 
Nntaungweflht haben sollten. Und dooh kountefdw; protestantische Abgieord- 
netePftfflinupdeelbstdie atö»Ä«^(^iwp#Wfl» w 11- Parewdw 1848 r , 
und,4* npd, 8» Mär», 184? »och y-wt jSxesp»tio»»eq d«r GeistiichöauHd Pgfrdr, 

neuvouMifcregung der PauMbtelhvdwsk reche» und deren Aüfbebwig b^ 
an|regen*i,.Wo ist da no4hein,Priyilagium.oder eineEwwtwn ? 3o w«M . 
treibt! man efl.<»it dwGteichffiacberei, dass.,»«»« die grössten UnriftMdhv 
h^teRn Ä ivÜÄgOrecbtlgketo^ kann. fta greift m*U 

nacb. plWu, Seiten ^tÜTi^d , Ui dte kil^bUolwa Ytffhifttnwre , jwie da« 
VMfjWUteM«i *Mtej!hen PartediWi und- P^pehte^ zwtecheaPatreu und 
stere* /fiuateiMi gestifteten und euhrepirteu fftrebevund. Pfareej. ein ,*&< 
cb*s ist>; Pie -Stämlekammermuss ütedgewi smm emsm flfelbduakep 
da*, Ungerechte nach gefühlt heben-, da., sie,.über denAatiM ;»bre*:> 
CWPdMeiQU ,*»jTsgefW)dn#ugü^^ PfWWi Üvapläpp^Messr 

nw,¥&qmk>m& Pfote ßpeiftfuiwh die PwnwtdreU jbltibeq in iferem , 
tllll'tlWdlh'ii' : ;■ t,'ii v •: : * <ii >- ■; i ! ■);■ ' t.i • ,(' . - • ■'. . 

•,i» M rwudteir.iWtidte rnmm ßeftyforPfosw- tmd,*&Meeweribe- 
kMtet, iref.dte.tnen Psrecfotitemlagen genmcht batf ew Pfarrer, pad; 
ein-ÄIeftMWr Wteteteti die spgeswweneu Peitpege, dete Wp?sner ;l aber,,d^ 
zijgifi<3h Pehrer i^Mr, reusste auf Jtetneb seines Obaru d%? «Pe»aWto 
wieder «tretet werden,ind.^ap awffltteramtlmhenSprich- Prei,Pfarrer 
verwieigerten.-Besabbwg mit Erfolg. : J« einer andern■ Pfarre» .wollt« 
man deu Pfarrer, nicht aber, dw EapJan updMessiteT belasten. Auch . 
kenne; i$h : ,mehrere pfarreie*, m welchen man. ynm Piarrsr nnd Mess- • 
w beiiParnehiftlumlagen, und dre i?Mre $ip h tige, ÄrnhiM verengt hat. 

«. WaMte Protestanten anbelangt„ an eind, ; ste «eben nach d«n 
tridentinischen Gesetze von, kärcblichßnppistung|Bn frei» ; weil, sie «lg , 
Häretiker nicht im feirchenverbaude stehen, ,t), , Jfur b«i eine* Simul- 
tanfcirqbe btemte ibre rBeitragep^cht ,in J^e,,h°minen. ^ach Sv-l.. 

’" 1) Behandelt man sie auch als 1 'Getaufte zur Kirche gehörig, so kann doch in 
ei*«ia Sfftftte, Wo 4X6 Pröt^stairtflö ^a#gerBcb *iiii4iani<j odei^®uoh nvt ^gedtüdet sitid» 
voß pnfr^viUigtiW (4# 

d^rfeiben gegen eine Kirche^ der sip nicht angehören wollen, nicht die Rede, sein,. 
Dehn der anssere vertoogensrechtliohe Zwang konnte nur von der Staatsgewalt aus'- 

|pll|pi|i IfßitHt/ ^‘U>^ . L^Jj; Jr» *il) ' li'j.ait / ■ Kl, 
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de* fdWWflA 'V. l8/'Se$t. 184t 1 Wird schwerlich me!W «tneowefle ! Ä- 
4*tt*tahftfh;he iti Württemberg'entstehen. Kür in dehr'Falie^ iMh 
Parroehtorflagten dnrch ! Verjlhrtihg < • auf •* <tK» ■ tot» g erH olre 
Gemeinde abergegangen wüten, würden di» PttoteattWtefe«ewepttteah- 
‘Wüdhtig werden, well anbürgerlichen Gemeinlelasfcen jeder, wwi ir 
*oei,-Theil nfehmeW drnsi. ich kenne eihe bürgerlich« Btadtgenteijide, 
• «ificße^ det Bahnte» der Stadtmdrlrang wott einem Kfo»ter< tbevgtof, 
etesewefen Proteetatittn Wie KttiwMkett toei Erbauung der Kircbotas 
'Ififtetd 1 'gezogen' werdbh' Da nnw aberj« wt diee» BandOst 'lSdaiMUb- 
»gehtet-Würde, sd> beHilWen ‘die PfMererbmidekosieä die Prote*ta«i*n 
nicht mehr, and nur die KatbüfikUh müssen in Bubeidklb boitragtd.X 
iiA Bb ist kOhm besondere'toder abweichende Sekiinmangiy Sondern 
•hot der AukdHiek’dWallgemeine»»Beeilte«, Wind im R*gie4tl. a«48, 
S; tJIL Verordnet Wfrd-t>' : { >■; ■*,.■>. ••' . .>< \. im-i .syr.,' 

■ ) ' h ’P»e' , dett^aa l «nd-die lÄrterhatoiWg dfr Kirchen and Pftai t i» 
ser betrifft,’iea habbritUfe Diisehttentett' (wettk hicht 'fcitd» eiaonbwM- 
dw-n fit jedem PblM^zn ^weiimden<Reehtsdtely>A.£.i dardiBnräfb«% 
1 eines • 1 £aferrtWhnteny 1 iatrf' weichem •'»die»* Last • der Ktteheaftfcrik • ruht, 
iJdei- dtiteh VerjShtnhg^ die Banlast yen den Pdrocdifanea aufil dte 
'bürgerliche Gemeinde übergegatogen is^ weder aam 'Bau Tindi Repara¬ 
tion der Eirehe 'ttnd desPfartbauses dh * ihie» Wobiiortb, »odhdettMder 
Patoehie,' ■ weicher Me bisher : zügetheilt waren, «w cbnednririBn^ nW- 
mehr treten eie diCsefdüs in die Rechte und Verbindlich keltenderikh*!- 
flefienGemefinde ein, ih 1 welche sie aufgetiommeA werden. Hu gegen 
haben die Disbenflente» mir' firhähung desjenigen KirchhCfS bcLzoWA- 
ge»; itttf welchem »ach§. Vf r . die Leichen der DAigett in beerdigen 

Sfrtdi ' •• '* • *•■•**-• •■'Ut. ''•■•■> , .■■»• Vb:: . -r.t'j.i .•niiih-vi,) 

! ' B« Versteht Mchtonselbstydas^ wenn eimHaad entwedergatt 

Äflbr B’.’tu 'kWei Drittel noch titt MCBSÜethawj* unäMtehb-aisriolr- 
'Wtbwehünng gilt Md hilf der Kirchenpflege and Pfarrgemtiitate; itosei¬ 
ner''baulichen Unterhaltung' lastet ; 1 di» Protestanten ObedfAUs i twedbr 
j PTohtteti noch Beiträge rfo leisten haben. '! » • • ;•< " i >i 

Sind Fflialien gesetzmässig aus einer Pfarrei in etowahfhebiiittf- 
■gigüngteft, so muss doch 1 wohl «ofenge der VCrmtifltungBaumV gegeben 
Werden, dass SW 1 die Bedbte‘ tmd ( Laste»' def wütens Pfatrei verloren 
mid die der nfeuin 1 AögetTeten haben, ali^ nicht duttoh Reztsse und i¥*r- 
trftge etwa» Andere» erWifesen 'Wird, wair Wtohl in WttrtAembarg ashr 
selten Oder 1 nie stattflndm 1 Wird." Wenn »ad iii Württemberg / dwn 
«ih^to kirchlichen KirchenvetbalnÄ sprechen wbltoev so hatte'toi*' Aab- 
'pfhmmgen das Steuer recht auf dem Boden ih der adte n: Pitoa rtsad i*H- 
itflCkgelasoen Werden'xnflbeettf Währen* tielmehr'iäi^ iSfcaeriaBt »mit 
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der ^Bareonin dfe » tu;» Pfarrei überging. .Es-würedocbfuetWfnde*;- 
rliehj weundieNeueingepftarten bei einer wohl gerade wegeuihrer aotb- 
•Weodigcn Kirchenerweiterung nichts beitragen, sondern beim Baue dor<h 
dfealtpfarrangaböigen Einwohner den möseigen Zuschauer machen wolltet. 
-rEbeneo,. wenn sie vielleicht die gestifteten Almosen in Empfang nahmen 
.aber nicht frohnen wollten. Es sind mir zwei Fäile der Art bekannt; im 
. einen wollten die; Neupfärrigen nicht frohnen, im andern ein ganzes Filial 
nick* an den Baukosten Theil nehmen« Ede Einen gaben nach, die 
Andern wurden vom Oberamte venwtbeUt; Eben m falsch wurden; ltn 
fldnm dritten; Falle die Kirebenkosten auf die Gäter verthettt, den» 
Zehnten aur^P&wkwche baupflichtig wanwu ü» i <h i >o . > i.. 

(u «Anlangend:dem katholischen Adel; -eo ,iat demelbe nach' kirch- 
Hekem. Eecfatei von Kiechenverbandskoateu im, Allgemeinen nicht frei. 
(Vergl. remissiones Barbotae ad hoc Gap») Artikel 7. des neben, er* 
-wihnten Gesetzes .Tran 18. Jnui 1849 deutet,; ^In Beziehung auf die 
allgemeine( gesetzliche Verpflichtung zur Tbeilnahme an.dem Kaufend 
rfrttt'Krrehe .nnd Schule findet eine! Ausnahme zu; Gunsten des bte- 
hbr eiemtcn atendeeherrlichen ,und rlttwschaftlichen Adels fernerhin 
‘üdcht 'statt. Nur . dieser Artikel besieht sich auf den kirchlichen Ver* 
handj' iafe andem AEtikei dest «Gesetzes aber- beziehen : sich . mir auf 
^dvttbÜEgerliche Rechte. und. Pflichten.Nurdie lEzamtibtt des . Adele 
-ton Unehlichen .Lasten wollte maq aufhebea, ; was die abenoithiteo.Ye^- 
haiidlnngen.desLandtÄges ta»i Jahne iiStdÖTr-dQ klar, beweisen» wenn 
rmair auth vom Wortlantc des Gesetzes abeehen wolltet, der doch nur 
-den Adelt berührt! nud nicht die. Gele,tM^fce«, Wenn iranfest steht, 
•dass nadh(diesem; Gtsetfce <Regiefbl,i! 194}, :$«.i »Uo Begütert»: 
Geistliche, Lehrer, Edellente, ohne Ausnahme den bürgerlichen 
*at B U 9i>n >und iMtemi nnfrrworfeni; smdj . sn ist,: cs doqh total, falsch, 
fredn knamglaiibt, dwsee Gesäte haziabestefr:; weh. auf > dep Pfarrs»- 
-bandimtd iesi witni gebannte Personen/Wio.den.hürgetf linhcin fSO/an^i 
'den kirUblidhen Lattenvunttrworfrn» Nut dto.Yorrechte das Adels 
sind auch in kirchlicher Beziehung i aufgehoben r.ppd j euch, dieses Wt 
Einschränkung. ; . ‘j i • • 

Wir ihabensohen bewiesen, dassidin Patron# iflpd Dezimaleren 
noch-nach den ständischen Yerhaudlaugen ln ihrem ulten Rechtestehen; 
non sind aber viele ;vosn hohen und niedern* Adel,,Patron» oder X)e- 
- zimatoren und alasolzh» sind sie in „den Orten wo/ sie Dezimator 
■oder -Patron i sind den ParochisUABten i#fcht unter weiten.., Es; geht also 
-der 1 dritte Art. 7. nur den übrig» Adel;an. Nur,;deCi Adel ais solcher 
-Behütet, nichti:mehr vor Farochiallaates.,. Wfr.hab» schon oben v^yi 
-den steten Eingriffen, des Staate*, in, kirphUch» ,VftrbÄBpisae.gß^Ojfb?»- 
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loh! wiederhole es jhler wieder. . • Der ■ Art.. 17 . -hätte!. fldgliöh unie*hMbOP 
dürfen. Er ist gleich feindlich gegen die; Kirche - wtei gegen den<Ad#i. 
Es waren härchhcha Verhältnisse, welche i w-edep .den Staat,; noch die 
bürgerliche. Gemeinde berührten and. . somit, ihn nichts .angingen, f, q Dfg- 
lBelhe fennnl dort. Kircheheinen»!Schateiangedeiheu,' lassen, den sie iHipht 
.verlangt..;fWieder die. Kirche noch diewPfarngemeinde; hat dwwhudb- 
sen Eingriff en kirchliche i Reohte and ..die. Zwangs*«jage ,.*,#£ r ,d*n 
lAdei 3 einen bCsOndemSegen etageerndteh ; iiuM v.it v.-t x »hi 
IsfcderAdel sine qualitate deoansteriai v*L peftmMi «iner Gitdl- 
rgemeindoeugetheihv huf de# Kirbhenlastea lauter; besonders* TiteR laste®, 
,eo muss, er au denselben; coacumren, sobald « Güter in. der Gemeinde 

- besitzt, i«s > mag nun dort rwohnsn oder. n&eht.-'Sonst i Aber \mnm er .Au 
derPflu-rei, Beiträge, leisten* . in <.welcher etndaph grösstenThtäl .idfä 

. Jahrennwohnt. i Hat er Giiten and SehlÄMeevo-Wo-üer iger . .picht <, oder 
nnr-htuiae Zeit.wohnt, ii» hat «reu den genanntem Kosten doyrtiNjobts 
-beieutragen, wohl aber seine katholischen •J9aiismeister r . ,Yerwai^r)'idlid 
,Pächter, abeb nhr mit ihrem dgeneu Veonögen* GeheEha 4 Rt >sindi4ie 
Atoamätkeirni«ht co®ci»Eeoz#fliDhtig. i ..n , i, ( . j r ,s 

Da nämlich sowohl das Trid. Gesetz, als die citirte Veroffdppng fffffß 
.Jahre lSlS nur von - P * r « ch ia» e Dy . anefeinrflnveiocg.pe^enlichen 

LtetUnd.Pidit.Yvn! enter dtoglißhert^ euf einem^Bterrbesärk jais s^cbupa 
ruhenden Last redet, so muss so lange die Rechtsvermuthung dafür 
sprechen, dass nur die imPfarrbezirk wohnenden Parochianen nach 
ihrem Vermögen, wo es immer sei, zu bezahlen haben, als nicht eine 
^Mhklhto);Gewehnh»itib#wi«tRn ist*sdaee der..Boden.idsn lt^wi^ aüjsjn 
das Object der Step» seiuftd'Stfpatit jeder beitragen müsse, der Güter 
in derselben besitzt, er mag nun inner oder ausser derselben wohnen. 
Ich weiss aber nicht, wie eine solche Gewohnheit mit juristischer Con- 
sequenz bestehen könnte,wenn nian bedenkt, dass die Güter des Pfar¬ 
rers, Kaplans,' Messners, der KirehenpÄegey der Hospitälep, 'd« Jbüör- 
gerlichen Gemeinde, der Protestanten,'Juden, des Adels und die zahl¬ 
reichen Güter des Staates bisher frei waren und naohden,' ständischen 
Verhandlungen auch fortan als frei werden behauptet werden. Aller¬ 
dings besteht in Baden ein solcher dinglicher Parochialverbähd aber 
pur jfär dje T s$|t, der .Reformation bestehenden Pfarreien, und nur'j>ap- 

- tikularr^ebtlieh; nach de» unklaren Bauedict, 180jj. 

Ein solchesBauecttet, welches, immer mit Eingriffen in pcLvatroohtUohe 
Verhältnisse und in die richterliche Functionen Verbunden ' Ist, habe® 
wir zum Glücke nicht. So viel ich Weiss, werden in der 'ROgel auch 
„die..Staatsbeamten.,nicht'beigcz<^en„ .Diesem Älles bezieht sich W atye 
Leistungen zum Cultus, Pfarrhaus- und Kirchenbau sammt alfem. 4#- 
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d»'9ftttfttv Vffi*, OioBketa, AUfer, Mnit tan die 

iLfafcb« i auf €tel4- wid PrihnleistungeiK 

Wärt» «in Thefl 4 m Inbauee * B. die Uhr Mi ist Civil- Ge¬ 
meinde, » hfl da* dtesefhllslge oben: sekon angegeben* U «feige« be- 
Weht fein Gaset* woraaelt aelcfe üßbaaehefle «ul de» Wtogerüdwu 
Gemeinde lastet»!»* fest aeuetlifth trarde die tJebdfrhahme eines 
TtturmbaüM anf die Övilgematade Vöm MtabtaHmh abgSleknt, weil 
kein besonderer Bechtstkel hiefilr (hmr and somit fiel der Boü ahf 
0Ki PfertgeiMftife, de im Gegonfatie atMh die Pioteetacafcw belastet 
Werfen Waren, Beg.-Bh 1444, ft Mb Ed wird Mer bete Pfanr 
«•unpolitisch seht, fesmclefey wenn dtoJOrehmpflegdbei Kräften tot, 
>4att bei»atr*g«n, dass Mich« TheUa an Ae Cirilgemeioda ibet- 
I«heft, weil Mobt dar freie Variftgungsroeht b» Gefahr and selbst das 
lÖgeirthtitn ln Frage tommen kann, wie neueste Beispiele h omoi e t h« 
Das hbehst« Tribunal in Preneeen erkennt selbst genaamtö TheUe als 
Sircheftb&tjsftcb* an. Andhemd befehd Gegenstände bei 4er bttrgef- 
febenGei&efetoelt ntebt «m beatm renswgt. So blieb einmal der 
Zeiger der Uhr auf Kosten einer • damit Mietet e * Gemeinde 16 Jttite 

f: i( DÜt Klrtife Ödhaltb'aled, was» der Küche Ist, dtoCtdflgemeinäe 

' flUs Was ihr gebart; Das ist def wakfeatlf dis febhr gegründete Frtoieh. 

ft# tetettfeicfcSsefefe Gflrttagebung hiDtichtiiöb 4«r B«trß*tti*g 
der Ürehefi- imdTtertbaukö»*eff. 1 : ' 

A. Bis zum Jahre i848. 

<JFortsetzu*g, vgl. Archiv IX., S. 70—97. 218—258.) 

£«t><*»eitur, ftlgie«'nit4 N«tnihii«i>rB, utod seefeatgUefcd d ab hafte 
! " ' 1 bai.deaselbeov i ■ . . 

Ebs bts aoa eicht usllkemmen amgeirtgtae Omtreverhe betont dk! Bae- 
-hdtaleUungefr.bei FUiai- ubd Neferiktoehen, und die Verpflichtung der Fttialgemem- 
deo, bei dem Baulichkeiten der Mutterkircbe und der bei derselben bestehenden 
PfarrgebSude zu eoncurriren, mit anderen Worten die Frage, in wiefern der in 
atldn Bauconrurrenznortneh ausgesprochene Grundsatz der CodtoirretiZpflichtigkdt 
SMer eingepfarrftn Gemeinden tu Kirchen* und PflSttbattta «Mb Saf JeWdlfe- 
tttabden «asradelmen tut, die eine eigene Iirdib, ’mannter auch eine* dabei a#- 
igWMCilten CusaleR besitzen. 

,i , Ein fn das böhmische / Guberoium erflossepes Hofdecret vom 20. November 
|786, t. 2799,.verfügte, dass die Ortseapeile in N. nicht zu sperren, sondern 
dei ödineinde für ktthftige fülle tu belassen'tiirf düs ihrem Venbögen ztr tmtfep- 
feiuefr&fc j ■' : ; - : • ••• ' ■ m 1 ’ : i 
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Ferner küaunt die Verordnung des galizbehen Gobernloms von 14. Oeto- 
ber 1781, Z. 24,714, folgenden Inhalts za beachten: »Durch Verordntang ton 
11. Hin 1791 ist bestimmt worden, dass die Kirchen der aufgehobenen griechisch* 
katholischen Pfarren den Gemeinden nicht za entziehen sind; wenn sie dle* 
( {telben unterhalten wollen, und die hieraus wegen der Gerithschaften so!* 
eher Kirchen entstandene Frage wurde am 11. Mai 1791 dahin entschieden, dass 
die ehedem evaenirten Kirchen ihre zum Religionsfond übernommenen Gerith¬ 
schaften nicht mehr zurQckbekommen sollen, und nur denjenigen Kirchen, welche 
.erst künftig Pfarren zu sein aufhbren, ihre wirklieh vorflndllche innere Einrieh- 
hing gegen inventarmlssige Beschreibung ferner zu belassen ist. Diese' Belassung 
versteht sich jedoch von selbst dahin, dass die Kirehensaehen einer eoneentrirten 
Pfarre nicht, wie man verschiedentlich die Auslegung wahrnimmt, auasehUessend 
.beider Gemeinde, sondern hauptsächlich unter der Aufsicht und Verantwortlieh* 
keit des Pfarrers zu verbleiben haben, welcher sich derselben nach Belieben und 
Nothdurft in der Mutter* oder solchen Quasi-Filialkirche um so mehr bedienen 
kann, als die zusammengezogenen Pfarren nur einen einzigen gemeinschaftlichen 
Seelsorger haben und auch nur einen und den nimliehen Pfarrbezirk ausmacheo, 
hternäebst auch in dergleichen nicht systemisirten Kirchen eoneentrlrter Pfarren 
ordentlicher Weise nur bisweilen ohne Abbruch des Gottesdienstes für die Mutter¬ 
pfarre, mithin bloss an Werktagen die heilige Messe gelesen werden kann, bei 
welcher Bewandtniss die Kirehensaehen meistens nur unnütz and Ohne Gebrauch 
erliegen würden.« 

Aus Anlass eines besonderen Falles ist mit dem Hofkanzleideerete vom 
21. Mai 1820, Z. 14,141, dem bAbauschen Gubemium bedeutet worden: »Fllial* 
Kirchen haben wohl gewQbnlieh ein eigenes Vermögen, und unterstehen in Ab¬ 
sicht auf die Erhaltung und Verwaltung desselben einer Kirchenvogtei (advoeato 
ecdesiae), aber sie haben und brancben keinen Patron. Ihre Erhaltung geschieht 
in der Regel aus dem eigenen Vermögen oder den Beiträgen derer, welchen an 
. der Erhaltung didser Kirchen gelegen Ist. Dass die zur Mutterkircbe N. gehörige 
Filialkirche zu N. eine Jesuitenkirche war, folgt nicht aus dem, dass sie sieh in 
, einem den Jesuiten gehörigen Pfarrbezirke beündet. Aus dem, was vorliegt, 
. geht für keinen Öffentlichen Fond eine Pflicht hervor, kosten für deren Erhaltung 
. zu trugen.« 

Ferner heisst es am Schlüsse einer gleichfalls nach BOhmen ergangenen 
Hofkanzleientsebeidung vom 2S. October 1823, Z. 32,803, dass es ein gesetz¬ 
liches Patronat nur bei Pfarrkirchen, nicht aber bei Filialen gibt, so langd diese 
keine pfarrlieben Rechte geniessen, da es bei diesen dem Dominium oder den 
Gemeinden, weiche diesen Filialkirchen zugehOren, Drei steht, dieselben zu erhal¬ 
ten, und wenn sie zu Grunde gehen, wieder aufzubauen oder nicht, was bei 
Pfarrkirchen nicht der Fall ist. Dessgleiehen in dem Hofkanzleideerete vom 
,8. April 1824, Z- 9982 (nach BOhmen): So lange die Pfarrkirche zu N. eine 
Filiale war, gab es kein Gesetz, das zu Kostenbeiträgen für Baulichkeiten nach 
dem allgemeinen. Normale zwang; denn man konnte diese Filiale auch eingehen 
( lassen, Einen Patron mR gesetzlichen Verbindlichkeiten gibt es nur bei Pfarr¬ 
kirchen. , 

Damit im Einklänge steht, was die Hofkanzlei unter dem 8. Mai 1840, 
Z. 14,371, aus Anlass der Errichtung einer Expositur zu D. bezüglich des Patro¬ 
nates dem Tyroler Gubernium bemerkte, nämlich, dass FiDalkirehen keinen Patron 
haben und brauchen, und ihre Erhaltung in der Regel aus dem eigenen VermO- 
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^ij ^eltirfigen^ derer geschehe,'' weiiftäW'an der'ferl/fiffllttg ’dfäi&f Kirche 
liegen , ist. Aucb in Ober-Oesterfeich hltdie gesetillebe* BäucoÜeurifenz 'Wlf 
Filialkirchen nach der Verordnung vom 2b. November 1827, Z. 30,720V mr , fc 
.(jgjn . Falle Apvf.en^ung, wenn erwiesen würde, dass dfer' pArrifche ^otfeSdlHttt 
t iü; t der Filial-' und Pfarrkirche' gehalten, folglich auch'’ die 1 FiifötftlfcbegTeirtrsäm 
.^ 9 ,.e^n^ 0 (jki«ie,er)kalteh werden muss. * '' ^ 

.’. Ip dem, an, das 1 küstenländische Gubertiiutn’ eMo&eneri Hdfd&ftetr «Ab 
5 v 4)(£pber 1^26, Z. 26,390, werden dreierlei Arten Vöh^^IiÄttctrfcli«ä i Täöt^rs | eS»ftf- 
denj F a), solche, .die t mit einem Beneflclum, welches einen Pathm hat,' der attfh 
jei^er der Pfarrkirche ist, und nicht unbekannt sein kahn, verbunden sind; läWr 
b^) solche,, bei weichen riothwendiger Weise um der Seelsorge Mlldn ein Cai»el- 
fanus expositus angestellt, und von dem Pfarrer ganz abhängig l&t. "Diese Flllat* 
düjrchen sind integrirende Theile der ‘ Pfarrkirchen und haben nift ‘fließen "ehitii 
^lepselben Patron (dagegen erklärte diq Hofkanzlei unter‘dein 21. Öttbbdr 
4.841, Z^,,^;V t Q4, dem küstenländischen Gubernium' es sei keine notbwe&H|e 
Fplgg,.. dass .der'jpatron jler Mutterkirche auch der Patron def Fifialkifchö’ilÄ, 
.indem das Patronat über di^' letzteren ganz, qbgeäeheh Von jenem tiber die Mtft- 
terkirche, nach den bekannten Erwerbsquellen »dös, aediflcatio, fUndds« erMftgt 
werden könne; e^ seien ferner !in der Reger Kirchen-’pnd Pfarrgebiöüde an Filial- 
«•WfcpfP-IW. betreffenden Gemeinden selbst zu erhalten); Oder C) solfebä, 
welche, mag bei ihnen sich ein Geistlicher befinden oder nicht/für die SeelsöVge 
iind (Jen pfarrlichen Gottesdienst entbehrlich und nur zum Nutzen einzelner 
.Familien oder Gemeinden Vorhänden sind. Diese "haben keinen Pdtron,sonderh müssen 
vpn denen erhallen werden, zu Günsen'fferki sie da sind,' Nvenn sie* näfht <öe- 
4 sopders gestinet v sirid l und‘in der Stiftuhgsdrk«hde'’angdd>*tfhet ; 'ht, iverfW'tifcMiu 
i sirgen hgt,'; . '■■■■■■'■ ü ' ’ • ' • ~ :?■>« 

T Inj Jahre ,1827 entstand aus Änlais' eittes Palles Iti Tyrof «fie FYage,’8b 
„ die aus jeiner p/ar^re .ausgeschiedehen Gemeinde^ bei deri Pfafrhöfbanlidhlt'eWen 
t deg Mjjtierpfprre zu concurriren haben? In dem HofkanzleideCrete vöhvSl.'Mai 
.1827, Z. 13,796 (nach Tyrol) wnrtle unterschieden: Oie Curatien, vterche aus dbr 
, Pfarrq jN, qx^ndirt worden sihd, sind entweder selb stsi8ndfg.’hind dann sind 
‘ ihre Gemeinden,'bei dem Mangel eines Vertrages oder efoer gesetzlichen Gestartft- 


heit, von Gesetze^ wegen nur verpflichtet, zu den Herstellungen bei ihren Chrätle- 
,geij,äuden zu concurriren (was auch In 1 deni Hofkänzleldecrete Vorfi 8. Jänner 
, 1841, Z, 198, als Grundsatz äusgespfodhen erscheint); oder sie sind redlgHCh 
.. gxpositjoreh (mit Priestern besetzt,’ die ad nntum amoviblWs'sind);' und darin 
[ sind! diese J fexpositiiren nur CaplänelgebSude, 1 welche tolt ; dem Pfärtftofie dttärt 
j. ein {Ganzes v äusmi|cheh, dass rille zur Pfarre gehörigen Gemeinden zh alle« Bei 
diesem Ganzen, also^farrhof- iind Cooheratörswohnungen', verfallenden BauTfth- 
. keilen zu concqrriren sich um' so mehr verpflichtet änsehen müssten, als wkMg¥hs 
die einen Gemeinden ‘unbilliger Weise mit einer doppelten Lakt beschwert' wtfr- 
,,.dep, Jlaben aber die' Gemeinden (In denen der Pfärrhof stfeht) nicht auth nkit 
. Rand- um) Zugarbeiten zu den Curatlegebäuden coücurrirt,' verpflichten siri steh 
nicht, es zu thun: so können sie nicht begehren, dass die Übrigen Gemeinden 
,ZU ; dem in der Mitte der obigen Gemeinden befindlichen Pfarrhofe cottCrifrtrtn 
. sollen; zu dieser Goncurrenz sind daher diese Gemeindeh ' unter den'Wgefllhrten 
. yor#ussetzungen.nicht ?u verhalten. ‘ ' ’ ‘ 

( Im^fuife d/es. Jahres 1834 ijiun aus dem Küstenlande eih J Fäll zur 'Ver¬ 
handlung, » dem es sich um die Bauconcurrenz von Gemeinden eltier ConÄie 

^ t! «Ü ridtvi 
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W; der Mmterpfgire derselben ir b«a4^ltew In dem Bereiche ,der Pfarre B. besteh 
Dämlich die Caplanei S., zu welcher mehrere £emeinden in seelsorglicher Be* 
Behang zugetheilt sind, von denen atich der Cpplap seine Sustentation bezieht. 
Blies Ordinariat sprach sich dahin,aus, dass,diese Caplaqei als eine von der Hut* 
teÄircbe B. abhängige Expositur anzusehen sei upd dej Exposit o^er Curatcaplan 
.Ut S. nach eaponischen Grundsätze*}, da. er, .auf die dortige Curaüe nicht installirt 
Wlfid, nicht als unabhängig betrachtet werden körine. )yit HofpAnzleidecret vop 
46 Juli 1834« Z. 16,466, wgrde erklärt, dass bej dem Umstandeals die zur Ca- 
jplgnei S. gehörigen Gemeinden dopt ihren, eigenen Seelsorger haben, von dem 
Oife pastorirt werden, s.o.wiejauch ihre eigene Kirche, und verpflichtet sind, bei 
den dortigen Pfarrbof* (Curgtie*) und KirchenbaulichkeUen die gesetzliche Zug.* 
Und Handrobot zu leisten, sie nicht auch zu anderen Kirchen* und Pfarrhofbau- 
hehkeiten mit einer Baucpncurrenz in’s Mitleid gezogen werden können, wodurch 
Ihnen eine in den Gesetzen nicht gegründete Last aufgebördet würde. — Die 
Ho'f* und Kammerprocuratur äqsserte sich, dass es nipbt erklärbar sei, wie eine 
Art von Abhängigkeit des einen, die pfarrlichen Pflichten im eigenen Namen er¬ 
füllenden Seelsorgers von einem anderen auf die Verpflichtungen der betreffenden 
Gemeinden Einfluss üben sollte’. 

Bei der Verhandlung Über diesen Pal/ batte man auch eine Entscheidung 
der Hofkanzlei, vom Jahre 1826 , Z, 23,357, ih Erwägung gezogen, welehe die 
Gemeinden B. und P. im Küstenlande betraf. Die Gemeinden gehörten zur Pfarre 
N. und jede derselben batte dine eigene Kirche, und'bloss über Ihr Ansuchen zu 
ihrer grösseren Bequemlichkeit einen eigeneh Von der Mutterpfarre dahin expo* 
nirten Caplan erhalten, der sonach ganz von dem jeweiligen Pfarrer in N. ab¬ 
hängig ist und bei dessen Abgang oder Erkrankung die Gemeinden von der Geist¬ 
lichkeit der pfarre N. pastorirt werden, daher sie auch kein Recht haben, auf 
die Wiederbesetzung der erledigten Caplanstelle und inzwischen auf die Anstel¬ 
lung eines Provisors zu dringen. Bei diesen Verhältnissen wurden J die Gemein* 
den ijt> und P. bei den Herstellungen der Cooperatbrswofinung der Pfarre N., zu 
der sie eigentlich gehören, concurrenzpflichtig erklärt Und zur Robotleistung' ver¬ 
halten. Ein Gleiches glaubte die Hofkanztei in dem besprochenen Falte vom 
Jahre 1834 nicht thun zu können, weil dieser mit den vom Jahre 1826 nicht 
identisch ist, indem der CUratie oder Localie S., die schob seit undenklichen Zei¬ 
ten besteht, ein eigener selbstständiger Pfarrsprengel zugewiesen ist, zu welchem 
sieben Gemeinden mit mehr als 1300 Seelen gehören, die* eiteig und allein von 
gern Curaten in S. pastorirt werden. ' 

Als entscheidend für das Nicbtvorhandensein der Verpflichtung, bei den 
,,Bauten der. Mutterkirche zu concurriren, wurde demnach der Umstand angesehen, 
dass zu S, ein systemisirjer Seelsorgsposten besteht, der im ErledigUngsfalle wie* 
der zu besetzen kömmt; .als irrelevant betrachtete man den Umstand, ob der 
Gpat vop ’s. von dem Pfarrer der Mutterkirche abhängig; upd ad rtutum alhovibel 
pei oder nifbt, Deshalb erkannte die Hofkanztei unter dem 16. November 1834, 
( 3 L 29,076, es sei t dgs VerhäUniss der Curatstation zu S. von dem Ordinariate so 
.bezeichnend dargeslellt worden, dass daraus die Enthebung der za dieser Station 
„gehörigen Gemeinden von der ihnen zugemutheten Conrurreiizlelstung sich ergebe, 
jndem aus,der Abhängigkeit,des Curaten in S. von dem Pfarrer in B. nicht' fofge, 
,4|ss, wenn in. der Person Rieses Curaten eine Aenderung"eintritt, diese Station 
■ .Dlicht,, sügjeichwieder besetzt werden müsse. 

; , Ein,.angerpr ^'atll, Haip. im Jahre 1837 zur Verhandlung. Zur Pfarre H. im 
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KQstenlande gehören 8 6emeinäe'h > actiöneH, die etneh eigenen Curated mifeloer 
Kirche zu P. haben, bei welcher sie alle Auslagen bestreiten. Es entstand die 
Frage, ob diese Gemeindefraetiohen zu den Kirchen* und Prarrhofbauten bei der 
Mutterpfarre eonrurrenzpflichtig seien T Die erwähnten Gemeindefrartionen bean¬ 
spruchten die Enthebung Von dieser Coneurreni mit Berufung auf die im Jahre 
1834 erfolgte Befreiung der Gemeinden der Curatie S. von dieser Verpflichtung. 
Die unter dem 21. Juli 1837, Z. 17,546, erflössene Entscheidung der Hofkanzlei 
lautete: »Nur nach allgemeinen Grundsätzen lässt sich behaupten, dass, da die 
Filialkirchen von den ReehtenderKirehe participiren, mit der sie vereinigt sind, 
die Filialisten an den Lasten derselben soweit mittragen sollen, als der bezögen« 
Vortheil betrögt. Diesem Grundsätze zufolge können sie zwar zü der Herstellung 
bei Pfarrgeböuden, nicht aber auch zu jenen bei dem GehÖude def Mutterklreheh 
verhalten werden, indem der Seelsorger gemeinschaftlich ist, hiebt so die Kirche. 
Da es sich im vorliegenden Falle um Beiträge zu dem Pfaffhofbaue bandelt, SO 
wären die Filialisten von P.. dazu zu verpflichten.« 

,.. V| , . ln. derselben Richtung entschied die Hofkanzlei mit dem an das kdsteh* 

ländische Gubernium ergangenen Decrete vom i7. Juni 1842, Z. 17,552.: »Da 
jlje Gemeinden T. C. und, C. anerkanntermassen von der Pfarre B. (hinsichtlich 
der Vornahme der Trauungen).abhängig sind, so sind sie nach den bestehenden 
Normen, ungeachtet sie eigene exponirte Caplüne haben, zur Herstellung der 
Pfarrwohnung in B. nach den in dem betreffenden Antbeile des Küstenlandes 
geltenden . ConcturenzvorschriDen mit den. Materialien, dann Hand* und Zugarbei* 
ten zu conpurriren verbunden; dagegen steheu sie mit den Cooperatoren in B. t 
von,denen sie keine Assistenzleistung in der Seelsorge erhalten, in keiner Be* 
.Ziehung und da.jede Gemeinde nur für ihre Seelsorger zu sorgen hat, so kön¬ 
nen obige Gemeinden auch nicht zur Concurrenzleistung für die Wohnung der 
erwähnten Cooperatoren verhalten werden.« 

Auch der Hoflrecurs der Gemeinde R. wegen Beitragsleistungen zu den 
Kirchenbauten in T. ist mit dem Hofkanzleideerete vom 18. Jänner 1838, Z. 122, 
> zurOekgewiesen worden. Die Gemeinde. R. besass wohl eine Kirche, in welcher 
ade Sonn* und Feiertage von der Pfarre T- aus der Gottesdienst excurrendo be¬ 
sorgt wur.de; allein die Gemeinde B. hatte keinen eigenen Seelsorger, sie war 
.somit zur Pfarre T. gehörig und .dabin eingepfarrt; sie konnte somit von der 
gesetzlichen,Verbindlichkeit nicht enthoben werden, gleich den Übrigen nach t. 
eingepfarrten Gemeinden bei Kirchen* und Pfarrhofbaulichkejten, die bei der 
P(arre T. vorfallen, zu coneurriren. Dagegen erklärte das Hofkanzleidecret vom 
8, Jänner 1841, Z. 198, dass, nachdem dargethan war, dafes die Curaten von 
St, A. und M. in Tyrol selbstständig sind, die fraglichen Gemeinden nicht zu d&> 
Pfarrbaulichkeiten der Pfarrkirche von B. in das Mitleid gezogen Werden können 
(es waren dem Pfarrer zu B. in Bezug auf die drei genannten Filialstätidnen 
einige Rechte Vorbehalten worden, doch keine pfärrtierrlitheü Jurisdictionsfeebtie, 
sondern bloss i e Ehrenvorzüge als eine dauernde Erinnerung an die frühere Abhängigkeit; 
. es bestand demnach kein Abbängigkeitsverbältniss in seelsorglicher Beziehung.) 

Diess vorausgesetzt wird sich die Entscheidung des Ministeriums für Cultos 
und Unterricht, vom 9, März 1860, Z. 14,585,. nicht iri allen Richtungen halten 
lassen; sie lautet: »Die Statthaltereientscheidung, mit AVelcher der Gemeinde C. 
die Concurrenzleistung zu den Bauherstellungen an def unter dem Patronate Ves 
, Studienfondes stehenden Pfarrkjrche in C. mit "Ausschluss der' FlHalgemelhilien 
auferlegt wurde,.wird in Hinblick auf die Hofkanzleierlässe Vom 4. Juli, 14. An- 
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fast and Id. November 1834, Z. 16,466, 20,496, 29J976, and vom 21. Juli 1857, 
Z. 17,546, wornach Filialgemeinden (soll wohl beisspn Pfarrgemeinden), welche 
weder einen eigenen Seelsorger noch «ine eigepe Kirche haben, gleich den 
eigentlichen Pfarrkindern der Matterkirche zu den Pfarr- und Kirehenbauten der¬ 
selben beizutragen haben, Filialgemeinden hingegen, welche zwar keinen eigenen 
Seelsorger, aber doch eine eigene Kirche, haben, nur zur Concurrenz bei den 
seelsorglichen Gebäuden der, Mutterkirebe, nicht aber, auch bei ihren Kirchenbau- 
berstellangen verpflichtet sind, Filialgemeinden endlich mit eigener Kirche und 
eigenem Seelsorger von jedem (? vgl. das voranstehende Hofkanzletdeeret vom 
47. Juni 1642, Z. 12,552.) Beiträge zu Pfarr- und, Kirchenbauten der Mutterpfarre 
durchaus befrett sein sollen, aufrecht erhalten.« ." 

, Beizufögen kömmt eine unter dem 47, Octoher. 1860, Z, 7802, erstattete 
Aeusserung des fürsterzbischöflicben Consistoriums von Prag. Wenn die Filialisten 
auch, eine eigene Kirche haben, so bleiben sie doch Pfarrgenosse» (parochiani, 
Concil. Trident. Sess. 21. de reform. cap. 7.) und werden so wenig von dem 
Rechte, die Mutterkirebe zu besuchen, ausgeschlossen, al$ sie sich der Pflicht, 
dem Gottesdienste zu gewissen Zeiten dort beizuwohuen, entsehiagen können. 
Sie machen nur freiwillig auf die Dauer ihres gestifteten Gottesdienstes keinen 
Gebrauch von der Mutterkirebe,. müssen aber jedenfalls zugelassen werden, ja 
wenn ihre Filialkirche oder die zum Gottesdienste daselbst bestimmte Stiftung zu 
Grunde geht, zum besuche der Mutterkirche ex officio angewiesen werden. 

Beisehaffung der kirchlichen Eiuriehtungsstficke und Geräthe. 

Mit dem Hofdecrete vom 7. November 1811 .wurde, gestattet, dass da, wo 
das Kircbeaveimögen zur Deckung der Kosten der nothwendigen Einrichtung 
siebt ausreicht, in so lange es anhält, in der Kirche oebst dem Opferstocke fbr 
die Arme», noch ein zweiter zur Bestreitung der Kirchenerfordernisse errichtet 
werde, 

Ans Anlass einer bei der Hofkanzlei,anhängiges Verhandlung batte dieselbe 
die sämmtlichen LaudessteUen der deutsch-slavischen Provinzen aufgefordert, zu 
berichten, aus welchen Fqnden die Kirchenpanmente für die Pfarrkirchen be- 
stritten werden. Aus den eingegaugenen Berichten ergab sich Folgendes: .< 

1. In Niederösterreich werden im Einklänge mit $. 7. des Baunorr 
maies vom Jahre 1805 die AnschaffUngskosteu für Kircbenparamente aus der 
betreffenden Kirehencasse, und wenn diese nicht ausreicht, von dem Patrone be- 
stritten. 

2. ln Oberösterreich ist bei Jenen Kirchen, deren eigenes Vermöge»; 

zur Bedeckung der Auslagen nicht aaslangt, der Kirchenpatron verpflichtet, die 
Anschaffung der Kirchenparamente zu bestreiten, und zwar gemäss der Hofktnt- 
^Verordnungen vom 23. September 1813, Z. 15,080, und 11. April 1822, Z. 9390, 
welche ausdrücklich bestimmen, dass die Bestreitung derjenigen Auslagen der 
Kirche”, welche aus dem eigenen Vermögen nicht bedeckt werden können, dem 
Patrone zuzuweisen sei, wie dies» schon aus der Natur des Patronatsrechtes und 
aus. den allgemeinen Rechten und Verbindlichkeiten der Patrone folge. > , 

3. In Salzburg hingegen wird die Auslage für die Anschaffung von < 
Kinrbenparamenten, wenn die Mittel des eigenen Kircbenvermögens nicht zeret* 
eben* aus den entbehrlichen Ueberschüssen der Nebenstiftungen bestritten, and 
wenn di» Mutterkirebe oder ihre Filialen und Nebenstiftungen diese Auslagen) zu > 
bestreiten nicht vermögen, so werden hiezu auch, jedoch mit jedesmaliger Zu> 
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Stimmung des füfsterzbiseliöüfchen Consistorlunts, die Fönde der tu Miesen Kh- 
eben gehörigen Bruderschaften In’s Mitleid gezogen. Für diese Uebung, nach 
weither zur Bestreitung der Kirchenbedürfnisse von Seite des Patrons ein Bei- 
friag nicht geleistet wird, besteht zwar keine bestimmte Vorschrift; allein die 1» 
dem Herzogtbame Salzburg "voll jeher beobachtete gegenseitige Unterstützung der 
Mutterkirchen und ihrer Filialen wird durfch den eanonischen Verband derselbe» 
begründet, und es ist bisher diese wechselseitige Unterstötzungsverbindltehkeif 
eben so wenig, wie die Verpflichtung einer Kirche zur Bestreitung ihrer eigene» 
Auslagen ln Zwölfei gezogen Worden. 

4. Ita Steiermark werden die’ Kosten für Anschaffung der Käthen- 
paramente ganz so wie die Auslagen für'die übrigen Klrehenerfordemisse, wenn 
flicht freiwillige- Bditröge dazu vor! den Pfarrklndem oder von besonderen Wohl- 
tbfitern geleistet werden, aus dem disponiblen Kirchenvermögen, und in soweit 
dieses hiebt hinreicht, vom Patrone bestritten. ' Diess ist hi der dortigen Provinz« 
Schon seit jeher allgemein üblich, ohne dass eine besondere Vorschrift darüber 
bekannt Wäre. Der Patron ist im Allgemeinen verpflichtet, in soweit die Aus¬ 
lagen auf dte jfihrliehen Kirchenerfordernisse ans dem Einkommen der Pfarrkir¬ 
chen mit Inbegriff freiwilliger Beitröge nicht gedeckt werden können, den Abgang 
der KirehtticÄsseh zü decken. Diese Verpflichtung ist unbestritten anerkannt 
und es wird sich hiernach allgemein benommen. 

5. In Böhmen trügen die Kosten für Beischaffung der Kirehenparamente' 

a) das Kirchenvermögen überhaupt, b) das für Kirehenparamente ausschliesslich 
bestimmte Stiftungsvermögen insbesondere, c) der Kirchenpatron, d) Kirchen- 
wdbltRlfer und in gewissen Filiert e) derReligionsfond. Die Verpflichtung des 
Klfchenverlnögens zur Bestreitung der Beischafftang von Kirebenger&tfasehaften 
liegt in der riStürilchen Bestimmung dieses Vermögens, das nftmlich nicht nur 
zur Unterhaltung des KirchengebSudes, sondern wesentlich auch zur anständigen 
und erbaulichen Abhaltung des Gottesdienstes verwendet werden soll. Langt das* 
Vermögen oder eigentlich die Cassebaarschaft der Kirche zur Anschaffung der 
nötbigen Paramente nicht'abs, so wird die Unterstützung nach Zulass des Hof- 
deeretes vom 28. October 1791, Zi 8150, von der Filialkirche angesproehen. Ist 
auch diese Unvermögend und-bestehen auf dem Dominium mehrere Kirchen des¬ 
selben Patronates, so wird das Coneretatvemiögen dieser Kirchen, jedoch nur 
vorschussweise in Anspruch genommen. Erst dann, wenn der Abgang des eige¬ 
nen Kirchenvermögens weder aus dem Filiai- noch aus dem Cencretal-Kireben- 
vermögen gedeckt werden kann, tritt wie bei den Kirchenbaulichkeiten die Ver¬ 
pflichtung für den Patron ein, das Abgängige zu ersetzen. Besteht ein Stiftungs- 
Vermögen für Kirehenparamente, so wird dasselbe dem stffterischen Wfllen 
gemäss hiezu verwendet; ist dasselbe nicht zureichend, so tritt das obige Ver¬ 
fahren ein. Bei neü errichteten Curatien hat, wenn nicht andere Vorkehrungen 
getroffen sind, der Religionsfond gemäss Hofdecret vom 9. Jänner 178» die- Kosten «» 
der Paramente und Kirchenerfordernisse so lange zn bestreiten, bis die Kirche < 
zu einem solchen Vermögen gelangt, dass sie «diesen Aufwand selbst übernehmen« 
kann. Dieses Verfahren wird in der Kegel auch bei den Filiai- and Loehlie- • 
kireben beobachtet; nur bei Filialkirchen, die unvermögend sind, und über die 
Niemand »das Patronatsrecht ausüben will, werden die Kosten zar Anschaffung 
der Kirchengerätbe nach der Bestimmung des Höfdecvetes vom 20. Mai 1880, ■ 
1. 14,841, Jenen zugewiesen, denen« nn der ErhaKang der Flfialklt'bben ge-~ 
legeh tot,;« .. •; i -.d u •«.«.;/ ..-..ft ,,i 





, 6 , In Mährej^.und Schlesien pflegt die Anschaffung der Kirchenpara- 
mente, sowohl bei ,den landesfürstlichen als auch Privatpatronatspfarreti \ wenn 
keine hesoiidern Stiftungs- oder Wohlthätigkeitsbeiträge zu Gebote stehen, aus' 
dem vorhandenen Kirchenvermögen und in Ermanglung dessen von dem betreffen-' 
den Kirchenpatrpne bestritten zjii werden. Besondere Normen hierüber sind auch“ 
iq dieser Provinz nicht erflossen ; sie liegen aber nach der Meinung des Guberniüms 
in den. allgemeinen Directiven. über die Verpflichtungen der Patrone, fflr ihre' 
Kirchen bei dem Abgänge des Kirchenvermögens zu sorgen lind in dem Baucon- ; 
currenznormate vom Jahre 1797, nach welchem vor Verwendung des Kircbenver-" 
mögens zu Patronatsbaulichkeiten die. currenten Kirchenbedürfnisse‘ bedeckt sein* 
messen,'.' ■' V , '! ■' ' 

7. Für Galizien wurde in der Hofkanzleiverordnung vom 18. November' 
1797,.Z. 35,952, der Grundsatz ausgesprochen, dass die Pfarrer, besonders di# 
gj# dorrten, zur Beischafflmg der nach und nach unbrauchbar werdenden Kir - 1 
c|jenpar*mente aps Eigenem verpflichtet sind. Als aber die Cöncurrehzleistung Zu 
kirchlichen Baulichkeiten jn Folge Allerhöchster Entschliessung voi^ 13. December ' 
1811 geregelt wurde, erklärte die Hofkanzlei unter dem 7. November 1816 . ' IC 
20,244, dem galizischen Gubernium: »Das Kreisschreiben vom 17. Jänner 1812 
hat lediglich die Kir che n bauli chkeiteb , keineswdgsf' aber' die Abschaffung 
der'Einri'chtungsstücke der Kirche "zdm Gegenstände, Welche zu dem elgehl 1 '’ 
liehen Kircüenbau nicht gerechnet werden könnenes können daher 1 die Dorhlnien 
zur Bestreitung der diessftitiigeri Kosten (für Orgelbau, Beicht- und" BetslttMe/‘ 
Kanzel, Altäre^ Glocken, Paucken, Verschönerungen, abgesehen von den zum' got-' 
tesdienstlichen Gebrauche erforderlichen Apparamenten) nicht verhalten werden.« 
Das Gubernium machte bei der Kundmachüng'dieses HofkanzMdecretes (13. De- 
cemher 1816, Z. 56,119) jlie Bemerkung, ddss“'die “ermähnten, hiernach der 
handlung nach den Baucoricurrenz-pründsätzen PhiteOgerfenEihrtChtmhrs&Yürfce bWsis' 
von dem Kirchenpatrone beizusehaffen seiend 1 11 J ‘ : ' * 711 ’"‘ s l1, ‘* M 7 ! " ,ri ' 

*«• - . . . * •< . :••! . ■ . \ u ■■ •, . .» iS ■ 1 ; 

Allein hievon hatte es das Abkommen; denn unter dem 20. December 1831, 
^öffnete,4ie.;fi0l^anÄlei dem .gajizischep Gubernium:. kleine ^ajestät 
hal^piinit AllerhöchsterEjutschli^ung vpm A 2f .^’o.yeJhberpn^uordnen gejjtht,^ 
d*$ die. (Ocge)u,, tyeii;ht- un^Bje^tühIe,,Kanzieln } Altäre j' Gloc^n ph^ die} ,$ 5 ^ 
chhfieinrichtungen (abgesehen ,ycw} den_zijip .Gottesdienste gehörigeh Pazainentjep)^ 
sp lange als die Norm vom \1- Jtoper 18J|2 gütig bestehen wird, den Kirqhen-^ 
bauKehkeiien.U) .Absicht auf. dif Frage, \yer die Kosten derselben zu bestyeitep 
hfbCv. gleich M bjsttehr, eigentlich, unter , di^ Kjrchenbaulichkejteu aufzunehmen 
seren,..,i£ bat daher von dem i^term : 7., November, 1,816,, Z. 20,299,, di^ssfaiW 
angemrdnetep Unterschiede abzukohnphih* Dag Gubernium. )\at .diese Yorschjitt, 
mitdem Beisätze, bekannt, gemacht, dass,die in der Allerhöchsten Entschließung, 
apzgepopyueuen Paramente der betreffende Kirchenpatrpn ahzuschaffen jtabe., 
.Hiernach wird sich,in Galizien benommen» und es ..werden dort die. jjUjr- f 
ehenparamente; svo, solchp nicht durch .freiwillige Saipnilupgen der Gemeinden .ßder, 
durch Gepphenke Und Stiftungen.erzielt werden, apf Kosten dep Patrpns,.ange- 
schfflTt;, . dagegen .wi^d die Auslage, für die prhajtu#g der Paramente vermöge def^ 
Diteftiyep .über die Aufnahme der, Pfrüudeninveutariep dem jeweiligen Pftündner, 
zur,,tgft gelegt, .vwtlcheii} oof, Kjrchenmislpgeu mit Inbegriff der yerbindtichk^lt 
jäbClizb SO,fl, von dem Pfrünflepemkpminen zu.gfffcn gerechnet werden, , Hi> 
.i'j!« In.Mx Bukowina wird anf, dem Grunde derselben iBestlmmnngeb |pf ( 

. .! .:J a ,.L sb . 5 ,h / 
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S. ln Ulirien sind bezüglich der Beischaflbng der Paramente keine spe- 
eieUen Verordnungen bekannt. An den meisten Pfarrkirchen werden die Para« 
malte von einzelnen Wohlthätern oder nach geschehener Aufforderung von Seite 
der Kirehenvorstehung durch freiwillige Beiträge der Pfarrgemeinden beigeschafft. 
Wo aber dieses der Fall nicht ist und die Kirche eine hinlängliche Cassebaarscbaft 
oder sonst ein disponibles Vermögen besitzt, da wird dieses dazu verwendet Nur 
in jenen Fällen, wo aueb wegen Vermögenslosigkeit der Kireben die Paramente 
ans den Mitteln derselben nicht beigebraebt werden können, wird der betreffende 
Patron um den erforderlichen Beitrag gebeten, welcher, soferne die Kirche unter 
dem öffentlichen Patronate steht, mit Hinblick anf das Hofdecret vom 9. Jänner 
1789 bisher anstandslos aus dem Religionsfonde angewiesen wurde. Dieses Hof« 
deeret, welches in Böhmen unter dem 21. Jänner 1789 kundgemaebt wnrde, ver¬ 
langt, dass es bei jenen Kireben, welche ihre BedQrfhisse selbst zu bestreiten im 
Stande sind, von dem diessfäUigen Beitrage, den sie etwa aus dem Religionsfonde 
erhalten, abzukommen habe. Man folgerte daraus, dass bei den Kirchen, die kein 
ausreichendes Vermögen haben, diesen Fond zu den in Rede stehenden Auslagen 
berufen sei. 

9. Im Küstenlande wird zunächst, das Kircbenvermögen zur Beiscfaaff« 
nng der nöthigen Paramente ins Mitleid gezogen. Bei Pfarren, die neo errichtet 
und mit keinem oder zu geringem Vermögen versehen sind, wurden bei verschie¬ 
denen Gelegenheiten Pauschalien aus dem Religionsfonde, aber nur provisorisch 
and bis zur Zeit bewilliget, als die betreffende Kirche zu Vermögen kommen sollte. 
Dessgleichen wurden aus dem Brudersehaftsfond dann und wann Beiträge zu dem 
obigen Zwecke bewilliget. Wenn weder ein hinreichendes Kircheneinkommen vor¬ 
handen ist, noeh der Religions« oder Brudersehaftsfond aushilft, beschränkt man 
sich lediglich auf milde Beiträge und Coüecten bei den Pfarrkindern, welche je¬ 
doch nur ein geringes Ergebniss liefern. Das Gubernium wollte zu 6unsten der 
armen Kirchen das vorhin bezogene Hofdecret vom 9. Jänner 1789 geltend 
machen,.' 

10. In Tirol und Vorarlberg besteht aber die Bestreitung der Anschof« 
fhngskosten von Kirebenparamenten kein bestimmtes Gesetz; dieselben werden 
als streng kirchliche Auslagen aos den eurrenten Renten und Ersparnissen des 
hiezn der Natur der Saehe gemäss zanächst berufenen Kircbenvermögens bestrit¬ 
ten, in soweit solches zureicht. In soferne keine RentenQberschttsse vorhanden 
sind, wie diess bei den meisten Kirchen in Vorarlberg und bei mehreren in Nord- 
tirol der Fall ist, werden in analoger Anwendung des bezüglich der Concnrrenz 
zu Kirebenbauten erflossenen Hofkanzleidecretes vom 15. November 1800, Z. 
12,873, die Filialkirebeh in Anspruch genommen, oder, in soferne auch diese keine 
(Jeberscbüsse besitzen, die fraglichen Auslagen von Woblthätern oder mittelst 
Sammlung freiwilliger Beiträge oder endlich von den bezUgtieben Pfarrgemeinden 
bestritten, ohne einen Patron in Anspruch zu nehmen (vergleiche jedoch das wei¬ 
ter unten angeführte Hofkammerd ecret vom 10. Jänner 1805, Z. 610). 

bn Jahre 1842 hatte die allgemeine Hofkammer den Wanseh gebossen, 
dass über die Frage, ob die Kircbenpatrone in Tirol und Vorarlberg auch zur 
Beischaffung der inneren Einrichtungsstücke zu coneurriren haben, die Allerhöchste 
Ehtsehliesung eingeholt werde. Diese ist nach hierwegen gepflogener Verhand¬ 
lung unter dem 30. Juli 1842 erflosken, mit dem Hofkanzleideerete vom 5. Augost 
1842, Z. 24,277, dem Tiroler Gubernium kundgemaebt worden und tautet: sich 
linde Vieh durch diese Verhandlung nicht bestimmt, dne Versthrift&ber diwVwr« 
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pfliebthng des Patrons zur Anschaffung der Ktetbepeuuiebtunf za erlassen.. 
Es bat in dieser Beziehung bei der bisherigen Hebung zu verbleiben. Uebrigens 
ist es Meta Wille, dass auch in den Fällen, in denen das Patronatsrecbt dem Staate, 
od«r einem öffentlichen Fonde zusteht, sieb nach demjenigen, was dieser Hebung 
entspricht, benommen werde. Diese Meine Entschliessnng ist der allgemeinen Hof-, 
Ummer zur Daraachaebtong nützutkeilen.« 

Ans dem Voranstebedden zeigt es sieb, dass zwar kein eigenes Gesetz vor¬ 
handen sei, welches die ans der Natur des Patronates bergeleitete Verpflichtung 
jedes einzelnen Kirebenpatrons zur Bestreitung der durch keine anderen Zuflüsse 
bedeckten Kosten für Kircbenparamente sanctionkte, dass jedoch in den verschie¬ 
denen Provinzen dureb fortgesetzte Hebung sich eine feststehende Norm flir vor- 
kommende FiUe gebildet habe, nach weleber eine subsidiarische Verpflichtung des 
Patrons im KQstenlande, Tirol und Salzburg nicht besteht, dagegen in Niedert- 
sterreicb, Steierujark.Mähren, Scblesien, Galizien und im Lande ob der Enns, wenn 
keta besonderes Stiftungsvermögen, keine milden Beitrige oder ein Kirehenver- 
mftgen zu diesem Zwecke verwendet werden kann, der Patron die. Paramente oder 
wenigstens das Abgängige aus Eigenem bestreiten muss. 

In Ansehung dessen batte die allgemeine Hofkammer unter dem 5. Sep¬ 
tember 1845, Z. 23,398, an die niedertsterreiehisehe und ob der Ennssehe Re¬ 
gierung, dann an die Gubernien zu Grate, Prag, Brflnn, Laibach und Lemberg 
die nachstehende Deeret erlassen: »Es ist die bestehende Hebung wahrgenommen 
worden, zur Bestreitung von Analogen für Kirchenparamente bei Pfarrkirchen lan- 
desfQrstlieben Patronates den Staatsschatz aus dem vermeintlichen Titel einer ihm 
diessfalis vermöge der Patronatseigensebaft subsidiarisch obliegenden Beitragspflieht 
mittelst Anweisung von Geldbeträgen in Anspruch zu nehmen. Da jedoch eine 
Verpflichtung solcher Art weder aus dem Gesetze, noeh ans der Natur, des Patro- 
natsverhihnisses hergeleitet werden kann (weleber Grundsatz ta Mitten bereits, 
anerkannt Ist), so hat es von dem oben erwlhnten Verfahren für die Zukunft ab¬ 
zukommen. Dabei bleibt es jedoch unbenommen, ta einzelnen r&cksichtswQrdigen 
Föten ausnahmsweise wegen Zugestehong freiwilliger Patronatsbeitrlge fite Kir- 
cbenparamente unter gehlteiger Nachweisung der motivirenden Sacbverhütniase 
und mit Beachtung 1 der zunächst zu derlei Auslagen berufenen Subsidiarquelten, 
bei der allgemeinen Hofkamroer einzusebreiten, welche sieb für jeden Fall sol¬ 
cher Art die Entscheidung selbst Vorbehalten bat.« • 

Die Hofkanzlei erstattete Herwegen den allernnterlbtnigsten Vortrag vom 8. 
Febrear l846, Z. 978, über welchen unter dem II. Juli 1844 folgende allerhöchste 
EntschHessnng herablangte: »Meine bezüglich der Kirebeneinrichtungen unter 
dom SO. Juli 1842 erlossene, nicht bioss auf Tirol beschränkte Entschliessung Jtali 
auch bezüglich 1 der Kireh enge rät he zu gelten. Diese Meine Entschliessung 
ist der allgemeinen Hofkammer zur Beseitigung einer dieser Meiner Gesinnung 
nicht zusagenden Deutung ihrer Verordnung vom 5. September 1848 und ange¬ 
messenen Anwendung mitzutbellen.« Hiernach ist den Linderstellen von Nie¬ 
der- und Oberüsterreich, Steiermark, Tirol, Böhmen, Möhren und Schlesien, Gali¬ 
zien, Wirten und dem Kttstenlande, mit dem Hofkanzleidecrete vom 18. Juli 1846, 

2. 28,720, eröffnet worden: »Seine k. k. Majest&t haben aus Anlass der bezüglich 
Tirols vorgekommen Frage, ob der Patron zur Beischaffung der Kirchenein* 
riehtung verbunden sei, mit der hierauf erfolgten Allerhöchsten Entsehliessong 
vom 40. Juli 1842 aaszuspreeben geruht. Allerhöchst dieselben finden sich durch 
Ate 1 WeaöHttg$. Veshaadtung mete hcMmmt, eine Vonahriflt über dieVerpßicpmv / 
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des Patrtoh^zufArtSfcfiaffhng der infetten dtertafetangen .*neri»»s@n, S& lud?«, is u 
dieser Beziehung- bei dhr ; bisherigen Hebung zu verbleiben Uebsig«o&. se^gs-, tfegj 
Allerhöchste Wüte Seiner Majestät, dass auch in den Fällen, in deneoydas^PaiJjtfc.. 
natkrecht dem Staate oder einem MfentfiebeaFände znsteht, sieh naetdeinfeajgett, 
was dieser Uebuhg entspricht, benommen werde, lieber die wehere zur Sprache., 
gekommene Frage, wegen der Verpfliebtnng des Patrons zur fieaphaffhng der iür- . 
chenparamente haben Seine Majestät mit AlterhöohsterFntseblfettung vom Jl. Juli 
1946 za bestimmen gernbt, dass dte bezüglich der» Kiecbeseinricblungeo ,^un|gr. 
defn 30. Joli 1842 erlassene 1 , nicht bloss anf Tirel bt^cbrftsiUe Ailorthh^e» Eut.- 
Schliessung ancb bezüglich" der KfrchengarfiAe zügelten habe,# ■> -* in •... 

Bedeckungdes Abgänge« .an.den.cur.r^Aen„ 

- *- Kirchft»erf/9td,pjrn|sg^i». : ^ 

Mit dem Hofkammerdecreth vom i6. JSimer 4809, 2/Gl0,«wartieitt®roter 
Gubernium bedeutet worden, daSs die Gemeinde St, mit ihrem GesueheumUeb*r-J 
koramung einiger Kitchenparamente statt jenen, welche ihrer Pfarrkirche^gesalbt: 
waren, vorerst an den Pfarrpatron, derselbe sei ein Privater oder das Gametal*' 
dominium,- hätte' Verwiesen werden sotten, - da es immer die, Pflicht eines. jeden 
Pfdrirpathms ist,' seine Patronatekirche mit. den. nfltbigen 4ürcbenpara|iepteu zu 
versehen. Wenn daher die Pfarre der Frag« unter dem Patronate!, des. CaweraK 
Dbmttiii steht, folgbeh landesfürstüch ist, so sei da&. Kreisamt auzuweistyfc, sieb 
vdn dem Befund der Sache zu überzeugen und «inveiständikb mit demfinn* 
sistorium vorzuschlagen, ob und welche Paramente die KJrehe bedarf. wslchevüur;, 
sodann zn verschaffen sein werden. . .. 

Das Gubernium nahm Anstand, dieses Deeret kundzuinartum,. weil dadurch 
den Patronen eine grosse Last aoferiegt und dasselbe den Gemeinden zum 
dienen 'werde, ihre Beitrüge für Kirchener£orderniss&<zucücfczabalten und die fifefc- 
schaffung derselben anf den Patron zu wälzen, während sie bisher mit. eineufc 
freiwilligen Patronatsbeitrag sich begnügtem Qesshalb glaubte das Gubernium,^ 
die erwähnte Hofkammerverordnung nur dahin verstehen zu sollen, dass., es &?*•> 
laubt sei, in erwiesenen NothflWlen den Kirchen des lantteafttrsBioben und Rehgionftr- 
fondspatronates mit massigen Beiträgen zu Hilfe zu kommen.. Hierauf wurde dem . 
Throfer Gubernium mit dem Hofdecrete vom 24. April 1805,-Z. -5*177, erw federtet 
»Die Verbindlichkeit der Pfarrpatrane, ihre Patronatskirche ;»h:den nbthigen fign 
fordemisseii zu versehen, beruht auf derVoraussetzung v dass., dasp Kirchen ver¬ 
mögen dazu nicht zureiche ilnd dass:die Kirehenerfordernisse nicht auf eine: andor&l 
hier oder dort üMiobe Art herbeigeschafft werden. Das Gubernium ist daher gamt? 
rCitht daran, da selbes, das* Hofkammerdecret vom 10,. Jänner .1805 nur dnh iaA 
versteht, dass in erwiesenen. NothfüUen den! lajidesfürsthahm. und Reiigkmsfontter« 
Patronatskireben Von Seite des Pfarrpatrenates mit mässigen Beiträgen .zu Hilfe, 
gekommen werden dürfe.« i 

' Später wurdeder oh der tEims’schdh Regierung! auf dte ,Anfrage, wer die» 
Bestreitung der Auslagendeff Kirche, welche aas. dem^eigeaen Kmchenvenaögon» 
niffff gedeckt Werdern könne», obliege, and über, den Antrag! zwei Dritthetteffiesaf* 
Auslagen den Gemeinden, dann ein Drittel zur Hälft» demPatronond zur.tiätftev 
der Grandobrigkeft zuzuwfeisea, mit dem Hofkanzlektecrete - vom 23. Septemberi 
1818, Z,' 15,060, Nachstehendes bedeutet: »ObsCbon kern eig ettes, Gesetz besteht,i 
wbithbsnöie Bestreitungderjenigen Aaslagen der Kirche} .weich* aus ident et genas / 
VsrmagettiBtehsbedeett ffesöenWancn,, da* Paffons.iugimae^ s»<ft>Jg|idkh» 8 dh<m 0 
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ms tint Matur- des »etS den «Bgememen Jü»hl«i a»d V^StrfÜcü- 

fedten dar P«urone, D#fam istt':^0^Piatone die Bberadliaitfet über Ä* ©*&sruB$ 
de« 5Ur«jtevisR#i<)i» }änd der JürdBenwcftnuage» »«g®^e«4e» ;s 

«irt h*t der Patron» wetM* rfir ^je&Krieg, Feaersbrnnsi, WasKtufgösse oder de»?» 
glefefien ««vortNasgesefceoe tSftg 1* Amafb geratb, Ansprache auf «»tersiSi*ati« 
wafdero entbehrlichen Kfocbeimrothgen. Io diesem Sinne wurde sfcb stels be- 
natnroenj sn wnrde' i, B-v als iro Jahre 1786 den öesstter» «ad Ssfcuiiueisier» 
M. und (JrtJftdegebftbew «id de» Kirdk'tiv«»' 

rofigerj ingfütaßd^ft wunl'e, tugSetefe verordn«, dass dort, wo Asdn xaMcbeodes 
KiwheftVfriitt&ge» whandeii wtywm Aen Patronen di« E«KialfaligffiaKr iek^C6’ 
»tTdera /ttuss. yefarigens wird bemerkt, dass e» de» PatroBtc f!r*i«iefee, dursb 
gkssköt {»t die Ketotbraag des ütreSbenrerrsögeae roägbehe SaiMwage» »d- be¬ 
wirke» oitß Miari aui »rtheiwutg denselfeeu an die Hami xn geben , worin sie 
&e JtcgtaKftaf n«rb ZtHSssigkejt tu »nwrstfttwai dar« Asch mit. de» an die ob 
der &wjs‘*ehe Regierung masseae» Hööfeeret*: «om Jl.Apwt t&fSyZ. ädfiO, ei- 
körte die {tetkmutek 4m Antra# 4e» iteg«Tang, «e*8 die jdferiiebett Ab^lnge bei 
Mirefew, in eufmie sie mtht M» 4m* eKFre»**»^ bedeckt werdes 

können. tfeai Ptntooe mrsjweiseo »*iea, sei am so webr kt d« Ordnung, .•>#• 
selbst bai : vorkea»a*«tden ftauileftfeeliea des Stamm vermöge» dam 

and 1» sofern« «tigegrrffen werden daef, als die • jgr.:Mirtf»e 

durch ihre Etokdrifts bedeckt bleiben. Hieniaeh wunle 4tg8ri3e*b»« ermlewigi, 
die Forderung euws LeßaeUm an die Kirche 211 Ä. als. 

dem Pnirim« der Kirche, benahUge» zu lassen. 

h> g)pi«li«r Rkhimjg erging das tfbffcanzleidecm von» 14. AMI 1840, Z. 
«n r f kümenötldisehe eubernidm: »Erwaebseri die Auslagen «r Ehret! eBbe- 
ddrfdisse 2 « einem sokbeo Befrage, das* »le aus dem eigen«» MirebenvepirÄgwr 
oder eigentlich ms dert currenten Einkftttften desselben niefti • «PMifer ■gj«iNHpe»_w«r* i 
den fcöjKHen, m bat der Patron, es mag dieses eine Privatnemm oder ei» SffetH- 
lieber tdM seid, d«i Abgang a» leisten. Es tet dieses ein* FerbSwilielaiett, wefcb* 
sfeb asss der Kai»? des Patrohaisreehles und rwgleieh daran* ergtfct, da* dem 
Patrone dl* -ddteramsiebt ftber «Ke Vertyattnng des kteiimtvermag«» outf die Wür» 
digHtJg der Kittbettreeltnuiigert Kugesiafiden iss.« yiffpj 

Stach döstet» ttrumtsiuef) hat man atiob die Entlohnung öer Of f «niste» , 
Öe«s»er wsd KiftrtneF behandelt. 8* wurde «ui! dem thniÄtvfiaieMasse vom 
18. Navemlior {M4, :Z, «185^ der LartdesregierAng in BiMjofen. Pdlgendes eefttr^x 
net: *«ei pfbf»wfttti»n ist. wie diess sefton m dem SrterottigHt Ertss« <tm itr 
Jfinner tME, E. E71, «ngeordnw» wwdpi die EnttiKJHUng .«». sie» firggafeten«, Mes^ 
ner* und «i&rkaerdienM, wo dia«eH>e tjdi mm W«»stlelatüdg«i in beioei« eutebre■ 
ebenden VeeirSUniwo swhh »ns degt Ktrehsrnverwögen oder Wn Ainsaftge ebtev 
selche» vw\ öfsr Klwhengememde nnd dem Patron angemewseft 2u rehftie«, o«n • 
ist dawtr ebhfitieden H|W.nwirlien. w«d» • dw .#.A)iilWKwil.: hä*1»t' »tVufcti «r-1« An«o, t 
idr Restmimic aneb dies« hieftsfe j>eliri|p pi i>iiroiife^lw.- fdi -Idnvvyuhldmrw mii' 
der» Onfirtsriateo >.Jisrag«ieit tniid^idi: bami- tißt<-r r 

d#is jrfnhsieiltswerlben iinngdnd«o mm Eeligiönstötid glewh jedem andern 
Ki«bwt|»arioiii' i» Awjirucn w-eederi. • •■'--■ > ' ■• *wr f*<- 

rijgiichr: Antra# sännm der .iftdhwVwl>#Mid%4ii%^;^di^i)ii <a0 iiierot’figer'< Kot- - : 
stdn?lrt«)g voraulegeu .veio w»r«.t.e «»ernaefe srtid ' aueb Pv»vts»,r?vn und f.t'Räfi}-- 
gaben atji dcni »«igtnnsfdtide für flndfiinrAaerswlUWerttfeWtlilg« wafdett : 

Bnth bat"das Fio#tWt»iuiäit*f»jin wit &)«**• trm U. Jbmr 18# , %* *6,887: • 
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der ntedc töstcnrcicfaicchen Statthaftere! zur Verminderung der Inampniefaoainne 
des Cameralfondes, wegenBedeckung der Cassaabginge bei. lande«fürstlichen 
Kirchen bekannt gegeben, dass mit Rücksicht anf die in Böhmen, Oberösterreich 
and im Küstenlande für die Kirebenerfordemiase bestehenden Bemessungen nur 
ein (Im DetaH bezeichnet«) Maximum des Verbrauches gestattet werden kaim 
and dass für Jede Uebersebreitung dieser. Maximaibetrfige der Csmeralfood Na* 
mens des Patrons nicht in Anspruch genommen werden darf, wenn dieselbe nicht 
durch den nacbgewicsenen Eintritt von ausserordentlichen Füllen oder durch die 
für den Mehraufwand eingegangenen eigenen Bedeckungen gerechtfertigt werden 
kann; ferner, dass für die Bedeckung des Aufwandes auf Kirchenmusik ker» 
nem Ansprüche an den Cameralfond in Zukunft werde Folge gegeben werden, 
indem derlei Auslagen bei Kirchen, welche nicht selbst die Mittel zur Deckung 
ihrer currenten Erfordernisse besitzen, nicht gerechtfertigterscheinen. Nicht minder 
ist sich gegen alle solche Abgänge zu verwahren, welche aus der voiistAudigeu 
Uebernabme von Auslagen auf die Kirehenkasse hervorgehen, für deren Bestrei¬ 
tung nach den bestehenden Vorschriften die Bauconeurrenz einzutreten bitte. 
Endlich ist von Seite des Finanzministeriums wiederholt zur Geitang gebracht 
worden, dam die Bedeckung der jihriieben Kirehenabginge nur im Hinblicke auf 
die documentirte Jahresrechnung und auf das für die ordentlichen unumgänglich 
notbwendigen Bedürfnisse unbedeckte Erforderniss flüssig gemacht werden könne. 

Eigenthümliebe Veriiiltnisse Anden sich in dieser Beziehung in Galizien. 
Dort war es seither Abüch, dass den Pfarrern bestimmte Jabresbeitrlge zftge- 
standen wurden, die sie fflr die Bestreitung der Kirchenbedürfnisse zu verausga¬ 
ben hatten. Man betrachtete diese Bettrige als eine Last des Pfründeneinkom¬ 
mens, wesshalb der Reügionsfsnd, zur Ergtosung dieses Einkommens in Anspruch 
genommen wurde, wenn dasselbe wegen der Auslagen für Kircbenbedürfnissedie 
gesetzliche Höhe nicht erreichte. Aus Anlass eines besonderen den Anspruch auf 
eine Congruaerglnzung betreffenden Falles hat hierwegen das Ministerium fflr 
Onftns und Unterricht mit dem Erlasse vom 22. December 1860, Z. 18,41«, dar 
galizischen Statthalterei bedeutet, dass bei Ausmittlung von Dotationen, Gehalten, 
Coagroaergftnzongen und Unterstützungen gaüzischer Carsten mit Rückblick auf 
die hierwegen bestehenden Vorschriften folgende GrnndsXtze massgebend seien: 
»ln der Voraussetzung, dass das Pfründen- von dem Kirchenvermögen ausge- 
sshieden ist, kann dem kirchlichen Pflrfindner nicht zugemntbet werden, dass, 
er: aus dem für semen Unterhalt bestimmt gewidmeten Pfründeneinkommen 
die für die Kirchenbedflrftiisse erforderlichen Auslagen bestreite. Die Bedeckung 
dieser Auslagen liegt Jenen ob, welche gesetzlich verpflichtet sind, bei Unzulänglich¬ 
keit des Kirchenvermögens das Mangelnde beizuateuern. Es darf wohl in der Regel 
angenommen werden, dass die Pfarrgemelnden, wenn ihnen die würdevolle Ver¬ 
richtung des Gottesdienstes am Herzen liegt, sieb bereit zeigen werden, die diess- 
flütgen Abgänge des Klrehenvennögens zu vertreten, zumal die zu ergänzenden 
Pauschalbeträge (M Gulden SO Kreuzer österreichische Wibrung hei Kir¬ 
chen des lateinischen, 34 Gulden 10 Kreuzer österreichischer WAbrung bei 
Kirchen des griechischen Ritas) nicht von der Höbe sind, dass die Parochianen 
die Leistung derselben nicht erschwingen könnten, ln den seltenen Ausnahme- 
flUen, wo die erwibnten Beträge von den Parochianen in keiner Weise erzielt 
werden können, erübriget, nach Lage der bestehenden Gesetze nichts Anderes, 
afe dass der Kirehennpairon in Anspruch genommen werde. Hiernach kenn i» 
Rctl0?orfimd W’ LriMopg von Beitrtgtu zur AmitcRusg von J ücdtentafP der- 



. ■■ - AoÜaB—gM» der GeoCtagebuatf sdtd*» JUBne IMflp n IBS 

abtto. nhrdann als berufen angesehen werden, «Km ••«•/ sWt tom Stabe* haar 
-deR, «Bei dein Patronate -dieses Pondes unterstehen, and die-Erfofderrtascaoleher 
«Mica von den Parochlanen durchaus nicht beigesehaffl «erden können,« < 

... Aenderungeu in der die Kirchen* und Pfarrbanroneiirrgnz . 

, ( v: angehenden Gesetzgebung seit dem Jahre 184$. 

"Me im Jahre 1848 erfolgte Aufhebung des grandobrigkeitliehen VevhUtnK- 
ses Konnte nicht ohne Rückwirkung auf die Verhältnisse der Concurrenz zu KJr- 
ehen* und Pfarrhofbanteü Meiben. üeber den Umfang diezer Rückwirkung;-gibt 
der Erlass des Ministeriums des Innern und der Justiz vom 10. Juni 1$49,;Z. 
*8865, Aufschluss, welcher ansäuimtitche Lfinderchefs , mit Ausnahme jener von 
Tirol, Dalmatien und des lombardisch'- venetiantsehen Königreiches ergangen; ist 
und in welchem Bestimmungen &ber die Leistung der ‘ Beiträge zu den Baqtefi 
•Und Herstellungen von Kirehengebiadenvdann über die Pflichten der .-Patrone WMl 
Gemeinden hinsiththeb derselben festgesetzt wurden. Dieser Ministerialerlass tau¬ 
tet: »Esist von mehreren' Seiten die Frage ‘angeregt worden, welchen Einfluss 
-das besetz vom 7. September 1848 auf das Patronatsverhältniss ausübe. Ich hip 
in der Lage im Einverständnisse mit dem Ministerium der Justitz Euerer — Nach* 
stehendes bekannt zu geben: Nach der hist ortsehen und rechtlichen Entwicklung 
'des Patronatsverhäitnisses steht dasselbe mit den durch das Gesetz- vom 
T. September 1848 aufgehobenen Verhältnissen ln keiner Verbindung, sondern es 
-beruht auf Stiftungen oder Verträgen und selbst bei den sogenawftn 
neuenPfhrren anf;der freiwilligen Annahme der ehemaligenGrundobrigfce)* 
«eo. Es kann daher durch jenes Gesotz nicht, als aufgehoben betrachtet werden. 
-Dagegen sind allerdings die durch; besondere Gesetze den. G r u nd« hrigk eitfto 
-als solchen ohne.Rücksicht, ob ste zugleich Khxbeapalrpne seien oder nicht, 
ihn enteren Falle noch insbesondere auferlegten Verpflichtungen heim Baue..und 
^der Reparatur kirchlicher Gebinde, ebenso wie die in dieser Hinsicht den Ge* 
«winden auferiegten Verpflichtungen, in soweit durch das Gesetz vom 7. Septem¬ 
ber 1848 anfgehohen, dass der Unterschied in dem Betrage und.;.dt*r 
Afft des Beitrages zwischen den ehemaligen Obrigkeiten und den Gemeinden 
wegnnt und erstere gleich jedem Mitglied« der Gemeinde zu jenen» Beitrage und 
jener Leistung zu verbalten sind,- welcher sie .bei der gleichen Veitheilung dm 
Beitragslasten aus dem nach den landesüblichen Massstabe der Yertheilung. «ich 
-ergebenden Verhältnisse zu den übrigen GemeindegHedern trifft... Indessen ist. es 
unerlässlich, auch hinsichtlich des Kirebenpatrcnates den veränderten Zeitverhält¬ 
nissen .Rechnung zu tragen.. Die detaitive. Regelung» wird. Gegenstand einer be¬ 
sonderen Verhandlung, sein. B1 b dahin.aber haben in jedem Falle einer Kirchen¬ 
patronatsbelastung die politischen Behörden .vorerst im Wege des Vergleiches. ftpd 
- freiwilligen Uehereinkommens die Vertkeilung der Lasten nach , einem gerechten 
. Verhältnisse unter alle Contribuenten zu versuchen, Kommt diese Yertbeiiimg 
nid« zu stande,- so sind alle mit grösseren Auslagen verbundenen .Bauten, Repara¬ 
turen oder Anschaffungen eiositstellen 'und nur die Qpthwe&digsten und uqüüf- 
sddebharen der laufenden Auslagen dem Patronatehufzulegen.« 

•-> » Neuerdings wurde die Regelung "der kirchlichen RauMimurrenz; ht d«F ; AI' 

nterbbetateniEntschliessang vom .8, October 1858 in Awskbt,"gestellt, in wpMdjtcr 
«♦rüber Folgendes verkommt: wUeber die Frage, von wem und in welchem M«s«e 
bei Unzulänglichkeit des KirchenvermOgens zur Bestreitung kirchlicher Bedürfnisse 
.‘beisalrageni'seh MMLlnwieweih solche.. Lei#«*«« erzwiogbersaign, Wethen für 
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J«*Ä dl* bwMwridim V«r*äBrtlfeea «*hU in Kjrwfti * Iko behalft?, Mir jeaSoeb tat, 
toit mf d*r ii-rrcije«t*s«i*^ die .Ihn4eag«* 

vobolHiteet und ordern,« 

Ceb«r die tfer BestfmroengSR Minisiet1aler}a95?s vüflb IO, 

Mil ,1849- (iaiitten '£weff& rege geworden; Bort w mit 60 - 

bemialverordnimg vom 1. J/inner i8.it, 1. irt7, ?erla«lti8ri worden, es beben die 
beststHfeneit 6rurulfJbrfßteiten 'gleiet! Jedem MftgBede <tee itemm** r» dar* ebe- 
tmrtigeti OHsminieah an« ©ei»e?afe#a3lagefr dem nach dem iBiidesWÖeli«» Htm* 
t« de» Öbflgen frMieindfesfiitgMedeJu ariolftelieft Beitrag «n 
feste«. Ferner ei&tem die 0, September -tßSl, H. 

Sff-iiS, dass eis enneavreorpölditig BerjeftSg«? tu befiandeta sei, weitber tu <J®- 
nem'fHt«*, äMrdife bartaSteJleRöe« lUfehfcti- und ?r*lTgeJj|ade »ngtrtiftren:, steh 
H bekennt iHid ln dem Wtpeifeo^. glni* #rer*e sutüer «rtrichtet 

EndWeli Würde tßifder .f/ftrtemtair UBM. ■&. 4S,S?f, 

bedeuteijdass die rweite Wölfl* d** • • v/Y^eirte- '*& -i*. 

dafe Kirefesfirrefben des i^ii^sthen (j,oken»)ä«rwi vom tZ ASnnerUföt); tmt*f süt 
eingept'atrieö ®e«ie(nd<3gti'efl£r de» bettefTcndeß ffluis nacfe de» dSresteß SeeneT“ 
sebuld)^«{t ifSetebmkssig ta vmbeHei! $eb • ■ 

: hß Jahre ISS? batte «Smlitft das Fltmrizmimbterium tos Anitas d« 

im fbMmtmdndfreMitdb' dahin gelangte«VefhatHiinogeB in 

Befreffdef fönteirenzle»(ai^f tv den BoubabfeeUe# hei zwei girteel»B«bi*fcpiboa- 
«iwrtTfirrreffi- die Sfilntbeiduag «tes Wlnlsttflote Ihr Culfns und tbtmfeht -te 
Betreff der Frage eiugehol?, ob dfe 8 eiebsdoftfdhen in <Satföen oftd . it» dar 
Bolcbwirt* in der Eigenschaft »tu Geiaeiwdegiieder mit HinbiiÄ tur die 
Verofdnoög des Mtolsiernims de? fernem vom Id. Juni i&tt su KfRftc»>aad.Hfcürr* 
baufichneiten for den fiiocbiatb'k&tiiotisefien Sftßs emd fö* tlie ni/tbt-anineB Grie- 
eben beirutragen boben Äs dahin battebSoaifbtftchder Cwicam'ittleistBng fad 
derlei Baufftbrabgen «ft gleiches Verftbretv, w«? bet Janen des lateinischen Ritas 
stÄöfMbndafr. Es Avordb itfhWftÄ bW imvefethjesMien Kteehete, Ufer* mod 
SebaibaniicliReftti« der ebemdiige ÖabtfaH»ifeei$rag(nfetdfeb dar Wartb iimitttii- 
eber Baustoff!;}, dem nach den Ldcaiarefeen ifreahrteten Ecfaritf-rölssntn ne Z«g- 
utid ÄäBdftrfenea zuge«frla#ea and die gsnlte auarore la^h' dem -.SteoeiffttUen 
-auf die; Bomkne »»«* Massgabe ihre« Gr*mdbesit*es «&$ CeJBeunJeefieä und auf 
’die eingep#kmen ?mf| eingescWiiteB Gemeinden %wMboi$jE»dwig vmtieat. Bas 
gallifeehe feaftdesgubemtam b«t*e #r Meinung ausgesprochen, dass in derlei FSt- 
len vW der ^erscfiMehbelt des ©söbengfttaeitijtoif« dberbeupt ataowben sei. 

ttasiffittisv^Sttm Jb* Cukus und:■ ■'tfpdngrptt*^*^ erwled^te dem FioMmniaisteri- 
am, d«? -rur Aftern ebwohleden weRteö niBsse, »b .die CtoneBrreneteiirtigfe persdn* 
litber IWar oder äon der« n^ecte kbbfergig sind, ßte Beiträge 
*nur v^n jeneri GcHietedegnsdem getenitert wenfefl. Wektie retmöge ihrer Coa- 
fe^i&h und Kbws' äer fraoiiaöen Klrebe imd Ffawe sa»ö. 

während die ATon de» ijl^ecte atträngeitüeo Beiträge als afi*3jAM«& rd»«e : ^|ok<. 

^ «a leisten .sind; fVgi. oben S. 9B6.} 

Die diese AuKkdsn eaninnende :?sste werde ?on demintdsterinm fUr Cubus 
-Und ttotbrrtelit unter ; ; dem ti $W : IftSf, ti 2d*d, dem StaöfeftM/er in fia> 
lläfe» ttfr i»nm«»#«bimig'«nd wiHiertn öngemestenen^^ V«fög{rog aad xm d«to ; 
PbutnSbdnfsttriam dSer giMcidffh«» ftoins^uMhmAftMtlnr welchoiMenmf 

ti*! dem fioisaxffllisMeJrtttin «tnagte, was etgentüeli als Crüeriiuo der He«!- «w«l 
fVwotitrtiasi anroseben seit Bls nnn, so erkilrte die FiaanehmdeadiMccttako, bat 







AtüMmgm dgsr timafejptatf Mßif&frtW 4fi4& t 


:'t 


nun Fefswpgt- UA«| swien», 0 

^nflswoirt«« • wuf'Si* *’(s»tÄt4Uäi da»»: die. «rf 

dfe ftwef&ifcjn vuö ttod vtmtMltgdn uhti 

lii|*»Wf<B:-fl»-; Wm d soew^flüt'Hv -wqritfn^. : v. ; ,,,.. 

jfc& b&ftagtt hat dr* Mfe>teM?Hu» für Gültig «# Vo^rto 
den> m ft»wsi: i«S4, .&.#&&.*, •«*«. Rn«a»iBWfeterji«iÄ •S^hsiefteades „ 
f(^*en.f »Ö'«wiiri#«j grtes* tt.«j afM*(S^Wv»iys, 4es..{öoeat 
SWSrist Äe ^ ^*rft*lis«' GsrGRduör;g*e#eHi j i*-Wfcfytrqg 

Uftcftto- itfSÄ Wa»fh«ttrt«rticftk(“UeH efteo sct, wie die ta jkR :jSf<^ 

ttdtnevji VttfyifhetvuiMMv,. in • *#.*»•,* wfoftÄto® we*<i0ä v ,^ss.,4er 

•l'fttefefetö?i» iti d*m der Art des üeitr-Ä^v^, *4?^# n?j*«jOÄ^ 

H^d diHijffeeirtn tüud de« «w»ii»ejMi)«6 wegfoU^n sftll «nfc «?,l$ff& gidMÄ jed.r.a» 
«.liftä «*»* d eü fi.eaMüi-tt iij> w i*ä(iwi ?ßk> 

ttäjfödü seien;. weMttr sie *li«i der ftieiebwi Vrttiieii‘ms, >ijfF :l6^(|j[ il j| M ft «is dem 
neck dem ldrnl«tt'dieli»JJ Ma^rte ituf didtflMdHU»*? 



iM»t:-Sit.>iHJltw«itsnv. ;iy Hl'!«.«. 8dl. 

MMiti; *p, Hi?» 

dJHSfoHfcüiewk Jm-th .Meich»*.* ti«’ 

•:--*bess»^.*3?ejÄir^Msr. 


;-%t*.W:'fddsrid» ; 
io-: 



e\ d£l .‘ 

CWej^lMed diifclä^de« MüdMejri«ierlk% vm IfH-JtWii. 130 sisljif Italien vvenrtefl 

ist); WMffld'iHS gleie-htf: YerttteJid«!? der ße&^i^tgngeci, wa-ffe. d#«ji ieiy^k- 
Itefew» •Mftäeswl)» voo 4*>v '*&** HÜek» 

sfeju #*$'Hjfr »« d«r • *»**>?$•; 

U) im MMdteiK feite je«« fy’krtis*.* «dl«i»* v .>vfjg &$iu ;V.«rJ(^i i?w|s.sfe dj^s 
■U^t^iUvdUtm $». ds*. ffeu^exnejimiit),, *utVd*s Be4i¥H>ksiie|te<is«‘ 

fite* »ffid.den esaif der 

i.>..'.. Al.. 1 ...nun ■ '.ii... . 1 ...,nTv»r.?l - i*. li.'arii^Lt.iIwL.li.hh.pTl <f. }i'üüll*r> 



=••■ •, «ritf in licT tttrkrtwsSf *jä*s*r »4 fef 

«BfiR*«ekt ^össöltöfl. 4tis GeinfMiRdgdiinii'trft grieciiivlf^tlinltecii,«)a 

■ «ed grA^ise^flirtitHjivic«.^ ndf bmiikf'* 

trüget» vei^flfckref .eit^.y';»^kibe' «#*&•• ,%;#r 

gftiiifeeijen /'£(fiieeiBeiv»ttr«*«in»ug • y*w • ^.^Li^issüiflCs >:a^äÄ ? ^. *<-. ä7, t ' ,i;i;i*d:k.. .. i3*JK r r>-‘S' 

dWe»r{(5tr.gft«wete :«i ^»iMfriketeW: '' veyo^. y; '-rr»; 

-•-••;•'• fifa -g#a^>^aitd^4itn.-adi: 7 - dite^ ■ 

*%. $$&, :■%■ aj^a,---sF4^MrtiÄ*d^itw*irvc4S*ac» : o 

D«tk <:«»u»ffli»t^eriu»ft sfei*«i' t»a.•ÄendeJisw» jl» ; : 
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als soteben «Wag. f lö •Btenj r i«f das PatraratsveVhftltniss und dte Mairtnats- 
leistungen bei Kirebeo- uo4-< PfarrbefbaolüibfceiteR ist bisherKeine Aenderuug: 
elngetretrti. Die Dominicalverhältnisse and die den Dominien als welchen früher 
obgelegenen Leistangen sind durch das Patent vom 7. September 1848 aufgeho¬ 
ben und durch den Ministerialerlass vom ID. Juni 1849 geregelt worden. 

Hiernach hatte die galizische Statthalterei mit Stimmenmehrheit beantragt, 
dass jener Thesl des Beitrages zu Kirchen- und Pfarrhofbaolichkeiten, welchen-: 
der’Patron nicht als soicher, sondern als ehemalige Grundobrigkeit zu leisten 
batte, den emgepfarrten Gemeinden aufzulegen und zwischen den Gliedern der¬ 
selben naeh dem landesüblichen liassstabe zu vertheilen sei. Mit dem Cultus-; 
ministerialerlasse vom 20. März 1855, Z. 19,474, ist dieser Antrag, als mit denk 
Nbnhale vom 17. Jänner 1812 und mit den Bestimmungen des Ministerialerlasses 
vOffi'10. Juni l849 roHkommen frn Einklange stehend genehmiget worden. 

Diese Grundsätze bat die galizische Statthalterei in der unter düm.81. De- 
cetnber 1 *867,32,979; ansämmtliehe Kreisbehörden erlassenen Verordnung '.zur 
Anwendung gebracht:-' 1 ' - • •• . . >• t. . . - ' 

'»Man hat wahtgenomiiken, dass bei Vertheilong der Mietbzinse für 
die Unterbringung der Ortsseelsorger bezüglich des PatronatsbettFagea.' 
sich ungieichniässig ond nieht nach den bestehenden Vorschriften benommen 
werde. Zat Erzieiung eines gleicbrörmigfen Verfahren» und znr Vermeidung uur- 
nötbiger Schreibereien und Umtriebe findet man der fc. k. Kreisbehörde Mach*, 
stehendes zur genauen Darnachachtung zu bedeuten. Nach den älteren Concnr-i 
rerrtvorschriften hätten die baupflichtigen Tbeile — Patrone,. Herrschaften.iand. 
Gemeinden •— derlei'Miethzinsausiagen in derselben Art, wie die BauausUgea, 
nämlich jeder Theil bin ; Drittel der Bau-, rücksrehtlich Miethzinsausiagen zu ,her 
streiten. Nach den neuen Cohcurreözvorschriften, nämlich nach der (auf Gxund: 
des 1 MinlsteriaterlasSes vom 20. März 1855, Z. 19,474, erflossenen) Normatvofr 
sclirift Vom 4. April 1855, Zi 19,965, fällt aber bei Kirchen- und. Pfarrbauüehr, 
kelten die Häifte des PatronatsbeifrageS, weichen der. Patron nicht als solcher, 
sondern äls ehemalige Grundobrigkeit zu leisten hatte,, ha die allgemeine Concrnr- 
rertz; mithin bei Miethzinsausiagen die Hälfte des obigem Drittels .des Patronats¬ 
beitrages mit eiitem ; Sechstel in die allgemeine Concurrenz, woraus natürlich 
folgt, dass nachdeii neufin Conourrenzvorschriften der Patron bloss,ein Sechstel 
dieser Auslagen, die obigen fünf Sechstel aber die eingepfarrte Gemeinde des. 
betreffenden Ritüs zu tragen habe.' Bei der Repartirung der letzterwähnten fünf 
sechstel ist bei Xerartatgütem auf den Inhalt des hohen Pinanzministerialdecrehes: 
vom 31. August 1854, Z. 37,842, Rücksicht zu nehmen.« •••!-.-. 

, Auch für Böhmen sind nach dem Ministerialerlasse vom 10- Jagj 1849 
in .Sachen der Kirchen* und Pfarrbauconcurrenz von Seite des Ministeriums für 
Quitos und Unterricht.einige Bestimmungen erlassen ; worden,, und zwar;n ,, . 

' a) unter dem 14. Februar 1857, Z. 5283, dass, nachdem zufolge dieses M&Ot-i 
steriaierlasses in den Patronatsverhältnissen durch das Gesetz vom 7. 8e*i 
‘ • J tember 1848 Reirte Aenderung eingetreten ist, somit die früheren bezüglich. 

1 der Concärrenz 4eV> Patrone bei Kirchen- und Pfarrbaulichkeiten erlass*} 
heil Vorschriften. noch fortwährend massgebend bleiben, der Besitzer, 
einer Domärte, in deren Bleiche die Kirche oder die Pfarre gelegen, 
sind, wenn er zugleich Patron dieser Gebäude ist (zufolge des Hofkanzlei- 
1 ' decretes Vom 24. Juni 1840, Z. 19.045), zu einem. Beltcaga. zu den Hand* 
banger- und FöhrkeSten muht verpflichtet werden hon;! . . .. 
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b) «rite! dem 17.’Jtffil 185fr, Z. 209». Zufolge der mit dem Erlasse vom i 
15. October 1850, Z. 1282-C. U. M. mltgetheiiten Allerhöchsten Entschließ 
sung Tom s. October 1858 bleiben Ober die Frage, von wem und in wel-: 
Chem Masse bei Unzulänglichkeit des Kirchen Vermögens zur Bestreitung! 
kirchlicher Bedürfnisse beizutragen sei, und in wieweit solche Leistungen, 
efrzwingbar seien, för jetzt die bestehenden Vorschriften nohb in Kraft. 
Nach den för das jenseitige VerWaKungsgebiet aufrecht bestehenden Be¬ 
stimmungen sind die Seelsorger hinsichtlich ihrer amtlichen Dotation,: 
ebenso wie die'Kirchen von der Verbindlichkeit, bei Kirchen- und Pfarr-i 
höfbauliehkeiten zu den Hand- und Zugarbeiten, beziehungsweise von der 
Umlage der an ihre Stelle tretenden Geldreiukion ausgenommen, und ist 
durch den Ministerialerlass vom 10. Juni 1849, Z. 8965, welcher die Frage, 
Wer von diesen Leistungen befreit sei, gar nicht berührt, bezüglich der 
' erwähnten Ausnahme eine Aenderung nicht getroffen-worden. Hiernach, 
bleiben bezüglich der in Rede stehenden Verbindlichkeit die erwähnten. 
Bestimmungen, so lange nicht anders verfügt wird, in Kraft, wie diese 
bereits hinsichtlich der Schulbauconourrenz mit dem Eriasee vom 18. Februar 
1858, Z. 13,510, eröffnet worden* ist. . 

Erläuterungen gleichen Inhaltes sind von dem Ministerium für. Coitus and 
Unterriebt auch für Mähren und Schlesien erlassen worden, und zwar; a) 
unter dem 27. October 1858, Z. 17,827, dass mit der mit dem Hofkanzleideepete 
vom 12. October 1846, Z; 33,718, bekannt gemachten Allerhöchsten Entschliessung 
vom 6. October 1846 unter Ausdehnung der für Böhmen mit dem Hofkanzlei- 
deerete-Vom 24. Juni 1840, Z. 19,665, erlassenen Bestimmungen auf Mähren und 
Schlesien festgesetzt wurde, dass bei Kirchen- und Pfarrhefbaulichkeiten alle zw 
einer Kirche einglepfarärten und bei Schulbauten alle zu einer Schule eingeschul- 
ten Gemeindegheder zu den Hand- und Zugarbeiten, beziehungsweise der Ge)d- 
reloition hiefür in dem Maasse beizutragen, haben, als sie den directen Steuern 
unterliegen, wobei jedoch die Seelsorger hinsichtlich ihres Dotationsvermögens 
als befreit erklärt wurden. Durch die Ministeriaierl&sse vom 10. Juqi und! 
3. September 1849 wurde bezüglich dieser in dem obbezogenen Hofkangleidefrete 
ausgesprochenen : Befreiung ,0er Seelsorger . von der Beitragsieistung voju den diess¬ 
eitigen Obliegenheiten der Gemeinden keine abändernde, Bestimmung getroffen« 
daher diese Befreiung noch vollkommen aufrecht besteht. 

, b) Unter dem . 15. Juni 1854, Z- 7271, wurde ausgesprochen, dass der. für 
höhmw.organgene, Ministerialerlass vom 14. februar 1857, Z. 5283 (siehe.den¬ 
selben S..388,), auch für Mähren zu gelten, habe. . , 

C. Erklärungen des österreichischen Episcopätes über die Noth- 
Wendjgkei^ der Umgestaltung des Concurrenz.systehjs bei Kirchen- 
qnd Pfarrhofbauten, und des damit im Zusammenhänge stehenden 
, , Patronatsverhältnisses. 

»' Die dm Jahre 1849 zu Wien versammelten Bischöfe der deutseh-slavischep. 
Provinzen haben die Ergebnisse ihrer Berat hungenüber kirchliche Angelegenhei¬ 
ten !in. mehreren Eingaben dem Ministerium-;des Innern vorgelegt. Eine derselben 
(vom 13. Juni 1849) handelt, über, das Pfründen- und Gotteshauavermögen. Am 
ScUitsse derselben heisst es:, 

»Die versammelten Bischöfe sehen sich verpflichtet, die A'Ufgmik$omjt#ift 
dos feaheu! Mtoistuium aiich auf das Ihr |Ui*h«iv;, .P^»prhhfr u#d ßctwlbpusbau- 
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lichkeiten bestehende, für die Patrone und Grnndherrscbaften stet* sehr drückend 
gewedene, non aber ganz unhaltbar gewordene und Im lombardisch-venetianischen 
Königreiche ohnehin nie zur Anwendung gekommene Banconcurrenzsystem za 
lenken. Durch das Gesetz vom 7. September 1848 ist die Unterthänigkeit and 
das schbtzobrigkeitUcfae Verhältnis sammt allen diese Verhältnisse normirenden 
Gesetzen aufgehoben worden. Dadurch hat attch der scheinbare Grund aufge¬ 
hört, aus welchem man die Grnndherrscbaften zur Leistung des Baumaterials für 
Curatkirchen, Pfarrhöfe und Schulbäuser racksichtlich ibrer dort eingepfarrten 
Uttterthanen verhielt and leider noch verhält. Durch das besagte Gesetz wurden 
auch die Grundherrschaften beinahe ganz entwerthet; viele sind in ihrem Ertrage 
passiv geworden und daher geradezu unvermögend, fernerhin Beiträge zu den 
obbesagten Bauten zu leisten. Dasselbe gilt auch von den Patronatsherrschaften 
und zwar in noch weit höherem Grade, weil sie zu den besagten Baulichkeiten 
als Herrschaften das Baumateriale zu liefern, als Patron aber auch zugleich auch 
die Professionistenarbeiten zu bezahlen, folglich alle bei solchen Bauten vorkom¬ 
menden haaren Geldauslagen bisher zu tragen hatten, während die Pfarrgemein- 
den, für deren Wohl alleinig doch die Kirchen, die Seelsorger und die Schulen 
bestehen, bei solchen Baufbhrungen mit den blossen Handarbeiten und Zufuhren 
davonkommen. Die versammelten Bischöfe erklären daher die Aufhebung des 
bisherigen Bauconcnrrenzsystems bei Kirchen und Pfarrhöfen, welches ohne 
Rechtsgrund aneh auf die Schulen ausgedehnt wurde, als dringend notfawendig 
und durch die Gerechtigkeit geboten. Die Patrone werden sich als solche ferner¬ 
hin gewiss keine anderen Lasten aufbörden lassen,- als jene, wozu sie für Kir¬ 
chen und Pfarrhöfe durch Kirchen Vorschriften, und als Mitglieder der Kirchen¬ 
gemeinde rfleksichtlich ihres Domieils und Grundbesitzes in der Gemeinde ange¬ 
wiesen sind, nnd nur in dieser letzteren Beziehung werden sie sich auch’bet 
Schulbauten in’s Mitleid ziehen lassen, so wie auch die nun nicht mehr bestehen¬ 
den Grundherrsehäften nur raoksichtlich ihres Domieils und Grundbesitzes in der 
Pfarrgemeinde in Vereinigung mit den übrigen Gemeindegliedem au Beiträgen' 
für Kirchen-, Pfartrhof- und Scbulhausbauten fernerhin werden beigezogen wer¬ 
den können.« 

ln der weiteren Eingabe' der erwähnten bischöflichen Versammlung' vom 
f6. Juni 1849, Welche die kirchliche Verwaltung, die geistlichen Aemter und den 
Gottesdienst zum Gegenstände hat, finden sich hinsichtlich des Patrönats*- 
rechtes nachstehende Erklärungen der Bischöfe: »Das Patrönatsrecht ist ein 
von der Kirche verliehenes Recht, und sowohl die Fähigkeit zur Erwerbung und' 
Ausübung desselben, als auch die 1 ^ Befugnisse undVerbindlichkeiten, welchees 
einbegreift, müssen nach den Kirchengesetzen beurtheilt werden. Die kostspie¬ 
ligen Leistungen, welche das Patronatsrecht in Oesterreich als eine Last erschei¬ 
nen lassen, sind den Kirchengesetzen grösstentheils fremd. Wenn das Gottes¬ 
bausvermögen zu den Kirchenbaulichkeiten nicht binreicht, sd haben nach 
dem Kirchenrechte und abgesehen von Verbindlichkeiten, die auf privatrecht¬ 
lichem Grunde beruhen, alle Jene beizusteoern, welche von dem Bestehen 
des Gotteshauses'irgend einen Vortheil beziehen, unter diesen auch der Patron. 
Das Fehlende bat die Gemeinde zu ersetzen. Es ist zu wünschen, dass; 
den Patronen keine grösseren’Lasten «uferlegt werden, als dieselben 
kraft der Kirchengesetze und ln Folge prlvatrechtHcber Verbidd< 
Ächkeiten zu tragen haben. ' • • • 

1 »Sollten in Folge der Zettverhftltnisae manche Patron# «ich die Enthebon# 
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von Ihrem zur Bürde gewordenenRecbteverschaffen, so würde die i betreffende 
Pfründe dem Kircbengesetee gemäss der freien bischöflichen Verleihung anhelmT 
fallen, diejenigen, welche in den angedeuteten Fällen die Beiträge, zu den 'Kir¬ 
chen- und Pfründenbedürfbissen leisten würden, hätten nach dem canonischen 
Rechte eben so wenig das Präsentatidns- als das volle Patronatsrecht anzuspre- 
eben. Wenn Verzichtleistungen zu Gunsten von nicht geistlichen Personen imd 
Körperschaften Vorkommen sollten, so würden sie ohne Zustimmung des Bisehofes 
aller Rechtskraft entbehren. Durch Aufhebung von Klöstern und geistlichen Kör¬ 
perschaften erlöschen jene Patronatsrechte, welche der Klostergemeinde oder 
Körperschaft als solcher zustanden, und die betreifenden Pfründen fallen der 
freien bischöflichen Verleihung anheim. Jene Patronaisrechte, welche auf den 
Gütern derselben hafteten, geben auf jeden rechtmässigen, zur Erwerbung des 
Patronatsrechtes fähigen Besitzer dieser Güter über. Der Staat bat den Besitz 
jener Güter, ans weichen der Religionsfond gebildet wurde, nicht nur niemals 
erworben, sondern sogar niemals angesproehen, indem dieselben stets als Kirehen- 
gut anerkannt wurden und ihre Verwaltung von der des Staatsvermögens abge- 
sondert blieb. Das Patronatsrecbt, welches an den zum Religionsfonde gehörigen 
Gütern haftet, kann daher nicht als auf den Staat übergegangen betrachtet wer* 
den. Eben dämm kann der Staat auch nicht das Patronat jener Pfründen an- 
sprechen, weiche er als Verwalter des Religionsfondes aus dem Religionsfonde 
dotirt hat.« 

Das im Jahre 1855 mit dem heiligen Stuhle abgeschlossene Concordat ent¬ 
hält über den Bestand, die Rechte und Pflichten der Patrone der kleineren 
kirchlichen Pfründen (d. i. von den Pfarreien abwärts) folgende Bestimmungen: 
Art. XU. Deber das Paitronatsrecht wird das kirchliche Gericht entscheiden; doch 
gibt der heilige Stuhl seine Einwilligung, dass, wenn es sieh um ein weltliches 
Patronatsrecht handelt, die weltlichen Gerichte über die Nachfolge in demselben 
sprechen künnen, der Streit möge zwischen den wahren und angeblichen Patro¬ 
nen oder zwischen Geistlichen, welche von diesen Patronen für die Pfründe be¬ 
zeichnet wurden, geführt werden. — XXIV. Bei Pfarreien, welche dem geist¬ 
lichen Patronatsrechte unterliegen, werden die Patrone Einen ans dreien- präsen» 
tiren, welche der Bischof — — — Vorschläge — XXV. Um Seiner des Kaisers 
und Königs Franz Joseph Apostolischen Majestät einen Beweis besonderen Wohl* 
wollens zu geben, verleihen Seine Heiligkeit Demselben und Seinen katholischen 
Nachfolgern im Kaiserthume die Ermächtigung, für alle Canonicate und Pfarreien 
zu präsentiren, welehe einem auf den Religions- oder Studienfonde beruhenden 
Patronatsrechte unterstehen, jedoch so, dass Einer aus den Dreien gewählt werde, 
welche der Bischof nach voraosgegangener öffentlicher Bewerbung für wüijiiger 
als die übrigen erachtet. — XXVI. Die Ausstattung der Pfarren, welehe keine 
nach den Verhältnissen der Zeit und des Ortes genügende Congrua haben, wird, 
sobald es möglich ist, vermehrt und für die katholischen Pfarren des orientall- 
SCben Ritus in derselben Weise, wie für die des lateinischen gesorgt werden. 
Doch erstreckt sieb diess keineswegs aiuf die Pfarren, welche unter einem recht¬ 
mässig erworbenen geistlichen oder weltlichen Patronate stehen; denn bei diesen 
ist die Last von den betreffenden Patronen zu tragen. Wenn die Patrone den 
durch das Kirchengesetz ihnen auferlegteh Verbindlichkeiten nicht vollkommen 
genügen, und insbesondere wenn der Pfarrer seinen Gehalt aus dem Röligions- 
fööde bezieht, sowif d mit Rücksicht auf Alles, was nach der Sachlage zi/ berück* 
sMtttyetflsti'VbrthiNUfetPöffeö :• K* 
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Die Btefeböfe der gesammten Monarchie, welche im Jahre 1856 zur Rer 
ratbang Ober die Modalitäten der Einführung der Bestimmungen des. Concordates 
in Wien versammelt waren, haben sich hinsichtlich der den Patronen obliegenden 
Verpflichtungen in den nachstehenden Beschlüssen geeiaiget: 67. Pro eo, qui in 
plerteque Imperii, Austriaci provineiis habetur, rerum statu, patrpnis liberum h*Ufl 
est; patronatus, juribus renuntia ndo patronatus se oneribus expedire; quamobrem 
neque consuetis majora nolentibus onera addenda videntur. Ipsis igiiur optio offere- 
tnt, aut satisfaciendi obligatloni, qua ad congruam parochi portionem, ubi deest, 
supplendum tenentur, aut praesentandi uaum ex tribus, quos puhlico concursu 
habito Episcopus caeteris, digniores, censoerM. — 68. Quum patroni passim ex 
ita dicti fundi ab oneribus liberatione magpum. ceperint detrimeptum aequuq» est, 
at minuantur onera, quae lex et consuetudo eis imposuit, pro varia, quae in 
variia Imperii partibus obthiet, rerum condition«. — §9. Ex eo,, quod duae plpresve 
Ecdeaiae eumdem patronum babeant, minime jus quoddam copsequitur, pecnüum 
uniüs in alterius usum vertendi. — 72, Episcoporum est, caeterorom adinstar im* 
plere. obligationes patronatuum, qui bonis jpensae Episcopalis realis iusuut. De 
aliis beneficinrum collatiouibusi, quas, quia nullo praesentante peraguntur, lex ci¬ 
vilis ad jusaliquod patronatus Episcopo compefens refert, praesumendum potttis 
est, quod ex jure, llberae eollationis Episcopalis originem ducant. — 73. Patrona- 
tum, qnem scbolae dicunt, canoues uesejupt. Ex eo igitur, : quod parochiae qpis 
patronus sit, juris titulus, quo eidem patronatus schoiastici onera iropouantur, de- 
rivari nequit. . . 

Erläutert .findet sich diese Beschlüsse in der von der biscbttfliqhen Versamm¬ 
lung des Jahres 1856; unter dem 16, Juni d. J. dem Ministerium für Cultus und 
Unterricht vargelegten Eingabe, wo es heisst: »Die Patronatsverbältnisse fordern 
in doppelter Hinsicht Beachtung; denn sowohl die Bestimmungen des Coneordates, 
als auch die Folgen der Grundentlastung nehmen auf dieselben Einfluss. Nach 
dem Coneordate hat. bei Patronatspfarren, welche keine genügende Ausstattung 
besitzen, der Patron für eine entsprechende Erhöhung des Pfarreinkommens zu 
sorgen. Das Kircbengesetz gebt nämlich von der Voraussetzung aus, dass der 
Patron diess sein Recht dessfralb besitze, weil er oder sein Rechtsvorgänger die 
Pfarre mit dem nöthigen Vermögen ausgestattet haben, oder weil er das fehlende 
zu ergänzen bereit ist. Doch nimmt es für die Bauherstellungen nicht den Patron 
allein in Anspruch; auch die bei der Kirche angeatellte Geistlichkeit, die Besitzer 
kirchlicher Zehente, die Eingepfarrten haben beizutragen, und zwar nach einem 
Massstabe, für welchen, abgesehen von besonderen Vertrügen, die Rechts: 
ge wohn beiten des Landes entscheiden. Allein alle im Kirchengesetze begrün¬ 
deten Forderungen an den Patron gewinnen dadurch eine veränderte Geetalty 
dass es im Allgemeinen als Regei gilt, der Patron könne durch Verzichtleistung 
auf sein Recht, sich auch von seinen Verbindlichkeiten befreien. Hiebei wird 
von besonderen Rechtsverhältnissen und Verträgen abgesehen; und in Folge^von 
besonderen Rechtsverhältnissen und Verträgen muss man in den meisten Ländern 
des Kaiserthums vielmehr als Regel festhalten, dass der Patron zwar auf seines 
Rechte verzichten, doch von den damit verbundenen Lasten sich nicht willkürlieh 
hefTeien könne. Für die meisten Länder ist diess nämlich schon seit langen 
Jahren durch das Staatsgesetz ausgesprochen, in dessen Bereiche es allerdings 
liegt, den Staatsbürgern hinsichtlich ihrer Leistungen zu Gunsten anderer. Staats¬ 
bürger Verbindlichkeiten aufzulegen. Auch wurden bei der Veräusserpng liegen: 
der Güter die Patronatsleistungen stets als t gE$ Lan der ma^sieh tdcW.enWdten 
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könne, m Anschlag gebracht and der Kaufpreis darnach bestimmt Wen» „aber 
$as Staatagesetz wider die Patrone geltend gemacht wird.«, so muss e&in Allenz 
was seiner Natur 'nach der weltlichen Gesetzgebung angehört, auch zu Gunsten 
der Patrone Wirksamkeit äussern, und man muss denselben zugestehen, das» sie 
zu Leistungen, welche dem österreichischen Gesetze fremd sind, nicht gezwungen 
werden können. Sie können daher auch nicht gezwungen werden, bei. Pfarren, 
welche keine genügende Ausstattung; haben, den anständigen Unterhalt der Seele 
smrger zu bestreiten. Wenn diese Last ihnen aber durch den Religionsfond nbge* 
nommen wird, so widmstreitet es der Natur den Sache und .den Bestimmungen 
des Kirchengesetzes, dass Jemand, welcher weder selbst für den Unterhalt des 
Pfarrers sorgt, noch der Rechtsnachfolger Derer ist, welche dafür, gesorgt haben, 
das unbeschränkte Präsentationsrecht übe., in .allen Fällen also, in welchen der 
Pfarrer seinen Unterhalt gäbe oder theilweise aus dem Reiigionsfonde bezieht, 
gedenken die versammelten Bischöfe den Patronen die Wahl zu lassen, entweder 
die vom ReUgtoasfonde gewährte Leimung auf. sich'‘ zu nehmen, oder künftighin 
Einen aus. den Dreien za präsenttren., weiche der Bischof ida die, Würdigsfea her 
zeichnet. • ■' • • •• . . ' • •; . i .-u ,# ■ , i 

»Die meisten Besitzer. dinglichen Petironatsreebte haben die Folgen .der 
Gnmddntlastuag erfahren;*wenn mau ihnen;also idie Freiheit der Verzichtleistung 
nicht, gestattet, so wird es von der Billigkeit um so entschiedener gefordert, dass 
in 'den Patronatslasten eine entsprechende Ermissigung eintrete.... Andererseits 
darf man nicht vergessen, dass das Präsentationsrecbt, welches i den vorzüglich» 
liebstes Theil. des Patronatsrechtes bildet, eine sehr bedenkliche Seite hat. . . 
Wenn es also in Oesterreich bei den Verordnungen bleiben soll, in Folge derer 
es nieht einmal möglich ist, dass das freie bischöfliche Vetleihnngarecht durch 
freiwillige Verzichtleistung des Patrons wieder hergestellt werde, so jnpss vqu 
demselben ein namhafter Beitrag zur Bestreitung, der, kirchlichen Ausgaben gege* 
heu werden; sonst hätte der Staat eben so wenig als. die. Kirche ein Interesse; 
das Aufgeben des Privatpatronates zu hindern. Allein für den Massstab, nach 
welchem die Patrone künftig zu den Bauherstellungen beitragen sollen, sind Ver¬ 
hältnisse entscheidend, welche in den verschiedenen Tüeilen des Reiches sehr ver¬ 
schieden sind. Im Allgemeinen lässt sich also nur so viel sagen, dass das Höchste, 
was den Patronen könnte auferlegt werden, niemals zwei; Drittel dessen über-! 
steigen dürfte, was denselben, .nach der bisherigen Concujrenzordnung oblag, 
well; sie den dritten Theil ihrer nutzbaren Rechte. ohne alle Entschädigung ver¬ 
loren haben, und dass die Leistungen, welche, den Patronen mit Rücksicht auf 
ihre Verluste nachgelassen werden, von den Besitzern der entlasteten Grundstücke; 
za tragen sind, wesshalb dem vormals herrschaftlichen Besitze kein 
Beitrag hiezu aufgebürdet werden kann. , ■. 

»Ferner müsste in Betreff der Kosten der Erweiterung des Gottes-. 
ba>use» eine Ausnahme gemacht werden. Nach den»- kirchlichen Rechte liegt 
dem Patröner als solchen! keine Pflidhtä ob, für die VergrÖssCrurrg des Gotteshau¬ 
ses zu sorgen; nur kann der ^ischof. das Bgcfy, des Patrones zu Gunsten eines 
Wohltbäters beschränken, welchem das Gotteshaus eine durch den Zweck erfor¬ 
derte Erweiterung verdankt. Wenn die österreichischen Verordnungen dem Pa¬ 
trone eine diessflUige Verbindlichkeit auflegten, so waltete dabei ein BiUigkeits- 
grnnd ob. Er war in der Regel zugleich Gutsherr, und vermehrte sich die Pfarr- 
gemeinde, so vermehrten sich auch seine Bezüge; es entsprach daher seiner 
Stellung, dass er, wenn die steigende Bevölkerung eine Vergrösserung des Got- 
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leshaases nothwendig machte, zu diesem Zwecke eto Geldepfer brachte. Jetzt 
hat die Sache sich gänzlich geändert; denn das Steigen der Bevölkerung übt so 
wenig wie das Sinken derselben auf die Entscbädigungsrente einen Einfluss. 
Wenn also die Kirche einer Bauherstellong bedarf and man dieselbe bei dieser 
Gelegenheit vergrössern will, so soll der Patron nur verpflichtet sein, so viel bei¬ 
zutragen, als er beitragen müsste, wenn das Gotteshaus in seinem bisherigen 
Umfange hergestellt würde. Ist aber die Kirche noch in entsprechendem Bau¬ 
stande, und bot der Neubau bloss die VergTösserung zum Zwecke, so kann dem 
Patrone fernerhin eine Pflicht, Beiträge zu leisten, nicht auferlegt werden. 

»Im Uebjigen berufen die einzelnen Bischöfe sich aaf ihre schon gestellten 
Anträge oder behalten sieb vor, neue Anträge zu stellen. Doch wird es unmög- 
lieh sein, aber die Vertbeilang der die Gemeinde treffenden Leistungen etwas 
Endgihiges festzusetzen, bevor die noch obschwebende Frage des Gemeindegesetzes 
eine endgiltige Lösung gefunden bat. 

»Es bedarf nicht der Bemerkung, dass das Kirchenvermögen wie bisher 
in Anspruch wird zu nehmen sein; nur kann der Umstand, dass zwei Kirchen 
Einen und denselben Patron haben, keinen rechtlichen Grund darbieten, um das 
Vermögen der Einen für Bauberstellungen der Anderen zu verwenden. 

«Wenn das Bisthum mit Grundbesitz aasgestattet ist, so kann es keinem 
Zweifel unterliegen, dass der Bischof die Lasten der dinglichen auf seinen Tafel» 
götem haftenden Patronate ganz wie ein anderer Besitzer zu tragen habe. Han 
muss jedoch in Erinnerung bringen, dass nach dem Kirchengesetze dem Bischöfe 
die freie Verleihung der Pfründen zustebt, woferne er nicht durch die stattge¬ 
fundene Erwerbung von Patronaisrechten in der Auswahl der Person beschränkt 
ist. Ganz im Gegentheile gingen die österreichischen Verordnungen von der Vor¬ 
aussetzung aus, als müsse jede Pfarre einen Patron haben; und der Umstand, 
dass der Bischof eine Pfarre ohne die in der Präsentation gegebene Beschrän¬ 
kung verlieh, wurde für genügend erachtet, denselben als Patron zu betrachten 
und ibm die Patronatslasten zuzumuthen. Diese Auffassung kann künftig nicht 
mehr Platz greifen, und somit muss vorausgesetzt werden, dass die einem Bischöfe 
in seinem eigenen Kirchensprengel zugewiesenen Patronate, mit Ausnahme der 
dinglichen auf den Tafelgütern haftenden, eigentlich freie Verleihungsrechte seien. 
Das Gegenthei! wird zu beweisen sein. 

»Das Schulpatronat ist dem Kirchengesetze völlig fremd; es ist, wo es 
besteht, eine Einrichtung, welche einzig und allein dem Staatsgesetze angehört, 
wiewohl man dabei die Formen des Kirchenpatronates zum Vorbild genommen 
hat. Die Verpflichtung zu den mit dem Scbulpatronate verbundenen Leistungen 
gründet sich daher einzig und allein auf das Staatsgesetz und kann nur insoweit, 
als sie dem Grundherrn zu Gunsten seiner Unterthanen auferlegt wurde, auf 
einen: Grund der Billigkeit zurückgeführt werden. Für eine diessfallige Verpflich¬ 
tmag, welche dem Kircheapatronate als solchem auferlegt würde, wüssten die 
versammelten Bischöfe durchaus keinen rechtlichen Anhaltspunkt zu finden.« 

(Fortsetzung folgt.) 
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Das Prwintiafcoiicil Gran vom > li. September bis 3. Octo- 

; ■ ■; ,; ;;; : ber 1858:;\ \ 

(Fortsetanng, vgl. Archiv DL, 97—10?. MB—>M7.) 

Titulua VI. De perfectione jCleri. . 

1. De vita et honestateClericomm. Nihil est, quod alios ntagis ad 
ptotatem etDEIcoltum assWue instruat, quam eornm vitt etexemplum, qui se 
divmo ministerio dedicarant. Cum enim a rebus saeruli in altiorem sablati io cum 
censpiriantur: in eos, tamquam in speculum reliqui oculos conjfetant, ex iisque 
sumnnt, quod imitentur. Quaptopter sic deeet «mnmo Clericos in sortem Domini 
vocatos vitam, moresqne suos omnes componere, nt babitu, gestu, ineessti, ser- 
mane, aiiisque omnibus rebus, nil nisi grave, moderatvm, ac reHgionc pientim 
praeseferant, levia eiiam delieta, qnae in ipais maximfe eseent, effUgiant, ilt eornra 
actianes cnnctis afferent venerettonem 1 ), > 

Quare ad dericaieni disciplinam in ha« Provineia eonservandam et: ea 
parte, qua eollapsa est, restitnendam bas recte vivendi normas, ab eadeai S. Sy» 
nedo Tridentina aüisqne Generaiibns, Natioaalibns, et qnamplurimis Provineialibus 
Cantiläs, Apostolicis Constitntionibos, in specie etiam Ecclesiam nunc gloriose 
gabemantis Vicarii Christi in terris Pii Papae IX. Encydids diei 17. Martii 1858 2 ), 
sommatim depromptas, praescribimu», easque ab omnibus dlligenter attendf, et 
hwMabiUter observari mandamus: .. 

1. Clerid omnes tonsuram, quam coronam Voeant , eamque conspicoam 
gerant, ad eam formam, quam pbstnlat enjusqoe Ordfnis ratio. Profecto non 
essent digni regali Sacerdotio, qui venerandum, hoc signum erubescerent. Capit- 
Hs omnino shnpllcem cultum adbibeant. Coma vero fletitia vel in casu necessi- 
tatis non aliter, quam obtenta dispensatione utantur 3 ). 

2. Habitus quidem non fadt monaebnm, decentia tarnen habitus extrfnseei 
morum honestatem inirinsecam ostendit 4 ). Ipsa etiam SCriptura dfeit: »quod 
aridetus corporis et risus dentinm et ingressüs homtnls enunclet de illo 5 ),« Aucto- 
ritate igitur ConcilH Tridentini, aiiisque qnamplnrimerum Coneiliorum Canonibus, 
et Apostoilds Cdnstituttonibus moti omnibus Provinciae hujüs Cledcis injungimus, 
ut vestes proprio congruentes Ordini semper deferarit, tarito minus functiones 
Säeras absque veste faiari peragefe praesumant. Clericaii ordini cOnvenientes 
vestesi talarem, dngulum, et collare esse; Coneilia tum (n Hungaria, tum alibi 
celebrata, tum denique piorum Saeerdotum, praeeipue in Dioecesibus patriae 
nostrae consuetudo docet. Absque bis igitur derlei nünquam in publicum pro« 
deant, eb quidem minus, cuni causa rationabilis *J ob quam' in bac lege interdum 
dispensari pOSset 1 ), DEO laudes. in hoc regno nimis raro oecurrat. Reliqua etiam 
vesttmetrta, qttibus pro cHmatis rattone'Clerid utuntdr, ejus dlnt formae et qtiaii- 

, • i. . , , .* . ' ■ ■• •• • . ’ 

1) Trid* ifeis, 22t.oap» l.dereforj». 

3) In Append. sub En 1&, >\ ( 

. 3) Beued. XIV. de Synodo L.11.9. Nun*? 1. 

4) Trid. SesB. 14. cap. 6. de Eeformat. 

ö) Eocli. 19, 37. - 

; 4) Cap. 2. de vita et honeat.< Clerk* in Clement eft Sixtl Conat 92. „Cum 
Saerosanotnm.“ 

7) Cvl5 M de YIU etJmn^ Caar. it-Ceeii. ÄU giUi4.Aa_ ... 
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tatls, nt SDEO' potlns, quam «tundd plneert väte tid««tufr; neque «tootetti vestit 
bas risam, neque novitatis Studio contemptum moveant. Cferici, sive Provinciae 
bujas Strigoniensis, sive alterias, intra hanc Provinciam commoranies, qui in 
babitu Clericalt et < tonsbra «oft vefilenti non' mcesserhit, pOena» et censnras Con- 
stitutioue Clementis Papae V. »Quoniam *)» ponteu^as incummt. Utrum exceptioni 
ab hae regula locus slt, Episcopi dijudlcabürit. ' 

3. CömöedHs aliisqUe profani» sp«etaciflis v non 'irtteretant;' toe -iures et 

oeuli sacri offlciis addirti, ludicris et Importe aetionttms, serrtonibfttique didtracti 
pottudntur 3 ). Similiter prehibemus ejiwmedt comlviis atttsque eoetlbus'tnlseeri, 
obi atnatoria eantantur, et turpia arat obscoeni motos corporum, choreis et salta* 
tionlbUs efferuntur. Saifum aatem Clericis dtetrfctlm ioterdleimas. ! ' ' 

.Itiem quoque consuetadinem graviter reprobamns, qua hine inde Oceaskme 
primittaram pro omandis et-disponendis floribus ac sertis in ipsis templis adn- 
taaoentulae,' quasi paranymphao adbtbentur, extra Ecclesiam vero saltus, aut «tia 
streperosa oblectamenta instituuntur. Celefirationi meanoriae mortis Gftrtetl quatn 
neomysta pentgi«, simites vanttfttes quam pvrdtn cohventtfit,' HonestupOS plari- 
bas dteere. ' :• - ••• - • " * • ■ i . - • ■ • ■■■ ■• •• •-. 

4. Alteis ac ebsrts Iusorifs, praesertlm qttibos mijor pecnntae raimba es- 

penitur, absttaesnt; dttoquin slmiWr non oolumanimumnon refortftant, sed deW J 
litantqiotäas; iriSuper qui hao insana pasfcione dnctmtur, in mutta alia vitia pra« u 
•ipitantur; cujusmodl sunt: flrauäes et fallaetoe, (tim ingena ttemerttas,' qua tales 
tum se, tum alios in extremas non raro angusttas conßefunt." Pretiüm peccatoram 
fortult« lusui expopere iniquitas tnaxima eat, ; • . • > . 

■ 5 . Clerici generatim armjs, non utantur, uisi neeessttatis causa; a vena- 

tioue autem in sensu Ganonum abstineant. < . ■ 

6. Ministri Sauctuarii nec interdiu, eo minus noch») videantur in cpropitis 
platearum. Si igitur noctu ob rationem offlcii •domoexire'debent; semper babeant 
testen aetionum suarum, pe vitnpereiur miaisterium nostrum. 

,, 7. Conv^uit) nt mensa, Ciericorum frugalis sit: foyeant attamen charitatem 
Grgtemam, et exerceant benevolentjam. Attendanfc aatem, ne forte graveutar 
corda in erapqla. Mensae verp in quabbuseunque sqeietatibus eoustüati nun quam 
assideant, antequam ilii statis preeibus benedicant* neque a meusa diecedaut, nisi 
gratps summo DEO rejigiose actis. . . .. . 

8. Et flagitji scandalive occasionem, qoae in cauponis vel tabernis occur~ 

rere solent, Clericis adimamus, ejusmodi locorum adltum ijedem interdicimus, nisi 
in itinere,necessitatis causa; et tune eo majorem modestiam et grawitatem prae- 
seferant, <juo piagis observari et jadicari soleut. .> . •<- - - 

9. Quoniam ab incontinentiae crimen, imo vei propter ( eolam bujus suspi* 
eignem in Clericaüs militiae professoribus majorem in modurn tatet bomines 
offendi solent, .decernitous:. ne Clerici cum mtdieribus de ineontinentia suspectis 
habitent, aut ullam cum talibus familiaritatem fbveant; ancillas, quas coctrices 
seu oeconomas vocant, quadraginta annis minores nuilatenus babeant, nisi ob 
peenliaria rerum adjoncta specialem eatedttS a 'Ntfbis vtei Oflffciail lioStro irtduitum 
obtinuerint. Personas autem in peccatum carnis jani lapsas; aut fii dfvortio vi- 
ventes, etiamsi cognatione junctae 1 e^ent, 'äd feer^|titiiri liuff^ttin a|kt|ih^t^ Quan- 

- m .u-rt.-i 

lfTrJdi ßesdf 14. P d« TleiUrm. ~> Cva$titL „Quoniam “\h lAppend. 
eub Nr. S. i>-r •: 

2) Cono. Prov.üMuül-i^ntPi. ®ft®eft». ldBb. npaddBit«fly nbpxlOTi J 
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(um tcniporis -tniquitas «dmittit. eligere studepot porsonas vitaproUtias.Xfwa 
integras, cathoiicas, et a pietate cammeqdgtas. Harum etiamcellae, & SaperdQs 
tun habitatiooe, quantura palest, remotae sint, neccellas has absque necesgKqtq 
ingKintv, nee eas mensae suae. appücare, yel eodeui cum-Dliscurru, vebj 
unquam licebit. Verbo eam cum illis agendi rationem sequautqr, qupe suspiqp- 
nem ernnem excludat. Si quem cujusvis Ordiols Glericum «ajcqbiqam,: mulie- 
remve eo nomine suspectam habet«, aut illiu» ponsuetjudine commerctoye uU l c0gt' 
pertum fuerit: in eum poeuis a sacris Capojtubu& iaflictls , gt aliig. . etiam arbMWU 
nostroirrogandis aoimadverterous t), . . .... ; ; , 

10. Ordinis praeterea clericalis memorgs, horoiaes leves, jp quibus nihil 
singuiaris pietatiset viflutis Cbristiqnae eluqek qne possuutstjudiOvXiWKrgdebent; 
mutt« magis autem iUoß, quorum vita scejerata in vuigu» nqta est, jm« forte pRg« 
affnigeat emendationis eorum. ,« 

> Qui DEO. mtlitat, implicare se, nggotüs saeciüaribus prohibetur. tdpo tyfm 
Jutif:» saeculari Advocati aut Procurateri&aeminet cauaaa.non agapt, bjpi.abaiiis 
Htfjtuiicium vocati suarn vel Eccfesiae suae, propiuguof um. eiiam, siaecegge.erit, 
etmiaerabiüum heminum caasas tueantur. , 

Ab omni maroaturaa geuere abstineak. Jn ; negotiathmibus, mercaturisvq 
se interpretes et medios non interponant. Negotiationem quaestuosam■, cujusvis 
generis Clericjs omnino inhibemus. Praecerquam, quod talis occupatio-) eqsdem a 
muaesre sao. avoret: raro ~prospere succedit, midtipItcea .pot^iSi hteS) etdissidia 
generat, certissima muneris. pastoralis impedimenta. 

•< . Ui Ayaro nihil, est scelestius 2 ), nihü est iniquius,qutm anuge pecuniam; 

hk eaim et animam suam venalem habet 3 ). N'equidquajn egt, quod Ödebum -öd*fc 
dam tantopere minueret, quam inordinata in Clericis habendi cupido, quacum 
durities et immisericordia juncta esse golet. ideo yel speciem avaritiae Clerici 
summe Studio declinent» Soilidtudo de crastino, qua nonouhi avaritiam suam 
excusant, vana censeri debet; cum ignorent, quid erit in crastino 4 ). Ngque labe 
immisericordiae immunes sunt, qui futuras,, promde imaginarias suas necgpsitates 
praesentibus Christi membrorum indigentiis anteponuDt. . \ , i; 

12.. Ne apud se libros, neve pageilas habeant aut legant, quorum lectione 
bene agendi Studium, morum distipttaa, et timor, eharitaaque DEI laagueseere 
possit: minus adhuc legant libros, quorum Aucteres reyno »DEI et Christi aper-: 
tum bellum indixerun(. , ■ , . 

Ad.sacrarum autem literarum studia diligenter omnes. incumfaant, ut quod 
ipai DEO obsequktm debent, rite praestare, et alios ja viam Domini dirigere ser 
dulo valeaut. , 

IS. Ad Canonicas bora, qua partem cnltus Divini puhlici, redtandas se 
sub peccati mortalis reatu oraatm adsteictos scire debent, quicumque in sacrfe 
Ordinibus constituti sunt, tanto magis ii, qui beneficia ecclesiastica cujusvis gene* 
ris obtinent. Ac in eo super omnia Iaborent, ut resuscitent in se gratiam, quae 
dgta «st ip#ia per» impasidonem. mamu. Nam tepar ilie .Reügtonb, >im» corrupti 
ac deprqvati marfs, qui passim m papulisi regnantf aM aüMuie incrementa suuh 


t^ Triti Sega. 84J Cap. 6. de eefortn. Coücil, Med. Pfov. H> tfaäc arf Matrim 0 . 
nium Pertinent. Synod. 8trigon. I486, apud Pfiterfly P. I. p. tll> »t »eq. > 

2) Eccli. 10, 9. . i V 

8) Älid^ V. lO. u 

i) Jm. 4, U. . . o .», j. tl . A . i aa ■ - >: .ü , • 
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psere, quam qnodpastores bnimarufn ipsi tepent, acsaepe seandatampraebent*). 
Qui boras Canonieas recltäre neglignnt, beheflcierum saorum frwtas pro rata 
ommissionis OfOcil ettemporis suos non faciütit, seif eos, tamquam Injaste per- 
eeplos in fabricas ipsorum benefleionrm, vel paupernm eleemosynas erogire in 
cbnsdrentia tieiientur*). ;n * 

14. Ut autem ln pietafis devotibnisque spiiltnin dies ’msgis acmagis pro- 
flfttanf: sancfissima PoCnftenttoe, et EuchariStiee- Saeramenta religiöse flrequentent 
derlei omnes; Sacerdotes quidem slngtrlis domtoids ac festis diebus Missam ceten 
brent, nisi legiiima graviqne causa detineantur: qui vero ettfatn anlmarmn «xer- 
bent, tarn frequenter, nt suo muneri satisfaciant 1 2 3 ). 

'• ’ : Ad eelebrationem tanti Mysterii corde puro, fet animo ad omnem ptetatem 
compösito accedant; ideo debitam praeparationem semper praemittant: Ritas et 
eaeremonias, quae ad commendandam Sacriflcii hujus dignitatem institutae sunt, 
4«am exactissbne observent, praeserttov auteffi genuflexiones tafes faciant, quae 
toternam in sptrilu, etverttate adoratfonem signtflcent. Finita Missa in piis pre* 
eibüs, et eoeiestis hujus Convivb meditafione aliquamdiu «teftxi maneant. Qua re 
Reetoribus Ecelesiarum praecipimus, ut Saeristias Ecdesiarum suae curae eredlta-» 
rum flexortis, tabellisque, quae preees ante et post Missam dicendas ctfntinent, 
instrüant. - ’ <’ ■ • : •• 

In caeterlS etiam sacris funetfonibna eam gravftatem ac pietatem praese- 
ferant, utomnibus palam Aat, se intime persentitcere, quod stotDEUM toter e* 
bomines raediatores, et Mysteriorum DEI dispensatores. 

Denique Sanetissinai Domini Nostri Pli Papae IX. verba usurpantes, omnes 
httjus Provinciae Clericos raonemus, hortamor et exdtamus, qu» oratkmi instan¬ 
tes, apiritu ferventes, ae pie sancteque viventes, praebeant in omnibus se ipsos 
exemplum bonorum operum, et DEI gioriae ac anlmarum salutis zelo accensi, 
atque arctissimo toter se eharitatis vinculo obstricti, acdpiant armaturam DEI, 
atque eoncordisslmis animis, conjunctisque viribus sub proprii Antistitis ductu in 
adern prodeant, et praetia Domini fortiter praelientur 4 ). 

ä. De Medii8 prömovendae pietutis in Olero. . . Paterna monita 
Sanetissimi Domini Nostri Pii Papae IX. obsequenter adplieamus, quae apostolieis 
Bterfs»Qoi pluribus 5 )« sic expressit. »Cum eompertum sit ad eectesitstid Ordi* 
nis dignitatem et Sanctimoniam retfdendam et conservandam pium spirituaHtnn 
exercitiorum institutum vel maxime rondueere: pro episcopäli vestro zelo tarn 
Saintare opus arger«, otnnesque in sortem Domini vocatos monere, hortarique ne 
totennittatla, ut saepe in opportunum aliquem locum iisdem peragendis exercitiis 
seeedant, quo exterioribus curis sepositis, ae vehementiori Studio aeternarum, 
divinaromquo rerutn meditatloni vacantes, et contractas de mundano pulvere sor- 
des detergere, et eedesiasticum spiritam renovare possint, atque‘ exspoiiantes 
veterem bomtoem eum actibus suis, novum induant, qui creatus est in juSlitia et 
sanctitate.« < ■ . , ■ . i 

i’ i v: Quarnquamumtem, atlibentercrediiaua, cumDeo eonjunctianhoarum Ca* 
Mtmtes pmatam reeotiectionem totentum aMnos soleant instituere : qui» tarnen 


1) Synod. ßtrigon. 1629. Cap. 8. Nr. 7. P6terffy Conc. Hong. P. II. 853. 

2) Conc^ Lak> V.:Vidg in Append.'an3> N r - t. -' ■ • 

3) Trid. Sess. 88. oap. 14. de reform. r ; 

4) Alloo. 80. Mali 1850. In Append. Cone. prov. Strigon. adb.Nr. 11. - 

5) 9. Novembria 1846. In Append. Cono. Strigon. sub Nr. 9a .1 ■ 
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ubl 4«o xe| im eongreganlor, In medio eonun est Doo»lBM, et;Mel«Si ipsi,pflb^, 
cia Cleri exerdtlisadpietatem soientaccendi; qurabimus, \xt suqr^ Cleri Qu i*. 
rati exercitia, in aliquibus Dioecesibus interdumjam asservajta, m omnibuß 
hujus Provinciße Dioecesibus insütuantur. . ,. u . • >, 

Caeterum ad providentiam Ordinariorum pertinebit, rltum exerdtionun ,pröi 
ratione locorura et indigentiarum deflnire, de Direct ore Spirituali provider«, 
ofnntaque adhibere, ot eolleeti Sacerdotes animo sinoero inter orationis, fragaH* 
tatis, silentii et hamilitatis opera. saeras exbertatianes exdpiant, CoüfessionoSa» 
mmentaliconscientlas vere emtmdent, atqne Spirtttts 8., donis recreaii ad sua 
revertantor. .. - .! 

' Pari sollieitudtoe commendabfmas et inoutcabimus Clero nostroan* 
mtäm recollcettonCm sacro tempore Quadragesünae peragendam. Hoc 
enitn tempus, quo memorfan» passionis Cbristi retolrt Ecclesia , prae caetoris'op* 
portnnom est et aeeeptabile ad opera poenitentiae in spiritu humiHtatis et < animo« 
edntrito exercenda. Singuii proinde, in eara pastornli comtituti Presbyteritrib« 
diebas, per Viee-Arcbidiaconum distrietualem deflxis, in eella» suas rechtst, >legpn» 
dis meditationibus, Psalmis et precibas poemtentialibus persolvendis, Roaari» reet* 
tando pie vacabnnt, et se diligenier ad Sacramentalem Cotofessionem, in aan*) 
spectn fidelium peragendam, praeparabont; die aatem sabsequa convenient debito 
tempore ad ioenm designatum; sab eruce, redtando Psalmura »Miserere,« proce* 
dent roebetis indati ad Ecclesia«; orabunt Psalmos poenitentiaies, et Spiritau|i 
districtuali vel alter! de praesentlbns in Eeelesia, post cohortatfenem a senior» 
de Clero praesente prommciandam, eonfitetwntur et e mann V. Arebidiaconi sab 
Missa panem coelestem accipient, et eantando »Te Deiun« ad aedetn paroehäiiem 
revertentur, solatio spirituali repieli, et mox ad sua redituri. 

Ne autem Spiritus clericalis, fructus barum exercitationum, «xareaeatc qua* 
tidiana Sacrae Scripturae, et librorum asceticorum lectione, meditatione, .frequen¬ 
tier! confessione, Venerabilis Eucbarisliae, quae coeleste antitodum est, quo a< 
peccatis praeservamur, jugl visltatione foveatur, oportet. Cui scopo opera aseet 
tiea usui Saeerdotum accommoda (qualiasunt prae caeteris aoreum opus »Memo- 
riale vitae sacerdotalis,« Thontae a Kempi* »tibri de imitatione Cbristi,« »Phile* 
tbea« S. Frandsd Satesii, »Soliloquia« S. Augasltni, Laurent» Scopuli »Certamen 
Spirituale« etc.) opportune deservient. . . • 

Obsecrat porro baec Synodus cunctos, minist er io Altaris dicatos, ut.U 
lectione librorum inutilium et reprobonum penitus abstineant, jaetm*» 
tum temporis quam pecuniae, sed vel maxime quietis internae ob talem lectionem 
eenecientiae sibi ducant, nec emendo pravos ingeuii foetus ad impietatenq cella« 
borent. Memores autem obedientiae, quam Ecciesiae spoponderunt, numqUam 
aboque obtenta facaltate Ebros prohitoitos veivere ■ praeaumant ~. seons . poenas in 
CMstitutidne Pii. IV. quae inaipitt »Domüuei« gragis, et ßuUa: »Coenae« deevetas 
mcnrsuri: ■ ....... 

Gerte si Secerdotes Do«ini a noxü9 libris, vanis inatHibasqae pagellis; 
afesänoeriPt; tempus ittis erit non tantum fcoras «anmicas quotkbe persolveodi, 
vernm etiam sacrae meditationi, examini cpnadeatiae tarn generali, quam parti- 
culari, Rosarii recitationi, Venerabilis Bucharistiae Visitation! quotidle cem fruetn 

vacandi. . . . . , ( ,- 

Ne vero in boio summi pro Clero momenti negotio vel tninimum quid inter* 
misisse doleamus, obligamus spirituales Cleri juqieris Direetores, ut Alumnos 
artem meditandi doceant, et meditationibus quoti^e ässeryaildisj ^edulo exerceao^ 




Das Provindälednefl ro Gran vom 19; 'Sept. bla S.'Öet. 1858. 


simuhjne libeilös 1 idtmeos Ulis com tuenden t, nt aperart porartt bene tneeptam medl- 
tandl eonsdefodittem, ■ postquam alumni adeleverint, ln alteram eormn naturam 
esse Wansituram, et DEO benedicente fructum centüplüm anaturam.' 

3» De mediis augendae doctrinae in Clerb. . . . Ad augendan» 
ltteranun Studium in Clero ntiiiter quidem conducnnt examina Synodaüa, dum 
pronioveadi ad bcoefleia eoram Examinatoribas eieetis Aoetriaae suae safflcien- 
tütn teaentur comprobare: eam tarnen exaaina faaee xariua, ac «st obligatio in 
sadtis sdentiis proflneadi, institnipraeripiantur, . . . . 

r • Sdentiaram sacrarom stndinm inCiero jngiter prometuri sequeiHta «ftnstitoiiBtts: 

1. Ne in Sacerdotibus sacrarum disciplinarum stndinm nnqoam restingua-, 
tar, aotlaoguescat Industrie, nf Beatissimus Pater Pins IX. ad Episcopos Imperii 
AastriaciAnao 1858, die 17. Marth ohservat 1 ): hi singnlis Dioecesiom regiotdbus, 
sen ut apod nos vocantur, Distrietibus V. Archidiaeonalibus, ■ Cengressus babebun- 
tur; ln his tbeaia thealogieum, quod eujusvis aoai inkio ab'Ordinarto propone^ 
tnr,- qoodve qnivis Saeerdos osqoe quinquagesimum aetaits annum,. nisi ab -Epb^ 
soopo ob graves rationies dispensetar, elaborare , debebit, discutietuK : Eiahorata 
Singulars« in scriptum redaota post eoneertaUonem in corona fratru» institutam 
Onünartatui exbibebuntar. 

2. Episcopi se fadles praobetmnt iD resplvendis taxis Rigorowrom Exami¬ 
na« pro Presbyteris, qni bono spiritu anhaati, ad lauream Boctoratus adspirant; 
optaate attamen, nt rati» obtinendi gradus Acaderaicos Baccalaureaius, Ucentiatus, 
etDoctoratus, Constitutionibus ecdesiastlcis conforraetur. 

•8. Librorum vel eliam Dissertaikmum breviorum editionem de objertis 
impHMo fldei et monun semper grate suseipiemns antnio : volumus a Warnen, et 
in qnantnm opns. est, mandamus, nt Cierici nullum scriptum typisexcudi faciant 
aste abtentum a nobis indnlturo, et pro re nata adprobationem. . . . .. -- 
•*. i. 4* De Testament^.. . ... Novimus quidem, leges.EeclesiaectPPaiesta- 
menta variis itemporibus ob: bominnip improbttatem et leguni civilium in testa- 
menta Clerieoram influxom varias subivisse mutationes: spiritus tarnen Erclesiae*) 
idem semper manet, benaqoe et proventus ecqlesiastwos eonsiderare egertet, cen 
vo*a fldeKum, pretia peoeatorom et patjimonium pauperom. Mine sacnam Conr- 
cNtam TrMentlnnm 3 ) Episcdpis oldaque benefioja eceksiastiea obtinentibus- iuteor 
dhcit: »ne ex reditibns Ecclesiae consanguineos, familiaresqseauos augere etn- 
dcaat, com et- Apostoloram Canones probibeant,. ne res ecdesiaqticas, qnae DEI 
sant^coiisangnineis donent, sed^si paoperes sint, iis ut paupedbus distribuant,.>. 
imo monet idem Saerum CanciHtm, ut omnem humanum hupc erga ltaütfes, nftr 
potes, propingaosqoe camis affectnm, onde multoram malorum. in. Ecclesia se«*r, 
nanmm extat, penitus deponant.« . . . : u,.r-r < ■, 

m In ne*n borum, proot et conformiter. artiiCBlo KXi noviäsimi Concardati; 
Aastriaci, oramus et per sanctinMmiam statas aacerdotalis obtestainurv hortataor-i 
qne omnes in Sanctuario Domini servientes, ut concessa libertate testandi. iin .api* 
rttu dmaUHUtt Etxleaiae, et juxta sacres Canones utaUtur; inbibemns proinde, ne 
uttqnam teqtaaaenta contra Sacros Canones eondant, ant raditos ecrtesiasticoe; 
eongrpae spae sustentationi snperfluos, • in «jus numifeste profanes, vel sanc&att 
«t bonae famae Status dericalis adversos,-relioquant*).. , - ;• t . : . .. 

1) Vide in Append. Nr. 16. 

#) Capj l8. de testamehtis (8y 26.)'G.19. CatiB. 18. ‘<pl. 1.' ■ • 

i:ß) Sapa..S»5, POp.il> do RMurm. ; v . • u ■ 

4) Vgl. das im Arohiv II.. 380—382. in deutscher Uebersetaung mitgetheilte 
erkbischbfllche stetut Vom 24. Jnm l l 857 für die Gratier Kirebeiiprortn«, worin da» 
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!#» M«<Sewimt&t Mtyoi&ms. Ecolooia irniUtw* noöfe m«gi0,,qwm> 
vtv» innWWrqetompis et, lap#dil)us, qmuoo tUiunde euputqE,, quopuex : 9fßmr, 
ptuariis et ofScina scholarum 1 ). Quantam cur*m> rectae Be® inarii poqrdjnatipnt, 
opopteat, duin ; ex .CQP#i Tfi4«»t^i,öecrpt<), 2 ), 4ow :<!* *o etia® radle 
intdligjtar« quod-, #b . eoruro, ,qui, in Beminwio.. vivukßt, fecta iustimtiooe tatin$ 
Pfoeeesis reformstiq pepdeat,, üt juyeoes in qprtein ! ^o®im:vq®dl),<.in:)®nQat:Wi<'i 
Utes JESU Christi,, et ^delps dispenßatqres, myeteriapum PEI foriftentur, id ,v#0 
ed* Qt a teneris annis ad. pjetflle®«. religHmem, hpuog ntorps» ;pteras et epde» 
siqstipam. di$qip4pame(udiAntur,. sgmpet qaidem .mqgpp l^bore. yenit, hüs aqteW; 
tqmpftribqsraajqri labpie .yeniefe q»o, minorem e „domo parentum.^dfeiwd. 
Wetfl^m, t e qqptp» apt^^uo .TOmgepifiaevi,, pertteppo«^ ^emplWH« tön, <1# 
saepwe djqrfict#,,qti 3 m sejductjqnp: jn„tr i qpqverpuni 1> ajCti;i8unt, ! ,,. ... >|H , 

Hunc in finem quoad credita curae nostrae Seminaria sequentia statu®®# > 
um ... »JMjgnia,Eft$esi«e utiHt^.item.pipqu® Etmtytqj®®. \ftMPMda yoluntas 
poacMkiu^Jnsiituta ; U«qc d,dn ffl^o J ,cq#sepyentpr, verum . «tia®,, { 4eptinati,o#i.{«aer 
qBtiorauOsqup reddaptur., laJpm ; igitut .hapc Sypodus : «xoptat .qprum adminasUft-, 
tionem spiritualem et temporalem, quae, 3emH®^ior^®.!SweriorfiO, de preditoi^Ult 
hqp, pretmsj^inift tqientp pEO rattowm r.eddjturpg, aliquando ,«ono«et,i non dam- 
oe( R , üt td l( obtinea|ur iunma m , ■u-.r ■ . :•-» i.-.mi« :» f 

m ., ,2,. Sqperiorep §eipmi«ij oHgereradnilemus* .qui ftrvore flde^ 

vitae integritate,, mqrum grqyit*tq, pQpvepoationjis affaWlilqte, BqqlesiaA-amore,. a«, 
?elo dispiplinae pccjegiastiepe ,ind<e ,a iPtipjo. Qlericqüs yitae, : ,tff?ftfi®io lernet^tap 
gjavt ppeti PPros, ta*doque hqnore.dignos, peddiderput.. 

:■ 3. Hag ip$as dotes, curo.e»Uma tciqntiq,, ,j®t galtem ^incero scientiaru®, 
amore,, e*iq® Ut Pjofcssurihus fequir.em.us, tppto mpgäf.qfiod aiW wtttnum .praesi- 
«Uumj'pjaeatent, Pietao .et. doclriwu .patjpniur,. ul, «tid*, sdentiarnmHpronflr, 
sitione munus suum absolvant, sed eo inviabimus, ut alumnis vocationis gqqg, 
afljprent, dignitatia gqqerdojtalis neRtjjpiq®,, o^marn®, sancdumniam,iproppsitione 
do^igormiL ipstitle^t ;, Superiojiftus SemmarMhiB: eow«nnmdP et finpanda disqlT.. 

freie Tebtlren der GeistHehenänerkanöt Und« nürjenaeh derArt der' PräbendeJaS 
Vermächtnis* einer sehr® äseigen Summe ad piann causam-■iorgesehriebeii 1 Ist. 1 Mdn' 
TMtbiod«'damitdas ■' G6no- prov./VieB4e*8i a.i 1866.■tit. 1 Wl. eip. 4, -(hn '!a*chi>V';FWi„ 
TPflp. und daa Jiiineii. PaatrBl. iißß^v Nr.i8iÄ. über dip Ge.wiaa^nsptMohiV.«», 
dgr,Privater ln-.B-.Ma>« gnf^«.letirtiülUAi** -RUM aeia. aOiiitn 

Hohes, Ve ^.ögpa,; ? ferner, .. 

Sentis, Franc. Jacob., archidioec. Coloniens. pj-ea|>yt. Iff.Jyr.f testamentorum $ de-, 
ricis saecularibus ofdinandorum. Disaert. ’inaug. Öonnae 1862. (76 pagg. 8.) 

Herr' Sen'tis gibt zuerst eine sorgfältige historische Entwickelung 1 der canoni- 
sthen Vbrsdbriftert Über- die Testamente der Geistlichen und führt schliesslich näher 
((Be auch schon von M-oy im Artfhiv-'IV., 7#8i (1859) Teoipilrte Ansicht) aus, Wie 1 
in vielen Gegenden durch Gewohnheitsrecht sieh ein unbeschränktes Recht der GeOS#^ 
IMmb. au testiren entwickelte ubd aur mehr .pro fora conscientiae. für die GeiaÜMhen' 
die Verpflichtung *n Verfügungen an, fronranen Zweckm bestehen, büeb. In, Dogehni 
war seit 17Q3 dje Teftirfreiheit der GeiatUehen .,aueh Juroh bürgerllpbe Gesetze-, feq?, 
schränkt . Diese Besp^iränkupgep wurden aber .durch.Art. XXL des österreiohisohen 
Concordates aufgehoben. Unter Anderem sind die canones über die 'Testamente auch 
in den Pastoralbriefen des f Weihbischofs von Osnabrück im Jahre 1848, 1849, 
1851, 1853 pnd ,vonidem gegenwärt»gpn BiBchpfe P*«i |m JtJirviWa neR «ingeschärft 
worden, und zwar soll dieses auch pro foro externo ecclesiastiwgeawbit seiq, Q4. d. B). 

1) Peterffy Cono. Hnng. P. IL p. 231. i; , ,, 

2) Sets. 23. cap. 18. de Beform. xt , ; i . t, 
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pflna, totoqne edoeatiofll* eedestostieae negotio auxlliatiieew ntaoum proebeant, 
aeeum Hlis-ereditos cttrae suae juvenes in Tiros perfeotos, ln mensuram aetatis 
plenltudinis Christi fermare contendant. 

4. In id mentis nostrae aeiem primum dirtgemus, ut cum aceurato deteetu 

ii clericat) mflitiae adseribantur, a qnlbos merito possitexspeetari, nt iia in lege 
Domini ambuiantibas et de virttite in virtotem euntibus, eorum vita cunctis affterat 
venOrationem, et eorum opera Ecclesiis nostris spiritualem afferat otiiitatem 4 ). 
In sosceptione aluronornm nnice pietatem, moram probitatem, et factos in Uteris 
progressus attendemüs, postbabita camte et sanguinis vel amieitiae aut commen- 
dationis ratione. Neminem eierieali militiae adscribemus, qui testimonio proprii 
Parochi destituetur, quo nos certos reddl volumus, qtfod et aspiräntes inde a 
teneris probos mores praesetuierint, et eornm parentes chrisUanam honestatem 
sertentur. ■ ■ ■ 

5. Qeeniaiu supra quam dlei pOssit, interest eos, qui in sortem Domini 
vodantur, ab ineuSte aetate ad pietatem, morumque Integritätem, et ad canoni* 
cam discipiinam informari *): nt alurani gettuino eeciesiastico spiritu imboantur, 
Seminariis nostris de Statut iS providebimus. 

6. Quia labia Saeerdotis eustodlunt scfentiam , et legem reqtdrent ex; ore 
ejus *): omnem curam impendemus, nt alumni Seminarii saeratioribus srtentiis 
suffioienter imbuantur. Hinc sieut magistris ealcar addere non intermittemus, ut 
manere docendi quata optime defbngantur, ita nos ipsi etiam tentaminlbus assi- 
due interesse adnitemur. Ut in sacra eloqüentia debile exercbantur, eo magis 
curabimus, quo sensibilior est insignlorum Concionatoram defectus. Quo aatem 
lingua Ecdesiae loquetidi et seribendi faciiitatem consequantur, omnes disciplinae 
saerae per Ifagfstros lathle proponentar, et per discipulos eadem lingua responsa 
dabuntur, nee aüa in stodio tyrocinil ecciesiastiei etit conversationis lingua quam 
latina. 

7. Professores f., vdl saltem 4i in quoltbet Seminario praeerunt qaatuor 
separate elassfbas theoiOgiae studenttom: — iidem de regula ope eoncursus 
deligentur, dempto Canonico Tbeologo, praemissa tarnen diligentissima inquisitione, 
num ipsa Caesarea, et B. Apostolica Majestas «liquid contra . Bios habest circa res 
poüiicas. (Ep.EncycL SS. Domini nostri Pii PP. IX. die 5. Nov. 1855. „Optime 
nosdtis*);“ Nee nisi superato anno probationis definitive pro magistris repn- 
tabontur. — Ab bis deposeimus, ut alumnos ex propositis materHs tarn in priva- 
tis coiloquiis, quam in publicis quimestralibus examinibus perpentent, quo düi- 
gentia et profectus aiumnorurn pateaut. 

8. In re literaria,« Magistris faciliori, breviorique ducantur via prolixita- 
tern devitantibus, quaeexperientia teste tardiores non juvat, subtilibus autem et 
iggeniosis molesta esse solet. Philosophie maxime rationali sedulam, ac diutur- 
nam ante ii operam navent in Seminariis, qui sacris discipiinis inibi fuerint insti- 
tnendi. Schotee S. Scripturae, et Ecclesiasticae Historiae in iisdem Seminariis 
babeantur, in quibus Theoiogia integra omnino, servata scbolästica methodo, tra- 
datur. Professores agant soierter, ut diseendi amorem in discipuiis excitent. 

9. Nos quidem tamqüam homines divini setisus, et snmniae rationis ignari. 


: 1) Benedicti XIV. „Übl priWum u 1840. 3. Deo. Ball. Tom. 1. pftg. 3. 
> 2 ) Bened. XIV. loc. clt. ' 

3) Malsch. 2, 7. 

4) In Append. Concü Strigon. Nr. 15. 
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promovendorum ad Ordines vitam, quantum possumus, aestimare studehimus *); 
ut tarnen ordinaudis majori cum securitate manus imponamus, neque nos illos 
provexisse, nec illos tantum officium suscepisse unquam poeniteat: sicut Superio- 
res ita Professores etiam ante sacrain ordiuationem provocabimus, ut nobis, 
asservato secreto scrutinio, referaot scripto, quid de eorum actibus aut moribus, 
quid de eorum merito sentiant. Deuique nunquam sine praeviis exereitiis spiri- 
tuaübus et examine ordinandoram (hacteous etiam ubique asitatts> Ctericos ad 
Sacros Ordines promovebimus. . • v 

6. De SeminarMs puerörum. »Cüm adolescentiutn aetas, nisi recte 
ftistituatur, prona sit ad mundi Voluptates seqüendas , et nisi a teheris armis &d 
pietatem et reiigionem informetur, antequam vitiorum babitus totum hominem 
possideat, nunquam perfecte, ac sine maximo ac singulafi propemodum DEI omni- 
potentis auxilio in discipiina ecclesiaslica perseveretr Saneta Synodus statuit, ut 
singulae Cathedrales, Metropoiitanae, atque his majores Eeclesiae pro modö Weui- 
tatum et bioecesis amplitudine certum puerorum ipsius civitatis dt Dfoedesis, vei 
e^is provinciae, si ibi non reperiantur, numerum in Coliegio ad hoc prope ipsäs 
Ecclesias, vei alio in loco convenienti ab Episcopo eligendo, alere ac religiöse 
educare et ecetesiastifis dfseipiinis instituere teneantur.« Sunt verba Concilii Tri* 
deutini 8 ): Ouare — 

1. Sancto buic Decreto nos eo promtius obsequemur , quod ad iliud se- 
quentibus verbis Summi Pontificis excitcmur; »Pergite Venerabilea Fratres, omnem 
impendere industriam, quo sacrae militiae tyrones a teneris annis in ecdesiastica 
Seminaria recipiantur, atque inibi, tamquam novellae plantationes suecreseentes 
in circuitu Tabernaculi Doinini ad vitae innocentiam, reiigionem, modestiam, et 
ecelesiasticum spiritum confonnentur 1 2 3 ).« Idcirco ampliore in dies' soificitadine 
eo Cennitemur, ut Seminaria minora, puerorum dicta, quaraprimum per tempo- 
rum adjuncta licuerit, eriganlur. 

2. Cum recipiendos ad hoc Seminarium, e mente Concilii Tridentini, ad 
minimuin duodennes et tales esse conveniat, quorum indoies et voluntas spem 
adferat, eos ecclesiasticis ministeriis perpetuo inservituros esse: hortamur Paro- 
chos et magistros puerorum, ut ex adolescentulis morum ingenuitate conspicuis 
eos mature segregent, et paterna soliicitudine foveant, quos ad clericale tyro- 
cinium vocatos et idoneos judicaverint. Quo amplius leviticam istam tribum mul- 
tiplicabunt, eo jucundius DEO praestabunt obsequium et Eeclesiae magnificabunt 

' Iaetitiam. 

3. Quoniam idmodi Institutum magnis solum impendiis coadunari Valet, 
taiibus autem ferendis quaelibet Dioecesis par non est: opportune duae tresVe 
Dioeceses viciniores unirentur respectu loci et expensarum, pro numero educan* 
dorum, per concernentes Dioeceses ferendarum. 

4. In perstringendas educatlonis hujus necessitates universim sint illi fon* 
tes, quos loco citato Concilium Tridentinum non proponit solum sed mandando 
designat. Tales sunt: 

a) Pars proventuum Seminarii majoris theologici, quae a necessariis ex- 
pensis penes justam parsimoniam supernatat. 


1) Pontif. Rom. in ordinatione Diaooni. 

2) Sess. 23. cap. 18. de Reform. A 

3) Encyel. 1840. D. 8. Dec. Neapoli in suburb. Portiei. 
AnMt fftr Xirch«nrc«bt. IX. 
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>b) Aroma portio Eeetesiarom Calhedralfum, parecbiaKUm, et flüalium, quae 
abundante «tote gaudent. 

. e) Stipendia eeetesiaslica studentibus sublevandis, vel in convictibus edu- 
eandis destinata. 

d) SlmpUda benefleia in bunc finem convertenda. 

e) Taxa a Beneflciatis juxta praevigentes normas desomenda. 

Dis accedent oblala et legata in finem tarn aanetom per Cteram et Laieos, 
ot speramus, facienda. 

5. Ordo domesUcus, totaque disciplina in bis Inatitntis judicio Ordinario- 
rum definietur. Muneris, ad quod Alumni aspirant, ratio exigit, nt Studio liuguae 
latinae pecpliarem impendant solertiam, et e Unguis in Dioecesi vernaculis ad mi- 
nimum daas addiscant. 

6. »Eadem Collegia,« verba sunt Benedicti XIV.*), »singulari Episcoporum 
aoilicitudine foveantur, necesse est, videlicet ea saepe visendo, singuiorom ado- 
lescentum vitam, indolent, et in studiis profectnm explorando; aliqoa demnm 
benefleia iis, qui virtutum suarum specimen darius praestiterint, mqjoreraque län¬ 
dern retulerint, conferendo.« 

7. ßenique meminerint tarn Moderatores, quam Alumni borum Instituto- 
rum, se nec in scientiis, nee in moribns quidqnam proficere. nisi Christum elege- 
rint laborum suorum Ducem ac Magistrum. . . . 

Titulus VII. De Regularibus. 

... Non dubitavit Sanctissimus Dominus Noster Pins Papa IX. 2 ) contestari: 
qood Religiosae Familiae ad majorem DEI gloriam, et animarum salutem procu- 
randam a SSmis viris, divino afflante Spiritu institutae, atque ab Apostolica Sede 
confirmatae, multiplici earum forma pnlcherrimam illam varietatem efficiant, quae 
miriflee rircumdat Ecclesiam, ac laetissimas illas auxiliäres Christi militum turmas 
constituant, quae maximo tum Cbristianae tum civili reipublicae usui, ornamento, 
atque praesidio seroper fuerunt. Et hoc quidem ideo, quia ad evangelicae sapien- 
tiae consilia profltenda vocati, iis egregiis operibns insistere gloriosisque laboribus 
perfungi semper visi sunt, quibus de Catholica Ecclesia, civilique societate optime 
meruerunt. Nemo siquidem ignorat, vel ignorare potest, Religiosas familias vel 
a prima earum institutione innumeris fere claruisse viris, qui omnigenae doctri- 
nae, atque eruditionis copia insignes, oronium virtutum omatu, et sanctitatis 
gloria fulgentes, amplissimis quoque dignitatibus illustres, atque ardenti in DEUM, 
et bomines amore flagrantes, et spectaculum facti mundo, Anteils et hominibus, 
nihil aliud in delictis habuere, quam omni cura, Studio, contentione, in divinarum 
rerum meditatione dies noctesque haerere, mortifleationem JESU in suo corpore 
circumferre, catholicam fidem, ac doctrinam a solis ortu usque ad occasum pro- 
pagare, ac pro ea forliter pugnare, et cujusque generis acerbitates, tormenta, 
supplicia alacriter perpeti, ac vitam ipsam profundere, rüdes barbarosque popu- 
los ab errorum tenebris, morum feritate, vitiorum coeno ad* evangelicae veritatis 
lucem, omnemque virtutis, et civilis societatis cultum traducere, literas, disciplinas, 
artes, excolere, tueri, atque ab interitu vindicare, teneras juvenum mentes et 
cerea corda ad pietatem et honestalem mature fingere, sanisque doctrinis imbuere. 


1) Encycl. 3. Dec. 1740. „Ubi prinram.“ 

8) Epiat. Encyol. ad moderatores Regular. Ord. 17. Junii 1847. V, Append. 
Concil. Strigon. Nr. 10. 
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errantes ad salutis trarnitefn re wäre. Neque id satis, naftQite ioduti viseera 
misericordiae nullum est heroicae charitatis genas, quod cum propriae etiaoi vitae 
discrimine ipsl non exercueriut, ut captivis,, carcere inclusis, aegrotantibas, morien- 
tibus cunctisque miseris, egenis, periclitantibus opportune quaeque ebristianae 
beneficentiae, et providentiae subsidia amanter praebere, eorumque dolorem 
. lenire, lacrymas delergere, ac necessiiatibus omni ope et .opera consulere possent. 

Magnificavit. qoidem non parura Summus Pontifex verbls his Regalariom 
ad omne bonum promovendum studia, et contentionem; est ut testimonium per- 
i hibeat veritati, profitetur una nunc quoque eiistere quidem saeraram FamtUarum 
non paacos alumnos, qui illustria Patrum suorum vestigla prosequi, in nrinlslerio 
salutis laborare, bonumque Christi odorein undiqae diffundere stadent: non pau- 
cos at tarnen repenri, qai suae professionis, et regulärem minus'sollktti, «• susce- 
pto institutot ita dedinare visi sunt, ut non exiguo damuo sint etsibi ipsis, et 
, Eeclesiae. 

Eapröpter gloriose Eeclesiam DEI guberaans Pontifex matflmus eadem Epi¬ 
stola Endyclica enunciatum de instauranda diserplina Regularium condlhim in 
«ffectum deducere volens, visitationem Apostolicam Ordinnm Religiosorum dis- 
pesuit. 1 

-Quo tarnen haec salutaris dispositfo pontifleia uberem ferat frnetum, eert- 
suimus eolleeti in unum arborem hanc, in vinea Domini p!antatam, paternis mo- 
nltis cireütnfodere, cohortationibus rigare et fractom expectare in patientia, per 
: viseera misericordiae DEI nostri, cum charitate paterna quosvis Reguläres provo- 
cando, obsecrando, et pro gravitate muneris, quod nobis Ecclesia in Concilio Tri- 
dentino 1 ) de Regularibus imposuit, admonendo: ut omnes -Reguläres tarn vlfi, 
quam mulieres ad Regulae, quam professi sunt, praescriptum vitam instituant, et 
componant; atque imprimis, quae ad suae professionis- nempe: obedientiae, pau- 
pertatis et castitatis perfectionem, nec non quae ad commuttem vietnm et vesti- 
tum pertinent, fideliter observent. In specie: 

1. Quoad paupertatem. Religiosus, uti exploratum est, nullam prorsus 
habet proprietatem, sive in vestitu, sive libris, imaginibus, pecunia, aut quacun- 
que supellectili, ita, ut Superior dum et quando libere disponere valeat de omni- 
buS, quae Subordinatus in usu habet. Oblata quaelibet, et a quocunque facta 
dispositioni Superioris quisque submittat, est necesse, qui bona Monasterii vel 
Conventus per offlciales ejusdem, ad nutum suum amovibiles, administrari faciet 2 ). 
In supellectili cellarum, et veslibus summa simpllcitas et perfecta uniformitas 
observetur. 

2. Quoad obedientiam. Haec debel esse perfecta, eo sensu, ut qui vis a 
primo Superiore usque novissimum Novitium, Legibus, Constitutionibus, Reguiis 
sui Ordinis, a S. Sede Apostolica confirmatis, plenum praestet obsequium, proinde 
librem, vel ternionem haec in se continentem, velut suum codicejn JLegum jn 
corde veneretur, eundem frequenter relegere, super argumeuto meditari, sensum 
penetrare contendat; Superiores autem locales statis temporibus publice legi 

1 curent; denique Magistri Novitiorum ad captum singulorum frequenter explanept. 
Sed nec minore propensione obsequatur unus quisque madato, atque dispositioni 
Superioris, in quo DEUM intueatur; quia omnis potestas a DEO data est ,"ef tfui 


1) Sess. 21. cap. 8. 

2) Couc. Trid. Sess. 25. cap. 2. de Reg. , 

26 * 
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potestati snperiori resistit; DEO resistit, qai aatem resistant, damnationem ae- 
quirum. 

3. Qaoad Castitatem. Cam banc angelieam virtutem in vasis fictilibus, 
mulium fragilibus deferamas, omni sollicitudine tuenda, et contra pericola mediis 
opportnnis monienda est; inter quae referri debet: qnotidianum examen conscien- 
tiae tarn generale, quam particulare; frequens sacramentalis Confessio; si non 
quotidiana, iterata per hebdomadam Missae Sacrificii ceiebratio. Porro oratio et 
meditatio quotidiana, Horarnin Canonicarum adtenta, devota et simultanea in 
cboro voce altiore persolulio, media sunt ad angelieam virtutem banc illaesam 
servandam, custodiendamque. 

Pro coronide, Superiores t'onventuum, vos graviter monenms, bortamur, 
et obsecramus, ut religiosi viri vestrae eurae crediti serio meditantes vocationem, 
qua vocati sunt, digne ambulent in ea, et vota, quae DEO semel voverant, reli- 
giosissime reddere studeant. Omni vero vigilantia prospicite, ut muudi iiiecebris, 
negotiis profanis, spectaculis, lusibus noncium mittentes officia sua rite impleant, 
studeantque ea evolvere, et condiscere, quae ad Sacramentum Poenitenliae rede 
administrandum requiruntur, nec minus quae ad verbam DE1 flructuose annun- 
ciandum, et ad flrangendum parvulis per explanationes catecbeticas panem, Saeri 
Canones opportune constitnerunt. Caeterum jurisdictionem Nobis Episeopis oti 
Delegatis Sedis Apostoiicae respectu Regularium in Conc. Trid. *) tributam exer- 
cebimus, et manutenebimus, eapropter quaecunque demum a SS. Conclliis, et 
Pontificum Constitutionibus vel a Nobis ratione praedicationis verbi divini, et drea 
curam animarum statuta sunt, vel disponentur, observari praefati muneris nostri 
virtute praecipimus. 

Postremo: cum omnes tarn saeculares, quam reguläres clerici eidem mili- 
tiae nomen dederint, eamdemque causam sub eodem Duce Christo JESU omnes 
agant; omnium unus debet esse spiritus, cor unum, et anima una. 

Eapropter junctis, ut decet, dextris simul atque animis, vigeat inter Cleram 
secularem et regulärem pretiosa illa consensio animorum, qua nihil DEO gratius, 
nihil fidelibus potest esse utilius. Cum enim una sit regularium et secularium, 
Praelatorum et subditorum, exemptorum et non exemptorum universalis Ecclesia, 
extra quam nullus omnino salvatur, quorum omnium unus est Dominus, una fides, 
unum baptisma: decet omnino, ut omnes, qui ejusdem sunt corporis, unius etiam 
sint voluntatis et sicut fratres ad invicem vinculo charitatis sint adstricti 1 2 3 ). 

Quae vero hic de Regularibus nos desiderare et praesrolari in Domino 
diximus, ad Sanctimoniales quoque referri volumus; dolenter enim percipimus, 
nec in baruin Monasteriis ita perfectionem, et disciplinae observantiam, imprimis 
clausuram vigere, quemadmodum SS. Concilium Tridentinum suis ®) conditis decre- 
tis sanxit. Si Ecclesia Christi universim foemineum sexum devotum appellat: 
quanto devotioni magis intentas esse oportet Virgines DEO sacratas, et per pro* 
tnissa jurata Altissimo ex toto devotas! Hortamur eas proinde in Christo JESU, 
ut reddant omni cum zelo et studio, quod voverunt; fugiant mundum in eogi- 
tationibus quoque, ne fnducantur in tentationem; vitent consortia, conversationem 
mulierum quoque, adeoque clauso ostio orent Patrem, qui in Coelis est Quod 


1) Sess. 25. De Regul. item. Sess. 6. cap. S. Sess. 23. cap. 15. et Seas. 24. 
cap. 4. De Reform. 

2) Clementin. C. un. De exeessibus Praelator. 

3) Sess. 25. de Regul. 
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flet, si clausura religiöse sancte custodita, nee ullus exeeplioni fuerit locus, prout 
id Benedicti XIV. magnae merooriae Pontificis Bulla »Salulare in Ecclesia Catho- 
lica« die 3. Januarii 1742 edita praescribitur'), e\ inculcalur, quam per Spiritua¬ 
les Sanctimonialibus quovis anno republicandain disponimus. 

Caeterum cum baec de Ordinlbus religiosis enuneiamus, una laetl deprae- 
dicamus, arborem lianc bonam, instilutum videlicet Regularium nostris temporibus 
Kursus viventes germinare surculos, novellos emittere ramos, et majora usqufe 
capere incrementa. In unica qulppe hac Provincia Strigoniensi boe ultimo de- 
eennio flliis S. Ignatii de Loyola duae, Clientibus B. M. V. de Monte Carmelo una, 
Canonissis de nostra Domina una, Domicellis Angiicanis una; Sororibus S. Vin¬ 
cent ii a Paulo decem domus ftierant apertae. Sit propterea Nomen Domini 
benedictum. 


Titulus VIII. De perfectione populi. 

1« De moribu8 populi . . cemamus: 

a) Multos exlstere, qui cbristianae fldei et cbaritatis spiritu animati, bonum 
Christi diffundunt odorem; 

b) Juventutem spiritu timoris Dei, ac pietatis lacte enutritam, non tantum 
fldei elementis, sed pleniori etiam sanctissimae nostrae Religionis cognitione per 
Curatores animarum, aliosque pios et religiosos imbui Magistros, atque ad virtu- 
tem, morumque honestatem inslitui; 

e) Ipsum fldelem popnlum magis in dies salutari catbolicae veritatis ac 
doetrinae pabulo enutritum, Deum ex corde diligere, ejusque mandata servare, 
Sanctuaria ejus frequentare, ac religiöse adire, Sabbatba ejus sanctiflcare, divinl 
Sacriflcii celebrationi interesse, ad Sanctissima Poenitentiae et Eucharistiae Sacra- 
menta arcedere, et singulari veneratione Beatissimam Dei Genitrieem Mariam pro- 
sequi et eolere; 

d) Eumdem fldelem populum gratiosa loca, Divae hujus Matris honoribus 
dieata, (uti annue pluribus in locis, peculiariter vero anno priori in Cellis Maria- 
nis, spirituali cum solatio vidimus) magno numero exquirere ac visitare, atque in 
varia sodalitia pia, ad magnum domesticae devotionis incrementum coadunari; 
denique eos 

e) Sacris Missionibus, ab aliquot annis in hac Provincia Strigoniensi asser- 
vatis, sepositis omnibus curis terrestribus, avide et pie pluribus etiam diebus 
interfUisse; verbo: plurimos fldelium mutuam inter se charitatem fovere, et pre- 
cibus instantes ambulare digne, Deo per omnia placere zetantes, et in opere bono 
tructiflcantes. 

Verum dum de hocce religiositatis et virtutis in plurimis hujus Provinciae 
locis incremento in Domino gaudemus, eidemque omnium bonorum Largitori hu- 
mileS agimus gratias: tarnen ex alia parte non mediocri afflcimur dolore, dum 
conflteri cogimur, in quibusdam locis non paucos a pietatis operibus et Sacra- 
mentorum usu infeliciter abstinere, atque a morum honestate, christianaeque 
vitae disciplina deflectere. Antiquus enim generis bumani idemque perpetuus 
bostis, cum primom in Ecclesia Dei, agro illo foecundo, quem Christus sudore 
suo et sanguine rigavit, coelestis doetrinae et diseiplinae semlna spargl animad- 
vertit: confestim et ille errorum ac vitiorum zizania spargere conatur, qaae ubi 
semel radices egerint, viribusque invaluerint, mox latius serpunt, et oppresso 


1) In Append. ConciL Strigon. Nr. 5. 
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virtutum germtae, ad mentium, animorumque perniciem insolentius grassantur. 
Ut quaedam speciflce adtingamus: • 

De Indifferenti88imo . ln majoribus urbibus, et inter eos, qui plus 
sapiunt, quam oporteat sapere, et non sapinnt ad sobrietatem, pervaigatum cerni- 
mus lndifferentismi rehgiosi, quo omnem religionem superfluam eensent, monstrum, 
ex quo ftmestissfma in cbristianam et cfvilem rempublicam redundant damna. % 
Hinc enim omnla erga Deum, in quo vivimus, movemur et sumus, öfficia penitus 
neglecta, hinc Sanctissima Religio contempta, hinc ornnis juris, justitiae virtutis-' 
que fandamenta concussa. A qua turpissima sane lndifferentismi forma baud 
admodum distat dlu'd de religionum indifferentia systema, quo homines a veritate 
alienati, veraeque fldei adversarii nullum inter veram reiigionem et diversas Con¬ 
fessiones discrimen admittunt, omnibusque aeternae vitae portum ex qualibet 
religione patere asserunt. Quam absurda, malitiosaque sit haec sententia, vel 
inde luculenter patet, qqod vero et falso idem pretram tribuat, rationis ad inqui- 
rendam veritatem datae destinationi e diametro pepugnet, Deum ipsum erga veri- 
tytem indifferentem impie statuat, et dum veritatem inveniri posse desperat, erga 
infinitam Dei Creatoris et Gubernatoris sapientiam et bonitatem injuria sit; quod 
i£em revelationem velut superfluam <, aut fini suo haud respondentem consideret, 
ijno — horrendum diclu! — Jesum Christum Salvatorem Nostrum, doctrinamque 
per Eum de coelo adlatam quibusvis veteratoribus, horumque insulsis commentis 
maligne aequiparet. His itaque, qui ejusmodi sententiam tenent, in Domino de- 
nunciamus, qpod sicut una tantum est veritas, neque vera simul esse possont, 
quae sibi adversantur, sicut unus tantum est Deus Pater, unus Christus Ejus, 
unus Spiritus Sanctus; una item hominura natura rationalis, vi cujus omnes unam 
a Deo destinafionem nacti, ac ad hanc assequendam iisdera mediis iostructi, iis-> 
demque legibus pbstricti, in unam compellimur jubemurqüe confluere societatem 
religiosam: ita una tantum est etiam divinitus revelata veritas, una divjna fides, 
humanae salutis initium, omnisque justifleationis fundamentum, qua justus vivit, 
et sine qua impossibile est placere Deo, et ad filiorum ejus consortium pervenireJ 
et una est vera, sancta, catholica, apostolica Romana Ecclesia et Cathedra una, 
super Petrum, Domini voce fundata, extra quam nec vera fides, nec aeterna in- 
venitur salus, cum habere non possit Deum patrem, qui Ecclesiam non habet 
matrem, et falso, confldat se esse in Ecclesia, qui Petri Cathedram deserit, super 
<piam funfJata est Ecclesia 1 ). Cum autem divini cultus ratio ex hisce duobus 
constef, piis fidei dogmatibus et actionjbus bonis; neque doctrina sine operibus 
tymis accepla sit Deo, neque opera recipiat Deus a religionis dogmatihus sejuncta; 
neque in solo opere virtulum, aut in sola observantia mandaforum, sed etiam in 
tramite fidei angusta et ardua sjt via, quae ducit ad vitam 2 ): fideles nostroj* in 
Domino monemus, et bortamur, ut non solum in catholicae religionis professione 
magis in dies stabiles et immotj persistant, verum etiam per bona opera jcertam, 
suam vocationem, et electionem facere satagant. 

Si vero quidara, quod Deus avertat, Catholicam Ecclesiam, quae ipsos edu- 
cavit et enutrivit, spernendo, ad haereticos aut schismaticos defererint: Episcopi 
quidem pjia soliiciiudine nihil intentatum relinquent, ut infelices errantes veram 
salutis viam r.educant; si tarnet} hi monita Episcopi sui contemr.erent, et errorem 
obstinate anipao amplecterentur, et effective a fide defleerent, per Parqcjium in 

■ T TT i .V ' H -^ 1 ~ • 

1) S, Cypr. de umtat. Eccl. 

2) S. Cyrill. Hierosol. IY. Nr. 2. 
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Ecclesia qua excommunicatos denundabunt, ut ad cor revertantur et redeaat ad 
fldei unitatem, caeteri vero fldeles a periculesls tramitibus deterreantur *). 

De Suicidio. Nuuieram eorum, qui vitae fllum violenter disrumpunt, 
per singulos annos crescere, experientia docet. Pbaenomenou isthoc eo majori, 
nos moerore adficit, quo magis veremur, ne nostra culpa et negligentia in ins|i- 
tuendis fidelibus id eveniat. indubitata qoidem interdum adsupt indicia, tristes 
Idmodi easus turbato rationis usui adscribendos esse; sed non raro plena eon- 
sdeotia et determinata voluntate (am atrpx scelus commiititur. in postrerao bOQ 
eaw iaesara ambitionem, frustratas spes, magnam prodigalitatem, perpetralonpn 
criminum conscientiam, lasdviam et iicentiam vitae, borrorem. ftiturae sortis mfe» 
bcibus istiosmodi hominibus laqneum parasse, experientia testatur. 

Ut qui passionibus nec dum piene excoecati sunt, horrore taati sceleris 
percellantur: flrmiter praedpimus, ut Saeri Canones de sepultqra ecdesiastica 
inviolabiliier, matura tarnen cum deliberatlone, prae oculis babitis Exeelsi quoque 
Regiminis dispositionibus, observentur. Deinde autem in publicis institutionibus 
saepins proponatur doctrina de immortalitate animae, de providentia divina, de 
boroinis destinatione, de patientia Christians in adversis, de spiritu poeniteotia* 
perferendi omnia, quae saepe saepius propria culpa nobis consdaclmus, de brm 
vitate miseriarum humanarum, de aeternitate poenarum inferni. Tom vero frei 
quentius exquiramus eos, qui cum acerba sorte luctantur, omnemque melioris 
couditionis spem posuerunt; animos eorum erigere, spe auxiltt divini exbilarare, 
vanos timores, et anxietates dissipare, pro moduio virium nostris vel aliorum 
beneficiis eosdem eonsolarl certe utile et coram Deo meritorium erit. Et quia 
Deus est, qui mortiflcat et vivificat, pro idmodi infelidbus Eum exoremus! (Com 
ferantur ea, quae de sepultura aiibi dicuntur.) 

De Blasphemia. Vitium in populo multum divulgatum. ae vix non uni¬ 
versale, blaspbemia est. Heu magnus est numerus eorum, qui. in divinia laudi- 
bus muti, at in jnaledictis, blaspbemiis, diris imprecationibus lingua ceteri et 
exerdtata sunt Concedimus quidem plerosque illorum, qui de Deo et rebus 
sacris indigne loquuntur, non formalem Divinitatis contemtum intendere, sed ejus« 
modi verbis solummodo ve) ad exprimendam indignationem, vel etidm ad jocos 
et facetias abuti. Absque dubio tarnen etiam sub hac indigna sacrornm Nominum 
usurpatione. sattem indirectus Dei et sacra rum personarura, rerumqne contemptns 
tatet ; qui enim Sacris hoc modo ahutitur, hoc ipso animnm valde irrevereatem 
ostendit, atque sanctissima Nomina, Sacramenta, Crueem, etc. contemptni exponit, 
Plurima sunt, ex quibus ejusmodi graviter redarguamus et damnemus. Etenim 
idmodi homines animum irae impotentem ostendunl, et charitati fraternae desunt, 
praesertim dura aiiis imprecantur; sed et illi, qui verbis sacris quoquomodo abr 
utuntur, certe reverentiae Ulis debitae plurimum detrahunt. Verum etiam qui 
daemones, tonitrua etc. eifutire amant, meutern parum religiosam, vesanam anl- 
mositatetn, et rerum formidandarum contemptum produnt. Aecedit ratio sean- 
dali; homines enim probi, dum taiia audiunt, non parum contristantur: imbeoUies 
vero, maxime juniores, banc impietatem fädle addiscunt. Unde praesertim parem- 
tes et patresfamilias cnlpamus, quod banc maledicendi consueludinem patiantur. 

Est certe peccatum blasphemiae atrocissimum, utpote quod tantis titulis, 
tanta cum ferocia, Deo adversatur: est crimen laesae Majesiaüs Divinae! Quid 
enim animum ferociorem et ab omni religione magis alienum testari polest, quam 


1) C. 8. et seqq. De haereticis. (5, 7.) 
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st quf* Deom ipsum, omntum Creatorem, et Supremum Dominum proxirae ac 
direcle tali modo lacejsit. Certe linguo eorum ignis, Universitas Iniqoitatis — 
et sepulcbrom patens est guttnr eorum: qoornm os maledictione, et amaritudine 
Plenum est‘). Ende non miremur, quod jam in lege antiqna tarn severae in 
blaspbemos latae sint leges: »Edue blaspbemum extra castra, loquitnr Dominos 
ad Moysen, et ponant omnes, qui andierunt, manns snas super capat ejos, et 
lapldet eum popnlus oniversus,« »qui blasphemaverit notnen Domini, moriatur. 
Lapidibus opprimet eum omnis multitudo, sive ille eivis sive peregiinus fuent. 
Qui blasphemaverit nomen Domini, morte moriatur*).« Et quid pro aeternitate? 
»Maiediei — regnum Dei non possidehunt *).« Eumdem in rnodum et ipsa Sanrta 
Mater Ecclesia ln blasphemos severas dictavit poenas *). Tandem ipsas leges 
civlles merito contra tantam ferociam armatas conspfcimus. Summi Imperantes 
banc erga blasphemos vindictam non tan tum laesae Divinltatf, sed etiam sibimet 
fpsisr ac publfcae salnti debent; quae enim ab hujuscemodi bominibus timenda 
non sunt, qnl Deo ipsi insultare haud reformfdant! Quare nos quoque in Spirito 
Christi congregati bujus Provinciae Antistites nostram levamus voeem, et fideles 
nostros in Domino monemus et hortamur, ut linguam suam ab omni bläspberaia, 
mafedieto et dfra imprecatkme, qnae divinam vindictam diebus nostris adeo evi¬ 
dentem provocant, cohibere, iliamque potius in Summi Dei landes solvere adlabo- 
rent. Simul tarnen et vestram, Dilecti Filii, Curatores animarum, pastoralem ex> 
citumus vigilantiam ac zelam, quatenus impiae blasphemandi consuetudini obviam 
Ire, pestemque hanc e cnmmunitatibus vestris profligare conemini. Quare tum in 
publica, tum in privata institntione, ac in sede Confessionali fideles veslros de 
ingenti bnjus vitii reatu et turpitudine sedulo edoeebitis, eosque ad illud decltnan- 
dum potentius, quin et, si cum consuetudinariis ita agere necessarium Visum 
fUerit, sacramentaüs absolutionis denegatione urgebitis. Tandem ubi localia id 
exposcunt adjuncta, validissimum tanto malo opponetis aggerem, si Confratemita- 
tem ad tollendum blasphemiae vitium erectam, in GalUarum regionibus late dif- 
fUsam, atque per Summum Ponfificem die 30. Julii 1847 approbatam, et largis 
indulgentiis munitam in parochias vestras induxeritis. 

De Lascivia. Aliud foedum, quod maxime in populosis orbibus christla- 
mun consnmit popolum, nlcns luxoriae vitium est. Ingemiscimus animo, rerogi- 
tantes, quod adulteria, fomicationes, concubinatus, lenocinia, et aha camis vitia, 
propter quae venlt ira Dei in filios diffldentiae, adeo magnam generis bumani 
partem pervaserint, ut his aliisque iibidinum furiis jam etiam bumilia et rustiea 
tecta ägitari incipiant, nec desint, qui posteaquam talibus se flagitiis coinquinas- 
sent, abjecta vereeundia et pudore de scelere et turpitudine palam gloriari non 
erabescant. Sancta nostra Religio omnia baec detestatur et condemnat: abomi- 
natnur ea nos qnoqne maxime! Quicunque boc peccatum perpetrant, de Regno 
Dei excladnntnr: »Nolite errare,« monet Apostolus, »neque fornicarii, ueque 
adulteri, neque molles, neque masculorum roncubitores regnum Dei posside- 
bunt*).« Et ibidem Apostolus illis, quibus plena continentia nimis ardua videtur, 
aliud consilium dare nescit, nisi ut ad portum jusli conjugii confugiant, Ratio 


1) Jacob. 3,. 6. 

2) Levit 24, 14. 16. 

3) I Cor. 6, 10. 

4) Cap. 2. de malediois. (5, 26.) 

5) 1 Cor. 6, 9. 
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vero, quam Apostohis attexit, est, quia nobis in eorpus nostrum aliud jns non 
competit, nisi ot illo legitime utamur. »Corpus non fomicationi, sed Domino *).« 
Atque haec ratio hominem Cbristianum eo arctius constringit, quo magis eorpus 
nostrum pernovam sahrtis oeconomiam nobilitatum fair. »Nescitis, quoniam Cor¬ 
pora vestra raembra sont Christi ? aut nescitis, quoniam membra vestra templum 
sunt Spiritus Sancti, qui in vobis est, quem habetis a Deo, et non estis vestri? 
Emti enim estis pretio magno. Gloriflcate et portate Deum in corpore vestro 1 2 3 ).« 
Quare cum Vitium luxuriae sit illud, oh quod Sodoma et Gomorrha deletae, et ob 
quod ira Dei venit in ttltos diffldentiae: Vös, dileeti animarum Curatores, et nostri 
in pascendis ovibus adjutores, nolli parcite labori, nec requiescite, donec toliatur 
malum ab Israel *). Omne aptum medium, quod zelus salutis animarum, et pru- 
dentia pastoralis vobis suggesserint, arripite, nec desistatis, donec lues haec a 
coetu Christianornm propulsetur. 

De Ebriositate. Reipoblieae Christianae plane pernieiosum vitium con- 
stituit etiam immoderatus potnum spirituosorum, vini et vel maxime cremati 
abusus. Unde Redetnptor Ipse monet: »Attendite, ne forte graventur corda vestra 
in erapula et ebrielate 4 5 ),« et Apostolorum Prineeps hortatur: »Sobrii estote et 
vigüate, quia adversarius vester diabolus, tamquam leo rugiens, eireuit, quaerens- 
quem devoret, eui resistite fortes in fide*).« Damnat ebriosrtatem etiam ratio 
sana; cum hanc opprimat, hominem de statu moraii dejiciat, et ad conditionem 
brutorom redigat; — damnat Religio, quae hominem ad Dei imaginem formatum 
docet; — damnant tristes sequelae: egestas, matura mors, aut certe aerumnosa 
senectus sunt ejus in vita comites. — QuaHs denique ^aeternitas illos expectat? 
»Notite errare, neque ebrlosl regnum Dei possidebunt 6 ).« Hinc S. Hieronymus 
hominem ebriosum non solum mortnum, sed etiam sepultnm dicit. Experientia 
recentiorum annorum testatur contra cruentum ebriositatis monstrum nonnisi sub 
aegide Ecclesiae cum successu dimicari posse. Societates temperantiae tarn mira- 
bilem et laetam morum, quoad haec protulerunt conversionem, ut summus Pon¬ 
tifex Pius Papa IX. die 28. iulii 1851 edito Decreto eosdem ad dignitatem Con- 
fraternitatum ecclesiasticarum evelare, ac indulgentiis ditare dignatus fuerit. Unde 
quisquls Confraternitates temperantiae, quas hisce auctoritate nostra praesulea in 
hanc Provinciam Strigoniensem, hinc inde jam inductas, suscipimus, juxta Sta¬ 
tuta, per SedeM Apostelicam approbata, in communitatibus, peste ebriositatis de- 
paupertatig, coadunaverit, de repHbiica tum saora, tum civili praeclarum in modum 
merebitur. 

De ProfanaHonc Festorum. Maximo cum dolore cordis observamus, 
et eontestamor, abusus, quibus festa profanantur, aetate nostra lugubriter crescere. 
Sunt plurimi, qui Deum per totam hebdomadam non tarn alrociter ofTendunt, ac 
recurrente die Dominit». Corpus ad inanem pompam exornatur, suspenduntur 
quidem labores diurni, sed saepe ideo tantum, ut aliis laqueus seductionis pona- 
tur , aut ut passionibus et infrunitis affectibus indulgeri possit. Ast »Notite 
errare; Deus non inidetur 7 ). AIH dies festos serviiibus profanant laboribus et 


1) 1 Cor. j6, 13. 

9) Ibid. 6, 15. 

3) Jud. 20, 13. 

4) Luc. 21, 34. 

5) I Petr. 5, 8. 

6) I Cor. 6, 9. 

7) G*L 6, 7. 
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vecturis, immemores mandati Dominici: »Septimus dies Sabbatfei est» id est, re* 
qoies Domini Dei tui. Non fades in eo quidpiam oper» ta et filios (uns ei Aba, 
servus ei ancitla >)« Quapropter, cari Pastores aniraaram, summopere instandom 
nobis erit, ut diebus fest» fldeles verbo Dei, et divino Sacrifido mente vere 
devota assistant, non operando servilia, non otiando, sed bberis boris piis exer- 
dtiis occupentur, quae efficaeiter conßerunt, nt sanctifloetur namen Dei, e( ut 
adveniat regnum Ejus. 

Praeter enamerata hactenusvitia sunt alia quoque, quae populum cfaristia- 
nom hie plus ibi minus foede cemiftaculant. Superbia, usorae, peijncia, fraudes, 
vmdictae Studium, imtnoderatas sensuaHum gaadtorum appetitus, exeesoivns in 
vestitu et supeüeetfii luxus, bitte inde et ftirta et latroeinia vulgaria Dagitia 
sunt. ... ! 

2» De mediis vitae christianae in familiis conservwndae. .... 
Curent [capita familiarnm]: 1. Ne qntsqnam de famflia sua, sive flfii, flUaeque, 
sive servi et aneillae, sive olii de famulatn sunt, christianae fldei rudimenta igno- 
ret. Quam ob causam curabunt, nt über! et subditi sui; scholas diligenter fre¬ 
quentem ; emensi vero eursum scholasticuni, institutionibus catechetids in Ecclesia 
sedulo et attente intersint. Eapropter in singnla domo Catechismus inomisse 
praesto sit, qni alioquin non est solum über scholasticus, sed velut compendinn 
credendorum ac agendorum. et indigentia eattaolfearom familiarnm, seniorum est 
ita ae juniorum, ut, boc prae manibas babito, seniöres in scholis audita reeoqnere 
et juniores pertenlare dum et qu&ndo valeant. Adsit etlam in singula fatnilia 
über unus alterve ad fovendam in familiis pietatem, quales sunt: Liber Evange- 
liornm cum congrua explanatione, vita Christi, B. V. Mariae, Sanctoram, Historia 
Bibüca, et über meditationnm, speciatim Thoraae a Kempis, item über precatorius 
judicio Ordinarii probatus, ut imprimis diebus Domüii, et ffesös boris liberts, col¬ 
lect« in unum familia, lectlone pia proflcjat, et aediAeetur in salutem. 

Contendant pater et mater fiamilias: • • 

2. Ut frequenter nniversa ftmrüa conflteatnr, et Sacram Eucbaristiam 

sumat. ■ i .-••.!■ 

3. Ut singulis diebus Missae Saeriflcio admmus unus alterve de familia 

mtersit, aut sattem statis jejuniorum temporibus, Adventus et Quadragedmae die» 
bns frequentius et frequentiori numero corapareant; diebus vero Domini et fest» 
non modo Missae Sacrifido; verum etbun saeris serroonttras, tarn cultui, divino 
poroeridiano attente et devote adsistant; et ne quis iis sacris diebus opus servile 
fadat. ■ ■ ' • \ .. . 'i >-\ 

4. Ut Vigilfarum, Ouatuor Temporum, Adventus ac Quadragesunae jejunia, 
sanctamque Ecclesiae ferüs sextis nec non a majoribus nostris Sabbatbo religiöse 
semper custoditam ab esu carnium abstinendi discipünam consdentiose observeat. 

5. Tempore supplicationum publioarum familiani suaro moneant, ut illis 
pie interveniant; item cum zelo agant, nt Sodalitaübus piis ab auctoritate Ecde- 
siae probatis quam plurimi de familia sua adscribantur, ritibusque Ecclesiae, ut» 
pote aqna lustrali, aliis item benedicüonibus devote utantur, quo euncti hte etiam 
mediis efficacius impellantur vivere secundum Christum, ejosque Ecclesiae in- 
stituta. 

6. Ne paliantur in familia esse quempiam, qui blaspherous, detractor, 
calumniator, lascivus, aut ebrietati deditus slt, qui in arbifrariö diyprfcio vivat. 


1) Deut. 5, 14. 
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verbo qai caeteris turpii vitae exemplum praebeat, et in pemieiem suam aliorum- 
que pericuiosa moralitati conventieoia quaerat et consecletur. 

Haec vitae cbristianae in familiis conservandae media etiam a domesticis 
aediam sacerdotalium pro ratione adjunctorum tanto magis adhiberi volumus, 
quaato convenientius est, ut domus oieriealis paradigma vitae vere cbristianae 
eghibeat. Badem media Parocbus patribus familias tarn publkis sermonibus, 
quam privatis colloqaiis identidem propenat, ntque iis alantnr, moneat, atqne 
bortetur, et sic qnae in suorom eedunt spirituale emolumenlum, ea praestare 
veiiat pateroae cnrae Studio, memores verborum et promissorum: »Qui alios eru- 
diunt ad justitiam, folgebunt sieut steliae in perpetaas' aeternitales.« ... 

3* De Missionibus popularibus. Missiones populäres alibi gentium 
cum ingenti animaram lucro frequentatas, novissime in hocce Regnum Apostoli- 
eutn transfdantatas esse, in Domino gaudemus. Extraordinaria ejusmodi Religio- 
nis exercitia, qnae suapte indöle attentionem hominum singulariter provocare 
solent, convictionem religiosam firmant, remorsus conscientiae cxcitant, sfcque ad 
inorum emendationem vlam parant. Missionibus popularibus varia circa Eccle- 
siam Catholicam praejndicfa dissipari, Ordini Sacerdotali eonveniens aestimium 
restitui, spiritnra cathoHcum renovari, pias sodalitates in usum deduci, homines 
longo vitiorum habitu depravatos de ietbali suo somno evigrlare; reiietam sibi 
naufragii tabulam apprehendere, scandala telli, injusfas laesiones debita restitu- 
tione ac compensatione reparari, inimicos teeonclliari, pietatem pacemque do- 
mesticam restitui, saepias errantium etiam circa fidem eorda reslpiscere, experien- 
tia ubertim docet. 

■ Qttare sicut Episcopi usum Missiontim harum in Dioeceslbtts suis mann 
tenere, et augere studebunt, ita animaram etiam Curatores fideiium sibi credito- 
rum salutem eertius et efflcacius operaturi, Missionnrros libenter recipient, chari- 
tate fovebu«t, : et zelo suo efOeaciam eorumdem promovere adlaborabunt; alioqum 
bac ratione sibi quoque egregie consulent, quia Domino qutdem perfectam, sibi 
autem docliem et obedientem plebem parabunt. 

4. De Societate S. Stephani Regie. Neque illa emolumenta ignora- 
mus, quae e Societate S. Stephani, cujus est übellos a viris pifs, et vere catho- 
fids scriptos, et ad pietatem moresque populi colendos concinnos edere, ac divul- 
gare, quaeve prope qufnque jam millia membrorum numerat, in populum chrl- 
stianum redundare possunf. ütinam igitur numos soos ad hunc finem conferre 
non neglfgant, qui substantiam hujus mundi majorem babent, et lucubrationibus 
suis, quos Dens phlribus taientis ditavit, ad tarn salutares Societatis bujus fructus 
concurrere non intermittant. Qui ad justitiam erudiunt multos, quasi steilae in 
perpetuas aeternitates folgebunt. 

5. De Unione Sodalium. Inter multiplices muneris nostri curas et 
diffirultates non mediocriter recreamur, dum videmus hic et iilic, imprimis in 
majoribus nrbibus, quaies sunt Pestlnum, Posonium, Tirnavia, juvenes, qui exer- 
cendis opifleiis se addixerunt, in unum coetum coadunari, certas regulas et leges 
adoptare, ac ad ampltorem perfectlonem religiosam contendere. Coetus taujus- 
modi jam vel ideo probare oportet, quod prona ad mundi voluptates aetas, libero 
a laboribus tempore, salubriter occupetur, et opportuna discipiina a vitiis avore* 
tur. Juvenes cura parentali destituti, in veritatibus fldei et morum erudiuntur, 
ac mutuis exemplis ad aenmlanda meiiora ebarismata excitantur. 

Nec aliud erit necessarium, quam ut Sodalium Unione« in allis etiam urbi- 
bus et oppidfc fteqiumttarUws widswmtwr, etßacerdates talibus iosütutis prae- 
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flciantur, qui sincerum Reiigionis zelum praeseferant, ac fnfkicato virtatis exemplo 
jnvenibus praeluceant. Foniculus triplex difScile rampitur <). Redlroamus tempus, 
quia dies mali sunt*). 

0. De Scholis Parochialibu8. Qui est lux vera, quae illuminat om- 
nem hominem venientem in bune tnundum, qui solus habet verba vitae aeternae, 
nobilissimam bomines ad omne bonum instituendi provinciam Apostolis eorumque 
Successoribus concredidit, dum dixit: »Euntes doeete omnes gentes, . . . servare 
omnia, quaecunque mandavi vobis 8 ).« Ne vero putaret aliquis, munere hoc insti- 
tutionis tantum adultiores fovendos esse: idem Salvator Mundi, dum e dixit: 
»Sinlte parvulos ad me venire,t una amplexabatur eos, et benedicebat eis. 

Divinae hujus missionis suae, videlicet instituendi non adoltos solnm, sed 
et parvulos, ac adolesrentes, memor Ecclesia Cathoiica, licet quoad omnes generis 
bumani indigentias matemam semper exbibuerit sollicitudinem: praecipuam tarnen 
formandis cujusvis aetatis hominum mentibus, ac disseminandis Reiigionis inter 
eos veritatibus curam impendit. 

Unde factum est, ut ubi praecones Evangelii imperturbate munere suo 
defungi potuerunt, ibi tenebrae mentium dissipari, Iqx vera de coelo adftilgere, 
morum barbaries exulare, humanitas, mansuetudo, ac fratema chaiitas vlgere, 
lupi in agnos converti coeperint, et quo ulterius apostolicam operam continuarunt, 
eo magis renovata fuerit facies terrae. 

Ast neque inimicus bomo dormivit: nimirum aegre tulit infrunitis passio- 
nibus per Magisterium Apostolicum salutare ftoenum injici; miseros piscatores 
nulla alia arte, quam doctrinae coelestis praestantia et vitae probitate mentibus 
hominum dominari: ideo efflcaeiae muneris Apostolici exquislta arte prarsertim 
recentiori aevo obstacula posuit. 

Attaraen Augustissimus Imperator et Rex Apostolicns virili verbo enuncia- 
vit: omnem institutionem ad vitae christianae legem, cordibus inscribendam, com- 
ponendam esse: libros ad religiosam tradendam instructionem adhibendos per 
Episcopos, collatis consiliis, delerminari 1 2 3 4 ); omnes Scbolarum elementarium pro 
Catholicis destinatarum Magistros inspectioni ecclesiasticae subditos esse; ibspecto- 
res scbolarum Dioecesanos ex viris, ab Antistite Dioecesano propositis (ibid. Art. 
VIII.) nominatum iri. Magistros scholarum elementarium, babito tarnen respectu 
juris praesentandi, quod fors aliquibus competit, Episcopi nominant, et ad munus 
suum instituunt 5 ). Hinc jam medio Vice-Archidiaconorum, qui districtuales scbo¬ 
larum Inspectores sunt, prout etiam medio Dioecesani Inspectoris statum schola¬ 
rum et qualitates Magistrorum ex annua infbrmatione facile cognoscent Episcopi, 
et ope organorum sibi subjertorum observatos naevos tollere, remissiores in 
munere excitare, assiduos et idoneos convenienti honore prosequi, praecipue autera 
puritati doctrinae tarn in his, quam etiam in altioribus scholis intendere difflcite 
non erit. 

l T t proinde scientia Sanctorum in mentibus juventutis laete effloreseat, ac 
ipsa religio virgineis fulgeat bonoribus, non aliud erit necesse, quam ut sacer- 
dotes, quibus cura scholarum ex officio incumbit et demandaia est, ea assidui- 


1) Eccl. 4, 12. 

2) Eph. 5, 16. 

3) Matth. 28, 19. 20. 

4) Conventio 1855. art. VII. 

5) C. B. Cnltos et Institat. Ministerii Ordinatio ddo 37. Oct. 1857. 
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täte, illa fldeütate officio sao satisfaciant, quam rei ipsius gravitas, et dignitas 
deposcit. Ante omnia igitur se ipsos tamquam tenerae aetatis Patres praebeant 
juventuii exemplum. Non abhorreant pulveres scholasticos, in qoibus ipsi quoque 
adoleveruut. Quid majus, quam animis parvulorum moderari, quam adolescentu- 
lorum fingere mures 1 ) ? Ne despiciant teneram aetatem, quam ipse Dominus 
amplexus est. Apud adultes saepe supra petram cadit semen: adolescentulorum 
autem corda facile flectuotur. Diligenti muneris executione parabunt sibi plebem 
perfectam. Etiamsi ad uberiorem profanarum seientiarum cognitionem plebs elu- 
ctari non possit: eas tarnen dogmatum fidei et morum notitias adipisci potest, ut 
cbristiani hominis obligationes non solo imitandi nisu, sed cum certa quadam 
conscientia expleat. Praecipue autem pietatis spiritum, in consuetis orandi for- 
mulis, nempe: in Oratione Dominica, Salutatione Angelica, Symbolo Apostolorum, 
Decalogo, Praeceptis Ecclesiae, Confessione generali etc. tamquam in semine 
sapienter depositum, illis instillent; brevia suspiria, tempore opportuno, (dum e. g. 
penes coemeterium, Crucifixum Iranseunt, vel ad sonum horologii) dicenda, im- 
primis autem Nationi Nostrae avitum SS. Rosarium reeitandi modum doeeant, et 
nativum pudoris sensum teneris animis implantare studeant; bis enim praesidiis 
innocentia maxüne tuta redditur. »Qui susceperit unum parvulutn talem in no¬ 
mine meo, me suscipit,« dixit Dominus 2 ). 

Titulus IX, De Disciplma. 

1» De Missa pro populo offerenda. Obligationem eorum, quibus 
cura animarum commissa est, S. Uissae sacrificium certis diebus pro populo ap- 
plicandi, quam Concilium Tridentinum 3 ) praecepto divino inniti docet, clarissimis 
verbis et uberrime exposuit Benedictus XIV. Constitutione »Cum semper« edita 
19. Augusti 1744. Voluit nimirum sapientissimus Pontifex omnem super hujus 
obligationis sensu ambigendi locum tollere, causamque delere fingendi laborem 
in praecepto. Declaravit autem Summus Pontifex, eos, quibus cura animarum 
demandata est, in Dominicis aliisque per annum diebus festis non modo sacri¬ 
ficium Missae celebrare, sed iiiius eliam fructum pro populo sibi commisso appli- 
eare debere, nec itlud pro aliis applicari, aut pro hujusmodi applicatione eleemo- 
synam percipi posse, qtlemadmodum e sequentibus citatae Constitutionis verbis 
liquet: »Sacrosanctum Missae sacrificium a pastoribus animarum applicari debere 
pro populo, ipsorbm curae commisso, id veluti ex divino praecepto descendens a 
Sacra Tridentina Synodo diserte exprimitur (I. c.) per haec notabilia verba: »Cum 
praecepto divino mandatum sit omnibus, quibus animarum cura commissa est, 
oves suas dignoscere, pro bis sacrificium ofTerre.« 

Obligatione autem ipsa secundum ulteriores Constitutionis hujus tenores 
stringunlur, non solum Parocbi, canonice instituti ac investiti, verum etiam Vicarii 
sive perpetui sive ad tempus censtituti, sive sint de saeculari, sive de regulari 
’Clero assumpti, qui nimirum curae animarum exercitium habent, quae ut dici 
amat, habitualiter spectat ad quodpiam Monasterium, aut Collegium, cui Ecclesia 
parocbialis unila est; nec porro ab hac obligatione exempti sunt Vicarii illi, seu 
oeconomi, qui vacante parocbia, ad curam in ea exercendam deputanlur, dicti 
apud nos, Administrators parochiarum; denlque eidem obligationi subjacent etiam 


1) S. Chrysost. Hom. 60. in cap. 18. Mattb. 

8) Matth. 18, 6. 

3) Sess. 23. c. 1. de Reform. 
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Capellani sic dieti Locales, et Corati ad nstam amoribifee, quo* abapplieatioöe 
Missae pro populo immunes baud esse speeiatim decrevit S. Congregatio ConeHii 
29. Jan. 1724 in Ostiensi. Ab hac obligatione praetcxtu contrariae consnetndinis 
neminem eximi, idem Summus Pontifex declaravit in praelaodata Constitutione 
dicens: »Nonnulli siquidem obtentu contrariae consaetudinis, etiam immemorabiNs, 
in propria Ecclesia vigentis, se bujusmodi onere eximi posse sibi persuasenmt. 
Verum jam pluries responsum fuit, hujusmodi consuetudinem licet immemorabilem, 
quae potius abusus et corruptela dicenda est, nemini suffragari.« Addit denique 
Pontifex: »Quod licet Parochi, seu alfi, nt supra, animarum coram habentes, eon- 
gruis praeflnitis reditibus destituantur: eadem (Missa) nibilominus omnino im- 
posterum ab ipsis debeat applicari.« Horum tarnen, qni nimirum defectu con- 
gruae laborant, Curatorum sorti consulturos toties laudatus Pontifex Bededietus 
XIV. eadem sua Constitutione Episeopis facultatem tribuit dispensandi cum iis, ut 
diebus festis Stipendium, sive eleemosynam ab aliqno pie offerente reeipere, et 
pro illo sacrificium libere ac liehe applicare possint, cum bac adjecta condttione, 
ut ii, quibuscum ita dispensatum fbit, ad populi commoditatem in ipsa parochiali 
Ecclesia Missam celebrare, et mox tot Missas intra bebdomadam pro populo ap¬ 
plicare teneantur, quot in diebus festis intra eamdem bebdomadam occarrentibns 
juxta peculiarem intentionem pii benefactoris obtulerint. Notandum vera, quod 
sine peculiari ejusmodi facultate, ab Episcopo in scriptis concessa, nemini sdb 
quocunque titulo, aut praetextu, sive nuptiat'um, sive alterius cujuslibet solemni- 
tatis, diebus dominicis et festis Stipendium, sive eleemosynam reeipere', et pro 
Stipendium largiente Missam applicare liceat, sed omnino pro populo Sacrificium 
rerensitis diebus offerendum sit, atque applicandum. 

Tenentur vero Curati Missam pro populp per se ipsos offerre, nee possunt 
alium Sacerdotem, qui id praestet, sibi substituere, nisi in casu tegllimi impedi- 
menti, seu e causa gravi et legitima. 

Pro causa legitima substituendi alium Sacerdotem babenda est quaelibet 
absentia legitima, inflrmitss, obligatio celebrandi Missam Conventualem, quando 
nempe Parochus simul est Canonicus, charitas christiana, urgens necessltas, debita 
erga Episcopum obedientia, ejusdem Ecclesiae et reipubiieae . utüitas. ln specie 
Curatores animarum infirmos ab onere applicandi Missam liberos non esse, ipsos 
proinde hoc onus per alium supportare debere, liquet e responso, quod S. Con¬ 
gregatio Concilii ad Cardinalem Crescentium Archiepiscopura Ferrariensem depromsh. 

Missa pro populo applicanda per Curatum celebrari debet in, ipsa parochiali 
Ecclesia, ita deflniente S. Congregatione Concilii in Lucana ddo 15. Sept. et 17. 

< Nov. 1629. Huc pro adjunctis locorum recensendae sunt etiam reliquae intra 
ambitum parochiae seu Ecclesiae seu Capellae, quando cultus divinus parochialis 
in eis celebratur. 

Caeterum obligationi, de qua serroo est, satisfit per Missam privatam; Kei¬ 
tum proinde est Parocho cantatum sacrum Capellano, sive alleri sacerdoti juxta 
aliam intentionem celebrandum offerre, dummodo ipse sacrum lectum celebrans, 
illud coram populi sui non exigua parte in propria ^cclesia pro plebe applicare 
baud intermittat: (S. R. C. 22. Julii 1848.) 

Quaestionem haud modicis dubiis et controversiis bactenus impkxam de 
diebus, quibus obligatio applicandi Missam pro populo locum habest, clarissima 
in luce locavit Eccleslam Dei gloriose gubernans Sanctissimus Dominus Noster 
Pius PP. IX. ope Encyclicarum ddo 3. Maji hujus anni 1858 dimissarum *). 

1) Append. C'oncil. Strigon. Nr. 17. 
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i ■. Quippe notum est «mnibus, Felfcis reeordationls Clementem Pajkm XIV. 
die 22. Juaii Anno 1771 adpreees Augustissimae Mariae Tberesiae, nonnulla 
feste. Constitutione Urbani VIII. Sammi Pontiflcis praecepta, reduxisse, unaque 
. pro saprema saa auctoritate Indolsisse, ut aboiißs per se festls diebus popuii 
servilibU9 «peribus vaeare possint, slmulque ab Obligation? andiendi sacrum exem- 
pti essent. 

Quam vis autero Summus Pontifex bujusmodi indulgentia ita populorum 
consdenttae consulere, et eorutn, qni insudore vultas sui panem comedunt, in- 
digentiae providere voluerit, nt Sanetorum veneratio et 9alutaris Christi fideliura 
poenitentia non minuatuf, ae ideo. Sanctorum et solemnitatum Offlcia et Missae 
in iisdent abrogatis festis in qualcunqae Eeclesia celebrentur: plures tarnen anima- 
rum pastores existimarunt, se hisee diebus ita reductis solotos esse ab obliga- 
tione peragendi saerura pro popato. . ■■■ 

Ad lollendum bunc abosam supra landatas Bearissimus Pater Pius PP. IX. 
ad Eplseopoß orbis dederat literas, qnibos euuncravit, ut Curati omnibus dominicis 
et festis diebus, Urbani Papae VIII. Constitutione dellxis, etiamsi harom nonnullae 
ireductae essent, prout in Imperio Austriaco 1771 anno revera reductae sunt, 
Missae saerifickun pro populo. curae sitae commisso eelebrent. 

Quia vero in Ecclesia Hungariae,, ut e Synodo provinciali anno 1611. Time- 
viae celebrata palam fit, muito plara ac in Constitutione Urbani VIH. enumeran- 
tor, feste celebratb faerunt ad tollendem omnern ambiguitatem praesentibus 
declaramus, Obligationen) pro populo celebrandi Paroebis incumbere, praeter dies 
Domini et festa nunc de praecepto, illis tantum abrogatis festis, quae in saepe 
dicta Urbani: VIII. COBSlitUtione occummt, quae sunt sequentia: 

1 Feria HI. Paschatis et Pentecostes. 

Festum S. Mathiae Apostoli. 

» S. Joseph! sponsi B. M. V. 

* SS. Pbilippi et Jacobi Ap. 

» Inventionis S. Crutls. 

» S. Joannis Bapt. 

» S. Jacobi Apostoli. 

» S. Annae Matris B. M. V. 

» S. Laurentii Martyris. 

» ' S. Bartboiömael Ap. 

»’ S. Mattbaei Evang. 

» S. Michaelis Arch.: 

» SS. Simonis et Juda?. 

» S. Andreae Apostoli. 

» S.- Joannis Evangelistae. 

» SS. Innoeentium. 

* S. Silvestri Conf. 

Universum 19. 

His accedit festum Patroni totius Regni, quäle est S. Stephani Proto-Regis 
Conf., et Patroni Civitatis, aut loci, quibqs Curati aeque pro populo suo cele- 
brabunt. 

Excipimus in filiali obsequio et veneratione hanc Summi Pastoris Noslri 
dispositionem, ppe securp gaudenies» fore, imo pro munere nostro etiam com- 
monentes, ut eidem Clerus Curatus pro sua religione et pietate perinde filiali 
promptitudine obsequatur. 
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3. De obedientia et reverentia canonicm. <•* .■ Obedientke. preüum 
bis verbis laudant Canones: »Obedientia vietimis jure praeponitur: quta per victi- 
raas aliena caro, per obedientiam vero propria voluntas mactatur 1 11 )-« Item 
»Magna quidem paupertas, sed major integrilas, bonom est obedientia maxioium, 
si cusiodiatur illaesa! nam prima rebas, secanda earni, tertia vero menti domi- 
natur et animo, quos velut effroenes et liberos ditioni alterius, bumilis jage pro- 
priae voluntatis adstringit 2 ). 

Reverens baec obedientia, quam Presbyter in suseeptione hujus Ordinis 
solemnibus verbis, Beneiieiati vero in aditu crediti sibi muneris jurata etiam flde 
promittunt, illis duntaxat Majoribus sen Superioribus debetur, quorum jurisdletioni 
quis subjectus est: eaeteris enim Majoribus sola corapetit reverentia ob eorum- 
dem praecedentiam •). 

Exigunt auteni Canones, ut Majoribus ex offlcio ageatibos semper obediant 
minores, unico easu excepto, si nenipe eorum praeeepta, quod absit, dlvinae legi 
manifeste essent contraria; nam tune Deo magis esse obediendum quam homlni- 
bos, SS. Apostoli docuerunt 4 ). 

In dubio, an id, quod Superior praecipit, slt contra Dei praeeepta, semper 
obediendum est & ); non secus etiam tune, dum per observantiam mandatorum 
Superioris malum quidem non ageretur, ast bonum omitteretur 6 ). Porro etiam 

Mandato Superioris observatu dlffldli et oneroso obtemperandum 7 ), et cor- 
rectionem etiam injustam patienter esse tokrandam 8 ), edicunt Canones. Indul- 
getur tarnen reverens exposkio eausarum, ob quas mandatum observari non 
posset 9 ). 

Cum poenarum canoniearum Anis prae eaeteris Ule sit, ut sine asperitate 
disciplina pöpulis salutaris ac necessaria conservetur; et qui eorrecti fuerint, 
emendentur; aut si resipiseere noluerint, caeteri saiubri in eos animadversionis 
exemplo a vitiis deterreantnr: monente SS. Coneilio Tridentino *°), primo levia 
sunt adbibenda fomenta; post, ubi morbi gravitas ita postulat, ad aeriora et gra- 
viora remedia est procedendum. 

lpsa corrertio de charitate veniens pro eulparum diversitate jam minor 
jam major est u ). Si minores poenae non sufOeerent, et inobediens in bae mali- 
tia perseveraret: exeommunieari jubetur 12 ). Eadem poena manet etiam laicos, 
Episcopo suo inobedientes 13 ). 

In illos denique, qui Episcopis suis insidias struerent, eos contumelia, ca- 
lumnia, et convitüs affleerent, depositionis poenam Canones statuerunt M ). 


1) C. 10. caus. 8. qu. 1. 

2) C. 1. de verbor. signif. (14.) in Extravagant. Joann. XXII. 

3) Beifemtuel. Jus. Oan. libr. 1. tit. 33. N. 16. 17. 

4) Act. 5, 29. C. 92. oaus. 11. qu. 3. 

5) C. 4. Caus. 23. qu. 1. 

6) C. 99. caus. 11. q. 3. 

7) C. 3. Distinct. 19. 

8) C. 8. Distinct. 100. 

9) Cap. 5. de Eescriptis X. (1, 3.) 

10) Sess. 13. cap. 1. de Reform. 

11) C. 17. Caus. 24. qu. 8. 

12) C. 2. de Major, et obed. (1, 33.) item C. 11. et 14. Caus. 11. qu. 3. 
18) C. 11. Caus. 11. quaest 8. 

14) C. 18. 23. 24. Caus. 11. qu. 1. 
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& h t)e jejunio, et abstinentia. Disciplinam jejunii et abstinentiae e 
veteri Poeidere acceptam, exeraplo Domini Nostri Jesu Christi sacratam, et a San- 
ctis Apostolis, dum ablatus ab eis erat Sponsus coelestis, frequent ^taip, in Eccle¬ 
sia semper viguisse Historia testatur; eamdem porro salularem disciplinam inter 
praeclpua mortiflcationis externae genera, virtutisque adminicula^ et opeja satis- 
lictoria merito fuisse relatam et laudatam, universim notum est.. UJcircq Con- 
cflium quoque Tridentinum obtestatur Paslores, ut ea, quae ad domandam camein 
conducunt, praesertim ciborum delectum, et jejupium omni Studio amplecfantur 1 2 3 }. 
Quaprbpter Patres hujus Synodi, satutarem hanc disciplinam sartam tectamque 
servare cupientes, (salva Graeco-Catholicorum disdplina) praecipiunt: 

1. Ut fldeles in Sacra Quacfragesima, Dominicis diebqs exceptis, jejuniurq, 

quo et esus carnium, et plures per diem refectiones probibentur ? observent, 
»Sunt enim — ut S. Carolus Börromaeus. nionet — illi quadraginta dies qpasi 
totius anni decima quaedam, quae in oblatione jejunii p^o fldelium omnium salute 
Deo consecratur z ).c Eadem jejunii lege obstringuntur fideles duapus ferlis (quartj# 
nempe et sextä) in tdto Advenlq, porro r feria quarfa, sexta, et Sabbatbo Quatuor 
temporum, necnon in Vigiliis NatiVitatis Domini, Pentecostes, As$umptionis ( B. M. V., 
SS. Petri et Pauli AA. et festi Omnium Sanctorum. Abstinentiae vero jqx* quae 
certis diebus esum camium v qon ^epi plures j>er diem r^fectipnes v |)rot^bet, ad 
ferias sextas,’ eV Sabtmtha totius amii^ Dominicas { jtem, qnadr^esiqiae 4 f*£ten{Iitui\ 
Si tarnen festura Nativiralis Domini in diem abstinentiae inciderit, legem abstinep- 
tiae commumter non obligare, Canonibus statutura est 8 ). , 

2. Meminerint fideles, spiritui legis hujus ae, sic tantura sat^sfacere, si 

jejunio orationem, aliaque bona ‘ opera junxerint, W non sbfum a cibis sed et a 
vitiis abstinuerint. Non enim, qt observat S. Leo, in sola abstinentia cibi. stat 
nostri summa jejunii, aut fruduose corpori es ca sublrahitur* nisi mens ab iniqui- 
tate revocetur, et ab obtrectationibüs lingua cobibeatur 4 ). . { 

3. Lege abstinentiae obstringuntur septennio raajores; lege jejunii illi, 

qui vigesimum prinium aetatis annum egressi sunt 5 ). Eximuntur autern, quos 
aut aetas incurvat, aut languor extenuat, aut necessitas arctat 6 7 ) v quas exemptio- 
nis causas dijudicare, et si hae sufficientes inventae sint, dispensationeu^etargiri 
ad Ordinarios locorum pertinet. Dispensati tarnen ab alterutra obligatione minime 
existlment, se ab alia jejunii parte solutos esse ^; potius memores esse oportet, 
se aliis bonid operibus abtinliantius vacare debere; dicente quippe S. CaesariQ 
Areiatensi: »Pro eo, qubd non potest quis jejunare, amplius debet erogare pau-- 
perfbus, ut peccata, quae non potest jejunando curare, possit eleemosynas dindo 
redi&ere 8 ).«' , 

4. Cum novissimo tempore observatio abstinentiae in Sabbatbum cadens 
aggravata sit; Synodus vero majorem in modura cupiat, disciplinam b^nc. vetu- 
stissimam, spiritualium solatiorum et fructuum feracem, et in Mariano b^c Regno 
apud plurimos^athölicos abhuc vigentem conservare: dabunt operam Patres, ut 


1) Trid, Sesa. 25. de’ Delectu ciborum etc. 

2) Conc. Prov. Med. I. de jejunio. 

3) C. 2. de Observ. jejun. X. (3, 16.) 

4) In Serm. 41. ip/Qu^dr^g- 4. o. 2. . 

5) S, Thop. Summa ^beql, T* »W. 2. ^qu. 147. prt/4. , 

6) Benedictus XIV. Instit. 15. — Item e. 2. de observ. jejunii X. 8;• 46^ 

7) Bened. XIV. Instit 15. 

8) In homil. 2. apud Bened. loc. eit. 

Areklv Ar lircbenrecht IX. 
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ad renovandum tepidorom fervorem, proborum aatem zelum eooßrmundum a 
Sanctissimo Domino Papa pro observantibus spiritualia gratiarum munera ob* 
tineant. 

5. Hortamur et monemus in Domino quosvis de Ciero, ut disciplinam 
abstinentiae et jejunii ipsi manu teuere, eamdem in publieis et privatis instltutlo- 
nibus, maxime autem exemplo suo commendare, et adurgere connitantur. Qua* 
propter omnibus cujusvis Ordinis et digni(atis Sacerdotibus probibemus, ut ne 
ultis omnino bospitibus, nisi qui auctoritate erclesiaslica a lege abstinentiae soluti 
essent, cibos vetitos parari curent. Nos qüidem etiam Clericis ob causas canoni- 
eas per dispensationem in tempus brevius subvenire non renuemus: deelaramus 
attamen, in danda fldeli populo dispensalione Cierum nunquam comprebendi, sed 
teneri, nt singuli pro sua et domesticorum persona distinctum, gravibus rationi* 
büs munitum recursum nobis exbibendo, gratiam Sanctae Hatris Ecdesiae im- 
plorent. Si quis aatem sine obtenia dispensalione legem abstinentiae temere 
violaverit, et sic malum populo exeinplum praebuerit: talis inobedienlia non modo 
in conferendis beneficiorum bonorumque gradibus debita Iance appendetur, sed 
pro re nata etiam poenis candnicis punietur. Quibus autem concessum est carni- 
bUs vesci. sub tempore dispensationis carnes et pisces simul diebus jejunii adbi* 
bere prohibentur *)• 

: 4 .De communione cum Haereticis et Schismaticis ac Judaeis. 

Haeretieum bominem post unam et secundam correptionem de\ltare jubet Aposto* 
fus; s. Joannes Apostolus quoque prohibet recipere in domüm, vel Ave ei dieere, 
qui non rectam ödem tenet. Sane frequentiori et intiroiori vitae commercio cum 
ejusmodi bominibus vigorem fidei sensim debilitari, et cum persona ipsum etiam 
errorem diligi, experientia docet. Perleutum boc eo majus est, quo magis norunt 
artem aliorum favores aurupandi, ipsique errores, quibus imbuti sunt, sensualitati 
majorem in modum blandiuntur; quid pronius, quam ut aetas praesertim juvenilis 
variis illieiis allecta decipiatur, et pedetentim reetae fldei naufragium patiatur. 

Et ideo licet fldelibus nostris hac quoque oceasione majorem in modum 
cominendemus, ne erga bomines iide a nobis divisos cbaritatem desiderari pa* 
tiantur: simul tarnen eosdem per viscera misericordiae Christi obsecramus, ne 
sine neeessitate cam iis, qui foris sunt, familiari consortio nectantur. 

Quapropter: 

1. Parocbi crebro inculcent parentibus tarn in publieis sermonibus, quam 
privatis colloquiis, ne proles ad scholas acatholicas, nee pro mercatura vel arti* 
flcio, aut linguarum usu ad instituta, aut plane privatas haereticorum domos mit- 
tant. Non enim licet cum periculo aeternae salutis sive scientias, sive dexterita- 
tem, aut alia emolumenta temporalia quaerere. 

2. Parocbi prohibeant, ne Cbrisliani servitium suum Judaeis assidue im* 
pendere audeant *), ita ut fiant illorum domestid, et famitiares, Porro ne chri- 
stianae müderes Judaeorum nutrices in eorum domibus ullo paeto sint, extra 
eorum domos vero, nisi cum necessitas, Parocho Probanda, postulaverit 3 ). 
Moneant quoque Parocbi müderes ehristianas, ne opera obstetricum hebraearum 
utantur. 


1) Secundam Constitutiones: 1#, 87. et 99. Benedioti XIV. 

8) Benediotus Papa XIV. de ’Synodo Dioeeesana iibr. 6. c. 4. Num. 8. [Val. 
;« vm. m «a 
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9. Dolemus usu invaktlose, ut -quttmsdäm solemrtltaHßusetiam Cattaolie 
nk speeie Cuitus divkii templum Acatholicorüm adeant, teligiosis fpsorütn rilibus 
intersint, conciones illorum audiant, quasi cbaritatis triuinpham eelebfaturi, reipsa 
•gutem indifferentfemum religiosum, qui pestisf est humanl generis, pröfessuri 
JgiSar eatfaolieos bortamur ip Domino, ne genlo aevi secorrumpi patiantuir, nevt 
per promiseuam temptofum frequetttaiionem Adern suam abnegent. Jam dudum 
Bivinus Salvator monuit, non esse eredendum illis, qui dlxerint: »Ecce htc est 
Cbrislus aut illie.« 

<! 4. Mulfcö raagis doierefflus, si'inter-ipsos etiftm Sacroram Mihistros inve- 

nirentur, qui homines in extornay notoriaque baeresum prdfessioue defunctos 
cathoUcis rttibus honorarent, ac pro iis quoque, qoos stbisma a nobis separavit, 
ineruentum Missae SacriAclum offerre non reformidarent. Nulli dubio subjdeet 
quidem, quod etiam illos, qui ttttenam a nostra religiösem proÄtentur, sincera 
eharitate prosequi, cunetaque humanitatis ac benevoletniae obsequia prompte et 
•amtnter iisdem exhibere teneamur; Divhras namque Religionis nostrae Auctor 
absque ulla promolgavit restrictione «Ordinate isthoe mandatum: »Diliges proxi- 
mum tuum sieut te ipsum:« at quamvis stricta nos maneat obligatio, etiam aea- 
tbelico3 et omnes, qui religione a nobis discrepant, seu proximos nostros cbari- 
tate non Acta complectendi, pacemet eoncordiam cum ilüs fovendi, dum'ope 
noatra indigent, benevole ipsis suecurrendi, bonum illorum non tantum spirituale 
aed et temporale promovendi: ntbilommus tarnen iisdem in rebus sacris et divi- 
nia communicare, nominatim vero funera eorum rito ecclesiastico honorare, vel 
Satrum Missae SaciiAcinm pro eis seu vivis seu defunctis offerre, iilicitum est. 
Positivam Ecclesiae iegem, quae vetat, ne funus acatholicorüm ritu ecclesiastico 
bonoretur, Sacriücium pro illis, seo vivis seo deftractis offeratitr, consequenter 
ne stipendia quoque aut fttndationes pro Missis hujnsmodi acceptentur, clare 
enunciant SS. Canones: »Cleriei non exhibeant haereticis ecclesiastica Saera- 
menta, nec eos christianae praesumant tradere sepuiturae, nee eleemosynas, aut 
eblationes eorum percipiant ‘)-« *Si quis Eplscopus, aut 'Abbas Presbytero vel 
Monaeho jusserit Missas pro haereticis'cantare, non licet. Non enim expedit obe- 
dire a X« Becensitas eanonicas Sattctkmes observarr, receritiori etiam tempore 
strictissime inculcavit piae memoriae Gregorius Papa XVJ: qui oborta circa ritus 
in exeqaüs controversia in literis suis Apostolicis ad Augustanum Episcopum 13. 
Februar. 1842 datis ait: »Vix possuinus explieare verbis, quantum concepimus 
animidolorem, cum ex Cliteraram tuarum) lectlone cognoscePemus jussisse te, ut 
pabUcae illae suppiicationes, quae pro omnibos in Christiana et Cathölica socie- 
tate defunctis institutae ab Ecclesia sunt, faaberentur ‘ isthic pro muliere principe, 
quae in haeresi, ut manifestissime vixerat, ita et diem obiTf supremum. Nec 
qqidquam ad id refert, si potuerit in extremis Vitae ihomentls occulto Dei mise- 
remis üeneücio illuminari ad poeuitentläm. Etenlm secretiora haec divinae gra- 
tiae mysteNa ad exterius ecclesiasticae potestatis judidum minime pertinent, atque 
bine veteri ac nova Ecclesiae discipttna inlerdictarti est, be hoinines in externa, 
notoriaque baeresum professione defuncti catholicis’ riilbus honorentur *).« Idem 
summus Pontifex in suis literis ad Abbatem Siriensem Ord. S. Benedictl "9. Juli! 
A. 1842 datis, postquam declarasset, nou esse licitum prp haereticis seu die ipso 
- ' ' X '!■ •• ■ Vi ■ 

1) Cap. 13. 5. de Haeret. 

2) Can. 91. caus. 11. qu. 3. 

3) In Append. ConciL Strigon. Nr. 3. 
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pbUus, («ejtt «oftiveiqario offiwre divinum. iSanriflciomi, >sie loqaitWi:;*Nee enim per* 
mittere possumus, ut ullo modo . frausi flat prohibitkmi. MH, quae ; in cathoHea 
doctrina invemtur de sapro funere pro defunctis. aeatholicis non celebrandoi* 
Quorum omnium consjderatione Synodus baec disciplinam praememoratam atriale 
pj)9£rvaripraecipit, et sive sepulturam aeatholicis ritu, qui pro catfeolicis prae- 
scriptus est, sive Missas pro aeatholicis vel sebispwflcia.tam vivis qnam defanctis 
specialiter offerre, apt stipendia pro his acceptare, auetorttate sna prohibet et 
interdicit. 

ff* De Syno4i* ProvinciaUbus et Dioecesanis. Muiium salntare 
est SS. Concilit Trid,enlipl Decretum 1 ), quo Provindalia ConeUta pro. moderandis 
meribus,. controversiis componendis, aliisque, quae Sacris Canooibus permittuntur, 
celebrari praecipitur. In illis enim Episcopi diligenter inquirunt, qnam religiöse 
Sanctiones ecplesiasticae ohserveptur, cum sacerdotali ebaritate animadvertentea, 
quidquid hurqana fragilita|e apt. inexcusabili negligentia, sen raaijtia comraissnm, 
omissumque siti in detrimentum eccleaiesticae diseipiinae, nt ad. BRi ginrimn» 
scapdalis sujHgtis,. Ecclesia, in» proprio,folgere resplendens, lace saa fltios disper* 
sos ad se rongregare valeat *). 

L'nde sicut vehementius dolemqs salntarem banc. Conciboram Provindaflam 
celeb^aiioneip ip, Eccjesja Hungartae< duorura saeculorum demrs* interceptam 
(bisse: ita multqm gratplampr, asserta Ecclesiae libertate, nihil jam. obesse, qao> 
minus resonanti voci Summi Poptiflcis (die 5. Biev. 1855) flflati cum pietate ob* 
sequenles ceiebrationem Conejliormn, praecipuuot hoc rertae ödet et diseipiinae 
revehendae ac solidandae vebiculum denuo ad usom deducamus. Upportuna batt 
occasionp sieqt prompfissime utiraur ad restituendum, Ecclesiae decns et Ornament 
tum; ita in futurum etiam nibil nobis sanctius eril, quam in. Domino congregari 
In unUm, et mutuis coosiliis ea statnere, quibua, quod abjectam erat, redpeatorv 
quod confractum (berat, ron^plidetur, quod pingne et forte, castodiatur 3 ). 

Simiiiler jucundum nobis erit, cooperatores Ordinis nostri ad exigentiam 
ejusdem SS. Concüii Tridqntijii in, Synodo Dioecesaua congregatos intoeri, otiiilo* 
rum postuiationibus vptisque auditiv, ea. in. Domino, deeerpamus, quibus et religio 
et virtus laelissimum inefementum nanciscantur, interea etiam Dileetos nobis in 
Chrjsto fllios, DEI Sacerdotes, palerno affectu hortamur, u( profligatis aevi pme* 
judiciis eliipinatisque, qui iniquiiate lerapprum irrepserunt, abusibas, vestigitprae* 
decessorum suorurn,seqqi a.emuleiuqr, qui in«medio« etiam, tumuttuma;ibeliieorunt 
in acie bomirti bona, mi|itia,mi|ittirunt 4 ), et, un poricuüs. multia, ^ic trüMlatione 
pascebant greg^m Clu-jsti. .Certg Pi;mcwB Raatonup, JESUS Ciuwtns, piis cosaiir 
büs benedicet, dabitque,,pt.. futmepe Sypodi, mutuae nostrae. eti fidelmm aetliflaa* 
tioni quamplurimum insefviani, ; , ... 

Öeniqqe cum in Sjjnodp, Diofit^sflua, ,4o«entfi„^enedicto,X|]lf. s ), soluq>Ep^ 
* scopus sit judex et legisjgtor,, ips.qque ,sup, tmnuuf f«ci«toDecretauet pfomuiget» 
et quamvis adstaqtiupt cppsüiia eppetat, nqp tarnen cogatur iila sequi*. Pate» 
bujus Synodi in memoripin revpcaqt senteptiam bpatae recordaUanis .PÜ! Papae VI. 
contra Sypodum Pistofiensppt, in,, flqlla aAuctofem fldei*. 4m t 74H4. Ä, Ea).. Septem* 

■ -T i —r- r rirr 1 , .. ,r. .!■■■•' >■ ' ’• ■■■■ .. 

») flesa. '». c:‘ *. d'* :Hrtbrtn: , J 

2) Paulos PP. V, apud Pdterffy Conc. Hung, P. n. p. 200, 

3) Ezech. 34, 16. 

4) I Tim, 1, 18. 

6) De 8yn. Dioeo. L, III. c. 12. n. 1 . 
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briff; depremptam, qu*e;sjc söoatt HboctrlBa» quae stntuitt reformatioriem febusum 
circa ecdqsiasticam disciplinaa I« ßynodis dioecesanis ab fipiscopo et Pateebis 
aaqualiter pendere, et siaiiliri thtbere, falsa (est)i, temeraria, EpiseopÄlis tuctori- 
tatis. laesiva, regiminis, bierafcbici subvfirsiwa, favens baeresi Aerianae* a Calvine 
inaovaiae *)•* . . • 

6 . De Coemeteriis et Sepultura ecclesiaetietx. - Stmcta Mater BecTe 2 3 4 
sia quae nos via in lat*m edhos Äaterhis suscipb utrds; ac per tbtaih vitam 
sanae daetrtoae pabttio et Sacrawentwnm virtute l'ovet ae nulrrtinvitata fteter- 
nam, etiam post obituni piant nobis solltcitiidinim irnpendit'; rorporä qtrippe 
Metra, quae tempia sunt Spiritus S. sfle gloriosae resurrectionis, cunt Sacris ritt 2 
bus mndat terrae, aaimas vero fldethHn eoffragbs, potissimucT refo ecceptabfli 
alter« saeriftcio ijuvat, ul sie ab Omnibus peecbth efcpibtae Inas pwpetuaenet* 
cipiant beatitudinem. 

Ut vero Ecclesia Catbollca, sicut'teneram btam sollfcitüdtrteftl, ita lliorum 
etiam dlgnitatem evldtalttos ostenddwt: cdrpöra defWietofuttt Süordm ildefiufn fti 
loco ad boe spedaitter desttaoto et preelMs SACrAW sApelfri völlilt, ttdiieb Verbö 
Yirtutta DE! ad aetemaitt tt» gKn« resuVrettuni sünt. J 

Coemeteria igittir, seo lora Sacra 'söllicito Studio coflstltuanthr, et rite 
cincta contra profanationent, sive pascuatiöne, sive aflo mödb cotnmittendatn, 
custodiantnr. Eul^eat in bbdio cdeme'ferii crux; coriveiiit enib, ut suti bujus 
Signo requiescant a fafrotlbus sursilllj qui 'sdb ejdsJein Vexilto riiilitarunt in vita. 
Provoranda est pro ’ fatidne' Idcoditli' pia ftdeliiiiä liberaütas, Üt (n coebeteriis 
Capelia erigatur, in qua statis teinporibus pro refrigerio deftinctorufn Sacrutri 
Missae Sacriflcinm offerri pössit. Cryptde, qtibe (mlce Cniü facultate Episcdpi erigi 
possunt, in Ecclestis, vel Capeflis“, irigtessd Ab Mus 1 proVisae, h lia’conforbätae 
sint, ne sive decori Ecclesiae detrabant, sive vero fahrieam debilitent. Cellülärum 
muri minfmum ünius et medii pddis rrassitierri rdnlineant, nequeante effluxum 
IM) annorum reserentur. 

. * • • . r ■ * ' - • ■ ‘v- f •’ <• i i 

, . Slpfilliter snepius per annuai, praecipue outem in Cotumemoratione omnipnj 
fldelium defqnctorum excjtemur fldeles ad yisitanda orationis causa coemeteria; 
hoc enim et defunctis lenimen adferet, cum sancta et salubris sit cogitatio pro 
defunctis exorare, ut a peccatis solvantur: et ipsos fideles a peccatls pTaeserva- 
bit juxia illud; pMamorare noyifsima Jua* et<)n «etenwm non peecabis*).« 

In hoc Coemeterio sepeliantur Catholici pie in Dofliiriö deredentefc. Pro iis 
autem, qui extra communionem ecclesiastican l i, Äut in ^btmhtihtone qifidem, ast 
in statu gravis peccaii dcftorfe’ d^ces^ifnt, ob quöd sefettnduih Caiiolies 6b eccle- 
siastica sepultura arcenrfi sunt, alter Cdnstitüatüi^ locq£ nequaquam henedicendus^ 
distinctum habend ingressum. »Sacris enim danonibus institutum est, dicente 
fnnocentio HI * ut quibus non cotnmunicavimus vivLs, non commuuicemus defun- 
ctis, et ut careant, ecclesiastica sepultura, qui prius qrant ab tcclesiaatica unitate 
praecisi, nec in articulo mortis Ecclesiae reeonciUati ftierint 3 ). 

T 7 hi «pecie sepultüfa ecefcsifcttear capere dehhht: ■ 

1. Omnes non baptizati, uti Judaei, Turcae, seu Pagani 4 ). 


1) Bulla. Auotorem Fidei Sent. IX. la; Appendice Ooncil. Strigou; slib Nr. 7. 

2) Eccl. 7, 40. i / 

3) C. 12. de Sepultura X. (3, 28.) Bear C. I. cau&. 24. qu. 2. 

4) c. 27. 26 h i>\u, ßmuwrtfom. ij 
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2. HaeretW, et in puncto haeresis eofum reeeptores, defensores, et ftra* 
tores *). Partter carent «epaUura eeelesiastiea Schisma fiel*) et Apostatae 8 ). 

6. Wotorte exeommmrtfatt 4 ). ftlsi ln artieuio mortis signa poenitentlae 
dederint,' ae per eoS non SteteTit, quomlnns fUerint absolut!. In hoc entm casn 
dieti exeommunirati etlam post mortem rltu ab Ecclesia praeseripto absolvl. sle- 
qne absolut! in loco sacro sepeliri possnnt ae debent 4 ). 

4 Qai ex impatientia, fra. taedio vttae. desperatione, vel atla simHt eausa 
seipsos Talnntarie oeeidunt •). Exdpltnr amentiae rasus. Item si sofddam ante 
modern facti poenil oisset 7 ). Quod si qols reperiatnr In pnteo, vd flomlne sub- 
mersss vel laqaeo suspensus, vrneno aat ferro Interfedos. sepnltnra rarere non 
debet. nid alfnnde eonstet qood aeipsnm oedderit, Id qnod in dnbfo praesamen* 
dam non est: mm in dubio deltetum, praesertim tarn grave de nemtne prae» 
sumatur *). 

$. Deeedentes in duello *) sive in loco doeUi et conflictas, sive extra bune 
loeum e vnlnere tarnen ibidem accepto morientes, sive dneUum pnblice sive pri¬ 
vatim indleturo fberit, ae etiamsi vtdnerati ante mortem non ineerta poenltentiae 
signa dederint, atqoe a peeeatis et eensnris absolQitonem obtinuerint, carebant 
eeelesiastiea sepnltnra. subiata Episropis et Ordinariis lororum snper hat poena 
interpretandi ae diapenaandi facultate 10 ). 

6. Usnrarii manifest!, etsi poeniteant, ae etiam in ultima voluntate man- 
dent, nt per usuram adquisita iternm restitnantnr, nisl actu restituant, vel saltem 
de restitutione facienda idoneam praestent cantionem, priventur eeelesiastiea se- 
pnltnra 1 11 ), 

7. Qui per annum integrum non confltentur, et tempore pascbali Saeram 
Synaxim sine justa causa non suacipiunt, nisi de consilio Sacerdotis hoe proro- 
gassent“). 

8. Omnes sepultura eeelesiastiea privautur, qui in notorio put eerto pec- 
ealo mortaii absque poenitentia decedunt* 8 ). Tales sunt, qui in aetuali furto 14 ) 
rapina, Eceiesiarum violatione< 4 ), forniratione, adulterio deprehensi occiduntur, 
vel secus in aeiu mortalis peceati pereunt ie ). Non secus et ii, qui contra DEUM 
vel aliquem Sanctum, et maxime Beatam Virginem linguam in blaspbemiam 


1) C. 8. 18. §. 6. Oredent. de Haeret. X. (5, 7.) - C. 2. de Haeret. in 6. 

2) C. 3. caus. 24. qu. 2. > 

3) C. 1. et seq. oans, 24.. qu. 1., . 

4) C. 1. Caps. 24- qu. 2. C. 12. de Sepult X. (3. 28.) 

5) C. 28. de Sententia Excommunic. X. (5, 39.) Sacra Congr. Episcoporum et 
Reg ul. in Nolana 19. Julii 1619 apnd Barbosam Jur. Ecel. L. 2. cap. 10. n. 40. 

6) C. 12. Caus. 23. qu. 5. 

7) E Canone 20. de Sentent. Excommunicat. iu 6. 

8) Gap. 11. de eepulturis. 

9) Trid. Sess. 25. C. 19. d« reform. 

10) Benedict. XIV. Conetit. Detestabilem A> 1752. edita. Bull. Bened. XIV. 
Part 4. p. 16. 

11) C. 3. de Usuris X. (5, 19.) item C. 2. de Usuris in 6. 

12) C. 12. de Poenitentiis et Rem. X. (5, 38.) 

13) C. 16. Caus. 13. qu. 2. C. M. ibid. 

14) C. 2. de Furtis X. (5, 18.) 

15) C. 2. de Raptor. inoendiarii* X. (5. 17.) 

16) E C. 16. et 21. Caus. 13. qu. 2. obeaadem legis ratitmem. 
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publice relaxare praesumpseiint, sl renuerint recipere poenitentiam speeialem *) 
ae peragere, eedesiastica earebunt sepultura *). Conqubinarii raanifesti et'impoe- 
nitentes 8 ) et qui Adern Catholicara sive scriptis, sive publicis disceptatwüibus in* 
pugnant, eamdera, si impoenitentes obierint, habebunt poenam. Patronos quoque 
Eeelesiarum, qui se criminum, denegatione sepuHurae ecciesiasticae vindieando- 
rum, reos feeerint. rita Ecelesiae sepeliri nun posae, per se mtelHgitur; ubi enim 
nihil distinguitur, Ibi nihil excipitur. 

9. Accedunt Oatecbumenf, qui ignavki, aut peecatorum tempore kmgiori 
eonliimandorum desiderio correpti, Baptismom suscipefe negligunt *); si tarnen 
praecipuis christianae Religionts mystertte imboti, et ehristiauis moribns exomati, 
ae Baptismatis desiderio flagrantes Inepioata inerte «bsque Baptismo eripiantur, 
ewiestastlce sepelid possunt*). . ' / - 

Infantes denique Catholicorum sine Baptismo decedentes in Cöemeterirf 
Communi qaidem, non tarnen ritu solethni sepeliantur. Si verb nnice dobium sit, 
an, dum baptizati sunt, adhuc vixerint, aut secus propter materfam vel formam 
sint valide baptizati: non sunt privandi eedesiastica sepultura*). Tandem si eon- 
stet eos in utero matris jam esse mortuos, et si haec simul moriatur, cum raatre 
sepeliantur. 

Cum pulsus campanarum, quo mater Ecclesia obftum suorum superstitibus 
flliis plangeos annunciat, hoeque ad aufftagia in iHOram refrtgeriam offerenda 
pie invitat, ae funera honorat, manifestum sit communionis religiosae signum, 
pertineatque ad rilum ecdesiasticum funebrem: pro imeumbente nobis munere 
damnamus, et ultro abrogamus illam consuetmjjpem, quainquam immemorialeni, 
qua quidam Catholici funera quorumvis a Bpcfis CatboJicis alieporum, pulsp cam- 
panarum sive mox post obitum, sive sub ipsa cad&veris' elatioqe hpnorare solent. 
Eprum enini, qui extra eommunionero Ecelesiae sunt, aut in gqnere, qui/juxt* 
Harros Canones sepultura eedesiastica carere debent,. funera i campanarum pulsn 
bonorare iilicitum est. . , : i? 

Porro cum, insigne* ebaritatis cbrlstiapae opus sit• mortuos sepelire; pau- 1 2 3 4 * 6 
peresque semper habeamus nobiseum: confidimus animarum Curatores pro raöone 
locorum adlaboraturos, ut fldeles pro sepeliendis padperibus, quae saltitaris con- 
snetodo jam in pluribos Communitatibus viget, in sodnlitatem edaiescant. : 

Denique Patres bujos Synodi verbis etiam SS. Condfli Tridentini 7 ) pro-' 
vocati curabunt, ut ßdeliurrt vivorum suffVagia, Missarum scilieet sacrificia, oratio- 
nes, eleefflosynae, aliaque pietatis opera, quae a fldelibus pro aliis fldeübtis de* 
functis fleri consueverunt, secundum Ecelesiae instftuta pie et devote fltftit/ et quae* 
pro lüis ex iestatorum fundationibus vel alia raWonedebeafur, nOri perfbbetorie, 
sed a SaCerdoiibus et Ecelesiae ministris et'aliis, qui hoc praedare,* tenentur, 
dtligenter et adcurate persolvantur.« 


1) G. 8. de Maledieis X. <5, 86.) 

2) Ibidem. 

3) Conc. Trid. Sess. 24. oap. 8. de Reform. Mat. Poena ob eamdern legis 
rationetü. 

4) E Canoue 3. t)istinct. 4. de Conseeratione. 

9) E Canon« 2. de Presbvtero non b&ptizato« 

6) Juxta Reg. Jbr. 30. in Sexto. 

7) Sess. 25« Deereto de Pvrgfttorfoe 




Das Mitbenutzungsrecht der polit. Gemeinde an den Kirchen. 


Titulus X. De fine Concilii. 

1. De Indictione futuri Concili/i Provincialis. Joannes, S. R, E. 
TU. S. Crueis in Jerusalem Presbyter Cardinalis Sdiovszky, Primas Begni et Metro«* 
pattta Strigon. etc. 

Omnibus et singulis, qui .hie* adsunt, et de jure ac consuetudine adesse 
deberent. denuneianras. signiflcamus et indicimus: Condüum Provhiciaie Seeundum 
in bac urbe celebrandum esse post effluxum trienmii a celebrata in qua- 
libet Dioecesi Synodo Diaecesam , pro publicatione praeprirms De- 
cretorum kujus Concilii, aliisque pro opportumiate. necessitate vel udlitate 
particularium Dioecesiuro. constituendis, quam diem si Dominos nos vi»ere con- 
cesserit, suo,tempore absque dilatione publicabinjus. 

2. De concludendo Concilio. Schlussworte und MnterachrUten der 

Patres Conpilii (ygi. oben S. 98. Note 1.). , 

Au? den Acta Concilii Strigoniensis wetfieu pir die wichtigeren und sonst 
weniger zugänglichen StQcke in den nächsten Hqften mittheilen. 


Das MitbenuteHügsrechi der politischen Gemeinde an den Kirchen, 

von einem badischen Juristen. 

Die ohne Mitwirkung des Dom- und Münsterpferramts zu Frei* 
bürg am T. April 1 2 ) 1862 durch den Vorstand der politischen Ge¬ 
meinde dortseihst geschehene Befläggung des Münsterthurms und die 
auf Anfrage beim Gemeinderathe erhaltene Erklärung, dass er wegen 
Befläggung desselben als eines „städtischen Gebäudes“ noch nie 
mit dem Münsterpfarramt in’s Benehmen getreten sei, gab dem letz¬ 
teren Anlass zu einer am 15. April 1862 bei dem Grossh. Stadtamte 
Freiburg vorgebrachten Beschwerde mit dem Anträge, dass' durch ge¬ 
eignete Massregeln für die Zukunft solche Eingriffe verhütet werden 
möchten, weil das Münstergebäude weder nach Zweck noch Baupflieht 
ein städtisches, sondern vielmehr ein religiös-kirchliches Gebäude, und 
nach der Bekanntmachung (Convention), vom 16. Getoben 1827 ins¬ 
besondere als erzbischöfliche Kirche erklärt worden sei, und, für diese 
Bestimmung gewahrt werden müsse. ... . ; ., 

Das Erkenntnis des Grossh. Stadtamts vom 16. Juli 1862 
Nr. 9672. erklärte, dass dem Begehren, es dürfe künftig ohne Zu¬ 
stimmung des Stadtpfarramts die Befläggung * des Münsterthurms nicht 
geschehen, — nicht entsprochen werden könne. — Der Anspruch des 
Eigenthums der politischen Gemeinde am Münster mit dem Thurme 
sei zwar unrichtig, da es vielmehr der katholischen Kirchgemeinde (?) J ) 


1) Am 7. April 1860 erschien bekanntlich die landesherrliche Proclam^ation, 
wodurch das Concordat beseitigt und die „neue,Aera tf angebalyit. wurde. } 

2) Das Vermögen der Metropolitankirche ist nach §. 1. dey Verofdjpung vom 

30. November 1861 der freien Verwaltung des Herrn Erzbischof? beziehun^wqise des 
Domkapitels unterstellt. ' > > 
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gß$tö m*d 4(sr %w#Mpg dd katholischen ^IftW^owpIssion 
unterstelle, Dagegen s,e» der Thurm nach $. 12- 1 ) des ^ircbenbaur 
Edicts au,ch p \v(4tlieb#m Gebrauche (?) boslhnnd, und diesem* ge- 
iqäfs sfi d# die dpr Politiken Gemeinde (?) gehörige Uhr aufge- 
s^ellt^und (Ü e Feuerwache der Stadt darin eingerichtet. 

Darum könne men der Gemeindebehörde, deren Vorstand katho¬ 
lisch 3 ) und Mitglied dpr Stiftnng6CftmP»isidon «ei, die Beflaggung des 
Thwpues nicht versagen, wenigstens von der. GpirehpiiguDg der kirch¬ 
lichen Behörde nicht abhängig machen, anmal . .da dadnrch dessen 
kirchlicher Gebrauch nicht (?) bewährt werde, auch desshalb, weil 
man wisse, -da s s die ^eflaggnng ypn dar weltlichen Behörde ausge- 
ganpn, eine Theünahwe der Kirche an der, Festlichkeit nicht (?) zu 
ernennen seji.i dJebrigjens dürfe die Beflaggung niemals ,einem der 
^hpi^ChPddKiDohe igindaeiigen Gharakter haben. — 

In der hiergegen an die Groseh. Qberrheinkreis-Regierung vor¬ 
getragenen Beschwerde des Münsterpfarramts wurde dargethnn, dass — 
ahge?phcn von dar »engten Vereinbarung »wischen Staat und Kirche 
— nach $• 63. dgs^ieha^putalionshauptscblueses, §. ^VJII. 3), des 
Ul. ,Prganis. ; 'EdiCts yom 11. Febrpar 1803, $. d- des I. Const.-Edicts 
vom Id- ¥ai 1807 und $h ?|0,. der Yeifaaanngsurkunde dag Eigen- 
tbnm d^c Kirche gegen jeden Angriff, gegen jede Beeinträchtigung 
oder Verletzung geschützt werden müsse- Eine solche Verletzung 
liege aber in d«F vqu der Gemeindebehörde für aiph allein unternom¬ 
menem Beflaggung des Münsterthurms, weil dabei eine durch Ver- 
ägssfgung bpwiriMe Beschränkung des Eigenthums zu Gunsten der 
pplitisohep Gemeinde vorausgesetzt werden müsst«, welche jetpt nur 
unter iGgnphwignng der Grösst Bcgierung wd dps Erzbischof!. Ordi- 
n/jriata gOS c heh e fl gönnte, w#repd von ftüherher eine derartige Ser¬ 
vitut pi^t vwdiege, tüe auf einem Notbverhältnisee beruhende 
Errichtung einer Fe«erwach« in dem Thurme, wie die Aufstellung der 
von den politischen Gemeinde Freiburg nicht einmai angeschafften 
llhr demselben könne die unternommene -Beflaggung nicht recht- 
fertigem W?il Beschränkungen im Eigenthum, -w ; Schon für Sich im 
mpgeschrhnjrtesten Sinne au nehme» seipiy und noch weniger eine 
Afwdehnnng W Bällf anderer Art zulasseu. So könne es auch gar 
hiehb/darauf aokennmen, ob durch d ie Beflaggung der kirchliche Ge¬ 
brauch des Thurms beeinträchtigt worden sei, 

. , n In der Bestimmung dee $. 12. des Birchenbau-Edifts über die 
V,erntUch(tU n g des Kirchspiels ~ nicht der politischen Gemeinde 
-rn Bau« den Thnrma liege nte4 auoh ein« solche über die 

BenneJhtigung. w dpswn Benutaung-, 

1) Dieser §. lautet: „Deif Th^rm i$t als eine nicht bloss kirchlich^ sondern 


vorzüglic^ auch vrej^iche ftau-Angefyh^e“ ^Bauj^flicJit!) „im Zweifel dem Kirch- 
sptef’äu* 1 ^ 1 “ J - " r?r ' ,f ' ’ if * ’ 


2)' ftknn der B&frgertnefcter hiebt Protestant, Songeaner etc. sein ? Er ist ja 


nur als „Katholik u Mitglied der katholischen Stiftungs-Commission. 

a^Dj* bishqrigo BoHgipp^ung, , . . qdII, gepp . . . Kränkung aller Art 
ftfp, i pebBBfiwfo j(edw Seügioji 4^* fte*|faund GUnus* ü^es eigeatfriw» 
liehen Kirchenguts ungestört verbleiben.“ 
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Die von der Grösst). Oberrheinkreis-Regierung / unterm 1$. August 
1862 Nr. 14,146. darauf ergangehe Entscheidung lautet: 

„Das Münsterpfarramt kann zur Erhelrung der vorliegen¬ 
den Beschwerde nicht als legitimirt angesehen, werden. Das 
Münstergebäude' gehört, abgesehen von seiner Eigenschaft als 
Metropolitankirche zum örtlichen Ki rchenvermögen. 

Nach §. 4. der Verordnung vom &0; November 1&61 
Regierungsbl. Nr. '52. hat die kathol. Stiftnngscommission unter 
dem Vorsitz'des geistlichen Vorstandes das örtliche Kirchen-' 
vermögen zu verwalten. Die katholische Stiftungscommission *) 
dahier unter Vorsitz ihres geistlichen Vorstandes als gesetzliche 
Vertreterin (?) des' örtlichen Kirchen Vermögens war daher' allein 
berechtigt, gegen einen angeblicheh Uebergriff der weltlichen 
Gemeindebehörde bei dem' Gebrauche des Mühsterthurms zu 
protestireh, während das Münstterpfarrarat für sich hiezu nicht 
als befagt erscheint. ' 1 ' * ' ii! .. . : ! 

' Die vorgetragene Beschwerde ist aber auch ■ materiell ün- 
begründet. Es liegt zur Zelt kein Streit 1 über das EigeüthUms- 
recht an der Münsterkirche mft ’deih dazu gehörigen Thurme 
vor. Zur Entscheidung eines solchen würden Selbstverständlich 
nicht die Verwaltungsbehörden, sondern nur die Gerichte zu¬ 
ständig sein. Es handelt sich vielmehr um eine Fragendes 
öffentlichen Rechts •(!), nämlich die Berechtigung deV weltlichen 
Gemeinde zum Gebrauche des Münsterthurms, und dereh Gren-; 
zen. Der Zweck eines Kirchthürms ist nich^ nur ein kirch¬ 
licher, sondern auch ein weltlicher (!). Wenn die politische 
Gemeinde auch nicht das Eigenthumsrecht an der Münsterkirche' 
und dem dazu gehörigen Thurme hat, so steht ihr doch resp. 
der dieselbe vertretenden Gemeindebehörde ein Mitbenutzungs¬ 
recht (! )' an dem Kirchthurme zU,dAs iin §. 12. des BauedictZ 
unzweifelhaft anerkannt ist.' Dieses Mitbenutzungsrecht, das' 
nicht eine privatrechtliche, sondern eine öffentlich - rechtliche 
Natur hat, und über dessen Ausübung nicht die Kirchspiels¬ 
behörde, sondern die Staatsbehörde zu entscheiden hat, ist in’ 
seinen Grenzen nirgends näher bestimmt. Es wird daher soweit 
näher ausgedehnt werden können,' als es nicht mit der Natur 
und Bestimmung des kirchlichen Gebäudes 'oder mit allgemeinen 
polizeilichen Anordnungen im 1 Widerspruche Steht (!!'). Hier¬ 
nach liegt in diesem Mitbenützüngsrechte der weltlichen Ge¬ 
meinde auch das Recht am Kirchthurme zu ftäggen, insofern 
diese Kundgebung nicht der 'kirchlichen Bestimmung desselben 1 
zuwider läuft und unter der Voraussetzung, dass die — Staats¬ 
behörde nichts dagegen einzuwenden hat... ’ 

Aus diesen Gründen wird der von dem Münsterpfarramte 
gegen das. stadtamtliche Erkenntnis vom, .16, Juli 1862 Nr. 




1) Zum Geschäftskreise der Stiftuugs^omtniaisibn gehört nickt die Rebhtsver- 
tretung der kirchlichen 8äche, sönderii diese ist ausschliesslich Sache der Kirchen« 
behörde. ‘ • > ' 1 ' ■ ,fiv,v . **’>*• 
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•' 9672. ergriffene ®etenrs unter Verfüllung des Münsterpfarramtff 
in dieKostenalsunstatthaft verworfen.“ 

■' 'Die hiergegen ad das Gfossil. Ministerium des Innern ausge- 
ftihrte Beschwerde vom 6. September 1862'bemerkte bezüglich der 
Competenzfrage, dass dem Münsterpfarramte die Beschwerdebefugniss mit 
dem Aufsichtsrechte unfl def Verantwortlichkeit hinsichtlich der Erhaltung 
der Kircbengebäüde für ihren Zweck, wie in den vorliegenden Entschei¬ 
dungen „es dürfe eine Beflaggung niemals einen der katholischen Kirche 
feindseligen Charakter haben“ nnd „eine solche Kundgebung dürfe 
der kirchlichen Bestimmung des Gebäudes nicht zuwider sein“ selbst 
anerkannt sei, dass ihm auch die Aufsicht über jeden Sohmuck innen oder 
aussCn, über 1 jede Bezeichnung zustehen müsse, indem nur ihm — und 
jedenfalls niteht dem Gemeinderathe — ein Ürtheil über die Frage 
der Vereinbarlichkeit derselben mit dem kirchlichen Zwecke zustehe. 
Der Stiftungscommissjoh sei wie früher, so auch durch die neue Ver¬ 
ordnung vom 20. November 1861 nur die Verwaltung des ört¬ 
lichen Kirchenvermögens zügetheilt, dem Pfarrer aber dadurch das 
Recht''nicht benommen; die Decoration der Kirche anzuordnen oder 
den Gebrauch für irgendwelche ihr fremdartige Zwecke zu überwachen 
und'nach Umständen zu verbieten. ‘ ' 

Zur materiellen Begründung wurde vorgetragen , dass aus dem 
öffentlichen Rechte, wie das Regierungserkenntniss sage, ein Anspruch 
auf eine Decoration eines Kirchengebäudes nicht abgeleitet werden 
könne, Weil darin eine derartige Bestimmung nicht nachzuweisen seil 
• .. Auch wenn es sich nicht um ein Ereigniss aus dem Gebiete des 
kirchlichen Lebeps handle; so schliesse der Schmuck des unter Auf¬ 
sicht dpr Kirchenbehörde stehenden Thurms eine Billigung der Fest¬ 
lichkeit von Seite derselben in sich , welche sie wegen ihrer Bedeut 
tung für die Kirche den Ihrigen kund thun wolle. Desshalb müsse 
sie ies als. einen Eingriff in ihre Rechte ansehen, wenn ohne ihre Zu¬ 
stimmung eine Decoration stattfinde, oder, diese gar zu einer fremd¬ 
artigen ,Demonstration benützt werde, der dadurch, selbst gegen den 
Rillen der Kirchenbebörde doch eine kirchliche Bedeutung oder über¬ 
haupt eine kirchliche Wichtigkeit beigelegt werde, wenn ein Kirchen¬ 
gebäude, selbst für Localvergnügen z. B. die Versammlung von Sän¬ 
gervereinen in kleinlich missbräuchlich« Weise dienen müsste. 

> Dabei sei zu bemerken, dass, weil dieses bloss beim Münster 
geschehe, während Niemand daran denke, der evangelisch-protestan¬ 
tischen Kirche eine solche Nöthigung anauthun, offenbar auch die 
Parität verletzt werde. < 

Wegen des Charakters des Münsters als Cathedtal- und Metro¬ 
politankirche werde von der Beschwerdeführung dem Erzbischöfl. 
Ordinariate behufs der Ergreifung geeigneter Massregeln Kenntniss 
gegeben werden. 

Das Erzbischöfl. Ordinariat und Domcapitel, welches sich dieser 
Beschwerde anschloss, begründete seine Intervention damit, dass das 
ihm durch das Bisthomsfundations-Instrument, wie die Bulle provida 
solersqne Regierungsbl. 1627. Nr. XXHI. A garaatirfe und durch die 



Qt«>Mt^e«üzmgsredtl..4er potit. «emänd» 

»WßPtP Verordnung vom 80. November 1MM{. L* «einer Jrfion Ver¬ 
waltung und Rechtsvertretung überwieoone Verfögungsreiht 'über das 
Freiburger Münster durch, einen Eingriff yon .Seite einer Verwal¬ 
tungsbehörde verletzt sei. • , .■< .. «.♦/. 

Die Grossb. Krekjregiervmg behaupte,' res liege au» öffentMcbem 
Rechte ein Benutzungsanspruch: wf den Miji> sterthuna vor. Allem, 
dazu fehle es an jedem Recbtstilel, und namentlich könnte nach 
$,'13,: 14-' und 20, der, Verfassung, und L R» ,3, 545. von einem, 
selchen Ansprüche nur unter der Voraussetzung eines öffentlich-recht-, 
liehen Nolh Verhältnisses, , und erst , napb vorausgegangener Entscbä*, 
digung des Eigeathüroers auf Grund einer Entscheidung oder gemä&s 
$. 16. der Verordnung vom 20. November 1861 mit der — übri¬ 
gens mangelnden — Zustimmung des Erzbjechöfl. Ordinariats die 
Rede sein. ■, , . ,r ...< >■ : . •» ?• 

Aus $» 12. des Banedicte.,, der-nur von d^n Kirchspiel« 
rede und weder vom Eigenthum noch von der Reputgung kirchlicher 
Gebäude handle, — ein Mitbenutzungsrecht für die von ihm ganz 
verschiedene. Persönlichkeit der politischen Gemeinde abxuleitenj 
sei nicht , nur unzulässig, sonder» es folge daraus, . weil die politische 
Gemeinde noch aus Protestanten und Juden bestehe, auch eine . Ver¬ 
letzung des confessionpllen und kirchlichen Eig^nthums, das nach der 
klaren Bestimmung des §. 26. der Verfassung . seinem Zwecke nicht 
entzogen, oder zu Zwecken der politischen oder anderer Kirchen¬ 
gemeinden nicht verwendet werden dürfe, Ii) jenem §., 12, des Bau-, 
edicts sei übrigens auch bezüglich des Kirchspiels nur vop einer 
Nothbaupflicht in Ermanglung anrtererBaupflüihtigen die Rede, welche 
ihm aber eberisowenig auf den Thurm ein Eigenthums- pder Mit¬ 
benutzungsrecht verschaffe, 'als auf die von 'ihik anzüschaffenjep 
Nebenaltäre und Orgel 1 ); gleichwie äuijh den zu dön Kirchengebäu¬ 
den baupflichtigen Zehntherren kein Solchei Rechf zustehe ,' oder den 
Staatssteuerpflichtigen keines auf die 1 aus ihren Steuern hergestellten 
Staatsgebäuden eingeräumt werde. tFelirigenö kühne' der $. ,12. dds 
Battedicts hierher keine Anwendung ; ffiidthf, 1 ' ! vfbil das Ktrchsjjie.ji 
den Münsterthürm nicht zu bauen habe| da der ÄlÜnsteriircheiifälirii: 
die Bkupfllcht obliege. ; ;i * / ’ ' 

Es liege eine Verletzung' des öffenflichfen AnstäUdee^)'," der Ei’Z- 
bischöfl. Stellung, der kirchlichen Interessen, diei" auch in den $$. 1. 
und 16. der Verordnung vom 20, November 1861 'eingeräumten Be¬ 
fugnisse darin, wenn dem Gemeihderathe idas ■ auSsdhdieesHtehe Urtbetl 
darüber zustehen soll, an welchen D«monstrattibnen, und' Seien 1 sie auch 
gegen den Willen und die Interessen der Kirchej siclr die KiTche &er 
Erzdiöcese zu. betheilige«, habe, wwm idem Heim» Eazbiaehöfe und 

'» 1 * i;»*v . * > ff »!*'*;,* 4i;j i’ '-»»t 

1) cf. Archiv VIII. S. 33 ff.. h t r > ■ 

2) Nach einem Staatsministeriälerlasse vom 28. Februar 1845 Nr. 334. ist der 
Gebrauch, der katholischen und protestantischen Kirche zu musikalischen Aufführungen, 
gofern 1 diese nicht ih einer Beziehung zu ’elher gottesdienstlichen' 'BahÜling stehen — 
auch nicht aüSUahrhs weise gestattet, sondern unbeä&rgt untersagt. Sellrrhnefiie 
äussere Verzierung !*m : 1 Münster bdfeh siinem ‘ilftifcttnfev 1 gerechtfertigt* *b sdtt) 
•icfcti knoli> Uv ester* ftia bbi*g zil ÜerL Kkcjnitafürt 4 ♦ I * * 
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dem Deutoapitel gegenübereln Verfahren gebilligt werde,“ des keinem 
Gepeind&t&th des. Lande» gegenüber dem Pfarrer bezüglich 1 der Pfärr- 1 
kjüchet zuatehe.,, Unrichtig sei die Behauptung, : dass diese Benützung 
den kirehlichen Gebrauch nibht beschränke, da natürlich der Gebrauch 
vpn. der einen Beite jenen«'von der anderen beeinträchtige, und dä 
das kirchliche. Genebmigufigsredit im Fragegesteht sei, Wodureh allein 
für. das,, was, das- .GrosCh, Stadtamt> and die 1 Grossh.- Kreisregierang 
auch wollten, näda lieh {dass die ^ Handlung keinen der Kirche 1 feindselig 
gen,. Charakter. annehrae,,. dass i sie ■ d«n«IriröhficbClv Bestimmungen nicht 
zuwider« laufe,..vorgesurgi, werden könne. * "■ - 1 

,i..i Bekanntlich;. sohliesae» idie kirchlichem Vorschriften', wie däs 
Canfi. TruL sess. 23.,. c. 11. de reform. die' ansSchftegsliche Dispo^ 
Bitten oicbtikirohlicher Behörden über < Kirchensaohen aus. -Hierwege* 
musste, dem MunstwpfcHrrer, .zur- Wahrung der kirchlichen 1 Rechte die 
Zustimmung, zur jeweiligen Beflaggung zustehen , gleichwie sie «US 
deni TiO* der .Gfoash. Kreisregiernng wiewohl mit Unrecht unterstell¬ 
ten, Mitbenutzungsrechte' der ; politischen Gemeinde gemäss L. Ri & 
h7 7 bb i folgen,, würde, weil, salbet (ein Miteigenththner ohne Zustimmung 
des anderen eine Verfügung über eine gemeinschaftliche Sache nicht 

^en kapn. ; .,i , <>.. 

.Selbst nu* hievon; auigegangeoy würde - die 1 Bitte gerechtfertigt 
Mia, ca, möchtel aug««ndnet werdeö f ‘idafes» künftig nicht-ohne Zustitti 1 
nuing des FreibwgtmMÜraterpfaTramis- die Beflaggung dee- Münsters, 
der Metropolitankirche, geschehen dürfe. 

; : Hierauf, erfolgte, wonu Grossh. 'Ministerium «Ms 1 Innern unterm 
15. «November JL862. Nr. 141199: • die-Entscheidung i • - 

• '•■ '■ ^Danach dem- utabestrittehten Herkommen der Miinsterthurm 
- in Freiburg stets‘auch zu 'gewissen Weltlichen, 1 insbesondere 
aueh zu decorativen Zwecken' bei 1 öffentlichen Festlichkeiten ge¬ 
dient hat) tmd ein 1 Missbrauch dieser herkömmlichen Benutzüngs- 
> ■■« Weise 1 'von Seite*'der Gemeindebehörde nicht'(?!) -vorliegt , Ist 
•fite die StaatsreCwaltungsbehbrde kein' Gtund vorhanden, dCr 
; von dem Münsterpfarralut' erhobenen Beschwerde 1 eine Folge zti 
geben. Soweit von der 1 Sine» Odter arideren' Seite Eigehthums¬ 
oder Dienstbarkeitsrechte am Münsterthurm geltend gemacht 
werden wollen, gehört die Entscheidung hierüber vor die Gerichte.“ 

I», der, hierauf, von, dem ErzbiaehöfL Ordinariate unterm 4. De* 
oesnber l8ö2 andasGrossh. Staatnrnnisteriumausgeführten Beschwerde 
wurde ais richtig zugegeben, dass am Geburtstage Seiner Königlichen 
Hoheit des Grossherzogs das Münster jeweils beflaggt worden sei J 
indessen selbstverständlich mit stillschweigender oder ausdrücklicher 
Zustimmung des Münsterpfarrers, dagegen dio in dem Ministerial 
erkenntnisse vom 15. November, 1862 aufgestellte Behauptung, dass 
nach , unbestrittenem Herkommen der Münsterthurm stets auch zu 
gewissen, weltlichen,, insbesondere, auch, zu decorativenZwecken, bei 
öffentlichen Festlichkeiten gedient habe, alz eine unrichtige in 

Abrede gestellt. ' . 

Ea fehle sowohl an den thatBächiichen Erfordernissen eines 
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Herkommen«, als an den rechtlichen. Die ftngüehe Hondtangfeweiee 
habe nämlich nicht unter verschiedenen Personen .stattgehabt, sondern 
unter den gleichen, nicht zu verschiedenen Zeiten, nicht offenkundig 
oder gleichartig. Der Missbrauch, das Münster resp. die : Domkirche 
zum Zwecke politischer Demonstrationen oder zu Privatfesten,- welche 
der Kirche mindestens fremd seien, zu beflaggen, sei erst in der 
neuesten Zeit vorgekommen, und wo die politische Gemeinde es ein¬ 
seitig ohne oder gegen den Willen des Münsterp&rraute gethan, habe 
es und das ErzbischöfL Ordinariat Beschwerde erhoben. Bei dem im 
Jahre 1862 gefeierten Pompierfeste sei übrigens die Befiaggung de® 
Münsterthurms unterblieben, während die Häuser der ■Einwohner mit 
Fahnen geschmückt gewesen seien. Aus den früheren Vorgängen der 
Befiaggung habe man den Willen der politischen Gemeinde nicht 
erkennen können, dass sie einseitig, gegen ■ oder ohne den Willen der 
Kirchen behorche, bei allen der Gemeindebehörde geeignet scheinenden 
Anlässen geschehen solle, um einen Dissens dagegen zu äusscm, 
und bei dem in einzelnen Fällen ertheilten Cousense habe min natür^ 
lieh, nicht auf die, Absicht einer beliebigen Beflaggttag schllessen 
können. . ■ ■ > - ■ 

Uebrigens könne nach dem H. Einführnngsedict §. 3. und 
L. R. S. ,6 d ein Herkommen 1 ) kein Hecht schaffen ,• sondern 
nur, für dessen; Umfang und Gebrauchsweise massgebend sein, und 
die Berufung auf ein solches sei hier, wo wirklich das Recht selbst 
in Frage sei, irrelevant. > 

Nun erfolgte die EntsoUiessung aus dem Groseh. Staatsmini- 
sterium vom 20. Januar 1863. Nr. 70., dass Seine Königliche Roheit 
„auf den Vortrag des Ministeriums des Innern und nach dem Anträge 
des Staatsministeriums den von dem Münsterpfarramte, sowie von 
dem Erzbischöfl. Ordinariate und Domcapitel gegen das Erkfnntniss 
des Ministeriums des Innern vom 15. November 1862 Nr. 14,199., 
wodurch ausgesprochen wurde, dass für die Staatsverwaltungsbehörde 
kein Grund vorhanden sei, der von dem Recurrenten erhobenen Be¬ 
schwerde weitere Folge zu geben, soweit von der «inen oder anderen 
Seite Eigenthums- oder Dienstbarkeitsrechte am Münsterthum geltend 


rf '■ > 

1) Es fehlt überhaupt an der gesetzlichen Voraussetzung, um auf dis fragliche 
Benützung mittelßfcBefiaggmng ein Recht erwerben il können. Das Zulaasen der 
Befiaggung mit stillschweigender oder ausdrücklicher Zustimmung • ist- von Seit* des 
Münsterpfarramts eine Sache der blo,sse» Nachsicht, und die so cuageführteBe- 
fiaggung durch die politische Gemeindebehörde nur .eine Sache ihrer freien Will- 
kühr. L. R. S. 2232». Denn diese Befiaggung, welche als die Benützung der einem 
Anderen gehörigen Sache den Charakter einer Dienstbarkeit haben müsste, ist dazu 
nicht tauglich, weil das Gesetz L. R. S. 637. und 638. eine derartige Dienstbarkeit 
nicht kennt. Von diesem Gesichtspunkte aus muss aber das Verhältniss aufgefasst wer¬ 
den, da zwischen der Kirche und' der politischen Gemeinde, weil 1 Jede eine Körper¬ 
schaft mit eigenem selbstständigen Rechtskreise ist, nür eine Beziehung mit privat¬ 
rechtlichem Charakter bestehen kann, und darum das* Vorgdböfr, ** liege 'eine 5 Mit¬ 
benutzung aus öffentlichem Rechte vor, völlig unrichtig ist Eine stiebe Gewak- 
hefugniss ist nach Ia 1US. 618. unterlagt, > 
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gemacht Verdep wolltet, die, Entscheidung hierüber vor die Gerichte 
gehöre — : ergriffenen Obqrrecurs verworfen haben.“ — 

Die Rechtsgründe zur Aufrechthaltung des Beflaggungsrechts 
für die politische Gemeinde schwindeu, je weiter die Instanz hinauf geht, 
immer mehr zusammen, bis tuen zuletzt keinen mehr zu hören be¬ 
kömmt. Dennoch kann man deshalb nicht annehmen, dass die Ent¬ 
scheidung ein Akt der Willkühr sei; denn eiu solcher Akt würde, die 
zur Becbtswahruug bestellten Behörden vor der öffentlichen Meinung 
viel schwerer belasten, als denjenigen, den» der ^Rechtsschutz versagt 
worden, wäre. Man muss daher unterstellen, dass man den beschwer- 
deführeoden Theil zwischen den Zeilen habe lesen lassen wollen, er 
solle sich selbst innerhalb: seines Hauses helfen. Was würde auch 
einem Privaten entgegnet, werden, der sich über einen Gemeinderath 
beschweren wollte, weil dieser in sein Haus gekommen, sei, und gegen 
seinen Willen eine-, Flagge zur Feier irgend eines Festes ausgehängt 
habe ? . Man würde ihn mit dem Bedeuten fortgehen lassen, dass 
man eiue Schutzanordnnng nicht für nötbig halte, weil der Haus- 
eigenthümer durch Fortweisen des . Gemeinderaths oder Abnehmen 
der Flagge sich — selb 84 helfen könne* 


Rechtsquellen lind Rechtsentscheidungen. 

A. Für die gesammte katholische Kirche. 

i. Sanctissimi Domini N.ostri Pii ßivini Providentia Papae IX. 

Alloautie 

Habita in eotfsistoriö Secreto Die XVt. Märtll MDCCCLXIII. 

Inhalt: 1. Angriff« der Revolution gegen die Kirche. 2. Wirren und neue 
Diöceaen .in.Mexico. 3. Polen. . 4. Vereinbarungen mit den Republiken. St. Salvator 
und Nicaragua in Amerika. 5. Neue Cardinäle. 

Yenerabilea Fratres!(l) Omnibus notum planeque exploratum esf, Vene- 
rabiles Fratres, quomodo. misserrimis hi$ce. jteroporibus lamenf abilis rebeUion» 
impetu infelix praesertim Halfr, et universps prope terrarum orbis cum maximis, 
et nunquam satis lugendis cathohcae Ecclesiqe, civijißque societatis damnis, et in- 
credibili Nostro Vestroque, et omnium bonorum dolore exagitatur ac divexatur. 
(2) Quae tristissima saue vertun perturbatio ita Mexicaoam etiam Rempublicam per« 
cutit, ut inibi. sanctissima nostra religio miserandum In modum fuerit afflieta ac 
prostrata. Nos igitur de universi Dorainid gregis salute Nobis ab ipso Christo 
Domino divinitus comraissa vehementer anxii ac soiUeiti curas omnes cogitatio* 
nesque ad spirituales lllorum fidelium reparandas ruinas, eorumque bonum magis 
magisque procurandum eqnyertjmus, Et quoniam, Yenerabiies Fratres, ejusdem 
Mexicanae Reipublicae Sacrorum AuUstites a proprio grege curarunt, necessariam 
omnino esse novam vastissimanun illarum Dloeeesium circurascriptionem, iccirco 
justis eorumdem Yenerabilium Fratrura vptis ac postulationibus quam libentisaime 
qbsecundare existimavimus. - Qtiare Vobis signifleamus, .episeqpales tfeehoacanam 
et Guadalaxarensem Ecefesias ad Archiepiscopalem dignitatem .a Nobis eveeta». 
fqisse, et alias septem novas Dioeceses, in Mexico erectas. Atque karom daaey 
scilket Tulancingensis, et oueretarensis insütutae hierum in torritario ab Arehi- 
episcopali Mexicana Ecclesia sejuncto, aüae vere duae Moqpesev aampe Vera« 
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Cruris «< Chilapensts in 1 töfrttftrfb 1 4 WioecWl Ailfe^IofRSNlanl? dlsjltäefll, et dbae 
nempe Zamorensis et Legfonis rri'tferritoriö 1 a MteebWana DioWesi abjuhcto, 
et ana nempe Zacate&hsis ftlbteressis in 1 territorio a GirifdalsIxarenM Ecclesia 
separat*). Hinc MeJücatitte ArChiepiseopifff Ecclesiüe veluti strtiJWlPe trbrft 
Dtoeceses AngelopoHfana, Cbiaptnds, Ofaftcdtiis, JüttflitaenSis," Verae Crtr- 
cisv Ohilapensfe, et TulaMcingensis^ Arebiep&edftalt' vitro Mt'ciföacarfafe ! Ec¬ 
clesia*, Dioteeeses' SPttct Aloüii PütosleWis', et*' Qberetirfrensfi 1 ,' Ee^ohdn&s 
ac : Zatnorertsis; ArchieplscipBli abtem ’ Eededee Göadalaxatensi 1 ; DWtcesefe iluriH"- 
gensis’, Lindltensis, Sonorensis et Zacateetensifc ApoStolicäs i rftUteht de’Üacre tit¬ 
teras emitti jussimus, qtriöus növi prafescribuhtnr flnfes, quos Mexttf' ÖlA'cese's 
posibS* erünt hAbitürae, quartffo numerils? ut videtU' nötf pafriirti'est Actus, itbö 
saute modo dum rebelltonis 1 taomlnes' sacra otnöia in illis reglöriib'ns fiuiditus dfe- 
struere conantur, NW' in riovis constHi/CndiB Wbeeesibns UppbVtaitt - ' tdt tadtts^de 
iltorum pdpuloTum rtalta reföedia adbibere, et 1 etclesiiSdds • iffius ■ ReiptÄrfftae rte- 
gotiis omni Studio cönstflefe conteUdlmus. Atcjä'd ea profectb Spi 1 rirthnuf Tbfb, 
nt dlvesin miserieortfU Deus Nostris bisce curia' benecfitere 1 , e< ; laetidaimubi gfa- 
tiseimumqute sUcBessum tribuelre VelR. Cum 1 aötem NObli 1 appTtinte 1 n6ta si< religio', 
et* episeopalis zelus, quo praeötsrit ii’omneS, qtfos eirtliAlem DibeceaMtti regiläähl 
et procurationi praefecimus, tuM not dubiflatrrttsj qiiirt* ipsi Nostris rbäptfndeötes 
votis omnes gravissimi episeopalis muneris partes sedulo explere, spiritualem 
iliorum fldelium utilitatem modis omnibus curare, omnemque Nobis in componen- 
dis ecclesiasticis illius Reipublicae neguliis operam navare studeant. 

(3) Praesens ac deploranda Poloniae conditio ita quoque Pontificiam Nostram, 

qua catbolicum illud Regnubt semper prösetiunfi sufirife, sollid&idinem magis ma- 
gisque excitavit, ut inter atia nonnullarum eju^detn Regtti Woectsium viduitati 
prospieiendum esse duxerimusy quarum aliqufie non mediocri animi Nostri mo- 
lestia jamdiu suo fuerant orbatae pastore. Quamobrem, veluti jagt audivistis, 
Episcopos Plocensem, Augustoviensem, Cbelniensem, quorum.ultimus Rutüeai ritus, 
ac tum Varsaviensis, tum Cbelmensis Ecclesiarbm Suffraganeos Episfcopös renun- 1 
tiavimus et conslituimus, ut ipsi una cum aliis Veherabilibus FratriÖusillius Regni 
Saerdrum Antistitibus sacerdotali zeto iqCensf, et s^dub) qüaeVenlbs x quae Jdsu Chri¬ 
sti sunt, omnem curam, dilligentfam, laborem, consilium ac studium adbibeant, 
ut divina et salutifera Christi fldes, religio, doetrin« eodem inRegho stabills et 
mmota permanens quotidie magis vigeat , et ertoreSCat, utque ea öirihia artiove- 
antur mala ac damna, quibus dia in Ulis Regionlbus Catbbliba" atfligrtiir' Ecclesia? 
Clementissimus vero miserieordiarum Platter, efDteüs totiüs cohsolatfonib 1 projWtitri 
annuerte dignetur humiftiinis ac ferventfsSimis Ndslris prÖcibüS, qhas pro Eccle^late 
suae sanctae ubiqoe terrarum triumpho et pace; et pro verA omnfaib pofiäldräfri 
prosperitate et tranqullBtate ad Ipsum dies noctesqute' fühdbre' ntin’intdP- 
mittimus. : ' 

(4) Atqne bac occasione non levi animi Nostri laetitiä’Vobis' i ntmWäihas, Vetrei-' 
rabiles Fratres, a Nobis cum Republica Sancti Saltatoris, itemque cum Re^ofbfic^ 
Ntcaraguensi Convent iones initas fuisse ad normam earum ConventioDum, quae 
•b bac Apostoliea Sede cum aliis Atnericae Centralis Ghbemiis faette fuere. ffiSce 
Conventionibns inter cetera' eautdln inprimis votehnbs, ac stdtatthüs, nt tum inf 

Republica S. Salvatöris, tutn in Republica Nicaraguae sahcrisdbna noitrd rtellfeio' 
dominari, ac völirti propria utriusque Reipublicae religid 'omriino esse debeat? 
Sancitum etiai« est, ut venerandb catbollCae Eetelesfib Jura triteghi ei i 'ibvfbfi!ta“ 
aerventur, ut Episcopl in sacri nrinisterb mtinere obedndö llberi oninino sint^ bt 
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aecuwtae jonferis praeiertim Cleri edacationl dillgentissime eonsqlftur, et Semi-, 
narift Instiwantar, et coagraa Sacrls Miqistris dos «tribuatur, ut t aliae Reifgiosae 
Familiae ibi esse possint, praeter illas, quae in praesentia existunt, utqne utrlas- 
que Reipublicae Episcopi, omnesque fldeles com hac Apostolica Sede iibere eom- 
municare qaeant. Mandaviraus, ut hae convenüones jain a Nopis, et ab utriqs- 
que commemoratae Reipublieae Praesidibus ratae habitae Vobis exhibeanfur ana, 
cum Apostolicis Litteris illas conflrmantibus, quo easdem plenius et accuratlus , 
cognoscere possitis. : , ;1 . • 

(5) Jam vero novo Cardinalium nutnero amplissimum Vestrum Ordiaem hodie 
augendum decrevimus in ipsnm cooptando clar^simos Viro^ qui l aipgulari erga 
Nos, et hanc Apostolicam Sedepi Öde spectati, et ingepip,. probita^p, pietate, dd- 
etrina praestanfes commissis sibi muneribus egrejpe perfqoct} sunt, et, quorum 
ope, sicuti Vestra, Nos in Ecclesiae procuratione asperrimis hisce temporibus 
adjutum iri conödimus. Novi porro Cardinales sunt: Josephus Alpisius Trevisa- 
natOi Patriarch* Venetiarnm, Antoninus de Luca, Arcbiepispppus Tarsen^s, Noster 
et Apostolipae hujus Sedis apud Caesaream et Apostolica ni Majest^tem Nuntius,. 
Josepbus Andreas Bizzarri, Arcbiepjscopus Pbilippensis, Congregationis Episcopo- 
nim et Regularium Seeretarips, Ludovieus De. la lastra y, Cuesta,. Hispaiensis 
Archiepisoopus nnnc a Nobis renuntiatus, Franciscus Pentini, Qamerae Apostoticae 
Deeanus, Joannes Baptista Pitrp, Monacharum Ordinis S. Benedicti, Philippus 
Guidi, Fratrum Ordinis Praedieatorum. 

1 ■ 1 ’ ' i r* I U. ; ' ' Vf , 

, Quid vobi$ videtur? Aucioritate Omnipotentia Dei, Sanctorum Ajjostolorum 
PeMri et Pauli, ac Nostra.creanms S. R. E. Cardinales ; f , f . 

Pmbyteros scilicet Josephum AJoisium Trevisanato, Antonnipm de Luca, Jo- 
s£ßhum Andream Bizzarri, Ludovicum De la Lastra y Cuesta, Joannem Baptistam 
Pitrig Philippum $uidi. 

Diacopum vero Frapciscum Pentini cum Dispensatiopibus, Derogationibus, 
et Claosulis necessariis et opportun». ‘ 

ln Nomine Patris t et Filii f et Spiritps i Sancti. Amen. * 

ri. Deereta recentiora pro Regttlaribus 1 ). 

Wir theilten im Archiv VIII., 143 ff. das Breve Pius I&. vom 7. Februar 
1*802 mit, wodurch die ohne Vorrangige dreijährige einfache'Gelübde abgelegten feier¬ 
lichen Gelübde für ungültig erklärt werden, sowie aueh ein Decr. p.Cqngr. super 
statu regnlarium („Romani Pontifices“) vom 25. Januar 1848 über die von den Ordens- 
candidaten beizubringenden Zeugnisse und im Archiv VII., 458 f. ein Decr. d. 7. DefcJ 
1860 de disciptina Moriacborum 8* BasilH Htttigsriae. Im tfltffflehfälgeiMlen geben ! wir 
einige weitere jenem Breve gwMtoatheil?. vorau#geganjgene Deereta s. Qongr. super 
statu Regularium: 

1) Wir verweilen Bei dieser Gelegenheit auf das voo^.dei#., Verfasser der 
^Vollkommene» Ordonefra»“ (Archiv VJJL, 336.), dem Generalvicar y. Per- 
pignap, A. L e gu ay verfasste vortreffliche Werk- La postidante et la novice Sclai- 
ries sur leur vocation, welches ^oeben in einer guten deutschen UeberSetzung unter 
folgendem Titel erschienen ist: 

Der Beruf zum Ördensstanfie. Oder Gründliche Anleitung,' um im Postulat und 
' HdVidiät den wahren Vom falschen Berufe m unterscheide». Von A. Leguan 
«hfikialigem Pforrer u. s. w. Mit Approbation do« Hqc^w. Bischofs von Mabii, 
Mainz, bei Kirchheim 1863. 

„Das Buch,“ so sagt der Hochw. Bischof von Mainz, „enthält GrtrnfdÜtie 
der Bürche und ihrer bewährtesten Geistesmärtner über die Erkenutnies dea wahren 
Kloöterberufes und die Art und Weise, das tfOviclat gut anmiwenden nnd au bestehen* 
IMi vfüniche daher dieses Werkchen in d^n Händen, aller ■ Postulanten' upd Novizen^ 
sowie derjenigen, welohen die Leitung derselben aaveitcaatiist.^' t .,'j i, h<l ^ ,i 
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1. Declarationes s. Congr. soper statu Regal die 1. Maji 1851 et 
die 25. Febr. 1863 de Decreto »Romani Pontifices« d. 25. Jan. 1848. 

(Ana dem Wiener Diöoesanblatt 1863. Nr. 12.) 

Unter dem 1. Mai 1851 sind von der S. Congregätio super statu regularium 
Uber angeregte Zweifel, betreffend den Sinn und die Tragweite des Decretes „Bomani 
Pontifices“ vom 25. Jänner 1848„ (im Archiv VIII., 143 sq.) folgende Declarationen 
erflossen: 

1) An saffidant testimoniaies datae ab Ordinariis per litteras privates ? 
Resp. Affirmative. 

2) Utrmn saffldant testimoniaies, in quibus Ordinarü non testantar in 

specie de iis Omnibus, qaae in decreto »Romani Pontifices« praescribontur, sed 
duntaxat in genere referunt de qualitatibos Postulantis? Resp. Affirmative, sed a 
Superioribus regnlaribus serventur aiia de jare servanda ad singaias qaaiitates 
Postulantium cognoscendas. ' 

3) Quid agendam, si Ordinarü responderint, se Postalantes non agnoscere ? 
Resp. Poss? Postalantes admitti ad habitum et Noviciatam, si Ordinarias a Supe- 
riore reqoisitns expresse respondeat, sese circa qaaütates Postulantis ’informare 
non posse, qnia illum non agnoscit, dummodo tarnen testimonialium defectui per 
aiiam accuratam Informationen) et flde dignam retationem suppleatur, et serven- 
tar aiia de jare servanda, et Postalantes, anteqnam ad habitum admittantur, 
maneant saltem per tres menses in Conventu, ibique diligenter probentar. 

4) Utrmn Saperiores admittere possint ad habitum sui Ordinis Postulantein 

absque litteris testimonialibus Ordinarü, qaando hic affirmat, non posse eas dare, 
quia prohibitus ab auctoritate civili ? Resp. Sufficere testimoniom Ordinarü datam 
etiam per privalas et secretas epistolas, sed si Ordinarius a Superiore requisitas 
testimoniaies ob expositam superius causam quovis modo dare renuat, posse 
Postulantem admitti, supplendo testimonialium defectui per aüam accuratam infor- 
mationem et fide dignam relationem. ; 

5) Utrum Saperiores possint ad habitum ipsum admittere milites, de quibus 
Ordinarii affirmant, se non posse in Gallia informare, cum nullos delegatos in 
exercitu habeant, nec parochi Ulam de bis notitiam habere possint? Resp. Affir¬ 
mative, si Ordinarius a Superiore reqnisitus respondeat, se införmare ob dictam 
rationem non posse, dammodo testimonialium defectui per aiiam accuratam, infor- 
mat ionem et fide dignam relationem suppleatur et serventur aüa de jare ser¬ 
vanda et insuper Postalantes, antequam admittantur,ad habitum, saltem per tres 
menses maneant in Conventu, ibique diligenter probentur. 

6) Quid agendam, si qaando Ordinarii nolunt dare litteras testimoniaies, 
non aüam ob eaasam, nisi quia opponuntur ingressui Postulantis in reügionem? 
Resp. Ordinarios, prout in art. li. decreti »Romani Pontifices« praescribitur, non 
posse testimoniaies litteras denegare; si tarnen eas dare recasent, recurrendam 
erit ad S. Congregationem super statu “Regularium. 

7) An in his Ordinibus, in quibus praeter conversos laicos habentUr Donati 
seu Obiati, testimoniaies exigendae sint ante sasceptionem habitns Donatprum et 
Oblatoram vel potitis Conversoram? Resp. Ante sasceptionem habitus Donatorum 
et Qblatorum. 

8) An sit nulla susceptio habitus sine litteris testimonialibus? Resp. Sasce¬ 
ptionem hatfitus esse illlcUam, non tamen : invaüfiam ; , testimoniaies litteras omis- 
sas in receptione ad habitum qaam primum pbtiqendas esse; alias Royitii ad prp- 
fenionem licite admitti minime poterunU 
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9) Utram stt invalida professio, si fiat omissis tesfimonialibus litten?? 
Resp. Non esse invalidam, sed HUcitam. 

In nenestcr Zeit hat sich die Ansicht geltend gemacht , Deoretum 8. Congre* 
pationis super statu Regularium diei 25. Januarii 1848, quo mandattim fuit, ut in In¬ 
stituts regularibus nemo absque testimonialibus Ordinarii loci originis aut commora* 
tionis ad habitum admittatur, Uoniales non rcspioere, sed solummodo pro virorum 
monasteriis valere. Es ist desshalb an die genannte Oongregation die Anfrage gestellt 
worden, an hanc sententiam in praxi salva oonsoientia sequi licitttm sit? Die unter 
dem 25. Februar 1888 ertheüte Antwort der in' Bede stehenden Oongregation lautet 
Affirmative, cum decretum respiciat tcmtum Rdigioto» vito$, non vero Sancti- 
moniaies. 

2. Litterae eneyclicae s. Congregationis super Statu Regularium 

de die 19. Martii 1857. 

(Eiohstittter Past.-BL 1857. Nr. 16. Münchener Past-Bl. 1880. Nr. 12. vgl. Prager 

Ord.-Bl. 1868. Nr. 15.) 

Reverendiesime “PaterJ Neminem tatet, tristissimis hlsee temporibus, 
quibus inimiei Crueis Christi humana divlnaque omnia pessumdare ae mores per* 
vertere Student, maximam adbibendam esse euram, solllcitudinem, diligentiam ad 
eorum spiritum, utl par est, probandum, qui Vota solemnia Deo nftncupare postu- 
lant, ne quis admittatur, qui saeculi contagioae pollutus tamquam ovis morbida 
eleetum Christi gregem infieiat, vel verae voeationis expers, et suseepti Institut! 
poeniteat, et gravem sodalibus molestiam afferat cum diseiplinae perlurbatione et 
regularis observantiae diserimine. Hine porro evenit, ut qui ex adverso sunt 
eontra Reguläres Famiifas licet de Christians: et cfvili republiea optime meritas 
pleno ore blaterent, et eulpam quae paueorum est in Universum eoetum eonferant. 
Ex quo non levi religionis damno debita Christian! populi erga Religiosas Faml- 
lias opinfo et reverentia vel maxime imminuta. Siquidem Reguläres Viri propriae 
voeationis assidue memores esse debent, et omnium virtutum splendore folgere 
atque ex proprii Instftuti regola nullis euris nuliisque laboribos parcere, 
Ut majorem Dei gloriam ae sempiternam hominum salutem proeurare 
queant. Quod si semper, histe praesertim temporibus ab ipsis raajore Studio et 
eontentione est praestandum, cum populi licet omnigenis insidlantium hominum 
erroribus flraudibusque misere decepti, tarnen et veritatis luee ae sanetissfmae 
nostrae religionis auxilio se maxime indigere sentiant. Quoeirea Reguläres Viri» 
qui auxiliäres Eeelesiae milites merito semper dieti et bapiti sunt, nihil nunc in* 
tentatum relinquere debent, ut -qua opeim, qua voce, qua exemplo errorum tene- 
bras dissipent, pominumque mentes divinae nostrae religionis lumine illustrent, 
errantes in omni bonitate, patlentia ae doetrina ad veritatis et salutis semitas 
perducant, vitiorum germina radleitus evellant, ae pietatem, religionem omnem- 
que virtutem ubique foveant, excitent ac propagent. Ut autem haee prospere 
feiiciterque agere et consequi valeant, caritatem in primis prae se ferant oportet, 
quae virtutum omnium parens et altrix, quaeque patiens atque benigna omnia 
soffert, omnia sustinet, et idcireo necesse «st , Religiosos ipsos Viros aretissimo 
caritatis yinculo inter se esse conjunetos, quo concordisSimis animis eonsociatisque 
studiis praeüantes bella Domini et quaerentes unice quae Christi sunt, possint Dei 
ejusque sanctae Eeelesiae regnum magis in dies extendere. Cum igitur Ecclesia 
prudenti quadam oeconomia ingruentibus malisjuxtarerumactemporum adjuneta pro* 
videsapienterqueoccurreresoleat, SSmusD.N.Pius PP. IX.Religiösos Ordinespraeeipua 
benevolentia prosequans et ab üs bnjusmodi mala avertere summopere eupiens rem de- 
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felttidam votnRadS. CofigrüptioMn supM’ BegvfldHum, «t Prtred Cardi- 
nal'es, rebus accurate discussis, proponerent qttldquid ln Domino expedifb eiibtf-’ 
raassent. ltdqüe auditis eortrmde'm Üardinaflani sententiis nntve'rsaqoe fei fatione 
sedulö perpensa, baec quafe sequuWtür, quöad Religiöses virorutn Familias, in 
quibus solemnia Vota emittuntur, ex Apostolicae Auctoritatis plenitudine statuit 
alque decernit, et ab Omnibus qd quos spectant ex obedientiqe praecepto obser- 
vvi et exeeoMoni. demandari disJriclg Jubet, et coatrariis quibuscpmque etiam 
speoiaü et individua mentione et derogatione dignis derogat ac plene derogatum 
eflae declarat. Peract« prohatienc et novitiatu ad praeacriptum S. Conciiü Tai* 
dentini, Constitutionum Apostolicarnm et statutorum Ordinis a S. Sede appreba» 
torum, Novitii vota simplicia emittant, postquam expleverint aetatem annoram 
stfkübtim 1 'ab ettdbrti' ttidetiHhö Conrfllo sratdtam vel aiiam majotem, quäfe fbfsari 
a statutis proprii Ordinis a’S.'dede approftatis reqOifatur; et quoad Laicos et 
Cwnvefcos posRJuairi ad ieaht pwVetteMbt aetbtem; qitae in CeiistRatlbne dorten* 
tis VIU. incipiente »In Supremö« pffreffniite est. Professi post triennium a die 
qap yotAi simptieia emteerint compatandum, si tiigpi reppriautur, ad profeqsionem 
vqtofum soieuniam admittantur, oisi fortasse pro aliqujbus tocis, uti. nonnnllja 
Inatitutis indultum est, profes*» votorum simpUciam ad longius tempus j«m 
coneessa füerit. Foterit v«ro. Superior Generalis ac etiam Superior, Provjacia- 
lia. ex justts et, ratjooabilibus causis professionem votorum soiemnium differre, 
non tarne» uRra aetatem anaetwn /vigtntiqumque exftatotum* $ vero in Or^ 
dine seu laatituto Provinciates uan teabeonlur* eadern differendi professionem 
votorum. solenn« um facultas attribnitur etiam superiori Domus Novitiattis, de- 
consonsu tarnen Magistri Novitiorura et duorum Religiosorum, qui in feistituto 
attqoo gradu insigniti sint. Deereta S. -Congregationis super Statu Regularium 
inoipientia „Romani Pontifices u (im -Archiv VIU, 143 sq.) et „Reguiari 
Disßiplinat* (YesrgJ. tuuen unter 9. S. 443.) anno. 1848 promalgata omnino.ser- 
veatör in tecepdione ad tobitnm, «ovitiatum et professionem votorum simpli- 
ein». Qaae de Votis simplicibos enrittendis superius sancita sunt, servanda^ 
erunt relative *4 eos, qoi post datum proeaeatium ad hob dum admittentur. JBaee 
sant qnae Tibi ex mandato iSanctitatis Soae aignifleanda erant, uteaReligjnsis 
tao regimini subjeetis denunties et .interim fansta a. Domino adprecor. Datum 
Ramae ex S. -€ongrega«tene super Statu Regularium. die 19.. Martii. Anno 1857. 
Tai /Studiosus A. Arehißpiscopus Philippen. Sewetarins. ,. 

Für Oesterreich insbesondere wurde dem obigen Decrele folgende IfiStrnc- 
floa btigegtwtn (Vfel. Ftager Ofd.-Bl. 1W8J Nf.' IS. S. W.) ■ . u . 

3. PM# PATER. — Mitto ad Te decrelqm, quo de votis simplicibus emit- 
tendis pnt$ professionem. votorum soiemnium in religiosis virorum familiis in 
ditione Sacrae Capsareoe Apostolicae Majestatis existentibus deeernitur. In eo 
Superioribus Regularibus facultas tribuitur differendi professionem votorum soiem¬ 
nium etiam expletp triennio votorum simpücium, non tarnen ultra vigesimümquin- 
tum expletum aetatis annutn- Veruy pecpliaria rerum adjoncta exigunt , ut in 
Domibus religiosis m enpnciata ditione constitutis professio votorum soiemnium 
differatur juxta morem .et praxim inibi nonnullis ab binc annis inductam. Qua- 
propter. ea est Sanctitatjis Suae mens, ac voluntas, nt Superiores Regulare^ facul- 
tate eis in dicto decreto attributa, differendi scilicet professionem votorum solem- 
nlum t , uti debeaRt luxta superius,memojrajtnm morem, et praxim. 



#a$n Regal, «MfoJuliJ , .,. f|$ 

. Uaec UM. e* utypdgtp ;S*pci»|*tis ^^.,^j^flpOi <; et l) fa|^ v ^l^ecor « 
Domino; • - 1*5 M ■ | r ,/ t|. UI ,/> V , , ; 

Datum Romae ex Sacra Gongregatione Epiwoporum et Begulariumdie* 
lt; Martii itono m . • ■”» » •* <• Hi :■ 

" ' * 1 tof stodlbsfus • . . * —*’ ■’ t f( ' 

C. Card. efe Cetijgtft Pritefetfas. ' : > * ? 

' !? A. 'Archiepfotopus Philippen. Se6rektriüs . r ~' 1 

Durch jenes ^äpstl. Decret vom 19. Marz 185^, Reiches sowqhl ftir <lie gesammt« 
Kirche, als auch im Besonderen für das Kaiserthum Oesterreich erlassen wur<&, 
ist also sammtlichen matmlichen Orden tihcl Kldöterti 1 , welchen felerlltehe 
Gelübde bestehen, die Verpflichtung auferlegtj vor* Zulassung au denselben 
die ördehscandidaten die ei n f a-ch e n Gelübde ablegen zu laaseni , und diese wenig¬ 
stens' • durch ! dref * Jahne s fotttkhsetzen. 's indem zur wirksameren Durchführung dieser 
für die Prüfung der Ordenscandidaten so heilsamen Massregfd euch die Bemächtigung 
hinzu gefügt wurde, die feierliche Profees selbst noch über jenes Trienninm hinaus, 
jedoch nicht übe^ ; das vollendete. 2fL , ^ltersj,ahr des Voventen,, zä. verschieben > wu^ 
hierbei für Q e st e r r eic h auf die hierin seit langen Jahren durch bürgerliche Gesetze 
eingeführte Uebung hingewiesen, wornaoh wenigstens das zurückgelegte 21., beziehurigs- 
weise 24. Altersjahr zur Ablegung der feierlichen Ordensprofess erfordert wir<i. Ob¬ 
wohl es nicht schwer ist, die Üeberei»Stimmung heidfer‘Vorschriften’zu erkennen, hatte 
sich doch hie und da die ÄnScharirung geltend gemacht, das^ auoh $n Zukunft genUge, 
das Sl., beziehungsweise' 24. AtterSjfcbr erreicht zu haben y Um sofbK, ohne voraus-) 
gegangene einfache Gelübde, zur feierlichen ProfeBS zu gelassen zu werden, i Jeder 
Zweifel hierüber wurde aber durch das oben erwähnte .Breve ,8r. päpstlichen Heilig- 
keit vom 7. Februar 18 £Ä,gehoben,, welches die feierliche k Ordensprofess, ohne vort 
ausgegangenes ^Triennium der einfachen Gelüt|de,ip Zukunft überhaupt, für ungültig 

«Vjf*.. ..... .. „, ‘ .... ... ’ .' . V .. , , 

Jenes Decret vom 19. März 1857 hatte, wie wir dem Eichstätte r Past.-Bl. 
1858. Nr. 42. entnehmen, aueh anderwärts Zweifel und Schwierigkeiten hervorgerufen. 
Auf eine dessfalls vom Orden der Trinitarier an den heiligen Stuhl gerichtet« Vor¬ 
stellung erfolgte dais nachstehende erlähtemde Decret : '■ ' •' •’ 

c. . 

4. Deere tum 9 . Congreg«'tlotats , 'snp er Statu Regularium de die 
' f7: Jtilii 1858: ; 

(Eichatätter Past.-Bl. 1858- Nr. 42. Münchener Past.-Bl. 1860. Nr. 12.) 

Sanctissimus Dominus Noster Pius PP. IX. atientis preeibus Cwnmissvii 
Apastoliei Ordinte primitivi SSmae Trinitatis haec,. quae sequntur,; circa naturam 
et qualitatem votorum simplicium in encyclieis litteris hqjus & Congregationia 
super statu Regtflarium diet 19. Martti 1857 praescriptorum et circa obligationes 
V privijegia eorum,; qui ea en»Jttent, pro. eojiem Qrdine. primitiyo SS. Trinitatis 
decernenda statuit, prout praesentis decreti teftare apostoli** apctorüatq .decernti 
atque constituit. 

1) Vota sünplieia, de quitas agttur, perpeto* esont. ex. parte voventis, ut- 

pote qnae tenddnt ad enrittend* deinde votp soienmla.-in qrttas perfeetionem «t 
coDtplementüm aedpient. • J« > 

2 ) Eorum votorum simplicium dispensatib reservat« est Romatib Pontiflci; 
cui professi gravibus urgentijbus causis pfeces poririgere poterunt. ^ 

.3) Verum ead,em simpJici# vota solvi etiam possqiit ex parte Ördiiys in 
actu dimissionis professorum ita ut data dimissione professi ab omni ^ictq^qq, 
votpruBi liiwbt<ftllnWie..pq, i ||>s^lttW.Amt«: :■>. : c 



44Ö Peer. Congr. s. statu Regul. d. 25. Febr. et d. 19. Jault 1859. 


4) Facultas autem dimittendi professos votortm stmplidnm, de quibus agi- 
tur, spectat ad Commissarium Apostolicum Ordinis cum suo consilio generali, idem 
Commissarlus ApostoHcus cum suo generali consilio poterit in casibns extraordi- 
nariis et praeseriim pro regionibus ei locis longinquis ad dlmissionem deeemen- 
dam subdelegare religiosos probos et prudentes, qui sattem tres esse debeot. 

5) Licet ad decernendam dlmissionem neque proeessus neqqe judidi forma 
requiratur, sed ad eam procedi possit soIa facti verttate inspecta, tarnen superio- 
res procedere debent summa caritate, prudentia et ex justis et rationabilibus 
eausis, quacunqne bumana affectione remota, secus eorum conscieniia graviter 
onerata remaneat. Nemo autem ex causa inflrmitatis post professionem votorum 
simplicium superventae dimitti poterit. 

6) Professi dietorum votorum simplicium partkipes erunt ojnnium gratis* 

rum et privilegiorum, quibus professi vtatorum sotemamm in memorato Ordine 
legitime utuntur, fruuntur et gaudent. 1 

7) Superiores reguläres, ad quos spectat, cotteedere poterunt bajusmodi 
professi« litteras dimlssorias dumtaxat ad primam tonsnram et ad Ordlnes mino- 
res, servatis tarnen de jure servandis et praesertim, quae circa ordhmtiones Re* 
gularium ab Apostolica Sede praescripta sunt. 

.8) Anni professionis. qui in dicto Ordine requirpntur, ut quis voce activa 
et passiva gaudeat et ad offipia admitti possit, a die emissionis votorum simpli- 
eium computentur; et professi votorum simplicium suffragium babeant in actis 
capitularibus sui eonventus, quatenus et prout babent solemniter professi. 

9) Professi votorum simplicium dominium radicate, uti ajunt, suoram bono¬ 
rum retinere poterunt; sed eis omnino interdieta est eorum administratio et redi- 
tuum erogatio atque nsns. Debent propterea ante professionem votorum simpli¬ 
cium cedere pro tempore, quo in eadem votorum simplicium professione perman- 
serint, administrationem, usumfructpm et usum, quibus eis placuerit, ac etiam suo 
Ordini, si ita pro eorum libitu exjstimaverint,. 

10) Professi votorum simplicium remanere ; debent in domibus professorii 
et studiorum et vitam communem perfectam observare. 

.. .11) Ad valide emittqnda.yqta.sqlemnia,post vota simpüeia requiritur pro- 
fessio expressa et ideo professio. tgeita .omnino. abrogata est. 

Haec Sanctitas Sua statuit atque constituit contrariis quibuseunque etiam 
speciaii mentione dignis non obstantibus, quibus apostolica auctoritate derogat ac 
derogatum esse deelarat. 

Datum Romae ex Secretaria ejusdem S. Congregationis super statu regu- 
larium hoc die 17. Juli 1858. 

A. ArckUp. Philippen. Secretar. 

ln Sachen der Professablegung ergingen sodann (wie wir dem Eiohstätter 
Past.-Bl. 1860. Nr. 10. entnehmen) folgende weitere Entscheidungen vom heiligen 
Stahle: 

5. Unter dem 35. Februar 1859 erfolgte eine Erläuterung des Decretes vom 
19. März 1857, die Ablegung der feierlichen Gelübde betreffend, für den Orden 
U. L. F. de Mercede, und unter dem 19. Juni eine andere für den Orden der 
unbeschuhten Karmeliten. Beide Erläuterungen sind wörtlich übereinstimmend 
mit jener, welche soeben bereits zum Abdrucke gekommen ist, nur dass selbstver¬ 
ständlich snb Nr. 4., statt des Ordensvorstandes der Trinitarier, der Ordensgeneral 
nnd Generalvicar mit dem Generaldefinitorium der obgenannten beiden Orden ge¬ 
nannt sind. 

8. Der Generalricar des dritten Ofdeni Vonih. FVanziseOs beriohtete in den 





Decr. s. Coogr. s. statu Reg. d. 9. Dee. 1859 et d. 20. Jap. 1890. Hi 

heiligen Stahl, dass in Gemässheit der Copptitation de« Papstes Clemens VIII. die 
Ablegung der feierlichen Gelübde im Novizisthanse, zu geschehen habe. Die neueste 
Erklärung schreibe nun vor, dass die Professen nach Ablegung der einfachen Ger 
lübde entweder im Professhause oder im Stadien-Convento sich aufzhhalten haben, bis 
die vorschriftsmässige Zeit zur Ablegung der feierlichen Gelübde herangekommen 
sei. Da nun öfters das Noviziat und' das Profeäs- und Stndienhaus in verschiedenen 
Conventen Sich befinden, so entstehe diO Frage, ob niSn die Bestimmung Clemens 
VQL noch zu beobachten, und den Ort zur Ablegung der feierliehen 
Gelfibde auf das Noviziathaus zu beschränken habe, oder ob in Zukunft 
die feierliche Profess in jenem Convente geschehen könne, in welohem sich die Cau- 
didaten eben aufhalten? . Darauf erfolgte das 

Decretum ex audientia Sanctissimi, babita die 9. Decembris 1859. 

Sanetissimus attentA lege de emittqn<)is votis simplicibus die 19. Martii 1857 
latA, statuit ac constituit, ut litteris apostoücia Clementis VUI. aliisqae contrariis 
quibuscunque non obstantibqs, professi votorum simpliciuiQ lidte et libere pro- 
fessionem votorum solemnium söo ..tempore emittere possint in conventu sen 
domo, in qu& reperiuntur, servatis tarnen aliis de jure servandis, qoin teneantur 
proQteri in domo peracti novitiatus. Benigne annuens, nt praesens decla- 
ratio pro omnibus Ordinibus et institutis, quae praedictä lege de 
emittendis votis simplicibus tenentur, suffragetur. A. Archiepiscopus 
Philippen. Secretarius. „ 

Weitere Uber das Dem et vom 19. März 1867 sieb ergebende Zweifel sind 
gelöst in nachfolgendem 

7. Decretum ex audientia Sanctissimi habita ab infrascripto Secre- 

tario S. C. super statu Regularium die 20. Januarii 1880. 

•Beatissime Pater l Archiepiscopus Mexieanus bumilttme exponit, qnod San* 
etitas Vastra decreto S. C. super statu regularium die 19. Martii 1857 praecepit, 
ut novitii jam sexdecim annorom, etiam expleto novitiatus anno, ad normam Tri* 
dentini non alia vota, nisi simpiieia valeant emittere, dllatft emissione solemnium 
post triennium, si et qui tune reperti fuerint, qui ad professiönem admittantur, 
dummodo ultra vigesimum quintum annum eorundem aetatis non protendatur. 
Ex exposHis sequentia dubia suborta sunt, quorum resolutiUnem a Sancütate 
Vestra obsequiosissime expostulat: 

1) Possuntne novitii post emissa simpiieia vota ante emissionem solemnlnm 
ad sacros ordines promoveri titulo paupertatis, non obstante constitutione Ro¬ 
manus S. Pb V, die 12. Novembris anni 1568 in incem edita? 

2) Possuntne Provinciales dispensare cum novitiis, defeetu natalium labo* 
rantibus, ante emissionem votorum solemnium, ad boe, ut bis ordines eonferantur? 

■ 3) Qui forte habitum reügionis indueront majores jam 25 annorum, aut 

huie proximi aetati, possunt expleto jam novitiatus anno ad vota solemnia et 
professiönem admitti, an etiam cum stmttibus expectandum est olteHoris proba- 
tionis triennium ? 

4) Si novitii post emissa vota simpiieia aut dimittantur e religione, aut 
baec ab ipsis mobilitate animi relinquatur, quid cum eis agere debet Ordinarius, 
sl aut ad sacros Ordines aut ad matrimonium forsitan adspirent ? 

Ex audientia Sanctissimi, habita ab infrascripto Secretario S. C. 
super statu regularium; die 20. Januarii 1860. 

SatKÜsaimus ad propräta dubia rfioeribeudum mandavit, ut sequitur: 
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' Vd l^ KegatTve quoad Ordines sacros. " ' 

/ Ad 2) Affirmative quoad primum tonsuram et Ordines Minores, quatenus 
Provinciajes ex apostolico indulto legitime gaadeant fajcultate dispensartdi super 
dic(a irregularitate, eaqye non revoeata fuerit. 

.Ad 3) Negativ? ad prupam parteo», affirmative ad secunda«. , 

- Ad 4) si professi vottoruQ) simpUciura sive per dimissienem ab Ordinesive 
per apoatoüeam dispensationein ab emissis votis soluti fuerint, se gerat cum Uli», 
prout eunt Cetera suis dioeeesanis sese gerere debet. 

1 A.> Arckiepiac. Philippen, secretärim* 

In Sachen der Professablegung ist ferner (wie wir dem Eäehsttftter Past.- 
Bl. 1862. Nr. 28. entnehmen) nachstehende weitere Erklärung des heiligen Stuhles 
bekannt 'geworden : '' 

; ' g. Aliudfletretum d. 20. Jannarfl 1860. 

Beatfs^itne Patef! — Tins PP. V!. per litteras apostofieas sab annnlo Pisea- 
toris motu proprio datas did 25. Juttii anfti 1777, prohibuerät, ne eui epistopus 
Melitensis pfimam tonstirtm Conferret, nisi titnlom substentationis habenti. Revera, 
qbutn in titolis bdJusmoÄi describebdis,. ffotr nisi beneflcia, capellaAias, pbnstones 
et ’ phttinton!A ntembret, dfrettd de regnlaribus non tldetur locutus. Tarnen ex 
ilW teittpofe v ifi'dtöeüesi'MelitebSi reguläres ntfn nisi cum tltulo, panpertatis nimi- 
rutftj tfd tdttsWam 1 ordinesque’ minores promoveri consueverunt. Oönmqoe blc 
titulus per solemnem professionetn acquiratur, reguläres ttonqoam bei« nisi post 
emissam vbtonm soiemnbnn prdfesslonem sunt promott. ■■■'><; 

Nunc vero quaedam immutatio in ordinibns religiosts hrdueHur, Smmmis 
enim Pontifex Pius IX. feliciter regnans decreto S. Congregationis super statu 
regulariurb die 19. Marti» 1857 praecepit, ut qui religiosam vitarn in quocumque 
ordine profitefl Vellet, emenso tyrbcinii anno, ad Vota simplicia dumtaxat admit- 
teretur: post quonim emisaonem adhuc ex ordine diuitti posset. Interim tarnen 
perprisit, ut superiores regularium litteras dimissorias ad primam tonsoranl erdi- 
nesque minores hujusmadi professie eoncedere possent. 

EX exposkia seqaentia dubia exorta sunt, Soiutionea» quorum aSanetitate 
Vestra episcopns Metitae bumiiliae expostulat, nempe. 

I. Ttrum praedictua rootus profthis Pii Vl. respiciat reguläres, ita ut sine 
tituto substentationis ad primam tonsuram ondüiesqae minores nequeant Melilae 
promoveri ? Et quatenus affirmative. ., . . 

r: hü. Utrum SaatctUas. Vestra in supr* memomto decreto censeatunbac in 
parfte motni proprio Pii, VI. derogare ? n? 

III. Sive motua proprius Pii VI. reguläres proprie non respiciat, sive . Sann 
cUtas Vestra hac in parte illi derogaverii, qutd dieendwn, si professi' vdta sim- 
ptieia^ poatquast; tonsuram ordinesque minores snsceperint, ab ordine dimittantur: 
ernntne recipiendi in clerum saecularem, ita ut babitum clericaiem gestent, et in 
susceptie ordinibus ministrent; quamvis careant titulo substentationis? . 

Ex audtentia Sanetlsaimi babita die JO. Januttrii 1860. 

Ad I. et II. Reguläres non comprehendi, et etiam professos vohorum stm- 
plioium de qoibus agitur, posse admüti ad primam tonsuram et ordines minores 
neo obstante dicto motuproprlo. 

Ad III. Affirmative in;, omtöbus ,. nisi aliud judicio episcopi obstet; sed 
curandum esse ut. quamprimpm fleri poterit, de praesrripto titulo provideantur. 
Minime vero ad ordines sacros promoverk pos6e niai pr&escriptum titulom babeanL 
..'ij„ip,e iiMi. mÄ>.Ai*biep t l £WitWP t McnötoNm“. 
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- ■ 9. Bufch das Beeret def (fongrdgv S. • Regulaf. • VoÄ : *5. Jdduar 1848 
„Regulari diacipiinae u worden vonr heiligen Stöhle in f<4 Artikeln nähere und 
fBr ade Orden und Congregattonen geltende Bestimmungen über die Prüfung 
derjenigen getroffen, welche die Awfoahme in das Noviziat nachsochen, sodann 
wurden weitere 7 Artikel aufgestellt, welche sich auf Zulassung der Novizen zur 
Profess beziehen. Es findet sich in den ersten 14 Artikeln, namentlich angeord¬ 
net, dass der Aufnahme in das Noviziat mehrere Scrutinien Uber die Befähigung 
der Postulanten voranzugehen haben, und. zwar ausser jenem von Seite der Mit¬ 
glieder des Conventes, in welchem der Postulant sich befindet, noch ein zweites 
von Seite der Provindal- und ein drittes von Seife, der General-Examinatoren. 

Bezüglich der Lajenbrüder des Carthäuser-Qrdens wurde nun dqip heiligen 
Stuhle vorgesteilt, dass, dieselben während .eines Jahres, als Postulanten behandelt« 
denn im zweiten- mit einem entsprechenden Habit bekleidet (tunica, cinctura et 
caputiu), im dritten als Verbündete (donati) aufgenommen und auf dieser Stufe 
fünf Jahre , belassen werdeo, nach deren Verlauf erst das der Profess vqran- 
gebende Noviziatjahr beginnt. Es frage sich nun, 

1) in welchem der genannten Zeiträume das. Beeret vom 25. Januar 1848 
bezüglich der ersten 14. Artikel zu beobachten sei? 

2) Ob das Scrutinium des. Noviziat-Conventes dem der Provindal-, und 
General-Examina|oren voranzugehen habe,. oder ob es ihnen nacbfolgen solle, 
also, dass das Scrutinium der Provindal- and General-Examinatorerr dareb jenes 
im Novjziat-Convente könne anno Hirt werden? 

. Die Antwort jst: . . 

»Ex audientia Saactissimi die 24. Februarii 1860. Santtissipuis mandavit 
rescribi: . ■ , 

1) Quando. dimisso babitu saecnlari religiosa veste induuntur, neinpe 
tunica, cjnctura et caputio. 

j*Ad 2) Affirmative ad primam partem, negative ad sewmdara. 

A. Arch. Philipp. Seeretar. u 

10. Deeretum pro Regularibus d. 25. Janüarii 1861 

de professione religiosa conjugls ante consummatlofiem matrimonii. 

(Aus dem Münchener Pastoralblatt 1863. Nr. 6.) 1 

Cum jure communi receptum alt, uteonjugfbus äPte consumtnatidnem nia- 
trimonii terapus ,petendi ad deliberandum, an vellent monasticam vitam amplecti, 
bimestre concedatur, alterque conjux in saeeuio manens expectare teneatur, 
donec möhasticam vitam amplexus professionem emittat, quin aptea alias puptias 
inlre valPUt, a S. Cbngfeg. postulo declaräri, num conjux manens in saeculo 
nedum bimestre et annum probationis ante simplicium votorum professionem ex- 
peetatie terteatöf, sed et subsequeris trlennium, quo demum expleto jrixta recen- 
tieilt aisclpiihbm Ibcus est pfofessioni sdlemni. — Ex Äud. SSmi die 23. Janüarii l86l. 

85mus In aUdfentW habita die 25. Januärii 1861 ab InfrascWpto Secfetario 
». CbnigxeF. super Statu Regularium, ad quam dictum postulatüm rerrifttendüm 
juSAefat, eidem dubio fespohdendum tnändavit, tiehtpö nörihtAt per solemnettt 
votorum professionem mätrlmotifmri ratUm et ribtt ' CönAtrtifmfrttthi dlsSOlVi ttött 
veW pdf- proföAsiohem votorum sinipllcium; ideoque in casu, quo vir juxfä legem 
diei 19. Marti! 1857 per S. Congreg. super Statu Regnlarium infam votk simpHfcrtf 
flhtttefe dtftteät tfnte söleronem profekAionere, slve ipsb, sive efuA eonjUx 1 recur- 
rdfit pdWHt äd AptWtbllCam Sederti pro öbtinendd facuftäte, trt Stfatim dfifftÖ pos* 
sint vota solemnia. ■ .-uq 
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ID. Deeretum S. C. Episeoporum et Regularium dd. 3. Maji 1862, 
de nullitate eleetionis Vicarii capitularis viveBte episeopo. 

(Eichatätter Paatoralblatt 1863. Nr. 81. PMtoralblatt für die Eradiooese München* 

Freysing 1863. Nr. 35.) 

Dotendum profecto est, in nonnnllis Dioecesibus Neapolitanae ditionis Capi- 
tnla Catbedralinm Eeelesiarum eo andaciae devenisse. ut viventibus licet Episeo- 
pis, quin eos se suis sedibus turplter ejectos aliqun modo solarentur eisque firmi* 
(er adbaererent, spreta illorum eorumque Delegatorum auctoriiate ad electionem 
Vicarii Capitularis temerario ausu processisse, intrusosque Vicarios Capitolares, 
licet ipsi ab bae S. Congregatione Episeoporum et Regularium ex SSmi Domini 
Nostri PU PP. IX. mandato monili füerint de nullitate eleetionis, de incursis een* 
suris, deque obligatione dimittendi officium, in Vicarii Capitularis munere per- 
' mansisse et adbuc permanere narrenlur cum populi Christian! offensione et detri- 
mento, cumque ecclesiastici regiminis subversione. Ne tantum facinus impunitum 
remaneat et ut alii a similibus perpetrandis retrabantur, Sanctitas Sua Apostoiiea 
Auctoritate hqjus Derreti tenore baec quae sequuntur deeemenda constituit. 
1. Nullas, irritas et nullius roboris esse denuo declarat hüjusmodi electiones et 
omnia acta, quae a praedictis Vicariis Capllularibus facta sunt et in posterum 
quovis colore et praetextu fient. 2. Tarn electores, quam bujusmodi Vicarios 
Capitulares in censuras et poenas ecclesiastieas a SS. Canonibus et a Constitu* 
tionlbus Apostolicis comminatas ineursos declarat. 3. Suspendit Vicarios Capitu* 
lares et suspensos decernit a Divinis et a Beneflciis quibuscunque etiam residen* 
tialibus quae ipsi obtinent, quamvis qualitatem canonicnlem vel dignitatem ad* 
nexam babeant. 4. Statuit atque decernit, ut hujusmodi Vicarii Capitulares, si 
post boc deeretum in officio permanserint, eo ipso incurrant poenam privationis 
omnium Beneflciorum, Canonieatuum et Dignitatum, nec non inhabilitatem ad alia 
quaecumque Benefieia, Canoniralus et Dignitates in posterum assequendas. 5. Hoc 
vero deeretum Sanctitas Sua in omnibus extendit ad Capitula, quäe in posterum 
ad bujusmodi electiones, quod Deus avertat, procedent; nec non ad Vicarios Ca* 
pitulares, quatenus bi munas susceperint. 

Datum Romae ex Secretaria Sacrae Congregationis Episeoporum et Regu* 
larium die 3. Haji 1862. 

Nie. Card. Paracciani. Clarelli Praefectus. A. Arch. Philip. Secret. 

IV. Deeretum s. congr. Cone. de mense Hart. 1863, 
de toleranda consuetudine duos aut plures eligendi vicarios capitulares. 
(cf. le Journal le Monde d. 11. Mart. 1863; Bouix, Revue de sciqneea ecclesiast. 1863. 

Nr. 39. p. 276-289.) 

Nach dem Tode des Bischofs von Cabors, Msgr. Bardon, fragte das 
Capitel telegraphisch bei. der Congregatio Concilii an: Der bischöfliche Stuhl 
ist erledigt. Kann das Capitel, dem französischen Gebrauche gemäss, anstatt der 
zwei bischöflichen Generalvicare zwei Capiielsvieare ernennen? Darauf erfolgte 
die Antwort: Congregatio concilii, quaestioni quoad nominationem duo- 
rum vicariorum sede vacante, respondet posse tolerari. 

Schon eine Entscheidung der s. Congr. Cone. vom 21. Apf> 1592 (bei 
Bouix 1. c. p. 286) bestimmt: 

»Sede vacante, unum tantum viearium esse eligendum. Caeterum no» esse 
eo deereto (sc. Concilii Tridentini) sublatara consuetudinem duos aut plures eU- 
gendi praesertim immemorabilem.« 
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V. Deeretnm s. Congr Cooeiliid. 11. Martii 1863, 
eura publicatione a Joanne presbytero Cardmali, archiepiseoptr Coloniensi facta 
d. 24. Martii 1863, de stlpendio in binatione reciinende. 

(Aus dem Kirchl. Anzeiger für die Erzdiooese Köln 1863. Nr. 7.) 

Venerabili Clere. die 5. Septembris 1859 (cf. Archiv VI, 32 sqq. 335 sqq.) 
et 11. Maii 1861 promulgata sunt decreta, quibus S. Congregatio Concilii probi- 
buit, ne paroehi aliique sacerdotes, qui obtenta licentia diebus dominicis et in 
foro feslivis binas missas celebrant, pro altera missa Stipendium accipiant, etiamsi 
ex spedalibus fundationibus applicandum sit Sacrnm matutinale pro fundatoribus. 
Attamen quum multi sacerdotes ante horum decretorum promulgationem Stipen¬ 
dium pro altera missa ab ipsis celebrata indebite quidem, sed bona fide sibi 
attribuerint, e re Nobis Visum est, ut condonatio et absolutio, a S. Sede Aposto- 
lica pro aliis dioecesibus hac de re concessa, etiam ad Nostram Archidioecesin 
extendatur. 

Praeterea nonnulli parochi a Nobis petierunt facultatem applicandi quidem 
alteram missam juxta intentionem fundatorum sive petitionem fldelium, ea tarnen 
conditione, ut Stipendium inde obtentum alicui pio operi cedant nullumque prorsus 
emolumentum ipsi percipiant. Quibus ex causis SSmum. Dominum Nostrum Pium 
PP. IX., quem Deus Ecclesiae suae diu sospitem servare velit, bis adivimus sup- 
plicibus litteris: 

Beatiasime Pater! 

»Joannes S. R. E. CardinaUs de Geissei, Archiepiscopus Coloniensis, ad 
Sanctitatis Vestrae pedes provolutus humiliter exponit sequentia: 

S. Congregatio Concilii die 25. Septembris 1838 decretum edidit, quo de- 
claravit, sacerdotibus, qui bis in die celebrant, omnino prohibitum esse, 
pro altera missa eleemosynam accipere. Quod quidem decretum mox pu* 
bücando contrariam agendi rationem, quae ex ignorantia prohibiiionis in mea 
Arcbidioecesi passim observabatur, prorsus eliminavL Quum vero qnoad praete-, 
ritum maxime riesideranda sit absolutio pro iis sacerdotibus, qui bona flde pro 
altera missa Stipendium perceperunt, eam a Sanctitate Vestra concedi enixe effla- 
gito. — Dubium quoque eandem materiam conccrnens Sanctitati Vestrae deeiden- 
dum omni qua par est reverentia bac occasione submitto, scüicet: num sacerdoti 
bis in die ceiebranti liceat alteram missam, pro cujus celebratione sive ex piis 
fundationibus sive ex fldelium obiationibus constituta est certa eleemosyna, ita 
persolvere, ut dicta eleemosyna sive ad sublevandam inopiam fabricae ecclesiae, 
sive in commodum sacerdotis alicujus indigentis, sive in sustentationem raissiona- 
riorum, sive in aliam denique piam causam ab Ordinario applicetur, nullumque 
omnino commodum vel emolumentum celebrans ipse inde percipiat. Quod sf 
talis quoque agieBdi modus. in dicta prohibitione comprebendatur, a Sanctitate 
Vestra humiliter expostulo facultatem, qua talem agendi rationem, ex qua omnis, 
avaritiae suspicio exulare apparet, eognita causa et respectu babito personarum 
et circumstantiarum ;dispensando permittere valeam. Quam gratiam submisse 
exposeens ad Sanctitatis Vestrae pedes sacros, quos exoscuior, provolutus mibi et 
gregi meo Apostoticam efflagito benedietionem. Pro qua gratis etc.« 

Sanctitas Sua praedictas Htteras benigne excepit et per Emum. Cardina* 
lern Caterini, S. C. C. Praefectum, hoc responsum dedit: 

„Die 11. Martii 1863. — Sanctissimus Dominus Noster, audita, 
relatione mfrascripti Pro-Secretarii Sacra« Congregatianis CmcUii 
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Eminentissimi'Dorhtoii Chrdinälis ÄtcMtpiskopV Colottiensis precibus 
benign« annuens, fdcultaies necestarias et oppartunas ffldim Emo. 
impertitUs eU ad hot, ut «maneiatam absolutwnem qvoßd praeteritum 
pro suö arbitrio et prudentia gratis impertiatur. In religuis vero 
Ipsa Sanctitas Sua censuit rescribendum: „Non expedire. u 

' P. Card. CateHn& Ptdef. 

Petrus Afchiepiscopus SardianusPro-Secretarius. '' 

Primam igitur petitionem Sanctitatis Sua benigne concesstt Noblsque facul- 
tates neeessarias et opportunas commisit, ut entmeiatam absolütionem quoad prae- 
leritum pro Nostfo arbitrio et prudentia impeftiri valeamus. Itaque auctoritafe 
Apostolica omnes et singulos Archidio'ecesis Nostrae ' sacertfotes, : qüi Stipendium 
pro altera missa diebus dominicis et in foro festivis ab Ipsis celebrata üucusque 
perceperunt, a quibuscunque obligationibus, iis ex fiae re incumbentibus, hisce 
absolvimus, imponentes iisdein pro poenitentia, ut semet dicant septem psälmös 
poenitentiales atque aliquant eleemosynara in solatium pauperum vel in aliud* 
ppus pium pro arbitrio suo impendant. 

Ad secundam autem petitionem,' qüa postül'aviinus, ut sacerdötibus bis prae- 
djctis diebus ceiebrantibus Iiceat alteram' mlssam, pro cujus celebratione sive ex 
piis fundationibus, sive ex Qdeliiiin oblatiönibus constitutum est certum Stipendium, 
ita persolvere, ut dictum Stipendium ad plant causam ab Ordinario applicetur, 
Sanctitas Sua censuit rescribendum: „Non expedire. u Hinc prohibitum est a 
Sanctissimo Domino Nostro, quominus sacertfotes eriarn praedicto modo Stipendium 
pro altera missa perctpianf. Quae dum vobisaun pro muneris Nuetri officio 
communicamus, in Domino conftdimus, vos pro spectata vestra religione acpie- 
tate tarn hoc quam cetera Decreta Apost olica bac de re edila omni qua par 
est reverentia et obedientia suscepturos esse atque observaturos, decl&rantes 
simul, si forte sacerdos obtinuerit Hcentiam celebrandi. alteram missam pro sti-r 
pendio in optts pium cedendo, eundem dicta licentia, quam juxta praemissom 
decisionem Apostolicam hisce revocamus, postbac (uta cousdentia uti non posse. 

Datum Coloniae die 24.Martii 1863. .. •• i 

f Joannes Cardi/nälis de Geissei, Aebiepisdopus Coloniensis. 

B. Für einzelne Länder, Provinzen, Dlöcesen. 

1» AFasaMi. 

Entscheidung des Herzogi. Oberappellationsgerichts vom 
2 8. Januar 1852, ■ ! 1 

kirchliche und staatliche Hechte in Ansehung der Hesoldungsdecrete für Lehrer betr. 

Lehrer Berg in Nastätten hatte den Kirchenvorstand daselbst als Vertreter 
des dortigen Kirehenfonds anf Zahlung von 50 (I. jährlich ans diesem Fonde be¬ 
klagt und die 1 Klage darauf gegründet, dass die Herzogi. Landesregierung den 
Kläger mit Beeret vom. 27. April 1846 als Lehrer an der Elementarschule'zu 
Nastätten nud als Mitorganist an der katholischen Kirche daselbst angestellt und 
ihm eine Besoldung von 200 ff. mit 150 fl. aus der dortigen Siadtcasse und mit 
50 fl: ahs dem dasigen Kirchenfond zahlbar, venvilligt habe. Das Herzogl. Nass. 
Oberappellationsgerieht hat unterm28. Januär 1852 ad Nr. 2201. und 2214. 
dfe m dieser' SaChe vpgangelteu Erkenntnisse sowohl <dds Justiz itaitdö zu 'Nastätten 
tott'2Si Juab'lBW'.alsv.dos' IW*'«öd -Apphttwioösgeftehfcesv zu «WlaeDftdsn>nanu 
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fffrOeltoMr'l&lL aufgehöMn Und die Klage Untel' VmmheHsmg. dre-KlägvosMi 
die Prozesskosten sfiiUmtiich Cr Instanzen, wie,angebracht. abgewieeen and zwar, 
in Erwägung 

1 ) (2) dass der Beklagte seine Zahlungsverbindlichkeit bestreitet, well Ulfe 

Landesregierung Verfassungsmässig nicht befugt gewesen, jene Besoldung aüs 
dem katholischen KifchenfdndS zu bewilligen; es sieh also uni die frage handelt; 
oh der Landesregierung diese ßefugnlss gesetzlich zugestanden hat, indem die 
Klage nicht auf eine Genehmigung det AnSteflurig des Klägers bis üditöfganlsten 
aUf Kosten der Kltchencasse gegründet woMen. , ' 

2) (3) Dass zwar die Biineipifin, auf welchem die Rechte dgs.Stggtfgegen- 

über der katholischen Kirobe beruhen, so wie sie die Ductrin unter dem Ausdruck: 
jus majestaticum circa sacra und die Anwendung ausgebildet hat, auch wenn sie 
nicht ausdrücklich in den Gesetzen ausgesprochen sind, im einzelnen Falle, wo 
es sich um ein concretes Verhjdtoifö,#%-iffh 0 P(jIej’i|atholischen Kirche und dem 
Staate handelt, zur Anwendung zu bringen sind, dass jedoch aus diesen Princi- 
pien das Reth’t des $lWtes AiChf hergeleitht Uefd^n kdnhV Öbfr die KibKftÄfte/ 
einer katholischeli Wöhde bdfef ’Olnes'LohalkifCh'ddfondkfelnSOitig, tW es üü 'hBigO ^ 1 
liehen oder "kirchlichen ZAeCkeh Üö dlkponlkOh', tfdrii 'Staäth tiellfi^hf 1 hl ‘ Allge¬ 
meinen nur das Recht zusteht, di^ ! VerwtflWtfg und bestimmungsmässige Ver¬ 
wendung des varwotbeneh Kinthengutes freier Aufsicht zui [Unterwerfen, es sei 
denn, dass ihn im einzelnen Falle ein besonderes Rechtsverhältniss zu bestimmten 
Verwendungen des Kirchen Vermögens “berechtigt. Vgl. dichter, Lehrbuch des 
Kirchenrechts $. 288, , 

. . •. i. -i ■ .. ■»( 

3) (4> Dass dieBe !Gruad 8 ätiie durch das im Hecnogthum geltende Staatsc. 
und'>Kirchenrecht nicht atterirt, vielmehr bestätigt werden:,; da a) im Edict vom» 
30. 'Juni 1830 $. 8 . dran Staate nur die Majestätsreehte und die Oberaufsicht Vor¬ 
behalten worden, aber $. 88 bestimmt ist, dass die Güter der. katholischen ü;- 
ChenpfVünden, sowie alle allgemeinen und besonderen kirchlichen Fond» unter 
Mhaufsitht des Bischofs in ihrer Vollständigkeit erhalten, werden sollen ung m( 
keine Weise zu andern, als katholischen kirchlichen Zwecken: verwendet werden 
können «nd dass ferner die Verwaltung der niederen Kirchenpfrönden indes 
Händen der Notzniesser, weiche sich hierbei «ach den bestehenden Vorschriften 
zu! ‘richten haben, gelassen werden boü; dass lenser b) aus dem Edict ,vom 
24. März 1817 $. 8 f. die Organisation der Schulen betr. in; den Worten: »mit 
Eioreohnung der Beträge und DienstemoUimente, welche sie als [Kirchendiener: 
and sonst fundationsmässig ans Kirche»- und‘anderen,.geistlichen: Fonds nach wie 
vor'zu belieben haben,« nicht folgt, dass der Staat oder die mb Anstellung der, 
bettrdr betraute Staatsbehörde die Befugnis« .habe, unbedingt und ohne Eijwerr 
ständniss mit der betreffenden Kirchenbehörde die Schullehrer zugleich als Kir- 
dhetittiener anttttt eilen uhd ihnen als solchen Gehabe aus der KirchOnCAsse zu 
bewilligen, vietmätr daraus, dass sow-ohl in dteSem Edfcte als Hu Getneindeeölete 
vom 5. Juni i^io §. 12. die (»emelnät'cass'efi bis die “Ponds zur Bezahlung deir 
Lehrerbesoldungen bezeichnet werden und hur auf die Beträge blngewieseu Wlfd^ 
welche die Elementarlebrer fundationsmässig aus Kirchen- oder geistheben Ponds 
au hezteheu hätten, oder -welche bisher nach Observanz oder gesetzlichen Be¬ 
stimmungen in die Gemeindecassen geflossen seien, -r,mit grösserem Rechte ge¬ 
folgert, wenden kann, dass die Staatsbehörde nicht nach ihrew einseitigen Ermps-i 
sen, sondern nur auf den Grund von den Gemeinden oder Schulfbnds «ustebeB« 
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den besonderes Gerechtsamen Ober Einkünfte der katboHsohm Kirchenfonds zur 
Bestreitung der Bedürfnisse der Elementarschulen verfügen könne. 

4) (5) Dass die Klage auf eine solche Gerechtsame nicht gegründet ist 
and wenn auch die Herzogi. Landesregierung den Elementarlehrern öfters zu¬ 
gleich Dienstleistungen bei katholischen Kirchen gegen einen aus dem betreffen¬ 
den Kirchenfonds zu beziehenden Gehalt übertragen bat, dieser Umstand für sich 
allein ein Gewohnheitsrecht nicht begründet, noch auch eine solche in anderen 
Pillen von der Kirchenbehörde oder der Verwaltung des betreffenden Kirchen¬ 
fonds stillschweigend zugelassene Massregel der Verwaltung eines dritten Fonds 
insbesondere dem Beklagten nicht zu prijudiciren geeignet ist; 

5) (3) dass demnach die Beschwerde des Beklagten begründet erscheint, 
und das Unterliegen in der Hauptsache die Verurtbeflung zum Kestenersatz zur 
Folge hat. 


D. •estemleh. 

1. Literae breves PU PP. IX. d. 3. Nov. 1862 ad AntonUvm de Galecki, 
episcopum Amathuntmum, Vicarium Apoatolicum in parte Dioeceseos 
Cracovienais imperio Caeaareo Auatriaco in dvilibus 8ubjecta 

Pius PP. II. 

Venerabilis Frater Salotem et Apostollcam Benedicthmero. 

Pastorale officium Kobis licet immerentibus ex alto commissum urget Nos, 
ut universi Dominici gregis seeuritati dies noctesque advigilemus, eaqne omnia 
praestemus, quae in ipsius gregis bonum et commodum fhcere noverimus. Craco- 
viensis dioecesis in doas partes dhridltur, quarum altera Russiaco Imperio, altera 
Carissimo in Christo Fitto Nostro Austriae Imperator! et Regi Aposlolieo, in civili- 
bus subjecta est. Ex decreto Apostolicae Nuntiaturae VindobonensLs die XXL 
Aprilis Anno UDCCCXLIX. edito, partem, quae provineiam de Kielce complectitnr 
et Russiacae ditioni subjacet, propter peculiares eausas Nobis et Sanclae huic 
Sedi plane eognitas et perspectas dilectus ülius Presbyter Canonicus Mathias 
Majerczak , nuperrime Episcopali charactere auctus, uti Vicarius Apostolicus 
regit. Modo vero, quum praefatae causae adhoc perdurent, Apostolici ministem 
Nostri ratio exigit, ut alteri ejusdem dioecesis parti, ne qui eam mcoluut Christi 
fideles pastore careant, eonsulamus. Hinc tibi, Venerabilis flrater, quem religionis 
Studio, vitae integritate, dectrinae et prudentiae lande probatum Antistitem Araa- 
thttnttnum in partlbus inüdeliam renuntiavimus, alteram dioecesis Cracoviensis par¬ 
tem, quae Austriaco Imperio in eivilibus paret, administrandam demandamus, ac 
proinde te in praememorata regione Vicarium Apostoüeum ad Nostrum et Apo¬ 
stolicae Sedis nutum eUghrne, constittdmns et deputamus. Propterea tibi, Vene- 


1) Herr Prof. Heys mann za Krakau hatte die Güte, zugleich mit diesem 
Breve qns ,den lateinischen und polnischen Text und eine wohlgelungene deutsche 
Uebersetzung des schönen Hirtenbriefes des hochw, Herrn Apost. Vicars Anton de 
Galecki vom 11. December 1863 zu übersenden, worin der hochw. Oberhirt seine 
Piöcesanen namentlich auch znm Gehorsam gegen die kirchliche und 
weltliche Obrigkeit und zurTreue gegen das österreichische Kaiser¬ 
haus insbesondere eindringlichst ermahnt. Das ganze Schreiben ist mit Rücksicht 
auf die Zeit wann und den Ort, wo cs erlassen wurde, von vorzüglicher Bedeutung. 
Um so mehr bedauern wir, aus Mangel an Raum uns den Abdruck des Hirtensohrei- 
bans versagen zu müssen. 
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rtbilis flrater, plenam (ribuimus facultate® ea oamia et skigala ibidem gerendi, 
quae ordinis sunt, quaeqae Jurisdietionte,donee aliter in Domino expedire Nobis 
atque huic Sanctae Sedi Visum sit. Mandamus proinde Capitnlo, Ciero et populo 
universo supradictae regionis dioeeesis Cracoviensis, nt Te in Vicarinm Apostoli- 
eum recipiant et admittant, Tibique plenam reverentfam et obedientiam exbibeant. 
Haee volomos et jubemus, non obstantlbus Nostra et Cancellariae Apostolieae 
reguta de jure quaesito non tollendo aüisque ApostoHcis et in Universalibus pro- 
vineialibusque et Synodalibus Conciliis editis, generalibus vel speciatibus Constitu- 
tionibus et Ordinatioaihus, nee non ejusdem Cracoviensis dioeeesis etiam jura- 
mento, eonflrmatione Apostollea vel quavis flrmitate alla roboratis statutis et 
eonsuetudinibus, privilegifs quoque induttis et litteris Apostolicis in eontratfum 
praemissoram quomodolibet eoncessis,- confirmatis et innovatis, eeterisque quam* 
Vis speeifica et individua mentione dignis in eontrarium faeientibus qniboseunque. 

Datum Romae apud Sanetum Petrum sub Annulo Piseatorts die III. Novem- 
bris MDCCCLXU. Pontifieatas Nostri Anno Deeimoseptimo. 

(L, S.) B. Card. Barberini m: p. 

Venerabili Fratrl 
Antonio Qalechi 
Decano Capituli de Tarndw 
Episeopo Amatbuntino in Partibus infldei. 

2 , Erläuterung des fürstbisetaöfl. Consistoriums zu Wien vom 18.; 
October 1862 zu den über die Abfassung, Vorlage und Doeumea-' 
tirung der Kirehenrechnungen erlassenen Bestimmungen vom 

2. Juli 18600. 

lieber die Abfassung und Vorlage der Kirehenrechnungen enthalt das Pro* 
vinzial-Coneiliura vom Jahre 1858 (Tit. VII. cap. VI. de bonarum de eeclesiastieo*' 
rum administratione) nachfolgende Anordnungen. 

$. 10. Reetor spiritualis (Ecelesiarum paroebialium, etiam monasteriis do* 
mibusve religiosis incorporatarum, nee non fHialium) cum Eeclesiae vitricis adini* 
nistratienis (bonorum eeclesiastieorum) gestae rationem quotannis eonfleial, adhi- 
bho quoque patrono vel ejus delegato, qui, si velit, ratlonarü exemplar suis sibi 
sumptibus eomparare polest. 

§. 11. Petenti (patrono) negandum non est, ut rationarium annuum, cui 
eonfieiendo commode adesse non possit, ipsi vel delegato in dioeeesi eommoranti 
simul eum documentis illustrantibus transmittator. Debito tarnen tempore senteiH 
tiam suam exponere tenetur; quod si neglexerit, Episoopus decernere potest, at 
ruitoiMuram ad eum in posterum non imttatür. ■ ■ - 

$. 12.. Si patrono vi fUndationi» relate.ad bonorumeeetesiasticoram adml*' 
nistrationem majora competant jura, quam deereti hujus tenore eidem attribuun* 
tur, nihil obstabit, quin probatione praestita eadem exetceat. 

J. lg. Rationem revidebit Deeanns ruralis aut alias vir ab. Episeopo depo* 
tatm; revisam Antistiti exhibebit superadditis eis, quae forsan ad Eeclesiae bona 
efBcaeius conservanda sive utilius procuranda conducere existemet. 

. in 14. Rationis annuae ab Episeopo approbatae summariüm Gobernto 
Imperiati coraraunieandum et signifleandum simul est, in quantum Eeclesiae pecu- 
|ium aut incrementa ceperit aut imminutum sit. 

1) Die der Verfügung beiliegenden Formulare müssen wir aus Mangel an Raum 
and der Schwierigkeit des Satze« wegen, wenigstens einstweilen, miriicklegeü. 
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J. 19. 8&mmvto ratioMM» Eeckäae Gebende ezbibendo perocbue iaCtre- 
meoti vel decremeoti, quod in beneflcioparoohiali forsan cooügerit, sigöfficatio- 
nemsuperaddat. 

Diese Anordnungen des PruviuM-Uoneiliums sind vollständig und genta in 
die von Seite des fOrsterzbischöflichen Ordinariates unter dem 2. Juli 1860 kund* 
gemachten Bestimmungen über die Verwaltung des Gotteshaus- und Pfründen* 
Vermögens in. der Erzdiöcese Wien aafeenommen worden. . (Vergl. daselbst 
.$$. 10—14, 19.; oben S. 826 f.) 

Durch diese Vorschriften ist, wie die kaiserliche Regierung mildem Erlasse 
dos bestandenen Ministeriums für Cultas und Unterricht vom 17. Jeii 1890 z. 
10,189 anerkannt hat, den Bedingungen entsprochen werden, unter denen laut 
Allerhöchster Entsctiessung vom 3. October 1858 zugestanden wurde, das* die 
Verwaltung des PCrQndan- und Gottesbausvermögens von Jenen geführt werde, 
welchen sie nach den Kirchengesetzen obliegt. Die bezogene Allerhöchste Ent- 
schliessung erheischte nämlich, dass sowohl das landesfüräliche, die Bewahrung 
des Kirchenvermögefts betreffende Recht, als auch die Einflussnahme der Patrone, 
insoweit dieselbe mit dem Kirchengesetze vereinbar ist, gesichert bleibe, zu wel¬ 
chem Ende den kaiserlichen Landesbehörden ein Aubing der jäUrhdien Kirchen¬ 
rechnungen vorgelegt, und die allfällige Vermehrung oder Vermindertng des 
Gotteshaus- und Pfründenvermögens ersichtlich gemocht, daun bei Stiftungen, 
welche zu Gunsten von Kirchen oder Pfründen gemacht werden, ein ungestem¬ 
peltes Exemplar der Urkunde eingeoendet werden, und der Patron oder seid 
Stell Vertreter aber das Recht haben soll, zu allen die Verwaltung ÖCs Kirchen*- 
gutes betreffenden Berathungen und Verhandlungen (somit auch zur' Aufnahme 
der Kirchenrechnung) beigezogen tn werdet», oder zu verlangen, dass ihm, falls 
er.der Apfnabme der Kir<chearecbaung weder .selbst, noch ducch ainen Stellver¬ 
treter beiwohnen kann«, die belegte Jahresrechnosg zur sehmftticben; Aeuaserumg 
zugemittelt werde. 

, Eine Näberbestimmuflg. dieser allgemeinen Andeutungen bezQglicb der Aus¬ 

übung des iandesfürstKchen, die Bewahrung des Kirchen vermögen» betreffenden 
Rechtes, gibt, der mit Note der k. k.,n. Statthattewi vom 16, September 1862 
Z, 39,397 anher mitgetheilte Erlass des k. k, Staatsministerm nu vom 81. .August 
Z. 8500 C. U. nachstehenden Inhaltes: 

»Mit Allerhöchster Entscliessmtg vom 8. October >1088 ist dfe Rdgetöig der 
Verstattung des Pfründen- und fidtteshaasver n wget w im Stone dös im >am. XXX.' 
das Concordates ausgesprochenen Grundsatzes, sdmit auch die meritwiscfte ltevv- 
sinn der, Kirchenreehniragen, Ohne Unterschied des Kirchenpatronates, durch die 
bischöflichen Ordinariate unter der Bedingung zugestanden worden, dass die daft- 
desßttrstliohe, die Bewahrung des Kirchenvermögens betreffende Recht gesichert 
bleibe. Sonach dürfen die Bestandtheile der Substanz dieses Vermögens weder 
verkauft, noch mit einer beträchtlichen Last beschwert werden, ohne dass hietu 
nach Maasgebe der Mmisterialverordnung vom 20. Juni 1860 (R. GM. NrJ 162.) die 
landesherrliche Einwilligung erwirkt wäre. Um die Ueberzeugung von def unge¬ 
schmälerten Erhaltung der Substanz des Kireheogutes zu ermöglichen, verfügt die 
bezogene a, h. Entschliescung, dass den Landesbehörden ein Auszug der jähr¬ 
lichen Kircbaureehnungen vorgelegt, und die aüfllttge Vermehrung oder Vermin* 
derung des Gotteshaus- und Pfründen-Vermögens ersichtlich gemacht, dann bei 
Stiftungen, welche zu 6unsten von Kirchen und Pfründen lauten, den erwähnten 
Behörden ein ungestempeltes Exemplar der Urkunde eingesendet werde. Zur 
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möglichst einfachen nnd zweckmässigen Ausführung dieser a. h. Verfügung findet 
es das Staatsministerium im Einvernehmen mit der obersten Rechnungs-Controlls- 
behörde angemessen, dass die Vorsteher sämmtlicher Pfarr- und Filialkirchen, 
ohne Unterschied des Patronates, dem sie unterstehen, der an ihre geistliche 
Diöcesanbehörde vorzulegenden documentirten Jahresrechnung über die Verwal¬ 
tung des freien und belasteten Kirc^envermögens statt des oben angedeuteten 
Auszuges, für welchen ein allgemein anwendbares Formular sich schwer vor¬ 
zeichnen lässt, ein nicht documentirtes Rechnungs-Dupplicat anschlies- 
sen, desgleichen mit der erwähnten Jahresrechnung einen der Form der Kirchen¬ 
rechnung entsprechenden Ausweis über die im Laufe des Verwaltungsjahres 
vorgefallene Vermehrung oder Verminderung der Substanz des freien 
und belasteten Kirchenvermögens und Pfründengutes, dann die 
ungestempelten Abschriften jener von dem bischöflichen Ordinariate genehmigten 
Urkunden an die erwähnte Diöcesanbehörde einsenden, welche während des Ver¬ 
waltungsjahres über die zu Gunsten der betreffenden Kirche oder Pfründe errich¬ 
teten Stiftungen zu Stande gekommen sind.« 

Hiernach wird es den Vorstehern sämmtlicher Pfarr- und Filialkirchen 
obliegen, in Hinkunft den längstens bis Ende Februars an das fürsterz¬ 
bischöfliche Consistoriumeinzusendenden Kirchenrechnungen des Vorjahrs ein nicht 
documentirtesDupplicat dieser Rechnungen und den Ausweis über 
die im Laufe des Rechnungsjahres vorgefallene Vermehrung oder Vermin¬ 
derung des freien und belasteten Kirchenvermögens und Pfrün¬ 
de ngut es anzuschliessen. Dieser Ausweis wird mit einem der Kirchenrechnung 
beizulegenden Verzeichnisse über die bei der Kirche und Pfründe im Rechnungs¬ 
jahre eingetretenen Veränderungen in dem Vennögensstande und in den inventa- 
rischen Geräthschaften geliefert, für welches Verzeichniss ein Formular zur 
Schlussbemerkung Nr. VIII. der Kirchenrechnung mitfolgt. Was die Stiftungs-Ur¬ 
kunden anbelangt, so wird das fürsterzbischöfliche Consistorium darauf Bedacht 
nehmen , dass bei der Genehmigung der Urkunden über die zu Gunsten von 
Kirchen oder Pfründen errichteten Stiftungen das in der fürsterzbischöflichen 
Consistorial-Currende Nr. 8. vom Jahre 1862 bezeichnete ungestempelte Urkunden- 
Exemplar hieramts zurückbehalten, und seiner Zeit mit dem betreffenden Rech- 
nungs-Dupplicate und Veränderungsausweise an die kaiserliche Controllsbehörde 
geleitet werde, wesshalb der in dem bezogenen Ministerial-Eriasse angedeutete 
Anschluss der ungestempelten Stiftsbriefs-Abschriften an die Kirchenrechnun- 
geu entfällt. 

Um ferner der Seelsorgsgeistlichkeit die ihr obliegende unentgeltliche Ver¬ 
fassung der Kirchenrechnungen zu erleichtern und hiebei die wünschenswerthe 
Gleichförmigkeit zu erzielen, wird in der Nebenlage sub •/• ein Formular miige- 
theilt, welches fortan bei der Verfassung der Kirchenrechnungen und einiger Bei¬ 
lege derselben zur Richtschnur zu dienen hat. 

Zur Parnachachtung bei der Anwendung dieses Formulares, bei der Docu¬ 
mentirung der Kirchenrechnung und bei der weiteren Behandlung dieser Angele¬ 
genheit findet man Folgendes zu erinnern: 

1. Das Formular enthält zur Einzeichnung der im Laufe des Rechnungs¬ 
jahres vorkommenden Einnahmen und Ausgaben zwei Colonnen: in die erste der¬ 
selben kommen sämmtliche baaren Empfänge und Auslagen in österr. Währung 
berechnet eiuzutragen; in die zweite Colonne sind die zu dem eigentümlichen 
und Stiftuugsvermögen der Kirche gehörigen öffentlichen und Privat-Schuldver- 
Izchiv Ar Kirehenrecht. IX. 29 
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schreibangen ohne Unterschied ihrer Verzinsung, in ihrem vollen Nennwerthe, 
d. h. mit den in den Schuldurkunden bezeichneten Kapitalsbeträgen, dann der 
Werth der zur Kirche gehörigen Realitäten einzuschreiben, wobei zu beachten 
kömmt, dass nur die bei Privaten elocirten Kapitalien und der Realitätenwerth 
in österreichischer Währung berechnet einzustellen sind, während bei den in 
öffentlichen Schuldverschreibungen enthaltenen Kapitalien, wenn diese auf eine 
andere Währung lauten, eine Umrechnung auf österreichische Währung nicht statt 
zu finden hat. 

2 . Nothwendig ist es, dass die Kirchenrechnung und die derselben beizu¬ 
legenden Verzeichnisse von den Gliedern der betreffenden dem fürsterzbischöf- 
lichen Ordinariate verantwortlichen Kirchen Vermögens-Verwaltung, d. i. von dem 
Kirchenvorsteher und den bestellten Kirchenvätern unterfertiget werde. Wenn 
der Patron oder dessen Bevollmächtigter die Rechnung mit oder ohne Beifügung 
von Bemerkungen unterfertigen will, so waltet dagegen um so weniger ein An¬ 
stand ob, als durch eine solche Fertigung dem fürsterzbischöflichen Ordinariate 
der Nachweis geliefert wird, dass dem Patrone oder dessen Bevollmächtigten Ge¬ 
legenheit gegeben war, sich von der Gebahrung mit dem Kirchenvermögen zu 
überzeugen, und, wenn einzelne diese Gebahrung betreffenden Massnahmen ihm min¬ 
der zweckmässig erscheinen, dem fürsterzbischöflichen Ordinariate davon Anzeige 
zu machen. Sollte aber der Patron oder dessen Bevollmächtigter nicht geneigt 
sein, die Kirchenrechnung zu unterzeichnen, so ist an der Stelle, wo diese Unter¬ 
zeichnung zu geschehen hätte, anzumerken, entweder dass der Patron oder des¬ 
sen Bevollmächtigter in Folge der an ihn von Seite der fürsterzbischöflichen Kir- 
chenvermögens-Verwaltung nach Massgabe des §. 10. der Bestimmungen vom 
2. Juli 1860 ergangenen Einladung der Aufnahme der Kirchenrechnung beige¬ 
wohnt habe, oder dass demselben auf sein Verlangen die documentirte, d. i. mit 
den erläuternden Urkunden belegte Kirchenrechnung überschickt worden sei. In 
beiden Fällen kömmt ferner anzudeuten, ob von Seite des Patrons oder seines 
Bevollmächtigten zu einzelnen Positionen der Rechnung Bemerkungen gemacht wor¬ 
den sind. Im Bejahungsfälle sind diese Bemerkungen der Rechnung belzulegen, 
wenn es der Patron oder sein Stellvertreter nicht vorzieht, dieselben unmittelbar 
an das fürsterzbischöfliche Ordinariat zu leiten. Wenn endlich der Patron oder 
dessen Bevollmächtigter weder der Aufnahme der Kirchenrecbnung beigewohnt, 
noch die Zusendung der documentirlen Rechnung in Anspruch genommen hat, so 
ist dies gleichfalls am Schlüsse der Rechnung anzumerken. 

3. Damit eine entsprechende Censur der Kirchenrechnung ermöglichet 
werde, ist es unerlässlich, dass derselben jene Urkunden angescblossen werden, 
aus denen sich die Richtigkeit der in die Rechnung eingestellten Einnahmen und 
Ausgaben ergibt; mit anderen Worten, sämmtliche Einnahms- und Ausgabsposten 
der Rechnung, wenn ihre Richtigkeit nicht selbstverständlich ist, sollen ordnungs- 
mässig documentirt sein; und zwar sind der Kirchenrechnung nicht bloss jene 
Urkunden beizulegen, welche die Richtigkeit der Empfänge und Ausgaben erwei¬ 
sen, sondern es ist darauf zu achten, dass unter den Rechnungs-Belegen jene 
Documente nicht fehlen, durch welche die fürsterzbischöflichen Kirehenvermögens- 
Verwaltungen zu den ihren Wirkungskreis übersteigenden Massnahmen und Aus¬ 
lagen ermächtiget worden sind. 

Demnach ist z. B. der Kirchenrechnung anzuschliessen, zur Empfangs¬ 
rubrik I. die Erlaubnis des fürsterzbischöflichen Ordinariates zur Aufkündigung 
der bei Privaten elocirten Capitalien, — zur Empfangsrubrik II. dieselbe Erlaub- 
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nlss zur [fruchtbringenden Anlegung eines Kirchen- oder Stiftungseapitales, oder 
der Nachweis des Ankaufes einer Öffentlichen Schuldverschreibung, — zur Em- 
pfangsrubrik IV. der Testamentsauszug oder die Einantwortungsurkunde Ober ein 
der Kirche zugewendetes Verraäcbtniss, — zu der Empfangsrubrik VI., nebst dem 
betreffenden Licitationsprotokolle, die nach §. 6. der Bestimmungen vom 2. Juli 
1860 erforderliche Bewilligung zur Verpachtung von Gütern des Gotteshausver¬ 
mögens. Uebrigens ist in der angedeuteten Empfangsrubrik hinsichtlich des aus 
verpachteten Realit&ten eingehenden Erträgnisses auch die Pachtdauer einzuschrei¬ 
ben. Als Realitätenzins sind nebst der ganzen Jabresgebübr aueh die allenfalls 
einbezahlten Rückstände aus den vorausgegangenen Rechnungsjahren in Empfang 
zu stellen, zugleich aber auch unter der Rubrik »Verschiedene Ausgaben« in Aus¬ 
gabe zu bringen, weil diese Rückstände unter dem aus dem Vorjahre übertra¬ 
genen anfänglichen Vermögen begriffen sind. Die nicht zur Einzahlung gelangten 
Realitätenzinse, sowohl aus der Vergangenheit, als aus dem Gegenstandsjahre, 
sind als Activrückstand im schliesslichen Vermögensstandsausweis nachzuweisen 
und sonach in den anfänglichen Vermögensstand des folgenden Jahres zu über¬ 
tragen. — Zur Empfangsrubrik X. Post Nr. 30. kommt zu. bemerken, dass das als 
Interesse von National-Anlehens-Obligationen erhaltene Silbergeld zu veräussern 
und das Agio in dieser Rubrik in Empfang zu stellen, der Rechnung aber die 
Yerkaufsnote des betreffenden Handlungshauses beizuschliessen sei. — Ferner 
muss erinnert werden, dass die in die Rubrik »Verschiedene Empfänge« einzu¬ 
stellenden Einnahmen nicht bloss summarisch nachzuweisen sind, sondern in die¬ 
ser Rubrik die Gegenstände, für welche Geldbeträge eingeflossen sind, und der 
Ziffer dieser einzelnen Beträge ersichtlich gemacht werden sollen. 

Die Einnahmen an Funeralien und Opfergeldern sind durch abge¬ 
sonderte, von sämmtlichen Gliedern der Kirchenvermögensverwaltung zu unter¬ 
fertigende Verzeichnisse zu documentiren, deren Formulare in der Anlage mit¬ 
folgen. 

Nach den bisher gemachten Erfahrungen haben sich insbesondere Unzu¬ 
kömmlichkeiten bezüglich der Verrechnung von Stiftungsemolumenten in An¬ 
sehung dessen ergeben, dass bei der Auszahlung der Zinsen von Staats-, öffent¬ 
lichen Fonds- und ständischen Oligationen (mit Ausnahme der Banko-, Banko- 
Lotto-, und der ungarischen Hofkammer-Obligationen) die Einkommensteuer 
und zwar bei den in CM. oder W. W. verzinslichen Obligationen mit dem ein¬ 
undzwanzigsten Theile der auf österr. Währ, umgerechneten Interessen, bei den 
in österr. Währung verzinslichen Obligationen mit dem 20. Theile des gesummten 
Interessenertrages in Abzug gebracht wird, ln Ansehung dessen ist sich gegen¬ 
wärtig zu halten, dass in der Empfangsrubrik V. von den dort beempfangten In¬ 
teressen die auf dieselben entfallende Einkommensteuer nicht abzuziehen, sondern 
in der Ansgabsrubrik IV. (»auf Steuern und Gaben«) in Ausgabe zu stellen komme. 
Dagegen sind die Stiftungsgebühren, wie sie stiftsbriefmässig entfallen, jedoch 
umgerechnet auf österr. Währ, für jeden Participanten abgesondert zu berechnen; 
von der für jeden Participianten sich ergebenden Summe ist die auf diese Summe 
entfallende Einkommensteuer in Abzug zu bringen und nur der sonach verblei¬ 
bende Restbetrag als reine Sliftungsgebühr in der Ausgabsrubrik II. in Ausgabe 
zu stellen. Zur Veranschaulichung dieser Berechnung dient das mitfolgende For¬ 
mulare des der Kirchenrechnung zu der erwähnten Ausgabsrubrik beizulegenden 
Ausweises über die von den bei einer Kirche bestehenden Stiftungen für die ein¬ 
zelnen Participanten von jeder einzelnen Stiftung und von allen Stiftungen zu* 

39* 
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sammen entfallenden Geböhren. Bei der diessfälligen Berechnung sind Bruch- 
theile von Kreuzern, wenn selbe einen Viertelkreuzer oder weniger betragen, 
ganz wegzulassen, und wenn sie wehr als einen halben Kreuzer betragen, mit 
einem ganzen Kreuzer in Rechnung zu stellen. Stiftungsgeböhren, welche auf 
Realitäten von Privaten haften, und von diesen jährlich an die Kirche abgeföhrt 
werden, sind in der Kirchenrechnung im Empfange und mit den, den Stiftungs- 
theilnehmern gebührenden, Antheilen in Ausgabe zu verrechnen. 

Im Allgemeinen ist ferner darauf zu sehen, dass über die einzelnen Aus¬ 
gabsposten, so weit diess thunlich ist, speciflsche, von den Gliedern der Kirchen¬ 
vermögensverwaltung unterfertigte Percipientenquittungen, mit Andeutung der 
Quantitäten und Preise, beigebracht werden, die von Jenen auszustellen sind, 
denen für Dienstleistungen bei der Kirche oder für zur Kirche gelieferte Gegen¬ 
stände eine Zahlung aus der Kirchenkasse geleistet worden ist. So weiset z. B. 
das Formular der Kirchenrechnung unter der Ausgabsrubrik III. darauf hin, dass 
bei Aufrechnungen Ober die Reinigung und Ausbesserung der Kirchen¬ 
wäsche der Rechnung eine Empfangsbestätigung beigeschlossen werde, welche 
die Zahl und Gattung der gereinigten und ausgebesserten Wäschstücke und die 
dafür vereinbarten Einzelnbeträge nachzuweisen hat. Eben so ist zur Ausgabs¬ 
rubrik IV. Post Nr. 32. die Auslage für Stempel zu den von dem Rechnungsführer 
unentgeltlich zu verfassenden Interessenquittungen durch eine Nachweisung zu 
documentiren, in welcher die Criterien der Obligationen, von denen stempelpflich¬ 
tige Interessen entfallen und die verwendeten Stempelbeträge ersichtlich zu ma¬ 
chen sind 1 ). Es kommt zu bemerken, dass die Interessen von Banko-Obligatio- 
nen, dann von Staatsschuldverschreibungen, welche aus mit Coupons hinausge¬ 
gebenen Obligationen entstanden sind, mit ungestempelten, die Interessen aber 
von aus der Verloosung hervorgegangen Staatsscbuldverschreibungen mit ge¬ 
stempelten Quittungen behoben werden. 

Es versteht sich von selbst, dass die der Kircbenrechnung beigelegten Con- 
ten und Quittungen über Beträge, welche die Summe von 2 fl. erreichen oder 
übersteigen, auf Kosten der Conten- oder Quittungs-Aussteller mit dem vorge¬ 
schriebenen klassenmässigen Stempel zu versehen sind. Empfangsscheine der 
Priester oder der Kircbenverwaltung über für Messen erhaltene Beträge sind 
stempelfrei. (Siehe Patent vom 9. Februar 1850 T. P. 48. o.) 

Hinsichtlich der landesfürstlichen Steuern ist darauf zu sehen, dass der 
Kirche nicht Steuern aufgerechnet werden, welche nach Massgabe der Verpach¬ 
tungsprotokolle den Pächter der Kirchengrundstücke, oder nach Umständen den 
kirchlichen Pfründner oder einen andern Nutzniesser solcher Grundstücke treffen. 

Die Recbnungsbeilagen sind genau nach der Rechnung zu ordnen und mit 
Ziffern in fortlaufender Reihe, wie auch mit dem Post-Nr. der Rechnung zu be¬ 
zeichnen, zu welchem Ende, wie das Formular zeigt, auf der linken Seite der 
Rechnung eine Colonne mit der Aufschrift »Beilags-Nr.« zu eröffnen und in dieser 


1) Hierzu wird in der Consistor. Curr. Nr. 10. vom Jahre 1862 zur Hintan¬ 
haltung vor Missverständnissen bemerkt, dass die (S. 5. der bezogenen Currenda) ange¬ 
deutete Naohweisung der zu deu Interessequittungen verwendeten Stempelbeträge 
schon in dem der Rechnung am Schlüsse (vgl. S. 9. der mit der Consist. Curr. Nr. 9. 
vom Jahre 1862 hinausgegebenen Formulare) beizufügenden Ausweise über die von 
den Capitalien entfallenden Interessen enthalten, sonach nicht als eine abgesonderte 
Rechnungsbeilage anzusehen ist. 
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Colonne der Nummer der bezüglichen Beilage bei der betreffenden Rechnungspost 
einzustellen kömmt. 

Die einzelnen Empfangs- und Ausgabsrubriken sind ordnungsmassig zu sum- 
miren. Am Schlüsse aller verrechneten Empfangs- und Ausgabs-Rubriken kömmt 
nach den Andeutungen des Rechnungsformulares das Empfangs- und Ausgabs- 
Summarium beizufügen. 

Den Schluss der Rechnung bildet der Nachweis des Standes der bei der 
Kirche bestehenden Stiflängs- und frei eigentümlichen, dann (wo solche 
vorhanden sind) der PfrQnden-Capitalien. Die öffentlichen undPrivat-Schuldver- 
scbreibungen, welche diese Capitalien enthalten, sind'in diesem Nachweise mit 
ihren sämmtlichen Criterien genau einzustellen. 

4. Hinsichtlich der Gebahrung mit dem Kirchenvermögen findet man die 
fiirsterzbischöflichen Kirchenvermögens-Verwaltungen auf Folgendes aufmerksam 
zu machen: 

a) Activriickstände sollen in der Regel nicht geduldet werden. Die Kir- 
chenvermögens-Verwaltung ist dafür verantwortlich, dass die bei Privaten aus¬ 
haftenden Interessen-Rückstände nötigenfalls unter Anwendung der gesetzlichen 
Mittel ohne weiteren Verzug eingezahlt und die von öffentlichen und Privat-Obli- 
gationen fälligen Interessen längstens vor Schluss der Kirchenrechnung für so 
lange gehoben werden, als dies im Gegenstandsjahre zulässig ist. Activrfick¬ 
st ände, welche im Anfänge des Jahres in der Rechnung im anfänglichen Ver¬ 
mögensstande ausgewiesen erscheinen, und im Laufe des Jahres zur Einzahlung 
gelangen, sind mit den eingezahlten Beträgen in Empfang und in Ausgabe zu 
stellen, wie dies bereits oben bezüglich der Verrechnung der Rückstände an 
Zinsen von Realitäten angedeutet wurde. Wird aber von Seite des fürsterzbisehöf¬ 
lichen Ordinariates die Abschreibung solcher uneinbringlich gewordener Activrück- 
stände bewilliget, so sind dieselben unter Berufung auf die fürsterzbischöfliche 
Ordinariatsbewilligung nur in Ausgabe zu stellen; dagegen ist der anfängliche Ver¬ 
mögensstand um die Summe der abgeschriebenen Beträge vermindert in das Sum¬ 
marium der Empfänge zu übertragen 1 ). 

b) Wenn im Laufe des Rechnungsjahres eine oder die andere öffentliche 
Schuldverschreibung in die Verloosung gefallen ist, so kommt der Kapitalsbetrag 
der verlooslen Obligation in der Nachweisung des Vermögens nicht mehr in der 
betreffenden Rechnungs-Colonne, sondern behufs der Vermeidung einer unrichtigen 
Hauptsumme ausser dieser Colonne, dagegen die in Folge der Verloosung erhaltene 
neue Obligation mit ihren Criterien ordnungsgemäss unter den Obligationen der 
gleichen Kategorie auszuweisen. Wenn bei Privaten elocirte Cäpitalien während 
des Rechnungsjahres zur Rückzahlung gelangen, so sind die betreffenden Schuld¬ 
scheine ausser ihrer Durchführung in der Rechnung, nur dann mit der Weglas¬ 
sung des Kapitalsbetrages in der Nachweisung des Vermögensstandes aufzuführen, 

1) Hierzu wird in der Consistor. Curr. 10. vom Jahre 1862 erinnert, dass die 
in dem anfänglichen Vermögensstande eingestellte Summe der Activreste am Schlüsse 
der Rechnung hei der Bilanz (s. S. 6. der erwähnten Formulare) um den Betrag der 
abgeschriebenen Activreste vermindert und, selbstverständlich mit Hinzurechnung der 
im Laufe des Verwaltungsjahres etwa neu zugewachsenen Activreste, abgesondert von 
der schliesslichen Cassabaarschaft in der Colonne „baares Geld“ anszuweisen, und 
sofort auch mit diesem um die abgeschriebenen Activreste verminderten Betrage unter 
dem anfänglichen Vermögensstande des nächsten Jahres in der bezeiohneten Colonne 
aufzuföhren sei. 
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wenn von diesem Kapitale im Laufe des Rechnungsjahres noch Zinsen einge¬ 
nossen sind. 

c) Bei der Verrechnung der von den kircbeneigenthOmlichen und Stiftungs- 
kapitalien eingehenden Interessen ist darauf zu sehen, dass sich die Behebungs¬ 
termine hei jeder Obligation genau an die Zeit der unmittelbar vorangegangenen 
Behebung anschliessen, damit nicht etwa die Interessen für eine dazwischen lie¬ 
gende Zeit ausser Verrechnung bleiben. 

d) Wenn die Kirche einen Wald besitzt, so muss in jeder Jahresrechnung 
die Rubrik »An Waldnutzen« aufgeführt werden, wenn gleich in einem oder dein 
andern Jahre kein Erträgniss entfallen sollte, in welchem Falle der Grund dessen 
in der erwähnten Rubrik anzudeuten kommt. 

e) Falls der Kirche wegen obwaltender besonderer Rechtsverhältnisse för 
das Geläute oder för die Grabstellen keine Gebühren zufliessen, dürfen in der 
Kirchenrechnung Auslagen auf Glockenseile, Glockenriemen, Reparatur der Fried¬ 
hofsmauern u. dgl. nicht aufgerechnet werden. 

0 Legate, welche mit einer besonderen Widmung nicht verbunden sind, 
können zur Bestreitung der laufenden Bedürfnisse der Kirche verwendet werden. 

g) Der allfällige Erlös für Tropfwachs oder für die nicht mehr verwend¬ 
baren Kirchenkerzenüberreste ist in der Kirchenrechnung mit dem ungestempelten 
Gegenscheine des Uebernehmers oder Käufers zu belegen, und in diesem die 
Quantität und der Preis zu bezeichnen. Der geschehene Umtausch dieses Wachses 
gegen Kerzen aber kommt in der Rechnung ausdrücklich zu bemerken. 

h) Eine bedeutend höhere Aufrechnung gewisser jährlich wiederkehrender 
Kirchenerfordernisse ist in der Kirchenrechnung zu begründen. Dessgleichen ist 
es grundhältig zu rechtfertigen, wenn im Vergleiche mit dem Vorjahre ein grös¬ 
serer Wachsverbrauch stattgefunden hat. 

5. In dem §. 8. der Vorschriften des Tit. VII. cap. V. des Provincial-Con- 
ciliums und der Bestimmungen vom 2. Juli 1860 finden sich jene Massnahmen 
bezeichnet, welche die fürsterzbischöftichen Kirchenvermögens Verwaltungen im 
eigenen Wirkungskreise auf ihre Verantwortung verfügen können, ohne hiezu 
einer besonderen Erlaubniss zu bedürfen. Dahin gehören: 

a) Die Verausgabung der Einkünfte des Gotteshauses, d. i. der Erträgnisse 
des Stammvermögens und der sonstigen zum Stammvermögen nicht gehörigen 
Einnahmen, für die gewöhnlich jährlich wiederkehrenden (systeinisirten) Erfor¬ 
dernisse des Gottesdienstes, dann für kleinere Bauherstellungen und auch für 
ausserordentliche Bedürfnisse, deren Kosten im Laufe eines Rechnungsjahres die 
Summe von 50 II. ö. W. nicht übersteigen. 

b) Die gerichtliche Einklagung eines rechtmässig, d. i. von Seite der Ver¬ 
mögensverwaltung mit erzbischöflicher Erlaubniss aufgekündeten Kapitales, desseu 
Rückzahlung auf Schwierigkeiten stösst, ferner die gerichtliche Einklaguug der 
fälligen Interessen und anderer der Kirche gebührenden Leistungen, wofern nicht 
etwa das Recht selbst angefochten wird. 

Wenn die Kirchenpatrone von dem Ihnen durch §. 4. der Vorschriften des 
Tit. VII. cap. VI. des Provincial-Conciliuras und der Bestimmungen vom 2. Juli 
1860 gewahrten Rechte, den Sitzungeu der Kirchenvermögensverwaltung, in wel¬ 
chen über die Verwaltung des Gotteshausvermögens verhandelt wird, entweder 
in eigener Person oder durch einen Bevollmächtigten beizuwohnen, Gebrauch 
machen, so ist es ihnen zufolge $. 9. der erwähnten Vorschriften und Bestim¬ 
mungen unbenommen, bei diesen Sitzungen den Anspruch geltend zu machen, 
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dass für die sub a) und b) bezeicbneten Massnahmen, wenn ihnen dieselben für 
das Gotteshaus nachtheilig zu sein scheinen, die Entscheidung des fürsterzbischöf- 
liehen Ordinariates eingeholt werde. Es steht diess im Einklänge mit der aller« 
höchsten Entschllessung vom 3. October 1858, zufolge deren der Patron oder 
sein Stellvertreter das Recht haben soll, zu allen die zweckmässige Verwaltung 
des Kirchengutes betreffenden Berathungen und Verhandlungen beigezogen zu 
werden, wie auch bei Gegenständen, über welche die Kirchenvermögensverwal¬ 
tung auf eigene Verantwortlichkeit verfügen kann, zu verlangen, dass sie dem 
Bischöfe zur Entscheidung vorgelegt werden. Wenn aber der Patron von dem 
erwähnten Rechte, den Berathungen und Verhandlungen der Kircbenvermögens- 
Verwaltung beizuwohnen, keinen Gebrauch macht, so ist diese nicht verpflichtet, 
Uber Massnahmen, welche ihren angedeuteten Wirkungskreis nicht überschreiten, 
die Erklärung des Kirchenpatrons einzuholen. 

Uebrigens werden sich die fürsterzbischöflichen Vermögensverwaltungen 
gegenwärtig halten, dass sie in allen Zweigen der innerhalb ihres eigenen Wir¬ 
kungskreises liegenden Gebahrung eine gewissenhafte Wirthschafilichkeit mit der 
dem Hause des Herrn schuldigen anständigen Ausstattung und mit der würdigen 
Begehung des Gottesdienstes in Einklang zu bringen haben. Die Beischaffung 
von Gegenständen, die nebst den Paramenten und den sonstigen kirchlichen Ein¬ 
richtungsstücken erforderlich sind, soll inner den Grenzen des Nothwendigen blei¬ 
ben und sind der Kirche nicht Zahlungen aufzurechnen, welche der Natur der 
Sache nach oder zufolge besonderer Vorschriften dem kirchlichen Pfründner oder 
nach Umständen der Bauconcurrenz oder der Pfarrgemeinde obliegen. Hierauf 
ist insbesondere bei der Beischaffung der Kirchendirectorien, von denen die Kir- 
chencassa nur Eines für die Sakristei zu bestreiten hat, bei der Aufrechnung von 
Reisekosten, bei den Auslagen für Fahrgelegenheiten für auswärtige Priester, die 
zur Besorgung des Gottesdienstes abgeholt werden, Bedacht zu nehmen und von 
der Kirchencassa jede ihr nicht zukommende Zahlung, z, B. für Schulprämien 
und Christenlehrgeschenke fern zu halten. 

Was die Bauherstellungen anbelangt, so kommt die Vorschrift [oben S. 85.] 
des derzeit noch in Geltung stehenden n. ö. Kirchen- und Pfarrbau-Normales vom 
Jahre 1805 zu beachten, zufolge dessen hinsichtlich der Pfarrhofbaulicbkeiten 
jene Reparaturen, wozu der Pfarrer, Localcaplan oder sonstige Beneficiat durch 
seine eigene oder seiner Dienstleute Schuld, Nachlässigkeit oder Verwahrlosung 
Veranlassung gegeben hat, von ihm allein, ohne alle weitere Concurrenz des 
Kirchen Vermögens oder des Patrons, eben so kleinere Reparaturen, die jedem 
Inwohner eines gemietheten Hauses aus Eigenem zu tragen obliegen, als: Ein¬ 
setzung einiger Fensterscheiben, oder einiger Stücke in die Oefen, Ausbesserung 
der Thüren, Schlösser und tbeilweisen Fensterstöcke, Ausdielung einiger Bretter 
in den Fussböden von den Pfarrern, Localkaplänen und sonstigen Beneficiaten 
ohne Rücksicht, ob sie einen oder keinen Congruaüberschuss haben, ganz allein 
und ohne einen weiteren Beitrag zu bestreiten sind. Dessgleichen ist nicht zu 
übersehen, dass in dem Falle, als kleinere Bauherstellungen Von der Kirchenver¬ 
mögensverwaltung im eigenen Wirkungskreise aus den Einkünften des Gotteshau¬ 
ses bestritten werden, nach dem bezogenen Baunormale die eingepfarrten Ge¬ 
meinden zu den Pfarrhofbaulicbkeiten in der nämlichen Art, wie zu den Pfarr¬ 
kirchen, die unentgeltlichen Hand- und Zugarbeiten zu leisten haben. 

Die bei der Kirche und bei dem Pfarrhofe vorhandenen Feuerlöschrequi- 
siteh sigd stets in gutem Stande zu erhalten, jährlich wenigstens einmal (allen* 
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falls bei der Aufnahme der Kirchenrechnung) genau zu untersuchen und kommt 
am Schlüsse der Kirchenrechnung zu bemerken, dass diess geschehen sei. 

6 . Die §§. 5. 6. und 7. des Tit. VII. cap. VI. der Vorschriften des Pro- 
vincial-Conciliums und der Bestimmungen vom 2. Juli 1860 bezeichnen jene Mass¬ 
nahmen, zu denen die fürsterzbischöflichen KirchenvermögensVerwaltungen auf 
eigene Verantwortung und ohne hiezu eine besondere Erlaubniss erwirkt zu 
haben, nicht berechtigt sind. 

Als solche Massnahmen sind angedeutet: 

a) Die Veräusserung und Belastung der Kirchengiiter. Wenn der Drang 
der UmstSnde es nothwendig, oder ein unzweideutiger Vortheil es wünschens- 
werth macht, dass aus dem Vermögen des Gotteshauses oder der Pfründe etwas 
wie immer ver&ussert, oder dass dasselbe mit einer Last beschwert werde, so 
hat die Verwaltung des Gotteshausvermögens oder der Pfründeinhaber sich au 
das erzbischöfliche Consistorium zu wenden, welches das Geeignete einleiten wird, 
damit der kirchliche, oder nach Erforderniss auch der landesherrliche Alienations- 
oder Onerations-Consens erwirkt werde. 

b) Jede Verpachtung von Gütern des Gotteshaus Vermögens, wie auch die 
Verpachtung von Pfründengütern, welche ihre Wirksamkeit über die Zeit, während 
welcher der Pachtgeber im Besitze der Pfründe ist, hinaus erstrecken soll, er¬ 
heischt eine höhere Genehmigung, um deren Erwirkung bei dem Consistorium 
einzuschreiten ist. Pachtverträge, welche mit Ueberscbreitung dieser Vorschrift 
geschlossen werden, sind ungiltig; 

c) die fruchtbringende Anlegung der zu dem Gotteshause gehörigen frei 
eigenthümlichen oder Stiftungsgelder; 

d) die Aufkündigung solcher fruchtbringend angelegter Gelder; 

e) die Bestreitung ausserordentlicher (nicht systemisirter) Ausgaben, welche 
im Laufe eines Rechnungsjahres die Summe von 50 fl. ö. W. übersteigen; 

f) die Einlassung in einen Streit über die Rechte der Kirche oder Pfründe. 

Bei den an das fürsterzbischöfliche Consistorium vorzulegenden Ansuchen 

um Erwirkung der erzbischöflichen, beziehungsweise landesherrlichen Erlaubniss 
zu den sub a—f erwähnten Massnahmen kommt von Seite der Kirchenvermögens¬ 
verwaltung nachzuweisen, dass dem Kirchenpatron Gelegenheit gegeben war, sich 
über diese Massregeln zu erklären. Zufolge der allerhöchsten Entschliessung vom 
3. October 1858 soll nämlich, wie bereits erwähnt wurde, der Patron das Recht 
haben, zu allen die zweckmässige Verwaltung des Kirchengutes betreffenden Be¬ 
rathungen und Verhandlungen beigezogen zu werden. Erscheint der Patron oder 
sein Stellvertreter bei den Berathungen der Kirchenvermögens Verwaltung über 
die in Rede stehenden Massnahmen, so findet er sich in der Lage, seine Erklä¬ 
rung über dieselben abzugeben. Wenn es aber dem Patron nicht möglich ist, 
den Verhandlungen selbst oder durch einen Stellvertreter beizuwohnen, so hat 
nach dem weiteren Inhalte der bezogenen allerhöchsten Entschliessung die Ver¬ 
mögensverwaltung nicht nur bei einer Veräusserung oder beträchtlichen Belastung, 
sondern auch bei allen Massnahmen oder Ausgaben, zu welchen die Genehmigung 
des Bischofs erfordert wird, somit in sämmtlichen sub a—f bezeichnten Fällen, 
die schriftliche Aeusserung des Patrons einzubolen und dem Bischöfe vorzulegen. 
Demgemäss hat die Kirchenvermögensverwaltung in allen diesen Fällen, sei es 
durch die Mitfertigung des an das fürsterzbischöfliche Consistorium gerichteten 
Einschreitens von Seite des Patrons oder seines Stellvertreters, oder in anderer 
Weise darzutbun, dass dieser angegangen worden sei, seine Erklärung auszu- 
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sprechen* Sollte sieb der Patron oder sein Stellvertreter der Abgabe der Erklä¬ 
rung enthalten, so ist diess in dem erwähnten Einschreiten ausdrücklich unter 
Andeutung der obwaltenden Umstände zur Sprache zu bringen. 

Die erlangte erzbischöfliche, oder nach Umständen auch die erwirkte lan¬ 
desherrliche Erlaubnis zur Ausführung der oben sab a—e angedeuteten Mass¬ 
nahmen ist der Kirchenrechnung beizulegen und sich darauf bei den betreffenden 
Rechnungsposten zu beziehen. 

Uebrigens kommt noch zu bemerken, dass von den Kirchenvermögensver¬ 
waltungen darauf fürzudenken sei, dass die Vornahme einer neuerlichen Ver¬ 
pachtung von Gütern des Gotteshausvermögens, weiche in der Regel im Wege 
der Versteigerung zu geschehen hat, rechtzeitig, jedenfalls aber noch vor Ablauf 
der früheren Pachtperiode ermöglicht werde, damit im Falle, als das dem fürst- 
erzbischöflichen Consistorium vorzulegende Licitationsprotokoll nicht genehmiget 
werden könnte, eine Relicitation eingeleitet werden könne. 

Vorschüsse stellen sich als eine Belastung des Kirchenvermögens dar und 
dessbaib ist zur Verrechnung derselben, wenn sie von einer anderen Kirche oder 
von Privaten entnommen werden, die höhere Genehmigung erforderlich. Ein so 
entlehnter oder aus einem öffentlichen Fonde gewährter Vorschuss muss so lange, 
sowohl am Schlüsse der Kirchenrechnung als auch bei dem anfänglichen Ver¬ 
mögensstande, auf die in dem Rechnungsformulare angedeutete Weise in Evidenz 
gehalten werden, bis er zurückerstatlet ist. Sobald die Rückzahlung des Vor¬ 
schusses erfolgt, ist sich auf die Rechnung wo der Vorschuss in Empfang er¬ 
scheint, za berufen und ist die ungestempelte Quittung jener Cassa, an welche 
die Rückzahlung geleistet wurde, der Rechnung beizuschliessen. 

Wenn die Kirchenvermögensverwaltung ausserordentliche Auslagen für Bei¬ 
schaffungen zur Kirche oder für Kirchenbaulichkeiten zu bestreiten hat, so ist bei 
der Vorlage der Bitte um die erzbischöfliche Ausgabsbewilligung, nebst der oben 
besprochenen Erklärung des Kirchenpatrons die Nothwendigkeit und Zweckmässig¬ 
keit der zu bestreifenden Beisehaffung oder des zu führenden Baues, und die 
Zulänglichkeit des Kircheneinkommens zur Bedeckung der in einem in verläss¬ 
licher Weise abgefassten Voranschläge näher zu bezeichnenden Kosten nachzu- 
weisen. « 

Besoldungen, Remunerationen oder Honorare dürfen ohne eingeholte und 
erlangte erzbischöfliche Bewilligung nicht erhöht werden. 

7. Die Persolvirung der Verbindlichkeiten neu errichteter Stiftungen kann 
erst dann beginnen. Wenn die mit der Errichtung dieser Stiftungen verbundenen 
Auslagen entweder aus dem Erträgnisse des Stifltungsfondes oder in anderen 
Wegen eingebracht sind. Ueberhaupt dürfen für Persolvirung von Stiftungen, 
Jahrtagen u. dg!, in der Kirchenrechnung nur jene Gebühren verrechnet werden, 
welche durch die Erträgnisse des Stiftungsfondes gedeckt sind, es sei denn, dass 
von Parteien, denen an der allsogieichen Persolvirung der Stiftungsverbindlich¬ 
keiten gelegen ist, derlei Gebühren entrichtet werden, welche sodann auch ord- 
nungsmässig im Empfange und in Ausgabe zu verrechnen sind. 

Für den Fall, als neue Stiftungen Zuwachsen oder in dem Masse der Ge¬ 
bühren schon bestehender Stiftungen durch Verloosung der Bedeckungs-Obligatio¬ 
nen Veränderungen eintreten, ist die erforderliche Ergänzung und Berichtigung 
de9 Stiftongsverzeichnisses (vgl. Consistorial-Currende Nr. 7. vom Jahre 1862 
sub 2.) ungesäumt vorzunehmen. 

Hinsichtlich der durch die Verloosung von Bedeckungs-Obligationen ermög- 
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lichten Erhöhung der Stiftungsgebühren hat zur Richtschnur zu dienen, dass in 
jenen Fällen, wo in dem Stiftsbriefe sämmtliche Stift ungs-Antheile, auch jene der 
Kirche ziffermässig bezeichnet sind, die Stiftungs-Gebühren aller Participanten 
nach Massgabe der Erhöhung des Stiftungserträgnisses verhältnissmässig zu er¬ 
höhen sind. Wenn aber in dem Stiftsbriefe der Antbeil der Kirche nicht Ziffer- 
mässig, sondern mit der Bezeichnung: »Der Ueberrest gehört der Kirche« ange¬ 
geben ist, so sind bezüglich der zilfermässig bezeichneten Stiftungs-Autheile bloss 
die ursprünglichen Gebühren in Conv. Münze auf österr. Währung redueirt in die 
Rechnung und in das Stiftungsverzeichniss einzustellen; der verbleibende Ueber¬ 
rest des Stiftungserträgnisses aber kömmt der Kirche zuzuwenden. 

8 . Sämmtliche Rechnungen der Kirchen eines Decanats-Bezirkes sind recht¬ 
zeitig dem Dechante zu übergeben, damit dieser dieselben bis Ende Februar 
eines jeden Jahres an das fürsterzbischöfliche Consistorium einsenden könne. 
Zufolge des $. 13. der Bestimmungen vom 2. Juli 1860 ist es Sache des Dechants, 
die bei ihm einlangenden Rechnungen einer Durchsicht zu unterziehen, und bei 
Vorlage derselben an das fOrsterzbischöfliehe Consistorium sich darüber auszu¬ 
sprechen, was nach seinem Dafürhalten etwa dienlich wäre, damit das Gottes¬ 
bausvermögen wirksamer in Stand erhalten oder nützlicher verwaltet werde. 

Das Augenmerk des Dechants wird bei der Durchsicht der Kirchenrech¬ 
nungen vorzugsweise darauf zu richten sein, dass er sich mit Rückblick auf die 
Ergebnisse der abgehaltenen canonischen Visitation überzeuge, ob das Stammver¬ 
mögen der Gotteshäuser und kirchlichen Pfründen unversehrt erhalten, vorge¬ 
kommene Vermögensvermehrungen richtig eingestellt und fruchtbar gemacht 
worden sind, dann ob keine unbefugte Veräusserung oder Belastung des erwähn¬ 
ten Vermögens stattgefunden habe. Ferner wird darauf zu sehen sein, ob die 
Cassarestc richtig übertragen, die in der currenten Gebahrung befindlichen Stamm¬ 
gelder ihrer Bestimmung zugeführt, die Proventen aus Capitalien, Realitäten und 
nutzbaren Rechten gehörig verrechnet, die disponiblen Cassareste fructiöcirt, die 
Aetivreste rechtzeitig eingebracht und Passivrückstäude nach Möglichkeit abgetra¬ 
gen worden sind. 

Wenn in einer oder der anderen der bezeichneten Richtungen Unordnung 
oder Unzukömmlichkeiten sich zeigen sollten, so ist hierüber, falls nicht durch 
ein unmittelbares Einvernehmen mit dem betreffenden Recbnungsführer vorkom¬ 
mende Anstände beglichen werden können, mit der Vorlage der Rechnungen an 
das fürsterzbischöflicbe Consistorium zu berichten, damit dieses in die Lage 
komme, noch rechtzeitig das Geeignete zu verfügen, dass das Kirchenvermögen 
vor Nachtbeilen und Beschädigungen bewahrt werde. 

Insbesondere wird in diesen dechantlichen Berichten anzudeuten sein, ob 
in jenen Fällen, wo eine Kirche oder Pfründe Waldungen besitzt, nicht verabsäumt 
werde, was erforderlich ist, damit dieselben im gehörigen Stande erhalten und 
in einer für die Kirche und Pfründe vortheilhaften Weise verwaltet werden. Hin¬ 
sichtlich der zu kirchlichen Pfründen gehörigen Waldungen kömmt insbesondere 
die Vorschrift des §. 19, der Bestimmungen vom 2. Juli 1860 wahrzunehmen. 

9. 8. Zufolge der mehrfach bezogenen Allerhöchsten Entschliessung vom 
3. October 1858 soll, wenn wegen Superrevision der Rechnungen oder zu Be¬ 
stellung eines Rechtsbeistandes für die Fragen der Vermögensverwaltung das 
Vermögen der Kirchen einer Diöcese durch eine Umlage in Anspruch zu nehmen 
ist, vorläufig der kaiserlichen Regierung Anzeige gemacht werden, damit die 
Natur der daraus entstehenden Belastung in Erwägung gezogen werden könne. 
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Hiernach hat das fürslerzbiscböfttcbe Ordinariat der kaiserlichen Regierung das 
Vorhaben eröffnet, zur Bestreitung der Kosten, welche die Beaufsichtigung der 
kirchlichen Vermögensverwaltung verursachen wird, versuchsweise Ein Procent 
des Einkommens sämnttlicber Pfarr- und Filialkirchen erheben zu wollen, wel¬ 
ches Vorhaben von dem bestandenen k. k. Ministerium für Cultns und Unterricht 
unter dem 17. Juli 1860 Z. 10,129 zur Wissenschaft genommen worden ist. 

Demgemäss wird vom Jahre 1861 angefangen zur Deckung der mit der 
Revision der Kirehenrechnungen verbundenen Auslagen der Kirchenvermögens¬ 
verwaltungen die Abgabe Eines Procentes (d. i. eines Neukreuzers von einem 
Gulden österr. Währung.) von den jährlichen currenten Einkünften der einzelnen 
Kirchen vorgeschrieben werden. Bei der Berechnung dieser Abgabe wird übri¬ 
gens der in der Kirchenrechnung eingestellte anfängliche baare Cassarest nieht 
in Anschlag kommen, gleichwie man von der Jahressumme der verrecbneten Ein¬ 
nahmen der Kirche, behufs der Ermittlung der in Rede stehenden Umlage die 
der Kirche zur Errichtung von Stiftungen oder zu sonstigen bestimmten kirch¬ 
lichen Zwecken zugeflossenen haaren Vermächtnisse, wie auch die Einkommen¬ 
steuer von den Interessen der öffentlichen Fonds-Obligationen und die an die 
Siiftungs-Theilnebmer binausbezablten stiftsbriefmässigen Gebühren in Abzug brlm 
gen wird. Dessgleichen wird als das io keinem Falle zu überschreitende Maxi¬ 
mum dieser Abgabe der Betrag von jährlichen fünf und zwanzig Gulden ö. W. 
festgestellt. 

indem man die Kirchenvermögensverwaltungen hievon vorläufig in die 
Kenntniss setzt, wird die Ziffer des nach dieser Berechnung von den einzelnen 
Kirchen entfallenden und vom Jahre 1861 anzufangen anher einzusendenden Be¬ 
trages durch die fürsterzbischöflichen Deranatsämter bekannt gegeben werden. 

Johann Kutschker, 

Bischof von Carre, Weihbischof und Generalviear. 

Ex Consistorio Archiepiscopali. 

Wien, den 18. October 1862. 

Johann Berger, 

fürsterzbischöfl. Consistorialrath und Kanzlei-Director. 

111. Polen und Riualand ')• 

1. Die Leiden der griechisch-unirten Kirche in Lit- 
thauen unter Alexander II. 

Wir theilten im Archiv Bd. VII. S. 145 ff., Bd. VIII. S. 
155 ff. eine grosse Zahl aktenmässiger Belege über die Verfolgungen 
der katholischen Kirche in Russland mit. Wie wir dem Mainzer 
Journal 1862 Nr. 86. entnehmen, brachte der Pariser „Monde“ 
(Anfang April 1862) auch den authentischen Text der unter dem 30. 
Januar 1862 dem Czaaren von dem Erzbischöfe von Mohilew 
im Namen sämmtlicher litthauischer Bischöfe überreich¬ 
ten Supplik. Es werden in derselben 16 allgemeine Forderungen ge¬ 
stellt. Die erste geht dahin, dass man die unirten Katholiken des alten 
ruthenischen Ritus nicht zum Uebertritte in die orthodoxe griechische Re- 

lj Dieser Artikel befand sich schon vor den neuesten Bewegungen in Polen 
und. Litthauen in der Druckerei und war seither aus Mangel an Baum zurttekgelegtv 
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ligion zwinge. Ausserdem werden bestimmte Rechte in Bezog auf Misch¬ 
ehen, Gründung von Pfarrschulen, Bau von Kirchen und anderen re¬ 
ligiösen Gebäuden verlangt; ebenso, dass es den Bischöfen gestattet 
werde, ohne besondere Erlaubniss der Regierung Juden und Muha- 
medaner zum Katholicismus zu bekehren, die päpstlichen Zuschriften 
im Orginal zu empfangen etc. Das Gehalt der Bischöfe soll auf 1000 
Rubel, das der Stiftsherrn auf 800 erhöht werden. Ebenso wird um 
Verbesserung der materiellen Lage der Pfarrer vierter und fünfter 
Classe, der invaliden Priester und der Zöglinge in den Seminarien 
nachgesucht. Darin schliessen sich noch besondere Verlangen einzel¬ 
ner Bischöfe, die ein eigentümliches Licht auf die dortigen Zustände 
werfen. So verlangt z. B. der Bischof von Minsk, dass es den 
Priestern, namentlich in den Dörfern, in denen sich kein katholischer 
Bauer befinde, gestattet werden möge, orthodoxe Personen als Diener 
oder Arbeiter zu verwenden. 

Wir entnehmen dem „Kathol. Kirchenblatt für die Diö- 
cese Rottenburg“ 1862 Nr. 4. folgendes Nähere über die Lei¬ 
den der Kirche in Litthauen: 

Die Kirche von Dziernowicze, Gouvernement Witepsk, war 1842 von der 
Regierung den russischen Popen Obergeben worden. Die Einwohner des Dorfes 
wurden mit Gewalt dem schismatisch-ortbodoxcn Verbände einverleibt. Im Jahre 
1857 nun glaubten sie, im Vertrauen auf den Ruf von der Güte des Czaren, um 
die Ermächtigung einkommen zu sollen, ihren katholischen Glauben ausQben zu 
dürfen, zumal sie mit Gewalt unter das Banner der Orthodoxie gepresst worden 
seien. Ihr Gesuch wurde nicht einmal in Erwägung gezogen. Aber sie beruhig¬ 
ten sich dabei nicht. Im folgenden Jahre wandten sie sich an den Czaren selbst. 
Dieser neue Schritt beunruhigte den Bischof Luzinski, einen der Abtrünnigen, 
welche 1839 ihre Schafe verratben hatten. Er beeilte sich, die Militärgewalt zu 
Hilfe zu ziehen, ehe der Kaiser Kenntniss von dem Inhalte der Petition nehmen 
konnte. Die Popen drangen unter der Begleitung von 80 Soldaten in das Dorf 
ein. Ein Bauer nach dem anderen wurde ergriffen und grausam durchgeprügelt. 
Der Urheber der Petition, ein Chirurg mit Namen Vincent, wurde dermassen ge- 
knutet, dass man ihn vollständig bewusstlos und blutüberzogen autheben musste, 
und dass er mehrere Wochen schwer krank darniederlag. Dann wurde er wie 
ein gemeiner Verbrecher zur Kettenstrafe verurtheilt. Aber auch diese Gewall- 
thätigkeit der Popen und ihrer Satelliten blieb erfolglos. Man sah sich genöthigt, 
zu noch anderen wirksameren Mitteln zu greifen, um den Widerstand der Bauern 
besiegen zu können. 

Der Senator Stcberbinin wurde vom Kaiser nach Dziernowicze gesandt. Er 
liess die ganze Bevölkerung Zusammenkommen und haranguirte sie folgender- 
massen: »Der Wille des Kaisers muss euch der Wille Gottes sein. Also, der Kai¬ 
ser will und Gott will es auch, dass ihr orthodox seid. Stimmet ihr ein?« — 
Das Volk wies die Zumutbung zurück. Da wandte man einen unwürdigen Kniff 
an, um den guten Glauben dieser einfachen Leute zu betrügen. . Einer der Tra¬ 
banten des Senators rief; »So ehret doch den Kaiser in der Person seines Abger 
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sandten.« Das Volk zögerte noch; da drangen die. Soldaten auf die Unglücklichen 
ein, links und rechts Kolbenslösse austheilend, und zwangen dieselben, das Knie 
vor dem Senator zu beugen und seine Hand zu küssen. In den Augen der Land¬ 
leute frar das höchstens ein Zeichen der Ehrfurcht vor dem Repräsentanten des 
Kaisers; den Russen aber galt es als Zeugniss der Annahme des orthodoxen 
Glaubens. Alle Einwohner, mit Ausnahme von acht, die sich nicht unterwerfen 
wollten und dafür eingekerkert wurden, wurden sofort in die Liste der frei¬ 
willigen Bekenner der Orthodoxie eingetragen. 

Als sie die Schlinge merkten, war es zu spät; sie waren ja in ganz lega¬ 
ler Weise zur Orthodoxie bekehrt worden und es blieb ihnen nichts anderes übrig, 
als sich darein zu fügen. Der Senator Stcherbinin zog sich zurück, um, wie er 
in seinem Bericht an den Kaiser sich selbst ausdrückte, der Polizei die Vollen¬ 
dung des begonnenen Werkes zu überlassen. Die Polizei führte sofort die Bauern 
zur Kirche; die Popen gaben ihnen Generalabsolution und führten denselben, sie 
mochten wollen oder nicht, das geweihte Brod zu Munde. Die Kinder wurden 
wieder getauft und die 1000 Einwohner von Dziernowieze galten von nun an als 
»mit der Staatskirche wieder Vereinigte.« Bekehrt oder nicht, sie müssen rus¬ 
sisch bleiben; »denn,« — sagt der Senator im gleichen Mömoire — »wenn 
sich auch einige Ungenauigkeiten einschteichen mochten, einmal 
in die orthodoxen Pfarrbücher eingetragen, können dieselben 
unter keinem Vorwand zum katholischen Ritus zurückkehren.« 
Diese prächtige Persönlichkeit wünscht sich zu ihrem Erfolge noch Glück und 
sieht in ihrem Werke »die heilsame Wiedervereinigung der griechisch- 
unirten Kirche mit der orthodoxen Kirche, die 1839 zu Wege ge¬ 
bracht wurde.« Dieses wahrhaft christliche Vorgehen macht dem Herrn 
Stcherbinin alle Ehre. Wie der Herr, so der Knecht. 

Einige Monate später, im September 1858, feierte man in der lateinischen 
Kirche zu Porozow, Gouvernement Grodno, das Fest des heiligen Antonius von 
Padua, dessen wunderthätiges Bild in diesem Gotteshaus verehrt wird. Eine 
grosse Menge Menschen war zu dieser Feier herbeigeströmt, darunter auch viele 
unirte Griechen. Erschreckt durch ein so lautes Lebenszeichen eines Glaubens, 
den man ersticken wollte, wandten die Popen sich nach Wilna, um die Behörden 
zum Einschreiten zu veranlassen. Gouverneur war der durch viele Meisterstücke 
im gleichen Genre bekannte General Nazimow. Dieser sandte einen Haufen Sol¬ 
daten und Polizei-Agenten. Man ergriff alle Die , welche ihre Anhänglichkeit an 
den Katholicismus laut an den Tag gelegt hatten und verurtheilte sie ohne Pro¬ 
zess und Richterspruch zur Knute. Jede Person erhielt 200 Streiche und wurde 
dann in die schismatische Kirche transportirt, wo man sie das Kreuzeszeichen 
nach russischer Manier machen liess und ihnen die Communion gab. Es ist be¬ 
greiflich, dass nach einer solchen Tortur keiner der Unglücklichen sich dessen 
bewusst war, was er that. Das hat aber nichts zu sagen; für die Russen war 
es ein Zeichen »freiwilliger« Bekehrung und Hesse sich einer der so frei¬ 
willig« Bekehrten beikommen, die Aufrichtigkeit seines Rücktritts zweifelhaft 
zu machen, so ist Sibirien da, um ihn zurecht zu weisen. Unter diesen Opfern 
der Anhänglichkeit an ihren Glauben war ein 14jähriger Knabe, dem die Streiche 
noch Kraft genug gelassen hatten, die Communion zurückzuweisen. Man knutete 
ihn aufs Neue, bis er keinen Widerstand mehr leistete. Dann schob man ihm 
das Brod in den Mund, aber es war nur mehr ein halbtodter Körper, mit dem 
man anfangen konnte, was man wollte. 
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Za Klesrezele and an mehreren anderen Orten, ungerechnet diejenigen, 
die ans anbekannt geblieben sind, wiederholten sich die nämlichen Gewalttaten. 
UeberaU zwang man die Bauern mit Säbel and Stockstreicben, in die schismati¬ 
schen Kirchen za gehen; man öffnete ihnen den Mund mit Gewalt, am die Com- 
manion aas den Händen der Popen za empfangen. Dann worden diese sonder¬ 
baren Neabekehrten in die Listen der orthodoxen Gläubigen eingetragen. So 
ungefähr nahmen die heidnischen Kaiser die glorreichen Märtyrer als Opfernde 
an, welche der Henker zwang, vor den Götzenaltären ihre Kniee za beugen oder 
das Hanpt za neigen. 

Und im Angesicht dieser blutigen Exeeutionen erklärte Alexander II. bei 
seiner Reise durch Littbaaen, die im gleichen Jahre stattfänd, »dass ihm seine 
katholischen Unterthanen so lieb seien, wie die anderen.« Ebenso 
batte Nieolaus 1839 an Gregor XVI. geschrieben. Einen schönen Beweis von der 
Aufrichtigkeit dieser kaiserlichen Worte gibt die Erneuerung eines Ukases der 
vorigen Regierung, der 1859 durch ein Rescript des Grafen Lanskoi wieder in 
Wirksamkeit gesetzt wurde. Dieser Ukas, ein Werk des Kaisers Nicolaas, war 
von seinem Urheber zurQckgenommen worden, wenigstens musste der rassische 
6esandte diess dem Papst Gregor XVI. förmlich versichern. Nun hat man ihn 
zur völligen Knechtung der Gewissen wieder nea aufleben lassen, um den anirten 
Griechen die Ausübung ihrer Religion mit Beihilfe der lateinischen Geistlichkeit 
unmöglich zu machen. Er zeigt, wie der Sohn in das Erbe seines Vaters einge¬ 
treten ist. Nachstehend der Wortlaut desselben: 

»Se. Majestät der Kaiser hat durch allerunterthänigsten Bericht des Sena¬ 
tors Stcherbinin in Erfahrung gebracht, dass eine gewisse Anzahl römisch-katho¬ 
lischer Geistlichen Glieder der orthodoxen Kirche zur Beicht und Communion zu¬ 
lässt. Se. Majestät geruht daher zu befehlen, dass der katholische Klerus sich 
ähnlicher Handlungen enthalte, bei Strafe sofortiger Landesverweisnng. Se. Maje¬ 
stät verordnet zugleich, dass alle Geistlichen sich durch eine von ihnen eigen¬ 
händig Unterzeichnete Urkunde verbindlich machen, Niemand zur Beicht und Com¬ 
munion zuzulassen, als ihre eigenen Pfarrkinder, es sei denn, dass eine authen¬ 
tische Urkunde beigebracht werde, dass die betreffende Person der römisch-katho¬ 
lischen Kirche angehöre.« 

Wenn es überhaupt noch etwas Niederschlagenderes gibt, als diese tyran¬ 
nische Verordnung, so ist es die Schwäche der Bischöfe, die es nicht wagten, 
derselben entgegenzutreten und ihre Priester veranlassten, diese schändliche Ver¬ 
pflichtung auf sich zu nehmen. Den 30. Januar 1862 haben die Prälaten aller 
litthauischen und ruthenischen Diöcesen des katholischen Ritus [wie im Eingänge 
dieses Artikels bereits bemerkt wurde] eine Adresse an den Kaiser gerichtet, 
worin sie ihn um Aufhebung der Oppressivmassregeln baten, unter deren Last 
die römisch-katholische Kirche Russlands seufzt, aber ohne es zu wagen, förm¬ 
lich für die Gewissensfreiheit der griechisrh-unirten Kirche das Wort zu ergreifen 
oder auch nur um die Lösung der Fesseln zu bitten, in welche der Ukas von 
1859 dieselbe geschlagen hat. 

Trotz dieser Zurückallung blieb ihre Bittschrift ohne Antwort. Sie waren 
nicht glücklicher als der Papst, der in seinem voijäbrigen Breve an den Bischof 
von Warschau die Sache nicht allein der römisch-katholischen, sondern auch der 
griechisch-unirten Kirche in Russland zur Sprache brachte. Alles wird abgewie¬ 
sen: die russische Regierung verfolgt mit erschreckender Ausdauer das Werk der 
Dekatholisirung, das von Katharina II. begonnen wurde, und in Kurzem werden 



Die Lage der Kirche im Jahre 1862 . 


465 


wir aas den bereits erlangten Erfolgen schlossen können, was dieselbe von der 
Zukunft hoffen darf. 

Wehe den lateinischen Priestern, welche es wagen würden, der Aufforde¬ 
rung der päpstlichen Allocution von 1848 nachzukommen: mit allem Eifer den 
unirten Rnthenen ihren geistlichen Beistand angedeihen zu lassen. Die Verban¬ 
nung in die entferntesten Theile Sibiriens wäre nach einer dem russischen Straf* 
Codex 1860 beigefQgten Bestimmung Ihr Loos. Ke Kirchen selbst können der 
Acht des Gesetzes verfallen, wenn es sich herausstellen sollte, dass sie zu einer 
Entführung aus dem Schosse der orthodoxen Kirche gedient haben. 

Im Juni 1860 z. B. wurde die lateinische Kapelle des Dorfes Kadine, eines 
Filials von Horyhorki, Gouvernement Mohilew, beschuldigt, zur Cenversloft meh¬ 
rerer Orthodoxen aus der Nachbarschaft gedient zu haben. Auf die Klage des 
schismatischen Erzbischofs iiess der Gouverneur dieselbe schlossen. Welche Ge¬ 
walttätigkeiten mögen wohl dieser vexatorischen Massregel vorausgegangen, 
welche Quälereien gegen die Katholiken, die trotz ihrer ausgesprochenen kicor- 
poration in die officielle Kirche ihren wahren Glauben laut zu bekennen wag¬ 
ten, angewandt worden sein? Wir wissen es nicht. Aber wir kennen die russi¬ 
schen Behörden zu genau, um zu glauben, dass man sich mit einer einfachen 
Schliessung der Kirche begnügt hat. 

2. Die Lage der Kirche in Polen und Russland im 

Jahre 1862. 

Wir setzen unseren im Archiv Bd. VII. S. 162. abgebrochenen 
Bericht 1 ) über den Gang der Ereignisse in Polen und Russland fort. 

Der greise, wie der heilige Vater in dem Briefe vom 20. Februar 
1862 an den Erzbischof Felinski (im Archiv VH, 155. ff.) erklärte, 
aller Empfehlung würdige frühere Capitularvicar, Bialobrzeski, 
welcher wegen Schliessung der profanirten Kirchen zum Tode ver- 
urtheilt, dann aber zu einjähriger Haft begnadigt (vgl. Archiv VH, 
161 f.) und dem russischer Seits eine angebliche Erklärung, in wel¬ 
cher er sich selbst als schuldig bekannte, fälschlich untergelegt und 
in den Zeitungen veröffentlicht wurde (vgl. Frankf. Postztg. 1862 
Nr. 67 ), ist endlich begnadigt und am 15. Mai 1862 in seine frühere 
Wohnung nach Warschau zurückgekehrt. Nachdem es aber wieder¬ 
holt geheissen hatte, der päpstliche Nuntius, als welcher zuletzt 
Msgr. Be rar di genannt wurde, rüste sich zur Abreise nach St. Pe¬ 
tersburg, brachte der Telegraph aus Rom, 28. April 1862, die Nach¬ 
richt, die russische Regierung verlange, dass der päpstliche 

1) Wir berichtigen jetzt in Folge gütiger Mittheilung folgende Druckfehler: 
Bd. VII. S. 160. Z. 12. v. ü. lese man Lenczyca statt Lencaye; S. 160. Z. 11. t»nd 
Z. 6. v. u. ist der riohtige Name des Bischofs: Marssewski; S. 161. Z. 14. v. o. 
lese man: Vincenz Pienkowski; Z. 15. v. o.: Yuscinski; Z. 16. v. o.: Ma¬ 
thias Majerczak; Z. 17. v. o.: Thomas Myslinski, Administrator der Diöcese 
Augustowo; Z. 19. v. o.: Valentin Bfcranowski. < - 
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Nuntius, welcher demnächst nach Petersburg gesandt 
werden solle, seine Beziehungen zu dem katholischen 
Klerus in Russland nur durch die kirchliche Kultus- 
direction unterhalte, und desshalb verzichte Pius IX. 
darauf, einen Nuntius nach der russischen Hauptstadt 
zu senden (Köln. BL 1862 Nr. 120.) 

Ein Näheres darüber brachte eine Correspondenz des Pariser 
„Monde“ aus Petersburg vom 30. Mai (vgl. Deutsches Volksblatt 
1862 Nr. 157.): 

»Der römische Hof hat wohl erkannt, dass man nicht einen Nuntius nach 
Petersburg senden kann, ohne vorerst vertragsmässig die Steltung zu bestimmen, 
die er daselbst einnehmen, und die Rechte, die er daselbst wirklich haben soll. 
Die erste Bedingung nun, die der römische Hof steilen musste, war der freie 
Verkehr zwischen dem Nuntius und den Bischöfen Russlands und Polens und die 
Abschaffung Jener Gesetze, die jeden Priester, der mit dem päpst- 
liehen Stuhl oder seinen Abgesandten verkehrt, nach Sibirien 
verbannen. Die russische Regierung hat bis jetzt die Abschaffung dieser Ge¬ 
setze verweigert, dagegen den päpstlichen Stuhl mit der Erklärung zu beruhigen 
gesucht, dass dieselben während des Aufenthaltes des Nuntius in Russland unaus¬ 
geführt bleiben sollen. Die letzten Worte dieser Antwort: »während des Aufent¬ 
haltes des Nuntius in Russland« besagen für’s Erste, dass Russland nur eine zeit¬ 
weilige Nuntiatur in Russland will, worauf der päpstliche Stuhl als nicht wQrdig 
bat niemals eingehen wollen. Was das Versprechen betrifft, die Gesetze nicht 
auszufübren, statt sie abzuschaflTen, so läuft dasselbe auf nichts weiter als auf 
die Verpflichtung hinaus, den Nuntius wegen seines Verkehrs mit den Bischöfen 
nicht nach Sibirien zu schicken. Aber die Bischöfe? Können diese unter dem 
Einfluss der nicht abgeschafften Gesetze frei mit dem Nuntius verkehren? Wür¬ 
den sie nicht immer das Damoklesschwert Ober sich erblicken ? Und wenn sie 
wegen dieses Verkehrs nach Sibirien geschickt werden, was können sie dagegen 
Vorbringen? Man würde ihnen entgegnen: das Gesetz ist nicht abgeschafft, und 
was das Versprechen betrifft, so ist dasselbe ein blosses Gerücht. Könnt ihr das¬ 
selbe schriftlich vorzeigen? Keinesfalls übrigens würde es die Regierung euch 
gegenüber verpflichten. Keine Regierung hat gegen ihre Unterthanen andere Ver¬ 
pflichtungen, als den Wortlaut, der Gesetze, Nun das Gesetz ist da, ist noch 
immer in Kraft, und dieses verurtheilt euch. So würde Russland den Nuntius 
gleichsam in die Stellung eines Agent-Provocateur drängen. Der heilige Stuhl 
hat diesen Anspruch mit dem verdienten Unwillen aufgenommen.« 

Aus Petersburg wurde dagegen unter dem 24. April telegra- 
phirt, der Kaiser habe den Bischof Jakomir nebst zwei anderen Prä¬ 
laten ermächtigt, auf Staatskosten zu der Canonisationsfeier der japa¬ 
nischen Märtyrer nach Rom zu reisen (Köln. Bl. 1862 Nr. 116.) 
Aus dem Königreich Polen haben aber, wie man der „Frankf. Postztg.“ 
aus Posen schrieb, nur die beiden Bischöfe Borowsky von Zytomir und 
Marszewski von Kalisch (vgl. über letzteren Archiv VII. £ 160. 
Note 1.) die Erlaubniss zur Reise nach Rom erhalten; dem Erzbischof 
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, Felinski soll dieselbe nicht ertbeilt worden sein, (Köln. Bl. 1862 
Nr. 143.) 

Noch längere Zeit wurde inzwischen au3 Warschau von neuen 
Verhaftungen t namentlich auch vieler Frauen, wegen Absingens pa- 
triotischer Lieder in den Kirchen gemeldet, so dass der Erzbischof 
Felinski, falls die Verfolgungen in den Kirchen nicht aufhörten, die¬ 
selben förmlich schliessen lassen wollte. (Vgl. Köln. Bl. 1862 Nr. 142. 1, 
Beil., 144. Beil.). Am 13. Februar 1862 hatte nämlich die feier¬ 
liche Wieder-Eröffnung der in Veranlassung der (im Archiv VII, 
161 ff. erzählten) bekannten Vorfälle am 18. October 1861 geschlos¬ 
senen Kathedralkirche zu St. Johann und der Bernhardinkirche, und 
am folgenden Tage auch die Wiedereröffnung der übrigen seit jener 
Zeit geschlossenen katholischen Kirchen Warschaus Stattgefunden. 
Der Erzbischof Felinski hatte bei Wiedereröffnung der Kathedrale: eine 
Rede an das zahlreich versammelte Volk gehalten, worin er von der 
Absingung der verbotenen Hymnen abrieth und für den Fall, dass ; 
weitere Manifestationen unterblieben, die gnädigen Absichten des Kai¬ 
sers verbürgte. (Vgl. Köln. Bl. 1862 Nr. 60. Beil.) Ueber die schwie¬ 
rige Stellung des Erzbischofs Felinski gibt namentlich das folgende 
Schreiben desselben nähere Auskunft, dessen Veröffentlichung in der 
„Gaseta Warszawska“ die russische Censur verbot, und welches 
nach dem „Dziennik Polski“ (vgl. Köln. Bl. 1862 Nr. 140. Reil.) 
wörtlich also lautet: . . ; . ,.. , 

„Air die Redaction der „Gasetä WarszawSka. M So lange die gegen nfrcfi aus- 
gestreuten Gerüchte ein blosses Gassengespräch bildeten, fand ich ea nicht geeignet, 
dieselben zu beantworten; heute jedoch, wo sie sogar von vaterländischem Journalen 
im guten Glauben wiederholt werden, fühle ich mich verpflichtet* zur Feststellung 
der Wahrheit auoh ein öffentliches Organ zu benützen. Zum Ablegen der Trauer 
habe ich nie, weder von der Kanzel herab, noch auch im Britfatverkebre ermahnt; 
jenen Personen jedoch, die diessfalls meine Ansicht einholen wollten, habe ich geant¬ 
wortet, dass Bäk als Priester nur in so weit das Recht zasfeehe, mich in diu'Kleidung ' 
der Frauen hineinzumengen, als eben meine Verpflichtung gebt,: nie zu ermahnen', 
dass sie sich bescheiden und anständig kleiden ; als Pole rwtirde Ich mich jfedoch sehr 
gedemüthigt fühlen, wenn die ^Frauen ohne eine gegründete. Veranlassung Freuden¬ 
gewänder anlegen würden; denn dies würde einen Leichtsinn beweisen, dessen man 
uns auch so oft genug beschuldigt. Die Abhaltung einer Trauerändacht (am 8. April) 
habe^ch,^ keine r Kirche verboten ; selbst habe ich jedoch Öffentlich nicht ceiebrjrfc nicht 
als ob ich die nationale Trauer nicht theilen wollte, sondern, damit ich di^ Nation 
entschieden überzeuge, dass ioh mich selbst durch die edelsten Motive auf jenem die 
Unabhängigkeit der Kirche schmälernden Wege der Manifestationen nicht fuhren lasse, 
wo sich die Weltlichen das Recht anmassen, in der Kirche zu Wirtschaften. Bezug-; 
lieh der Juden endlich habe ich gar kein Circular erlassen, und dieäsfälls gar keine 
Neuerung eingeführt, indem ich den durch so viele Bischöfe gebahnten Weg der 
Achtung vor dem canonischen Rechte und dem Synodalbeschlusse gefye, W^hn es 
also Jemanden gefällig ist, es mir zum Verbrechen anzurechnen, dass ich als Wäch¬ 
ter der katholischen Tradition dieselbe geachtet wissen will, so möge er bedenken, 
Archiv Ar Kltchearecht UL 30 
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dass er zugleich mit mir die Wozqmcz, Fij&lkowski und alle anderen unsere Bischöfe 
verdammt. Sigismund Felix Fellnski, Erzbischof von Warschau. Warschau, 25. 
April 1862. u 

Was von Seiten der rassischen Regierung weiter im Verlaufe des Jahres 
1862 zur Abbülfe gerechter Beschwerden der Polen in kirchlicher Hinsicht ge¬ 
schehen, oder irtt Ganken noch nicht geschehen, sondern bloss theilweise in Aus¬ 
sicht gesteht ist, ergibt sich aus folgenden offlciellen Aktenstücken: 


a. Allerhöchster Ukas vom 8. (20.) Mai 1862 über die künftige 

Organisation des Unterrichtswesens im Königreich Polen. 

(Allgem. Ztg., 1862. Beil. 175. S. 2917, nach dem amtl. Blatt von Warschau.) 

, „ ... In unserer väterlichen Fürsorge für das Wohl unserer Unterthanen im 
Königreich Polen haben Wir ausser anderen denselben verliehenen Institutionen die 
Regierungscommission der Culte und Öffentliohen Aufklärung wie¬ 
der bergest eilt, und gleichzeitig die Reform der bisher im Königreich bestehen- 
den niederen und mittleren Lehranstalten, sowie die Errichtung 
neuer höherer versprochen 1 ). In dieser Absicht haben Wir befohlen, allge¬ 
meine Regeln für die Reorganisation der öffentlichen Aufklärung in Unserem König¬ 
reich Polen nach folgenden Hauptgrundsätzen zu entwerfen: dass die fkziehung die 
religiös-moralische und dassisehe Ausbildung zur (Grundlage erhalte , dabei aber die 
Möglichkeit gewähre, sich die Specialwissenschaften anzueignen, dass sie für Personen 
jedes*Bekenntnisses und Standes zugänglich sei; dass sie einem jeden die Ansbildung 
für alle nützlichen Berufe, sei es nun in Specialinstituten, sei es in den höheren Lehr¬ 
anstalten, erleichtern; endlich, dass in Veranlassung der durch Unsere besondere 
Sorgfalt beabsichtigten Veränderungen in den Verhältnissen des Landvolkes auch die¬ 
sem die Mittel zur Erlernung der Elementargegenstände geboten werden. Nachdem 
wir gegenwärtig das nach diesen Principien von der Regierungs-Commission für Cul- 
tus und Unterricht ausgearbeitete und ira Staatsrath des Königreichs Polen begut¬ 
achtete Statut über die öffentliche Erziehung im Königreich bestä¬ 
tigt haben, befehlen Wir, dieses Statut, welches in das Gesetzblatt einzntragen ist. 
sowie den von Uns durchgesehenen Etat der zu errichtenden Lehranstalten in Aus¬ 
führung zu bringen. Pie Erfüllung dieses, Unseres Willens tragen Wir Unserem 
funct. Statthalter und dem Administrationsrath des Königreichs auf, denen Wir auch 
den Erlass der entsprechenden Verfügungen über die stufenweise Ausführung 
and Entwicklung erwähnten Statuts überlassen. Gegeben in Z&rakoje-Sjelo, am 8. 
(20.) Mai 1862. (Unterz.) Alexander. Der Minister Staatssecretär J. Tymowski.“ 

b. Aas der Bede des Markgrafen Wielopolski , Chefs der Clvilregie- 
rung des Königreichs Polen und ViceprBsident des Staatsratbs, 

bei Eröffnung der Sitzung der allgemeinen Versammlung des 

Staatsratbs zu Warschau am 28. Juni 1862. 

...... - • 1 

(Nach der deutschen Warschauer Zeitung.) 

. . Wegen der vor Se. Majestät gebrachten Beschwerden der rö¬ 
misch-katholischen Geistlichkeit im Königreich Polen hat Se. k. k. 
Majestät-den betreffenden Behörden die Prüfung dieser Beschwerden und Wünsche 
anfzntragen und in Folge der Ihm vorgelegten Erläuterungen und Anträge Seinen 
allerhöchsten Willen aaszudrücken geruht, kraft dessen an diese Behörden Ver- 


1) Die Universität zu Warschau ist auch im Herbst 1862 unter grossem An¬ 
drange von Studirenden eröffnet worden. 
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fügungen ergangen sind, von denen leb mit Vorwissen Sr. Exeeiienz des ftmetio- 
nirenden Statthalters das Glück habe, Ihnen Nachricht za geben. Hinsichtlich det 
gemischten Ehen wurde der Regierangs'Commission Ihr Caltas and AafklS* 
rang aafgetragen, im Einvernehmen mit der Regierungs-Commission der Justiz 
zur Entwickelung des Ehegesetzes von 1836 za schreiten, am die ehemalige Ge¬ 
setzgebung Ober die Schliessung von gemischten Eben wieder herzustellen, und 
einen entsprechenden Entwarf vorzubereiten, unter Berücksichtigung derjenigen 
Grundsätze, weiche durch den apostolischen Stuhl für Rheinpreussen, Bayern und 
Ungarn in besonderen Breves und Instructionen vorgeschrieben wurden; so dass, 
wenn der römische Hof mit der Anwendung dieser Breves und Instructionen auf 
das Königreich Polen einverstanden ist, der von den hiesigen Behörden Vorbe¬ 
reitete Gesetzentwurf dem Monarchen zur Sanction vorgelegt werden könne. Hin¬ 
sichtlich der Correspondenz der hiesigen Geistlichkeit mit dem apostolischen 
Stuhle ist die vor 1845 bestandene Ordnung in der Weise wieder hergestellt 
worden, dass die Correspondenzen, nachdem sie durch die Regierungs-Commission 
für Cultus und Aufklärung dem Statthalter vorgelegt worden sind, von letzterem 
direct der kaiserlich russischen Gesandtschaft in Rom Qbersehickt werden; in der¬ 
selben Art werden die Correspondenzen von dort hierhergehen, mit Ausnahme 
jedoch einiger wichtigeren Gegenstände, zu denen die Entscheidung des Monar¬ 
chen erforderlich ist und die in einem zu diesem Zwecke angefertigten Verzeich¬ 
nisse enthalten sind. Diese müssen in der bisherigen Ordnung zur allerhöchsten 
Kenntniss gebracht werden. Ebenso ist verordnet worden, dass die Cultns-Com* 
mission der Einberufung von Synoden, nach Einvernehmen mit den Staats¬ 
behörden, keine Hindernisse entgegenstelle. 

Noch viele andere Wünsche der Geistlichkeit haben durch entsprechende 
Verfügungen an die Cultus-Commission eine günstige Erledigung gefunden, wie 
z. B. hinsichtlich der Verbesserung der Subsistenz der ausgedienten Ca- 
pläne, der Reorganisation des Instituts für emeritirte Priester, der Verwendung 
geistlicher und supprimirter Fonds und vieler anderen Gegenstände, die ich nicht 
namentlich auflzählen will. Bezüglich einiger Angelegenheiten wurde der Cultus- 
Commission aufgetragen, sich auf gehörigem Wege mit der Geistlichkeit in’s Ein¬ 
vernehmen zu setzen, um dieselben in erwünschter Weise zu erledigen. Hierzu 
gehört die Prüfung der bisherigen Vorschriften Über Bau und Reparatur von Kir¬ 
chen und die Vorbereitung eines vereinfachten Verfahrens in dieser Hinsicht, 
ebenso die Prüfung der Grundsätze über die neuen Ausweise der geistlichen 
Güter Und die Reorganisation der geistlichen Akademie und der Seminare. End¬ 
lich erhält die Regierungs-Commission der Justiz den Auftrag, die Angelegenheit 
bezüglich der Vorschriften des Criminalrechfes gegen gewisse Fälle der Verfüh¬ 
rung und des Abfalls vom Glauben, so wie hinsichtlich des Verfahrens mit 
Geistlichen auf dem Criminalwege bei dem Entwürfe eines neuen Strafgesetzes, 
und Criminalprozesses in’s Auge zu fassen. 

Es ist der Wille Sr. Majestät, dass neben der Aufrechterhaltung des ober¬ 
sten Ansehens der Regierung und neben den Rechten jedes Glaubensbekenntnisses 
im Lande, die römisch-katholische Geistlichkeit bei uns diejenige Bedeutung ge- 
niesse, welche ihr aus Rücksicht darauf zukommt, dass eine so überwiegende 
Anzahl von Unterthanen Sr. k. k. Majestät im Königreiche Polen die römisch- 
katholische Religion bekennt.« 

Diese Rede, so bemerkt das Rottenburger Kath. Kirchenbl. 1862. 
Nr. 2. (reifend, riecht noch stark nach Cäsaropapismus und zeigt, wie schwer es 
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der rassischen Regierung wird, gegen dje katholische Kirche gerecht za werden. 
Der Verkehr mit Rom bleibt fortan aufs Strengste Qberwacht. Die gegebene 
Erleichterung ist ganz, illusorisch. Ist es der polnischen Kirche nur gestattet, 
durch die Hand der russischen Polizei mit dem Oberhaupt der Kirche za verhan¬ 
deln, so heisst das den Verkehr faktisch unmöglich machen. Für die sonstigen 
grossen Beschwerden der Katholiken in Polen ist erst eine Abhilfe zngesagt. 
Wie lange wird sie auf sich warten lassen? 

c. Das Gesetz Ober die bürgerliche Gleichstellung der Juden im 

Königreich Polen. 

Unter dem 20. Juni brachte der »Dziennik Powszechni« zu Warschau einen 
kaiserlichen >Uk«s, die bürgerlichen Rechte der Juden betreffend. Es sind 
dadurch die Schranken zwischen Christen und Juden bis auf den Grund nieder-' 
gerissen. Ob HumonitätsrücksichCen oder politische Speculattonen auf den Enthu¬ 
siasmus jüdischer Banquiers in Betreff der damals emktirten neuen russischen. 
Anleihe das Motiv gewesen sind, vermögen wir nicht mit Bestimmtheit zu ent¬ 
scheiden. Ans der »Neuen Preuss. Ztg.« 1862. Nr. 146. und den »Köln..' 
Bl. 1862. Nr. 181. stellen wir folgenden Auszug des Gesetzes über die. bürgerliche 
Gleichstellung der Juden zusammen. Es erklärt die Vorschriften des Judengesetzes 
von 1808 für unvereinbar mit den neuen Institutionen, und gestattet daher den Juden , 
den Erwerb von Landgütern (was bisher nur ausnahmsweise den dazu 
vom Kaiser ernannten Ehrenbürgern israelitischer Religion gestattet war) aber 
.unter der Beschränkung, dass israelitische Gutsbesitzer vor Ablauf der ersten 
zehn Jahre keine obrigkeitliche Gewalt anf ihren Gütern ausüben dürfen, sondern 
den von der Regierung zu bestimmenden Woytgminy (Polizei- und Gerichts-Ver¬ 
walter) zu salariren haben. Das kirchliche Präsentations- und Patro-, 
natsrecht ruht, so lange das Gut in dem Besitze eines Juden ist 
und. wird in, dieser Zeit von der Staatsbehörde ausgeübt; der jüdische Gutsbesitzer . 
ist jedoch verpflichtet, alle auf dem Besitzthum haftenden kirchlichen Lasten zu 
tragen, Ebenso können die Juden Grundstücke in allen Städten und Marktflecken 
ohne Ausnahme; erwerben. Alle sogenannteu Judenreviere in den Städten (Ghettos) 
sind aufgehoben* und.es steht den Jüden frei, in allen Städten des Königreiches 
und |n a|Ien Strassen ohne Unterschied zu wohnen, selbst die Städte nicht aus¬ 
genommen, welche städtische Privilegien besitzen. Ferner ist den Juden erlaubt,^ 
auf Dörfern zu wohnen; ebenso ist ihnen erlaubt, in den in der Zoll- oder Bin¬ 
nenlinie liegenden Städten und Dörfern (drei Meilen von der Grenze) ihren Wohn- , 
sitz zu nehmen, was bis dahin verboten gewesen. Von jetzt an. können Jaden 
als Zeugen bei Notariatshandlungen dienen,, was bisher verboten war. Ebenso, 
werden die Vorschriften der Criminalordnung, dass , kein Jude als Zeuge .in Cri- 
minalprozessen gelten kann, aufgehoben und es hat, ein jüdischer Zeuge vollen., 
Glauben. Die bisherige Form der jüdischen Eidesleistung, nämlich Anziehen des 
Storbckittels und des Tatyrs und Vorsagen der Formel in hebräischer Sprache, ist 
fortan, aufgehoben. Jedoch bleibt ein besonderer Eid für die Juden, den sie,, die 
fünf Bücher Mosis in der Hand haltend, »bei Gott Adonai, dem Gotte Israels, aus 
rernem Herzen, ohne jeglichen anderen verborgenen Gedanken« nach den betref¬ 
fenden, Ermahnungen durcb ; den Rabbiner,, in dessen und des Gerichtsbeamten 
Gegenwart in der Landessprache schwören. Von nun an soll nämlich kein Jude\ 
ein ^ost^ment, einen Vertrag,. Wechsel, Becbnung, kaufmännische Bücher,. Cor¬ 
respopdenzen qder irgend sonst welche Verhandlungen in hebräischer, jüdisch- 
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deutscher, oder in einer anderen Sprache mk 'jÄdischen Buchstaben schreiben 
oder unterschreiben, bei Strafe völliger Ungültigkeit des Schriftstücks. Es sind 
die Juden von nun an verpflichtet, in ihren Verhandlungen, sie mögen Namen 
haben, welche sie wollen, sich der polnischen oder sonst gewöhnlichen Schrift- 
reichen zu bedienen. Der kaiserliche Ukas schliesst damit, dass der Administra¬ 
tionsrath des Königreiches stufenweise die auf den Juden ausnahmsweise haften¬ 
den Abgaben und Lasten und alle Beschränkungen in Bezug auf Handel, Industrie, 
Gewerbe und Handwerk aufheben werde. 

Nachtrag: Im Januar 1863 brach bekanntlich anlässlich der gewaltsamen 
nächtlichen Eecrntirung in Russisch-Po len ein ohne Zweifel schon längen vorbe¬ 
reiteter Aufstand aus t Im April meldeten die Zeitungen namentlich auob von dem 
Verbote der Prozessionen in Warschau durch die Regierung und einem dessfalls mit 
dem Erzbtechof Felinski abgebrochenen Conflicte. Zur Charakteristik der Zustände 
während dieser Revolution theilen wir als Beispiel folgenden Bericht mit, den die 
Allg. Ztg. 1863. Nr. 119. dem Dresd. Journal entnimmt: 

d) Der Bischof-Administrator, apost. Vicar der Kielce-Krakauer 
Diöcese* an Seine Exc. den Erzbischof und Metropolit von War¬ 
schau, v. Felinski. Kielce, den 27. März 1863. 

„Ich halte es fUr meine Pflicht, Ew: Excellenz zu benachrichtigen, dass ich am 
28. Februar Sr. Excellenz dem Chef der Civilregierung, sowie der Regierungscom¬ 
mission des Cultus und der öffentlichen Aufklärung, um Schutz des Gesetzes er¬ 
suchend, folgendes mitgetheilt habe: 1) dass, nachdem die Stadt Miechoff am 17- 
Februar niedergebrannt wurde und Alles sich schon beruhigte, der Gottesdienst wegen 
des Verbotes und der Drohungen seitens der Truppen nicht gehalten werden konnte, 
obgleich die Pfarrgenossen die Oeffnung der Kirche und Gottesdiensthaltung wünsch¬ 
ten; 2) dass am 2. Februar d. J. nach dem Treffen bei Malogoszcz und Verbrennung 
dieser Stadt durch die russischen Truppen eine Soldatenabtheilung in die dortige 
Pfarre eingefallen, dort dem Priester Stanislaus Miohaiski, einem 73jährigen Greise, 
der als Emcritirter bei der Kirche wohnte, vier Wunden beibraohte, in Folge deren 
er am 26. d. M. u. J. gestorben ist. Das ganze Gebäude wurde nebst dem Inven- 
tarium verbrannt und die Pfarre au Grunde gerichtet. Ferner habe ich am 24. März 
der Regierangscommission und dem Kriegschef des Gouvernements Radom folgende 
Ereignisse berichtet: 3) dass nach dem Gefechte zwischen den Truppen und den 
Insurgenten in Miechoff das Leichenbegängniss der Gefallenen der Geistlichkeit 
verboten wurde; dass diese Truppen den Pfarrer seines ganzen Vermögens be¬ 
raubten, sich in seiner Wohnung und in den Wohnungen seiner Vicare einquartier^ 
ten, ihre Schildwache um die Mauern der Kirche am Kirchhofe stellten, was die An¬ 
sammlung von verschiedenen, diesen heiligen Ort verletzenden Unreinigkeiten verur¬ 
sachte; dass durch eine solche Einschliessung der Kirche durch das Militär dem 
Volke der Eintritt in die Kirche und die Theilnahme an den heiligen Sacramenten 
verhindert wurde, und diese Dienste können um so mehr hiebt geleistet werden, weil 
der Pfarrer allein, ohne eine Wohnung für seine Vicare zu haben, sich in der Bedie¬ 
nung von etwa 6000 im Spital und Kirchspiel unter gebrachten Verwundeten wird nicht 
helfen können, um so .mehr da er sich,, seines Vermögens, und seiner zwei Bedienten 
(deren einer getödtet, der andere verwundet wurde) beraubt, mit den erqtep Lebens- 
bedürfoissen nicht versorgen kann. 4) Endlich habe ich am 18. März an Se. k. 
Hoheit den Grossfürsten Constantin, Statthalter im Königreiche, ein Gesuch einge¬ 
reicht und darin um Freilassung der eingekerkerten Priester dieser DiÖcese, 
Zwiklinski, Biedronski und Wronski, ersucht, bis jetzt aber keine Antwort auf diese 
Rapports und Gesuche erhalten. 

(gez. P. Mattias Majeretak, Bisehof. (gez.) P. Zajtzi“ 
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IV. PnaMen. 

Instrumentum approbationis pro cura animarum (armi 1863 menoia 
Mart.) in archidioecesi Coloniensi. 

Joannes, sanctae romanae eeclesiae sub titulo S. Laurentii in Viminati, presbyter 
eardinalis de Geissei, miseratione divina et s. sedis apostolicae gratia arcbi- 
epfecopus Coloniensis, ejasdem s. sedis apostoiieae legatos natos etc. etc. 

Venerabili devote Nobis dilecto Domino 
salutem in Domino. 

Quum diligenti exaraine secundum Conciüi Tridentini et Summorura Ponti- 
fteum sanctiones instituto idonens compertns sis et paratus, omnia decreta et sta- 
tnta tum generalia, tarn hnjns Archidioecesis Nostrae particolaria observare, 
anctoritate qua fungimur hac in parte ordinaria, per praesentes liceniiam tibi 
concedimus et facoltatem impertiraur in 

doratnras, nt sacramentales confessiones utriusque sexus Christi fldelium in 
Archidioecesi Nostra ad te venientinm (non tarnen monialinm) excipere, eosdem 
poenitentes injuncta prius salutari poenitentia in forma Eeclesiae consueta et pro 
foro duntaxat consdentiae ab omnibns censuris et peceatis, etiam ab exeommu- 
nicatione lata in procurantes abortum, ceterisqne casibos ordinariae Nostrae joris- 
dictioni reservatis (exceptfs infrascriptis), non vero a casibos Sommo Pontifici 
reservatis, ex qoibus eos, qui flrequentius occorrere possuni, infra positos inve- 
nies, absolvere, verbum Dei praedicare, aliaqne Sacramenta, quoram administratfo 
Hs competit, qoibus cora animarum commissa est, libere et litite conferre valeas. 

Insuper auctoritate Nobis a S. Sede Apostolica delegata faeuitatem tibi 
concedimus, luctantibus in extremo agone Apostolicam benedictionem cum indul* 
gentia plenaria in forma a Benedicto XIV. praescripta impertiendi. 

Volumus autem, ut bas litteras exbibeas parocho, ad quem mitteris, et 
commissario a Nobia constituto 

in cqjus manus fidei professionem emittes juxta formulam 

a Pio IV. praescriptam. 

I. Casus Summo Pontifici reservati. 
t. Haeresis formalis externa licet occulta. Bulla Coenae. 

2. Dueltum, cujus peccati rei sunt etiam patrini, suasores, spectatores et 
quocunque modo cooperantes. Clement. VIII. Constit. lUius vices. Benedict. XIV. 
Constit. Detestabilem. 

3. Mercimonium missae stipendiorum. Benedict. XIV. Constit. Quanta 

cura. 

4. Falsa aecusatio de crimine sollidtationis, facta ex odio, ira aut alia 
indigna causa. Benedict. XIV. Constit. Sacrament. Poenit. 

5. Attentats absolutio complids. Bened. XIV. ibidem et Deelarat. Apo- 
stolici. 

6. Simonia realis vel confldentialis. Urban. IV. Extrav. Sane ne; Paul II. 
Extrav. Quum detestabüe et S. Pii V. Constit. Intolerabilis et Constit. 
Quum primum. 

7. Violatio dausurae monialium ob malum finem. Clement. VIII. Decret. 
&. Congreg. Episr. et Regul. 

8. Violenta manuum injectio in clericum vel monaebum. Cencil. Lateran. 
U. can. Si quis suadente. 
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0. Censara lata in socios sectarum clahdestinarum earomqne fautores. 
Leon. XII. Constit. Quo graviora. 

II. Casus Nobis reservati. 

1. Injectio manuum violenta in parentes cum Iaesione. 

2. Sacrilega calicum, ciboriorum, ostensoriorumqne ex ecclesiis sacellis- 
qua ereptio. 

Instructio pro confeSsariis. 

1. AS. Sede Apostolica facultas Nobis cum potestate %ubdelegandi eon- 
cessa est, absolvendi a casibus Summo Ponliflci reservatis; quare, quoties talis 
casus occurrerit, confessarius facultatem absolvendi a Nobis petat aut mittat poe- 
nitentem ad Majorem Nostrum Poenitentiarium vel ad alium sacerdotem facultate 
debita praeditnm. 

2. Sciat confessarius, se omni prorsus jurisdictione carere in complicem 
peecati gravis contra sextum Decalogi praeceptnm. Bened. XIV. Constit. Sacra- 
ment. Poenit. et Apostolid muneris. 

3. A peccato incestus vi hujas rastratnäiti quivis confessarius absolvere 
quidem potest; amissum vero tali crimine jus petendi debitum conjugale nequit 
restituere, nisi specialem ad hoc a Nobis obtinuerit facultatem. 

4. Confessarii parce, caste et quam cautissime interrogent circa peccata 
carnis; non promiscue omnia ab omnibus rogent, ne poenitentibus dent scanda- 
Inm, neve simplices doceant peccata, quae ignorant. 

5. Nomina ipsorum poenitentium confessarii non exquirant, recte vero, 
dum ignoti accedunt, eornndem statnm, ut circa ea peccata, quae cujusque pro* 
pria sunt, v. g. parentum, flliorum, superiorum, sacerdotum, conjugum, coelibum, 
patrum familias, famulantium, mercatorum, opificum etc. prudenter et discrete 
examieari queant. Complicum vero nomina nemo ünqnam sub quovls praetextu 
inqulrat, memor Constitutionum, quas bae de re edidit BenediCtus XIV. Suprema. 
Ubi primum. Ad eradicandum. 

6. Meminerint confessarii, poenitentem, quaecunque persona lila sit, vel 
in actu sacramentalis confessionis, vel ante vel immediate post confessionem, vel 
occasione aut praetextn confessionis, vel etiam extra oeCasionem confessionis in 
eonfessionall sive in alio loco ad Confessiones audiendas destinäto aut electo cum 
simulatione audiendi ibidem confessionem, ad inhbnesta et tnrpia 'ab aiiquo cön* 
fessario sollicitatum vel provocatum non posse absolvi, antequam talem confes* 
sarinm Ordinario denuntiaverit, vel saltem, si temporis angustiae absotutlonem 
differri non patiantur, promiserit, se brevi satisfacturum esse obligationi denuntia» 
Monis. Cfr. Greg. XV. Constit. Universi dominici gregis et Bened. XFV. 
Constit. Sacramentum poenitentiae. 

7. Erga omnes poenitentes confessarii benignos, affabiles et misericordes 
se exhibeant; erga feminas autem potius severos, ,quam familiäres se praebeant 
in confessione; breviter eas expediant, praesertim si crebrius conflteantur; nec 
de rebus ad confessionem vel salutarem instructionem non pertinentibus in con¬ 
fessione cum ipsis loquatur; neque eas ad nimis frequenter confltendum invitent, 
sed polius inducant et excitent, ut vitam serio emendent, et saltem In eo confl- 
tendi intervallo acquiescant, quod plerisque etiam moniaiibus praescribitur; extra 
eonfessioneih vero eo ipso, quod ipsarum confessarii sint, ab earum famjiiaritate 
sibi abstinendum esse sciant. 
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8. Quamvjs confessarius pjro sua munere poenilentes in vüa spirituali 
insiituere debeat, neminem tarnen ad sibi conflteudunj inditcaX; imo id promiUere 
vel vovere volentera prohibeat. Si quis poenitens alium confessarium adeundi 
faeultatem petierit, vel ea non petita alium «dierit, id sibi gratum esse quivis 
eonfessarius benigne ostendat. 

9. Nullo modo confessarii utantur notitia ex confessione accepta. Intole- 
rabile est, quosdam adeo sui muneris oblivisci, ut etiam in conviviis loquantur 
de iis, quae in confessione audierint. Imprimis autem caveat sacerdos omnino, 
ne verbo, vel signo vel alio quovis modo prodat aliqnatenus peceatorem; sed si 
prudentiori consiljp indiguerit, illud absque ulla expressione personae caute requi- 
rat; quoniam, qui peccatuin in poenitentiali judicio sibi detectum praesumpserit 
revelare, non solum a sacerdotali oflleio deponendum decernimus, verum etiam 
ad agendam perpetuam poenltentiam in arctum monasterium detrudendum. Conc. 
Lateranen. IV. Decret. 21. 

Datum Coloniae anno Domini 186 . . 


Literatur. 

1. De flniam Inter ecclesiam et civltatem regundorum judicio quid medii 
aevi doetores statuerint, scripsit Aemlllu* Friedberg, Dtr. 
jur. Dr. Ex offlclna Bernhard! Tauchnitz. Lipsiae 1861. VIII et 
251 pagg. 8. (iVa Rthlr.j 

Eipe Berliner Inauguraldissertation, welche der Yerf. seinem Lebrer Prof. Dr. 
Richter gewidmet hat. Buch I. handelt cap. 1. de sacerdotio et imperio secun- 
dum ecclesiasticam doctrinam (p. 5—31.); c. 2. de imperio et sacerdotio seeun¬ 
dun» illorum doctri^as, qui medii aevi temporihus ecclesiasticis scripto- 
ribus. adversabcmtitf (p. 32—78.); Buch II.: de flnium toter ecclesiam et civi- 
tatem regundorum judicio quid medii a.evi leges statuerint, K) de libertate 
civitatis: de regum atque imperatorum condicione (p. 81—87.), de jurisdietione 
ecclesiastica (p. 87—154.), de excoramunicationis vi atque de placeto regio 
(p. 154—165.); B) de libertate ecclesiae: de paparum potestate, electlone, 
depositioue, de conciliqrum convocatione. (p. 166—169), de beneflciorum colla- 
tlone, de investiturae jure, de nqminationibus, de jure primarum precum (p. 169 
—188,), de immuaitate bonorum ecclesiasticorum, de jure amortisationis, de veeti- 
galibus (p. 183—219.), de regaliae atque spolii jure (p. 220—226.), de reliquis 
principum circa sacra juribus (p. 227—236,). Zwei Excurse enthalten noch wei¬ 
tere literarische Belege, pameptlich Ober die im Mittelalter theils gegen die da- 
nplige grosse Ausdehnung der Gewalt der Kirchenoberen über weltliche Dinge, 
theils gegen die Kirche Oberhaupt aufgetretenen Schriftsteller. 

Der Verfasser hat fleissig Literatur und Quellennotizen gesammelt, aber 
dieselben theils in einer rein Susserlichen, theils in einer den Geist des Mittel¬ 
alters entstellenden Weise zusammengestellt. Die ganze Darstellung ist so ge¬ 
halten, als wenn die Kirche, indem sie ihre eigentbQmlichen Kirchlichen und 
unveräusserlichen Rechte auch in der Gegenwart gegenüber Eingriffen der Staats¬ 
gewalt vertheidigt, wiederum den mittelalterlichen dem damaligen positiven, histo¬ 
risch, und, insofern man in der Geschichte die Hand der göttlichen Vorsehung erblickt, 
auch nach göttlichem Rechte, begründeten öffentlichen Rechtszustand einer welt¬ 
lichen Oberhoheit der Päpste über die Staaten der Erde beanspruchen wolle. 
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Dos ganze mittelalterliche Verhältnis« von Staat and Kirche, hatte abgesehen von 
anderen historischen Gründen. namentlich auch die Einheit des Glaubens zur 
Voraussetzung. Aus der damals herrschenden Einheit des Glaubens entstanden 
die mannigfachsten Verbindungen und Vereinigungen staatlicher und kirchlicher 
Zwecke und Institute, zahlreiche Anschauungen und Verhältnisse, die man nur 
durchaus unrichtig anf die Gegenwart bezieht. Es ist ebenso ungerecht als un- 
billig, wenn man die kirchliche Auffassung des Verhältnisses zum Staate nach 
abgerissenen Sätzen benrtheilen will, die vor Jahrhunderten entweder unter ganz 
anderen Verhältnissen ausgesprochen oder Jener Zeit nur angedichtet worden 
sind. (Vgl. auch unsere Bemerkungen in den Heidelberger Jahrbüchern 
1862. Nr. 29. und in der Kath. Literaturzeitung 1862. Nr. 31. S. 253 f.) 

Vering. 

2. Dio zwei allgemeinen Conoilien von Lyon 1245 nnd von Gonstanz 1414 
über die weltliche Herrschaft des heiligen Stahles, ln Betracht ge¬ 
zogen von Dr. Aug. Theiner, Priester des Oratoriums nnd PH- 
fect der geheimen Archive des Vaticans. Vit bisher noch nicht ver- 
Bffentlichten historischen Documenten. Ans dem Italienischen über¬ 
setzt. Freibarg i. Br. Herder, 1862. XVII n. 64 S. 

Im Vorwort d. d. 17. December 1861 macht der Ueberselzer, der Heebw. 
Bischof von Feldkirch, Dr. Fessler auf die Bedeutung der vorliegenden Schrift 
aufmerksam. Die sog. römische Frage ist, wie er des Näheren auseinandersetzt, 
in politischer wie in kirchlicher Beziehung so wichtig, dass jeder neue Beitrag 
zur richtigen Beurtheilung derselben erwünscht sein muss. 

Pater Tbeiner legt zuerst in Betreff der weltlichen Herrschaft des heili¬ 
gen Stahles kurz die jetzige Lage und die Ansicht der ganzen katholischen Welt 
darüber dar und zeigt sodann, wie die Kirche sich im 13. Jahrhundert in einer 
ganz ähnlichen Lage befunden, und wie damals ein allgemeines Concll zu Lyon über 
die weltliche Herrschaft geurtheilt babe. Er schildert darauf in seinen Hauptmo- 
menten den Kampf Friedricb’s II. mit den Päpsten Gregor IX. und Innoeenz IV. 
und besonders die Verhandlungen des Concils von Lyon, das mit der Bannbulle 
gegen Friedrich II. endigte, weil er sich durch die Usurpation des Erbgutes Petri 
des Verbrechens der Majestätsbeleidigung schuldig gemacht babe. 

Im zweiten Theile seiner Scbrift zeigt der Verfasser, wie die Väter des 
Constanzer Concils den Grundsatz der Lyoner Versammlung über die Unantast¬ 
barkeit der weltlichen Herrschaft des heiligen Stahles ebenso feierlich durch ihre 
Handlungsweise bestätigt haben, indem sie den Kirchenstaat recht eigentlich als 
Eigenthum der ganzen Kirche betrachteten und demgemäss während des Schisma’s 
die Regierung derselben übernahmen, wie sich dies ans den in einem Anhänge 
abgedrackten Schreiben des Concils an die Bürger von Viterbo und Corbeto ergibt. 

__ Christian längen .* 

HI I 8 c e 11 e. 

Eine Klage anf Vermögensentschldignng gegen einen Bischof wegen 
kirchlichen Verbotes einer irreligiösen Zeitschrift 

Der hochw. Apost. Provicar N. Ad am es im Grossherzogthum Luxemburg 
bat unter dem 2, December 1862 in einem Hirtenscbreiben gegen die schlechte Tages* 
presse den seiner geistlichen Gerichtsbarkeit unterstehenden Gläubigen ein in Luxem¬ 
burg (erscheinendes irreligiöses Blatt, den „Courier“ zu lesen verboten. Sofort sand¬ 
ten mehrere Hunderte von Abonnenten das Blatt zurück. Der Redacteur jenes Blot-' 
te# hat darauf gegen den Oberhirten eine Klage auf Schadensersatz hei der weltlieben 
Behörde erhoben. (VgL Köln. Bl. 1863. Nr. 12. Luxemb. Wort 1863. Nr. 60.).' 
UeJ)${ das lppjhl^chQ Bücher- und ScferiAexurerbot im AUgomtiiftfiB bittfia wk , 



476 Klage gegen einen Bischof auf Vermftgens*EntscMd. wegen Bücherverbote*. 


Archiv UL, 674 ff. und in der dort besprochenen Schrift Fea.’sler’s (Wien, 1856) 
nachzulesen. 

Der Kirche steht das Recht zu, zur Erreichung ihres nothwendigen höchsten 
Sieles die ihr von ihrem göttlichen 8tx#ter hinterlassene Gewalt auch dann auszuüben, 
wenn ihre Akte einen in direct en Einfluss auf das bürgerliche Leben haben sollten. 
Dies fuhrt Papst Clemens XI. in seiner Constitution Accepimus vom 11. Januar 17X5 
näher aus. Beispiele soloher kirchlichen Akte der geistlichen Gewalt, die eine indf- 
reete Wirkung auch im bürgerlichen Leben äussern, enthält das allgemeine kirchliche 
Gesetzbuch unter Anderem in c. Solitae 6. x. de major. et obed. 1. 33.; c. Novit . 
13. x. de judiciis 2. 1.; c. Tuam 3. x. de ordine cognit. 2. 10.; c. Per venerabilem 
19 . x. qui filü. 4. 17.; c. Excommunicamus 13. x. de haereticis 5. 7. (desumpt. ex 
Concil. oecum. Lateranan. 1215.); o. Ad apostolicae 2. de sent. et rey ud. in VL 2. 14. 

Wir wollen hier noch ein Beispiel der indirecten Wirkung eines solchen Ver¬ 
botes auf die bürgerlicheu Verhältnisse anführen. Ein Priester der Diocese Blois, 
Namens Guettee, hatte vor einigen Jahren einem Buchhändler ein Werk unter 
schriftlich stipulirten Bedingungen in Verlag gegeben und somit einen Contract mit 
dem Verleger geschlossen, der nach der französischen Gesetzgebung der Gerichtsbar¬ 
keit der Kirche nicht unterstand. Als aber das Werk kurz nach seinem Erscheinen 
von der kirchlichen Censurbehörde verboten wurde und in Folge dieses Verbote» 
keinen Absatz finden konnte, nahm der Pariser Gerichtshof keinen Anstand, die indi- 
recte bürgerliche Wirkung des kirchlichen Urtheils anzuerkennen und zu erklären, 
dass sie eine aolche sei, mit der der eingegangene Vertrag nicht bestehen könne; der 
Verleger sei daher wegen der inzwischen erfolgten kirchlichen Sentenz nicht verpflich¬ 
tet, das contractlich stipülirte Honorar auszuzahlen. (Bouix, de judiciis ecclesiastiois, 
tom. I. p. 76.) 

Wenn die katholische Kirche in Frankreich und Luxemburg den weltlichen 
Arm auch nicht in Anspruch nehmen kann, um ihre gesetzlichen Anordnungen nnd 
richterlichen Urtheile an den sie betreffenden Personen und Sachen in Ausführung zu 
bringen, so ist ihr doch die freie Ausübung ihrer Gerichtsbarkeit durch das Concor- 
dat vom 15. Juli 1801 gewährleistet und sie kann desshalb nioht nur nach dem cano- 
nisehen Rechte (Conc. Trident, sess. XXV. c. 3. 14. de Ref.) zu Censuren und Kir¬ 
chenstrafen greifen, sondern auch fordern, dass die weltlichen Gerichtshöfe sie in der 
freien Ausübung ihrer Gerichtsbarkeit nicht hindern. Denn indem die Regierung ein¬ 
gangs des Concordates die katholische Kirche anerkennt (recognoseit), stellt sie durch 
Art. I. die freie Ausübung der katholischen Religion fast (Religio catholioa libtra 
exercebitur); hiemit ist der Kirche aber auch die freie Ausübung aller ihr nach gött¬ 
lichem und natürlichem Rechte zustehenden Gewalten, der gesetzgebenden, richter¬ 
lichen und vollziehenden, gewährleistet. 

Was die kirchenrechtlichen Folgen der bei der weltlichen Gerichtsbehörde 
eingebrachten Klage des Herausgebers aes Courrier’s gegen das Urtheil des Oberhir¬ 
ten betrifft, möge schliesslich noch kurz bemerkt werden, dass der Kläger dadurch 
den in der Bulla Coenae allen Feinden der Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche 
angedrohten kirchlichen Strafen verfallen ist. (Phillips, Kirchenrecnt £1. Bd. §. 112. t 
appeüatio tanquam ab abusu.) X. 

Anmerkung der Redaction. Es sei uns erlaubt, hier an zwei Rechts¬ 
regeln zu erinnern, die, auf den vorliegenden Fall angewendet, über dessen rechtliche 
Entscheidung keinen Zweifel gestatten: 

1. Nemo damnum facit, nisi qui id fecit, quod facere jus nou habet Paul. 
Leg. 151. Dig. de div. regul. jur. (50, 17.) 

2. Quod quis ex culpa sua damnum sentit, non intelligitur damnum sentire. 
Pompon, Leg. 203. Dig. L c. 

Auoh noch eine dritte, nicht minder einleuchtende Regel lässt sich hieher be¬ 


ziehen : 

Secundum naturam «st; commoda oujusque rei eum sequi, quem aequuntur in 
commoda Leg. 10. Dig. de d. R. J. (50,17.) Qui sentit onus, sentire debet commodum, 
et e contra. Reg. LV. d. R. J. in VI 0 . (5, 12.) 

Bringt die Trennung der Kirche vom Staat einem Red&cteur den Vortheil, 
seine politischen Rechte der Gewissensfreiheit und der Pressfreiheit gegen die Kirohe 
und die bischöfliche Autorität gebrauchen zu können, So muss er sich auoh den Nach¬ 
theil gefallen lassen, der daraus für ihn entspringt, wenn der Bischof seine bischöf¬ 
lichen Rechte gegen ihn gebraucht. Und schützt die Staatsgewalt die Kirche nicht 
gegen die Auflehnung und den Abfall ihrer Glieder, so kann sie auch die kirchlichen 
Behörden nicht hindern, ihr Ansehen und ihre kirchliohe Gewalt dagegen geltend zu 
machen. 

Darum hat auoh der preussische Gerichtshof zur Entscheidung der Competenz- 
conflicte unter dem 30. Mai 1857 die Entsohädigungsklage des excommnnicirten Kauf¬ 
manns Sonntag zu Koblenz gegen die Schullehrerin Grisar , welche ihren Schul¬ 
kindern den Besuch seines Verkaufsgewölbes untersagt hatte, eben so abgewiesen, 
wie der Pariser Gerichtshof die Honorarforderung des Abbe Guettte für sein von 
dar kirchlichen Cwurbehörde verbotene» Buch. (Vgl. Archiv Bd. tt. S. 716.) (Moy.) 
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Zusätze und Berichtigungen. 

Im Bd- VIDL bitten wir ausser den in diesem Bande S. 129. Note 1. bezeich- 


neten Druckfehlern noch Folgendes zu berichtigen: 



S.. 

202 Z. 2. v. u. 

lese man: 

theokratischen statt theoretischen. 


s. 

355 Z. 2. v. o. 

r 

n 

oben Bd. VII. 8 442. Note 1. 


s. 

431 Z. 9. v. u. 

77 

n 

Nr. 5. statt 4. 


s. 

467 Z. 19. v. u. 

77 

w 

Dno statt Duo. 


s. 

469 Zu 17. v. u. 

77 

7» 

sep^arabile statt sepasabile. 


s. 

„ Z. 6. v. u. 

w 

n 

seu statt ac. 


s. 

„ Z. 1. v. u. 

n 

77 

eique statt eisque. 


s. 

470 Zu 19. v. o. 

n 

77 

wird statt wurde. 


s. 

„ Z. 20. v. o. 

77 

n 

unabhängig statt unabliäng. 


s. 

„ Z. 21. v. o. 

»1 

n 

trennende statt kommende. 


8. 471 Z. 2. v. o. 

77 

77 

e statt et. 


s. 

w Z. 14. v, o. 

77 

75 

opponitur statt opponitus. 


s. 

n Z. 21. v. u. 

n 

n 

Frau statt Form. 


s. 

„ Z. 24. v. u. 

r) 

77 

fz o t x e t a statt orapxta. 

Bd. IX. S. 

70 Z. 11. v. u. 


77 

Verlassenschaft. 

n 

s. 

175 Z. 20. v. u. 

n 

77 

einem propagandistischen statt nimmer 






propagandisoheo. 

77 

s. 

176 Z. 23. v. u. 

soll das Wort kirchlichen zu Anfang der Zeile wegfallen. 

77 

s. 

193 Z. 10. v. ü. 

lese 

man: 

Canon es statt Canonisten. 

« 

8 . 

196 Z. 20. r. o. 

77 

77 

efficiatur statt officiatur. 

n 

s. 

„ Z. 14. v. u.: 

angegeben werden, obschon . . . 

77 

8; 

198 Z. 25. v. o. 

lese 

man: 

Fogaras statt Pogaras. 

V 

S. 

282 Z. 11. v. u. 

r > 

77 

Düsseldorf, Trier und Coblenz. 

i) 

s. 

336 Z. 17. v. o. 

77 

77 

Leronis statt Bronis. 

r> 

8. 

n Z. 19. v. o. 

77 

77 

Dutsehe statt Deutsche. 


ooogfrfro» 






















